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Herrn Dr. jur. Ernst Friedrich Sieveking 

dem Präsidenten 

des 

Hanseatischen Oberlandesgerichtes 

gewidmet 
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Vorrede. 

Ein praktisches Lehrbuch des deutschen Seerechtes — damit habe 
ich eine Lücke ausfüllen wollen, welche in der jetzigen Literatur vor- 
handen ist Diejenigen, welche sich eingehender mit der Materie 
befassen wollen, müssen die großen Kommentare und das leider noch 
nicht vollendete Handbuch des Seerechtes von Dr. Wagner und Pro- 
fessor Pappenheim zur Hand nehmen. Mein Gedanke war, in einem 
einem großen Kreise zugänglichen Buche eine systematische Darstellung 
des IV. Buches des Handelsgesetzbuches (mit Ausschluß des See- 
versicherungsrechtes) zu geben: also eine Darstellung der privat- 
rechtlichen Verhältnisse des Seerechtes und vor allem des Fracht- 
geschäftes zur Beförderung von Gütern zur See. Der Seehandel ist 
eine Materie, welche mehr als andere Gebiete des Rechtes vom prak- 
tischen Standpunkt aus behandelt werden muß. Der Jurist muß hier 
dem Kaufmann folgen; seine Aufgabe ist es, die berechtigten Wünsche 
der Handelswelt in juristische Form zu kleiden oder dem Inhalte 
bereits bestehender Gesetze anzupassen. Die erste Aufgabe ist im 
Deutschen Handelsgesetzbuch in einer wahrhaft mustergültigen Weise 
gelost worden. Das vorliegende Werk soll zeigen, wie die Praxis sich 
mit dem Gesetze abgefunden hat, soll ein Bild des heutigen Standes 
der Rechtsprechung auf dem Gebiete des privaten Seerechtes geben. 
Die Frage, wie die Beziehungen zwischen dem Leben und dem Gesetze 
sich hätten gestalten sollen oder sich gestalten würden in Fällen, die 
noch nicht zur gerichtlichen Entscheidung gelangt sind, mußte ich im 
großen und ganzen berufenerer Seite überlassen. Hätte ich mir die 
Freude gemacht, auf wissenschaftliche Erörterungen, soweit sie nicht 
durch die Rechtsprechung sich von selbst ergeben, einzugehen, so 
hätte das vorliegende Buch nach seiner Anlage mindestens den drei- 
fachen Umfang erreicht; das war mit dem von mir beabsichtigten 
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VI Vorrede. 

Zwecke unvereinbar. Mein Wunsch ist, daß es mir vergönnt sein möge, 
in späteren Jahren — etwa in Form von Exkursen zu den einzelnen 
Kapiteln — auch die rein wissenschaftliche Seite zu erörtern — ein 
Gebiet, welches ich aus praktischen Gründen absichtlich — wenn auch 
mit einiger Selbstverleugnung — nicht betreten habe. 

Ich fiige noch hinzu, daß ich neue Entscheidungen des Han- 
seatischen Oberlandesgerichtes und des Reichsgerichtes, welche noch 
nicht abgedruckt worden sind, mit ihren Aktenzeichen angeführt habe. 

Eine englische Ausgabe dieses Buches ist bei Stevens & Sons Ltd., 
119 & 120 Chancery Lane, London erschienen: die Gründe, welche 
mich bewogen haben, das Buch auch in englischer Sprache zu 
schreiben, sind die Unkenntnis unseres Rechtes, welches nicht genug 
zur Nachbildung empfohlen werden kann, und die stets wachsenden 
Beziehungen unserer Handelsmarine und ihrer Schiffer zu den Behörden, 
Anwälten und Kaufleuten in den englisch sprechenden Küstenstädten 
der Erde. 

Hamburg, den 24. Juni 1907. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 

I. Kapitel. Das Schiff. § 1 — 5. 



Seit« 

§ I. Übersicht i 

§ 2, Literatur 2 

§ 3. Wdcbe Schiffe unterliegen den 
Bestimmungen des Seehandels- 
rechtes? 4 

I. Schiff 4 



Seite 

2. Seeschiff 4 

Grense der Seefthrt ... 6 

4. Fortsetzung. 3. Seeerwerbsschiff 7 

5. Nationalflagge. Registrierung 
(Heimat8hafen).Schi£bvermessnng. 
Schiffszertifikat 7 



§ 1. Übersieht. — Das deutsche private Seerecht ist im 4. Buche 
des deutschen Handelsgesetzbuches vom 10. Msu 1897 enthalten. 
Dieses Buch tragt die Überschrift: »Seehandel*. Nach einigen all- 
gemeinen Vorschriften im ersten Abschnitte (§§ 474—483) behandelt 
es in den §§ 484—510 und 511 — 555 (2. und 3. Abschnitt) die Rechte 
und Pflichten des Reeders und Schiffers. Der 4. Abschnitt (§§ 556—663) 
enthält die Bestimmungen über das Frachtgeschäft zur Beförderung von 
Grütem und der 5. Abschnitt (§§ 664 — 678) diejenigen über das Fracht- 
geschäft zur Beförderung von Reisenden. Einige besonders wichtige 
Ereignisse, welche während einer Reise eintreten können, haben in den 
drei folgenden Abschnitten ihre Erledigung gefunden: die Bodmerei 
wird im 6. Abschnitt (§§ 679 — 699), die Haverei im 7. Abschnitt und 
zwar im ersten Titel (§§ 700 — 733) die große (gemeinschaftliche) und 
besondere Haverei und im zweiten Titel (§§ 734 — 739) der Schaden 
durch Zusammenstoß von Schiffen und im 8. Abschnitt (§§ 740—753) 
die Bergung und (Clfsleistung in Seenot behandelt Dann folgen im 
9. Abschnitt (§§ 754 — yyy) Bestimmungen über die Schiffsgläubiger. 
Der 10. Abschnitt (§§ 778 — 900) enthält das Seeversicherungsrecht, und 
den Schluß bilden einige Bestimmungen über die Verjährung (11. Ab- 
schnitt §§901—905). 

Einige wenige Bestinunungen sind durch Gesetz vom 2. Juni 1902 
betr. Abänderung seerechtlicher Vorschriften des Handelsgesetzbuches ab- 
geändert worden. Es sind dies: § 481, welcher von der Schiffsbesatzung 
handelt, §§ 547 — 549 und 553 über Entlassung, Krankheit und Ver- 
letzung des Schiffers und § 749, welcher die Verteilung des Hilfs- oder 
Bergelohnes unter Reeder und Schiffsbesatzung regelt 

Sieveking, Seerecht« I 
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2 Einleitung, i. Kapitel. 

Es soll im folgenden versucht werden, eine Darstellung der Ver- 
hältnisse zu geben, die sich an die Reise eines Schiffes knüpfen, mit 
besonderer Berücksichtigung des Frachtgeschäftes zur Beförderung von 
Gütern zur See. Da das Buch nicht nur für Studierende bestimmt ist, 
sondern vornehmlich auch den Praktikern, namentlich Kauf leuten an die 
Hand gehen soll, mußte besonderes Gewicht auf die Judikatur gfelegt 
werden. Gerichtliche Entscheidungen sind, soweit ae noch heute für 
prinzipielle Punkte von Bedeutung sind, voUständ^ aufgeführt Eine 
wissenschaftliche Erörterung von Streitfragen, soweit sie nicht in der 
Praxis zum Austrag gekonunen sind, mußte dag^en unterbleiben, schon 
um den Umfang des Buches nicht zu sehr zu erweitem. Aus letzterem 
Grunde mußte auch das Seeversicherungsrecht (HGR §§ 778 — 900 und 
905) ausgeschaltet werden, für welches auf die Darstellung von Voigt: 
Das deutsche Seeversicherungsrecht {1887) verwiesen werden mag. 
Da femer lediglich beabsichtigt ist, die privaten Rechtsverhältnisse der 
an einer Seereise beteiligten Interessenten darzustellen, scheidet auch das 
öffentliche Recht aus, soweit ach nicht zur Erläuterung rcsp. Ergänzung 
des Privatrechts eine kurze Darstellung von Gegenständen desselben 
vcrnotwendigt. Für diese Materie vgl. das Buch von F. Pereis: Das 
allgemeine öffentliche Secrecht im Deutschen Reiche (1901), 
welches Auskunft gibt über: Verfassungsfragen, Nationalität der Kauf- 
fahrteischiffe, Flaggenrecht, Registrierung, Schiflfsvermessung, Küsten- 
frachtfahrt, Prisengerichtsbarkeit, Rechtsverhältnisse der Seeleute, Schutz 
und Sichemng der Schiffahrt, Seeunfalle, Verkehr mit Konsulaten, ZoU- 
bestinmiungen, Fischereipolizei u. a. m. Ein Ergänzungsband hierzu ist 
von Dr. L. Per eis 1902 veröffentlicht worden, enthaltend einen Kom- 
mentar der Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 und ihrer Neben- 
gesetze. 

Dieses Buch beschränkt sich demzufolge auf eine Darstellung des 
4. Buches des Handelsgesetzbuches mit Ausschluß des Seeversichemngs- 
rechtes und der wenigen das Dienstverhältnis des Schiffers zum Reeder 
regelnden Bestimmungen (HGB. §§ 543 — 555), welch letztere füglich in 
eine Darstellung der Rechtsverhältnisse der Seeleute überhaupt ge- 
hörien* 

§ 3. Lltelutur. — Die hauptsächlichsten Werke, über das deutsche 
private Seerecht sind die folgenden: 

I. Systematische Darstellungen: 

a) Handbuch des Seerechts. Dritter Teil der dritten Abteilung 
des systematischen Handbuches der deutschen Rechtswissen- 
schaft, herausgegeben von Dr. Karl Binding. 2 Bände sirtd 
bisher erschienen: 
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Das Schiff. §§1—2. 3 

Bd. I von Dr. Rudolf Wagner, enthaltend Einleitung und 
Erstes Buch: Personen des Seerechts. 1884. M. 22.50. 

Bd. II von Dr. Max Pappenheim, enthaltend Zweites Buch: 
Sachen des Seerechts und Drittes Buch: Schuldverhält- 
nisse des Seerechts (erster und zweiter Abschnitt: Ver- 
jährung, die Dienst- und Heuervertrage der Schiffs- 
besatzung). 1906. M. 16.50. 
b) Endemann: Handbuch des deutschen Handels-, See- und 

Wechselrechtes. 4 Bde. 188 1— 1887. Der erste Teil des 

4. Bandes enthält das deutsche Seerecht (Verfasser: Professor 

Lewis, Schröder und Reatz). M. 18. 

2. Konunentare. 

a) Lewis-Boyens: Das deutsche Seerecht Bd. I 1897, Bd. II 
1901, umCatssend die §§ 474 — 733 des deutschen Handels- 
gesetzbuches. M. 27.20. 

b) H. Makower: Handelsgesetzbuch mit Kommentar. 3 Bde. 
1900. Der zweite Band enthält das Seerecht, herau^egeben 
von E. Loewe. M. 12. 

c) Dr. Georg Schaps: Das deutsche Seerecht. Konunentar 
zum 4. Buche des Handel^esetzbuches (unter Ausschluß des 
Seeversicherungsrechts). 1906. M. 20. 

d) E. Brodmann: Die Seegesetzgebung des Deutschen Reiches. 
1906. M. 19.50. 

e) Dr. Martin Leo: Seehandelsrecht 1902. M. 7.60. 

3. Von umfassenderen Monographien erwähnen wir: 

a) R. Ulrich: Grroße Haverei. 

Bd. L Deutsches Recht 1903. M. 11.80. 
Bd. n. Ausländische kodifizierte Rechte. 1905. M. 22. 
Bd. in. Ausländische nicht kodifizierte Rechte und York Ant- 
werp Regeln. 1906. M. 12.50. 

b) Dr. Johannes Leopold Burchard: Bergung und Hilfeleistung 
in Seenot 1897. M. 11.50. 

Außerdem kommen in Betracht: 

4. Die Protokolle der Kommission zur Beratung eines allgemeinen 
deutschen Handelsgesetzbuches. 9 Bde. 1861. Zitiert: „Prot.". 

Die gerichtlichen Entscheidungen sind folgendermaßen zitiert 
worden: 
OAG.: Entscheidungen des Oberappellationsgerichtes in Lübeck 1840 
bis 1872. 12 Bde. Die letzten 7 Bände (enthaltend die Ent- 
scheidungen der Jahre 1865 — 1872) sind von Dr. Kierulff her- 
au^egeben und werden zitiert: Kierulff I — VII. 
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A Einleitung, i. Kapitel. 

ROHG.: Entscheidungen des Reichsoberhandel^erichtes von 1 870 — 1 879. 
25 Bde. 
RG.: Entscheidungen des Reichsgerichtes in Zivilsachen. Heraus- 
gegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. Seit 1879. 
S.: Seuffert, J. A. Archiv für Entscheidungren der obersten Ge- 
richte in den deutschen Staaten. Seit 1847. 
U.: Sammlung von seerechtlichen Erkenntnissen des Handels- 
gerichtes zu Hamburg aus den Jahren 185 1 — 1857. 2 Bde., 
herausgegeben von Dr. W. Ullrich. 
Sb.: Fortsetzung der vorigen Sammlung. Entscheidungen aus den 
Jahren 1858 — 1861, herau^egeben von Dr. J. Seebohm. i Bd. 
HH.: Fortsetzung der vorigen Sammlung. Entscheidungen aus den 
Jahren 1862 — 1865, herausgegeben von Dr. G. Hermann und 
Dr. C. Hirsch, i Bd. 
H.: Entscheidungen, abgedruckt in der Hamburgischen Gerichts- 
zeitung 1861 — 1868 (8 Jahi^änge), im Hauptblatt der Ham- 
burgischen Handelsgerichtszeitung 1868 — 1879 (12 Jahrgänge) 
und im Hauptblatt der Hanseatischen Gerichtszeitung seit 1880. 
Das Beiblatt der beiden letzten Sammlungen (mit B. zitiert) 
enthält nicht handelsgerichtliche Rechtsfalle. Die Zahl vor H. 
bedeutet den Jahrgang, die letzte Zahl die Nununer der Ent- 
scheidung in dem betreflfenden Jahrgang. 90 H. 7 bedeutet 
z.B. die 7. Entscheidung des Jahrganges 1890. 
Es mag noch erwähnt werden, daß, soweit bekannt, stets auch das 
Gericht und beim Hanseatischen Oberlandesgerichte auch der Senat an- 
gegeben worden ist, welcher die Entscheidung gefallt hat. AG., HG. 
und LG. bedeuten Amtsgericht, Handel^ericht und Landgericht, OG. 
und OLG. Obergericht und Oberlandesgericht, die römische Ziflfer hinter 
OLG. den betreflfenden Senat 

§ 3. Welche Schiffe unterliegen den Besthnmnngen des See- 
handelsrechtes! — Wenn im deutschen Seehandelsrecht von Schiflfen 
die Rede ist, so bedeutet das, von wenigen Ausnahmen abgesehen, stets 
ein SeeerwerbsschiflF. Ein Schiflf muß sowohl ein Seeschiflf als auch ein 
Erwerbsschiflf sein — andernfalls finden die Bestimmungen des 4. Buches 
des Handelsgesetzbuches keine Anwendung, vgl. HGB. § 484. 

1. Schiff. Welcher Gegenstand als ein Schiflf angesehen werden 
kann, richtet sich nach der Verkehrsanschauung. Jedenfalls muß er ein 
hohler Körper sein, welcher dazu bestimmt werden könnte, Güter oder 
Reisende zu Wasser, sei es mit eigener oder mit fremder Kraft, zu 
befördern. 

2. Seeschiff Das Schiflf muß ein Seeschiflf sein. Seeschiflf steht 
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Das Schiff. §§ 2—3. 5 

im Gegensatz zu Fluß- oder Binnenschiff. Die Tatsache, daß ein Schiff 
im Seeschiffs- und nicht im Flußschiffahrtsregister eingetragen ist, ist 
jedenüalls ein Anzeichen dafür, daß es sich um ein Seeschiff handelt 
Dritte Personen werden geschützt, wenn sie im Vertrauen hierauf Rechte 
erworben haben oder Rechte ausüben. So wurde vom OLG. HI die 
Klage eines Reeders abgewiesen, welcher Abgaben zurückforderte, die 
die Hafenbehorde von seinem Schiffe als einem Seeschiffe erhoben hatte, 
weil dasselbe im Seeschiffsregister eingetragen war. 05 H.85 OLG. HI. 
In ähnlicher Weise schützte das OLG. I Schiff^läubiger, welche aus 
einer Kollision Rechte herleiteten; der Reeder berief sich darauf, daß 
sein Schiff ein Flußschiff sei und daher die fiir Flußschiffe geltende ein- 
jährige und nicht die für Seeschiffe geltende zweijährige Verjährung 
Platz greife, der Anspruch demzufolge verjährt sei; diese Einrede wurde 
zurückgewiesen, weil das Schiff im Seeschiffsregister eingetragen war. 
03 H. 86 OLG. I. Immerhin kann diese Tatsache nicht in allen Fällen 
ausschlaggebend sein. Ein Flußschiff wird nicht dadurch zum Seeschiff, 
daß es im Flußschiffsregister geloscht und ins Seeschiffsr^ster ein- 
getragen wird; und ebensowenig macht der Reeder aus seinem Seeschiff 
ein Flußschiff, wenn es ihm beliebt, dasselbe ins Flußschiffsregister ein- 
tragen zu lassen. In allen Fällen daher, wo das Handeln einer Person 
nicht von der Tatsache der Registrierung beeinflußt worden ist, muß 
auf andere Merkmale zurückgegriffen werden. Zu solchen Merkmalen 
kann unter Umständen die Bauart des Schiffes gehören, die nach Grröße 
und Bau vorhandene oder fehlende Geeignetheit für See- oder Fluß, 
fahrt Besonders bei ganz neuen Schiffen wird dieses Merkmal von Be 
deutung sein können. 03 H. 119 LG. Vor allen Dingen aber wird Ge- 
wicht auf die Tatsache gel^ werden müssen, ob das Schiff regelmäßig 
oder doch vorzugsweise zu See- oder Flußfahrten verwendet wird, ob 
der Schwerpunkt des Betriebes in der See- oder in der Binnenschiffahrt 
U^ 94 R 42 OLG. I, 03 H. 86 OLG. I, 03 H. 1 19 LG. Wird ein Schiff 
regelmäßig zur Flußschiffahrt verwandt, so können auch vereinzelte See- 
reisen dasselbe nicht in ein Seeschiff umwandeln. 91 H.65 OLGL In 
einem Falle, wo ein Binnenschiff auf einer solchen gelegentlichen Fahrt 
in die See mit einem anderen Schiffe zusammenstieß, ein Ersatzanspruch 
also gerade aus der Seefahrt des Schiffes herrührte, entschied das 
OLG. I, daß die Ersatzklage der einjährigen Verjährung des Binnen- 
schiffahrtsrechtes und nicht der zweijährigen des Seerechtes unterliege. 
02 H. 48 OLG. I. Das OLG. beschränkt sich indessen darauf, diesen 
Satz für außervertragliche Verhältnisse auszusprechen; es fügt hinzu, daß 
es nicht ausgeschlossen sei, daß bei vereinzelter Benutzung eines Fluß- 
schiffes zur Seefahrt zur Erfüllung von Frapht- oder sonstigen Verträgen 
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6 Einleitung, i. Kapitel. 

hinächtlich der Forderungen aus diesen Vertragen die Bestimmungen 
des Handelsgesetzbuches und nicht diejenigen des Binnenschiffahrtsrechtes 
anwendbar seien. 

Die Bestimmungen des 4. Buches des Handelsgesetzbuches beziehen 
sich nur auf Seeschiffe. Daher dürfen seerechtliche Bestimmungen auf 
ein Flußschiff nur dann Anwendung finden, wenn die Parteien ausdrück- 
lich oder stillschweigend die Anwendung dieser Bestimmungen vereinbart 
haben, und nur soweit als durch eine solche Vereinbarung das Rechts- 
verhältnis der Parteien getroffen werden kann und soll. Eine solche 
Vereinbarung könnte z. B. schon darin liegen, daß ein Flußschiff zu einer 
Seereise vercbartert wird Im übrigen finden auf ein Flußschiff immer 
nur die (oft gleichlautenden) Bestimmungen des Binnenschiffahrtsrechtes 
Anwendung und nicht diejenigen des Seerechtes; so die Bestimmungen 
über Zusammenstoß und Hilfeleistung (s. unten § 94 am Anfang und 
§ icx) sub i), so auch die Bestimmungen über große Haverei, auch 
wenn der Havereifall auf hoher See eintritt. 

Grenze der Seefahrt Um zu entscheiden, ob ein Schiff zur 
Fluß- oder Seefahrt verwandt wird, ist es erforderlich, den Begriff „See- 
fahrt" zu definieren oder, was dasselbe ist, die Grrenzen der See festzu- 
stellen. Nun findet sich in einer Bekanntmachung des Bundesrats vom 
IG. November 1899 im § i eine Definition des Begriffes Seefahrt: 
danach soll als Seefahrt angesehen werden z. B. an der Weichselmündung 
die Fahrt außerhalb der Mündung der Weichsel; an der Odermündung 
die Fahrt außerhalb der Mündung der Dievenow und Swine sowie außer- 
halb der nördlichen Spitze der Insel Usedom und der Insel Rüden; auf 
der Elbe die Fahrt außerhalb der westlichen Spitze des hohen Ufers 
(Diecksand) und der Kugelbake bei Döse; auf der Weser die Fahrt außer- 
halb Cappel und Langwarden; auf der Ems die Fahrt außerhalb der west- 
lichen Spitze der Westermarsch (Utlands-Hörh) und Ostpolder Siel usw. 
Diese Bekanntmachung bestinmit jedoch die Grenzen der Seefahrt nur 
im Sinne des Gesetzes betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe vom 
22. Juni 1899, dessen § 25 sub i lautet: Der Bundesrat bestimmt die 
Grenzen der Seefahrt im Sinne dieses Gesetzes, Diese Definition hat 
also nur Wert für das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe; sie findet 
keine Anwendung auf die privatrechtlichen Verhältnisse des Seehandels. 
In Ermangelung einer gesetzlichen Bestimmung muß für diese letzteren 
die Grenze der Seefahrt nach historischen und geographischen Merk- 
malen festgelegt werden. 

Für die Fahrt auf der Elbe findet sich eine Entscheidung des 
OLG.I in 94H.42, wonach die See anfängt, wo das Flußbett aufhört, 
das Flußbett aber durch die Betonnung gekennzeichnet wird, die See 
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daher dort anfangt, wo die Betonnung aufhört Bei der Elbe bedeutet 
demnach eine von der roten Spierentonne A bis zur schwarzen spitzen 
Tonne Nr. i gezogene Linie die Grrenze der See. Ob diese Grrundsätze 
auch auf andere Flufimündungen anzuwenden ändy ist eine Tatfrage und 
keine Rechtsfrage. 

§ 4» 3. Seeerwerbssehiff. Endlich ist noch erforderlich, daß das 
Seeschiff seinem Eigentümer zum Erwerbe durch die Seefiadirt dient: es 
muß ein Seeerwerbsschiff sein. Das 4. Buch des Handelsgesetzbuches 
findet daher keine Anwendung auf KriegsschifTei ZoUkutter (RG. 32 
Nr. 37), Feuerschiffe (RG. 38 Nr. 24, 47 Nr. 43), Schiffe, welche lediglich 
für wissenschaftliche Zwecke ausgerüstet sind, Lustyachten, Schul- 
schiffe u. dgl. 

Durch Artikel 6 und 7 des Einführung^esetztes zum Handelsgesetz- 
buche sind jedoch folgende Paragraphen auch auf Schiffe für anwendbar 
erklart worden, deren Verwendung zur Seefahrt nicht des Erwerbes 
wegen erfolgt. Es sind dies 

§§ 474 und 475, welche besthnmen daß, wenn ein Sdiiff oder eine 
Schiffspart veräußert wird, die nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechtes zum Eigentumsübergang erforderliche Übergabe durch die 
zwischen dem Veräußerer und dem Erwerber getroffene Vereinbarung 
ersetzt werden kann, daß das Eigentum sofort auf den Erwerber über- 
gehen soll, und daß jeder Teil bei der Veräußerung eines Schiffes oder 
einer Schiffspart verlangen kann, daß^ihm auf seine Kosten eine öffent- 
lich beglaubigte Urkunde über die Veräußerung erteilt wird (s. unten § 12). 

§§ 485 und 486 Abs. i Nr. 3, welche den Reeder verantwortlich 
machen für den Schaden, welchen eine Person der Schiffsbesatzung einem 
Dritten durch ihr Verschulden in Ausfuhrung ihrer Dienstverrichtungen 
zufügt, zugleich aber diese Haftung auf Schiff und Fracht beschränken 
(s. unten § 67). 

§§ 734 — 739, welche die Haftung im Fall emes Zusammenstoßes 
von Schiffen regeln (s. unten §§ 89 ff.). 

Alle anderen Paragraphen des 4. Buches des Handelsgesetzbuches 
finden nur Anwendung auf Seeerwerbsschiffe. Dies gilt insbesondere 
auch von den Vorschriften über Bergung und HUfeleistung in Seenot 
(hierüber s. unten § 100 sub i). 

Lotsenschiffe, welche Lotsen gegen Zahlung von Lotsengeld 
abgeben,^ sind Erwerbsschiffe, 94 H. 88 RG., ebenso Fischdampfer (RG. 32 
Nr. 28), Schleppdampfer, Rettungsdampfer usw. usw. 

§ 5. NatldnalflAgge. Begistrieriing (Heimatoliafeii). SehiiBs- 
TemeMimg. Sehiffsiertiflkat — Kein Reeder ist verpflichtet, sein 
Schiff ins Schiffsregister eintragen zu lassen. Doch hängt von der Ein- 
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tragung ins Schiffsregister und der Ausstellung des Schiifszertifikates das 
Recht, die Nationalflagge zu fuhren, ab und damit der Anspruch auf 
völkerrechtlichen Schutz. Auch ist die Eintragung ins Schiffsregister 
bedeutsam für den Erwerb vertraglicher Pfandrechte (s. unten § 192). 

Um die deutsche Reichsflagge führen zu dürfen und damit den 
Anspruch zu erwerben^ vom Deutschen Reiche völkerrechtlich geschützt 
zu werden, ist natürlich zunächst erforderlich, daß das Schiff im aus- 
schließlichen Eigentum von Reichsangehörigen steht Gehört das Schiff 
einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft^ so 
müssen die persönlich haftenden Gesellschafter sämtlich Reichsangehörige 
sdn; gehört das Schiff einer juristischen Person, so muß diese im In- 
lande ihren Sitz haben; bei Kommanditgesellschaften auf Aktien müssen 
außerdem die persönlich haftenden Gesellschafter sämtlich Reichs- 
angehörige sein. Gesetz betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe 
vom 22. Juni 1899 § 2. 

Registrierung. Heimatshafen. Zweitens muß das Schiff in das 
Schiffsregister eingetragen werden. Das Schiffsregister wird von den 
Amtsgerichten gefuhrt; nur in Mecklenburg und Hamburg sind Ver- 
waltungsbehörden mit der Führung des Schiffsregisters betraut worden: 
die Deputation für Handel und Schiffahrt in Hamburg und die Magistrate 
in Rostock und Wismar. L c. § 4, 27. Und zwar muß ein Schiff in 
das Schiffsregister desjenigen Hafens eingetragen werden, von welchem 
aus, als dem Heimatshafen, die Seefahrt mit dem Schiffe betrieben wird 
oder werden soll. Befindet sich der Heimatshafen außerhalb Deutsch- 
lands oder fehlt es an einem bestimmten Heimatshafen, so muß nichts- 
destoweniger das Schiff in einem in Deutschland belegenen zur Wahl 
des Reeders stehenden Hafen registriert werden. In der Regel wird 
jedoch Heimatshafen und Registerhafen identisch sein. Ist bei Verl^ung 
des Heimatshafens das ursprüngliche Schiffsregister nicht mehr zuständig, 
so ist der Inhalt des alten Schiffsregisters von Amts wegen in das nun- 
mehr zuständige Register zu übertragen; 1. c. § 6, 13 Abs. 3. HGB. 
§ 480 Abs. I. 

Ist der Heimatshafen in Deutschland belegen und befindet er sich 
innerhalb eines mehrere Häfen umfassenden Reviers, so können die 
Lande^esetze die für den Heimatshafen geltenden Bestimmungen auf 
einen oder mehrere dieser Häfen ausdehnen. HGB. § 480 Abs. 2. So 
sollen z. B. nach dem Hamburgischen Ausführungsgesetz zum Handels- 
gesetzbuch vom 29. Dezember 1899 § 4 für alle Bestimmungen des 
Handelsgesetzbuches über die Befugnisse des Schiffers innerhalb und 
außerhalb des Heimatshafens (s. unten § 66) in bezug auf Schiffe, welche 
in hamburgischen Häfen mit Ausnahme der Häfen des Amtes Ritze- 



Digitized by 



Google 



Das Schiff. § 5. g 

büttd beheimatet änd, auch die Häfen von Altona und Harburg sowie 
samtliche hamburgische nicht im Amte Ritzebüttel belegene Häfen als 
Heimatshafen gelten, und für im Amte Ritzebüttel beheimatete Schiffe 
sollen alle Eibhäfen als Heimatshafen gelten. Ebenso gelten sämtliche 
Eibhäfen als Heimatshafen (lir die Pflicht des Reeders» den erkrankten 
oder verletzten Schiffer nach dem Heimatshafen zurückzubefordem. Nach 
dem Bremischen Ausfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch vom 18. Juli 
1 899 § 6 sind für die Anwendung aller Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches, welche sich auf den Aufenthalt des Schiffes im Heimatshafen 
beziehen, alle Häfen und Ankerplätze an der Weser und ihren Neben- 
gewässem dem Heimatshafen gleichzuachten. Ähnliche Bestinmiungen 
haben auch die anderen deutschen Staaten erlassen. 

Schiffsvermessung. Die Eintragung ins Schiffsregister hat u. a. 
die Ei^ebnisse der amtlichen Vermessung zu enthalten; 1. c. § 7 Nr. 2. 
Vor der Eintragung muß das Schiff also in Gemäßheit der Bestimmungen 
der Schiffsvermessungsordnung vom i. März 1895 vermessen worden 
sein. Durch die amtliche Vermessung wird der Bruttoraumgehalt eines 
Schiffes und damit dessen Ladungsfahigkeit festgestellt Schiffsver- 
messungsordnung § 2. Zu diesem Zwecke gibt es ein vollständiges 
(ebenda §§ 4 — 13) und ein abgekürztes Vermessungsverfahren (§§ 18 
und 19). Letzteres greift Platz, wenn das Schiff ganz oder teilweise 
beladen ist oder Umstände anderer Art die Vermessung nach dem voll- 
ständigen Verfahren verhindern. § 3. In einem solchen Falle muß 
jedoch nach Fortfall des Hinderungsgrundes eine neue Vermessung nach 
dem vollständ^en Verfahren vorgenonmien werden, sobald das Schiff 
in einen deutschen Hafen gelangt § 27 Abs. 3. 

Um den Nettoraumgehalt eines Schiffes zu ermitteln, werden von 
dem Bruttoraumgehalt die ausschließlich zum Gebrauch der Schiffs- 
besatzung und zur Navigierung des Schiffes bestimmten Räume in Abzug 
gebracht § 2 Abs. 2, § 14. 

Die Vermessung geschieht durch die von den Landesregierungen 
bestellten Vermessungsbehörden. Die Oberaufsicht fuhrt das Schiffsver- 
messungsamt in Berlin. §§ 21 und 22. Nicht nur bei der ersten Ver- 
messung, sondern auch später, wenn immer bauliche Veränderungen 
vorgenommen werden oder in den für die Schiffsbesatzung oder für die 
Navigierung bestimmten Räumen Änderungen eintreten, sind Erbauer, 
Reeder und Schiffsfiihrer nach Maßgabe der in den §§ 30 — 34 ent- 
haltenen Bestimmungen verpflichtet, den Behörden an die Hand zu gehen, 
die erforderlichen Anzeigen zu erstatten und auch sonst jede Hilfe und 
jeden Aufschluß zu gewähren. 

Meßbrief. Über die Vermessung wird ein Meßbrief ausgefertigt. 
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Derselbe enthalt neben der den Brutto- und Nettoraumgehalt ausdrücken- 
den Zahl der Kubikmeter die entsprechende Zahl britisdier Register- 
tons. Dabei wird ein Kubikmeter zu 0,353 britische Registertons ge- 
rechnet Auch ist in dem Meßbriefe, büs die Vermessung nach dem 
abgekürzten Verfahren stattgefunden hat, der Grund zu vermerken, 
welcher der Anwendung des vollständigen Verfahrens entgegenstand. § 27. 

Über die gegenseitige Anerkennung der Schiifmeßbriefe sind mit 
verschiedenen Staaten Vereinbarungen getroffen worden, so mit Grroß- 
britannien, Frankreich, Vereinig^te Staaten von Nordamerika und a. m. 
Näheres s. Brodmann „Die Seegesetzgebung des Deutschen Reiches" 
Nr. 16 bis i6n. 

Schiffszertifikat Außer dem Ergebnisse der amtlichen Ver- 
messung müssen in das Schiffsregister u. a. eingetragen werden: Zeit 
und Ort der Erbauung, Heimatshafen, Namen und nähere Bezeichnung 
des Eigentümers, die Angabe, daß in Ansehung der Reichsangehörig^eit 
der Beteiligten die gesetzlichen Anforderungen erfüllt sind, der Rechts- 
grund, auf welchem die Erwerbung des Schiffes beruht usw. Über die 
Eintragung in das Schiffsregister wird eine Urkunde, welche alle die in 
der Eintragung aufgezählten Tatsachen enthält, ausgefertigt und dem 
Schiffer mit auf die Reise gegeben. Dies ist das Schiffszertifikat Vor 
Erteilung des Schiffszertifikates darf das Recht zur Führung der Reichs- 
flagge nicht ausgeübt werden. Gesetz betr. das Flaggenrecht der Kauf- 
fahrteischiffe §§ 7, IG, II. 

Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Bruttoraumgehalt (^ I7»65 
britisch R^;istertons) sind auch ohne Eintragung in das Schiffsr^ster 
und Erteilung des SchifTszertifikates befugt, das Recht zur Führung der 
Reichsflagge auszuüben. § 16 ibid. 
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§ 6. Tom Beeder. — Nicht jeder Eigentümer eines Seeerwerbs- 
schiffes ist ein Reeder. Dazu gehört noch ein drittes. Das Schiff muß 
ein Seeschiff sein, das Schiff muß ein Erwerbsschiff sein und drittens: 
es muß sdnem Eigentümer zum Erwerbe durch die Seefahrt dienen. 
HGB. § 484. Verdient der Eigentümer eines Schiffes lediglich damit 
sein Geld, daß er sein Schiff an dritte vermietet, ohne sich irgendwie 
selbst um die Bemannung, Ausrüstung, Befrachtung, kurz darum zu 
kümmern, wie der Mieter aus der Benutzung des Schiffes VorteU zieht, 
so dient das Schiff seinem Eigentümer zum Erwerbe nicht durch die 
See&hrt, sondern durch Vermietung; schickt der Mieter das Schiff zur 
See, so ist es der Mieter, welcher Geld durch die Seefahrt verdient. 
Ebenso verhält es sich, wenn der Eigentümer eines Schiffes die Aus- 
nutzung desselben einem Nießbraucher überläßt, oder wenn ein Schiff 
seinem E^;entümer weggenommen und durch den Besitzer zur See ge- 
schickt wird. In allen diesen Fällen ist der Eigentümer nicht Reeder, 
und, weil diejenigen Personen, welchen das Schiff zum Erwerbe durch 
die Seefiahrt dient, nicht Eigentümer desselben sind, so ist überhaupt 
ein Reeder in diesen Fällen nicht vorhanden. 

Diese Eigentümlichkeit ergibt sich aus dem S3^em der Beschränkung 
der Haftung des Reeders, wie sichrdassdbe im deutschen Rechte aus- 
gebildet hat Es muß daher kurz auf die Ghrundsätze desselben ein- 
gegangen werden; näheres s. unten § 64 ff. Der Reeder wird g^en die 
im Verhältnis zu anderen Berufen außergewöhnlichen Gefahren seines 
Gewerbes dadurch geschützt, daß seine Haftung auf dasjenige beschränkt 
wird, was er den Gefahren der See anvertraut: dies ist sein Schiff und 
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die auf der Reise zu verdienende Fracht, sein sog. Fortune de mer. 
Die Beschränkung greift aber nur da Platz, wo die speziellen Gefahren 
des Reedereibetriebes eine solche rechtfertigen: diese speziellen Gefahren 
bestehen nun nicht etwa darin, daß ein Schiff den Gefahren der See 
angesetzt ist. Für diese Gefahren, wie überhaupt fiir höhere Gewalt 
hat keiner aufzukommen, weder Frachtführer noch wer sonst für einen 
anderen eine Sache auszufuhren unternommen hat Casum sentit do- 
minus, der Zufall trifft den eigenen Herrn. Diese Gefahren haben nicht 
zu einer Beschrankung der Haftung gefuhrt Die wirtschaftliche Be- 
rechtigung für letztere liegt vielmehr darin, daß ein Reeder gezwungen 
ist, mit der Ausführung der von ihm übernommenen Verpflichtungen 
großenteils andere Leute zu betrauen, weU er selbst nicht imstande ist, 
persönlich diesen Verpflichtungen obzuliegen. Nun sind zwar diese 
anderen Leute (Schiffer, Schiffsoffiziere und Schiffsmannschaft) selbst 
verantwortlich für den von ihnen angerichteten Schaden; der Reeder 
ist aber neben ihnen verantwortlich, und zwar in demselben Grade, als 
ob er selbst die schadenstiftende Handlung begangen hätte. Da die 
Angestellten des Reeders meist unbemittelte Leute sind, wird stets der 
Reeder in Anspruch genonmien, und, da durch ein noch so leichtes 
Verschulden, z. B. in der Manövrierung des Schiffes, die schwersten 
Schäden entstehen können, so würde eine unbeschränkte Haftung des 
Reeders zum Ruin der Reederei führen. Der Reeder muß daher be- 
schränkt haften überall da, wo er die von ihm übernommenen Ver- 
pflichtungen nicht selbst ausführen resp. deren Ausführung selbst über- 
wachen kann. Dies führt zu dem Ergebnis, daß der Reeder beschränkt 
haftet, soweit der Schiffer innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen 
Befugnisse handelt oder soweit ein Schaden durch ein Verschulden einer 
Person der Schiffsbesatzung in Ausführung ihrer Dienstverrichtung an- 
gerichtet worden ist 

Aus vorstehendem erhellt, daß, wenn der Eigentümer eines Schiffes 
sein Schiff nicht zur Seefahrt verwendet, sondern, indem er die nüt der 
Seefahrt verbundenen speziellen Gefahren eines Reedereibetriebes einem 
anderen überläßt, seinen Verdienst nur aus der Vermietung des Schiffes 
erzielt, er auch nicht den seerechtlichen Grundsätzen betrf. die Haftung 
des Reeders und deren Beschränkung unterworfen sein kann. Er ist 
in einem solchen Falle nicht Reeder, da der Begriff „Reeder" die 
Übernahme der oben geschilderten speziellen Gefahren eines Reederei- 
betriebes zur notwendigen Voraussetzung hat Ebensowenig wäre eine 
Reederei vorhanden, wenn das Schiff im Miteigentum mehrerer Personen 
stände und diese das Schiff in vorgedachter Weise verwerten; auch 
wenn die Gesellschaft im übrigen sich in die Form einer Partenreederei 
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kleidete, würden solchenfalls doch die für eine Partenreederei in HGB. 
§ 489 — 509 gegebenen Vorschriften nicht zur Anwendung kommen. 

§ 7« Anflrfister. — Die tatsächlichen Verhältnisse, welche eine 
Beschränkung der Haftung rechtfertigen, liegen aber bei demjenigen 
vor, welcher das ihm nicht gehörende Schiff zur Seefahrt verwendet. 
Auf letzteren — ob dieses nun eine einzelne Person oder eine Mehrheit 
von Personen, eine Gesellschaft ist, ist gleichgültig — müssen daher 
die gesetzlichen Bestinmiungen betr. Beschränkung der Haftung An- 
wendung finden. Sonst wäre ein derartiger Geschäftsbetrieb finanaell 
unmöglich und die Verwertung eines Schiffes durch Vermieten desselben 
ausgeschlossen. Das Gesetz bestimmt daher auch im § 510 Abs. i: 
„Wer ein ihm nicht gehöriges Schiff zum Erwerbe durch die Seefahrt 
für seine Rechnung verwendet, wird im VerhäLltnisse zu Dritten als der 
Reeder angresehen.^ Im Gegensatz zum Eigentümer des Schiffes wird 
diese Person „Ausrüster** genannt. 

Die Bestimmung, daß der Ausrüster als der Reeder angesehen 
wird, ist von großer Bedeutung. Es ist bereits hervorgehoben worden, 
daß ein Reeder regelmäßig nur mit Schiff und Fracht haftet, der Gläu- 
biger also in den meisten Fällen sich nur an das Schiff und die Fracht 
halten kann. Die Rechte eines Gläubigers, jedenfalls eines solchen 
Gläubigers, welcher von dem Bestehen eines Ausrüsterverhältnisses 
keine Kenntnis hatte, als er sein Geld in das Schiff steckte, würden 
aber erheblich beeinträchtigt werden, wenn er an der Durchführung 
seines Anspruches dadurch gehindert werden könnte, daß der Eigen- 
tümer sein Schiff zurückverlangen und den Gläubiger an den Ausrüster 
verweisen dürfte. Wird der Ausrüster aber als der Reeder angesehen, 
so kann der Eigentümer mit seiner Klage nicht durchdringen; er kann, 
wie es im Abs. 2 des § Sic HGB. lautet, denjenigen, welcher aus der 
Verwendung einen Anspruch als Schiffsgläubiger herleitet, an der Durch- 
führung des Anspruches nicht hindern. Der Eigentümer kann sich nur 
an den Ausrüster halten; dem Gläubiger ist nicht verwehrt, ohne Rück- 
ächt auf den Eigentümer das Schiff zur Befriedigung seines Anspruches 
zu verkaufen. Nur wenn der Gläubiger wußte oder grobfahrlässig nicht 
wußte, daß die Verwendung des Schiffes durch den Ausrüster dem 
Eigentümer gegenüber eine widerrechtliche war, muß äch der Gläubiger 
die Intervention des Eigentümers gefallen lassen und kann sich solchen- 
falls nur an den Ausrüster und die auf der Reise verdiente Fracht 
halten. 

Es gibt Fälle, in denen es zweifelhaft ist, ob der Fall eines Aus- 
rüsters vorli^ oder nicht. Ein Unterverfrachter ist niemals Ausrüster. 
Wer ein Schiff auf Zeit gechartert hat, ist darum auch noch kein Aus- 
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rüsten Da die Gefahr, wekhe für den Reeder darin liegt, daß er die 
Eingehung und Ausfuhrung von Verpflichtungen seinen Angestellten 
überlassen mufi, zum größten TeS in der Person des Schifiers Uegt, so 
stellt das Gesetz mit Recht die Entscheidung der Frage darauf ab, dafi 
entweder der Ausrüster das Schiff sdbst fuhrt oder dafi er, und nicht 
der Eigentümer, die Führung des Schiffes einem Schiffer anvertraut hat. 
HGB. § 510 Abs. I. Ein Indiz dafür, dafi ein Ausrüsterverhältnis vor- 
liegt, ist in dem Umstände zu finden , dafi der Schiffer vom Charterer 
oder Mieter und nicht vom Eigentümer des Schiffes angestellt worden 
ist. Umgekehrt kann aber ein Ausrüsterverhältnis auch dann vorliegen, 
wenn der Schiffer vom Schiffseigentümer angestellt worden ist; dann 
mufi aber, damit dieses der Fall sei^ der Charteren in das einmal vom 
Eigentümer begründete Dienstverhältnis als Berechtigter eingetreten sein; 
der Charterer mufi der Dienstherr des Schiffers sein. Um zu beurteilen, 
ob dies der Fall ist, mufi man darauf sehen, von wem der Schiffer die 
Heuer erhält Insbesondere aber wird der Schiffer dann als im Dienste 
des Charterers stehend angesehen werden können, wenn er von diesem 
bdiebig entlassen werden kann. 96H.37 OLG.II, 06H. 15 OLG. II. Da- 
gegen begründet die sich oft in den Charteren findende Klausel: »The 
Captain, although appointed by the owners, shall be under the 
Order and direction of the charterers* noch kein Ausrüsterverhält- 
nis, 73 H. 226 HG. sub 2 und OG. Denn in G^mäfiheit dieser Klausel hat 
der Schiffer den Anweisungen des Charterers nachzukommen kraft einer 
zwischen dem Schiffseigentümer und dem Charterer getroffenen Ver- 
einbarung. Dies genügt nicht Soll aus dem Umstände, daß der 
Schiffer dem Charterer oder Mieter des Schiffes zu gehorchen hat, 
darauf geschlossen werden können, daß der Charterer resp. Mieter ein 
Ausrüster ist, so mufi dieser Umstand auf dem zwischen dem Schiffer 
und dem Charterer oder Mieter bestehenden Vertragsverhältnis ge- 
gründet sein; er darf nicht auf Vereinbarungen zwischen Charterer und 
E^ntümer oder auf von letzterem erteilten Instruktionen beruhen. 
99 H. 74 OLG.m, 04 H. 66 RG., 06 H. 15 OLG. IL Es ist daher, ohne 
Rücksicht auf die Person, welche den Schiffer angestellt hat, ein Aus- 
rüsterverhältnis immer nur dann vorhanden, wenn nicht der Schiffs- 
eigentümer, sondern der Mieter oder Charterer oder, wer sonst das 
Schiff für seine Rechnung ausnutzt, der Dienstherr des Schiffers ist 
£>anach ist die Frage zu beurteilen, ob in einem bestimmten Falle 
jemand, der ein Schiff auf längere Zeit gemietet hat, time Charterer 
oder Ausrüster ist 

Hilfslohn. Diese Frage ist von Wichtigkeit z. B. auch für den 
Hilfs- oder Bergelohn, welcher von dem Schiffe verdient wird: dieser 
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kommt wohl dem Ausrüster, nicht aber dem time Charterer zu. Denn 
es handelt sich hier um einen Verdienst, welchen das Schiff durch die 
See&hrt macht Dieser konmit aber demjenigen zu, welchem das 
Schiff 2um Erwerbe durch die Seefahrt dient. Würde dagegen ein 
Sdiatz in dem Schiffe gefunden werden, so käme dieser dem Entdecker 
und dem Eigentümer des Schiffes, nicht aber dem Ausrüster zu. 

§ & PartenreedereL BechtsTerhUtnis naeh innen. — Wird 
von mehreren Personen ein ihnen gemeinschaftlich zustehendes Schiff 
zum Erwerbe durch die Seefahrt für gemeinschaftliche Rechnung ver- 
wendet, so besteht eine Reederei. HGB. § 489 Abs. i. 

Eine Reederei kann sich in die verschiedensten Gesellschaftsformen 
kleiden: sie kann eine Aktiengesellschaft sein, eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, eine offene Handelsgesellschaft usw. usw. Soweit Rechts- 
verhältnisse durch die Gesellschaftsform bestinunt werden, richten sie 
sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, welche letztere regeln. HGB. 
§ 489 Abs. 2. Eine Darstellung derselben gehört in das Gesellschafts- 
recht Das 4. Buch des Handel^esetzbuches behandelt nur eine Form 
der Reederei: die sog. Partenreederei, welche hier kurz dargestellt 
werden soll. 

Eine Partenreederei ist vorhanden, wenn das Eigentum an einem 
Schiffe in gleichen ideellen Teilen, sog. Parten, unter die Mitreeder ver- 
teilt ist, jedem Mitreeder also eine mehr oder minder große Anzahl 
von Parten zusteht und die Summe der den Mitreedem zustehenden 
Parten das Eigentumsrecht am Schiffe erschöpft 

Das Rechtsverhältnis der Mitreeder untereinander bestimmt sich zu- 
nächst nach dem zwischen ihnen geschlossenen Vertrage. Soweit eine 
Verdnbarung nicht getroffen ist, finden die nachstehenden Vorschriften 
Anwendung. HGB. § 490. 

Beschlüsse. Für die Angelegenheiten der Reederei sind die Be- 
schlüsse der Mitreeder maßgebend. Bei der Beschlußfassung entscheidet 
die Mehrheit der Stinmien. Die Stimmen werden nach der Grröße der 
Schiffsparten berechnet; die Stimmenmehrheit ftir einen Beschluß ist 
vorhanden, wenn der Person oder den Personen, welche für den Be- 
schluß gestimmt haben, zusammen mehr als die Hälfte des ganzen 
Sdiiffes gehört HGB. § 491 Abs. i. Ist ein Schiff in 100 Parten ge- 
teilt und hat ein einzelner Mitreeder auch nur 51 Parten, so ist dessen 
Wille für die Reederei maßgebend, soweit das Gesetz nicht für einzelne 
Beschlüsse Stimmeneinhelligkeit fordert, und die anderen Mitreeder sind 
seiner Willkür preisgegeben, soweit sie sich nicht durch die ihnen zu- 
stehenden Einzelrechte schützen können. 

Die dem einzelnen Mitreeder gegenüber der Reederei zustehenden 
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Einzelrechte beschränken sich aber darauf, daß der einzelne Mitreeder 
verlangen kann, daä nach jeder Reise der Gewinn berechnet und aus- 
gezahlt wird und daß während der Reise eingehende Gelder vertdit 
werden, soweit sie nicht zu späteren Ausgaben erforderlich sind (s. weiter 
unten). HGR § 502 Abs. 2 u. 3. Außerdem steht jedem einzelnen Mit- 
reeder — und dies ist sein wirksamstes Schutzmittel g^en die Über- 
griffe eines majori^erenden Mitreeders — das Recht zu, jederzeit seine 
Parten zu verkaufen und unter gewissen Umständen auch zu abandon- 
nieren (hierüber s. unten § 9). 

Einstimmigkeit sämtlicher Mitreeder fordert das Gresetz für den 
Verkauf einer Schiffspart an einen Nicht-Reichsangehörigen (HGB. § 503 
Abs. 2), für Beschlüsse, die eine Abänderung des Reedereivertrages be- 
zwecken oder die den Bestimmungen des Reedereivertrages entgegen 
oder dem Zwecke der Reederei fremd sind, und iur einen Beschluß, 
durch den ein Korrespondentreeder, welcher nicht zu den Mitreedern 
gehört, ernannt wird. HGB. §491 Abs. 2, 492 Abs. i. Im übrigen 
aber hat eine Majorität der Parten allein zu entscheiden. 

Gewinn und Verlust. Die Verteilung des Gewinnes und Ver- 
lustes geschieht nach der Größe der Schiffsparten. HGB. § 502 Abs. i. 
Die Berechnung des Gewinnes und Verlustes und die Auszahlung des 
etwaigen Gewinnes erfolgt jedesmal, nachdem das Schiff in den Heimats- 
hafen zurückgekehrt ist oder nachdem es in einem anderen Hafen seine 
Reise beendigt hat und die Schiffsmannschaft entlassen ist. Außerdem 
muß auch vor dem erwähnten Zeitpunkt das eingehende Geld, sowdt 
es nicht zu späteren Ausgaben oder zur Deckung von Ansprüchen ein- 
zelner Mitreeder an die Reederei erforderlich ist, unter die einzelnen 
Mitreeder nach dem Verhältnisse der Größe ihrer Schiffsparten vor- 
läufig verteilt und ausgezahlt werden. HGB. § 502 Abs. 2 u. 3. 

Jeder Mitreeder hat nach dem Verhältnisse seiner Schiffspart zu 
den Ausgaben der Reederei, insbesondere zu den Kosten der Ausrüstung 
und der Reparatur des Schiffes beizutragen. Ist ein Mitreeder mit der 
Leistung seines Beitrages im Verzug und wird das Geld von Mitreedem 
für ihn vorgeschossen, so ist er diesen zur Entrichtung von Zinsen von 
dem Zeitpunkte der Vorschüsse an verpflichtet: durch den Vorschuß 
wird ein versicherbares Interesse hinsichtlich der Schiffspart für die Mit- 
reeder begründet. Im Falle der Versicherung dieses Interesses hat der 
säumige Mitreeder die Kosten der Versicherung zu ersetzen. HGB. 
§500. 

§ 9. Terkanf nnd Abandon einer Sehilfspart. — Veräuße- 
rung. Das Ausscheiden eines Mitgliedes hat die Auflösung der Ree- 
derei nicht zur Folge (s. unten § 10). Wünscht ein Mitreeder auszu- 
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sdieiden, so kann er die ihm zustehenden Schiffsparten verkaufen, ohne 
dieserhalb die Zustimmung der anderen Mitreeder einholen zu müssen. 
Würde jedoch das Schiff durch die beabsichtigte Veräußerung einer 
Schiffspart das Recht verlieren, die Reichsflagge zu fuhren (z. B. durch 
den Verkauf an rinen fremden Staatsangehörigen), so ist die Zustimmung 
aller Mitreeder erforderlich. HGB. § 503. Ist in letzterem Falle die 
Zustinunung aller übrigen Mitreeder nicht eingeholt worden, so ist der 
Verkauf nichtig und der Käufer kann das Kaufgeld zurückfordern, es 
sei denn, daä ihm die Nichtigkeit des Rechtsgeschäftes bekannt war 
(Bf. I 262/06 OLG. I). 

Wenn ein Mitreeder seine Schiffspart veräußert, so soll sowohl er 
als der Erwerber die Veräußerung den anderen Mitreedem oder dem 
Korrespondentreeder, falls ein solcher bestellt ist, anzeigen. Bis zur 
geschehenen Anzeige haften sowohl den Mitreedem als auch dritten 
Personen gegenüber Veräußerer und Erwerber als Gesamtschuldner fiir 
alle Verbindlichkeiten, welche seit der Veräußerung entstanden sind 
Für Verbindlichkeiten, welche vor der Veräußerui^ entstanden sind, 
bleibt aber der Veräußerer allein haftbar, ebenso wie der Erwerber 
allein aufzukommen hat für Verbindlichkeiten, welche nach geschehener 
Anzeige entstanden sind. HGB. § 504, 507 Abs. 2. 

Abandon. Abgesehen vom freien Verkaufsrecht hat der einzelne 
Mitreeder das Recht, seine Parten aufzugeben, zu abandonnieren, wenn 
eine neue Reise oder wenn nach der Beendigung einer Reise die Re- 
paratur des Schiffes oder wenn die Befriedigung eines Gläubigers be- 
schlossen worden ist, dem die Reederei nur mit Schiff und Fracht 
haftet Denn in Ausführung vorgenannter Beschlüsse müßten die Mit- 
reeder in der Regel in ihre Tasche greifen, sie müßten Verbindlichkeiten 
aus ihrem Fortune de terre bezahlen — und dazu sollen sie nicht ge- 
zwungen werden können. Das Gesetz bestimmt daher, daß in den 
3 genannten Fällen jeder Mitreeder, welcher dem Beschlüsse nicht zu- 
gestimmt hat, sich von der Leistung der zur Ausführung des Beschlusses 
erforderlichen Einzahlungen dadurch befreien kann, daß er seine Schiffs- 
j>art ohne Anspruch auf Entgelt aufgibt. Der Mitreeder muß aber seine 
Absicht zu abandonnieren den Mitreedem oder dem Korrespondent- 
reeder, falls ein solcher bestellt ist, binnen 3 Tagen nach dem Tage des 
Beschlusses oder, wenn er bei der Beschlußfassung nicht anwesend und 
auch nicht vertreten war, binnen 3 Tagen nach der Mitteilung des Be- 
schlusses gerichtlich oder notariell kundgeben. Die aufgegebene Schiffs- 
part fallt den übrigen Mitreedem nach dem Verhältnisse der Grröße 
ihrer Schiffsparten zu. HGB. § 501. 

Eine Aufkündigung von Seiten dnes Mitreeders oder eine Aus- 
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Schließung eines Mitreeders findet nicht statt. HGB. § 505 Abs. 3. Ist 
aber ein Mitreeder zugleich mit der Führung des Schiffes betraut worden, 
so kann er in seiner Stellung als Schiffer auch gegen sdnen Willen vom 
Korrespondentreeder oder durch Majoritätsbeschluß entlassen werden. 
Geschieht dieses, so muß auf sein Verlangen seine Schiffspart von den 
Mitreedem gegen Auszahlung des durch Sachverständ^e zu bestimmen- 
den Schätzungswertes übernommen werden. Dieses Recht des Schiffers 
erlischt jedoch, wenn er die Erklärung, davon Gebrauch zu machen, 
ohne Grund verzögert. HGB. § 552. 

§ 10« Anflosmig. — Die Auflösung der Reederei kann durch 
Stinunenmehrheit beschlossen werden. Der Beschluß , das Schiff zu 
veräußern, steht dem Beschlüsse der Auflösung gleich. HGB. § 506 
Abs. I. Dagegen ist eine Änderung in den Personen der Mitreeder 
ohne Einfluß auf den Fortbestand der Reederei. Insbesondere hat der 
Tod eines Mitreeders oder die Eröffnung des Konkurses über das Ver- 
mögen eines Mitreeders die Auflösung der Reederei nicht zur Folge. 
HGB. § 505 Abs. i u. 2. Ebensowenig wird die Reederei dadurch auf- 
gelöst, daß ein Mitreeder seine Schiffspart veräußert odef abandonniert. 

Diese von den sonst den Fortbestand von Handelsgesellschaften 
betreffenden gesetzlichen Bestimmungen abweichende Regelung hat ihren 
Grund in dem eigentümlichen Charakter der Reederei. Das Schiff ist 
die Verkörperung der Reederei. Da fast alle Verbindlichkeiten, welche 
im ordnungsmäßigen Geschäftsgange entstehen, nur am Schiff und an 
der Fracht haften und das Fortune de terre der einzelnen Mitreeder 
nicht obligieren, so ist die Persönlichkeit dieser letzteren von verhältnis- 
mäßig geringer Bedeutung. Schiffegläubiger, d. h. dritte Personen, welche 
ihr Geld in das Schiff geben, sehen auf den Zustand und den Wert des 
Schiffes und nicht auf die Solvenz der Mitreeder, da diese ihnen gar 
nicht haften. Und ebenso ist für einen Mitreeder der Wert und der 
Zustand des Schiffes die Hauptsache, die Persönlichkeit der anderen 
Mitreeder kommt für ihn erst in zweiter Linie in Betracht Daher hat 
auch jeder Mitreeder das Recht, seine Schiffspart an wen er will (nur 
nicht an einen Ausländer) zu verkaufen. Daher wird die Reederei nicht 
aufgelöst durch Zufalle, welche die einzelnen Mitreeder betreffen, son- 
dern nur durch Zufalle, welche das Schiff betreffen, d. h. durch den 
Untergang oder den Verkauf des Schiffes und endlich durch einen 
Majoritätsbeschluß, dem sich jeder einzelne Mitreeder zu fugen hat. 

§ 11. Terkauf des Schilfes. — Ist die Veräußerung des Schiffes 
und damit die Auflösung der Reederei beschlossen worden, so muß 
das Schiff öffentlich verkauft werden. Der Verkauf kann nur geschehen, 
wenn das Schiff zu einer Reise nicht verfrachtet ist und sich in dem 
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Heimatshafen oder in einem inländischen Hafen befindet. Diese Vor- 
schrift hat ebenso wie die, daä ein Mitreeder seine Part abandonnieren 
oder beliebig veräußern darf, den Zweck, den einzelnen gegen unlautere 
Machenschaften der Mehrheit zu schützen. Solchen Machenschaften wird 
am besten vorgebeugt dadurch, daä das Schiff öffentlich versteigert 
werden mufi; und der Umstand, daß eine solche Versteigerung nicht 
im Auslande erfolgen darf, ermöglicht es dem einzelnen, die erforder- 
liche Kontrolle auszuüben. Daraus ergibt sich auch, daß von der obigen 
Vorschrift abgewichen werden darf, wenn sämtliche Mitreeder ihre Zu- 
stimmung zu dem abweichenden Verfahren gegeben haben. 

Eine weitere Ausnahme erscheint aber auch in dem Falle gerecht- 
fertigt, daß ein Schiff als reparaturunfähig oder reparaturunwürdig kon- 
demniert worden ist In einem solchen Falle darf der Verkauf statt- 
finden, auch wenn das Schiff verfrachtet ist oder wenn es sich im 
Auslände befindet. Der Verkauf muß aber auch in diesem Falle in 
öffentlicher Versteigerung geschehen. Der einzelne Mitreeder ist in 
solchen Fällen dadurch vor Überrumpelung geschützt, daß die Kon- 
densation dnes Schiffes die unter Mitwirkung einer Behörde und mit 
Zuziehung des deutschen Konsuls erfolgte Feststellung bedeutet, daß das 
Schiff reparaturunfähig oder reparaturunwürdig ist. HGB. § 506 Abs. 2. 

BepantnninAhigkeit und -nnwtlrdigkeit. — Ein Schiff aber 
ist reparaturunfähig, wenn die Reparatur des Schiffes überhaupt nicht 
möglich ist oder an dem Orte, wo sich das Schiff befindet, nicht be- 
werkstelligt, das Schiff auch nicht nach dem Hafen, wo die Reparatur 
auszufuhren wäre, gebracht werden kann. HGB. §479 sub i. Danach 
unterscheidet man absolute und relative Reparaturunfahigkeit Hierzu 
fuhrt das Reichsoberhandelsgericht in ROHG. 16 Nr. 31 folgendes aus: 
«Absolute Reparaturunfähigkeit setzt voraus, daß, wenn nicht etwa 
das Schiff ohne weiteres als Wrack erkennbar ist, die Verbindungen 
desselben in solchem Maße gelöst und Teile desselben zertrümmert 
oder doch so sehr beschädigt sind, daß nur ein Neubau, wenngleich 
unter Mitbenutzung eines Teiles der alten Materialien, Seefahigkeit 
wiederherstellen kann. Die relative Reparaturunfahigkeit beruht in 
besonderen Umständen des Ortes, an welchem die Ausbesserung des 
an sich reparierbaren Schiffes vorgenommen werden müßte, nämlich in 
dem an dem Lieg^eplatze des Schiffes bestehenden Mangel der zur Re- 
paratur erforderlichen Voraussetzungen (Helgen, Docks, Materialien, Ar- 
beiter usw.) und zugleich in der Unmöglichkeit, das Schiff nach einem 
Platze, wo die Reparatur auszuführen wäre, zu bringen. Diese Unmög- 
lichkeit ist überdies nur dann vorhanden, wenn das Schiff auch nicht 
etwa durch vorläufige und notdürftige Reparatur in den Stand ge- 
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setzt werden kann, die Reise nach einem Platze, wo die eigentliche 
Reparatur au^reführt werden könnte, zu unternehmen.' Nach einer 
Entscheidung des RG. in 91 H. 17 liegt relative Reparaturunfahigkeit 
auch dann vor, wenn ein Schiff zwar nach einem Hafen, wo sich die 
Reparatur bewerkstelligen ließe, gebracht werden kann, hierauf aber 
eine unverhältnismäßig lange Zeit warten müßte — im vorliegenden 
Falle handelte es sich um 8 Wintermonate, während welcher das Schiff 
es nicht wagen durfte, den Hafen, in welchem es sich in havariertem 
Zustande befand, zu verlassen und den Reparaturhafen aufzusuchen. 

Ein Schiff ist reparaturunwürdig, wenn die Kosten der Reparatur 
ohne Abzug für den Unterschied zwischen alt und neu mehr betragen 
würden als drei Vierteile desjenigen Wertes, welchen das Schiff vorher 
resp. bei Antritt der Reise in gehörig ausgerüstetem Zustande gehabt 
hat. HGB. § 479 sub 2. 

§13. Übertra^ngdesEigeDtiimes. Ausprflehe dritter Per- 
SOnen. — Wird ein Schiff oder eine Schiffspart veräußert, so kann die 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes zum Eigentumsübergang 
erforderliche Übergabe durch die zwischen dem Veräußerer und dem 
Erwerber getroffene Vereinbarung ersetzt werden, daß das E^entum 
sofort auf den Erwerber übergehen soll HGB. § 474. Jeder Teil kann 
verlangen, daß ihm auf seine Kosten eine öffentlich b^laubigte Urkunde 
über die Veräußerung erteilt wird. HGB. § 475. - 

Dies ermc^licht die Veräußerung eines auf einer Reise befindlichen 
Schiffes. Hierbei können aber, falls die Parteien nichts darüber ver- 
einbaren, Zweifel entstehen, ob die Gewinne resp. Verluste gerade der 
vorhabenden Reise dem Veräußerer oder dem Erwerber zugute kommen 
resp. zur Last fallen sollen. Das Gesetz bestimmt daher, daß im Ver- 
hältnisse zwischen dem Veräußerer und dem Erwerber in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung angenommen werden soll, daß dem Er- 
werber der Gewinn der laufenden Reise gebühre oder der Verlust der 
laufenden Reise zur Last falle. HGB. § 476. Rechte dritter Personen 
werden durch diese Bestinunung natürlich nicht berührt. Hat ein Gläu- 
biger vor der Veräußerung aus der laufenden Reise bereits einen An- 
spruch gegen den Veräußerer erworben, so bleibt dieser Anspruch gegen 
den Veräußerer bestehen. HGB. § 477. Und hatte ein Schiff^läubiger 
ein Pfandrecht erworben, bevor das Eigentum am Schiffe übertragen wurde, 
so kann er sein Pfandrecht gegen jeden verfolgen, der zur Zeit der Geltend- 
machung des Pfandrechtes im Besitze des Schiffes ist (s. unten § 200). 

Ansprüche der Schiffsbesatzung. Die Schif&besatzung hat 
wegen ihrer Heuer nicht nur ein Pfandrecht an Schiff und Fracht, son- 
dern auch einen persönlichen Anspruch gegen den Reeder. Ob nun 
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ein Schi£&mann diesen persönlichen Anspruch gegen den Veräufierer 
oder gegen den Erwerber geltend machen kann» wird davon abhängen, 
ob er für die bestimmte Reise oder für eine bestimmte Zeit oder ob 
er auf unbestinmite Zeit angemustert worden ist Ist er für die be- 
stimmte Reise oder für eine festbestinmite Zeit angemustert worden, so 
haftet ihm der Veräufierer für die ganze vereinbarte Heuer und neben 
dem Veräufierer als Gesamtschuldner auch der Erwerber für diejenige 
Heuer, welche nach der Veräußerung des Schiffes verdient ist War 
der Schifismann aber auf unbestimmte Zeit angeheuert worden, so haftet 
jeder nur für denjenigen Teil der Heuer personlich, welcher während 
der Zeit verdient wurde, wo er Eigentümer des Schiffes war. 

Über die Gesamthaftung des Veräufierers und des Erwerbers im 
Falle der Veräufierung einer Schiflfepart s. oben § 9. 

§ 18. RechtsTerhUtiiig naeh aufien. OerichtsstMid. — Die 
Mitreeder als solche haften Dritten, wenn ihre personliche Haftung ein- 
tritt, nur nach dem Verhältnisse der Grröfie ihrer Schiffsparten. HGB. 
§ 507 Abs. I. Ist jedoch die Haftung der Mitreeder auf Schiff und 
Fracht beschränkt (s. unten § 64 ff.), und wird diese beschränkte Haf- 
tung später in eine persönliche verwandelt oder tritt später zu dieser 
beschränkten Haftung noch eine personliche Haftung hinzu (s. die Fälle 
unten im § 202), so sind die Mitreeder nicht nach dem Verhältnisse 
ihrer Schifläparten, sondern solidarisch für die ganze Schuld haftbar. 
94 H. 63 sub 6 RG. Denn dem Gläubiger, welchem Schiff und Fracht 
haftet, haftet nach pfandrechtlichen Grrundsätzen jeder Teil des Schiffes 
und jeder Teil der Fracht fiir seine ganze Forderung. S. unten § 198. 
Wenn sich nun eine persönliche Haftung der Mitreeder aus dieser be- 
schränkten Haftung der Fortune de mer entwickelt oder gar infolge 
Erlöschen des Pfandrechtes an ihre Stelle tritt, so darf der Gläubiger 
nicht schlechter gestellt sein als vorher, wo er jeden Teil des Schiffes 
für seine ganze Forderung in Anspruch nehmen konnte: es muß ihm 
also in diesen Fällen jeder Mitreeder persönlich für die ganze Schuld haften. 

Gb Reeder kann als solcher wegen eines jeden Anspruches, ohne 
Unterschied, ob er persönlich oder nur mit Schiff und Fracht haftet, 
vor dem Gerichte des Heimatsortes belangt werden. HGB. § 488. Dies 
gilt auch von den Mitreedem, ohne Unterschied, ob der Anspruch von 
einem tfitreeder oder von einem Dritten erhoben wird, und ob die Klage 
nur gegen einen Mitreeder oder gegen mehrere Mitreeder gerichtet wird 
HGB. § 508. 

§ 14. KorrespOBdeiltreeder. — Durch Beschluß der Mehrheit 
kann für den Reedereibetrieb ein Korrespondentreeder (Schiffsdirektor, 
Schi&disponent) bestellt werden. Zur Bestellung eines Korrespondent- 
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reeders, der nicht zu den Mitreedem gehört, ist einstimmiger Beschlufi 
erforderlich. HGB. § 492 Abs. i. 

Durch die Bestellung eines Korrespondentreeders wird der Geschäfts- 
verkehr sehr erleichtert, indem der Korrespondentreeder kraft seiner Be- 
stellung befugt ist, alle Geschäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, die 
der Geschäftsbetrieb einer Reederei gewöhnlich mit sich bringt. HGB. § 493 
Abs. I. Die Mitreeder brauchen also nicht zwecks Beratung und Ausfuhrung 
der regelmäßigen Geschäfte jedesmal zusammenzutreten und Majoritäts- 
beschlüs^ zu fassen. Sie behalten eine genügende Kontrolle, indem der 
Korrespondentreeder verpflichtet ist, über sdnc die Reederei betreffende 
Geschäftsführung abgesondert Buch zu führen und die dazu gehörigen Be- 
lege aufeubewahren. Jeder einzelne Mitreeder hat das Recht, Auskunft von 
dem Korrespondentreeder über alle Verhältnisse zu verlangen, die ach 
auf die Reederei, insbesondere auf das SchifT, die Reise und die Aus- 
rüstung beziehen, und jederzeit Einsicht in die die Reederei betreffenden 
Bücher, Briefe und Papiere zu nehmen. Diese Rechte stehen dem ein- 
zelnen Mitreeder zu, so daß derselbe hierdurch auch einem Korrespon- 
dentreeder gegenüber geschützt ist, welcher als Mitreeder in seiner Hand 
die Mehrheit der Parten vereinigt HGB. § 498. Geht aus den Büchern 
hervor, daß der Korrespondentreeder die ihm obli^ende Sorgfalt eines 
ordentlichen Reeders nicht angewandt hat, so kann der einzelne Mit- 
reeder den ihm hieraus erwachsenen Schaden gegen denselben einklagen* 
HGB. § 499 Satz 2. Im übrigen ist der Korrespondentreeder aber nur 
den Beschlüssen der Majorität unterworfen; so hat er insbesondere auch 
nur auf einen Mehrheitsbeschluß hin Rechnung zu l^en. 04 H. 109 
OLG. V, HGB. § 499 Satz i. Hat der Korrespondentreeder die Mehr- 
heit der Parten in seiner Hand, so können die einzelnen Mitreeder, 
welche genügenden Schutz in den vorhin und oben § 8 aufgeführten 
Einzelrechten nicht zu finden glauben, sich dem nur dadurch entziehen, 
daß sie durch Verkauf ihrer Parten aus der Reederei ausscheiden. 

Die Bestellung des Korrespondentreeders kann zu jeder Zeit durch 
Stimmenmehrheit widerrufen werden, unbeschadet des Anspruchs auf die 
vertragsmäßige Vergütung. HGB. § 492 Abs. 2. 

Vollmacht nach außen. Im Verhältnisse zu Dritten ist der 
Korrespondentreeder kraft seiner Bestellung befugt, alle Geschäfte und 
Rechtshandlungen vorzunehmen, die der Geschäftsbetrieb einer Reederei 
gewöhnlich mit sich bringt Diese Befugnis erstreckt sich insbesondere 
auf die Ausrüstung, die Erhaltung und Verfrachtung des SchiflTes, auf 
die Anstellung und Entlassung des Schiffers, auf die Versicherung der 
Fracht, der Ausrüstungskosten und der Havereigelder, sowie auf die 
mit dem gewöhnlichen Geschäftsbetriebe verbundene Empfangnahme von 
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Geld. Der Korrespondentreeder ist in demselben Umfenge befugt, die 
Reederei vor Gericht zu vertreten. Dagegen ist der Korrespondent- 
reeder nicht befugt, im Namen der Reederei oder einzelner Mitreeder 
Wechselverbindlichkeiten einzugehen oder Darlehen aufzunehmen, das 
Schiff oder Schifisparten zu verkaufen oder zu verpfänden, sowie für das 
Schiff oder für Schii&parten Versicherung zu nehmen, es sei denn, daß 
ihm eine Vollmacht hierzu besonders erteilt worden ist HGB. § 493. 

Es steht den Reedern frei, die vorstehenden gesetzlichen Befugnisse 
des Korrespondentreeders einzuschränken und zu erweitern. Auf eine 
solche Modifizierung seiner gesetzlichen Befugnisse können sie sich aber 
Dritten gegenüber nur dann berufen, wenn ae beweisen, daß dieselbe dem 
Dritten zur Zeit des Abschlusses des Geschäftes bekannt war. HGB. §495. 

Durch ein Rechtsgeschäft, welches der Korrespondentreeder als 
solcher innerhalb der Grenzen seiner Befugnisse abschließt, wird die 
Reederei dem Dritten gegenüber auch dann berechtigt und verpflichtet, 
wenn das Geschäft ohne Nennung der einzelnen Mitreeder geschlossen 
wird Ist die Reederei durch ein von dem Korrespondentreeder abge- 
schlossenes Geschäft verpflichtet, so haften die Mitreeder in gleichem 
Umfange^ ab wenn das Geschäft von ihnen selbst geschlossen wäre 
(oben § 13). HGB. §494. 

Vollmacht nach innen. Der Reederei gegenüber ist der 
Korrespondentreeder verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, welche 
von ihr für den Umfang seiner Befugnisse festgesetzt sind. Sind solche 
Festsetzungen nicht getroffen worden, so sind die Befugnisse des 
Korrespondentreeders der Reederei gegenüber die gleichen wie Dritten 
gegenüber, nut der Maßgabe jedoch, daß er zu neuen Reisen und 
Unternehmungen, zu außergewöhnlichen Reparaturen, sowie zur An- 
stellung oder zur Entlassung des Schiffers vorher die Beschlüsse der 
Reederei einzuholen hat. HGB. § 496. 

Im übrigen hat sich der Korrespondentreeder nach den von der 
Majorität ge&ßten Beschlüssen zu richten und die Beschlüsse zur Aus- 
führung zu bringen. HGB. § 496 Abs. i. Er ist verpflichtet, in den 
Angel^enheiten der Reederei die Sorgfeit eines ordentlichen Reeders 
anzuwenden. HGB. § 497. 

§ Ib. Banreederei. — Auf die Vereinigung zweier oder mehrerer 
Personen, em Schiff für gemeinschaftliche Rechnung zu erbauen und zur 
Seefehrt zu verwenden (Baureederei) finden die für die Reederei ge- 
gebenen Vorschriften (oben § 8 — 14) entsprechende Anwendung, mit 
der Maßgabe jedoch, daß es bis zum Beginne des eigentlichen Reederei- 
betriebes dem einzelnen Mitreeder nicht gestattet ist, seinen Anteil ohne 
Einwilligung der übrigen Mitreeder zu veräußern. HGB. § 509. Denn 
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bis ZU dem Augenblicke, wo das Schiff vollendet und von dem Erbauer 
abgeliefert ist, wo also der eigentliche Reedereibetrieb beginnt, müssen 
sämtliche Ausgaben ^besondere die Baukosten) aus dem Privatver- 
mögen der Mitreeder bestritten werden, da ein Fortune de mer noch 
nicht existiert Für diese Zeit konmit es daher den Mitreedem sehr 
auf die Persönlichkeit und die Solvenz der einzelnen Mitglieder an; ein 
Wechsel in der Person darf daher nicht in das Belieben jedes einzelnen 
gestellt sein. 



3. Kapitel. Die Schiffsbesatzung. § i6. 

§ 16. Die SchiffsbesatEimg. — Zur Schif&besatzung werden 
gerechnet: der Schiffer, die Schiffsoffiziere, die Schiffsmannschaft sowie 
alle übrigen auf dem Schiffe angestellten Personen. HGB. § 481. 

Der Reeder ist verantwortlich fiir das Verschulden einer Person 
der Schiffsbesatzung, falls das Verschulden in Ausführung ihrer Dienst- 
verrichtungen begangen wird, und zwar nicht nur soweit Personen, mit 
welchen er in vertraglicher Beziehung steht , Schaden erlitten haben, 
sondern jedem Dritten gegenüber. HGB. § 485. Diese Haftung des 
Reeders ist aber auf Schiff und Fracht beschränkt. HGB. § 486 Abs. i 
Nr. 3. Verschieden hiervon ist die Haftung des Reeders für andere in 
seinem Dienste angestellte, aber nicht zur Schiffsbesatzung gehörende 
Personen. Für ein Verschulden dieser Personen haftet er persönliche 
und unbeschränkt, wenn er sich derselben zur Erfüllung seiner Verbind- 
lichkeiten bedient und derjenige, dem gegenüber er die VerbindHchkeit 
zu erfüllen hat, durch das Verschulden dieser Personen Schaden leidet. 
BGB. § 278. Dritten nicht in vertraglicher Beziehung mit ihm stehen- 
den Personen gegenüber haftet er für dn Verschulden dieser Angestellten 
dag^en nur, wenn er bei der Auswahl der Angestellten oder, sofern 
er Vorrichtungen oder Gerätschaften zu beschaffen oder die Ausftihrui^ 
der Verrichtung zu leiten hat, bei der BeschafRing oder der Leitung die 
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im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt hat BGB. § 831. Aus dieser 
Verschiedenheit der Haftung erhellt die Wichtigkeit der Frage, ob in 
einem betreffenden Falle die schadenstiftende Person zur Schiffsbesatzung 
gehört oder nicht 

Der § 481 HGB. rechnet zur Schiffsbesatzung ,,alle übrigen auf dem 
Sdiifie angestellten Personen". Man hatte diesen Ausdruck gewählt, um, 
aufier den Matrosen, auch die Maschinisten und Aufwärter (Stewards) 
zu der Schi&besatzung zählen zu können. Der Ausdruck ist aber ein 
noch weitergehender; er umfaßt mehr als die genannten Personen- 
gattungen. Z. B. besteht darüber kein Zweifel, daß Lotsen, welche 
keine Zwangslotsen sind, zur Schiffsbesatzung gehören. 

Stauer. Streit aber herrscht darüber, ob Stauer zur Schiffsbesatzung 
gehören oder nicht Das Reichsgericht hat ausgesprochen, daß alle auch 
nur temporär auf einem Schiffe angestellten Personen zur Schiffsbesatzung 
gehören, insoweit dieselben zu SchifTsdiensten, also zu solchen Hand- 
lungen herangezogen werden, welche auszufuhren eigentlich Sache der 
Schi^mannschaft ist RG. 13 Nr. 29. Es war in diesem Falle eine 
Person, die früher einmal Matrose gewesen war, in der Zeit zwischen 
der Abmusterung der alten und der Anmusterung der neuen Schiffs- 
besatzung angestellt worden, ein Schiff zwecks besserer Entlöschung 
näher an ein Bollwerk zu bringen; das Reichsgericht entschied, daß 
diese Person als zur Schiffsbesatzung im Sinne des § 481 HGB. gehörig 
zu betrachten sei In Anlehnung hieran entschied auch das OLG. I in 
89 H. 78, daß ein Stauer, welcher mit der Vertäuung eines Schiffes be- 
auftragt worden war, zur Schiffsbesatzung gehöre. Ebenso gehören zur 
Schiffsbesatzung Stauer, wenn und während sie dazu angestellt werden, 
ein Schiff abzubäumen oder wieder an den Quai zu legen. 02 H. 80 
OLG. I, v^ auch OLG. I in 07 H. 1 1. 

Zu den Schiffsdiensten gehört unserer Ansicht nach aber, ebenso- 
gut wie die sich auf die Navigierung des Schiffes beziehende Tätigkeit, 
auch das Löschen und Einnehmen der Ladung. Es würde gar kein 
Zweifel darüber bestehen, daß der Reeder nach § 485, 486 HGB. und 
nicht nach § 278, 831 BGB. haftet, wenn die Löschung oder die Ein- 
nahme der Ladung von der eigentlichen Schiffsmannschaft besorgt wird 
In der R^^l wird jedoch diese Arbeit durch selbständige Stauerei- 
betriebe übernommen, deren Arbeiter nicht unter der Disziplin des 
Schiffers stehen. Das macht unserer Ansicht nach jedoch nicht den 
geringsten Unterschied. Der Grund für die dgentümliche Haftung des 
Reeders ist der, daß er fremde Leute mit der Ausfuhrung seiner Ver- 
bindlichkeiten betrauen muß und daß er diese Leute nicht persönlich 
kontrollieren kann. Dieser Grrund trifft für das Laden und Löschen von 
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Grütcm ebenso zu wie für die Navigierung des Schiffes; und die Ver- 
pflichtung des Reeders beschränkt sich nicht auf die Fortbewegung des 
Schiffes, sie erstreckt sich auch auf das Laden und Löschen der über- 
nommenen Güter. 

Nun haben aber das OLG. I in 87 R 121 und das OLG. TR in 
Ol H. 51 entschieden, daß, wenn das Laden und Löschen durch der- 
artige selbständige Stauereibetriebe besorgt wird und durch das Ver- 
schulden eines Arbeiters derselben eine dritte Person Schaden erleidet, 
der Reeder hierfür nicht nach Maßgabe HGB. § 485, 486 aufzukonunen 
hat, da diese Stauer nicht zur Schifisbesatzung gehören. Beide Ent- 
scheidungen beschränken sich aber ausdrücklich auf den Fall, daß ein 
Dritter Schaden erleidet; sie lassen erkennen, daß, soweit durch ein Ver- 
schulden dieser Stauer die Ladung selbst oder das Schiff beschädigt 
werden würde, dieselben vielleicht als Personen der Schiffsbesatzung an- 
gesehen werden könnten. Wenn zur Begründung der Entscheidung in 
87 H. 121 darauf hingewiesen wird, daß diese Stauer nicht der Disziplin 
des Schiffers unterworfen sind, so rechtfertigt der Wortlaut des § 481 
HGB. in keiner Weise, daß auf diesen Punkt Gewicht gelegt wird. Dieser 
Punkt ist vielmehr von Bedeutung lediglich für die Haftung des Schiffers 
(und somit auch des Reeders, soweit dieser für den Schiffer verantwort- 
lich ist) und die Pflichten des Schiffers, s. hierüber ROHG. 19 Nr. 78 
und 73 H. 153 und 222 HG. und OG. und unten § 27. Für die Haftung 
des Reeders ist es unseres Erachtens allein entscheidend, ob die von 
dem Stauer ausgeübte Tätigkeit in den Rahmen des vom Reeder über- 
nommenen Transportes iallt und zu den auf dem Schiffe zu verrichten- 
den Arbeiten gehört Vom Reichsgericht ist die Frage bisher noch 
nicht entschieden; die Entscheidung in 84 H. 27 RG. berührt den Punkt 
nicht. Dagegen hat neuerdings das OLG. IV in 07 H. 11 in unserem 
Sinne entschieden. 

Werden besondere Stauer zur Unterstützung einer nicht ausreichen- 
den Schiffsmannschaft herangezogen, so wird kein Zweifel bestehen, daß 
diese Stauer zur Schiffsbesatzung gerechnet werden müssen. Von seiner 
Haftung für das Verschulden von Stauern — ob dieselben nun zur 
Schiflfebesatzung gehören oder nicht — ist der Reeder jedenfalls dann 
befreit, wenn er sich von Versehen der Schiffsmannschaft or 
others in the Service of the owner freigezeichnet hat 92 H. 95 LG. 

Zwang^sstauer gehören nicht zur Schiffsbesatzung. Auch ist der 
Reeder nicht verantwortlich für das Verschulden von Stauungsinspek- 
toren, welche der Ablader zur Beaufsichtigung der Stauarbeiten ange 
stellt hat. Autorisierte Stauungsinspektoren gehören ebehfalls nicht zur 
Schiffsbesatzung. ROHG. 19 Nr. 78. 
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Dockarbeiter. Ob der Reeder für das Verschulden von Dock- 
arbeitern bei der Verholung eines Schiffes zwecks Reparatur in ein 
Dock nach Maßgabe § 481, 485 HGB. verantwortlich gemacht werden 
kann, erscheint zweifelhaft Cf. RG. 13 Nr. 29. Wie bereits bemerkt, 
weisen unseres Erachtens der im 4. Buche des Handelsgesetzbuches be- 
handelte Gegenstand: Der Erwerb des Reeders durch die Seefahrt — 
und der im § 481 HGB. gewählte Wortlaut: « Schiffsmannschaft und alle 
übrigen auf dem Schiffe angestellten Personen* darauf hin, daß die see- 
rechtliche Haftung des Reeders überall da Platz greifen soll, wo die 
von ihm beschäftigten Personen als Gehilfen seines Seeerwerbsgeschäftes 
erscheinen, soweit dieselben zu Schiffsdiensten herangezogen werden, 
also eine Tätigkeit ausüben, zu deren Verrichtung sie sich des Schiffes 
und seines Zubehörs bedienen müssen. Dies wird z. B. in den Fällen, 
wo ein Schiff zum Erwerbe durch den Transport von Gütern dient^ die 
gesamte sich auf die Ausführung des Transportvertrages beziehende 
Tätigkeit, soweit sie in direkter Verbindung mit dem Schiffe steht, um- 
fassen. Danach würden, wenn nach Vollendung oder vor Beginn einer 
Reise Dockarbeiter das Schiff zwecks Reparatur in ein Dock verholen, 
diese zur Schiffsbesatzung nicht gerechnet werden können. Dagegen 
ließe sich viel dafür sagen, Dockarbeiter dann als zur Schiffsbesatzung 
gehörig zu betrachten, wenn dieselben während der Reise in einem 
Nothafen ein Schiff verholen, um an demselben die zur Fortsetzung der 
Reise erforderlichen Reparaturen vorzunehmen. 
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Im Verschiffungshafen. § 17—74. 

Vorbemerkung: Die im 4. Buche des Handelsgesetzbuches über 
das FrachtgeschäA zur Beförderung von Grütern g^ebenen Bestimmungen 
(HGB. § 556 — 662) finden keine Anwendung auf die Beförderung von 
Grütern zur See durch die Postverwaltungen des Reiches und. der 
Bundesstaaten. HGB. § 663. Für diese gelten vielmehr die Vorschriften 
des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reiches vom 28. Ok- 
tober 1871, des Gesetzes betreffend einige Änderungen von Bestim- 
mungen über das Postwesen vom 20. Dezember 1899 und der Post- 
ordnung vom 20. März 1900. Auf die Beförderung von Gütern zur 
See durch die Postverwaltungen des Reiches und der Bundesstaaten 
finden aber Anwendung die Bestimmungen des Handelsgesetzbuches 
über die Rechte und Pflichten des Reeders und SchiflFers, über Zu- 
sammenstöße von Schiffen auf See, über große Haverei, Bergung und 
Hilfeleistung in Seenot, Bodmerei und über die Schiffs- und Ladungs- 
gläubiger (HGB. §474-555, 679—777). 
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§ 17. Yersehiedeiie BefiraehtmigsarteiL — Wenn jemand Güter 
über See zu senden wünscht, so kann er zu diesem Zwecke entweder 
ein ganzes Schiff chartern (Ganzbefrachtung) oder den Teil eines Schiffes 
(TeQbefrachtung) oder er gibt die einzelnen Güter auf, welche er zu 
versenden wünscht {Stückgutbefrachtung). HGB. § 556. 

Wird ein Schiff im ganzen befrachtet feechartert), so geschieht dies 
entweder für eine bestimmte Reise oder für einen bestimmten Zeitraum, 
z. B. 12 Monate (Befrachtung auf Zeit, Zeitcharter). In der Verfrach- 
tung eines ganzen Schiffes ist die Kajüte, d. h der für die Schiffs- 
besatzung und die Passagiere bestinmite Raum nicht einb^^en. In 
diese Räume darf also der Befrachter keine Güter verladen. Aber auch 
der Reeder darf nicht für seine eigene Rechnung ohne Einwilligung des 
Befrachters die Kajüte zum Transport von Gütern verwenden; befördert 
er solche Beiladung ohne Wissen und Willen des Befrachters, so ist er 
diesem für allen etwa daraus entstehenden Schaden verantwortlich. 
HGB. § 558: 72 H. 26s HG. sub 2. 

Der Teil eines Schiffes kann entweder in der Weise gechartert 
werden, daß ein verhältnismäßiger Teil des Schiffes, z. B. die Hälfte des 
Laderaumes oder Raum für 500 t, in Anspruch genommen wird, oder 
daß ein bestinmit bezeichneter Raum des Schiffes, z. B. der Vorder- 
oder Hnterraum, den G^enstand des Vertrages bildet. 

Bei der Granz- und bei der Teilbefrachtung kann jede Partei ver- 
langen, daß über den Vertrag eine schriftliche Urkunde errichtet wird. 
HGB. § 557. Dies ist die Charte-partie (Carta partita), so genannt, weil 
in früheren Zeiten das den Vertrag enthaltende Dokument (carta) in 
zwei Teile geteilt und je ein Teil von den Vertragschließenden in Ver- 
wahrung genonmien wurde. Die Gültigkeit des Vertrages hängt jedoch 
von der Ausstellung dieser Urkunde nicht ab. Mündliche Übereinkunft 
genügt zur Perfektion des Vertrs^es. 81 H. 41 (Seite 125) OLG. 

Endlich können auch einzelne Grüter, z. B. 100 Sack Kaffee, zur Be- 
förderung übergeben werden. Beabsichtigt ein Reeder seinen Dampfer 
auf Stücl^ter anzul^en, so pflegt er dies vorher in den Zeitungen 



Digitized by 



Google 



jO Erstes Buch. 4. Kapitel. 

öfTentlich bekannt zu machen, etwa mit folgendem Inserat: « Dampfer X 
segelt von . . nach . . am (Datum). Annahme für Stückgüter da und 
da* oder: , Dampfer X nach . . wird prompt expediert Güterannahme 
am Schuppen so und soviel.* Oft auch verfrachtet ein Reeder sein 
Schiff im ganzen für eine bestimmte Summe (die Charterfracht) und der 
Befrachter (Charterer) legt es sodann auf Stückgüter, indem er darauf 
spekuliert, daß die für den Transport der erwarteten Stückgüter vale- 
dierende Fracht (Konossementsfracht) höher ist als die Charterfracht und 
er auf diese Weise aus der Unterverfrachtung Gewinn zieht. 

Über die Grenze zwischen Fracht- und anderen z. B. Schleppver- 
trägen s. die interessante Entscheidung des OLG. in 07 H. 33, in welcher 
ausgeführt wird, daß die Übernahme der Beförderung eines auf Abbruch 
verkauften über looo tons großen Dampfers durch einen Schlepper 
unter Umständen sich als ein Schleppvertrag, jedenfalls aber nicht als 
ein Frachtvertrag darstellt, da ein solcher Dampfer nicht mehr als ein 
Frachtgut bezeichnet werden könne. 

§ 18. Die Fraeht — Das für die Benutzung des Schiffes und 
den Transport der Güter zu zahlende Äquivalent ist die Fracht Ist 
ein Schiff auf Zeit gechartert, so wird die Fracht in der Regel auf einen 
bestimmten Satz per Monat vereinbart. Ist ein Schiff für eine bestimmte 
Reise gechartert, so kann die Fracht entweder in Bausch und Bogen 
bedungen werden (chartering en rouchc, lump freight) oder die Fracht 
wird berechnet nach der Menge, dem Gewicht oder dem Maß der zu 
transportierenden Güter (z. B. M. 2.50 per Tonne oder Kubikmeter). Ist 
eine Vereinbarung der letzteren Art getroffen, so entsteht die Frage, 
ob das eingelieferte oder das nach Beendigung der Reise ausgelieferte 
Maß, Gewicht oder Quantum für die Berechnung der Fracht maßgebend 
sein soll. Im Zweifel soll angenommen werden, daß Maß, Gewicht oder 
Menge der abgelieferten und nicht der eingelieferten Güter für die Höhe 
der Fracht entscheiden soll. HGB. § 620. 

Ist Fracht nach Gewicht zu bezahlen, so entscheidet das Brutto- 
gewicht und nicht das Nettogewicht, falls nicht besondere Gründe dafür 
sprechen, daß nur für das Nettogewicht bezahlt werden soll. 72 H. 265 
sub I HG. und 297 OG. Näheres unten § 177. 

§ 19. Das Schiff. — Ein sehr wichtiger Punkt, über welchen 
sich Reeder und Befrachter einig werden müssen, ist das Schiff, in 
welchem die Güter transportiert werden sollen. Wenn ohne Einwilli- 
gung des Befrachters dessen Waren in einem anderen Schiffe befordert 
werden, als in welchem sie in Gemäßheit des Frachtvertrages befordert 
werden sollen, so ist der Reeder für jeden daraus entstehenden Schaden 
verantwortlich, wenn er nicht beweisen kann, daß der betreffende Schaden 
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die Griiter auch in dem vereinbarten Schiffe getroffen haben würde und 
dafi alsdann der Schaden auch zu Lasten des Befrachters gewesen wäre. 
HGB. § 565 Abs. I. 

In einem vor Grründung des Deutschen Reiches entschiedenen Falle 
bandelte es sich darum, daß die Parteien vereinbart hatten, die Güter 
in einem hambui^schen Schiffe zu versenden. Die Kieler Universität 
gab ihr Urteil dahin ab, daß es zur Erfüllung dieser Vertragsbedingung 
nicht genügte, daß das Schiff unter hamburgischer Flagge segelte; das 
Schiff mußte vielmehr auch in Hamburg erbaut worden sein. Da der 
Reeder diesem letzten Erfordernis nicht genügt hatte, wurde er für 
haftbar erklärt, den daraus entstandenen Schaden zu bezahlen. Urteü 
vom 3. Mai 1850 (OAG. 1850 Nr. 35). Cf auch U. 120 HG. 

Enthält die Charte-partie eine Zusage des Inhalts, daß das Schiff 
eine bestimmte Klasse besitzt (z. B. Lloyds 90 A i), so hat, in Ermange- 
lung weitergehender besonderer Zusagen, der Reeder diese Verpflichtung 
erfüllt, wenn zur 2^it des Vertragsabschlusses das Schiff die zugesagte 
Klasse besitzt 90 H. 28 OLG. Eine solche Zusage bedingt nicht, daß 
das Schiff die zugesagte Klasse auch während der Dauer der Aus- 
führung des Frachtvertrages beibehält. 63 H. Seite 305 HG. 

Hat der Reeder die Tragfähigkeit seines Schiffes angegeben, so ist 
er verantwortlich für den Schaden, welcher daraus entsteht, daß die 
Tragfähigkeit eine geringere ist In der Regel wird in solchen Fällen 
der Befrachter einen Abzug von der Fracht zu machen befugt sein, 
welcher im Verhältnis zu der fehlenden Tragfähigkeit des Schiffes steht 
65 H. Seite 221 HG. Es ist aber darauf zu achten, in welche Form 
der Reeder diese Angabe gekleidet hat; nur wenn sie eine vertragliche 
Zusage enthält, ist der Reeder an dieselbe gebunden. Solche Angaben 
bedeuten aber oft nichts weiter als Reklame, Anpreisungen des Schiffes; 
ist dies erkennbar, so ist der Reeder nicht gebunden. Oft auch schränkt 
der Reeder die Bedeutung solcher Angaben ausdrücklich ein, z. B. durch 
den Zusatz: These particulars are believed to be correct but not 
g^uaranteed u. dgl. 00 H. 78 OLG I. Eine Zusage betr. die Tragfähig- 
keit (deadweight capacity) eines Schiffes schließt in der Regel die 
Bunker nicht ein. 00 H. 102 OLG. IV. 

Eine wesentliche Eigenschaft des Schiffes kann auch seine Fahrt- 
geschwindigkeit sein. Ob Angaben dieser Art bindend sind oder nicht, 
ist nach dem vorhin Gesagten zu entscheiden. 00 H. 78 OLG. I. 

§ 80. Befk'eiungsklaiiselii. — Einen weiteren sehr wichtigen Teil 
des Vertrages bildet die Aufzählung derjenigen Ereignisse, für deren 
Folgen der Reeder zwar dem Gesetze nach verantwortlich wäre, für 
welche er aber jegliche Haftung ablehnt. Näheres hierüber s. unten 
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§ 173 und 174. Es mag hier nur hervorgehoben werden, dafi die 
einz^e Grenze, welche auf diesem Gebiete dem Reeder gesteckt ist, 
die ist, daß der Vertrag nicht g^en die guten Sitten verstoßen (BGB. 
§ 138) und daß der Reeder äch nicht von den Folgen eigener vorsatz- 
licher Handlungen befreien darf (BGB. § 276 Abs. 2). Im übrigen aber 
herrscht absolute Vertragsfreiheit; auch die weitgehendsten Befreiungs- 
Idauseln müssen als rechtsgültig anerkannt werden. S. unten § 173. 

§ 21. Schiffszettel. — Sind sich die Parteien einig geworden, so 
erhält der Befrachter von dem Reeder den Schiffszettel. Der Schiflfe- 
zettel ist eine schriftliche Anwdsung an den Schiffer, die in dem Schiffs- 
zettel genannten Güter an Bord zu nehmen. Die Güter werden mit 
dem Schifi^zettel längsseit des Schiffes gebracht; der Schü&zettel be- 
rechtigt den Befrachter oder Ablader, d. h. denjenigen, welcher die 
Güter an Bord sendet, deren An-Bordnahme vom Schiffer zu ver- 
langen. Hierbei wird in der Regel der Schiffer vom Steuermann 
(erstem Offizier) vertreten. 

Der Schiffszettel ist lediglich eine vom Reeder an den Schiffer ge- 
richtete Instruktion; die in demselben enthaltenen Angaben bilden keinen 
Teil des Frachtvertrages, d. h. der zwischen Befrachter und Reeder ge- 
troffenen Vereinbarungen. Dies kam in einem Falle zur Sprache, wo 
der Schiffszettel die Bemerkung enthielt »auf Deck*, und der Schiffer 
infolgedessen die GKiter auf Deck verstaute. Der Reeder versuchte 
seine Verantwortlichkeit für den hieraus entstandenen Schaden abzu- 
lehnen, indem er sich auf die Bemerkung in dem Schiffszettel berief. 
Das OLG. n. erkannte jedoch, daß an und für sich die Angaben des 
Schiffszettels nichts mit dem zwischen Reeder und Befrachter bestehenden 
Rechtsverhältnis zu tun hätten, daß daher der Reeder, wenn er mit 
seinem Vorbringen gehört werden wollte, beweisen müsse, daß zwischen 
ihm und dem Befrachter besonders vereinbart worden sei, die Güter 
auf Deck zu laden. 01 H. 60 OLG. 11. 
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5. Kapitel. Die Verschiffung. § 22 — 29. 
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§ 88. Pflicht des Reeders und Schiffers, ein see- und ladungs- 
tllchtiges Schiff zu stellen. — Es gehört zu den gesetzlichen Ob- 
liegenheiten des Schiffers, dafiir zu sorgen, daß das Schiff sich in einem 
Zustande befindet, in welchem es nicht nur die Gefahren der See auf 
der vorhabenden Reise überstehen kann, sondern auch den Zustand der 
in dasselbe verladenen Güter nicht beeinträchtigt Für Schäden, welche 
durch ein Verschulden des Schiffers in Ausfuhrung dieser seiner Ver- 
pflichtungen entstehen, haftet der Reeder nur mit seinem Fortune de 
mer. Für zweierlei haftet der Reeder aber auch persönlich. Als 
Schiffseigner haftet er persönlich dafiir, daß die erforderlichen Signal- 
apparate vollständig und in brauchbarem Zustand auf dem Schiffe vor- 
handen sind (Seestraßenordnung vom 5. Februar 1906 Art. 33 Abs- i), 
und als Verfrachter, d. h. als Vertragsgegner des Ladungsinteressenten 
hat er auch persönlich dafiir aufzukommen, daß das Schiff sich in einem 
seetüchtigen Zustande befindet Über den Begriff der Seetüchtigkeit 
s. die Ausführungen unten im § 23. 

Anwesenheit des Schiffers an Bord. Vom Beginne des Ladens 
an darf der Schiffer das Schiff gleichzeitig mit dem Steuermann nur in 
dringenden Fällen verlassen. Li^ das Schiff in einem nicht sicheren 
Hafen oder auf einer nicht sicheren Reede, darf der Schiffer, von 
dringenden Fällen abgesehen, auch vor dem Beginne des Ladens das 
Schiff nicht gleichzeitig mit dem Steuermann verlassen. Bei drohender 
Ge£3Lhr aber muß er stets an Bord sein, sofern nicht eine dringende 
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Notwendigkeit seine Abwesenheit rechtfertigt. Auf einem Schiffe waren 
240 Ballons Benzin zur Verladung angenommen worden. Dieselben 
wurden an Tauen in das Kajütendeck heruntergelassen, wobei ein Ballon 
zerbrach. In diesem Augenblicke verließ der Schiffer das Schiff. Bald 
nachher explodierte das aus dem zerbrochenen Ballon ausfließende 
Benzin und richtete schweren Schaden an. Das Oberlandesgericht hielt 
den Fall einer drohenden Gefahr fiir gegeben und erklärte die Reederei 
verantwortlich für das Verschulden des Schiffers, welcher unter diesen 
Umstanden das Schiff nicht hätte verlassen dürfen. Das Obcrlandes- 
gericht fuhrt aus, daß, wenn der Schiffer gegen seine gesetzliche Pflicht 
das Schiff verläßt und während seiner Abwesenheit ein Schaden ent- 
steht, der Schiffer die Vermutung gegen sich hat, daß er, wenn er an 
Öord geblieben wäre, die Entstehung des Schadens durch angemessene 
Befehle hätte verhindern können. 83 R 32 OLG. 

Wenn der Schiffer gleichzeitig mit dem Steuermann das Schiff ver- 
lassen muß, so hat er zuvor aus den Schiffsofflzieren oder der übrigen 
Mannschaft einen geeigneten Vertreter zu bestellen. Sonst ist als sein 
Vertreter stets der Steuermann, d. h. der erste Ofifizier, anzusehen. 
Dieser oder der sonst vom Schiffer bestellte Vertreter ist befugt, für 
die Dauer der Abwesenheit des letzteren diejenigen Geschäfte vorzu- 
nehmen, deren Ausführung sonst dem Schiffer obgelegen haben würde. 
ROHG. 20 Nr. 37 Seite 121 zu b. HGB. § 517. 

Ladegerätschaften. Der Schiffer hat zu sorgen für die-Tüchtig- 
keit der Gerätschaften zum Laden und Löschen. HGB. § 514 Abs. i. 
Wenn z. B. das Tau, mit welchem schwere Fässer in ein Schiff ge- 
wunden werden, schadhaft ist und reißt und die hinunterfallenden Fässer 
Schaden anrichten, so ist der Schiffer dafür verantwortlich, weil er für 
die Tüchtigkeit der Ladegerätschaften zu sorgen hat, und der Reeder 
haftet mit seinem Fortune de mer, weil er in diesem Umfange für das 
Verschulden seines Schiffers aufzukommen hat. Ob in einem solchen 
Falle die Beladung oder Entlöschung durch die eigene Mannschaft oder 
durch besondere Stauer oder gar durch Zwangsstauer bewirkt wird, ist 
natürlich gleichgültig, da der Schaden auf den ungenügenden Zu- 
stand der Lade- und Löschgerätschaften zurückzuführen ist und dieser 
zur Verantwortlichkeit des Schiffers steht 82 H. 121 OLG. und 
84 H. 27 RG. 

Garnierung. Ferner hat der Schiffer dafür zu sorgen, daß das 
Schiff mit der erforderlichen Garnierung versehen ist HGB. § 5 14 Abs. 2. 
Unter Garnierung versteht man Stücke Holz, Planken, Matten oder 
andere Gegenstände, welche durch Nässe nicht leiden, und die im 
Boden, in der Kimm sowie an den Seiten eines Schiffes angebracht 
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werden, um zu verhindern, daß Wasser mit solchen Grütem in Be- 
rührung kommt, welche durch Feuchtigkeit beschädigt werden oder 
verderben (Paasch, Vom Kiel zum Flaggenknopf, 2. Auflage Seite 357). 

§ 88. Seetttchtfgkelt. — Bei jeder Art von Frachtvertrag hat 
der Verfrachter das Schiff in seetüchtigem Stande zu liefern. Er haftet 
dem Befrachter persönlich und unbeschränkt für jeden Schaden, der 
aus dem mangelhaften Zustande des SchifTes entsteht, es sei denn, daß 
der Mangel bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters 
nicht zu entdecken war. HGB. § 559. 

Seetüchtig sein heißt: die Gefahren der See überstehen können, 
d h. das Schiff als solches, der eiserne oder hölzerne Schiffskörper 
mitsamt seinen BestandteUen und seinem Zubehör (Maschinen, Steuer- 
einrichtung u. dgl.) muß sich in einem solchen Zustande befinden, daß 
es sich über Wasser halten und den übernommenen Transport, der Ge- 
fahren der See ungeachtet, ausfuhren kann. Cf. 83 H. 135 Seite 295 OLG. 
Der Ausdruck „Seetüchtigkeit" bezieht sich also auf den Zustand des 
Schiffskörpers, insoweit die Gefahren der See auf denselben einzuwirken 
vermögen. ^ 

Wenn also der Schiffer einen Nothafen anlaufen muß, weil er 
einen nicht genügenden Kohlenvorrat mitgenommen hat, oder wenn das 
Schiff überladen ist und dadurch Gefahr läuft, den Gefahren der See 
zu unterliegen (83 H. 135 OLG.), oder wenn die Ladung Schaden leidet, 
weil sie schlecht gestaut worden ist, oder weil das Schiff nicht mit dem 
erforderlichen Garnier versehen ist (89 R 88 OLG. I, 93 H. 27 OLG. I), 
so sind dies alles nicht Fälle von Seeuntüchtigkeit und die persönliche 
Haftung des Reeders kommt nicht in Frage. Wenn das OLG. I in 
89 H. 88 hinzufügt, daß schlechte Stauung ein Schiff wohl seeuntüchtig 
machen könne, so ist dies allerdings richtig; es würde aber nicht ein 
Fall der Seeuntüchtigkeit im Sinne des § 559 HGB. vorliegen; denn die 
persönliche Haftung des Reeders bezieht sich nur auf den Zustand des 
Schiffdcörpers und nicht auf die dem Schiffer obliegende Verpflichtung, 
die Ladung ordnungsgemäß zu verstauen. Ordnungsgemäße Stauung, 
ordnungsgemäße Gramierung, ordnungsgemäße Ausrüstung, Verprovian- 
tierung und Bemannung des Schiffes sind Dinge, welche in den Wirkungs- 
kreis des Schiffers fallen und zu seinen gesetzlichen Obli^enheiten ge- 
hören, und für deren mangelhafte Erfüllung der Reeder in Gemäßheit 
der seine Haftung beherrschenden allgemeinen Grundsätze (cf. oben § 6) 
eben nur mit Schiff und Fracht und nicht persönlich einstehen soll. 
HGB. §§513,514. 

Dagegen haftet der Reeder persönlich, wenn das Schiff als solches, 
nachdem es nut den für den Transport bestimmten Gütern ordnungs- 
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gemäfi beladen worden ist, den Gefahren der See nicht zu trotzen 
vermag. Ein Fall der Seeuntüchtigkeit würde also z. B. vorliegen, wenn 
das Schiff Verbandschaden, z. B. Undichtigkeiten in den Verbanden, 
aufweist (99 H. 49 OLG. IV), wenn Schrauben an Ventilverschlußkasten 
fehlen oder locker änd und infolgedessen Seewasser in das SchiflF 
dringt (07 H. 35 OLG. US) oder wenn die nautischen Instrumente 
(z. B. Kompaß, Sig^nalapparate) fehlerhaft sind oder die Steuereinriditung 
defekt ist, das Ruder z. B. dem Steuer nicht gehorcht Seeuntüchtig- 
keit würde aber auch dann vorliegen, wenn die Ladeeinrichtung derart 
defekt ist, daß das Schiff mitsamt der Ladung gefährdet ist; wenn 
z. B. das Rohr des Donkeykessels dem Trennungsschott zu nahe li^ 
(94 H. 5 1 RG.) oder die Trennungswand zwischen Maschinen- und Lager- 
raum derart ungenügend ist, daß die Ladung und damit auch das Schiff 
Gefahr laufen, in Brand zu geraten (78 H. 120 HG.). Inunerhin erfordert, 
wie das OLG. 11 in 06 H. 143 ausfuhrt, auch der Begriff der Seetüchtig- 
keit es nicht, daß jede auch noch so entfernt li^ende Möglichkeit der 
Gefahrdung von Schiff und Ladung ausgeschlossen ist, vielmehr kann 
auch hier weiteres^ nicht verlangt werden, als ein solcher Zustand des 
Schiffes, der, wenn nicht ganz Ungewöhnliches sich ereignet, die Be- 
fürchtung einer Beschädigung von Schiff und Ladung durch Feuer nicht 
gerechtfertigt erscheinen läßt. Es muß aber verlangt werden, daß der 
Reeder sein Schiff durch Sachverständige untersuchen läßt. Er ist nur 
dann von seiner Haftung befreit, wenn der eine Seeuntüchtigkeit des 
Schiffes darstellende Mangel auch von Sachverständigen nicht hat ent- 
deckt werden können (07 H. 35 OLG. lU). 

Neben dem Reeder ist auch der Schiffer für den seetüchtigen Zu- 
stand des Schiffes verantwortlich. Er haftet persönlich, wenn er hierbei 
die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers verletzt hat HGB. § 513. 

Ein Schiff braucht seetüchtig nur für die vorhabende Reise zu sdn. 
Der Grad der erforderlichen Seetüchtigkeit wechselt daher mit der Be- 
schaffenheit der jeweiligen Reise. Z. B. wird ein anderer Grrad von 
Seetüchtigkeit erfordert für eine Winterreise über den Ozean als für 
eine Sommerreise von Neapel nach Palermo; und wenn die Rdse teils 
durch Flüsse, teils über See geht, so braucht das Schiff auf den Flüssen 
nicht diejenige Seetüchtigkeit zu besitzen, welche die Seereise erfordert. 
EHe Seetüchtigkeit eines Schiffes kann auch durch die Art der zu 
transportierenden Ladung bedingt werden — so könnte es wohl mög- 
lich sein, daß Schiffe, welche zu einem großen Teile Explosivstoffe 
oder Deckgüter mit sich führen, besonders eingerichtet sein müssen, 
um den mit einer Seefahrt verbundenen Gefahren Trotz bieten zu können. 

Die erforderliche Seetüchtigkeit braucht nur beim Antritte der 



Digitized by 



Google 



Die VerschUfong. § 23. ^j 

Küst vorhanden zu sein. Ein Ladungsinteressent kann kein Recht aus 
der Seeuntüchtigkeit eines Schiffes herleiten und deshalb etwa den 
Reeder persönlich verantwortlich machen, wenn das Schiff zwar während 
der Beladung noch seeuntüchtig war, dieser Schaden aber vor Antritt 
der Reise au^ebessert worden ist, oder wenn das Schiff nach Antritt 
der Reise Havarie erleidet und die Reise aus einem dieserhalb auf- 
gesuchten Nothafen fortsetzt, nachdem es nur notdürftig rejpariert 
worden ist 

Belatire Seetflchtlgkeit — Unter relativer Seetüchtigkeit — 
besser würde man Ladungstüchtigkeit eines Schiffes sagen — versteht 
man denjenigen Zustand eines Schiffes, der es ermöglicht, unabhängig 
von den mit einer Seefahrt verbundenen Gefahren die spezielle im 
Frachtvertrage vorgesehene Ladung ungefährdet zu transportieren. Dazu 
würde z. B. gehören, daß bei dem Transport einer Ladung, welche 
unter Feuchtigkeit leidet, das Schiff mit gehörigem Garnier versehen ist 
Nach 2 Entscheidungen des Oberlande^erichts soll der Reeder auch 
für die relative Seetüchtigkeit seines Schiffes persönlich aufzukommen 
haben. In dem 85 H. 24 entschiedenen Falle waren die Schotten der 
Kohlenbunker undicht und dadurch die Ladung mit Kohlenstaub be- 
schmutzt und beschädigt worden. In dem anderen Falle (97 H. 87 
OLG. III) hatte das Schiff auf einer früheren Reise Petroleum trans- 
portiert und durch den im Schiffe verbliebenen Geruch war eine Tee- 
ladung infiziert worden. Die erste Entscheidung will die Worte „mangel- 
hafter Zustand des Schiffes" im § 559 HGB. auch von der relativen 
Seeuntüchtigkeit des Schiffes verstanden wissen, während unbestritten 
der erste Absatz des § 559 nur von der absoluten Seeuntüchtigkeit 
handelt Der enge Zusammenhang zwischen dem ersten und zweiten 
Absätze des § 559, der einheitliche Sinn und der Wortlaut des Para- 
graphen dürften eine solche Interpretation kaum rechtfertigen. Wenn 
dies die Absicht des Gesetzgebers wirklich gewesen wäre, so hätte im 
ersten Absätze des § 559 auch die Verpflichtung, ein relativ seetüch- 
tiges Schiff zu liefern, statuiert werden müssen. Die Entscheidung be- 
ruft sich aber des weiteren auf Wagner Seerecht Bd. I S. 409. Wagner 
spricht hier aber nur von der Verpflichtung des Schiffers — (iir deren 
Ausfuhrung also der Reeder nur beschränkt haftet — ein ladungs- 
tüchtiges Schiff zu stellen; die hier streitige Frage berührt er nicht. Die 
andere Entscheidung (97 H. 87) beruft sich auf 85 H. 24, Wagner I 
S. 409 und auf eine Stelle in den Protokollen, worin es heißt, daß der 
Reeder in dem Schiffe eine rem ad usum habilem zu prästieren habe. 
Dieser Ausdruck in den Protokollen war aber keineswegs gebraucht 
worden, um damit auch ein relativ seetüchtiges Schiff zu bezeichnen. — 
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Dieser Punkt war gar nicht zur Sprache gekommen; es sollte damit 
nur gesagt werden, daß es Pflicht des Reeders sei, ein seetüchtiges 
Schiff zu liefern, daß er daher nicht nur für culpa in eligendo der bei 
der Herstellung oder Reparatur des Schiffes beschäftigten Leute einzu- 
stehen habe. Prot 3847 — ^48. Auch das OLG. I scheint sich in 91 H. 26 
der hier bekämpften Auffassung angeschlossen zu haben, ohne jedoch 
daß eine Veranlassung dafür vorlag, den eingenommenen Standpunkt 
näher zu begründen. Die Entscheidung des OLG. I in 98 H. 95 ent* 
scheidet die hier streitige Frage nicht, da dieses Urteil auf Grrund eng- 
lischen Rechtes und der Harter Act erging. Dagegen läßt sich für die 
hier vertretene Auffassung ein Urteil des OLG. I in 06 H. 127 anfuhren, 
in welchem die Verpflichtung des Reeders, ein fiir die einzunehmende 
Ladung genügend gereinigtes, d. h. also ein relativ seetüchtiges Schiff 
zu stellen, nicht auf § 559 HGB. zurücl^efiihrt wird, sondern auf die 
aus dem Frachtvertrage sich ergebende Verpflichtung, die Ladung in 
derselben „good order and condition" am Bestimmungsorte abzuliefern, 
in welcher sie erhalten zu haben der Kapitän im Konossement be- 
scheinigt hat. Ganz abgesehen davon, daß schon die Fassung des Ge- 
setzes es nicht zuläßt, den Reeder für relative Seeuntüchtigkeit person- 
lich haftbar zu machen, da auch der Absatz 2 des § 559 nur die 
Seetüchtigkeit des Schiffes begreift, und aus dem Sinne des Gesetzes 
und den Protokollen nichts Gegenteiliges zu entnehmen ist, verbietet der 
einfache Sprachgebrauch, ein z. B. nicht gehörig gereinigtes Schiff ein 
seeuntüchtiges Schiff zu nennen. 

§ 34. Ausiüstling des Sehiffes. — Während sowohl Schiffer 
wie Reeder persönlich dafür verantwortlich sind, daß dem Befrachter 
ein Schiff gestellt wird, welches in seinem Bau und mit seinem Zubehör 
geeignet ist, mit der betreffenden Ladung die vorhabende Reise auszu- 
führen, ist die weitere eigentliche Ausrüstung Sache des Schiffers. Diese 
gehört zu seinen gesetzlichen Obliegenheiten, für deren mangelhafte Er- 
füllung der Reeder nur beschränkt haftet So muß der Schiffer dafür 
sorgen, daß genügend Proviant und ein genügender Kohlenvorrat an 
Bord sind. Er darf nicht gerade nur so viel mitnehmen, als für eine 
gute schnelle Reise genügen würde. Er muß das Schiff genügend aus- 
rüsten, um auch bei einer durch Sturm oder Nebel oder sonstige Er- 
eignisse verzögerten Reise nicht Mangel zu leiden. Wird z. B. eine 
Reise von acht Tagen um einen oder zwei Tage verzögert und muß 
der Schiffer, da er nur für acht Tage Kohlen mitgenommen hat, Teile 
der Ladung als Brennmaterial verbrauchen, so hat die Ladung einen auf 
ein Verschulden des Schiffers gegründeten Schadensersatzanspruch gegen 
den Reeder. HGB. § 5 1 3. 
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Ebenso muß der Schiffer dafür sorgen, daß das Schiff gehörig be- 
mannt ist Es steht zu seiner und daher auch zu des Reeders Ver- 
antwortung, wenn er nicht genügend oder untaugliche Leute anmustert 
HGB. § 513, 526 Abs. 2. 

§ 35. Lftde- und Losehplatz. — Endlich muß das Schiff lade- 
t>ereit am richtigen Platze li^en. Die im nachstehenden für den Lade- 
platz g^ebenen Bestimmungen gelten gleichermaßen für den Löschplatz 
im Endhafen der Reise. 

Falls nicht zwingende örtliche Vorschriften vorhanden sind, wo in 
einem betreffenden Falle ein Schiff seine Ladung einzunehmen oder zu 
entlöschen hat, muß sich der Schiffer dieserhalb zunächst an den Ab- 
lader oder Empfanger oder, £eü1s mehrere vorhanden sind, an die Ab- 
lader resp. Empfanger wenden und deren Instruktion einholen. Wenn 
alle Ablader bzw. Empfanger rechtzeitig dem Schiffer denselben Platz 
anweisen, so hat dieser sein Schiff dorthin zu legen. Erfolgt die An- 
weisung aber nicht rechtzeitig oder weisen die mehreren Ablader oder 
Empfanger verschiedene Plätze an, so muß der Schiffer den ortsüblichen 
Lade- bzw. Löschplatz aufsuchen. HGB. § 560, 592. 

Ablader und Empfanger müssen ihre Anweisungen so rechtzeitig 
geben, daß keine Verzögerung entsteht Ablader und Empfanger sollten 
schon vor der Anzeige des Schiffers von seiner Lade- bzw. Lösch- 
bereitschaft (s. unten § 32) demselben die nötigen Instruktionen zu- 
kommen lassen; jedenfalls müssen sie sich auf die Anfrage des Schiffers 
unverzüglich erklären. ROHG. 19 Nr. 84. Gibt der Empfanger einer 
Ganzladung die Antwort: „er könne sich noch nicht entschließen, er 
werde aber am nächsten Tage den Löschplatz anweisen", so bedeutet 
das eine Anweisung an den Schiffer zu warten; der Schiffer ist in einem 
solchen Falle weder verpflichtet noch berechtigt, den ortsüblichen Lösch- 
platz aufzusuchen. Der Schiffer ist aber berechtigt, den ortsüblichen 
Lade- oder Löschplatz aufzusuchen, wenn der Ablader oder Empfanger 
eine ausweichende Antwort gibt; denn eine ausweichende Antwort ist 
so gut wie keine Antwort. Prot Seite 2251. Gibt der Ablader oder 
Empfanger verschiedene Lade- bzw. Löschplätze auf, so ist der Schiffer 
nicht gehalten, dieser Anweisung Folge zu leisten. 85 H. 33 LG Sind 
mehrere Ablader vorhanden, so darf der Schiffer, falls Instruktionen 
überhaupt nicht einlaufen, nicht so lange warten, bis wenigstens einer 
der Ablader ach zu einer Antwort bequemt; und ebensowenig darf er, 
wenn nur einige der Ablader ihre Instruktionen erteilt haben, diesen 
Folge leisten, selbst wenn die für diese Ablader zu befördernden Güter 
den weitaus größten Teil der Ladung ausmachen. ROHG. 19 Nr. 84. 
£r muß solchenfalls den ortsüblichen Ladeplatz aufsuchen. Denn, wenn 
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er dies nicht tut und den ihm von der Mehrzahl der Ablader erteilten 
Instruktionen Folge leistet, so macht er sich den übrigen Abladern 
gegenüber für allen etwa daraus entstehenden Schaden verantwortlich. 
Wenn er aber darauf wartet, bis auch diese übrigen Ablader ihre In- 
struktionen erteilt haben, so macht er sich denjenigen gegenüber schadens- 
ersatzpflichtig, welche ihre Anweisungen rechtzatig g^eben haben. 
Erwächst aus der Verzögerung ein Anspruch auf Liegegeld, so kann er 
diesen natürlich gegen diejenigen geltend machen, welche die Ver- 
zögerung verursacht haben — nicht aber gegen die anderen Ablader. 
Das Reichsoberhandelsgericht hat allerdings in ROHG. 19 Nr. 84 ent- 
schieden, daß „ohne Rücksicht auf die Frage, ob einzelne der Ablader 
oder Empfanger ein Verschulden an der Verzögerung trifft, alle die- 
jenigen Liegegeld zu bezahlen haben, deren Güter nicht innerhalb der 
I^de- oder Löschzeit abgeladen bzw. gelöscht worden sind, auch wenn 
ohne die erfolgte Verzögerung eine Überschreitung der Lade- bzw. Lösch- 
zeit nicht entstanden wäre. Dies dürfte irrig sein. Vgl. hierüber die 
Ausfuhrungen unten im § 184. 

Eine Verzögerung in der Anweisung des Li^eplatzes ist stets zur 
Verantwortung des Abladers oder Empfangers, einerlei ob dieselben die 
Erteilung ihrer Anweisung schuldhaft verzögert haben oder nicht Auch 
wenn sie durch höhere Gewalt daran verhindert worden waren, recht- 
zeitig den Schiffer zu instruieren, haben sie für die Folgen der Ver- 
zögerung einzustehen, insbesondere das daraus erwachsende Lieg^eld 
zu bezahlen. ROHG. 19 Nr. 84. 

Verbieten die Sicherheit des Schiffes oder örtliche Verordnungen 
dem Schiffer sich an den vereinbarten oder angewiesenen Li^eplatz 
hinzulegen, so muß er den ortsüblichen oder den (z. B. für die Abladung 
oder Entlöschung feuersgefährlicher Güter) durch die örtlichen Verord- 
nungen vorgeschriebenen Liegeplatz aufsuchen. HGB. § 560, 592. 

Es ist Pflicht des Schiffers, sorgsam zu prüfen, ob nicht die Sicher- 
heit seines Schiffes es ihm verbietet, an den vereinbarten oder ihm an- 
gewiesenen Liegeplatz hinzulegen. Kommt er als verständiger Mann 
nach sorgfaltiger Prüfung zu der Überzeugung, daß er dort nicht hin- 
legen darf, so kann der Ablader oder Empfänger aus seiner Weigerung 
keinen Schadensersatzanspruch herleiten, selbst wenn bewiesen werden 
sollte, daß die Besorgnisse des Schiffers tatsächlich unbegründet waren. 
RG. 15 Nr. 32. Bei Beurteilung der Sachlage hat der Schiffer nicht nur 
zu prüfen, ob er nüt seinem Schiffe sicher an den betreffenden Liege- 
platz hingelangen kann, sondern auch ob die Sicherheit seines Schiffes 
beim Verlassen des Platzes, nachdem dortselbst die Beladung oder Ent- 
löschung stattgefunden hat, gefährdet werden würde. ROHG 5 Nr. 85, 
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Der Schiffer ist nicht verpflichtet, besondere Ausgaben zu diesem Zwecke 
zu machen. Wenn er z. B. nach der Entlöschung den Li^eplatz wegen 
des Passierens von Brücken nur verlassen kann, nachdem er Ballast 
eingenommen hat, so ist er nicht verpflichtet, diese Extraausgabe zu 
machen, sondern darf sich weigern, den angewiesenen Löschplatz auf- 
zusuchen. RG. 1 5 Nr. 32. In einem Falle, wo die Wanten eines Schiffes 
hatten gelöst werden müssen, damit dasselbe zu dem ihm angewiesenen 
Löschplatz gelangen konnte, und diese Maßregel die Sicherheit des 
Schiffes gefährdet hätte, weil dieselbe die Seetüchtigkeit des Schiffes für 
die Rückreise zu beeinträchtigen geeignet war, entschied das OLG. IV, 
daß der Schiffer nur soweit zu fahren brauchte und nur soweit fahren 
durfte, als er, ohne die erwähnte Maßregel zu treffen, fahren konnte, 
und daß die Mehrkosten der Entlöschung, nämlich der Leichtertransport 
von dieser Stelle bis zum angewiesenen Löschplatz, dem Empfanger zur 
Last fielen. 04 H. 32 OLG. IV. 

Auf der anderen Seite sind aber auch weder Ablader noch Em- 
pfanger dafür verantwortlich, daß der von ihnen angewiesene Li^eplatz 
mit der Sicherheit des Schiffes sich vereinen läßt, es sei denn, daß sie 
wußten oder wissen mußten > daß es nicht ratsam für das Schiff sei, 
dort hinzul^en, oder daß sie aus speziellen Rechtsgründen (z. B. als 
Eigentümer der Anl^estelle) verpflichtet waren, die mit dem betreffen- 
den Li^eplatz verbundenen Gefahren zu beseitigen. RG. 40 Nr. 80. 

Der Schiffer ist verpflichtet, bei allen ihm nach den bisherigen Aus- 
fuhrungen obli^enden Verrichtungen die Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers anzuwenden. Er haftet für jeden Schaden, der durch eine 
schuldhafte Verletzung der ihm auferlegten Pflichten entsteht HGB. §511. 

§ 8S. Kosten des Ladens und Loschens. — Sofern nicht durch 
Vertrag oder durch die örtlichen Verordnungen des Abladungshafens 
und in deren Ermangelung durch einen daselbst bestehenden Orts- 
gebrauch ein anderes bestimmt ist, sind die Güter von dem Befrachter 
kostenfrei bis an das Schiff zu liefern, dagegen die Kosten der Ein- 
ladung in das Schiff von dem Verfrachter zu tragen. HGB. § 561. Mit 
derselben Maßgabe werden nach HGB. § 593 die Kosten der Ausladung 
aus dem Schiffe von dem Verfrachter, alle übrigen Kosten der Löschung 
von dem Empfanger getragen. 

Art der Beladung und Entlöschung. Die Art, in welcher ein 
Schiff beladen oder entlöscht werden soll, bestimmt sich zunächst nach 
den zwischen den Parteien getroffenen Vereinbarungen und in deren 
Ermangelung nach den an dem betreffenden Orte bestehenden Ge- 
bräuchen. Sofern aber solche Grebräuche oder vertragliche Abmachungen 
dem nicht entg^enstehen, hat der Schiffer darüber zu bestimmen, wie 
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das Schiflf beladen resp. entloscht werden soll; Ablader und Empfanger 
haben den diesbezüglichen Wünschen des Schiffers auf eigene Gefahr 
und Kosten nachzukommen. Wenn es gebräuchlich ist, daß am Quai 
abgebäumt liegende Schiffe auf beiden Seiten laden und loschen, so kann 
der Schiffer verlangen, daß der Empfanger seine Ladung auf der dem 
Quai zugekehrten Innenseite des Schiffes in Empfang nimmt; und wenn 
der Empfanger in dem Gedanken, an der Außenseite die Ladung ent- 
gegenzunehmen, so große Leichter hinschickt, daß sich dieselben nicht 
zwischen die Quaimauer und die Innenseite des Schiffes hinlegen können, 
so ist der Schiffer berechtigt, die nur nach außen hin mögliche Ent- 
löschung in die Leichter zu verweigern. 01 H. 10 OLG. L In einem 
anderen vom OLG. IV entschiedenen Falle lag das Schiff auch abge- 
bäumt am Quai und die Löschgerätschaften waren auf der Innensäte 
des Schiffes aufjgestellt Der Empfanger — es handelte sich ebenso 
wie im vorigen Falle um eine Getreideladung — hatte zur Entgegen- 
nahme derselben Leichter längsseit geschickt, deren Bauart es nicht ge- 
stattete, sich an die Innenseite des Schiffes zu l^en. Demzufolge 
wurden die Löschgerätschaften nach der Außenseite des Schiffes her- 
übergeschafft, und es handelte sich darum, wer, ob Schiff oder Ladung, 
die Kosten hiervon zu tragen hatte, ob also der Empfanger berechtigt 
war, die Entlöschung an der Außenseite zu fordern. Unter Berück- 
sichtigung des Umstandes, daß es gerade bei Getreideladungen üblich 
ist, zwecks ihres Weitertransportes sogar größere Seeschiffe zu ihrer 
Entgegennahme längsseit zu schicken, daß mithin der Empfanger sich 
innerhalb der bestehenden Gebräuche gehalten hatte, entschied das 
Gericht zugunsten der Ladung. 94 H. 64 OLG. IV. Diesen wider- 
sprechenden Entscheidungen gegenüber dürfte folgender Standpunkt als 
der richtige erscheinen. Überall da, wo bestehende Gebräuche eine ver- 
schiedene Art der Beladung oder Entlöschung zulassen, hat der Schiffer 
das Recht, diese zu bestimmen. Er muß aber von diesem Rechte so 
zeitig Gebrauch machen, daß Ablader oder Empfanger nicht bereits 
ihre Dispositionen haben treffen müssen. Hat daher z. B. der Empfanger, 
um rechtzeitig längsseit zu gelangen, bereits Vorkehrungen treffen müssen 
und bewegen sich diese in den Grrenzen der bestehenden Gebräuche, 
so kann der Schiffer nicht nachträglich verlangen, daß die Entlöschung 
in einer mit den getroffenen Dispositionen unvereinbaren Art statt- 
finden soll 

Der Schiffer muß sich stets in den Grenzen bestehender Gebräuche 
halten. So ist es z. B. Brauch in Hamburg, Kohlenladungen in Hekto- 
literkörbe zu entlöschen. Ein Schiffer weigerte sich, diese Art der Ent- 
löschung vorzunehmen, und entlöschte direkt in die Schuten. Der 



Digitized by 



Google 



Die Verschiffung. § 26. ^j 

Reeder wurde verurteilt, den hierdurch dem Empfanger erwachsenen 
Schaden zu ersetzen. 06 H. 76 OLG. IV. 

Haben sich Ablader oder Empfanger längsseit gelegt und können 
ihre Güter nicht sofort übergeladen oder entlöscht werden, weil andere 
Ablader oder Empfanger ihnen zuvorgekommen sind oder weil die Art, 
¥ne deren Grüter verstaut werden müssen oder verstaut worden sind, 
deren sofortige Übernahme oder Entlöschung verhindert, so haben Ab- 
lader resp. Empfanger die mit dem Warten verbundenen Kosten zu 
tragen. 88 H. 97 OLG. 11. Nur wenn der Schiffer eine genau bestimmte 
Zeit (z, B. 10 Uhr vormittags) angegeben hat, zu welcher er die Güter 
in Empfang nehmen resp. entlöschen will, hat er dem Ladungs- 
interessenten die Kosten zu ersetzen, welche dadurch entstehen, daß 
das Schiff zur angegebenen Zeit die Güter nicht annehmen bezw. ent- 
löschen konnte. 82 H. 47 AG. Verbieten örtliche Verordnungen oder 
die Wassertiefe das Anlegen eines Schiffes am Quai, so hat der 
Ladungsinteressent die durch den Wassertransport zum und vom 
Schiffe entstehenden Mehrkosten der Beladung und Entlöschung zu 
tragen. 92 ¥L i OLG. IL 

Laden und Löschen über den Quai. Wenn Güter auf dem 
Quai abgeladen oder über den Quai entlöscht werden, so fragt es sich, 
welche Stellung die Quaiverwaltung zu den Parteien einnimmt^ ob sie 
Vertreterin der Ladung oder des Schiffes ist Dies hängt natürlich in 
erster Linie von der Fassung des Quairegulatives ab. In der Regel 
wird wohl — dies ist z. B. in Hamburg der Fall — die Quaiverwal- 
tui^ Vertreterin des Schiffes, der Quai eine „Allonge des Schiffes" 
sein. Ist dem so, dann wird die Haftung des Reeders aus dem receptum 
dem Befrachter gegenüber mit dem Augenblicke begründet, wo dieser 
seine Güter der Quaiverwaltung ausgehändigt hat, und sie erreicht ihr 
Ende erst mit der Ablieferung vom Quai im Bestimmungshafen. Die 
Abladung auf den Quai ist dann gleichbedeutend mit der Übernahme 
ins Schiff abseiten des Schiffers, und Güter, welche auf den Quai ent- 
löscbt ^d, werden so angesehen, als ob sie sich noch im Schiffe be- 
finden. 90 H. 48 OLG. I, 91 H. 10 RG., 99 H. 9 OLG. m und 60 RG. 
Die Quaiverwaltung ist aber nur insofern Vertreterin des Schiffes, als 
die Güter lediglidi des Transportes halber den Quai passieren, also auf 
den Quai abgeladen werden zwecks Übernahme in das Schiff oder auf 
den Quai entlöscht werden zwecks Übergabe an den Empfanger. Der 
Ablader kann aber auch Güter der Quaiverwaltung aushändigen, danüt 
sie zu seiner Disposition erst einmal auf dem Quai lagern, und der 
Empßinger kann auf den Quai entlöschte Güter von der Quaiverwaltung 
abnehmen und sie dann für seine Rechnung und Gefahr auf dem Quai 
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liegen lassen, bis er sich über den weiteren Verbleib der Güter schlüssig 
geworden ist In solchen Fällen ist die Quaiverwaltung selbstverständ- 
lich nicht Vertreterin des Schiffes. Von welchem Augenblicke an die 
Quaiverwaltung in solchen Fällen die auf den Quai abgeladenen Grüter 
für das Schiff oder die auf den Quai entloschten Güter für den 
Empfanger besitzt, ist eine Tatfrage, deren Entscheidung unter Um- 
ständen von großer Wichtigkeit sein kann. So muß z. B. der Empfanger 
spätestens am zweiten Werktage nach der Übernahme die Güter durch 
Sachverständige besichtigen lassen, widrigenfalls alle Ansprüche wegen 
Beschädigung oder teilweisen Verlustes erlöschen (s. unten § 176), Der 
Lauf dieser Frist beginnt, sobald die Quaiverwaltung die Güter nicht 
mehr für das Schiff, sondern bereits für den Empfanger in Gewahrsam 
hat 91 H. 10 sub 3 RG., 06 H. 2 OLG. HL 

§ 87. Laden nnd Stauen. — Der Schiffer hat dafür zu soi^^en, 
daß das Schiff richtig beladen und die Ladung richtig verstaut wird. 
Das Schiff darf nicht überladen, es darf nicht ungleichmäßig beladen 
sein, es darf auch nicht zu wenig Ladung führen. Der Schiffer muß 
daher unter Umständen auch für den nötigen Ballast sorgen. Auch 
eine richtige Stauung ist von großer Bedeutung, da von einer solchen 
nicht nur die Erhaltung der Ladung, sondern oft auch die Sicherheit des 
Schiffes abhängt Es gehört zu den gesetzlichen Obliegenheiten des Schiffers, 
sowohl für die gehörige Beladung zu sorgen, als auch für eine gehörige Stau- 
ung nach Seemannsbrauch, selbst wenn die Stauung durch besondere Stauer 
bewirkt wird. Er hat hierbei die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers 
anzuwenden und haftet allen Beteiligten für einen durch eine Verletzung 
dieser Sorgfalt entstehenden Schaden. HGB. §511, 512 Abs. i, 514. 

Schiffer und Stauer. Der Umstand, daß besondere Stauer, 
welche nicht zur eigentlichen Schiffsmannschaft gehören, mit der Über- 
nahme, Verstauung oder Entlöschung der Ladung betraut sind, ist von 
Einfluß auf den Umfang der Verantwortlichkeit des Schiffers. Denn 
diese Stauer unterstehen nicht der Disziplin des Schiffers; er kann also 
deren Arbeiten nicht in demselben Maße leiten und seine Autorität zur 
Geltung bringen, als wie wenn er es mit seiner eigenen Mannschaft zu 
tun hat. Immerhin darf er nicht die Hände in den Schoß legen. Er 
hat die Pflicht, diese Stauer zu beaufsichtigen, und muß unverzüglich 
dem Reeder oder Ladungsinteressenten MitteUung zukommen lassen, 
wenn er die Überzeugung gewinnt, daß die Stauer nachlässig oder un- 
richtig verfiaihren. Hätte der Schiffer durch genügende Aufsicht oder 
sofortige Mitteilung die Entstehung eines Schadens abwenden können, 
so ist er für denselben verantwortlich, und der Reeder haftet filr dieses 
Verschulden seines Schiffers mit Schiff und Fracht 
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Diese Verantwortlichkeit des Schiffers besteht in demselben Maße, 
wenn es sich um Zwangsstauer, um autorisierte Stauungsinspektoren 
oder um Stauer handelt, welche von den Ladungsinteressenten selbst 
angestellt worden sind. 73 H. 153 HG. und 222 OG., ROHG. 19 Nr. 78. 

Dagegen haftet der Reeder nicht fiir ein Verschulden dieser letz- 
teren Personen. Andererseits aber ist der Reeder verantwortlich fiir 
den Schaden, welche Stauer anrichten, die von ihm oder dem Schiffer 
angestellt worden sind, ohne Unterschied, ob die Beladung oder Ent- 
löschung des Schiffes von der eigenen Mannschaft besorgt wird oder 
einem selbständigen Stauereibetriebe übertragen worden ist. S. die Aus- 
führungen oben im § 16. 

Stauung. Nach den Umständen des einzelnen Falles ist zu be- 
urteilen, ob eine ungehörige, nicht seemännische Stauung vorliegt oder 
nicht. Als ungehörige Stauung ist es bezeichnet worden, wenn auf 
Gebinde Güter von größerem Gewichte gestaut werden, als solche Ge- 
binde tragen können (74 H. 10 HG.), wenn Honig in Fässern, d. h. Ware, 
welche der Gärung und Leckage ausgesetzt ist, zu dicht bei der Ma- 
schine oder neben Tabak verstaut wird (61 R Seite 197 sub 2 HG. und 
Seite 248 OG.), wenn übelriechende Ware, z. B. Guano, zusammen mit 
Kaffee in ein und denselben Raum verstaut wird (69 H. 93 und 140 HG.), 
wenn Vogelkäfige zu dicht neben Pferdegehege plaziert werden (69 H. 97 
und 215 HG. und 70 H. 214 OG.) u. dgL m. 

§ 38. ÜDgesetillelie, heimliehe, gefihrliehe Oflter n. dgL — 
Der Schiffer ist dafür verantwortlich, wenn er Güter an Bord nimmt, 
deren Beförderung ungesetzlich ist, z. B. wegen eines bestehenden Aus- 
oder Einfuhrverbotes, oder wenn die Güter (z. B. Explosivstoffe) derart 
beschaffen oder verpackt sind, daß sie das Schiff oder die andere 
Ladung gefährden oder in anderer Weise die Interessen des Reeders 
oder der anderen Ladungsinteressenten beeinträchtigen (z. B. Kontre- 
bande). Der Schiffer ist berechtigt, die Annahme solcher Güter zu 
verweigern, er darf dieselben wieder ans Land setzen, in dringenden 
Fällen sogar über Bord werfen. Behält er sie an Bord, so ist neben 
dem betreffenden Ladungseigner auch der Schiffer für einen dadurch 
verursachten Aufenthalt und jeden anderen Schaden verantwortlich. 
Die Verantwortlichkeit des Schiffers und damit auch des Reeders fallt 
natürlich fort, wenn der Schiffer der ihm obliegenden Sorgfalt ung^chtet 
von einer derartigen Beschaffenheit der Güter keine Kenntnis hatte, 
wenn z. B. der Ablader den Inhalt der von ihm verschifften Kisten un- 
richtig deklariert hatte. HGB. § 515 Abs. 2, 563. 

Heimliche Güter. Dieselbe Befugnis ist dem Schiffer mit Bezug 
auf hdmliche Güter gegeben, d. h. solche Güter, welche ohne sein 
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Wissen und Willen an Bord gekommen sind, wie z. B. in den Effekten 
der Mannschaft versteckte Spirituosen. Bf. m 406/05 OLG. m. Behalt 
der Schiffer sie an Bord» nachdem er von ihrem Vorhandensein 
Kenntnis erlangt hat, so ist er, abgesehen davon, daß dem Reeder fiir 
dieselben die höchste am Abladungsorte zur Abladungszeit für solche 
Reisen und Güter bedungene Fracht gebührt (s. unten § 177), für allen 
etwa daraus entstehenden Schaden verantwortlich. HGB. § 564. 

Dasselbe trifft zu für Güter, welche der Schiffer für eigene Rech- 
nung ohne Einwilligfung des Reeders verladet HGB. § 544 (s. unten 

§ 177)' 

§ 99. Deekladnng. — Wegen der Gefahr^ welcher auf Deck ver- 
ladene Güter ausgesetzt sind, bestimmt das Gesetz, daß ohne Zustim- 
mung des Abladers dessen Güter weder auf das Verdeck verladen noch 
an die Seiten des Schiffes gehängt werden dürfen. HGB. § 566 Abs- 1. 

Das OLG. n (01 H. 60) und OLG. IV (03 R 71) haben entschieden, 
daä die Klausel »mit Freiheit, Güter auf Verdeck zu laden* sich 
nicht auf die Güter desjenigen Befrachters bezieht, in dessen Charte- 
partie oder Konossement die Klausel sich findet Um diesen Zweck 
zu erreichen, müsse die Klausel spezieller gefaßt sein. In obiger allge- 
gemeiner Fassung gebe sie dem Reeder nur das Recht, Deckladung zu 
fuhren, d. h. soweit die Verträge mit den anderen Befrachtern dem 
nicht entgegenstehen, die Güter dieser anderen Befrachter auf Deck zu 
laden. Das wäre u. a. auch für etwaige Havariegrosseverteilungen von 
Bedeutung (s. unten § 132 sub a). Außerdem könne aber das Mitführen 
von Deckladung nicht nur dieser selbst, sondern unter Umständen auch 
dem Schiffe und somit auch der im Raum verstauten Ladung Gefahr 
bringen. Es habe daher wohl einen Sinn, wenn der Reeder sich gegen 
hierauf gerichtete Vorwürfe durch die besagte Klausel zu schützen 
suche. — Ob auch die anderen Senate des Oberlandesgerichtes und 
das Reichsgericht sich dieser Interpretation anschließen werden, bleibt 
freilich abzuwarten. 

Küstenschiffahrt Übrigens ist es den Landesgesetzen vorbehalten, 
zu bestimmen, daß bei der Küstenschiffahrt ein Reeder auch ohne Zu- 
stimmung des Abladers dessen Güter auf Deck verladen darf. Von dieser 
Befugnis hat aber bisher keine Landesgesetzgebung Gebrauch gemacht 

Küstenfrachtfahrt Von der Küstenschiffahrt (Fahrt innerhalb 
des Küstenbereiches) ist die Küstenfrachtfahrt zu unterscheiden. Hier- 
unter versteht man den Transport von Gütern aus einem deutschen 
Seehafen nach einem anderen deutschen Seehafen. (Also z. B. von 
Stettin nach Hamburg, auch von Hamburg nach Swakopmund in 
Deutsch -Südwestafrika?) Die Küstenfrachtfahrt steht nur deutschen 
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Sdiiffen zu, soweit nicht durch Staatsvertrag oder durch kaiserliche 
Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates dieses Recht ausländischen 
Schüren eingeräumt worden ist Reichsgesetz , betr. die Küstenfracht- 
fahrt vom 22. Mai 1881 §1 und 2. S. über diese dem öfTentlichen See- 
rechte angehörende Materie Brodmann Nr. 25 S. 724 ff. 



6. Kapitel. Liege- und Überliegezeit. § 30—37. 
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§ 80. Warteseit beim Laden Ton Stfiekgrfttern. — Bei der 

Beladung und Entlöschung von Schiffen soll in beiderseitigem Interesse 
so schnell als mog^ch verfahren werden. Hierüber vergeht eine ge- 
wisse Zeit (die Wartezeit). Das Gesetz enthält eingehende Bestimmungen 
über die Wartezeit; die hierauf bezüglichen Vorschriften richten sich 
naturgemäß nach den von beiden Seiten zu prästierenden Leistungen. 
Während bei der Teil- und besonders bei der Ganzverfrachtung die 
Tätigkeit des Abladers resp. Empfangers an Umfang derjenigen des 
Schiffes ziemlich gleich kommt, hat bei der Stückg^tbefrachtung der 
Ablader sich nur um seine paar Kolli zu kümmern, während es dem 
Schiffer obliegt, die Beladung aller Befrachter zusanmien einzunehmen. 
Bei der Stückg^tbefrachtung ist daher von einer Wartezeit, während 
welcher der Schiffer auf die Abladung resp. Entlöschung zu warten 
hätte (s. den folgenden Paragraphen), keine Rede, falls die Parteien 
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nicht ausdrücklich eine solche festgesetzt haben. Das Gresetz bestimmt 
demgemäß: Hat der Frachtvertrag Stückg^üter zum Gregenstande, so 
muß der Befrachter auf die Aufforderung des Schiffers ohne Verzi^^ 
die Abladung bewirken. HGB. § 588 Abs. i. Ist der Befrachter saumig, 
so ist der Verfrachter nicht verpflichtet, auf die Lieferung der Grüter zu 
warten; der Befrachter muß, wenn die Reise ohne die Grüter angetreten 
wird, gleichwohl die volle Fracht entrichten. Es konunt jedoch von 
der letzteren die Fracht für diejenigen Güter in Abzug, welche der Ver- 
frachter an Stelle der nicht gelieferten annimmt. HGB. § 588 Abs. 2. 
Der Verfrachter muß aber, wenn er den Anspruch auf die Fracht gel- 
tend machen will, dies dem saumigen Befrachter vor der Abreise mit- 
teUen, er muß ihm, sozusagen, den leeren Raum zeigen, damit der Be- 
frachter seine Versäumnis wieder gut machen oder jedenfalls davon sich 
überzeugen kann^ ob der Schiffer nicht andere Güter und wieviel der- 
selben an Stelle der seinigen an Bord genommen hat und daher nicht 
berechtigt ist, die volle Fracht ohne Abzug zu reklamieren. Der Ver- 
frachter darf, wenn der Befrachter sich weigert, den Empfang obiger 
Mitteilung in genügender Weise zu bescheinigen, eine öffentliche Ur- 
kunde darüber auf Kosten des Befrachters errichten lassen. Der Ver- 
frachter ist aber immer verpflichtet, solche Mitteilung dem Befrachter 
zukommen zu lassen; gibt er die Erklärung dem Befrachter gegenüber 
nicht ab, so hat er den Anspruch auf Fracht verwirkt HGB. § 588 
Abs. 3. 

Es ist bereits im § 17 oben erwähnt worden, daß ein Reeder sein 
Schiff des öfteren auf Stückgüter anlegt, d. h. er annonciert, daß er 
bereit ist, Stückgüter nach einem bestimmten Platze zu transportieren. 
Er läßt dann das Schiff solange liegen, bis sich genügend Befrachter 
gefunden haben, um dasselbe zu füllen und so die Reise zu einer ge- 
winnbringenden zu machen. Dieses Warten liegt aber nicht im Interesse 
derjenigen, welche gleich zu Anfang ihre Güter angemeldet und viel- 
leicht schon abgeladen haben. Das Gesetz bestimmt daher, daß, wenn 
ein Schiff auf Stückgüter angelegt und die Zeit der Abreise nicht fest- 
gesetzt ist, auf Antrag eines Befrachters das Amtsgericht einen Zeit- 
punkt zu bestimmen hat, über welchen hinaus der Antritt der Reise 
nicht verschoben werden darf. HGB. § 590. Das OLG. IV hat in 
94 H. 70 entschieden, daß wenn der Abgangstermin vertraglich fest- 
gesetzt ist, eine Verzögerung desselben um eine Woche den Stüclq^t- 
frachter berechtige, vom Vertrage zurückzutreten, und der Reeder in 
diesem Falle keinen Anspruch auf Fracht habe. 

§ 31. Wartezeit bei Ganz- und Teilbefraehtangeii. Allgemeine 
OmndsEtze. — Handelt es sich dagegen um eine Teil- oder Granz- 
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befrachtung (oben § 17), so muß der Schiffer eine gewisse 2^it warten, 
wahrend welcher die Beladung und Entlöschung vor sich gehen soll. 
Die Leistungen des Reeders, der von ihm übernommene Transport be- 
ginnt nüt der Einnahme und endigt mit der Entlöschung der Ladung. 
Das Äquivalent für die Indienststellung des Schiffes während dieses 
Zeitraumes bildet die Fracht. Bestandteil des mit der Fracht bezahlten 
Transportes ist auch die Beladung und Entlöschung des Schiffes. Die 
hierauf zu verwendende Zeit (die Lade- oder Löschzeit) hat das Gesetz, 
in Ermangelung vertraglicher Vereinbarung, fixiert Für die Lade- oder 
Löschzdt (die Liegezeit) wird der Reeder daher mit der Fracht bezahlt. 
Es ist jedoch den Parteien unbenommen, zu vereinbaren, daß der 
Schiffer auf die Beladung oder Entlöschung noch über die (vereinbarte 
oder gesetzliche) Liegezeit hinaus warten soll. Für diese Überliegezeit 
erhält der Reeder ein besonderes Äquivalent: das Liegegeld. Das 
liegegeld ist, wenn es nicht durch Vertrag bestimmt ist, nach billigem 
Ermessen zu bestimmen; hierbei ist auf die näheren Umstände des 
Falles, insbesondere auf die Heuerbeträge und die Unterhaltskosten der 
Schiffsbesatzung sowie auf den dem Reeder entgehenden Frachtverdienst 
Rücksicht zu nehmen. HGB. § 567 Abs. 3 und 4, S94 Abs. 4 — 6, 572. 

Die diesbezüglichen Bestimmungen für das Beladen und Entlöschen 
der Schiffe sind identisch. Die folgenden Ausführungen beziehen sich 
daher, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vermerkt ist, auf beides. 

Der Liegegeldanspruch ist kein Schadensersatzanspruch wegen Ver- 
zögerung des Schiffes durch den Ladungsinteressenten bei der Anliefe- 
rung oder Abnahme der Ladung. Das Lieg^eld ist die vereinbarte 
Vergütung für die vertraglich zugelassene Inanspruchnahme des Schiffes 
über die Lade- oder Löschzeit hinaus. Nutzt daher der Ablader oder 
Empfanger die vereinbarte resp. gesetzmäßige Überliegezeit aus, so 
kann der Reeder dafür immer nur Liegegeld beanspruchen, selbst wenn 
er durch die Handlungsweise des Ladungsinteressenten einen Schaden er- 
litten haben sollte, der den Betrag des Liegegeldes übersteigt. Um- 
gekehrt muß aber auch der Ladungsinteressent das volle Liegegeld 
entrichten, ohne Rücksicht darauf, ob dem Reeder durch die längere 
Inanspruchnahme seines Schiffes irgend welche Unannehmlichkeiten oder 
Mehrkosten erwachsen sind. 90 R 93 OLG., 96 H 18 LG. und OLG. IV. 

Auch wenn der Schiffer über die vereinbarte resp. gesetzliche Über- 
liegezeit hinaus auf die Abladung oder Entlöschung wartet, anstatt ab- 
zufahren resp. die Ladung zu deponieren, ohne daß er den Ladungs- 
interessenten speziell darauf aufmerksam macht, daß er für diese Zeit 
eben höheren Betrag werde liquidieren müssen, kann der Reeder nach 
dner Entscheidung des OG. in 70 R 7 nur das vereinbarte Liegegeld 

Sievekinf , Seerecht. 4 
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fordern, da im Zweifel anzunehmen ist, daß das regelmäßig nach Tagen 
berechnete Lieg^eld den Wert der täglichen Inanspruchnahme eines 
Schiffes bedeutet. 

§ 38. Beglim der Liege- und Überliegezeit — Beginn der 
Liegezeit. Bei einer Ganz- oder Teilbefrachtung hat der Schiffer, so- 
bald er zur Einnahme der Ladung bezw. zum Loschen fertig und bereit 
ist, dies dem Befrachter (Empfanger) anzuzeigen. Mit dem auf die An- 
zeige folgenden Tage beginnt die Lade- bezw. Löschzeit HGB. § 567 
Abs. I und 2, 587, 594 Abs. i und 3, 603. 

Schiffers Anzeige. Nach einer Entscheidung des OLG. IV in 
95 H. 58 soll die Klausel: 

nThe goods to be taken from alongside by the consignee 
immediately the vessel is ready to discharge or otherwise they will 
be landed by the master at the expense of the consignee* 
und nach einer Entscheidung des HG. und OG. in 72 H. 105 und 259 
soll folgende Klausel: 

„Liegegeld wird erhoben von allen denjenigen Gütern, die nach 
Ablauf von drei Tagen, nachdem das betreffende Dampfboot an- 
gefangen hat zu entlöschen, nicht abgenonunen sind. Nach Ver- 
lauf dieser Zeit wird ein Liegegeld von l Shilling Ct. per Zoll- 
zentner und per Tag erhoben" 
den Schiffer von seiner Anzeigepflicht entbinden. Dies dürfte nicht 
zutreffen. Es mag zwar sein, daß diese und ähnliche Klauseln gerade 
zu dem Zwecke eingeführt worden sind, um den Schiffer von dieser 
Verpflichtung zu befreien. Der Wortlaut beider Klauseln läfit aber 
diese Absicht nicht erkennen. Beide Klauseln weisen den Empfanger 
darauf hin, daß er Nachteile zu gewärtigen habe, wenn er nicht nach 
einem bestimmten Zeitpunkt mit der Abnahme seiner Güter beginnt. 
Dieser Zeitpunkt ist, da der Beginn der Entlöschung die Loschbereit- 
schaft voraussetzt, in beiden Fällen die Löschbereitschaft des Schiffes, 
Die Löschbereitschaft eines Schiffes fallt nicht mit dessen Ankunft zu- 
sammen; Zollschwierigkeiten, örtliche Verordnungen, der Zustand, in 
welchem sich das betreffende Schiff befindet, Quarantäne usw. usw., 
können sehr wohl den Zeitpunkt der Löschbereitschaft des Schiffes 
auf Tage hinausschieben. So ist auch der Schiffer, wenn nicht allein, 
so doch jedenfalls besser in der Lage als der Empfanger, diesen Zeit- 
punkt zu bestimmen. Darum soll er ihn auch dem Empfanger an- 
zeigen. Davon aber, daß er dies nicht zu tun braucht, ist in den 
Klauseln nicht die Rede. Die Meinung des OLG. in 95 H. 58, daß der 
Zusatz: ,or otherwise" auf eine solche Interpretation hinweise, dürfte 
kaum gerechtfertigt sein. Der Zusatz sagt weiter nichts, als daß, wenn 
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der Empfänger säumig ist, der Schiffer das Recht hat, auch ohne die 
sonst vorgeschriebene Benachrichtigung desselben (HGB. § 601 Abs. i) 
die Grüter ans Land zu befördern. Die zweite Klausel bestimmt aber 
lediglich die Dauer und nicht den B^nn der Liegezeit 

Es steht natürlich den Parteien frd, den Schiffer von der Anzeige- 
pflicht zu entbinden. Diese Abweichung von der gesetzlichen Regel 
mufi aber deutlich zum Ausdruck gebracht sein. Es konnte ja geradezu 
die Klausel so lauten, daß der Schiffer nicht anzuzeigen brauche und 
der Beginn der Loschzeit unabhängig von einer etwaigen Anzeige des 
Schiffers sei — oder: daß die Löschzeit mit der Löschbereitschaft be- 
ginne, nach welcher der Empfanger sich zu erkundigen habe. Auch 
darin könnte man allenfalls eine Abweichung von der gesetzlichen Regel 
erblicken, daß die Parteien vereinbart haben, den Beginn der Liegezeit 
nach einem festbestimmten, den beteiligten Kreisen leicht zugänglichen 
Ereignisse zu berechnen. So ist entschieden worden, daß die Klauseln: 
„The cargo to be recdved as fast as steamer can deliver im- 

mediately on arrival, otherwise . . .* 06 H. 126 OLG. V oder 
„The goods to be applied for within 24 hours after ship's 

arrival and reporting at the Custom House, othervnse . . .^ 

96 H. 66 LG. und RG., Bf. H 446/05 
den Schiffer von seiner Anzeigepflicht entbinden. Wenn aber eine 
Klausel nur besagt, daß der Empfanger abnehmen soll, sobald das 
Schiff löschbereit ist, so muß erst die Löschbereitschaft konstatiert 
werden, und dies soll ja gerade durch die Anzeige des Schiffers ge- 
schehen. Eine genügend klare Festsetzung des Bannes der Liegezeit, 
so daß der Schiffer denselben nicht durch seine Anzeige zu fixieren 
braucht, vielmehr durch ausdrückliche Vereinbarung von seiner gesetz- 
lichen Pflidit entbunden wird, enthalten z. B. auch die folgenden 
Klauseln nicht: 

«Cargo to be received as soon as available and as fast as 

steamer can deliver* 88 R 59 OLG. I, 

,Should the steamer be ordered to discharge at a port, where 

there is no sufficient water for the steamer to enter the first tide 

after arrival, lay days are to count from 24 hours after arrival 

off the port, and any lighterage to be at the expense and risk of 

the consignee* 90 H. 51 OLG. III. 

Lade- und Löschbereitschaft. Zum Beginn der Liegezeit ge- 
hört außer der Anzeige des Schiffers auch der Umstand, daß das Schiff 
tatsächlich lade- oder löschbereit ist Ein Schiff ist lade- und lösch- 
bereit, auch wenn das Geschirr zum Laden und Löschen noch nicht 
aufgestellt ist Die Zeit, welche die Mannschaft oder die Stauer brauchen. 
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um das Geschifr aufzustellen, rechnet mit in die Liegezeit 89 H. io6 
OLG. III. 

Die Lade- bzw. Löschberdtschaft eines Schiffes setzt nicht voraus, 
daß das Schiff bereits am angewiesenen oder ortsüblichen Liegeplatze 
sich befindet Der Schiffer muß aber imstande sein, denselben ohne 
Verzug zu erreichen. Das Gesetz schreibt allerdings vor, daß, wenn 
nicht oder nicht rechtzeitig ein Liegeplatz angewiesen wird, der Schiffer 
an den ortsüblichen Liegeplatz hinlegen soll (s. oben § 25). Der 
Empfanger, welcher mit der Anweisung eines Löschplatzes zögert, 
kann indessen daraus, daß der Schiffer den ortsüblichen Löschplatz noch 
nicht aufgesucht und erreicht hat, einen Einwand nicht herleiten, daß 
das Schiff noch nicht löschbereit gewesen sei, wenn nur der Sdüffer, 
welcher zur Zeit seiner Anzeige noch auf die Anweisung des Empfangers 
wartete, imstande war, ohne Verzögerung den angewiesenen oder orts- 
üblichen Platz zu erreichen. Denn es kann, wie das Reichsoberhandels- 
gericht in ROHG. 1 5 Nr. 66 ausführt, dem Schiffer, welcher in Ansehung 
des Löschplatzes an die Anweisungen des Empfangers gebunden ist, 
nicht zugemutet werden, sein Schiff schon im voraus unter Aufwendung 
von Zeit und Kosten an irgend einen bestimmten ortsüblichen Lösch- 
platz zu legen, auf die Gefahr hin, daß dieser dem Interesse des 
Empfangers nicht entspricht und deshalb alsbald wieder mit einon 
ihm von diesem angewiesenen anderen Löschplatze vertauscht werden 
muß. Ebenso entschied auch ROHG. 19 Nr. 84. 

Der Schiffer muß aber imstande sein, den Liegeplatz ohne Verzug 
zu erreichen. Jede, wenn auch unverschuldete Verzögerung auf sein«- 
Seite schiebt den B^nn der Liegezeit hinaus. Ein Schiff, welches 
Petroleum zu entlöschen hatte, durfte in Gemäßheit der im Entlöschungs- 
hafen bestehenden polizeilichen Verordnungen die Entlöschung nur an 
zwei Stellen des Hafens vornehmen; eine dieser beiden Stellen war dem 
Schiffer auch auf seine Anzeige von der Löschbereitschaft seines Schiffes 
vom Empfanger angewiesen worden; aber erst nach einer Reihe von 
Tagen wurde dem Schiffer polizeilich die Fahrt dorthin gestattet: hier 
war der Schiffer nicht tatsächlich löschbereit, als er die Anzeige machte; 
die Liegezeit begann erst mit dem auf die Erreichung des angewiesenen 
Löschplatzes folgenden Tage. ROHG. 17 Nr. 23, vgl. auch 84 R 122 
OLG. Gleicherweise kann der Schiffer Liegegeld nicht fordern, wenn 
er w^en des Tiefganges seines Schiffes weder den angewiesenen noch 
den ortsüblichen Löschplatz erreichen kann und infolgedessen inmitten 
des Stromes ankern und dort in sehr viel langsamerem Tempo die Ent- 
löschung vornehmen muß; denn, wie das OLG. I in 89 H. 59 ausfuhrt, 
ein mitten im Hafen festsitzendes Schiff ist nicht löschbereit, und eine 
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anormale und langsame Art der Löschung, zu welcher der Schiffer not- 
gedrungen ach entschließen mußte, begründet keine Löschbereitschaft 
in dem Sinne der Bereitschaft zu einer normalen Art der Löschung, 
nach welcher allein die Löschzdt sich bestimmt. 

Liegt aber die, wenn auch unverschuldete Verzögerung auf Seiten 
des Befrachters oder £mp(angers, so wird dadurch der Beginn der 
Liegezeit nicht hinausgeschoben. Weist z. B. der Empfanger dem Schiffer 
einen derartig mit anderen Schiffen besetzten Platz an, daß mehrere 
Tage verstreichen, bevor mit der Entlöschung begonnen werden kann, 
so ist diese Verzögerung zu Lasten des Empfangers. Bf. n 446/05. 
Auf HGB. § 592 Abs. 2, wonach dem Schiffer geboten ist, an dem orts- 
üblichen Löschplatze anzul^en, wenn die örtlichen Einrichtungen die 
Befolgung der Anweisung des Empfangers nicht gestatten, kann sich 
letzterer in einem solchen Falle nicht berufen, da diese Bestimmung nur 
eine dauernde Unmöglichkeit der Befolgung solcher Anweisungen im 
Auge hat ROHG. 15 Nr. 66; vgl. auch 99 H. 18 OLG. m. Ebenso 
würde eine Verzögerung zu Lasten des Empfangers sein, wenn dieselbe 
durch Hindernisse begründet wäre, welche aus der Besonderheit des 
vom Empfanger gewählten Löschplatzes hervorgingen. ROHG. 19 Nr. 84. 

Regulär turn. Wenn in einem Hafen in Gemäßheit der örtlichen 
Verordnungen oder Gebräuche Schiffe nur in einer bestimmten Reihen- 
folge (regulär tum), z. B. in der Reihenfolge ihrer Ankunft oder An- 
meldung, laden und löschen dürfen, so ist in der Regel eine dadurch 
entstehende Verzögerung zu Lasten des Schiffes. 93 R 40 OLG. ü, 
61 H. Seite 120 und 214 OG. Wenn aber die Verzögerung durch den 
Ladungsinteressenten hätte vermieden werden können: derselbe hat z. B. 
die Abfertigung der vorangehenden Schiffe unmittelbar oder mittelbar 
verzögert, derselbe hätte einen anderen Hafen oder einen anderen Liege- 
platz anweisen können, dann ist für die Tage der Verzögerung Liege- 
geld zu zahlen. Dasselbe ist der Fall, wenn sich z. B. die Befrachter 
in der Chartepartie bedingrungslos zur Beladung des Schiffes innerhalb 
einer gewissen Zeit verpflichtet haben. 66 H. Seite 26/27 (HG.) und 
272 Nr. 21 (OG.), HH. 165, 93 H. 40. Der Befrachter kann sich auch 
nicht darauf berufen, daß die Anweisung eines anderen Liegeplatzes für 
ihn mit größeren Kosten und Unbequemlichkeiten verknüpft gewesen 
wäre. Nur die absolute Unmöglichkeit, einen anderen Platz anzuweisen 
als den, an welchem der regulär turn besteht, befreit den Ablader oder 
Empfanger von den Folgen einer durch den Turnus entstehenden Ver- 
zierung. ROHG. 21 Nr. 71. 

Wenn Ladung A. nicht an Bord genonunen oder entlöscht werden 
kann, bevor Ladung B. verstaut oder gelöscht worden ist, so ist der 
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Schiffer in bezug auf Ladung A. nicht eher lade- resp. löschbereit, bevor 
das in der Ladung B. bestehende FOndemis hinw^geräumt ist Die 
Liegezeit beginnt daher auch für Ladung A. nicht vor diesem Zeitpunkt. 
Über die hierbei der Ladung A. durch längeres Warten längssdt des 
Schiffes entstehenden Kosten s. oben § 26. 

Die Parteien können irgend einen beliebigen Zdtpunkt für den Be- 
ginn der Liegezeit vertraglich fixieren. In einer Charter fand sich die 
Klausel: 

„Lay days to be reckoned from the day after the master gives 

notice in writing that the vessel (being clean of all inward cai^o 

or/and bailast and being well deaned by the crew) is ready to rc- 

ceive cargo at port of loading". 

Außerdem war vereinbart, daß der Befrachter vom Vertrage zu- 
rücktreten durfte, falls das Schiff nicht on or before the 31. october 
ready to load wäre. Das Schiff kam mit Ballast im Abladehafen an 
und lag dort vor dem Hafen auf dem sogenannten Ballastgrunde. Die 
Sicherheit des Schiffes erforderte es, daß mit der Entlöschung des 
Ballastes zugleich von der neuen Ladung, und zwar im Verhältnis zu 
dem jeweilig entlöschten Ballast, eingenommen wurde. War auf diese 
Weise der Ballast durch einen entsprechenden Teil der neuen Ladung 
ersetzt worden, so konnte das Schiff den Rest der Ladung im Hafen 
selbst an Bord nehmen. Der Schiffer war noch am 31. Oktober mit 
der Entlöschung des Ballastes beschäftigt, als der Befrachter vom Ver- 
trage zurücktrat. Das Reichsgericht entschied, daß das Schiff ladebereit 
war, als es mit der gleichzeitigen Entlöschung des Ballastes und der 
Einnahme der neuen Ladung begann, daß der Befrachter daher nicht 
vom Vertrage zurücktreten durfte, daß aber andererseits in Gremäßheit 
der vorerwähnten Klausel die Liegezeit erst begann, nachdem sämt- 
licher Ballast entlöscht worden war. I 179/05. 

§ 33. Beginn der Überliegezeit. — Nur wenn die Dauer der 
Liegezeit oder der Tag, mit welchem die Liegezeit enden soll, durch 
Vertrag bestimmt ist, beginnt die Überliegezeit ohne weiteres mit dem 
Ablaufe der Liegezeit HGB. § 569 Abs. i, 596 Abs. i. In allen anderen 
Fällen, also auch z. B. wenn die Dauer der Lade- oder Löschzeit genau 
durch örtliche Verordnungen oder durch den Ortsgebrauch fixiert sein 
sollte (ROHG. 18 Nr. 94), beginnt die Überliegezeit erst, nachdem der 
Verfrachter oder Schiffer dem Befrachter bzw. dem Empfanger erklärt 
hat, daß die Liegezeit abgelaufen sei. Der Verfrachter oder Schiffer 
kann schon innerhalb der Liegezeit dem Befrachter bzw. Empfanger er- 
klären, an welchem Tage er die Li^ezeit für abgelaufen halte. In 
diesem Falle ist zum Ablaufe der Liegezeit und zum Beginn der Über- 
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Hegezeit eine neue Erklärung nicht erforderlich. HGB. § 569 Abs. 2, 
596 Abs. 2. 

Schiffers Anzeige. Um sagen zu können, daß die Dauer der 
Liegezeit durch Vertrag bestimmt, der Schiffer also seiner Anzeigepflicht 
enthoben sei, muß das Ende der Liegezeit durch einfache Berechnung 
und durch bloßen Einblick in den Kalender ermittelt werden können, 
die Liegezeit muß auf eine bestinunte ZM von Tagen oder bis zu einem 
kalendermäßig bestimmten Ts^e im Frachtverträge festgesetzt sein. 
ROHG. 25 Nr. 37. Daher enthalten die Klauseln: 

„Die Ladung wird dem Kapitän ohne Aufenthalt, so schnell der 

Dampfer fortstauen kann, geliefert", ROHG. 25 Nr. 37, oder 
„to discharge as fast as the custom of the port will admit" 
07 H. 13 OLG. V eine solche vertragsmäßige Bestinmiung nicht und 
der Schiffer ist zur Anzeige verpflichtet. Ist aber der Schiffer zur An- 
zeige verpflichtet, so hört die Liegezeit nicht eher auf und die Über- 
liegezeit beginnt nicht eher, als bis eine solche Anzeige erfolgt ist 

Die für den Beginn der Liege- und der Überliegezeit erforderliche 
Mitteilung ist an keine besondere Form gebunden. Weigert sich aber 
der Befrachter oder Empfanger den Empfang in genügender Weise zu 
bescheinigen, so darf der Verfrachter oder Schiffer auf deren Kosten 
eine öffentliche Urkunde darüber errichten lassen. HGB. § 571, 596 
Abs. 3. 

§ 84. Dauer und Bereehnimg. — Dauer. Ist die Dauer der 
Liegezeit durch Vertrag nicht festgesetzt, so wird sie durch die ört- 
lichen Verordnungen des Abladungs- bzw. Löschungshafens und in deren 
Ermangelung durch den daselbst bestehenden Ortsgebrauch bestimmt 
Besteht auch ein solcher Ortsgebrauch nicht, so gilt als Liegezeit eine 
den Umständen des Falles angemessene Frist. HGB. § 568, Abs. i, 
595 Abs. I. 

Folgende Klauseln bedeuten eine Vereinbarung der Dauer der Liege- 
zeit im Sinne dieser Bestimmung: 

„Laden und Löschen so schnell der Kapitän übernehmen resp. 

löschen kann"; 89 H. 119 OLG. I 

„to be loadcd and discharged as fast as the vessel can receive 

and deliver" oder: „with all customary despatch" (91 H. 79 OLG. III) 

oder: „as last as the custom of the port will admit;" 07 H. 13 

OLG. V (s. übrigens den vorigen Paragraphen). 

Enthält der Vertrag diese oder ähnliche Klauseln, so kann sich 
keine Partei auf örtliche Verordnungen oder den Ortsgebrauch fiir die 
Dauer der Li^ezeit berufen. S. auch unten § 35. 

Ist eine Überliegezeit, nicht aber deren Dauer durch Vertrag 
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bestimmt, so beträgt die Überliegezeit 14 Tage. HGB. § 568 Abs. 2, 
595 Abs. 2. 

Enthält der Vertrag nur die Festsetzung eines Ladegeldes, so ist 
anzunehmen, daß eine Überliegezeit ohne Bestimmung der Dauer ver- 
einbart sei. HGB. § 568 Abs. 3, 595 Abs. 3. Eine solche Vereinbarung 
enthalten auch die Klauseln: 

„Eine Grarantie hinsichtlich Einhaltung der gesetzlichen bzw. 

usancemäßigen Beladungsdauer wird nicht übernommen." 97 H. 

108 OLG. I, 98 R 63 OLG. n oder 

„Für etwaige Überschreitung der Losch- und Ladezdt ist der 

Befrachter nicht verantwortlich." Bf. V 298/05. 

Berechnung. Liege- und Überliegctage werden zivUiter d. h. nach 
vollen Kalendertagen berechnet, beginnend und endend mit Mittemacht, 
nicht aber nach Zeiträumen von je 24 Stunden, beginnend und endend 
mit irgend einem Zeitpunkt innerhalb der Tages- oder Nachtzeit Es 
gilt Zivil- und nicht Naturalkomputation. ROHG. 12 No. 43, 80 H. 
106 RG. 

Dieser Grundsatz ist jedenfalls für den Beginn und für das Ende 
der Liege- und Überliegezeit zutreffend. Hat z. B. der Schiffer um 
IG Uhr vormittags Anzeige von seiner Lade- oder Löschbereitschaft 
gemacht, so beginnt die Liegezeit mit der ersten Arbeitsstunde am 
folgenden Morgen. Ebenso beginnt die Überliegezeit erst mit dem Tage, 
welcher auf denjenigen folgt, an welchem in Gemäßheit vertraglicher 
Bestimmung oder nach der vom Schiffer abgegebenen Erklärung die 
Liegezeit abläuft Und wenn die Liegezeit auch nur um zwei Stunden 
überschritten wird, so muß doch für einen vollen Ts^ Überliegegeld 
bezahlt werden. 

Dagegen scheint es uns nicht richtig zu sein, bei Unterbrechungen 
innerhalb der Wartezeit die Zivilkomputation d. h. die Berechnung nach 
vollen Kalendertagen eintreten zu lassen. Eine solche Berechnung lag 
der Entscheidung des OLG. lü in 88 H. 117 zugrunde, wo das Schiff 
an drei Tagen innerhalb der Wartezeit statt um sechs Uhr erst um 
neun Uhr vormittags löschbereit war und daher erst um neun Uhr mit 
den Loscharbeiten begonnen wurde. Diese drei Tage wurden vollständig 
bei der Berechnung des Überliegegeldes außer Ansatz gebracht, weil 
„das Prinzip der Zivilkomputation maßgebend sei und daher diejenigen 
Tage in die Löschzeit nicht hineinzurechnen seien, an welchen der 
Schiffer nicht während der ganzen Arbeitszeit löschbereit war." Die- 
selbe Begründung findet sich in 89 H. 106 OLG. III. Doch übersehen 
diese Urteile, daß, wenn auch sonst im Handelsgesetzbuch oder im 
Bürgerlichen Gesetzbuch von der Berechnung voller Tage nach der 
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Zivilkomputation die Rede ist, dies sich stets nur auf den Beginn oder 
das Ende von Fristen bezieht, daß auch der Wortlaut der sich auf die 
Berechnung der Wartezeit beziehenden Bestimmungen des HGB. (§ 567 
Abs. 2, 594 Abs. 3) nur eine solche Interpretation zuläßt und daß auch 
die von 88 H. 117 zur Unterstützung herangezogene Entscheidung 
ROHG. 12 Nr. 43 nur den Anfang und das Ende der Frist im Auge 
hat. Die Zivilkomputation in diesem Sinne auf Unterbrechungen der 
Wartezeit angewendet, führt zu unbilligen Resultaten. Es dürften viel- 
mehr die Stunden der Unterbrechung zusammenzuzählen, diese Sunmie 
von der Gesamtfnst abzuziehen und dann auf das Resultat die Berech- 
nung voller Tage anzuwenden sein. So hat auch das OLG. HE in 01 
H. 65 entschieden. Die Unterbrechungen betrugen in diesem Falle zu- 
sammengerechnet zwölf Stunden oder eineinhalb Arbeitstage; die Ent- 
löschung des Schiffes hatte neun Tage über die Löschzeit hinaus in 
Anspruch genommen; das ergab, unter Abrechnung der Unterbrechungen, 
siebeneinhalb Arbeitstage; diese siebeneinhalb Tdige wurden dann auf 
Grund der Zivilkomputation zu acht Tagen berechnet Dieselbe Be- 
rechnung lag der Entscheidung in ROHG. i Nr. 60 (am Ende) zugrunde. 

Geringfügige im gewöhnlichen Laufe der Dinge vorkommende 
Unterbrechungen der Arbeit sollen überhaupt nicht in Ansatz gebracht 
werden. 89 H. 106 OLG. ffl. 

Den Parteien steht es natürlich frei, die Naturalkomputation, d. h. 
eine Berechnung nach astronomischen Zeitteilen, nach Zeitabschnitten 
von 24 Stunden und nicht nach vollen Kalendertagen als Basis etwaiger 
Liegegeldansprüche zu vereinbaren. Eine solche Vereinbarung wurde 
darin gefunden^ daß das Konossement den Vermerk trug: „7^/3 laying 
days have been used at the port of loading". Das Gericht ersah dar- 
aus die Absicht der Parteien, auch nach Tagesbruchteilen zu rechnen. 
89 H. 108 OLG. HE. Ebenso dürfte aus der Klausel: „the cargo to be 
received as soon as avaUable and as fast as the steamer can deliver'' 
die Absicht der Parteien zu entnehmen sein, daß der Empfanger nach 
erhaltener Anzeige des Schiffers mit tunlichster Beschleunigung die Güter 
abzunehmen habe, und daß die Löschzeit mit dem Augenblicke, wo er 
dazu imstande war, und nicht erst mit dem folgenden Tage ihren An- 
fang nehmen solle. 88 H. 59 OLG. I. 

Sonn- und Feiertage. In Ermangelung vertraglicher Verein- 
barung oder entgegenstehender örtlicher Verordnungen oder Gebräuche, 
falls letztere maßgebend sind, werden bei der Berechnung der Liege- 
und Überliegezeit die Tage in ununterbrochener fortlaufender Reihen- 
folge gezählt; insbesondere kommen auch die Sonn- und Feiertage in 
Ansatz. HGB. § 573 Abs. i, 597 Abs. i, 575, 599. Auch wenn für 
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Sonn- und Feiertage liegegeld zu zahlen ist, ist der Schiffer nicht ver- 
pflichtet, an diesen Tagen zu laden oder loschen. ROHG. 20 Nr. 107. 
Auf der anderen Seite aber ist, wenn Sonn- und Feiertage nicht mit in 
die Liege- und Überliegezeit hineingerechnet werden sollen, für diese 
Tage auch dann kein Liegegeld zu zahlen, wenn an denselben gearbeitet 
worden ist 90 H. S i OLG. HI. Die Klausel „sundays excepted" um- 
faßt nur Sonntage; Feiertage kommen abo bei der Berechnung der 
Liege- und Überliegezeit in Ansatz. ROHG. 6 Nr. 17. 

Gesamtfrist für Laden und Löschen. Ist eine Gesamtfrist für 
Laden und Löschen vereinbart, so verbleiben für die Entlöschung nur 
so viele Tage, als nicht bereits für die Beladung in Anspruch genommen 
worden sind. ROHG. 15 Nr. 63. Sind z. B. für Laden und Löschen 
zusammen acht Tage vereinbart und hat der Schiffer sieben Ts^e für 
die Beladung gebraucht, so bleibt für die Löschzeit nur ein Tag und 
die Überliegezeit beginnt mit dem Ablaufe dieses einen Tages. Ob an 
diesem einen Tage die Entlöschung bewirkt werden kann, ob überhaupt 
die vereinbarte Zeit ausreichend ist für die Beladung und die Entlöschung 
des Schiffes oder auch nur für die eine dieser Tätigkeiten, ist voll- 
kommen gleichgültig. Die Vereinbarung einer Liegezeit bedeutet eben 
nur die Vereinbarung einer über den tatsächlichen Transport hinaus- 
reichenden Zeit, für welche der Reeder seinen Entgelt noch in der 
Fracht finden soll. Es steht den Parteien auch frd, zu vereinbaren, daß 
eine Liegezeit überhaupt nicht berechnet werden soll, daß vielmehr die 
Überliegezeit sofort nüt dem Tage beginnen soll, welcher auf die An- 
zeige des Schiffers von seiner Lade- oder Löschbereitschaft folgt 

To be reversible. Das Landgericht hat in 84 H. 19 ausge- 
sprochen, daß nach der in Hamburg herrschenden Auffassung der Klausel: 
„for loading 30 working days and for discharging 20 working days, to 
be reversible" dieselbe Bedeutung beizulegen sei, als wenn eine un- 
geteUte Gesamtfrist von 50 Tagen für Laden und Löschen vereinbart 
worden sei. 84 H. 19. 

§ 86. Yerzogerimg, Insbesondere Yerzogenmg dnreh Zufall. — 
Dem Ablader und Empfanger steht das Recht zu, den Li^eplatz an- 
zuweisen. Ds^egen hat der Schiffer zu sagen, wann er lade- und lösch- 
bereit ist; ebenso steht es dem Schiffer zu, solange er sich nur in den 
Grrenzen der örtlichen Gebräuche hält, zu bestimmen, in welcher Art 
die Beladung oder Entlöschung vor sich gehen soll. 01 H. IG OLG. I 
(s. oben § 26). Liegt das Schiff am Quai und wUl der Empfanger an 
beiden Seiten des Schiffes in Schuten entlöschen, so geht die durch 
die Abbäumung des Schiffes verursachte Verzögerung zu Lasten des 
Empfangers. 06 H. 126 OLG. V. 
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Die Klausel: «cargo to be received as fast as steamer can de- 
liver* gibt dem SchifTer das Recht, von dem Empfanger zu verlangen, 
in einer vom Schiff zu bestinmienden Weise die Grüter, so schnell als 
das Schiff sie entladen kann, in Empfang zu nehmen. Diese Inter- 
pretation wurde vom OLG. IV in 98 H. 72 aus den Worten: «to be 
received* hergeleitet. Wenn aber die Klausel lautet: ,the vessel to be 
loaded and discharged as fast as she can receive and deliver*, so ist 
damit beiden, dem Schiffe und dem Ablader resp. Empfanger die Ver- 
pflichtung auferlegt, das, was sie ihrerseits zur Beladung resp. Ent- 
löschung zu tun haben, so schnell als möglich zu bewirken. 91 H. 79 
OLG. ffl, 93 H. 40 OLG. n. Das OLG. ffl in 06 H. 20 will freilich 
dieser letzten Klausel den Sinn beilegen, daß diesdbe die Hauptverpflich- 
tung dem Empfänger auferlegt, und beruft sich hierfür auf 98 H. 72. 
Allein der verschiedene Wortlaut rechtfertigt eine verschiedene Aus- 
l^ung, und es ist nicht einzusehen, warum letztere Klausel mehr zu- 
gunsten des Schiffes ab zugunsten der Ladung spricht Daß in der 
Regel und im allgemeinen eine schnelle Entlöschung mehr im Interesse 
des Scluffes liegt ab im Interesse des einzelnen Empfangertj berührt 
das zwischen beiden bestehende konkrete Rechtsverhältnis nicht 

Zufällige Verzögerung. Für die Beantwortung der Frage: wer 
die Folgen einer zufalligen Verzögerung zu tragen hat, muß der Um- 
stand im Auge behalten werden, daß der Ablader die Güter längsseit 
zu bringen und der Empfanger dieselben längsseit abzuholen hat, wäh- 
rend es Sache des Schiffers ist, die Güter an Bord zu nehmen und von 
Bord abzuliefern. Je nachdem nun der Zufall eine Verzögerung in der 
einen oder anderen dieser Tätigkeiten eintreten läßt, hat derjenige, 
welcher die betreffende Tätigkeit auszuüben gehabt hat, die Folgen des 
Zufalls zu tragen — es sei denn, daß örtliche Verordnungen oder der 
Ortsgebrauch maßgebend sind (was in Ermangelung vertraglicher Ver- 
einbarungen stets der Fall sein wird) und diese etwas anderes bestimmen. 
HGB. § 575, 599. Wenn daher Ablader oder Empfanger durch Zufall 
zeitweilig verhindert sind, ihre Güter längsseit zu schaffen oder abzuholen, 
so wird diese Zeit mit in die Wartezeit hineingerechnet und das Schiff 
kann, falb dadurch die Liegezeit überschritten wird, Li^egeld verlangen. 
Wenn aber der Schiffer durch Zufall für einige Zeit daran verhindert 
wird, die betreffende Ladung an Bord zu nehmen oder von Bord zu 
schaffen, so erwächst ihm aus dieser Verzögerung der von ihm zu 
leistenden Arbeit kein Anspruch auf Liegegeld: diese Tage werden 
daher nicht mit in die Wartezeit hineingerechnet Wenn endlich die 
Lieferung an das Schiff oder die Beförderung von dem Schiffe an das 
Land (eine der Ladung obliegende Tätigkeit 1) nicht nur der bedungenen. 
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sondern jeder Art von Ladung durch Zufall verhindert wird, dann soll 
jede Partei ihren Teil an dieser Verzögerung tragen: die betreffenden 
Tage werden nicht mit in die Wartezeit hineingerechnet, der Schiffer 
aber kann für diese Tage Liegegeld beanspruchen. HGB. § 573» 574» 
597,598. VgLSsH. 70RG. 

Daß Klauseln wie: „to be loaded as fast as steamer can recdve^ 
und ähnliche Klauseln nichts mit der Frage zu tun haben: zu wessen 
Lasten zufallige Verzögerungen gehen, versteht sich von selbst. 93 H. 40 
OLG. n. Solche Vereinbarungen regeln die von jeder Partei auszuübende 
Tätigkeit, bestimmen aber nichts darüber, wenn diese Tätigkeit durch 
Zufall unterbrochen wird. 

Wenn der Schiffer durch Meuterei an Bord daran verhindert wird, 
Ladung überzunehmen, so ist die hierdurch verursachte Verzögerung 
zu Lasten des Schiffes, d. h. die Wartezeit wird unterbrochen. 73 H. 
192 OG. Wenn aber der Befrachter durch Arbeitseinstellung in der 
Mine zeitweilig daran verhindert wird, seine Kohlenladung an das Schiff 
zu liefern, so geht diese Verzögerung zu Lasten des Befrachters, d. h. 
er muß Lieg^eld bezahlen, soweit durch die Verzögerung die Ladezeit 
überschritten wird. 70 H. 1 80 HG. und OG. Ebenso geht es zu Lasten 
des Empfangers, wenn eine Verzögerung in der Entlöschung dadurch 
eintritt, daß der Empfanger nicht genügend Arbeitskräfte auftreiben 
kann, weil wegen großen Andranges von Schiffen bereits alle Hände 
besetzt sind. Bf. 11 446/05. 

Wenn w^en stürmischen Wetters Leichter zur Entgegennahme 
der Beladung nicht längsseit halten kdhnen, weil die Gefahr besteht, 
daß sie sich nicht von der Ankerkette des Schiffes freihalten können, 
so geht das zu Lasten der Ladung. Wenn aber die auf dem Schiffe 
beschäftigten Schauerleute des Sturmes halber nicht löschen können, 
so ist diese Verhinderung zu Lasten des Schiffes. 89 H. 108 OLG. lü. 

Wenn aber z. B. ein Generalstreik ausbricht, welcher die Anliefe- 
rung jeder Art von Ladung unmöglich macht, so darf der Schiffer nicht 
nach Ablauf der Wartezeit, ohne Ladung empfangen zu haben, abfahren. 
Er muß warten, erhält aber für die Tage der Verhinderung Liegegeld. 
Eine Ausnahme von dieser Regel besteht nur dann, wenn vereinbart 
worden ist, daß die Abladung resp. Löschung bis zu einem bestimmten 
Tage beendigt sein muß; in diesem Falle wird der Verfrachter bzw. 
Schiffer durch die Verhinderung der Beförderung jeder Art von Ladung 
zum längeren Warten nicht verpflichtet HGB. § 576, 600. 

Wenn das Gresetz von einem Zufall spricht, der die Beladung oder 
Entlöschung verhindert, so ist damit gemeint, daß es tatsächlich für die 
eine oder andere Partei unmöglich sein muß, die ihr zufallende Tätig- 
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keit auszuüben. So kann man nicht von einem Zufall sprechen, der 
die Lieferung jeder Art von Ladung verhindert, wenn es wegen der 
Eisverhaltnisse besonders kostspielig oder sogar gefahrdrohend ist, 
Ladung ans Schiff zu transportieren oder vom Schiff ans Land zu be- 
fördern. Es muß tatsachlich unmöglich gewesen sein, Ladung ans Schiff 
zu liefern, damit der Befrachter vom Schiffer verlangen kann, daß er 
noch über die Wartezeit hinaus auf ihn wartet ROHG. 5 Nr. 30, 
92 H. 78 OLG. m. 

§ 86. Ende der Wartexelt im Yersdilfliuigshafeii. — Nach 
dem Ablaufe der Ladezeit oder, wenn eine Oberliegezeit vereinbart ist, 
nach dem Ablaufe der Überliegezeit ist der Verfrachter (Schiffer) nicht 
verpflichtet, auf die Abladung noch langer zu warten. Er mufi jedoch 
seinen Willen, nicht langer zu warten, spätestens drei Tage vor dem 
Ablaufe der Ladezeit oder der Überli^^ezeit dem Befrachter erklaren. 
Ist dies nicht geschehen, so läuft die Ladezeit oder Überliegezeit, selbst 
wenn deren Dauer durch Vertrag oder örtliche Verordnungen bestimmt 
ist, nicht eher ab, als bis die Erklärung nachgeholt ist und seit dem 
Tage der Abgabe der Erklärung drei Tage verstrichen sind: die er- 
wähnten drei Tage werden in allen Fällen ab ununterbrochen fort- 
laufende Tage nach dem Kalender gezählt Wenn also der Schiffer die 
Erklärung am Montag morgen abgibt, so darf er vor Freitag morgen, 
d. h. vor Mittemacht von Donnerstag auf Freitag, nicht segeln. Ob 
aber in diesen drei Tagen einer der im vorigen Parag^phen erwähnten 
Zufalle eintritt, ist gleichgültig. 

An eine besondere Form ist diese Erklärung nicht gebunden. 
Weigert sich indessen der Befrachter, den Empfiamg in genügender 
Weise zu bescheinigen, so ist der Verfrachter resp. Schiffer befugt, eine 
öffentliche Urkunde darüber auf Kosten des Befrachters errichten zu 
lassen. HGB. § 570, 571. 

§ 87. NiehtHefenmg Ton Ladung innerhalb der Warteieit — 
Liefert der Befrachter bis zum Ablaufe der Wartezeit (d. h. der Liege- 
zeit und, falls eine solche vereinbart ist, auch der Überliegezeit) keine 
Ladung, so ist der Verfrachter an seine Verpflichtungen aus dem Ver- 
trage nicht länger gebunden, und befugt, gegen den Befrachter die- 
selben Ansprüche geltend zu machen, welche ihm zugestanden haben 
würden, wenn der Befrachter von dem Vertrage zurückgetreten wäre 
(hierüber s. unten § 46 ff.). HGB. § 585. 

Wird innerhalb der Wartezeit nur ein Teil der stipulierten Ladung 
geliefert, und tritt der Befirachter nicht in Gemäßheit der weiter unten 
(§ 46 ff.) zu erörternden Bestimmungen vom Frachtvertrage zurück, so 
darf der Schiffer, ohne weiter über die Wartezeit hinaus zu warten, mit 
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dem gelieferten Teil der Ladung abfaliren. Auf Verlangen des Be- 
frachters muß er dies sogar tun. Es gebührt dem Verfrachter aber 
alsdann nicht nur die volle Fracht und das etwaige Liegegeld, sondern 
er ist auch berechtigt, soweit ihm durch die UnvoUständigkeit der 
Ladung die Sicherheit für die volle Fracht entgeht, die Bestellung 
einer anderweitigen Sicherheit zu fordern. Außerdem sind ihm die 
Mehrkosten, die ihm infolge der UnvoUständigkeit der Ladung etwa 
erwachsen, durch den Befrachter zu erstatten (z. B. die Kosten der 
dadurch erforderlichen Einnahme von Ballast oder der Umstauung der 
gelieferten Ladung und des dadurch verursachten Aufenthaltes, durch 
den geringeren Wert der Ladung erhöhte Beiträge des Schiffes und 
der Fracht in Havariegrosse u. dgl m.). HGB. §§ 578, 579. 

Der Ablader ist in allen die Vorgänge im Abladungshafen, ins- 
besondere die Verladung der Grüter betreffenden Angelegenheiten dem 
Reeder und Schiffer gegenüber als Vertreter des Befrachters anzusehen. 
Alle hierauf bezüglichen Erklärungen und Handlungen des Abladers sind 
für den Befrachter bindend, wenn auch das interne, zwischen Ablader 
und Befrachter bestehende Rechtsverhältnis die Rechtshandlung des 
Abladers als eine unbefugte erscheinen läßt Denn dieses interne Rechts- 
verhältnis geht den Verfrachter gar nichts an. ROHG. 23 Nr. 5 sub i, 
89 H. 45 OLG. I, 92 H. 47 sub I RG., 06 H. 85 OLG. HL 

Von diesem Grundsatze statuiert das Gesetz eine Ausnahme. Wenn 
ein Dritter, also nicht ein Bevollmächtigter oder Agent des Befrachters 
(ROHG. 7 Nr. 38 Seite 152/153), die Ladung liefern soll und dieser 
Dritte ungeachtet der in ortsüblicher Wdse kundgemachten Bereitschaft 
zum Laden nicht zu ermitteln ist oder die Lieferung der Ladung ver- 
weigert, dann darf der Schiffer nicht etwa den Ablader mit dem Be- 
frachter identifizieren, er darf nicht bis zum Ablaufe der Wartezeit 
(also eventuell einschließlich Überliegezeit) warten, dann abfahren und 
den Befrachter so behandeln, ab ob er vom Vertrage zurückgetreten 
wäre, sondern er muß den Befrachter schleunigst benachrichtigen und 
darf nur bis zum Ablaufe der Ladezeit, nicht auch während der etwa 
vereinbarten Überliegezeit auf die Abladung warten, es sei denn, dafi 
er von dem Befrachter oder einem Bevollmächtig^ten desselben noch 
innerhalb der Ladezeit entgegengesetzte Anweisung erhält HGB. § 577 
Abs. I. Die Ladezeit läuft in diesem Falle ab, ohne daß der Schiffer 
die sonst für das Ende der Lade- oder Überliegezeit erforderliche An- 
zeige (s. oben § 33 und 36) zu erstatten braucht Mit dem Ablaufe der 
Ladezeit ist der Vertrag aufgehoben, falls nicht inzwischen anderweitige 
Instruktionen eingegangen sind, und die für den Rücktritt vom Vertrage 
gegebenen Vorschriften (unten § 46 ff.) treten in Kraft Natürlich darf 
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der Schiffer auch über die Ladezeit hinaus noch auf die Abladung oder 
auf Instruktionen des Befrachters warten; er tut dieses aber auf seine 
Gefahr und kann, selbst wenn eine Oberliegezeit vereinbart worden 
wäre, kein Liegegeld fordern. RG. 55 Nr. 43. 

Für den vorliegenden Fall (aber auch nur für diesen I) bestimmt 
das Gesetz noch in HGB. § 577 Abs. 2, daß, wenn für die Lade- und 
Löschzeit zusammen eine ungeteilte Frist vereinbart worden ist, die 
Hälfte dieser Frist als Ladezeit angesehen werden soll. In allen anderen 
Fällen bleibt bei der Vereinbarung einer ungeteilten Frist für die Lösch- 
zeit nur soviel übrig, als nicht für die Beladung verbraucht worden ist; 
es wird also eventuell die ganze Frist auf die Ladezeit verrechnet 
werden müssen (s. oben § 34 am Ende). 
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§ 88. Bezeipt und Eonnossemeiit — Nachdem die Güter auf 
Grund des Schiffszettels (s. oben § 21) von dem Reeder zur Beförde- 
rung übernommen worden sind, händiget der Schiffer zur Bescheinigung 
des Empfanges das Rezeipt aus. Dieses Empfangsbekenntnis begründet 
die Haftung des Reeders aus dem receptum. Von dem Augenblicke 
an, wo er die Grüter zur Beförderung übernommen hat, bis zu deren 
Ablieferung haftet er für jeden Schaden, der durch Verlust oder Be- 
schädigung derselben entsteht, wenn er nicht beweist, daß der Verlust 
oder die Beschädigung durch die Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters 
nicht hätte abgewendet werden können. HGB. § 606, s. unten § 173. 

Nach der Beendigung jeder einzelnen Abladung hat der Schiffer 
dem Ablader unverzüglich gegen Rückgabe des etwa bei der Annahme 
der Güter erteUten vorläufigen Empfangsscheines ein Konnossement in 
so vielen Exemplaren auszustellen, als der Ablader verlangt HGB. 
§ 642 Abs. I. Ein Konnossement lautet etwa wie folgt: „Verladen in 
gutem Zustande und guter Beschaffenheit von (Name des Ab- 
laders) an Bord des deutschen Dampfschiffes (Name des Schiffes), 
geführt für diese Reise von (Name des Schiffers), liegend im 
Hafen von (Abladungshafen) und bestimmt nach (Bestimmungshafen) 
— (folgt die Bezeichnung der abgeladenen Güter nach Menge und Be- 
schaffenheit, z. B. 200 Sack Kaffee), gemarkt und numeriert wie 
nebenstehend, um sie nach zurückgelegter glücklicher Reise 
im nämlichen guten Zustande unter Vorbehalt der nachstehend 
genannten Ausnahmen und Bedingungen — (folgen die Befreiungs- 
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klausein) — abzuliefern im Hafen von (Entlöschungshafen) an (Name 
des Empfangers) oder dessen Order. Fracht zu bezahlen (fo^ 
Vereinbarung über Frachtzahlung). — Urkundlich sind von 
dem Kapitän (so und soviel) Konnossemente gezeichnet, 
alle von dem gleichen Inhalt und Datum; ist eines 
davon erfüllt, so sind die übrigen hinfällig." — (Folgen 
Ort und Datum der Ausstellung und Unterschrift.) 

Der Ablader schickt das vom Schiffer unterzddmete Konnossement 
an den Empfanger. Zur Empfangnahme der Güter l^timiert ist der- 
jenige, an welchen die Güter nach dem Konnossement abgeliefert werden 
sollen, oder auf welchen das Konnossement, wenn es an Order lautet, 
durch Indossament übertragen ist 

Aus dem vorstehenden Inhalte eines Konnossementes geht hervor, 
dafi das Konnossement mehr ist als das einfache Empfangsbekenntnis, 
das Rezeipt des Schiffers. Denn es besagt nicht nur, daß die Güter in 
gutem Zustande und guter Beschaffenheit in Empfang genommen worden 
sind, sondern es enthält auch das Versprechen, die Güter in gleich 
gutem Zustande und guter Beschaffenheit abzuUefem. Dieses Ver- 
sprechen begründet eine Verpflichtung des Reeders, welche lediglich 
auf dem Konnossement ruht Das Rezeipt bescheinigt den Empfang dem 
Ablader g^enüber, das Konnossement verspricht die Grüter in Gemääheit 
des bescheinigten Empfanges an den Destinatar abzuliefern. Das Rezeipt 
bindet den Reeder gegenüber dem Ablader, durch das Konnossement 
verpflichtet sich der Reeder demjenigen gegenüber, der auf Grund des- 
selben die Ablieferung verlangt. ROHG. 25 Nr. 47. 

§ 89. KoHnossement lud Charto-piirtie. — Das Konnossement 
enthalt neben der vom Schiffer akzeptierten Anweisung des Abladers 
an den Schiffer, die Güter an den Empfanger abzuliefern, eine An- 
wdsung des Abladers an den Empfanger, die Güter vom Schiffer in 
Gemaßheit des von diesem gegebenen Versprechens abzunehmen. Der 
Empfanger akzeptiert diese Anweisung dadurch, daß er das Konnosse^ 
ment dem Schiffer zwecks Empfangnahme der Ladung präsentiert 
Daraus ergibt sich der Unterschied zwischen Konnossement und Charte- 
partie. 

Die Charte-partie ist der zwischen Reeder und Befrachter abge- 
schlossene Frachtvertrag. Das Rechtsverhältnis zwischen Reeder und 
Befrachter bestimmt sich allein nach dem Inhalt des zwischen ihnen 
geschlossenen Vertrages, d. h. nach der Charte-partie. HGB. § 65 1 Abs. 3. 

In Erfüllung des Frachtvertrages müssen die Güter an den Emp- 
fanger abgeliefert werden. Die Ausfuhrung dieses Teües des Fracht- 
vertrages muß dem Schiffer überlassen bleiben. Der Schiffer erhält 
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daher in dem Konnossement die Anweisung, welche er durch seine 
Unterschrift akzeptiert, die Grüter an den im Konnossement bezeichneten 
Empfänger abzuliefern; und der Empfanger eiiialt durch Obersendung 
des Konnossements abseiten des Abladers die Anweisung, die Güter in 
Gemäfiheit des Konnossements in Empfang zu nehmen. Das hieraus äch 
bezüglich der Emp&ngnahme ergebende Rechtsverhältnis zwischen dem 
Konnossementsempfanger und dem Schiffer bestimmt sich daher allein 
nach dem Inhalt des Konnossements. HGB. § 651 Abs. i bestimmt 
daher: „Das Konnossement ist für das Rechtsverhältnis zwischen dem 
Verfrachter und dem Empfanger der Güter maßgebend; insbesondere 
hat die Ablieferung der Güter an den Empfanger nach dem Inhalte des 
Konnossements zu erfolgen/' 

Ist der Empfänger der Vertreter des Abladers oder Befraditers, so 
bestinunt sich das Rechtsverhältnis zwischen Reeder und Empfanger 
zunächst nach dem Inhalte der Charte-partie, und nicht nach dem 
Konnossement Näheres hierüber s. unten § 170. 

Abweichender Inhalt in Charter und Konnossement Nun 
ereignet es sich öfters, daß der Inhalt des Frachtvertrages, der Qiarter, 
von dem des Konnossements abweicht Beides sind Urkunden, deren 
Inhalt von denselben Parteien abgeredet worden ist: die Charter ist ge- 
schlossen zwischen Reeder und Befrachter, das Konnossement z^rischen 
einem Vertreter des Reeders, dem Schiffer, und einem Vertreter des 
Befrachters, dem Ablader. Die Bedingungen des Konnossements pflegen 
der Zeit nach auch später festgel^ zu werden, als die des Frachtver- 
trages. Trotzdem ist aber daraus allein noch nicht zu schließen, daß 
durch die abweichenden Bestimmungen des Konnossements auch der 
Frachtvertrag hat modifiäert werden sollen. Vielmehr ist im allgemeinen 
daran festzuhalten, daß, wenn auch das später redigierte Konnossement 
mit dem Inhalt des Frachtvertrages unvereinbare Bestimmungen enthält, 
trotzdem zwischen Reeder und Befrachter die Charter in ihrer ursprüng- 
lichen Fassung Geltung behalten soll. ROHG. 17 Nr. 20. Aus den 
Umständen des einzelnen Falles kann aber erhellen, daß die Parteien 
eine Modifikation des Frachtvertrages tatsächlich gewollt haben. Eine 
solche Absicht den Parteien zuzuschreiben würde z. B. in dem Falle be- 
gründet sein, daß das Konnossement nicht an Order lautet und in dem- 
selben als Empfanger ein Vertreter des Befrachters bezeichnet wird. 
Eine solche Absicht wird aber nicht zu subsumieren sein, wenn das 
Konnossement an Order lautet; jedenfalls für den einen Kontrahenten^ 
nänüich den Reeder, ist es dann völlig ungewiß, an wen die Güter ab- 
zuliefern sein werden. Es tritt dann neben das Rechtsverhältnis aus 
dem Frachtvertrage ein davon völlig unabhängiges Rechtsverhältnis, 
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welches seine aUeinige Basis im Konnossement hat Es ist nicht an* 
zunehmen, daß, wenn der Reeder sich einem unbekannten Dritten gegen- 
über verpflichtet, er damit in irgend einer Weise auf sein Rechtsver- 
hältnis zum Befrachter hat einwirken, dieses hat modifizieren wollen. 
Daran wird auch nichts der Umstand ändern, daß das Konnossement 
auf den Namen eines Vertreters des Befrachters oder dessen Order 
lautet und das Konnossement dann weiter gar nicht indosäert wird oder 
schließlich wieder auf eben diesen Vertreter zurück übertragen wird. 
Dieses Faktum für sich allein genügt noch nicht, um daraus die Ab- 
sicht herleiten zu können, die Charter durch das Konnossement zu 
modifizieren. Denn es war völlig ungewiß, ob nicht der Reeder in 
Beziehung zu einem Dritten treten würde, welcher nüt dem Befrachter 
nichts zu tun hatte und gegenüber welchem der Reeder eine vom 
Frachtvertrage völlig unabhängige Verbindlichkeit durch Zeichnung des 
Konnossements eingegangen war. Der Empfanger kann daher in einem 
solchen Falle 

1. als legitimierter Konnossementsinhaber Ablieferung der Güter 
nach Maßgabe des Konnossements verlangen, 

2. er muß sich aber als Vertreter des Befrachters die Einwendungen 
des Reeders gefallen lassen, welche sich darauf gründen, daß 
das Konnossement über die Charter hinausgeht Umgekehrt 
darf aber auch der Reeder alle die ihm aus der Charter zu- 
stehenden Rechte geltend machen, auch soweit diese über den 
Inhalt des Konnosseoients hinausgehen. In einem solchen Um- 
fange veriiert daher das Konnossement seine Bedeutung zwischen 
den Parteien. 

ZesserklauseL Um nun solchen Zweifeln und Schwierigkeiten 
zu entgehen, wird oft in die Charter die sogenannte Zesserklausel auf- 
genommen, durch welche sich der Befrachter ausbedingt, daß seine 
Haftung aus dem Frachtvertrage zessieren, aufhören solle, sobald die 
Abladung beendigt und das Konnossement angestellt worden ist oder 
zu irgend einem anderen in der Klausel näher bezeichneten Zeitpunkt 
daß also von diesem Zeitpunkte an nur das Konnossement Geltung 
haben soll und der Reeder nicht auf die Charter, den Frachtvertrag 
zurückgreifen darf. Ist also in einem solchen Falle z. B. die Haftung 
des Reeders nach Maßgabe des Konnossements eine strengere als auf 
Grund der Charter, so kann der Reeder, auch wenn der Empfanger 
ein Vertreter des Befrachters ist, sich nicht auf die Charter berufen, 
wenn er zwar nach dieser, nicht aber nach dem Konnossement seine 
Haftung für eine der Ladung zugefügte Beschädigung würde ablehnen 
können. 

5* 
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Zesser- und Lienklausel. Eine Einschränkung der Zesserklauset 
bedeutet unter Umständen die sogenannte Lienklausel, durch welche 
dem Schiffer ein Pfiandrecht (an absolute lien) an der Ladung wegen 
der ganzen geschuldeten Fracht, Fautfracht, Liegegelder usw. gewährt 
wird. Eine solche Klausel lautet etwa: „Charterer's liability to cease 
when the ship is loaded, the captatn having a lien upon the cargo for 
freight, deadfireight and dcmurrage." Wenn nun die Charterfracht 
großer als die Konnossementsfracht, das dem Reeder an der Ladung 
wegen der Charterfracht zustehende Pfandrecht also umfangreicher ist 
als das ihm für die Konnossementsfracht gewährte Pfandrecht, so darf 
der Schiffer, falls der Empfanger ein Vertreter des Befrachters ist, trotz 
der Zesserklausd dem Empfanger gegenüber das Pfandrecht wegen der 
Charterfracht geltend machen. Ist der Empfanger aber nicht ein Ver- 
treter des Befrachters und kann er daher Ablieferung der Gmter ledig- 
lich nach Mafigabe des Konnossements verlangen, so kann ihm gegen- 
über der Schiffer auch nur das ihm wegen der Konnossementsfracht 
zustehende Pfandrecht geltend machen. Dann bleibt aber für den 
Unterschied zwischen der Charter- und Konnossementsfracht der Be- 
frachter dem Reeder haftbar trotz der Zesserklausel. Denn die Zesser- 
Idausel befreit den Befrachter nur von denjenigen Verbindlichkeiten, 
welche nach dem in der Zesserklausel bezeichneten Zeitpunkt erwachsen. 
Vorher entstehende Verbindlichkeiten trifft die Zesserklausel nicht, es 
sei denn — wie in dem vorhin erwähnten Falle — daß durch die 
Lienklausel dem Schiffer ein Pfandrecht auch wegen solcher vorher ent- 
standener Verbindlichkeiten gewährt wird und der Schiffer (fieses Pfand- 
recht ausüben kann, weil der Empfanger zugleich Vertreter des Be- 
frachters ist, der Reeder also ihm gegenüber von den ihm in der Charter 
gewährten Rechten Gebrauch machen kann. 

Wenn kein Konnossement ausgestellt ist Wenn kein 
Konnossement angestellt ist, so regelt die Charte-partie alle äch auf 
den Transport beziehenden Rechtsveriiältnisse. Es geschieht also auch 
der Empfang der GKiter am Bestimmungsorte nach Maßgabe des Fracht- 
vertrages. HGB. § 614 Abs. I. 

Wenn nur Konnossemente ausgestellt sind und keine 
Charte-partie. Wenn keine Charte-partie ausgestellt ist, sondern nur 
Konnossemente gezeichnet worden sind — es geschieht dies oft im 
Stückgutverkehr — , so ersetzt; in der Regel das Konnossement auch 
den Frachtvertrag und die Beziehungen zwischen Reeder und Befrachter 
werden durch das Konnossement geregelt. ROHG. 17 Nr. 20. 

§ 40. Tom Konnossement Insbesondere. — Die große Be- 
deutung und der große Wert, den ein Konnossement im Verkehr hat^ 
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beruht im wesentlichen auf der gesetzlichen Vorschrift, daß die Über- 
gabe des Konnossements an denjenigen, welcher durch das Konnosse- 
ment zur Empfangnahme legitimiert wird, für den Erwerb von Rechten 
an den Gütern diesdben Wirkungen hat, wie die Übergabe der Güter 
selbst HGB. § 647. Auch ist, sofern nicht das Gegenteil vereinbart 
ist, auf Verlangen des Abladers das Konnossement an die Order des 
Empfangers oder lediglich an Order zu stellen. HGB. § 644 Abs. i. 
Es können also die Güter selbst, durch das Konnossement, so oft den 
Besitzer wechseln, als das Konnossement indossiert und dem Indossaten 
ausgehändigt wird. Um die Zirkulationsfahigkeit des Konnossements 
und damit der Ware selbst noch zu erhöhen, bestimmt HGB. § 642 Abs. i, 
dafi der Schiffer das Konnossement in so vielen Exemplaren auszustellen 
hat, als der Ablader verlangt 

Die so geschaffene Leichtigkeit und Freiheit in der Möglichkeit, 
über die Ware zu verfugen, würde indessen viel von ihrem Werte dn- 
büfien, wenn das Gesetz nicht zugleich die Garantien dafür böte, da6 
mit dem Besitze des Konnossements auch wirklich der Besitz der Ware 
selbst gesichert ist Diese Garantien hat das Gesetz nach zwei Seiten 
hin geschaffen: einmal durch seine Vorschriften betreffend die Aus- 
stellung des Konnossements und die Verantwortlichkeit des Schiffers 
bzw. Reeders für das im Konnossement enthaltene Empfangsbekennt- 
nis — und zweitens dadurch, daß es den Schiffer bzw. Reeder dafür 
verantwortlich macht, wenn die Güter an einen andern als an den legi- 
timierten Konnossementsinhaber ausgeliefert werden. 

§ 41. Ausstelliing des Konnossenieiits. — Im allgemeinen soll 
ein Konnossement über Güter nicht ausgestellt werden, bevor deren 
Abladung beendigt worden ist HGB. § 642 Abs. i. Mit Zustimmung 
des Abladers darf aber ein Konnossement auch vor diesem Zeitpunkt 
ausgestellt werden, falls nur bereits die Güter vom Reeder zur Beför- 
derung übernommen worden sind, d. h. die Güter müssen zu dem 
Zwecke bereits in den Gewahrsam des Reeders gelangt sein (z. B. in 
seinen Schuppen oder Speichern liegen) um bei ehester Schiffi^elegen- 
heit expediert zu werden. HGB. § 642 Abs. 5. Wird ein Konnosse- 
ment ausgestellt, bevor die Güter vom Reeder oder Schiffer oder einem 
anderen Vertreter des Reeders zur Beförderung übernommen worden 
and, so steht die Übergabe des Konnossements nicht der Übergabe der 
Güter gleich. Diese Wirkung hat die Übertragung des Konnossements 
erst von dem bezeichneten Zeitpunkte an. HGB. § 647. 

Ferner ist der Reeder verantwortlich für jeden Schaden, welcher 
ach nach dem Tage ereignet, von welchem das Konnossement datiert 
ist, auch wenn die Güter an diesem Tage noch nicht abgeladen oder 
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sogar noch nicht zur Beförderung übernommen sein sollten. Der Reeder 
ist an sein Empfangsbekenntnis im Konnossement gebunden; er ist ver- 
pflichtet, die laut Konnossement empfangenen Grüter dem legitimierten 
Konnossementsinhaber auszuliefern oder, falls er dies nicht kann, deren 
Wert zu ersetzen, ohne Rücksicht darauf, ob er die Grüter tatsächlich 
zur Beförderung übemonunen bzw. in das Schiff geladen hat oder nicht 

Diese Vorschriften mit den sich daran knüpfenden Folgen bieten 
demjenigen, welchem ein Konnossement übertragen wird und welcher 
dafür den Gr^enwert bezahlt, die Sicherheit, daß die Grüter zum min- 
desten vom Reeder zur Beförderung übernommen worden und in sein 
Gewahrsam gelangt waren, als das Konnossement ausgestellt wurde. 
Dies ist fUr den Konnossementsinhaber von größter Wichtigkeit Denn, 
wenn erst die Grüter in den Gewahrsam des Reeders gelanget sind, kann 
er nut ziemlicher Sicherheit darauf rechnen, daß dieselben auch, von 
den mit einer Seereise verknüpften Grefahren abgesehen, ordnungsgemäß 
ihm ausgeliefert werden. Dann ist, soweit es in menschlicher Macht 
«teht, der Besitz der Güter durch den Besitz des Konnossements garan- 
tiert Wenn aber die Obergabe des Konnossements der Besitzübertragung 
der Ware selbst gleichgestellt wäre, auch wenn sich die Güter noch in 
den Händen des Abladers befinden und zu dessen Verfügung stehen, 
und wenn keinerlei Verantwortlichkeit sich an die vorzeitige Ausgabe 
von Konnossementen knüpfte, so wäre die Sicherheit des Konnosse- 
mentsverkehrs im höchsten Grade gefährdet und jeder Art von Be- 
trügereien Tür und Tor geöffnet 

Wie sehr dies der Fall sein würde, zeigt fönendes Beispiel. Bd 
gewissen Waren, z. B. Gretreide, Reis, Baumwolle, Salpeter, Guano u. dgl. 
kommt viel auf den Monat ihrer Verschiffung oder auch auf die Zeit 
ihrer Ankunft im Bestimmungshafen an. Die Ernte eines Monats unter- 
scheidet sich in ihrer Qualität von der eines andern Monats oder die Nach- 
frage auf dem Markte des Bestimmungslandes ist in dem einen Monat 
stärker als in dem andern. Es wird daher oft gekauft z. B. eine August- 
oder Septemberabladung einer bestimmten Ware. Die Ware, um dieser 
Bedingung zu genügen, muß dann, wenn es sich um dne Augustabladung 
handelt, spätestens am 31. August abgeladen sein. Eine erst am I. Sep- 
tember abgeladene Ware kann der Käufer refüsieren. Nun kann es 
leicht vorkommen, daß der Transport der Ware aus dem Innern des 
Landes nach dem Abladungsplatze sich verzögert und die Ware dort 
so spät eintrifft, daß sie nicht mehr innerhalb des stipulierten Monats 
verschifft werden kann. Es liegt dann die Versuchung sehr nahe, auf 
den Schiffer dahin einzuwirken, daß er das Konnossement antedatiert, 
daß er also bescheinigt, Ware am 31. August verladen zu haben, 
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wahrend sie tatsächlich erst An£ang September zur Verschiffung gelangt 
ist Schiffer und Ablader könnten sogar übereinkommen, überhaupt 
keine Ware zu verschiffen und trotzdem ein Konnossement über eine 
Augustabladung auszufertigen und dasselbe unter Erhebung des Gegen- 
wertes an den Käufer zu übertragen. Wenn nun das Gesetz nicht be- 
stimmte, daß die Übertragrung des Konnossements erst von dem Augen- 
blicke an, in welchem die Waren zur Beförderung übernommen worden 
sind, riner Besitzübergabe der Waren selbst gleichsteht, und wenn es 
nicht den Schiffer und Reeder unbedingt für das verantwortlich machte, 
was der Schiffer im Konnossement empfangen zu haben bescheinigt, 
würde das Konnossement als Beweisdokument und als Wertpapier jeg- 
liche Bedeutung verlieren. So aber haftet der Reeder dem, Empfanger, 
d. h. dem legitimierten Konnossementsinhaber gegenüber fiir die An- 
gaben des Konnossements. Auf Grrund des Konnossements ist er ver- 
pflichtet, dem Empfanger den Wert einer Augustabladung zu bezahlen, 
auch wenn er übeihaupt keine Waren verschifft hat, und, wenn er die 
Waren tatsächlich erst im September verladen hat, so steht es beim 
Empfanger, ob er diese in TeUzahlung der Schuld akzeptieren will Das 
Nähere über die Haftung des Reeders aus dem Konnossement s. unten 
§§ 166 — 171. Auf der anderen Seite ist aber auch der Befrachter 
sicher, daö an seinen Gütern nicht von unbekannten Personen Rechte 
erworben werden, so lange dieselben noch zu seiner Verfugung stehen; 
denn erst wenn er sie aus der Hand gegeben hat, erst wenn sie dem 
Reeder zur Beförderung übergeben worden sind, bedeutet die Übertragung 
des Konnossements eine Übertragung des Besitzes an der Ware selbst 
§ 4S. Haftmig fir Abliefemiig an den Konnossamento- 
empfittger. — Der Inhaber eines Konnossements ist femer dadurch 
sichei^estellt, daß Schiffer und Reeder für konnossementsmäßige Ab- 
lieferung der G^ter verantwortlich sind. Das Gresetz bestimmt zu diesem 
Zwecke, daß, sobald der Schiffer ein Konnossement ausgestellt und aus- 
gehändigt hat, er nur dem legitimierten Konnossementsinhaber die Güter 
ausliefern darf; insbesondere darf er nicht mehr den Anweisungen des 
Abladers oder Befrachters wegen Rückgabe oder Auslieferung der Güter 
Folge leisten. Er darf dies selbst dann nicht tun, wenn der Ablader 
oder Befrachter ihm die volle Fracht anbietet (RG. 1 5 Nr. 8) oder wenn 
der Frachtvertrag aufgelöst wird oder die Reise aus anderen Gründen 
nicht im Bestinunungshafen endet. Hat er sie trotzdem dem Befrachter 
angeliefert, und meldet sich nachher ein legitimierter Konnossements- 
inhaber zum Empfange der Güter, so muß der Reeder diesem den Wert 
der Güter und allen etwa aus der verkehrten Ablieferung entstandenen 
Schaden ersetzen. 
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Händigt der Ablader öder Befrachter aber dem Schifier sämtlkfae 
ausgestellte Konnossementsexemplare zurück, so ist natüriich der Schiffer 
verpflichtet, demselben auf sein Verlangen die Güter gegen Berichtigung 
der geschuldeten Fracht und sonst etwa entstandener Forderungen aus- 
zuliefern. Der Schiffer ist ja in diesem Falle sicher, daß sich ein wei- 
terer Konnossementsinhaber nicht präsentieren wird. 

Lautet das Konnossement nicht an Order, so ist der Schiffer zur 
Rüd^be oder Auslieferung der Grüter auch ohne Beibringung eines 
Exemplares des Konnossements verpflichtet, sofern der Ablader und der 
im Konnossement bezeichnete Empfänger in die Rüd^be oder Aus- 
lieferung der Güter willigen. Werden jedoch nicht sämtliche Exemplare 
des Konnossements zurückgegeben, so kann der Schiffer wegen der des- 
halb zu besorgenden Nachteile zuvor Sicherheitsleistung fordern. 

Auch einem legitimierten Konnossementsinhaber darf der Schiffer 
xlie Güter nicht aushändigen, iaUs er deren Auslieferung in einem 
Zwischenhafen verlangt, bevor das Schiff den Bestinunungsort erreicht 
hat Werden ihm aber sämtliche ausgestellte Konnossementsexemplare 
zurückgegeben, dann muß er sich diesem Verlai^en fügen, insofern 
nicht etwa die weiter unten zu besprechenden Vorschriften betr. Auf- 
lösung des Frachtvertrages während der Reise dem entgegenstehen 
(s. unten § 151 ff.). HGB. § 659, 660. 

Über Rechte und Pflichten des Schiffers im Entloschungshafen 
s. unten § 163/165. 

§ 4S. Inhalt des Eonnossenieiits. — HGB. § 643 bestinunt: Das 
Konnossement enthält den Namen des Schiffers, den Namen und die 
Nationalität des Schiffes, den Namen des Abladers, den Namen des 
Empfangers, den Abladungshafen, den Löschungshafen oder den Ort, 
an welchem Order über ihn einzuholen ist, die Bezeichnung der ab- 
geladenen oder zur Beförderung übernommenen Güter, deren Menge 
und Merkzeichen, die Bestimmung in Ansehung der Fracht, den Tag 
und den Ort der Ausstellung, die Zahl der ausgestellten Exemplare. 

Vorstehende Angaben muß das Konnossement enthalten, falls der 
Ablader es verlangt Ob eine Unrichtigkeit in der einen oder anderen 
Angabe den Reeder schadensersatzpflichtig macht, hängt von den Um- 
ständen des einzelnen Falles ab. Eine unrichtige Angabe der Natio- 
nalität des Schiffes, der Reiseroute und besonders desjenigen, was der 
Schiffer empfangen zu haben im Konnossement bescheinigt, wird stets 
den Reeder schadensersatzpflichtig machen (vgl. unten §§ 166— 171). 

Name des Schiffes. Für den Namen des Schiffes 
wird dies auch in vielen Fällen zutreffen. Indessen darf der Empfanger 
nicht unter allen Umständen lediglich deshalb die Ware refusieren und 
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den Reeder ersatzpflichtig machen, weil dieselbe mit einem anderen als dem 
im Konnossement bezeichneten Schiffe abgdaden und transportiert worden 
ist Z. B. wird ein Empfanger Güter, welche ihm aus dem Dampfer 
„Bethania^ angeboten werden, nicht lediglich deshalb zurückweisen 
dürfen, wdl sein Konnossement auf den Dampfer ^Batavia'' lautet — 
es sei denn, daß ihm z. B. wegen der Bedingungen, unter denen er die 
Ware weiter verkauft hatte, effektiv ein Schaden daraus erwachsen ist 
Und auch in letzterem Falle würde er zur Refü^erung der Ware imd 
zur Greltendmachung eines Schadens nicht berechtigt sein, falls er hätte 
erkennen können, daß die Angabe des Konnossements lediglich auf 
einem Schreibfehler beruhte. 00 H. 59 OLG- ü. 

Datum der Verschiffung. Ist nach dem Inhalte eines 
Konnossements dne Ware zu einer anderen Zeit abgeladen worden, als 
in welcher die Abladung tatsächlich stattgefunden hat, so kann aus der 
unrichtigen Datierung des Konnossements nur dann ein Anspruch her- 
geleitet werden, wenn das Datum der Verschiffung von wesentlicher 
Bedeutung ist Dies ist 2. B. immer dann der Fall, wenn die Abladung 
eines bestimmten Monats den Vertragsgegenstand bildet; wenn z. B. 
August Abladung verkauft worden ist und das Konnossement vom 
August datiert, die Ware tatsächlich aber erst im September zur Ver- 
schiffung gelangt ist ROHG. 24 Nr. 51, RG. 3 Nr. 31, 98 H. 4 RG. 
Von solchen besonderen Umständen abgesehen, wird aber ein Empfanger 
nicht lediglich darum eine Ware refüsieren und den Reeder schadens- 
ersatzpflichtig machen können, weil die Ware zu einer anderen als zu 
der im Konnossement bescheinigten Zeit abgeladen worden ist Über 
die Haftung des Reeders für Schäden, welche in der Zeit zwischen 
dem Konnossementsdatum und der wirklichen Verschiffung entstehen, 
s. unten § 171 sub i. 

Unterschrift des Schiffers. In der Regel soll der 
Sdüffer das Konnossement erst nach beendigter Abladung zeichnen. 
Ausstellung und Unterzeichnung des Konnossements vor beendigter 
Aldadung ändert aber nichts an der Eigenschaft der Urkunde als eines 
Konnossements. RG. 20 Nr. 13 sub i^ 99 H. 89 OLG. TU. 

„Die Regel ist, daß der Schiffer das Konnossement zu unterzeichnen 
hat Nur er ist befugt, Schiff und Fracht nach Maßgabe des Konnosse- 
ments zu obligieren, wie ihm die gehörige Verladung, Verfrachtung 
und Ablieferung der Ladung obliegt Ausnahmsweise treten in Not- 
fällen andere für ihn ein; ausnahmsweise kann er unter eigener Ver- 
antwortung die Konnossemente durch von ihm bestellte oder anerkannte 
Vertreter zeichnen lassen." ROHG. 14 Nr. 107. Diese Personen han- 
deln dann in Vertretung des Schiffers; sie müssen aber vom Schiffer 
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zur Zdchnung der Konnossemente befugt, jedenfalls stillschweigend zu- 
gelassen worden sein. Ein von solchen Personen unterzeichnetes 
Konnossement bindet den Reeder in gleicher Weise und in gleichem 
Um£auige wie ein vom Schiffer gezeichnetes Konnossement. RG. 2 
Nr. 33. Der Reeder kann auch selbst das Konnossement unterzeichnen, 
RG. 20 Nr. 13 sub i, er kann auch seine standigen Agenten oder jede 
andere Person mit der Zeichnung von Konnossementen selbständig be- 
trauen. Dann sind diese Personen nicht als Vertreter des Schiffers, 
sondern als unmittelbare Vertreter des Reeders zu betrachten. Mit 
Bezug hierauf heifit es in 95 R 49 OLG. IV: „Die Befugnis zur Zeich- 
nung von Konnossementen wird dann anzunehmen sdn, wenn eine 
Reederei, welche mit ihren Schiffen einen regelmäßigen Verkehr zwischen 
gewissen Hafenplätzen unterhält, einen ständigen Vertreter zur Wahr- 
nehmung ihrer Interessen bestellt und diese Befugnis zur Vertretung 
der Reederei im allgemeinen in entsprechender Weise den betreffenden 
Interessentenkreisen kundgibt, und es kann sich die Reederei solchen- 
falls nicht zu ihrer Befreiung von den Verpflichtungen aus einem von 
dem Vertreter gezeichneten Konnossemente darauf berufen, dafi die im 
allgemeinen zu ihrem Vertreter bestellte Person eine spezielle Vollmacht 
zur Zeichnung von Konnossementen für die Reederei nicht gehabt habe. 
Liegt eine solche Bestellung zum Vertreter der Reederei im allgemeinen 
nicht vor, so kann eine Befiig^ zur Zeichnung von Konnossementen 
mit verpflichtender Kraft für die Reederei nur angenonmien werden, 
wenn eine bezügliche spezielle Vollmacht der Reederei oder des 
Schiffers vom Inhaber des Konnossements nachgewiesen wird.** Wird 
eine solche Befugnis nachgewiesen, so ist das Konnossement als Kon- 
nossement gültig. HGB. § 642 Abs. 4. Ob aber, wenn die bezeichneten 
Personen nicht als Vertreter des Schiffers, sondern in direkter Vertretung 
des Reeders handeln, dieser aus dem Konnossement nur mit Schiff und 
Fracht, und nicht vielmehr unbeschränkt obligiert wird, dürfte zweifel- 
haft erscheinen, da nach § 486 HGB. die beschränkte Haftung nur bei 
Handlungen des Schiffers und der Schiffsmatmschaft eintritt Dafi eine 
unbeschränkte Haftung des Reeders nicht in der Abgeht des Gresetz- 
gebers gelegen hat, dürfte unbestreitbar sein. Man wuxl daher die 
Worte des Abs. 4 des § 642 HGB.: «Die Ausstellung des Konnosse- 
ments kann an Stelle des Schiffers durch einen anderen dazu 
ermächtigten Vertreter des Reeders erfolgen** so zu interpretieren haben, 
dafi es solchenfalls so angesehen werden soll, als ob der Schiffer selbst 
das Konnossement unterzeichnet hat 

Damit der Schiffer jederzeit in der Lage ist, sich darüber zu ver- 
gewissern, welche Rechte und Pflichten ihm aus dem Konnossement 
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zustehen, hat ihm der Ablader auf Verlangen eine von ihm, dem Ab- 
lader, unterschriebene Abschrift des Konnossements zu erteilen. HGB. 
§ 642 Abs. 3. Auch müssen alle Exemplare des Konnossements (also 
auch die dem Schiffer au^ehändigte Abschrift) von gleichem Inhalte 
sein, dasselbe Datum haben und ausdrücken, wie viele Exemplare aus- 
gestellt sind. HGB. § 642 Abs. 2. 

§ 44. Andere YersehUnmgqMipIere. — Außer dem Schiffs- 
zettel, dem Empfangsschein (Rezeipt), Konnossement und Charte-partie 
kommen insbesondere noch folgende Papiere in Betracht 

Manifest. — Das Ladungsmanifest ist eine vom Reeder 
aufgestellte Liste der vom Schiffe mitgeftihrten Ladung, welche über 
deren Menge und Beschaffenheit, über Abladungs- und Bestimmungrs- 
ort, den Namen des Abladers und Empfangers usw. Auskunft gibt 
Dieses Papier dient dem Schiffer zum Ausweise den 2k>llbehörden 
gegenüber, besonders aber in Kriegszeiten im Falle der Aufbring^ung. 
Das aufbringende Schiff sieht zunächst nach dem Manifest und den 
etwa angefertigten Konnossementskopien. Sind diese in Ordnung, so 
wird, mangels weiterer Verdachtgründe, in der Regel Freilassung er- 
folgen. Gefälschte Papiere sind dagegen an Grund zur Kondenmation. 

ünpmngMtterte werden erfordert in Fällen, wo die Ein- oder 
Ausfuhr von Waren, welche aus bestimmten Ländern kommen, ver- 
boten ist Diese Atteste werden von dem am Abladungsplatze resi- 
(fierenden Konsul des Bestimmungslandes angestellt und beschdnigen 
den Herkunftsort der betreffenden Waren. Den Konsuln lieget es in 
einigen Fällen auch ob, Fakturen zu beglaubigen (beglaubigte 
Fakturen), um den Wert der Waren zwecks Erhebung des 2^11es 
am Bestimmungsorte einwandfrei festzustellen. 

Sowdt die Ladung solche Papiere dem Schiffe zu liefern hat, 
müssen dieselben innerhalb der Wartezeit beschafft werden. Es gilt 
bezüglich der Lieferui^ dieser Papiere dasselbe wie für die Anlieferung 
der Ware selbst Sind z. B. die Güter innerhalb der Liegezdt ab- 
gdaden worden, muß der Schiffer aber noch in die Überliegezeit 
hinein auf die Beschaffung der Papiere warten, so gebührt ihm hierfür 
Liegegeld. HGB. § 591. Über die Wartezeit hinaus braucht der Schiffer 
natürlich nicht zu warten; er kann dann mit den Gütern, denen die 
erforderlichen Begleitpapiere fehlen, ebenso verfahren wie mit ungesetz- 
lichen Gütern (s. oben § 28). 

KlariemngMtteste. — Sache des Schiffers ist es, die zur behörd- 
lichen, insbesondere zollamtlichen Abfertigung des Schiffes erforderlichen 
Klarierungsatteste zu besorgen. Für den ausländischen Zoll werden 
diese Atteste von den am Abladungsplatze residierenden Konsuln des 
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jeweiligen Bestimmungsortes, für den einheimischen Zoll von den 
Heimatsbehörden ausgestellt Wird ohne Schuld der Ablader das 
Schaff au%ehalten, weil diese Atteste nicht in gehöriger Zeit beschaflft 
werden oder wegen begründeter oder unbegründeter Reklamationen 
der Behörden nicht in gehöriger Zeit beschafil werden können, so fallt 
der etwa daraus erwachsende Schaden dem Schiffe zur Last 86 H. 21 
OLG. 

Aber auch, soweit es der Ladung allein obliiegt, die erforderlichen 
Papiere zu beschaffen, ist es Pflicht des Schiffers, darauf zu sehen, daß 
dies geschieht. Er ist verantwortlich dafür, daß die zuni Ausweise für 
Sdiiff, Besatzung und Ladung erforderlichen Papiere an Bord sind. 
HGB, § 513. Wenn der Schiffer, ohne daß sich der Ablader mit der 
Lieferung der von ihm zu beschaffenden Papiere im Verzuge befunden 
hat, ohne diese Papiere abfahrt und dies die Koniiskation der Ladung 
zur Folge hat, so haftet der Reeder dem Ladungsinteressenten für den 
ihm hieraus erwachsenen Schaden. 73 H. 105 HG. 

Welche Papiere zum Ausweise für das Schiff dienen, ist bereits im 
§ 5 besprochen worden. Über das Schiffstagebuch (Journal) s. unten 
% 77. Welche Papiere zum Ausweise für die Schiffemannschaft er- 
forderlich sind (Musterrolle usw.) gehört in eine Darstellung des öffent- 
lichen Seerechts. 

§ 45. Antritt der Belse. Arrest und Segelfertigkeit des 
Sehlffes. — Schnelle Abfertigfung des Schiffes liegt im Interesse beider 
Parteien: der Ladungseigner will seine Güter sobald als möglich im 
Bestimmungshafen zu seiner Verfügung haben, und der Reeder will sein 
Schiff wieder zu neuen Frachtreisen ausrüsten können. Es ist daher 
Vorsorge getroffen worden, daß möglichst alle Hindemisse, welche sich 
noch der Abfahrt des Schiffes in den Weg stellen können, beseitigt 
werden. Das Gesetz bestimmt daher im § 516: Sobald das Schiff zum 
Abgehen fertig ist, hat der Schiffer die Reise bei der ersten günstigen 
Gelegenheit anzutreten. Auch wenn er durch Krankheit oder andere 
Ursachen verhindert ist, das Schiff zu führen, darf er den Abgang des 
Schiffes oder die Weiterfahrt nicht ungebührlich aufhalten; er muß 
vielmehr, wenn Zeit und Umstände gestatten, die Anordnung des 
Reeders einzuholen, diesem ungesäumt die Verhinderung anzeigen und 
für die Zwischenzeit die geeigneten Vorkehrungen treffen, im ent- 
gegengesetzten Falle einen anderen Schiffer einsetzen. Für diesen Stell- 
vertreter ist er nur insofern verantwortlich, als ihm bei dessen Wahl 
ein Verschulden zur Last fallt. 

Arrest Des weiteren bestimmt das Gesetz, daß ein s^^- 
fertiges Schiff nicht arrestiert werden darf. Es heißt im HGB. § 482 : 
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«Die Zwangsversteigerung eines SchiflTes im W^e der Zwangs- 
vollstreckung darf nicht angeordnet werden, wenn das Schiff zum Ab- 
gehen fertig (segelfertig) ist Auch darf ein segelfertiges Schiff nicht 
mit Arrest belegt werden. Diese Vorschriften finden indessen keine 
Anwendung, wenn (fie Schuld, wegen deren (iGe Zwangsversteigerung 
oder der Arrest stattfinden soll, zum Behufe der bevorstehenden Reise 
eingegangen ist* 

Ein Schiff ist segelfertig, wenn in seiner Ausrüstung und Be- 
mannung, in seinen Beziehungen zu der Ladung und in seinen den 
Behörden gegenüber zu erfüllenden Verpflichtungen nichts ermangelt, 
was einer sofortigen Abfahrt des Schiffes entgegenstände. Dazu gehört 
also z. B., dafi der notige Proviant und die Mannschaft an Bord sind, 
daß behördlicherseits das Schiff abgefertigt worden ist (die Klarierungs- 
atteste z. B. in Ordnung sind) und endlich, daß entweder die volle 
stipulierte Ladung an Bord ist oder der Schiffer der Ladung gegenüber 
berechtigt ist, auch ohne Ladung oder ohne die ganze Ladung erhalten 
zu haben, abzufahren. Der Zeitpunkt, in welchem das Schiff der Ladung 
gegenüber segelfertig ist, ist auch von Bedeutung für den Rücktritt vom 
Frachtvertrag, insofern als die diesbezüglichen Vorschriften verschieden 
sind, je nachdem der Rücktritt vor oder nach der Segelfertigkeit des 
Schiffes erfolgt. Vgl. HGB. § 580 Abs. 2 und unten § 46 ff. 

Das Gesetz spricht nur davon, daß ein Schiff zum Abgehen fertig 
ist; ob daher das Schiff im Abgangshafen liegt oder in einem Zwischen- 
hafen, weichen es im Laufe einer Reise berührt, ist gleichgültig. Ein 
Schiff, welches in einem Zwischenhafen repariert wird oder Ladung 
dnninunt oder loscht, ist ebensowenig segelfertig, als ein Schiff, welches 
im Abgangshafen noch mit der Einnahme der Ladung beschäftigt ist: 
es kann also auch in einem Zwischenhafen arrestiert werden, bis es 
dortselbst zum Abgehen fertig ist. 

Ob das Schiff durch Kriegsausbruch, Blockierung des Bestimmungs- 
hafens und dergleichen Ereignisse abzusegeln verhindert wird, hat mit 
der Segelfertigkeit des Schiffes nichts zu tun. 

Nach der Segelfertigkeit des Schiffes darf ein Arrest nur aus- 
gebracht werden für eine Schuld, welche zum Behufe der bevorstehen- 
den Reise eingegangen ist, also z. B. zwecks Bezahlung von Proviant 
oder Kohlen, welche in einem Zwischenhafen eingenommen worden 
sind. Für irgend welche andere Verbindlichkeiten ist ein Arrest daher 
nach Segelfertigkeit des Schiffes ausgeschlossen, auf welchem Grund 
auch solche Verbindlichkeiten beruhen mögen, ob sie sich aus einem 
Delikt (einer Kollision z. B.) oder aus einem Vertrage (z. B. einem 
Hilfslohnvertrage) herleiten. Zu einer Entscheidung ist diese Frage noch 
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nicht gelangt In 74 R 38 HG. wurde sie nur gestreift, ohne daß sich 
das Gericht für die eine oder andere Meinung aussprach; denn der 
Arrest mußte in diesem Falle verstattet werden ohne Rücksicht auf den 
Grund der Verbindlichkeit, weil das Schiff äch noch in Reparatur be- 
fand, aus diesem Grrunde also nicht sq^elfertig war. Das Gesetz laßt 
aber eine Unterscheidung zwischen kontraküichen und deliktischen 
Verbindlichkdten nicht zu, indem es nur die einzige Ausnahme statuiert, 
daß die Schuld für die bevorstehende Reise eingegangen worden ist 

In nicht eingetragene Schiffe (s. oben § 5) geschieht die Zwangs- 
vollstreckung nicht durch Zwangsversteigerung, sondern durch Pfändung 
(s. unten § 192). Ob nach dem Wortlaut des § 482 die Zwangs- 
vollstreckung in ein s^^lfertiges nicht eingetragenes Schiff verstattet 
werden muß, oder ob auf solche Schiffe die für eingetragene Schiffe 
geltende Vorschrift analog auszudehnen ist, ist bisher noch nicht ent- 
schieden worden. 
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Rücktritt vom Prachtvertrage. 

§ 46. Büektrltt Tom Fnehtrertnige vor Antritt der Reise. — 

Vor Antritt der Reise kann die Unternehmung ein Ende finden ent- 
weder dadurch» daß dem SchüTe oder der Ladung ein Unfall zustößt, 
welcher die Ausführung <Jer Reise unmöglich macht oder untunlich er* 
scheinen laßt, oder dadurch, daß Reeder oder Befrachter vom Vertrage 
zurücktreten. Zunächst sollen die Vorschriften über den Rücktritt vom 
Frachtvertrage erläutert werden. 

Tritt der Reeder vor Antritt der Reise wülkürlich vom Frachtver- 
trage zurück, so ist er allen Beteiligten gegenüber verpflichtet, den ihnen 
aus seiner Handlungsweise erwachsenden Schaden zu ersetzen. 

Für den Rücktritt des Befrachters muß aber unterschieden werden, 
je nachdem es sich um Granz-, TeU- oder Stückgutbefrachtung handelt, 
je nachdem der Rücktritt nur für einen Teü der Ladung oder für die 



Digitized by 



Google 



gO EaXtB Buch. 8. KmpiteL 

ganze Ladung erklärt wird und je nachdem das Schiff bereits zum Ab* 
gehen fertig ist oder nicht Denn es leuchtet ein, daß, wenn z. B. ein 
Tdlbefrachter zurücktritt, hierdurch nicht nur der Reeder, sondern auch 
die anderen Befrachter in Mitleidenschaft gezogen werden können, und 
daß ein Rücktritt, welcher erfolgt bevor die Ladung an Bord genommen 
ist, ganz anders zu beurteilen ist, als wenn bereits die Abladung voll- 
endet und das Schiff zum Abgehen fertig ist Demgemäß sind folgende 
Fälle zu unterscheiden: der Rücktritt erfolgt 

1. bevor das Schiff zum Abgehen fertig ist 

a) mit Bezug auf die ganze Ladung (§ 47), 

b) mit Bezug auf einen TeU der Ladung (§ 48), 

2. nachdem das Schiff zum Abgehen fertig ist (§ 50). 

Die folgenden Vorschriften beziehen äch, soweit nicht auf Unter- 
schiede besonders aufmerksam gemacht wird, gleichmäßig auf Granz-, 
Teil- und Stückgutbefrachtungen. 

§ 47. Bücktritt der ganzen Ladung vor Segelfertigkeit des 
Schiffes. — Ist das Schiff im ganzen befrachtet und tritt der Be- 
frachter vor Antritt der Reise vom Vertrage zurück oder — was auf 
dasselbe hinauskommt — handelt es sich um Teilbefrachtung und trtten 
sämtliche Befrachter vom Vertrage zurück, so hat der Reeder nicht nur 
Anspruch auf etwa bereits erwachsenes Liegegeld und die Erstattung 
gemachter Auslagen, sondern auch auf Fautfracht Die Fautfracht ist 
ein Ersatz für die entgangene Fracht und beträgt die Hälfte der be- 
dungenen Fracht. 

Ist Ladung bereits geliefert worden, so hat der Befrachter auch die 
sonst zum Teil dem Reeder zur. Last fallenden (s. oben § 26 und unten 
§ 186) Kosten der Einladung und Wiederausladung zu tragen und fiir 
die Zeit der Wiederausladung, soweit sie nicht in die Ladezeit fallt, 
Liegegeld zu zahlen. Die Wiederausladung ist mit möglichster Be- 
schleunigung zu bewirken. Der Reeder seinerseits ist verpflichtet, den 
Aufenthalt, den die Wiederausladung verursacht, sich gefallen zu lassen 
und zwar selbst dann, wenn hierdurch die Wcutezeit überschritten wird. 
Er hat aber für die Zeit nach dem Ablaufe der Wartezeit nicht nur 
Anspruch auf Liegegeld, sondern auch auf Ersatz des durch die Über- 
schreitung der Wartezeit entstandenen Schadens^ falls dieser den Betrag 
des Liegegeldes übersteigt. HGB. § 580 Abs. i, 581, 586 Abs. 3, 587 
Nr. I Abs. I und Nr. 2 Abs. 2. 

Für den Rücktritt bei Stückgutbefrachtung gilt das am Schlüsse 
des folgenden Paragraphen Gesagte. 

§ 48. Bflektrttt eines Teiles der Ladung Tor Segelfertigkett 
des Schiffes. Stttekgntbefraehtnng. — Ist das Schiff un ganzen 
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befrachtet und tritt der Befrachter vor Antritt der Reise nur mit dnem 
Teile der Ladung vom Vertrage zurück oder — was auf dasselbe hinaus- 
kommt — handelt es sich um Teilbefrachtung und treten nur einer 
oder einige von den Befrachtern mit ihrer ganzen oder einem Teile 
ihrer Ladung vom Vertrage zurück, so hat der Reeder nicht nur An- 
spruch auf das etwa bereits erwachsene Li^^eld und die Erstattung 
gemachter Auslagen, sondern auch auf die volle Fracht Von der vollen 
Fracht kommt jedoch die Fracht für diejenigen Güter in Abzug, welche 
der Reeder an Stelle der nicht gelieferten anninmit HGB. § 587 Nr. i. 

Ist die Ladung bereits geliefert worden, so kann der Befrachter die 
Wiederausladung nur dann verlangen, wenn entweder die sämtlichen 
anderen Befrachter ihre Zustinunung dazu geben oder wenn die Wieder- 
ausladung weder eine Verzögerung der Reise zur Folge hat noch eine 
Umladung nötig macht Ist eine Wiederausladung hiemach zulässig, so 
ist der Befrachter verpflichtet, sowohl die Kosten als auch den, Schaden 
zu ersetzen, welche durch die Wiederausladung entstehen, d. h. also die 
gesamten Kosten der lun- und Wiederausladung, die Kosten einer etwa 
erforderlichen Umstauung, Liegegeld (soweit durch die Wiederausladung 
die Ladezeit überschritten wird) und den das Liegegeld übersteigenden 
Schaden, welcher dadurch entsteht, dafi durch die Wiederausladung die 
Wartezeit überschritten wird. HGB. § 587 Nr. 2 Abs. i. 

Diese Vorschriften finden auch auf den Rücktritt vom Vertrage im 
Falle einer Stückgutbefrachtung Anwendung^ ohne Rücksicht darauf, ob 
sämtliche oder nur einige Befiachter zurücktreten. HGB. § 589, 588 
Abs. 2 (s. oben § 30). 

§ 49. Büektrltt bei nuMuninengesetiteii Reisen. — Ist ein 
Schiff im ganzen für eine Aus- und Heimreise (z. B. von CardifT nach 
Rai^oon und zurück), für eine Zureise in Ballast und eine Frachtreise 
oder für eine zusanunengesetzte Reise (z. B. Hamburg via Lissabon und 
Marsdlle nach Konstantinopel) verfirachtet, so finden die oben im § 47 
gegebenen Vorschriften mit der Maßgabe Anwendung, daß eine höhere 
Fautfracht geschuldet wird, wenn der Rücktritt nach Ausführung der 
Zureise, der Ausreise oder eines Teiles der zusammengesetzten Reise 
erfolgt Das im § 47 Gesagte findet uneingeschränkte Anwendung, 
wenn der Rücktritt erfolgt, bevor das Schiff im Abgangshafen der Zu- 
reise oder Ausreise segelfertig ist. Erfolgt aber der Rücktritt nach 
(£esem Zeitpunkt, jedoch noch bevor das Schiff im Abgangshafen der 
Frachtreise oder der Heimreise segelfertig ist, so beträgt die Fautfracht 
•/g der bedungenen Fracht. Wird bei anderen- zusammengesetzten Reisen 
(z- B. Hamburg-Lissabon-Marseille-Konstantinopd) der Rücktritt erklärt, 
nadidem das Schiff im Al^ngshafen (Hamburg) segelfertig gewesen 
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ist und bevor es im vorletzten Bestimmungshafen der Reise (Afarseüle) 
segelfertig war, so wird zwar die volle Fracht geschuldet; es wird je- 
doch von derselben ein angemessener Abzug gemacht, wenn anzunehmen 
ist, daß infolge der Aufhebung des Vertrages der Reeder Kosten er- 
spart und Gelegenheit zu anderweitigem Frachtverdienst gehabt hat. 
Dieser Abzug darf jedoch keinesfiadls mehr als die Hälfte der be- 
dungenen Fracht betragen. HGB. § 583, 584, 

Bei Teil- oder Stückgutbefrachtungen kommt das im § 48 Gesagte 
uneingeschränkt zur Anwendung. 

§ 60. Büektritt nach Segelfertigkeit des SeUffes. — Bei der 
Befrachtung eines Schiffes im ganzen kann der Befrachter, sobald das 
Schiff ihm gegenüber segelfertig ist (s. oben § 45) nur dann vom Ver- 
trage zurücktreten und die Auslieferung seiner Güter verlangen, wenn 
er folgende Bedingungen erfüllt: er muß die volle Fracht nebst allen 
Nebengebühren, sowie das etwaige Liegegeld, ausgelegte Zölle imd 
sonstige Auslagen berichtigen und etwaige auf den Gütern haftende Be- 
träge zur großen Haverei, Bergungs- und Hilfskosten und Bodmerei- 
gelder bezahlen oder sicherstellen, bevor er die Wiederausladung seiner 
Güter fordern kann. Femer muß er dem Reeder den Schaden ersetzen, 
'welcher aus dem durch die Wiederausladung verursachten Aufenthalte 
entsteht, und,, soweit die vom Reeder zu tragenden Kosten der Ent- 
löschung (s. unten § 186) den Betrag übersteigen, welcher bei der be- 
stimmung^emäßen Entlöschung der Güter von ihm aufzuwenden ge- 
wesen wäre, muß der Befrachter auch diese Mehrkosten ersetzen. 
HGB. § 582 Abs. I und 2. 

Sind bei einer Tdlbefrachtung oder bei einer Stückg^utladung 
mehrere Befrachter vorhanden, und will nur einer von ihnen oder ein 
Teil derselben zurücktreten, und würde eine Wiederausladung ihrer 
Grüter die Reise verzögern oder eine Umstaunng der anderen Güter ver- 
notwendigen, so müssen auch die übrigen Befrachter ihre Zustimmung 
geben, bevor der Rücktritt unter den obigen Bedingungen erfolgen kann. 
HGB. § 587 Nr. 2, 589. 

Die Rücktrittsbedingungen sind hier dieselben, wie diejenigen, welche 
für einen Rücktritt gelten, welcher erfolgt, nachdem das Schiff tatsach- 
lich abgefahren, die Reise also angetreten ist, s. unten § 151. HGB. 
§ 580 Abs. 2. 

Auflösung des Prachtvertrages infolge Zufalls. 

§ 51. Auflösung des Frachtvertrages infolge Zufalls Tor 
Antritt der Beise. — Von den Zufällen, welche die Abfahrt eines 
Schiffes verhindern können, müssen diejenigen, welche die Ausführung 
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der Rase unmöglich machen, von den Zufallen unterschieden werden, 
welche die Abfahrt des Schiffes nur für kürzere oder längere Zeit ver- 
zc^^em. Bei Zufallen der ersteren Art (Verlust von Schiff oder Ladung) 
tritt der Fraditvertn^ von selbst außer Kraft, ohne dafi ein Teil be^ 
rechtigt wäre, Entschädigung vom anderen zu verlangen. Wird aber 
nur die Ausführung der Reise verzögert, so ka^ zwar auch hier von 
einer Entschädigungspflicht nicht die Rede sein; doch ist die Erfüllung 
des Frachtvertrages nicht unmöglich. - Indessen kann man, wenn die 
Verzögerung auf sdten des Schiffes li^, vom Befrachter nicht ver^ 
lai^en, dafi er unbegrenzte Zeit hindurch auf die Beseitigung des Hinder- 
nisses wartet, wo er doch Gelegenheit finden wird, seine Güter mit 
einem anderen Schiffe schneller zu expedieren. Ebenso kann man auch 
nicht vom Reeder verlangen, dafi er, falls die Behinderung in der Ladung 
ihren Grrund hat, mit dieser Ladung unb^^enzte Zeit hindurch auf das 
W^^fallen des Hinderungsgrundes wartet, wo er Gelegenheit hat, mit 
anderer Ladung sdn Schiff zu befrachten und Geld zu verdienen. Es 
wird daher der Rücktritt vom Vertrage verstattet werden müssen, so- 
bald eine gewisse Zeit hindurch vergeblich auf die Beseitigung des 
Hindernisses gewartet worden ist Demnach unterscheidet das Gresetz 
zwischen folgenden Fällen: der Zufall, welcher den Reiseantritt hindert, 
besteht in 

1. dem Verluste des Schiffes (§ 52), 

2. dem Verluste der Ladung (§ 53), 

3. dem Veriuste eines TeUes der Ladung (§ 55), 

4. einem durch das Schiff verursachten Aufenthalt (§ 57), 

5. einem durch die Ladung verursachten Aufenthalt (§ 59), 

6. einem durch einen Teil der La<juDg verursachten Aufenthalt 
(§ 60). . 

§ 62. 1. Yerlnst des Schiffes. — Wenn vor dem Antritte der 
Reise durch einen Zufall das Schiff verloren geht, so tritt der Fracht- 
vertrag aufier Kraft, ohne dafi ein Teil zur Entschädigung des anderen 
verpflichtet ist HGB. § 628 Nr. i. 

Als verloren gilt ein Schiff insbesondere, wenn es verunglückt, 
wenn es als reparatyrunfahig kondemniert wird, wenn es als reparatur- 
tmwürdig koademniert und unverzüglich öffentlich verkauft wird, wenn 
es geraubt wird, wenn es aufgebracht oder angehalten und für gute 
Prise erklärt wird. Ein Schiff ist aber im Sinne dieser Vorschrift nicht 
verioren, wenn es auf Betreiben eines Gläubigers im Wege der Zwangs- 
versteigerung öffentlich verkauft wird; denn dann wird die Ausfuhrung 
des Frachtvertrages nicht infolge eines Zu&lles unmöglich, sondern in- 
folge der Zahlungsweigerung oder Zahlungsunfähigkeit des Reeders. Und 

6» 
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auch dann wird der Verlust des Schiffes nicht die Auflösung des Fracht* 
Vertrages zur Folge haben, wenn laut Charte-partie die Güter nicht 
gerade in dem betreffenden, sondern in u^end einem dem Reeder ge- 
hörenden Schiffe zu transportieren sind, es sei denn, daß der Verlust 
des einen Schiffes die Erfüllung anderer im Frachtvertrage enthaltener 
Bestimmui^en unmöglich macht 

§ 58. 2. Yerlust der ganzen Ladung. Bloß nach Art oder 
Oattang beieiehnete Gflter. — Für den Fall des Verlustes der ganzen 
Ladung muß unterschieden werden zwischen Gutem, welche bloß nach 
Art oder Gattung, und Gütern, welche speziell im Frachtvertrage be- 
zeichnet worden sind. 

Sind die Güter nur nach Art oder Gattung bezeichnet worden, ist 
z. B. die Verschiffung einer Ladung Weizen oder von 500 Sack Kaffee 
bedungen worden, und geht der Weizen oder der Kaffee, welchen der 
Befrachter bei Eingehung des Vertrages die Absieht hatte zu verschiffen, 
verloren, bevor er an Bord gebracht oder behufs der Einladung in das 
Schiff an der Ladungsstelle vom Schiffer übernommen worden ist, so 
hat der ZuM die Ausführung des Frachtvertrages nicht unmöglich ge- 
macht; der Befrachter muß eben in Erfüllung desselben anderen Weizen, 
andere 500 Sack Kaffee, als er ursprünglich beabsichtigt hatte, zur Ver- 
ladung anbieten. Doch gestattet ihm das Gesetz in einem solchen 
Falle, statt der vertragsmäßigen andere Güter zur Verladung zu bringen, 
falls dadurch keine Änderung in dem Bestimmungshafen eintritt noch 
auch die Lage des Reeders erschwert wird. HGB. § 562. 

Liefert der Befrachter überhaupt keine Grüter, so wird er so be- 
handelt, als ob er vom Frachtvertrage zurückgetreten wäre. HGB. § $8$* 
Hierüber s. oben §§ 47 — 48. 

Will er von dem ihm im § 562 gegebenen Rechte Gebrauch 
machen, so darf er nicht Grüter anbieten, durch welche die Lage des 
Reeders oder Schiffers erschwert wird. Er darf z. B. nicht Schwergut 
statt Leichtgut oder Grüter anbieten, welche einen soviel geringeren Wert 
als die ursprünglich stipulierten Güter haben, daß dadurch z. B. der 
Wert des Pfandrechtes, welches dem Reeder an den Gütern wegen der 
Fracht zusteht, beeinträchtigt wird oder die vom Schiffe im Falle einer 
Havariegrosse zu zahlenden Beiträge sich erhöhen würden. Der § 562 
gestattet z. B. nicht dem Befrachter, statt einer wertvollen Kaffee- oder 
Baumwollenladung sperrige Grüter oder Maschinenteile, altes Eisen und 
dergleichen anzubieten. 

Es versteht sich von selbst, daß durch die Ausübung der im § 562 
gewährten Befugnis an den Verpflichtungen des Befrachters, die 
Wartezeit innezuhalten, nichts geändert wird. Hält er die Wartezeit 
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nicht ein, so darf der Schiffer nach den oben im § 37 gemachten Aus* 
fiihrangen verfahren. 

Vorstehende Regeln finden Anwendung, sei es, dafi es sich um 
eine Granz- oder um eine Teil- oder um eine Stüd^tbefrachtung han- 
delt. Sie gelten auch für den Fall, daß nur ein Teil der nach Art oder 
Gattung bezeichneten Ladung verloren geht, bevor dieselbe an Bord 
gd>racht oder behufs der Einladung in das Schiff an der Ladungsstelle 
vom Schiffer übernommen worden ist 

§ 64 Speilell.beielellliete Güter. — Sind aber die bloß nach 
Art oder Grattung bezdchfieten Güter bereits an Bord gebracht oder 
befaufe der Einladung in das Schiff an der Ladungsstelle vom Schiffer 
übernommen worden, mit anderen Worten: ist aus dem genus eine 
spedes geworden, so hat der durch einen Zufall herbeigeführte Verlust 
derselben die Folge, dafi der Frachtvertr^^ aufier Kraft tritt, ohne dafi 
ein Teil zur Entschädigung des anderen verpflichtet ist Als verloren gelten 
Güter nicht nur dann, wenn sie aufgehört haben zu existieren, sondern 
auch dann, wenn sie durch einen Zufall eine derartige Beschädigung 
erlitten haben, dafi sie entweder gänzlich entwertet sind oder so viel 
von ihrem Werte eingebüfit haben, dafi im Fall eines Verkaufes 
höchstens die Verkaufeunkosten gedeckt werden würden. Vgl ROHG. 25 
Nr. I Sdte 12 fü GKiter sind als durch einen Zu&ll verloren zu be- 
trachten auch dann, wenn ohne Schuld des Befrachters die Behörden 
aus sicherheits- oder gesundheitspolizeilichen Rücksichten deren Zer- 
störung angeordnet haben. S. auch unten § 178. 

Aber auch hier hat das Gesetz dem Befrachter das Recht ein- 
geräumt, anstatt der vertragsmäfiigen andere Güter nach Mafigabe des 
§ 562 zur Verschiffung anzubieten, &lls der Verlust noch innerhalb der 
Warteieit angetreten ist, der Befrachter sich zur Lieferung anderer 
Güter unverzüglich bereit erklärt und nüt der Lieferung auch noch 
innerhalb der Wartezeit beginnt Macht der Befrachter von dieser Be- 
fugnis Grebrauch, so hat er die Abladung der neuen Güter binnen 
kürzester Frist zu vollenden, die Mehrkosten dieser Abladung zu tragen 
und, soweit durch sie die Wartezeit überschritten wird, den dem Reeder 
daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. HGB. § 628 Nr. 3 und Abs. 2. 
Tritt indessen da: Verlust erst nach Ablauf der Wartezeit ein oder kann 
mit der IJeferung der neuen Güter nicht mehr innerhalb der Wartezeit 
brennen werden, so tritt der Frachtvertrag aufier Kraft, ohne dafi der 
Befrachter von dem ihm im § 562 eingeräumten Rechte Gebrauch 
machen könnte. 

Das Recht aus § 562 steht dem Befrachter auch nicht zu, wenn 
es sich um Güter handelt, welche im Vertrage speziell bezeichnet 



Digitized by 



Google 



g5^ Erstes Bach. 8. Kapitd. 

worden sind und diese vor Antritt der Reise durch einen Zufall ver- 
loren gehen. Haben die Parteien z. B. vereinbart, die bei Herrn X. 
lagernden 500 Sack Kaffee zur Verladung zu bringen und zu transpor- 
tieren. So ist die Ausführung dieses Vertrages mit dem Veriuste der 
bei Herrn X. lagernden 500 Sack Ka^ee unmöglich geworden. Hier 
greift die Regel des § 628 uneingeschränkt Platz: der Frachtvertrag 
tritt außer Kraft und kein Teil ist zur Entschädigung des anderen ver- 
pffichtet HGB. § 628 Nr. 2. 

§ 65. S. Terlnst eiites Teiles der Ladintg. Oanibefraehtuns. 
— Ist ein Schiff im ganzen verfrachtet und geht nur ein Teil der Güter 
durch Zuf£aJl vor Antritt der Reise verloren, so steht an und für sich 
der Ausführung des Frachtvertrages nichts im Wege. Mit dem Transport 
eines Teiles seiner Ladung ist dem Befrachter aber oft nicht gedient. 
Das Gesetz kommt ihm auf zweierlei Weise zur Hilfe. 

Entweder: er kann gegen Bezahlung der Hälfte der bedungenen 
Fracht vom Vertrage zurücktreten. War Ladung bereits geliefert, sa 
kann er die Wiederausladung verlangen. Er muß dann sämtliche Kosten 
der Einladung und Wiederausladung tragen, etwa entstandenes Liege- 
geld bezahlen und, soweit durch die Wiederausladung die Wartezeit 
überschritten wird, dem Reeder nicht nur für diese Zeit das Liegegeld 
weiter entrichten, sondern auch, wenn dem Reeder ein höherer Schaden 
erwächst, ihm diesen ersetzen. 

Der Befrachter ' kann aber auch in Gemäßheit HGB. § 562 andere 
Güter an Stelle der durch Zufall verlorenen Ladung zur Verschiffung 
anbieten. Er hat dann die Abladung dieser neuen Güter binnen 
kürzester Frist zu bewirken, ist aber nicht dabei an die Einhaltung der 
Wartezeit gebunden. Diese Einschränkung gilt nur ftir den Fall des 
Verfugtes der ganzen Ladung (oben § 54). Er muß aber die Abladung 
binnen kürzester Frist bewirken; jede Verzögerung auf seiner Seite be- 
rechtigt den Schiffer, mit der unvollständigen Ladung abzufahren und 
die volle Fracht zu verlangen. Der Befrachter muß natürlich die Mehr- 
kosten der Abladung tragen und, soweit durch sie die Wartezeit über- 
schritten wird, den dem Reeder daraus entstehenden Schaden ersetzen. 

Der Befrachter muß sich aber ohne Verzug erklären, von welchem 
der beiden Rechte er Gebrauch machen will. Erklärt er sich nicht bis 
zur Abfahrt des Schiffes oder macht er von keinem der bdden Rechte 
Gebrauch, so darf der Schiffer mit der unvollständ^en Ladung abfahren 
und die volle Fracht beanspruchen. 

Dem Reeder gibt der Verlust eines Teiles der Ladung nicht das 
Recht, vom Vertrage zurückzutreten. HGB. § 636 Abs. i und 2, 581, 
639 Satz 3. 
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§ 56. Teil- und Stüekgntbefrachtmig. — Handelt es sich um 
Teil- oder Stückgatbefrachtung, so gibt der durch einen Zufeill vor An- 
tritt der Reise eingetretene Verlust eines Teiles der Ladung eines Be- 
frachters diesem nur das Recht, in Gemäßheit HGB. § 562 und der 
Ausfuhrungen des vorigen Paragraphen andere Güter an Stelle der vcr- 
loreng^;angenen zur Verschiffung anzubieten. Ein Rücktrittsrecht vom 
Vertrage ist ihm nicht gewährt; denn nicht nur der Reeder, sondern 
auch die anderen Befrachter würden in Mitleidenschaft gezogen werden, 
wenn es einem einzelnen Befrachter vergönnt wäre, vom Vertrage zu- 
rückzutreten und die Wiederausladung des durch den Zufall lücht be- 
troffenen Teiles seiner Ladung zu fordern. Macht daher der Befrachter 
nicht von dem ihm nach § 562 zustehenden Rechte nach Maßgabe der 
Ausführungen des vorigen Paragraphen Gebrauch, so fahrt der Schiffer 
mit der unvollständigen Ladung ab und hat die volle Fracht zu bean- 
spruchen. HGB. § 641 Abs. I Nr. 2. 

Für den Fall des Verlustes der ganzen Ladung eines einzelnen Be- 
frachters gelten die oben §§ 53 — 54 gemachten Ausführungen. 

Für den partiellen Verlust von Gütern, welche bloß nach Art oder 
Gattung bezeichnet und noch nicht an Bord gebracht oder behufs der 
Einladung in das Schiff an der Ladungsstelle vom Schiffer übernommen 
worden sind, gelten sowohl bei der Ganz- wie bei der Teil- und Stück- 
gatbefrachtung dieselben Vorschriften, wie für den Totalverlust der- 
selben (s. oben § 53). 

§ 57. 4. Dvrek das SeUff yemnaeliter Aufenthalt — Wenn 
vor dem Antritte der Reise ZußUle eintreten, welche die Abfahrt des 
Schiffes für eine mehr oder mipder lange Z^t verhindern, so ist da- 
durch die Ausführung des Frachtvertrages noch nicht unmöglich ge- 
worden. Der Frachtvertrag tritt daher nicht von selbst außer Kraft, 
sondern es wird den Parteien das Recht eingeräumt, vom Vertrage zu- 
nickzutreten, ohne, daß ein Teil zur Entschädigung des anderen ver- 
pflichtet wäre. Dieses Recht ist aber an zwei Voraussetzungen ge- 
knüpft: nur bei bestimmten Ereignissen und erst nach Ablauf einer 
bestimmten Zeit dürfen die Parteien vom Vertrage zurücktreten. 

Die Fälle, in denen ein durch das Schiff verursachter Aufenthalt 
die Parteien zum Rücktritt berechtigt, sind die folgenden: der Ausbruch 
eines Kri^es, infolgedessen das Schiff nicht mehr als frei betrachtet 
werden kann und der Gefahr der Aufbringung ausgesetzt sein würde, 
Embargo oder Beschlagnahme des Schiffes für den Dienst des Reiches 
oder einer fremden Macht (ius angariae), Verbot des Handels mit dem 
Bestinmiungsorte, Blockade des Abladungs- oder Bestimmungsortes, 
endlich jede andere Verfügung von hoher Hand, die das Schiff am Aus- 
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laufen oder die Reise verhindert Eine Verfügung von hoher Hand be- 
deutet ein absolutes Hindernis, nicht etwa ein Hindernis, welches nur in 
dem Tatbestande des einzelnen Falles seinen Grund hat Um sich als 
eine Verfügung von hoher Hand darzustellen, muß eine Mafiregel nicht 
ein einzelnes SchifT als solches haben treffen wollen, sondern umgekehrt: 
das Schiff muß von der Mafiregel deshalb getroffen werden, weil es die 
Bedingungen erfüllt, unter denen die Mafiregel Platz greifen soll. Eine 
Verfügung von hoher Hand liegt daher z. B. nicht vor, wenn die Zoll- 
behörden ein Schiff wegen vermeintlicher Unregelmäfiigkeiten am Aus- 
laufen hindern. Ebensowenig ist, unserer Ansicht nach, ein Arrest, 
welcher auf das Schiff angebracht wird, eine Verfügung von hoher 
Hand. Der Arrest hat seinen Grrund in einer Zahlungsweigerung des 
betreffenden einzelnen Reeders, er ist ein spezielles, kein absolutes 
Hindernis. Vgl. 86H. 21 OLG. 

Der Krieg ist ein Ereignis, dessen Dauer nicht vorherzusehen ist 
Der Ausbruch eines Krieges, infolgedessen das Schiff unfrei wird, be- 
rechtigt daher jede Partei zum sofortigen Rücktritt Die anderen eben 
aufgezahlten Erdgnisse geben aber ein Recht, vom Vertrage zurück» 
zutreten, nur dann, wenn dieselben nicht voraussichtlich von nur uner- 
heblicher Dauer sind. Von erheblicher Dauer wird dn Hindernis dann 
sein, wenn die Parteien den Vertrag nicht abgeschlossen haben würden, 
falls sie zur Zeit des Vertragsabschlusses gewufit hätten, dafi das Hin- 
dernis eintreten würde. 

Bei einer Teü- oder Stückgutbefrachtung berechtigen alle vorge- 
nannten Erdgnisse, ohne Rücksicht auf ihre voraussichtliche Dauer, zum 
sofortigen Rücktritt HGB. § 629 Abs. i, 641 Nr. i, 

§ 58. Kosten des Aufentiudtes. — Bei nicht vollendeter 
Abladung. Von den durch einen solchen Aufenthalt verursachten 
Kosten hat grundsätzlich jeder Teil die i^n treffenden Kosten zu tragen. 
So mufi der Reeder die Mannschaft bezahlen, der Befrachter die Lager- 
spesen Cadls infolge des Ereignisses auch die Verschiffung der Güter 
verzögert wird. Erfolgt Rücktritt vom Vertrage, so hat, der allgemeinen 
Regel entsprechend, der Reeder die Kosten der Ausladung aus dem 
Schiffe, der Befrachter alle übrigen Kosten der Loschung zu tragen. 
HGB. § 593, 639. 

Nach beendigter Abladung. Sobald aber die glänze Ladung 
eingenommen worden ist, sollen die nach diesem Zeitpunkte erwachsen- 
den Kosten nach den Grundsätzen der grofien Haverd über Schiff, 
Fracht und Ladung verteilt werden. HGB. § 635. Dies ist einer der 
beiden vom Gesetze statuierten Fälle unregelmäßiger Havarieg^osse (s. 
unten § 120). Das Nähere s. unten § 155. 
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Die Havariegrosseverteilung tritt dn, sobald die Abladung beendet 
ist. Wenn nun ein Befrachter, um eine Havariegrosseverteilung zu ver- 
hindern, mit sdnen Grütem zurückhält und dadurch die Verschifiung 
unterbricht, so greifen, falls auf Grund des Ereignisses ein Rücktritt 
nicht erfolgt, die gewöhnlichen Regeln betr. Li^egeld und Nichtlieferung 
der Güter Platz. Bei einer Stückgutbefrachtung darf der Schiffer nach 
Beseitigung des Hindernisses sofort ab£adiren und die volle Fracht be- 
anspruchen mit der oben § 30 näher au^efährten Maßgabe. Bd einer 
Ganz- oder Teilbefrachtung kommen die oben § 37 erörterten Regeln 
zur Anwendung (Rücktritt des Reeders vom Frachtvertrage nach Ablauf 
der Wartezeit oder Abfahrt des Schiffes, Entrichtung der vollen Fracht 
oder nur der Fautfracht). S. die §§ 30, 37, 47, 48. 

§ 59. 5. Durch die Ladung Teronaehter Aufenthalt — Eine 
Verfügung von hoher Hand kann auch die Ladung treffen und dadurch 
den Antritt der Reise verzögern. Als eine solche Verfugung von hoher 
Hand sind anzusehen: der Ausbruch eines Krieges, infolgedessen die 
nach dem Frachtvertrage zu versclüffenden Grüter nicht mehr als frei 
betrachtet werden können und der Gefahr der Aufbringung ausgesetzt 
sein würden, die Blockade des Abladungs- oder Bestimmungshafens, 
das Verbot des Handels mit dem Bestinmiungshafen oder der Ausfuhr 
der nach dem Frachtvertrage zu verschiffenden Güter aus dem Ab- 
ladungshafen oder deren Einfuhr in den Bestimmungshafen, oder wenn 
durch eine andere Verfügung von hoher Hand die Versendung der nach 
dem Frachtvertrage zu liefernden Güter verhindert wird. Für die Frage 
der Rücktrittsberechtigung infolge eines dieser Ereignisse kommt die- 
selbe Unterscheidung in Betracht, welche bereits für den Fall des Ver- 
lustes der Güter vor Antritt der Reise hatte gemacht werden müssen. 
Sind die Güter bloß nach Art oder Gattung bezeichnet und tritt eines 
der vorerwähnten Ereignisse ein, bevor die Güter an Bord gebracht 
oder behufe der Einladung in das Schiff an der Ladungsstelle vom 
Schiffer übernommen worden sind, so kann von einem Rücktrittsrechte 
auf Grrund eines der erwähnten Ereignisse nicht die Rede sein. Dem 
Befrachter steht lediglich das Recht zu, nach HGB. § 562 und nach 
Mafigabe der oben im § 53 gemachten Ausführungen statt der vertrags- 
mäßigen andere Grüter zur Verschiffung anzubieten. HGB. § 629 Abs. 2. 
Sind die Güter aber im Frachtvertrage speziell bezeichnet worden oder 
tritt das Ereignis ein, nachdem die bloß nach Art oder Gattung be- 
zeichneten Güter bereits an Bord gebracht oder behufs der Einladung 
in das Schiff an der Ladungsstelle vom Schiffer übernommen worden 
sind, so finden die für einen durch das Schiff verursachten Aufenthalt 
gegebenen Vorschriften (oben § 57) Anwendung: der Ausbruch eines 
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Krieges berechtigt zum sofortigen Rüdetritt; die anderen Ereignisse da- 
gegen berechtigen zum Rücktritte nur dann, wenn das eingetretene 
Hindernis nicht voraussichtlich von nur unei^heblicher Dauer ist. HGB. 
§ 629 Abs. i. Bei einer Teil- oder Stückgutbefrachtung dagegen sind 
die Parteien berechtigt, bei einem jeden der vorerwähnten Ereignisse, 
ohne Rücksicht auf dessen voraussichtliche Pauer, sofort ihren Rücktritt 
zu erldären. HGB. § 641 Nr. i. 

Über den Begriff einer Verfügung von hoher Hand, über die Er- 
heblichkeit der Dauer eines Hindernisses s. oben § 57. 

In bezug auf die durch einen solchen Aufenthalt verursachten Kosten 
gilt das im vorigen Paragraphen (§ 58) Gesagte mit der einen Ma^^abe 
jedoch, daß, falls das Ereignis eintrat nachdem Ladung bereits an Bord 
genommen war^ der Befrachter die sämtlichen Kosten der Löschung 
zu tragen hat; denn der Aufenthalt und der daraus folgende Rücktritt 
vom Vertrage ist allein durch die Ladung verursacht worden. HGB. 
§ 639 Satz 2. 

§ 60. 6. Darch einen Teil der Ladang venirsaehter Anf- 
enthall — Trifft die Verfügung von hoher Hand einen Teil der Ladung 
eines Befrachters, so ist dieser jedenfalls verpflichtet, falls der unfrei 
gewordene Teil der Ladung bereits an Bord genommen worden ist, 
diesen auf seine Kosten wieder aus dem Schiffe herausnehmen zu lassen. 
Im übrigen aber gelten die für den Verlust eines Teiles der Ladung 
gegebenen Vorschriften (oben §§55 und 56 Abs. i). HGB. § 636 
Abs. I Nr. 2, 641 Nr. 2. 

Trifft die Verfügung von hoher Hand die ganze Ladung eines von 
mehreren Befrachtern, so finden die im vorigen Paragraphen (§ 59) er- 
läuterten Vorschriften Anwendung. Ebenso gilt das, was in diesem 
Paragraphen über Güter, welche bloß nach Art oder Gattung bezeichnet 
sind, gesagt worden ist, für den Fall, daß eine Verfügung von hoher 
Hand nur einen Teil solcher Güter trifft, bevor dieselben an Bord ge- 
bracht oder behufs der Einladung in das Schiff an der Ladungsstelle 
vom Scjiiffer übernommen worden sind: dem Befrachter steht ein Rück- 
trittsrecht nicht zu, sondern nur das Recht aus § 562, statt der ver- 
tragsmäßigen andere Güter nach Maßgabe der Ausfuhrungen oben im 
§ 53 zur Verschiffung anzubieten. 

§ 6L Aufenthalt dm-ch Ereignisse anderer Art. — At^^esdien 
von den Fällen, in denen eine der in den vorigen Paragraphen spezi- 
fizierten Verfügungen von hoher Hand der Ausfuhrung der Reise hin- 
dernd in den Weg tritt, hat ein durch andere Zufalle, ja selbst durch 
Naturerdgnisse verursachter Aufenthalt, den die Reise vor ihrem An- 
tritte erleidet, auf die Rechte und Pflichten der Parteien keinen Einfluß, 
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es sei denn, daß der erkennbare Zweck des Vertrages durch einen 
solchen Aufenthalt vereitelt ^rd. HGB. § 637 Absatz i Satz i. Dazu 
gdiört aber, ^e das OLG. V in Bf. 147/05 ausführt, nicht nur, dafi der 
wirtschaftliche Zweck, den der eine Kontrahent erreichen wollte, 
gänzlich vereitelt wird, sondern auch dafi dieser Zweck dem andern. 
Teil bei Vertragsabschluß erkennbar war. Wenn leicht verderbliche 
Ware z. B. Früchte transportiert werden sollen und der Antritt der Reise 
wird durch Naturereignisse oder andere Zufalle um ein Erhebliches ver- 
zögert, so wird man sagen dürfen, dafi der Befrachter berechtigt ist, 
vom Vertrage zurückzutreten. In dem eben zitierten Falle (Bf V 147/05) 
aber war ein Dampfer gechartert worden, um bei seiner in Hambui^' 
zum 15. September vorgesehenen Ankunft Getreide aus einem anderen 
Dampfer, welchen man ebenfalls zum 15. September erwartete, über-^ 
zunehmen und nach Norre Sundby zu transportieren. Der Dampfer war 
ako für eine Zureise nach Hamburg und eine Frachtreise von Hamburg 
nach Norre Sundby gechartert worden. Der gecharterte Dampfer kam 
indessen, ohne seine Schuld, infolge schlechter Wasser- und Witterungs- 
verhaltnisse erst am 18. nach Hambui^. Der Charterer, welcher in- 
zwischen das Getreide aus dem rechtzeitig angekonunenen anderen 
Dampfer empfangen und mit anderer Gelegenheit nach Norre Sundby 
befordert hatte, trat vom Vertrage zurück. Das Oberlandesgericht hielt 
dafür, dafi der wirtschaftliche Zweck des Vertrages nicht die Umladung 
von einem Schiffe in das andere, sondern der Transport des.Getileides 
von Hamburg nach Norre Sundby war, dafi dieser erkennbare Zweck des 
Vertrages nicht durch die verspätete Ankunft des gecharterten Dampfers 
verdtelt worden war, indem der Charterer vielmehr verpflichtet gewesen 
wäre, wenn auch unter Aufwendung gröfierer Kosten, das Getreide in 
Leichter oder auf dem Lande bis zur Ankunft des gecharterten Sdiiffes 
zu lagern, daß daher der Rücktritt vom Vertrage ein unberechtigter 
und der Anspruch des Reeders des gecharterten Schiffes auf Fautfracht 
begründet war. Bf. V 147/05. S. unten § 157. Ist aber eine be- 
stinmite Monatsabladung, z. B. eine Oktoberverschiffung Gegenstand des 
Vertrages, so wird der Befrachter zurücktreten dürfen, wenn durch 
Naturereignisse oder andere Zufalle das Schiff verhindert wird, die Ab- 
ladung noch innerhalb des vereinbarten Monats zu vollenden. 

Guicelllllgklaiisel. — Um Streitigkeiten darüber zu vermeiden, ob 
ein bestimmtes Ereignis den erkennbaren Zweck des Vertrages vereitelt 
hat oder nicht, pflegen im Frachtvertrage mit der sogenannten Can- 
cellingldausel diejenigen Ereignisse voi^esehen zu werden, deren Eintritt 
die Parteien oder eine von beiden Parteien zum Rücktritt berechtigt 

Tritt nun eins der in der Cancellingklausel vorgesehenen Ereignisse 
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oder sonst ein Ereignis ein, welches den erkennbaren Zweck des Ver- 
trages vereitelt^ so hat ein Rücktritt dieselben Folgen, ab wenn er auf 
Grund einer Verfügung von hoher Hand erklärt worden wäre. Ist 
Ladung bereits an Bord genommen worden, so hat, falls das Ereignis 
alldn die Ladung trifft, der Befrachter sämtliche Kosten der Wieder- 
ausladung zu tragen — anderenfalls fallen die Kosten der Ausladung 
aus dem Schiffe dem Reeder, die übrigen Kosten der Löschung dem 
Befrachter zur Last Eine Havariegrosseverteilung der nach vollendeter 
Abladung entstandenen Kosten findet indessen in keinem Falle statt 

§ 63. Becht der einstweiligen Losehiing. — Der Befrachter 
ist befugt, während eines jeden durch irgend einen Zufall entstandenen 
voraussichtlich längeren Aufenthaltes die in das Schiff geladenen GKiter 
auf seine Gefahr und Kosten auszuladen. Ist er nicht zum Rücktritte 
berechtigt oder erklärt er seinen Rücktritt nicht, so muß er für die 
rechtzeitige Wiedereinladung Sicherheit leisten und, wenn er die Weder- 
einladung unterläßt, die volle Fracht zahlen. In jedem Falle hat er den 
Schaden zu ersetzen, der aus der von ihm veranlafiten Wiederausladung 
entsteht, falls diese nicht etwa auf Grund eines ihm zustehenden Rüdc- 
trittsrechtes erfolgt HGB. § 637 Abs. i Satz 2—4. 

Bei einer Teil- oder Stückgutbefrachtung steht dem einzelnen Be- 
frachter das Recht der einstweiligen Löschung nur zu, wenn die übrigen 
Befrachter ihre Genehmigung erteilen. HGB. § 641 Nr. 3. 

§ 68. Anflosnng des Frachtvertrages bei zusammengesetsten 
Reisen. — Zu- und Frachtreise. Hat das Schiff, um den Abladungs- 
hafen zu erreichen, eine Zurdse zu machen, so beginnt die Ausführung 
des Frachtvertrages, für welche dem Reeder die Fracht gebührt, erst 
mit der Einnahme der Ladung im Abladungshaien. Die Zureise geht 
auf des Reeders Gefahr und Kosten. ■ Es genügt daher, um ohne Ent- 
schädigungspflicht den Frachtvertrag außer Kraft zu setzen oder die 
Parteien zu berechtigen, vom Vertrage zurückzutreten, dafi eines der im 
§ 5 1 ff. erwähnten Ereignisse eintritt, bevor das Schiff die Reise aus 
dem Abladungshafen angetreten hat. Ist z. B. die Ladung im Ab- 
ladungshafen bereits an Bord genonunen und bricht ein Kri^ aus, be- 
vor das Schiff abfahrt, so kann der Befrachter vom Vertrage zurück- 
treten, ohne den Reeder für die auf die Zureise verwandte Zeit und die 
mit derselben verbundenen Kosten entschädigen zu müssen. 

Anders aber liegt der Fall, wenn das Schiff für die Zu- und Fracht- 
reise gechartert worden ist, die Zureise also schon unter dem Fracht- 
vertrage erfolgt. So wird z. B. oft ein Schiff gechartert, um nach einem 
bestimmten Hafen in Ballast zu fahren, dort Ladung einzunehmen und 
mit dieser nach dem Entlöschungshafen zu fahren. In einem solchen 
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Falle verlangt es die Billigkeit, dafi der Befrachter an dem Risiko des 
Reeders teilnimmt, welches darin besteht, daß der Reeder in Gemäß- 
heit des Frachtvertrages die Zureise in Ballast ausführt ohne imstande 
zu sein, die eigentliche Frachtreise zu beginnen. Das Gesetz bestimmt 
daher, daß^ wenn nach Erreichung des Abladungshafens der Frachtver- 
trag infolge Zufalles außer Kraft tritt oder infolge eines die Parteien 
zum Rücktritt berechtigenden Ereignisses aufgelöst wird, dem Reeder 
ein Teil der Fracht als Vergütung fUr die umsonst ausgeführte Ballast- 
reise zugute kommen solL Diese Vergütung soll nach den Grund- 
sätzen der Distanzfracht berechnet werden (s. über diese unten § 152). 
Tritt aber das Ereignis ein, bevor das Schiff den Abladungshafen er- 
reicht hat, so tritt der Frachtvertrag außer Kraft bzw. kann der Be- 
frachter seinen Rücktritt erklären, ohne daß der Reeder einen Anspruch 
auf Entschädigung hat Zur Erreichung des Abladungshafens ist nicht 
erforderlich, daß das Schiff die Zureise beendet hat, d. h. ladebereit an 
dem vom Befrachter angewiesenen oder ortsüblichen Liegeplatze liegt; 
es genügt, daß das Schiff in das Revier des Abladungshafens eingefahren 
ist. Erfolgt ohne eigenes Verschulden eine den Totalverlust . des Schiffes 
verursachende Kollision, nachdem es das Hafengebiet erreicht, jedoch 
bevor es die Anker hat fallen lassen, so ist der Anspruch auf eine nach 
den Grrundsätzen der Distanzfracht zu bemessende Vergütung erwachsen. 
HGB. § 640 Abs. I. 

Eine Vergütung soll aber dem Reeder nur dann gezahlt werden, 
wenn er nach dem Frachtvertrage verpflichtet war, die Zureise in Ballast 
zu machen. War es ihm gestattet, Ladung für die Zurdse einzunehmen, 
war er also nicht verpflichtet, die Zureise ohne anderes Entgelt zu 
unternehmen ab für die Fracht, die für den Transport der im Ab- 
ladungshafen zu verschiffenden Ladung valedierte, so gebührt ihm, falls 
der Frachtvertrag nach Erreichung des Abladungshafens außer Kraft 
tritt oder aufgelöst wird, selbst dann keine Entschädigung, wenn er von 
der Befugnis, auf der Zureise Ladung zu fuhren, keinen Gebrauch ge- 
macht hat oder hat machen können. Die Unwahrscheinlichkdt, ja selbst 
die Unmi^lichkeit, Ladung für die Zureise zu finden, steht solchen£üls 
im Risiko des Reeders. ROHG. 23 Nr. 5 sub ü. 

Aus- und Heimreise, andere zusammengesetzte Reisen. 
Dieselben Grundsätze finden auf Aus- und Heimreisen und auf andere 
Arten zusammengesetzter Reisen Anwendung, soweit ihrer Anwendung 
die Natur und der Inhalt des Vertrages nicht entgegenstehen. HGB. 
§ 640 Abs. 2. Ein Schiff war gechartert worden, um in Ballast von 
London nach Grrimsby, von dort mit Ladung nach West-Indien und zu- 
rück nach Europa zu fahren. Die Charter enthielt die Klausel: „The 
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outward cargo to be delivered frdghtfree,. It being understood and agreed 
that the vessel's daim for freight is on the homeward cargo only and 
after having delivered the same at final port of destination/' Nach Ent- 
löschung der Ladung in West-Indien und Einnahme der nach Europa 
bestimmten Ladung ging das Schiff bald nach Verlassen des west- 
indischen Hafens unter. Der Reeder verlangte Distanzfracht, welche ihm 
auf Grund der Klausel verweigert wurde. Das Reichsoberhandelsgeridit 
entschied jedoch zugunsten des Reeders, indem es die Klausel dabin 
auslegte, daß nach derselben allerdings die Fracht erst geschuldet werden 
sollte, nachdem das Schiff die ganze Reise vollendet haben würde, dafl 
diese Bestimmung aber nur für den Fall der glücklichen Vollendung 
der ganzen Reise getroffen worden sei und die Verpflichtung, für die 
Ausreise Distanzfracht zu bezahlen, als solche nicht tangiere, dafi die 
Klausel vielmehr dem Reeder nur die Verpflichtung auferl^e, gegebenen- 
falls sein ihm wegen der Fracht zustehendes Pfandrecht nicht schon an 
den Grütem der Ausreise, sondern erst im europäischen Bestimmungs- 
hafen geltend zu machen, dafi daher die Klausel auf den vorliegenden 
Fall nicht anzuwenden sei und demgemäfi dem Reeder Distanzfracht 
gebühre. ROHG. 3 Nr. 55. S. unten § 152. 
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Haftung des Reeders. 

§ 64. Allgemeines. — Es ist bereits oben im § 6 darauf hin- 
gewiesen worden, daß sich die Haftung des Reeders durchaus von der 
Haftung anderer Prinzipale für ihre Angestellten unterscheidet. Zunächst 
haftet der Reeder auch für ein Verschulden seiner Angestellten dritten 
Personen g^enüber, mit denen er in gar keinem vertraglichen Nexus 
steht, soweit nur dies Verschulden in Ausübung der dem betreffenden 
Angestellten obliegenden Dienstverrichtungen be^^angen worden ist 
Dieser Grundsatz ist von besonderer Wichtigkeit für den Fall, daß ein 
Schiff durch das Verschulden einer Person der Schiffsbesatzung mit 
einem anderen Schiffe zusammenstößt Diese Vorschrift war in An- 
betracht der mit dem Betriebe einer Reederei verknüpften und für 
dritte Personen bestehenden Gefahren zum Schutze des Publikums er- 
forderlich. Die Gesetze aller seefahrenden Nationen kommen aber 
darin überein, daß diese Haftung des Reeders irgendwie b^renzt sein 
müsse. Eine unbeschränkte Haftung würde den Schiffahrtsbetrieb un- 
möglich machen. Man denke nur daran, wie leicht heutzutage durch 
ein noch so kleines unscheinbares Versehen einer Person dner Schiffs- 
besatzung Zusammenstöße erfolgen und dadurch die ungeheuersten 
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Werte der Gefahr der Vernichtung preisgegeben werden können. Wie 
der Reedereibetrieb selbst, so ist auch eine Beschränkung der Reeder- 
haftung eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit 

Wie nun die Haftung beschränkt werden soll, ist keine juristische 
Prinzipienfrage, sondern eine Frage, deren Lösung ganz allein auf prak- 
tischem Gebiete liegt Dies zeigt z. B. die Entwicklung des englischen 
Rechtes, welches zunächst durchaus im Einklänge mit dem kontinen- 
talen System der Haftung des Schiffes am Ende der Reise war; dann 
wurde 1854 die auf den Wert des Schiffes am Anfang der Reise be- 
schränkte Haftung des Reeders statuiert und endlich 1862 die persön- 
liche Haftung des Reeders eingeführt mit der Beschränkung auf £ 8 
per Tonne seines Schiffes für Sachschäden und j^ 1 5 per Tonne seines 
Schiffes für Körperverletzungen und mit der ferneren Maßgabe, dafi er 
für Feuerschäden oder für den Verlust von Kostbarkeiten, deren Be- 
schaffenhdt und Wert ihm zur Zeit ihrer Verschiffung nicht angegeben 
worden sind, überhaupt nicht haftet Man sieht aus dieser Entwicke- 
lung, welche das Recht der größten seefahrenden Nation genommen 
hat, daß es sich nicht darum handeln darf, an althergebrachten Prin- 
zipien festzuhalten, sondern lediglich darum, auszufinden, was dem Be- 
dürfhisse des Verkehres am genehmsten ist, und dementsprechend Vor- 
schriften zu erlassen — sollte dies auch einen Bruch mit der bisherigen 
Rechtsentwickelung bedeuten. 

Das deutsche Recht hat sich frei von den Willkürlichkeiten des 
englischen Rechtes gehalten. In der Frage der Art der Haftungs- 
beschränkung ist es auf dem Boden der historischen Rechtsentwickelung 
geblieben. Von dieser Frage zu unterscheiden ist die weitere Frage: 
in welchen Fällen die beschränkte Haftung Platz greifen soll Hier 
kommt das Prinzip zum Durchbruch, daß es unbillig wäre, den Reeder 
für Handlungen seiner Schiffsbesatzung unbeschränkt haften zu lassen, 
über welche er eine Kontrolle auszuüben nicht imstande ist. 

§ 65. Art der Besehränkong. — Bereits seit dem frühesten 
Mittelalter hatte man die Haftung des Reeders für die Handlungen 
seines Schiffers und der Schiffsmannschaft auf den Wert des Schiffes 
und der ihm afferierenden Fracht beschränkt In Frankreich und den 
romanischen Ländern, sowie in den Niederlanden hat sich dies System 
auf Grund der römischen Noxalhaftung zum Abandonsystem entwickelt, 
d. h. der Reeder kann sich von seiner persönlichen Haftung dadurch 
befreien, daß er das Schiff und die Fracht abandonniert. In Deutsch- 
land hielt man an der Idee des deutschen Rechtes fest, daß nicht der 
Eigentümer, welchem eine Sache gehört, sondern die Sache, welche 
Schaden stiftet, selbst haftet Dies System der Sachhaftung ist das- 
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jenige des deutschen und der skandinavischen Rechte. Das Schiff wird 
als eine Persönlichkeit mit eigenen Rechten und Verbindlichkeiten be- 
trachtet; Schaden, den es stiftet, und Schulden, die es macht, mufi es 
selbst bezahlen; die Glaubiger des Schiffes (, Schiffsgläubiger*) können 
sich nur an das Schiff und dessen Verdienst, die Fracht, halten. Der 
Reeder braucht nicht in seine Tasche zu greifen; es haftet alldn sein 
Fortune de mer. Über den Umiang des Fortune de mer s. die Aus- 
fuhrungen unten im § 199. 

§ 66. FUle^ in denen der Reeder beschrtnkt haftet — Der- 
selbe Gesichtspunkt, welcher zu der im deutschen Rechte au^ebildeten 
Beschrankung der Reederhaftung gefuhrt hat, nämlich der: dafi ein Schiff 
mit seiner Fracht ein selbständiges Rechtssubjekt darstellt mit eigenen 
Rechten und ebenen Verbindlichkeiten — dieser selbe Gesichtspunkt 
fuhrt in Verbindung mit dem anderen Gedanken, daß ein Reeder nicht 
für solche Handlungen, welche er zu kontrollieren nicht in der Lage 
ist, unbeschränkt haften dürfe, zur Lösung der zweiten Frage: in welchen 
Fallen tritt eine Beschränkung der Reedetiiaftung ein? Von Rechten 
und Verbindlichkeiten eines Schiffes kann man nur da sprechen, wo 
die Handlung, aus welcher ein Recht oder eine Verbindlichkeit erwächst, 
zu der vom Schiffe, d. h. von der Schiffsbesatzung auszuübenden Tätig- 
keit gehört Der Reeder haftet also für die Handlungen der Schiffs- 
besatzung nur, soweit sie in Ausfuhrung ihrer Dienstverrichtungen be- 
gangen sind. Für diese Handlungen aber haftet der Reeder beschränkt 
in allen Fällen, in denen man von ihm nicht erwarten kann, oder viel- 
mehr: in denen die Ausbildung des Reedereibetriebes es mit sich 
gebracht hat, dafi der Reeder die zur Erfüllung des von ihm über- 
nommenen Transportes oder sonstigen Seeerwerbsgeschäftes erforder- 
liche Tätigkeit nicht selbst ausführen kann, sondern eben dieser Schiffs- 
besatzung, insbesondere dem Schiffer überlassen mufi. 

Vor allem mufi der Reeder, welcher heutzutage nur noch selten 
sein eigenes Schiff fuhrt, dem Schiffer und der übrigen Schiffsbesatzung 
<fie technische, insbesondere nautische Führung des Unternehmens über- 
lassen: die Einladung, Verstauung und Ausladung der Güter , die Navi- 
gierung des Schiffes. Weiterhin ist aber der Reeder gezwungen, dem 
Schiffer, als dem verantwortlichen Leiter des ganzen Unternehmens, 
auch einen grofien TeU der zur Ausfuhrung des übernommenen See- 
erwerbsgeschäftes erforderlichen administrativen Tätigkeit zu überlassen — 
es mag hier nur an die Beschaffung von Geld während der Reise ge- 
dacht werden^ an Erledigung, eventuell im Prozefiwege, von auf der 
Reise entstehenden Zwistigkeiten, an Einnahme neuer Ladung und zu 
diesem Behufe neu abzuschließende Frachtverträge, falls die stipulierte 

SicTeking, Soerecht. 7 
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Ladung unterwegs nicht gefiefert wird usw. In solchen Fällen mufi der 
Schiffer oft, wenn das Interesse des Reeders nicht gefährdet werden 
soll, schnell zugrdfen und aus eigener Machtvollkommenheit handeln 
können. Es versteht sich von selbst, dafi der Reeder ihn hierbd 
ebensowenig zu beaufsichtigen in der Lage ist wie bei der Navigierung 
des Schiffes oder seiner sonstigen technischen Tätigkeit 

Mit Rücksicht hierauf hat das deutsche Recht, sowohl zum Schutze 
des Publikums als auch des Reeders selbst, die gesetzlichen Befugnisse 
des Schiffers genau umgrenzt, und zwar gerade nach der Richtung hin, 
dafi überall da, wo der Reeder nicht selbst in der Lage ist, so schnell, 
als die Umstände es erfordern, einzugreifen, dem Schiffer die ausgedehn- 
teste Machtvollkommenheit eingeräumt wird, um in der Ausfuhrung der 
Reise keine Verzögerung eintreten zu lassen. 

Befugnisse des Schiffers im Heimatshafen. Im Heimats- 
hafen ist der Reeder selbst in der Lage, alle für die Ausfuhrung der 
Reise erforderlichen Rechtshandlungen vorzunehmen. Von zwei gleich 
zu erwähnenden Ausnahmen abgesehen^ beschränkt sich daher und mufi 
sich die Befugnis des Schiffers auf das nautische, rein technische Gebiet 
beschränken. Er hat daher nur danach zu sehen, dafi das Schiff sich 
in seetüchtigem Zustande befindet (oben § 23), dafi es für die Reise 
gehörig ausgerüstet (oben § 24) und für die an Bord zu nehmende 
Ladung gehörig eingerichtet ist (relative Seetüchtigkdt: oben §§ 22 und 
23), dafi das Schiff zur richtigen Zeit sich am richtigen Liegeplätze be- 
findet (oben § 2$), daß die Entlöschung bzw. Beladung und Verstauung 
ordnung^emäfi vor sich geht (oben § 27) und dafi, soweit es an ihm 
liegt, keine Verzögerung bei der Abfertigung und Abfahrt des Schiffes 
entsteht (oben § 44). Irgend welche Rechtshandlungen vorzunehmen ist 
er aber nicht befugt Er kann keinen Frachtvertrag abschliefien, das 
Schiff nicht verkaufen, verpfänden, versichern, überhaupt keine Vertrage 
eingehen, auch solche nicht, die sich auf die Reparatur des Sdiiffes oder 
auf dessen Ausrüstung für die bevorstehende Rase beziehen (z. B. Ver- 
träge mit Shipchandlem, Kohlenlieferanten). Fehlt es an diesem, muß 
er seinen Reeder in Kenntnis setzen, welcher dann entweder den Schiffer 
speziell beauftragt oder selbst das Nötige herbeischafft. 

Nur zwei Rechtshandlungen darf und pflegt der Schiffer auch im 
Heimatshafen vorzunehmen: er hat die Mannschaft anzumustern (oben 
§ 24) und die Konnossemente zu zdchnen (oben § 43). Da der Schiffer 
die Güter abzuliefern hat, so liegt ihm die Zeichnung der Konnossemente 
ob, in welchen neben dem Empfangsbekenntnis das Ablieferungs- 
versprechen enthalten ist Und da der Schiffer durch seine Lebens- 
stellung und seine Berufstätigkeit in näheren Kontakt mit den Seeleuten 
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kommt, so ist er auch ein viel geeigneterer Mann als der Reeder selbst, 
um die Mannschaft anzuheuern. Dies sind die beiden einzigen Rechts- 
handlungen, welche der Schiffer im Heimatshafen vorzunehmen gesetz- 
lich befugt ist HGB. §§ 526, 642 Abs. i. 

Befugnisse des Schiffers auf der Reise. Sobald das Schiff 
den Heimatshafen verlassen hat und sich auf See befindet, sind auch 
die Handlungen des Schiffers dem Gesichtskreise des Reeders entzogen. 
Auf See kann ihm der Reeder nicht folgen — er muß die Ausfuhrung 
des Frachtvertrages nun aUein dem Schiffer überlassen. Auf See ist 
der Schiffer, wie eine alte französische Konnossementsformel besagt, 
,le seul maitre apr^ Dieu*. Es liegt dem Schiffer ob, die Reise zu 
vollenden und durch Ablieferung der Güter den Frachtvertrag zu er- 
füllen. Dementsprechend hat auch das Gesetz den Kreis seiner gesetz- 
lichen Befugnisse sehr viel weiter gezogen ab für den Heimatshafen. 
Es mußte ihm eine Machtvollkommenheit gegeben werden, welche es 
ihm ermöglicht, ohne jedesmal eine Spezialvollmacht seines Reeders 
vorweisen oder gar erst einholen zu müssen, den mit dem gewöhnlichen 
Verlauf einer Reise verknüpften Erdgnissen gerecht zu werden. Das 
Gesetz bestimmt daher (HGB. § 527): «Befindet sich das Schiff außer- 
halb des Heimatshafens, so ist der Schiffer Dritten g^enüber kraft 
seiner Anstellung befugt, für den Reeder alle Geschäfte und Rechts- 
handlungen vorzunehmen, welche die Ausrüstung, die Bemannung, die 
Verproviantierung und die Erhaltung des Schiffes, sowie überhaupt 
die Ausführung der Reise mit sich bringen. Diese Befugnis er- 
streckt sich auch auf die Eingehung von Frachtvertragen; sie erstreckt 
sich femer auf die Anstellung von Klagen, die sich auf den Wirkungs- 
krds des Schiffers beziehen.* Wenn es zur Ausfuhrung der Reise not- 
wendig ist, darf er sogar Schiff und Ladung verbodmen, Teile des 
Schiffes oder der Ladung verkaufen, unter Umstanden sogar das Schiff 
verkaufen. Das Nähere hierüber s. unten §§ 79 — 88. 

Haftung des Reeders für Rechtshandlungen des Schiffers. 
Sowdt sich der Schiffer innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen Be- 
fugnisse bewegt, handelt er als Vertreter des Schiffes — er ist, wenn 
man den Ausdruck gebrauchen darf, das Sprachrohr, durch welches das 
Fortune de mer seinen Willen kundgibt Der Schiffer verpflichtet daher 
und kann auch nur das Fortune de mer durch seine Handlungen ver- 
pflichten. Soweit also Verbindlichkeiten aus den Handlungen des 
Scdiiffers, welche innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen Befugnisse 
li^en, entstehen, haftet der Reeder für dieselben beschränkt HGB. 
§ 533 Abs. I. 

Fälle, in denen der Schiffer und nicht der Reeder haftet 
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Handelt der SchifTer aber außerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen 
Befugnisse, so handelt er nicht mehr ab Vertreter des Fortune de mer. 
Er handelt dann, £adls er speziell zu seiner Handlung vom Reeder be- 
vollmächtigt war, als Vertreter des Reeders und verpflichtet diesen 
persönlich. War er aber nicht vom Reeder bevollmächtigt, so ist 
weder das Fortune de mer verpflichtet, da die Handlung außerhalb der 
Grenzen der gesetzlichen Befugnisse des Schiffers hg, noch auch der 
Reeder, da es an der nötigen Vollmacht mangelte. Der Schiffer allein 
haftet HGB. § 533 Abs. 2. Verkauft z. B. der Schiffer, ohne hierzu 
vom Reeder bevollmächtigt zu sein, das Schiff, so ist, falls auch die 
gesetzlichen Voraussetzungen für einen solchen Verkauf nicht vorli^en 
oder die vom G-esetz vorgeschriebenen Formalitäten nicht beobachtet 
worden sind (hierüber s. unten § 83), der Verkauf nichtig: das Eigen- 
tum ist auf den Käufer nicht übergegangen (s. aber unten § 200 sub 2 
und 3, § 201), und, soweit das Kau%eld in die Hände des Reeders 
gelangt ist, kann es von diesem zurückgefordert werden. 

Beschränkung der gesetzlichen Vollmacht des Schiffers. 
Selbstverständlich steht es dem Reeder frei, die gesetzlichen Befugnisse 
des Schiffers einzuschränken. Aber auch in diesem FaUe wird das 
Fortune de mer verpflichtet, wenn der Schiffer, zwar in Übertretung 
der ihm vom Reeder gesetzten Beschränkung, aber noch innerhalb der 
Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse gehandelt hat, wenn nicht der 
Reeder beweisen kann, daß der Dritte, welcher äch darauf beruft, daß 
das Geschäft noch innerhalb der gesetzlichen Grren^en lag, wußte oder 
wissen mußte^ daß der Reeder diese gesetzlichen Befugnisse dnge- 
schränkt hatte. HGB. § 531, 486 Nr. i und 2. 

§ 67. Haftang des Reeders fUr Yerschuldeii der Schiffis- 
besatzung. — Aus der wirtschaftlichen Notwendigkeit einer Be- 
schränkung der Reederhaftung, welche zu der Statuierung eines Fortune 
de mer und zu der sich daraus ergebenden beschränkten Haftung des 
Reeders für Handlungen dieses Fortune de mer gefuhrt hat, folgt des 
weiteren, daß der Reeder zwar für ein Verschulden der Schiffsbesatzung 
in Ausführung ihrer Dienstverrichtungen einzustehen hat, da dieses Ver- 
schulden sich als ein Verschulden des Fortune de mer darstellt und 
daher von diesem getragen werden muß, daß der Reeder für ein solches 
Verschulden aber nur beschränkt haften kann. Wie bereits hervor- 
gehoben^ ist der Kreis der gesetzlichen Befugnisse des Schiffers dn sehr 
weiter: er vertritt das Schiff nicht nur in technisch-nautischer, sondern 
auch in administrativer, konunerzieller Beziehung; auch für ein Ver- 
schulden, welches der Schiffer nach dieser letzteren Richtung hin be- 
geht — soweit er sich nur in den Grenzen seiner gesetzlichen Befug- 



Digitized by 



Google 



Reederhaftung. Verjfthnuig. §§ 66—68. lOi 

nisse gehalten hat — haftet der Reeder, aber nur beschränkt mit seinem 
Fortune de mer. HGB. §§ 485, 486 Nr. 2 und 3. 

Über die Frage, welche Personen zu der Schiffsbesatzung gehören 
s. oben § 16. 

§ 68. Fftlle^ in denen der Reeder besehrftnkt und aach per- 
sonlich haftet. — Der Umstand^ daß ein Reeder die Handlungen der 
Schiffsbesatzung, besonders auf der Reise, nicht kontrollieren kann, läßt 
eine Beschränkung seiner Haftung auch als billig erscheinen. Der Aus- 
bau, welchen das System der Reederhaftung im deutschen Recht er- 
Eaihren hat, hat diesen Gedanken weiter dahin ausgebildet, daß der 
Reeder die Handlungen seiner Schiffsbesatzung, soweit sie in den Kreis 
de^enigen Saillen, was die Ausführung einer Reise mit äch bringt, nun 
auch nicht zu kontrollieren braucht Diese Handlungen und jedes in 
ihrem Gebiete begangenes Verschulden wird als eine Handlung des 
Fortune de mer angesehen, für welches der Reeder nur mit diesem 
haftet. Wenn nun aber der Reeder in diese Handlungen selbsttätig mit 
eingreift, so obligiert er auch sich selbst, sein Fortune de terre. 

Dies ist z. B. dann der FaU, wenn der Reeder die Erfüllung eines 
Vertrages, welchen der Schiffer abgeschlossen hat oder dessen Aus- 
fuhrung zu den dienstlichen Obliegenheiten des Schiffers gehört, be- 
sonders gewährleistet hat HGB. § 486 Abs. 2. Dann bindet der Ab- 
schluß des Vertrages durch den Schiffer bzw. dessen in Ausfuhrung des 
Vertrages begangene Handlungen das Fortune de mer. Durch seine 
Grarantie hat aber der Reeder daneben sein personliches Vermögen, sein 
Fortune de terre obligiert Es tritt also neben die beschränkte Haftung 
noch eine persönliche Haftung des Reeders. 

Dasselbe ist der Fall, wenn den Reeder in bezug auf eine Hand- 
lung, welche zu den gesetzlichen Obliegenheiten der Schiffsbesatzung 
gehört, selbst ein Verschulden trifft Ein solches Verschulden kann der 
Reeder b^^hen dadurch, daß er eine schädigende Handlung einer 
Person der Schif&besatzung selbst mit anstiftet, oder daß er dieselbe 
nicht verhinderte, obwohl es in seiner Macht lag, dieses zu tun. So ist 
der Reeder persönlich verantwortlich, wenn er nachlässig in der Wahl 
des Schiffers gewesen ist, z. B. einen inkompetenten Mann zum Schiffer 
bestellt hat Für die von diesem Schiffer in Ausführung seiner gesetz- 
lichen Funktionen begangenen Versehen haftet das Fortune de mer; der 
Reeder ist aber auch persönlich engagiert, wenn ihm ein Vorwurf be- 
züglich der Anstellung des Kapitäns gemacht und der Schaden auf die- 
jenigen Tatumstände zurüd^eführt werden kann, w^en welcher den 
Reeder dn Verschulden trifft. So ist auch der Reeder persönlich ver- 
antwortlich, wenn er dem Schiffer schuldhafterweise verkehrte Instruk- 
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tionen zukommen läßt, obwohl er bei Erteilung der Anweisung von dem 
Sachverhältnis unterrichtet war: befolgt der Schiffer diese verkehrten 
Anweisungen und entsteht ein Schaden daraus, so wird durch die Hand- 
lung des Schiffers — soweit sie in den Grrenzen seiner gesetzlichen Be- 
fugnisse liegt, — das Fortune de mer obligiert; daneben ist aber auch der 
Reeder infolge seines Verschuldens persönlich verantwortlich. Darüber, 
dafi auch der Schiffer persönlich in einem solchen Falle haftet s. unten 
§ 71. HGB. § 512 Abs. 2 und 3, 486 Abs. 2. 

Einen dritten Fall kumulativer, d. h. sachlicher und persönlicher 
Haftung des Reeders hat das Gesetz aus sozialpolitischen Grriinden 
statuiert Wenn auch die Mannschaft vom Schiffer angemustert wird, 
alle ihre Forderungen aus den Dienst- und Heuerverträgen daher For- 
derungen gegen das Fortune de mer darstellen, so soll doch der Reeder 
ftir diese Forderungen der zur Schifisbesatzung gehörenden Personen, 
auch wenn sie vom Schiffer angestellt worden sind, nicht nur mit Schiff 
und Fracht, sondern auch persönlich haften. HGB. § 487. 

§ 69. FUle^ in denen der Reeder nur personlieh haftet — 
Alle Handlungen, welche nicht in den Kreis der gesetzlichen Befugnisse 
des Schiffers faUen oder nicht in Ausfiihrung der Dienstverrichtungen 
der Schiffsbesatzung begangen sind, verpflichten den Reeder persönlich, 
falls er überhaupt nach allgemeinen Rechtsgrundsatzen (z. B. wegen Mit- 
verschulden, Auftragerteilung usw.) für dieselben aufzukommen hat Der 
Gläubiger ist in solchen Fällen kein Schiff^läubiger, sondern Gläubiger 
des Reeders. Dies hat für ihn die Bedeutung, dafi, wenn er zu seiner 
Befriedigung die Zwangsvollstreckung in das Fortune de mer als einen 
Bestandteil des Gesamtvermögens des Reeders betreibt, ihm die Schiffs- 
gläubiger mit ihren Forderungen (s. unten § 190 ff.) voi^ehen. 

§ 70. Beispiele. — Einige Beispiele mögen die vorstehenden 
Regeln erläutern. 

Für alle Handlungen ^ welche der Schiffer aufierhalb der Grenzen 
seiner gesetzlichen Befugnisse b^eht, ist der Reeder persönlich ver- 
antwortlich, falls die Handlungen innerhalb der Grenzen einer vom 
Reeder erteilten Spezialvollmacht liegen. Hier greifen nicht die speziellen 
Vorschriften über die seerechtliche Haftung des Reeders, sondern die 
allgemeinen Rechtsgrundsätze Hatz. Wenn z. B. der Reeder dem Schiffer 
Vollmacht gegeben hat, im Heimatshafen Verträge über Lieferung von 
Ausrüstung^egenständen oder Proviant einzugehen, so wird aus solchen 
Verüben nicht der Schiffer verpflichtet, sondern allein der Reeder, 
gerade so, als ob er selbst diese Verträge abgeschlossen hätte. Der 
Reeder wird aber persönlich aus diesen Verträgen verpflichtet, das 
Fortune de mer hat mit ihnen nichts zu tun; es liegt kein Grund vor, 
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in solchen Fällen die Haftung des Reeders zu beschränken. Hat aber 
der Schiffer solche Kontrakte geschlossen, ohne hierzu vom Reed6r be- 
vollmächtigt zu sein, so ist der Reeder ebensowenig wie das Fortune 
de mer an diese Verträge gebunden. Auf der anderen Seite gehört es 
aber zu den gesetzlichen Obliegenheiten des Schiffers, dafür zu sorgen, 
da6 das Schiff gehörig ausgerüstet und verproviantiert ist, bevor es die 
Rdse antritt Kann ein Schaden, welcher aus der mangelhaften Aus- 
rüstung oder Verproviantierung des Schiffes entstanden Ist, darauf zu- 
rückgeführt werden, daß der Schiffer nachlässig in der Erfüllung seiner 
diesbezüglichen Pflichten gewesen ist, so begründet dies einen Anspruch 
gegen das Fortune de mer, also einen Fall beschränkter Haftung des 
Reeders. 

Der Reeder hat in seiner Eigenschaft als Verfrachter persönlich für 
die Seetüchtigkeit seines Schiffes aufzukommen. Es ist aber auch eine 
gesetzliche Pflicht des Schiffers, dafür zu sorgen, daß das Schiff sich in 
seetüchtigem Zustande befindet Hat der Schiffer diese Pflicht verletzt, 
so ist ein hierauf gegründeter Anspruch dn Anspruch gegen das Fortune 
de mer, welcher die Rechte eines Schiffsgläubigers gewährt Zugleich 
wird aber in den meisten Fällen auch ein Verschulden des Reeders vor- 
liegen. Dieses b^ründet dann, neben jenem Ansprüche gegen das 
Fortune de mer aus einer Pflichtverletzung des Schiffers, noch eine 
persönliche Forderung gegen den Reeder. 

Abgesehen von der einen Ausnahme, daß der Reeder für die An- 
sprüche aus den Dienst- und Heuerverträgen auch persönlich haftet, wird 
durch jedes Verschulden einer Person der Schiffsbesatzung in Ausfuhrung 
der ihr obliegenden Dienstverrichtungen und durch jede Handlung des 
Schiffers innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse das Fortune 
de mer und zwar nur dieses obligiert Bei allem, was darüber hinaus- 
geht, kommt diese seerechtliche Haftung des Reeders mit Schiff und 
Fracht nicht in Frage. Ob dann die Person der Schiffsbesatzung oder 
der Reeder oder beide oder keiner von beiden haftet, ist nach all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen zu beurteilen. 

§ 71. Haftung des SchUTers. — Solange sich der Schiffer in 
den Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse hält, ist er Dritten gegenüber 
nicht verantwortlich. Seine Verantwortlichkeit dem Reeder gegenüber 
bestimmt sich natürlich nach dem zwischen beiden bestehenden Ver- 
tragsverhältnisse. Sobald aber den Schiffer ein Verschulden trißl, ist er 
personlich haftbar; ein Verschulden trifft den Schiffer aber immer dann, 
wenn er nicht die Sorgfalt dnes ordentlichen Schiffers angewandt hat 
HGB. § 511. Eine Verietzung dieser Uim obliegenden Sorgfalt be- 
gründet inamer seine persönliche Verantwortlichkeit, einerlei, ob er aus 
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eigenem freien Entschluß oder auf eine spezielle Anweisung des Reeders 
hin gehandelt hat Letzteres würde nur neben der persönlichen Haftung 
auch dne solche des Reeders begründen (s. oben § 68). Der Schiffer 
hat die Pflicht, auch die ihm von sdnem Reeder erteilten Anweisungen, 
soweit diese in das Gebiet seiner gesetzlichen Obliegenheiten fallen, auf 
ihre Angemessenheit hin zu prüfen; muä er sich als ein ordentlicher 
Schiffer sagen, daß dieselben der Sachlage nicht entsprechen, so darf 
er denselben nicht Folge leisten, widrigenfalls auch er für den daraus 
entstehenden Schaden persönlich zur Verantwortung gezognen werden 
kann. HGB. § 512 Abs. 2. 

Außerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen Pflichten und Befugnisse 
aber handelt der Schiffer entweder mit oder ohne Vollmacht des Reeders. 
Handelt er ohne Vollmacht des Reeders, so ist er allein verantwortlich — 
er kann weder das Fortune de mer noch den Reeder binden. Handelt 
er aber mit Vollmacht des Reeders, so ist der Reeder allein berechtigt 
und verpflichtet — weder ist der Schiffer haftbar, noch kommt eine 
Haftung des Fortune de mer als solchen in Frage. 

§ 78. Vom Beeder-Sehiffer. — Wenn der Reeder selbst sein 
Schiff führt (Reeder-Schiffer), so könnte man wohl fragen, ob eine Be- 
schränkung seiner Haftung Platz zu greifen hat, wenigstens soweit es 
sich — und dies bildet den weitaus größten Teil der Anwendungsfalle 
der beschränkten Haftung — um Handlungen des Schiffers, in diesem 
Falle also seiner selbst handelt Nun trifft zwar hier der G^chtspunkt 
nicht zu, daß es unbillig ist, den Reeder unbeschränkt für die Hand- 
lungen seiner Schiffsbesatzung verantwortlich zu machen, da er diese 
nicht kontrollieren könne. Denn er befindet sich selbst an Bord seines 
Schiffes; überdies sind die Handlungen des Schiffers, mögen diese nun 
technischer oder kommerzieller Natur sein, seine eigenen und für seine 
eigenen Handlungen müßte er an und für sich personlich mit seinem 
ganzen Vermögen einstehen. 

Nun ist aber die Unkontrollierbarkeit der Handlungen der Schiffs- 
besatzung wohl ein Gesichtspunkt gewesen, nach welchem, wie auch 
nach manchem anderen Geächtspunkte, das Anwendung^ebiet der be- 
schränkten Haftung begrenzt worden ist Daß aber überhaupt die 
Haftung des Reeders beschränkt worden ist und beschränkt werden 
muß, hat einen ganz anderen Grund. Dieser Grund ist die flnanzielle 
Unmöglichkeit, ohne eine solche Beschränkung der Haftung Reederei zu 
betreiben, eine Unmöglichkeit, welche ihrerseits wieder in dem Um- 
stände hauptsächlich begründet li^, daß man zum Schutze des Publi- 
kums den Reeder auch für ein Verschulden der Schiffsbesatzung ver- 
antwortlich machen mußte, so als ob der Reeder dieses Verschulden 
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selbst begangen hatte. Aus der Notwendigkeit» die Haftung zu be- 
schränken, hat sich aus deutschen Rechtsanschauungen die Idee eines 
selbständigen Fortune de mer entwickelt Diese Idee fuhrt aber schon, 
ganz abgesehen von dem otxgen Geächtspunkte, mit Notwendigkeit 
dazu, das Schiff (und dessen Fracht) als in seinen Repräsentanten, den 
Personen der Schif&besatzung, handelnd zu betrachten und (ur seine 
eigenen Handlungen eben auch nur das Fortune de mer haftbar zu 
machen. Dieser Greächtspunkt trifft aber zu, einerlei ob der Reeder sein 
Schiff selbst fuhrt oder dessen Führung einem anderen überläät Was 
als Handlungen des Fortune de mer zu betrachten sind, hat das Gesetz 
ausgesprochen: es sind dies die Dienstverrichtungen der Schiffsbesatzung 
und, was speziell den Schiffer anbetrifft, die ihm gesetzlich obliegenden 
Verpflichtungen und alle seine Handlungen, welche innerhalb der Grenzen 
seiner gesetzlichen Beftignisse liegen. Es stände unserer Ansicht nach 
im Widerspruche mit den die Haftung des Reeders im deutschen Rechte 
beherrschenden Prinzipien, wenn man den Reeder- Schiffer anders be- 
handeln, insbesondere seine Haftung gegenüber der eines anderen Reeders 
erweitem wollte. Der Reeder-Schiffer ist daher in allen Fällen nur be- 
schränkt haftbar, in welchen, wenn das Schiff von einem anderen Schiffer 
gefuhrt wäre, nur das Fortune de mer haftete. Er ist aber — und dies 
unterscheidet ihn von anderen Reedern — personlich haftbar nicht nur 
da, wo auch sonst ein Reeder personlich haftet (oben §§ 68 und 69), 
sondern auch da, wo der Schiffer personlich zur Verantwortung gezogen 
werden kann (oben § 71). 

Das Gesetz selbst enthält über diese Frage keine Bestinunung. 
Auch ist unseres Wissens keine gerichtliche Entscheidung hierüber er- 
gangen. Das Gesetz hat zwar in manchen Fällen die Haftung des 
Fortune de mer ausgesprochen, auch wenn das Schiff vom Reeder selbst 
gefuhrt wird. So haftet das Fortune de mer für ein Verschulden einer 
Person der Schiffsbesatzung, auch wenn diese Person der Reeder oder 
ein IVfitreeder ist (HGB. § 754 sub 9): dies bedeutet aber nur, daß der 
Greschädigte die Rechte eines Schiff^läubigers hat; ob er daneben den 
Reeder personlich verantwortlich machen kann, darüber sagt das Gesetz 
nichts. Dafi eine Bodmereiforderung nur an Schiff und Fracht haftet, 
auch wenn vom Reeder-Schiffer das Geschäft eingegangen ist, folgt aus 
der Natur des Bodmereivertrages (vgl. HGB. § 699). Auch durch die 
Vorschrift des Gresetzes, daß durch einen Havereifall oder durch Ber- 
gung oder Rettung eine personliche Verpflichtung zur Entrichtung der 
Havereibeitr^e, bzw. der Bergungs- oder Hilfskosten „an sich" nicht 
begründet wird, wird die hier vorliegende Fr^e nicht entschieden 
HGB. §§ 726 Abs. I, 753 Abs. i). Denn es kann sehr wohl argumen- 
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tiert werden, daß durch den Umstand, daß der Reeder sein Schiff selbst 
fuhrt, ein Moment geschaffen ist, welches diesen Grundsatz (die Haftung 
„an sich") durchbricht, daß überhaupt diese Bestimmungen den Haupt- 
zweck verfolgen, dem Gläubiger ein Schiffsp£uidredit zu gewahren, daß 
aber die Frage, ob daneben noch eine persönliche Haftung existiert, 
von sekundärer Bedeutung ist und daher das Prinzip der ausschließ- 
lichen Sachhaftung Ausnahmen zuläßt, falls solche durch hinzutretende 
Nebenumstände begründet erscheinen. 

Es mag noch darauf hingrewiesen werden ^ daß die von uns ver- 
tretene Ansicht nidit nur im Interesse des Reeder-Schiffers selbst ist, 
sondern im Interesse auch der Gläubiger. Macht man den Reeder- 
Schiffer auch für diejenigen Reditshandlungen, welche in den Kreis der 
gesetzlichen Beftignisse eines Schiffers fallen, persönlich haftbar, so ent- 
fallt die Haftung des Fortune de mer und damit die Entstehung eines 
Schiffspfandrechtes. Der Gläubiger, welcher dem auf der Reise befind- 
lichen Reeder-Schiffer das zur Fortsetzung der Reise notwendige Gdd 
nicht auf Bodmerei leiht, hat also nicht die ihm sonst in seinem Schifi^- 
Pfandrecht gewährte Sicherheit; er hat lediglich einen persönlichen An- 
spruch gegen den Reeder. Ein Gläubiger also, welcher unter gleichen 
Umständen einem fremden Schiffer sein Geld leiht, wäre besser daran, 
als wenn er dem Reeder selbst sein Geld zur Verfugfung stellte. Audi 
dieses dürfte für die von uns vertretene Auffassung sprechen. 

Verjährung. 

§ 78. Teijihmng seerechtlielier Ansprflehe. — Alle seerecht- 
lichen Ansprüche verjähren in dnem Jahre. Es beträgt jedoch die 
Verjährungszdt zwei Jahre 

1. ftir die aus den Dienst- und Heuerverträgen herrührenden Forde- 
rungen der Schiffsbesatzung, wenn die Entlassung jensdts des 
Vorgebirges der guten Hoffnung (also z. B. in Suez, nicht aber in 
Port Said) oder des Kap Hom erfolgt ist; 

2. für die aus dem Zusammenstoße von Schiffen heii^ddteten Ent- 
schädigrungsforderungen. HGB. § 901. 

Unter seerechtlichen Ansprüchen, welche der kurzen dn- bzw. zwei- 
jährigen Verjährung unterli^en, sind die g^en das Fortune de mer 
gerichteten Ansprüche zu verstehen, oder besser: diejenigen Ansprüche, 
wdche auf Tatsachen beruhen, die die Haftung des Fortune de mer 
(die beschränkte Haftung des Reeders) involvieren. Ob der Reeder da- 
neben auch persönlich haftet, ist gldchgültig: der Anspruch verjährt, 
ob er gegen den Reeder persönlich oder nur g^en das Fortune de 
mer gerichtet wird, stets in der angegebenen kurzen Zdt. HGB. § 902. 
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Voraussetzung dafür, daß auch der personliche Anspruch in der kurzen 
Zeit verjährt, ist aber^ daß entweder der persönliche Anspruch sich aus 
dem Ansprüche g^en das Fortune de mer entwickelt hat oder daß 
aus denselben Tatsachen und nur aus diesen zugleich ein Anspruch 
gegen das Schiff und ein solcher gegen den Reeder erwachsen ist 
Das erste ist z. B. der Fall, wenn der Anspruch gegen das Schiff durch 
Handlungen des Reeders gefährdet wird und daher zu dem dinglichen 
Anspruch hinzu oder an die Stelle desselben ein personlicher Anspruch 
gegen den Reeder tritt 78 R 62 OG. (s. unten § 202). Das letztere 
ist z. B. der Fall, wenn ein Anspruch aus dem Verschulden einer 
Person der Schiffsbesatzung in Ausfuhrung ihrer Dienstverrichtungen 
hergeleitet wird und diese Person der Schiffsbesatzung der Reeder 
selbst ist 86 H. 24 OLG. L Die seerechtliche Verjährung ergreift aber 
die personlichen Ansprüche nicht, wenn die persönliche Haftung zu der 
Haftung des Fortune de mer auf Grund von Tatsachen hinzugetreten 
ist, welche nicht zu den Tatsachen gehören, welche die Haftung des 
Schiffes begründen — wenn also z. B. der Reeder die Erfüllung eines 
vom Schiffer innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse ab- 
geschlossenen oder vom Schiffer auszuführenden Vertrages besonders 
gewährleistet hat, oder wenn den Reeder ein Verschulden deshalb 
trifft, weil er dem Schiffer verkehrte Anweisungen gegeben hat oder in 
der Wahl des Schiffers nachlässig gewesen ist (s. oben § 68). Und 
ebensowen^ unterliegen persönliche Ansprüche gegen den Reeder der 
kurzen seerechtlichen Verjährung, wenn die Tatsachen, auf welche sich 
<fcr Anspruch gründet, nicht die Haftung des Fortune de mer als 
solchen herbeizuführen geeignet sind — wenn also z. B. der Schiffer 
vom Reeder bevollmächtigt worden ist, einen Vertrag zu schließen, 
welcher außerhalb der Ghrenzen seiner gesetzlichen Befugnisse li^ 
(oben § 69), oder wenn der Reeder selbst sich dnes Vertragsbruches 
schuldig macht 

Für nicht seerechtliche Ansprüche gelten, in Ermangelung beson- 
derer gesetzlicher Bestinmiungen, die allgemeinen Veijährungsg^ndsätze 
des bürgerlichen Rechtes. 

§ 74. Teijähnuig der Ansprüehe abseiten und gegen die 
Sdüffsbesatrang. — Die Verjährung emzelner seerechtlicher Ansprüche 
wird an den einschlägigen Stellen behandelt werden. Siehe für die Ver- 
jährung der Ansprüche wegen der öffentlichen Abgaben und der Lotsen- 
gelder unten § 76, aus den Kreditgeschäften des Schiffers § 81, aus den 
Kreditgeschäften des Schiffers im alleinigen Interesse der Ladung § 87, 
aus Zusammenstößen § 93, zwischen Schlepper und geschlepptem Schiffe 
§ 99, aus Hilfeleistung und Bergung § 106, aus der großen Haverie 
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§ 150, wegen Verlust oder Beschädigung von Gtitem § 176, auf Li^e- 
geld und Fracht § 187, aus Bodmereigeschäften § 189, des Pfand- 
rechtes § 207. 

Ansprüche aus einem Verschulden der Schiffsbesatzung. 
Es beginnt die (dnjährige) Verjährung von Ansprüchen, welche sich auf 
ein Verschulden der Schiffsbesatzung gründen — falls der Anspruch 
nicht w^en Nichtablieferung, zu später Lieferung oder Beschädigung 
von Gütern erhoben wird — mit dem Ablauf des Jahres, in welchem 
der Beteiligte von dem Schaden Kenntnis erlangt hat HGB. §§ 903 
Nr. 3, 901. Wird der Anspruch wegen verspäteter Ablieferung der 
Güter erhoben, so beginnt die (einjährige) Verjährung mit dem Ablaufe 
des Jahres, in welchem die Ablieferung der Güter erfolgt ist HGB. 
§ 903 Nr. 2. 

Ansprüche aus den Dienst- und Heuerverträgen. Nach 
dem Grundsatze: Agere non valenti non currit praescriptio beginnt die 
(ein- resp. zweijährige) Verjährung der Ansprüche der Schiffsbesatzung 
aus den Dienst- und Heuerverträgen mit dem Ablaufe des Jahres, in 
welchem das Dienst- oder Heuerverhältnis endet, und, falls die An- 
stellung der Klage früher möglich und zulässig ist, mit dem Ablaufe 
des Jahres, in welchem diese Voraussetzung eintritt; jedoch kommt das 
Recht, Vorschuß- und Abschlagszahlungen zu verlangen, für den Beginn 
der Verjährung nicht in Betracht HGB. §§901 Nr. i, 903 Nr. i. 
S. auch unten § 190 sub 3. 

Die Verjährung aller anderen in diesem Paragraphen nicht genannten 
seerechtlichen Ansprüche b^^nt nüt dem Ablaufe des Jahres, in 
welchem die Forderung fallig geworden ist HGB. § 903 Nr. 4. 
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eigner sind nicht mehr gegenwärtig; der Schiffer ist aliein in der 
Lage, für deren Interessen zu sorgen. HGB. §§ 535 Abs. i, 634 
Abs. 7. 

Die erste Pflicht des Schiffers ist es, die Reise auszuführen , zu 
welcher das Schiff in See gesandt ist Alles, was zu diesem Zwecke 
erforderlich ist, darf und muß er tun. Das ist der Inhalt und das ist 
die Grrenze seiner gesetzlichen Vollmacht HGB. § 527 Abs. i. Trifft 
kein Unfall Schiff oder Ladung, so wird sich selten eine Gdegenheit 
für den Schiffer bieten, in seiner Eigenschaft als Vertreter der Ladung 
oder sonstiger mit der Reise verknüpfter Interessen tatig zu werden — 
sdne Pflichten gehen dann nicht über die eines technischen und beson- 
ders nautischen Leiters des Unternehmens hinaus. 

Auf See muß der Schiffer immer an Bord sein, sofern nicht eine 
dringende Notwendigkeit seine Abwesenheit rechtfertigt HGB. § 517 
Abs. 3. Ein Schiff befand sich in schwer havariertem Zustande etwa 
IG Meilen von Messina entfernt, als der Schiffer es verließ, um in 
Messina Hilfe zu suchen; als dieser Fall vor das Seeamt kam^ betonte 
dieses ausdrücklich die Verpflichtung des Schiffers an Bord zu bleiben, 
und sprach letzteren nur deshalb von Verantwortung frei, weil es jeden- 
falls zweifelhaft war, ob der Steuermann oder ein anderer Mann von 
der Besatzung in Messina etwas ausgerichtet haben würde, und deshalb 
der eingeschlagene Weg scheinbar der einage gewesen war, um Hilfe 
zu erlangen. Seeamt und Oberseeamt, Dampfer Bremen (Entschadungen 
Bd. V S. 217 und 219). 

Wo er auch ist und was er auch tut, der Schiffer muß stets die 
Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers anwenden. HGB. § SH* I^ür dne 
Verletzung dieser Sorgfalt haftet er persönlich; er kann sich nicht etwa 
darauf berufen, daß er auf den Rat der Schif&offiziere so gehanddt 
habe oder gar auf besondere Anweisung seines Reeders. Für seine 
eigenen Nachlässigkeiten hat der Schiffer personlich einzustehen; er darf 
dem Reeder nicht gehorchen, wenn er von ihm verlangt, daß er die 
ihm obli^enden Pflichten verletze. Neben dem Schiffer haftet auch der 
Reeder, und zwar haftet der Reeder auch persönlich, wenn ihm be- 
wiesen werden kann, daß ihm selbst eine Nachlässigkeit zur Last fallt, 
wenn er also z. B. in voller Kenntnis der Sachlage dem Schiffer die 
schadenbringenden pflichtwidrigen Anweisungen erteilt hat HGB. §§512 
Abs. 2 und 3, 518. 

§ 76. Auslagen. — Alle Auslagen, welche zur Ausführung des 
Frachtkontraktes notwendig sind, hat der Reeder zu tragen. Auslagen 
aber, welche im alleinigen Interesse der Ladung aufgewendet worden 
sind, muß der Ladung^sinteressent ersetzen. Havariegrosseauslagen 
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werden auf Schiff, Fracht und Ladung nach den diese Materie be- 
herrschenden Grrundsatzen verteilt. 

So muß z. R der Reeder die Kosten tragen, wenn Eis aufgebrochen 
werden muß, um dem Schiffe die Einfahrt oder Ausfahrt aus einem 
Hafen zu ermöglichen. Muß ein Schiff in Quarantäne liegen, weil es 
einen infizierten Hafen angelaufen oder in einem solchen Hafen Güter 
gdaden oder gelöscht hat, so fallen die dadurch entstehenden Kosten 
dem Reeder zur Last, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob die Qua- 
rantänekosten durch das Schiff oder durch die Ladung veranlaßt worden 
sind. 94 H. 72 OLG. IV. Hafenabgaben, Tonnen-, Lotsengelder u. dgl. 
muß der Reeder bezahlen; ebenso die Kosten^ welche dadurch entstehen, 
daß das Schiff bei der Einfahrt oder Ausfahrt aus einem Hafen sich 
der Hilfe von Schleppern bedienen muß. Dagegen werden Schlepp- 
kosten in Havari^josse verteilt, wenn ein Schlepper angenommen 
werden mußte, um Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr 
zu befreien. Ebenso würden Quarantänekosten auf Schiff, Fracht und 
Ladung verteilt werden müssen, wenn ein Schiff gezwungen würde, zur 
Vermeidung einer gemeinsamen Gefiaihr einen infizierten Platz als Not- 
hafen aufzusuchen. Müssen Güter zeitweilig gelöscht werden, um die- 
selben vor drohendem Untergang^e zu bewahren, so fallen die Kosten 
der Aus- und Wiedereinladung allein der Ladung zur Last HGB. § 621 
Abs. 2 und 3. 

Qiumuittliekosten. — Würden Quarantänekosten entstanden sein, 
£adls Güter in ihrem Bestimmungshafen entlöscht worden wären, und 
sind aus diesem Grrunde die Grüter vor Erreichung des Bestimmungs- 
hafens geloscht worden, so sind die Kosten der Entlöschung nicht als 
Quarantänekosten anzusehen, wenn sie auch zur Vermeidung der letz- 
teren aufgewandt worden sind. 89 R 74 OLG. 11 (S. 173) und 1 14 RG. 
(S. 285). Ob diese Art Kosten dem Reeder zur Last fallen, hängt 
davon ab, ob der Schiffer berechtigt war, die Güter vorzeitig zu ent- 
löschen. I^e Aussicht, mehrere Tage in Quarantäne liegen zu müssen, 
und der Wunsch, die dadurch entstehenden Mehrkosten zu vermeiden, 
berechtigen den Schiffer jedenfalls nicht, der Ausführung des Fracht- 
vertrages ein vorzeitiges Ende zu bereiten. Anders aber li^ der Fall, 
wenn die vorzeitige Entlöschung auf Anordnung des Ladungsinteressenten 
geschah oder die Entlöschung der Grüter an ihrem Bestimmungshafen 
infolge einer Verfügung von hoher Hand unmöglich gewesen sein würde. 
In letzterem Falle findet der § 629 ff. Anwendung (hierüber s. unten 
§ 156). Vgl 88 H. I {OLG. n) und 73 (RG.). 

TeijUiriuig offentlielier Abgmben und Lotsengelder. — An- 
sprüche auf Lotscngelder und die öffentlichen Schiffs-, Schiffahrts- und 
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Hafenabgaben verjähren in einem Jahre. Die Verjährung beginnt mit 
dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Forderung fallig geworden ist 
HGB. §§ 754 Nr. 2 und 4, 901 Abs. i, 903 Nr. 4. Für alle öffentlichen 
At^ben haftet der Reeder übrigens nicht nur mit Schiff und Fracht, 
sondern auch personlich. 

§ 77. Journal, Terklanuig. — Auf jedem Schiffe muß ein 
Tagebuch gefuhrt werden, in welches für jede Rdse alle erheblichen 
Begebenheiten, seit mit dem Einnehmen der Ladung oder des Ballastes 
begonnen ist, einzutragen ^d. Das Tagebuch wird unter der Aufsicht 
des Schiffers von dem Steuermann und im Falle der Verhinderung des 
letzteren von dem Schiffer selbst oder unter seiner Aufsicht von dnem 
durch ihn zu bestimmenden geeigneten Schiffsmann gefuhrt In das 
Tagebuch sind von Tag zu Tag einzutragen: die Beschaffenheit von 
Wind und Wetter, die von dem Schiffe gehaltenen Kurse und zurück- 
gelten Entfernungen, die ermittelte Breite und Länge, der Wasser- 
stand bei den Pumpen; ferner sind einzutragen: die durch das Lot er- 
mittelte Wassertiefe, jedes Annehmen eines Lotsen und die Zdt seiner 
Ankunft und seines Abganges, die Veränderungen im Personal der 
Schiffsbesatzung, die im Schiffsrate gefaßten Beschlüsse, alle Unfälle, die 
dem Schiffe oder der Ladung zustoßen, und eine Beschreibung dieser 
Unfälle. Auch die auf dem Schiffe begangenen strafbaren Handlungen 
und die verhängten Disziplinarstrafen, sowie die voi^ekonmienen Gre- 
burts- und Sterbefalle sind in das Tagebuch einzutragen. Die Ein- 
tragungen müssen, soweit nicht die Umstände es hindern, täglich ge- 
schehen, und beide, sowohl der Schiffer als der Steuermann, haben das 
Tagebuch zu unterschreiben. HGB. §§ 519, 520. 

Kleinere Fahrzeuge (Küstenfahrer u. dgl.) können durch die Landes- 
gesetzgebung von der Verpflichtung, ein solches Tagebuch zu fuhren, 
entbunden werden. HGB. § 521. 

Der Schiffer hat aber mcht nur alle wichtigeren Begebenhdten der 
Reise im Tagebuche zu vermerken; er muß auch dem Reeder über die- 
selben Bericht erstatten. So ist er z. B. verpflichtet, den Reeder in 
fortlaufender Kenntnis zu erhalten von dem Zustande des Schiffes, von 
abgeschlossenen Vertrl^en, von anhängig gewordenen Prozessen und 
sonstigen wichtigen Ereignissen der Reise. Auch muß er dem Reeder 
Rechnung 1^^, so oft dieser es verlangt HGB. § 534 Abs. 2 und 5. 

Verklarung. Hat sich während der Reise ein Unfall ereignet, 
welcher den Verlust oder die Beschädigung des Schiffes oder der 
Ladung, das Einlaufen in einen Nothafen oder dnen sonstigen Nachteil 
zur Folge hat, so muß der Schiffer außerdem Verklarung ablegen. Die 
Verklarung ist eine eidliche Erklärung des Schiffers und, wenn nicht 
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aUer, so doch einer genügenden Anzahl von Personen der Schiffs- 
besatzung über den Unfall und die zur Abwendung oder Verringerung 
des Schadens ergriffenen Maßnahmen. Diese Erklärung muß spätestens 
in dem ersten Bestimmungshafen abgegeben werden, den das Schiff 
nach dem Unfälle erreicht, resp. in dem Nothafen, welchen das Schiff 
nach dem Un&lle hat anlaufen müssen, falls in diesem repariert oder 
gelöscht wird. Die Aufnahme der Verklarung geschieht vor dem Amts- 
gericht, im Auslande vor dem deutschen Konsul; sofern die Umstände 
einen solchen Aufenthalt -gestatten, ist der Termin vorher öffentlich 
bekannt zu machen, damit alle, welche u-gendwie bei dem Unfälle be- 
teiligt sind, der Verhandlung beiwohnen können. Die Verklarung ge- 
schieht auf Grund des Tagebuches, falls ein solches gefuhrt ist. Doch 
soll der Richter oder Konsul sich nicht damit begnügen, einfach den 
Inhalt des Tagebuches durch die Schiffsbesatzung eidlich als richtig be- 
stätigen zu lassen; durch geeignete Fragestellung soll er bewirken, daß 
die Verklarung eine möglichst vollständige und deutliche Erzählung 
aller mit dem Unfdl zusammenhängender Tatumstände enthält. Jedem 
an dem Unfälle Beteiligten ist auf sein Verlangen eine beglaubigte Ab- 
schrift der Verklarung zu erteilen. HGB. §§ 522—525, 555 Satz i. 

Die Verklarung ist auf alle, auch nicht mit dem Unfälle du-ekt in 
Verbindung stehenden erheblichen Begebenheiten der Reise auszudehnen, 
schon damit nicht etwa die wirkliche Schadensursache übergangen 
werde, und damit Dritte den Einfluß aller Umstände der Reise zu über- 
sehen in der Lage sind. Die Abl^ung einer Verklarung kann aber 
nicht gefordert werden, wenn bloß Begebenheiten der Reise bezeugt 
werden können, welche einen Verlust nicht weiter zur Folge gehabt 
haben. LG. in 71 H. 195. 

§ 78. Der Sehiffer als Tertreter der an das Sehiff ge- 
knüpften Interessen. Allgemeine Grundsätze. — Die nautische 
Leitung des Schiffes, die Überwachung der Einladung und Entlöschung 
der Güter und die Bezahlung ordentlicher Reiseausgaben: darauf wird 
sich, bei einem günstigen Verlaufe der Reise, die Tätigkeit des Schiffers 
regelmäßig beschränken. Sobald sich aber ein Unfall ereignet, welcher 
die Aufwendung größerer Mittel erfordert, als welche gewöhnlich einem 
Schiffer zu Gebote stehen, tritt er aus der Stellung eines nautischen 
Leiters des Unternehmens heraus und wird verantwortlicher Vertreter 
aller durch den Unfall betroffenen Interessen. Wie verantwortlich die 
Stellung des Schiffers in solchen Fällen ist, erhellt daraus, daß sich die 
Interessen von Schiff, Ladung und dritten Personen, welche an dem 
Unfälle oder seinen Folgen beteiligt sind, vielfach kreuzen. Damit der 
Schiffer in solchen Fällen richtig handele, ist es durchaus erforderlich, 

Sieveking, Seerecht. 8 
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daS er die leitenden Grrundsatze kennt, nach welchen er sein Handeln 
einzurichten hat 

Ausführung der Reise. Die erste Pflicht des Schiffers ist die 
Ausführung des übernommenen Transportes, die Beendigung der Reise, 
zu welcher das Schiff unter seiner Leitung in See gesandt ist: vor 
dieser Aufgabe müssen alle anderen Erwägungen zurückstehen. Doch 
darf der Schiffer ohne besondere Erlaubnis nicht das Landvermögen 
des Reeders oder Ladungseigners angreifen; mehr als der Wert von 
Schiff, Fracht und Ladung soll den GtÜhrtn der See nicht ausgesetzt 
sein. Wechsel daher, welche der Schiffer auf den Reeder zieht oder 
welche er fiir diesen akzeptiert, verpflichten allein den Schiffer und 
nicht den Reeder. Wie sich der Schiffer Greld, das er zur Fortsetzung 
der Reise und zur Ausführung des Transportes benötigrt, verschaffen 
kann, ' falls der Reeder oder Ladungseigner nicht freiwillig in ihre Tasche 
greifen, wird weiter unten erörtert werden; hier mag nur hervorgehoben 
sein, daß, was auch immer der Schiffer tut, der Reeder für dessen 
Handlungen nach den oben § 64 ff. ausgeführten Grundsätzen einzu- 
stehen hat; nach diesen Grundsätzen ist zu beurteilen, ob der Schiffer 
allein oder auch oder nur der Reeder haftet und ob der Reeder nur 
mit Schiff und Fracht oder auch persönlich haftet 

Da der Reeder die Verpflichtung übernommen hat, den Transport 
auszufuhren, und dafür mit der Fracht bezahlt wird, versteht es sich 
von selbst, daß der Schiffer, fcills er zu diesem Behufe Geld benötigt, 
zunächst das Seevermögen des Reeders in Anspruch zu nehmen ver- 
pflichtet ist Nur in äußersten Notfallen ist er berechtigt, Geld auch 
auf die Ladung aufzunehmen. 

Vertreter des Reeders. Abgesehen von seiner ersten und vor- 
nehmsten Verpflichtung, den Frachtvertrag zur Ausführung zu bringen, 
hat der Schiffer natürlich an erster Stelle die Interessen seines Prinzi- 
pals, des Reeders, wahrzunehmen, das muß seine erste Sorge sein; sind 
widerstreitende Interessen vorhanden und handelt es sich nicht mehr 
um Ausführung des Transportes — der Frachtvertr^ ist z. B. durch 
Vnfall oder Rücktritt außer Kraft gesetzt worden — , so gehen für den 
Schiffer die Interessen seines Reeders ohne weiteres von Ebenso tritt 
das Interesse der Ladung hinter das des Schiffes zurück, > wenn z. B. 
Schiff und Ladung beschädigt worden sind und der Schiffer wegen der 
vom Schiffe erlittenen Beschädigung einen Nothafen anzulaufen ge- 
zwungen war: dann muß in der Regel die Ladung warten, bis die not- 
wendigen Reparaturen am Schiffe vollendet sind; nicht aber braucht, 
sobald das Schiff zum Abgehen fertig ist, der Schiffer darauf zu warten, 
bis auch diejenigen Maßregeln zu Ende geführt sind, welche ergriffen 
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worden waren um den Schaden an der Ladung zu vermindern bzw. ein 
Weiterumsichgreifen desselben zu verhüten. Will der Ladungseigner 
seine Güter nicht in beschädigtem Zustande weiterschicken, sondern 
lieber erst den Schaden reparieren und dann eventuell mit anderer 
Schiffsgelegenheit die Güter weitersenden, so muß er doppelt Fracht 
zahlen, indem er nicht nur einen neuen Frachtvertrag abzuschließen, 
sondern auch die aus dem alten Fraclitvertrag geschuldete Fracht un- 
verkürzt zu entrichten hat Daß in solchen Fällen die I^dung zurück- 
zutreten hat, daß der Schiffer zunächst die Interessen seines Reeders 
und dann erst die der anderen wahrzunehmen hat, ist ausdrücklich vom 
Reichsgericht, im Widerspruch mit der Entscheidung der unteren Instanz, 
anerkannt worden. RG. 14 Nr. 14. 

Selbstverständlich darf diese vorzugsweise Wahrnehmung der 
Interessen des Schiffers nicht zu einer Verletzung der ersten Verpflichtung 
fuhren, der Verpflichtung, den übernommenen Transport zur Ausführung 
zu bringen. Der Schiffer ist nicht verpflichtet, auf eine Wiederher- 
stellung beschädigter Güter zu warten, weil er die Güter auch in be- 
schädigtem Zustande transportieren und damit seiner Verpflichtung aus 
dem Frachtvertrage genügen kann. Er darf aber auch nicht eine Repa- 
ratur dt$ Schiffes über Gebühr ausdehnen; er ist nicht berechtigt eine 
vollständige Reparatur vorzunehmen und dadurch die Reise erheblich 
zu verzögern, wenn eine notdürftige Reparatur genügt, um die Reise in 
Sicherheit zu beenden, zumal wenn eine notdürftige Reparatur eine sehr 
viel kürzere Zeit beansprucht und durch eine solche den Interessen des 
Reeders kein erheblicher Abbruch geschieht Wie die Interessen der 
Ladung den Interessen des Schiffes, so haben die Interessen des Reeders 
dem Hauptzwecke der Reise: der Ausführung des Frachtvertrages zu 
weichen. 81 H. 72 OLG. 

Die Regel für den Schiffer ist, bevor er wichtigere Schritte unter- 
nimmt, sich vorher brieflich oder telegraphisch Weisung von seinem 
Reeder zu erbitten. So soll er Verhaltungsmaßregeln nachsuchen, bevor 
er zu außergewöhnlichen Reparaturen oder Anschaffungen schreitet, 
bevor er ein Kreditgeschäft abschließt oder wenn er eine Reise zu 
ändern oder einzustellen oder gar das Schiff zu verkaufen sich genötigt 
findet Ist aber Gefehr im Verzuge oder ist sonst die vorherige Ein- 
holung von Verhaltungsmaßregeln untunlich oder sind die erhaltenen 
Instruktionen ungeeignet oder gar den Interessen des Reeders wider- 
streitend, so muß der Schiffer selbständig handeln; er muß dann so 
handeln, wie der Reeder vernünftigerweise getan haben würde, falls er 
selbst zugegen gewesen wäre. HGB. § 534 Abs. i, 2 und 4. 

Der Verlust des Schiffes enthebt den Schiffer nicht von seiner Ver- 

8* 
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pflichtung, für die Interessen des Reeders zu sorgen. Er muß dann, 
wie bei jedem anderen Unfälle, Verklarung ablegen — je schwerer der 
Unfall ist, desto wichtiger ist die Verklarung — und auch sonst in jeder 
Weise das Interesse des Reeders so lange wahrnehmen, als dies er- 
forderlich ist HGB. § 555 Satz i. 

Vertreter der Ladung. Ähnliche Grundsätze gelten, wenn es 
sich darum handelt, daß der Schiffer die Interessen des Ladungseigners 
oder anderer Personen wahrzunehmen hat, welche ihnen gehörende 
Sachen oder zustehende Rechte der Obhut des Schiffers anvertraut 
haben (Assekuradeure, Bodmereigläubiger z. B.): Erbitte dir Instruktion 
und folge dieser oder aber sonst handle, wie diejenigen, deren Inter- 
essen du vertrittst, vernünftigerweise gehandelt haben würden, falls sie 
zur Stelle gewesen wären. HGB. § 535 Abs. i und 2. 

Wolverstanden: wenn der Schiffer auch Angestellter des Reeders 
ist und mit dem Ladungsinteressenten in keiner vertraglichen Beziehung 
steht, so darf er doch nicht die Hände in den Schoß legen und untätig 
bleiben, sobald er nur die Interessen des Reeders wahrgenommen und 
für diesen nichts mehr zu tun hat. Ist das Schiff total verloren gegangen, 
ist aber von der Ladung wenn auch nur der kleinste Teil geborgen 
worden, so muß der Schiffer, trotz Auflösung des Frachtvertrages, auch 
noch weiter für das Beste der Ladung Soi^e tragen, sei es, daß er sich 
um deren Weiterbeförderung oder um deren Auflagerung oder Verkauf 
bemüht HGB. § 632 Abs. !• Dies ist eine ihm obli^ende gesetzliche 
Verpflichtung; verletzt er dieselbe, so macht er seinen Reeder mit Schiff 
und Fracht für sein Verschulden verantwortlich. HGB. § 632 Abs. 3. 

§ 79. Der Schiffer als Tertreter des Reeders. Reehtsrer- 
hftltnis nach außen. Allgemeine Grundsätze. — Sobald der Schifier 
aus seiner Stellung als technischer Leiter des Unternehmens heraus- 
zutreten und rechtsgeschäftlich die an Schiff" und Ladung geknüpften 
Interessen zu vertreten gezwungen wird, kann er durch seine Hand* 
lungen Reeder oder Ladungsinteressenten nur soweit verpflichten, als er 
sich innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen oder darüber hinaus be- 
sonders ihm übertragenen Befugnisse gehalten hat. Eine Beschränkung 
seiner gesetzlichen Befugnisse ist Dritten gegenüber nur wirksam, inso- 
weit diese die Beschränkung kannten. Bevor wir daher erörtern, in 
welcher Weise der Schiffer sich innerhalb der Grenzen seiner gesetz- 
lichen Befugnisse zu bewegen hat, empfiehlt es sich, die letzteren selbst 
festzulegen. Die gesetzlichen Befugnisse des Schiffers auf der Reise 
finden darin ihre Grenze, daß die Handlung des Schiffers eine solche 
gewesen sein muß, welche die Ausführung der Rdse oder die Erhaltung 
oder Ausrüstung des Schiffes mit sich bringt. HGB. § 5 27 Abs. i , 5 34 Abs. i . 
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Anmusterung der Mannschaft. Auf der Reise ist der Schiffer 
befugt, nach alleinigem gewissenhaften Ermessen über die Entlassung 
und Annahme der Schiffsmannschaft zu verfügen (HG. und OG. in 68 
H. 130 und 153); der Schiffer ist auch berechtigt, die mit dem Reeder 
vereinbarte Heuer während der Reise zu erhöhen, falls dies im Interesse 
einer ungestörten und angemessenen Fortsetzung der Reise zweckmäßig 
ist OLG. I in 96 H. 53 sub L 

Abschluß und Änderung von Frachtverträgen. Daß der 
Schiffer neue Frachtverträge abschließen darf, ist ausdrücklich im Gesetze 
gesagt Zweifelhaft ist aber, wie weit er berechtigt ist, von seinem 
Reeder abgeschlossene Frachtverträge zu modifizieren. Das Landgericht 
hat allerdings in 82 H. 128 gesagt, daß, wenn das Gesetz dem Schiffer 
die Befugnis gebe neue Frachtverträge abzuschließen, er a fortiori als 
bevollmächtigt angesehen werden müsse, bestehende Frachtverträge ab- 
zuändern. Dies dürfte aber zu weitgehend sein. Es erscheint richtiger, 
umgekehrt dem Schiffer im Prinzip die Befugnis abzusprechen, Verträge, 
welche der Reeder abgeschlossen hat, abändern (U. 36 HG. und OG.) oder 
auf Klauseln, welche im Vertrage enthalten sind, zum Nachteil des 
Reeders verzichten zu dürfen. S. 12 Nr. 292, vgl. auch 78 H. 93 HG. 
Dagegen wird der Schiffer bestehende Frachtvertrs^e dann abändern 
oder gar aufheben dürfen, wenn er berechtigt ist anzunehmen, daß dies 
seinem Reeder zum Vorteil gereicht, indem derselbe dadurch entweder 
von lästigen Verbindlichkeiten befreit wird (78 R 93) oder positiven 
Gewinn zieht. 

Führung von Prozessen. Kann der Schiffer dieser Art be- 
stehende Verträge modifizieren und neue abschließen, so muß er auch 
befugt sein, Streitigkeiten, welche sich bei der Ausführung der Verträge 
ergeben, zu schlichten oder Klage zu erheben, wenn er anders die ihm 
obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllen kann. HGB. § 527 Abs. 2. 
So hatte ein Schiffer sich mit dem Empfanger über einen Anspruch ver- 
glichen, welchen letzterer wegen Beschädigung seiner Ladung erhoben 
hatte; das Handelsgericht entschied in U. 207, daß der Reeder an diesen 
Vergleich gebunden war. Gleichermaßen ist der Schiffer befugt, Hava- 
riegrossebeiträge einzuklagen. 70 H. 147 HG. Und überhaupt wird 
der Schiffer in allen denjenigen Angelegenheiten, deren Ausführung 
seines Amtes ist, den Reeder verpflichten, wenn er Klage erhebt, Ver- 
zicht leistet, sich vergleicht, anerkennt, oder andere derartige Schritte 
unternimmt OAG. 27. September 1870 Kierulff VI S. 452, 74 R 66 
OG. 84 H. 55 RG. ad 2. Gleichermaßen wird der Schiffer befugt sein, 
die Ladungänteressenten gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten, 
sobald es sich darum handelt, ein dem Transport und der Ab- 
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lieferung der Güter entgegenstehendes Hindernis aus dem Wege zu 
räumen. 

Änhaltung und Aufbringung des Schiffes. Werden Schiff 
und Ladung angehalten und aufgebracht, so ist der Schiffer berechtigt 
und verpflichtet, für die gefährdeten Interessen Sorge zu tragen. Er 
muß für einen Rechtsbeistand sorgen, gegebenenfalls den Verhandlungen 
selbst beiwohnen. Natürlich darf er, falls die Beschlagnahme nur einen 
Teil der ihm anvertrauten Interessen trifft, die anderen Interessen darum 
nicht vernachlässigen. Der Ausgang des Verfahrens wird regelmäßig 
zweifelhaft sein und, zieht sich dasselbe in die Länge, so darf der Schiffer 
nicht bis zu dessen Beendigung warten; er muß vielmehr, £sJls es im 
Interesse der übrigen frei gebliebenen Ladung liegt, mit dieser die Reise 
fortsetzen. 74 H. 267 HG., HGB. § 535 Abs. 3. 

Reiseänderung. Wird die Fortsetzung der Reise in der ursprüng- 
lichen Richtung durch einen Zufall verhindert — friert z. B. der Be- 
stimmungshafen ein oder wird derselbe blockiert oder wird Schiff oder 
Ladung infolge einer Kriegserklärung Feindesgut oder aus sonstigen 
Gründen der Gefahr der Aufbringung ausgesetzt — so ist der Schiflfer 
befugt, die Reise in einer anderen Richtung fortzusetzen oder sie auf 
kürzere oder längere Zeit einzustellen oder nach dem Abgangshafen 
zurückzukehren, je nachdem es den Verhältnissen und den mö^chst zu 
berücksichtigenden Anweisungen entspricht. HGB. § 536. Über die 
Auflösung des Frachtvertrages in solchen Fällen s. unten § 154 ff. 

Umladung, Umstauung. Ist das Schiff derartig beschädigt 
worden, daß es mit der vollen Ladung die Reise nicht fortsetzen kann, 
und würden die erforderlichen Reparaturen eine solche Zeit in Anspruch 
nehmen, daß es nicht im Interesse der Ladung wäre, dieselben abzu- 
warten, so darf der Schiffer einen entsprechenden Teil der Güter in ein 
anderes Schiff verladen und mit diesem weitersenden. HGB. § 565 
Abs. 2. Erfordert der Zustand der Güter eine Umstauung derselben, 
so muß diese, falls angängig, bewirkt werden. 

Erhaltung des Schiffes. Wenn das Gesetz den Schiffer befugt, 
alle zur Erhaltung des Schiffes erforderlichen Maßregeln zu treffen, so 
ist dieser Ausdruck im weitesten Sinne gefaßt Das Schiff soll nicht 
nur in einem Zustande erhalten werden, welcher es ermöglicht, die vor- 
habende Reise auszuführen. Das Schiff soll jeglicher Art Fracht- 
kontrakte, welche im Bereiche des Reedereibetriebes liegen, zur Aus- 
führung bringen können und so erhalten werden, daß es nach Orts- 
und Zeitverhältnissen mit anderen gleichartigen Unternehmungen zu 
konkurrieren vermag. Sb. 108 HG. und OG. Gleichermaßen ist der 
Schiffer befugt Reparaturen anzuordnen, lediglich um dem Schiffe seine 
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Klasse zu erhalten, auch wenn Reparaturen zur Erhaltung der See- 
tüchtigkeit des Schiffes gar nicht erforderlich waren. 83 H. 7 OLG. 
und 84 R 55 ad I RG. 

Anschaffungen. Macht der Schiffer mit Mitteln, welche ihm der 
Reeder zur Verfugung gestellt hat, Anschaffungen, welche über den 
Kreis seiner gesetzlichen Befugnisse hinausgehen, so ist das Geschäft in 
diesem Umfange ungültig, und der Reeder kann, gegen Rückgewähr 
seiner eigenen ungerechtfertigten Bereicherung, von dem Dritten Er- 
stattung des zu viel erhaltenen Geldes verlangen. 

Ausführung der Reise. Handelt es sich nicht nur um die Er- 
haltung des Schiffes oder um die Vertretung der Ladungsinteressen, 
sondern kommt die Ausfuhrung des übernommenen Transportes in 
Frage, so stehen dem Schiffer die ebengenannten Befugpiisse erst recht 
zu. Denn die Ausführung der Reise ist, wie bereits hervorgehoben, die 
erste Aufgabe des Schiffers, welcher alle anderen weichen müssen. Für 
diesen Zweck ist dem Schiffer, wie aus den folgenden Paragraphen er- 
sichtlich sein wird (vgl. § 81 ff.), vom Gesetze noch größere Vollmacht 
gegeben, als wenn es sich um die Interessen allein des Reeders oder 
aDein der Ladung handelt 

§ 80. YoUmaclit des Lotsen. Yerlnst des Schiffes. — Diese 
gesetzlichen Befugpiisse stehen dem Schiffer nur zu in seiner Eigenschaft 
als Vertreter des Seevermögens des Reeders. Daraus ergibt sich 
folgendes: 

1. Lotse. Ein Lotse hat dieselben Befugnisse wie der Schiffer, 
soweit sich dieselben auf die dem Lotsen zeitweilig obliegende nautische 
Leitung des Schiffes beziehen. Aufgabe des Lotsen ist es, ein Schiff 
sicher durch seinen Rayon hindurchzufuhren; erachtet er es für diesen 
Zweck für angemessen, so darf er einen Schlepper engagieren, um 
diesen stets zur Hand zu haben, falls das Schiff eines solchen bedürfen 
sollte; der Reeder ist an den zwischen dem Lotsen und dem Schlepper 
geschlossenen Vertrag gebunden. Sb. 84 HG. 

2. Verlust des Schiffes. Es ist verschiedentlich entschieden 
worden, dafi der Schiffer, da ihm die gesetzlichen Befugnisse nur als 
Vertreter des Fortune de mer des Reeders zustehen, nach Verlust des 
Schiffes nicht ohne besondere Vollmacht klagen oder verklagt werden 
konnte. 69 H. 147 HG., 73 H. 68 HG., ^^ H. 150 HG. Das Ober- 
gericht entschied in 73 H. 192, daß der Schiffer jedenfalls dann nicht 
zur Vertretung eines nicht mehr existierenden Schiffes berufen sei, wenn 
die Reederei ohne Schwierigkeit zur Wahrung ihrer Rechte herbeigezogen 
werden kann. Mag man der letzten Entscheidung auch vielleicht bei 
stimmen, so dürften die erstgenannten Urteile doch zu einem kaum zu 



Digitized by 



X^Q>0^<t 



I20 Zweites Buch. lo. Kapitel. 

billigenden Formalismus fuhren und auch nicht im Einklänge mit den 
übrigen Bestimmungen des Gesetzes stehen. § 555 HGB. schreibt aus- 
drücklich vor, daß der Schiffer auch nach Verlust des Schiffes das 
Interesse des Reeders wahrzunehmen hat. Der Schiffer hat, ob das 
Schiff verloren ist oder nicht (HGB. § 632 Abs. 1), auch die Interessen 
der Ladung zu vertreten, im Falle der Aufbringung dieselbe zu rekla- 
mieren und, wenn sie auf andere Weise seiner Verfügung entzogen ist, 
ihre Wiedererlangung gerichtlich und außergerichtlich zu betreiben. 
HGB. § 535. Warum es dann noch einer besonderen Vollmacht be- 
dürfen soll, um den Reeder bei Ansprüchen vertreten zu können, welche 
den Verlust des Schiffes überlebt oder wohl gar sich aus diesem er- 
geben haben, ist nicht ersichtlich. Solange noch Rechtshandlungen 
vorzunehmen oder Ansprüche zu erledigen sind, welche mit dem ver- 
lorenen Fortune de mer in Verbindung stehen, muß der Schiffer als be- 
fugt gelten, diese wahrzunehmen. Erst nach Erledigung dieser Ansprüche 
wird man sagen können, daß das Fortune de mer, dessen gesetzlicher 
Vertreter der Schiffer ist, nicht mehr existiert 

3. Beschränkte Haftung. Alle Handlungen des Schiffers, welche 
dieser innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse vornimmt, 
machen den Reeder nur mit Schiff und Fracht haftbar. Hierüber s. die 
Ausführungen oben § 64 ff. 

§ 81. Kreditgeschäfte. — Genau und weit enger umgrenzt ist 
die Vollmacht, des Schiffers, wenn es sich darum handelt, den Kredit 
des Reeders in Anspruch zu nehmen. Dazu ist der Schiffer nicht be- 
fugt, wenn es -die Erhaltung des Schiffes oder die Ausführung der Reise 
so mit sich bringen; nur wenn es zu diesen Zwecken wirklich notwendig 
ist, darf der Schiffer Darlehen aufnehmen, Käufe auf Borg eingehen und 
ähnliche Geschäfte auf den Kredit des Reeders abschließen. HGR. 
§ 528 Abs. I, 534 Abs. I. Dabei darf er aber nur das Seevermögen 
des Reeders obligieren; den Reeder persönlich haftbar zu machen, z. B. 
durch Eingehen von Wechselverbindlichkeiten, dazu ist der Schiffer nicht 
befugt; solche Rechtsgeschäfte des Schiffers sind für den Reeder nicht 
verbindlich. HGB. §§ 529, 534 Abs. i. 

Ehe der Gläubiger sein Geld hergibt, tut er daher gut auf zweierlei 
zu achten. Erstens: ist es zur Erhaltung des Schiffes oder zur Aus- 
führung der Reise notwendig, eine Ausgabe zu machen? und zweitens: 
wenn eine Ausgabe notwendig ist, ist sie notwendig in der geforderten 
Höhe? Genügen z. B., um die Reise fortsetzen zu können, Reparaturen 
im Werte von M. 6000, der Schiffer aber ordnet Reparaturen im Werte 
von M. 1 2000 an und bittet, um die Kosten decken zu können, um ein 
Darlehen in dieser Höhe, so verlangt er M. 6000 mehr als er auf 



Digitized by 



Google 



Rechte und Pflichten des Schiffers. §§ 80 — 81. I2i 

Grund seiner gesetzlichen Vollmacht berechtiget ist, zu verlangen. Gibt 
der Gläubiger trotzdem ein Darlehen von M. 12000, so kann er von 
dem Reeder aus diesem Kreditgeschäfte nur die Erstattung von M. 6000 
verlangen. Ob der Gläubiger die restlichen M. 6000 von dem Reeder 
erstattet verlangen kann, hängt davon ab, ob der Schiffer überhaupt 
berechtigt war, d. h. also, ob die Erhaltung des Schiffes oder die Aus- 
führung der Reise es mit sich brachten, eine so große Reparatur vor- 
zimehmen. Ist dies der Fall, dann kann der Gläubiger auf Grund des 
im vorigen Paragraphen Au^efiihrten die Erstattung verlangen. Sein 
Schif&pfandrecht steht aber im Range demjenigen des Kreditgläubigers 
nach; dieses nimmt nach der Aufzählung unten im § 190 den vierten, 
jenes den sechsten Rang ein. Lag das Geschäft aber auch außerhalb 
der dem Schiffer nach den §§ 79 — 80 zustehenden Befugnisse, so kann 
der Gläubiger den Reeder höchstens wegen ungerechtfertigter Be- 
reicherung belangen. — Gleiches gilt, wenn derjenige, welcher die Repa- 
raturen vornimmt, den Betrag derselben dem Schiffer bzw. Reeder 
kreditiert Der Schiffer wird regelmäßig, bevor er zur Reparatur 
schreitet, das zuständige Gericht oder den deutschen Konsul bitten, 
Sachverständige zu ernennen, welche den Zustand des Schiffes zu unter- 
suchen und über die zur Fortsetzung der Reise oder zur Erhaltung des 
Schiffes notwendigen Reparaturen und deren Kosten schriftlich Bericht 
zu erstatten haben. Der Kreditgeber wird daher gut tun, durch Ein- 
sichtnahme der Verklarung und des Sachverständigen Gutachtens sich 
vorher darüber zu vergewissern, welcher Aufwand notwendig ist, wieviel 
Greld der Schiffer daher aufzunehmen gesetzlich befugt ist. 

Ob aber der Schiffer das entliehene Geld auch wirklich zu dem 
erbetenen Zwecke verwendet, dafür ist der Gläubiger nicht verantwort- 
lich. Mußte z. B. das Schiff verproviantiert werden und hatte der 
Schiffer zu diesem Zwecke Geld aufgenonunen, das Geld aber schließ- 
lich dazu verwandt, um das Schiff neu malen zu lassen — oder hat 
der Schiffer das Geld für seine eigenen Zwecke unterschlagen, so haftet 
der Reeder für die Rückzahlung des Geldes so, als ob dasselbe für den 
erbetenen Zweck wiiidich ausgegeben worden wäre; es sei denn, daß 
der Gläubiger bei der Eingehung des Geschäftes oder bei der Hergabe 
des Geldes wußte oder grobfahrlässig nicht wußte, daß der Schiffer 
dasselbe nicht vereinbarungsgemäß verwenden würde. Sucht der Reeder 
sich aus diesem Grunde seiner Haftung zu entziehen, so muß er dem 
Gläubiger beweisen, daß dieser im bösen Glauben war. 

Der Gläubiger braucht auch nicht darauf zu sehen, ob der Schiffer 
wirklich Gdd gebrauchte und nicht vielmehr von seinem Reeder mit ge- 
nügenden Mitteln ausgerüstet war, die betreffenden Ausgaben zu bestreiten. 
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Endlich ist es auch nicht Sache des Gläubigers, zu prüfen, ob ge- 
rade der vom Schiffer gewählte Weg der zweckmäßigste war. Ob der 
Schiffer nicht besser daran getan hätte, anstatt Geld für eine not- 
dürftige Reparatur aufzunehmen, das Schiff einer gründlichen Reparatur 
zu unterziehen und die Ladung in einem anderen Schiffe an ihren Be- 
stimmungsort zu bringen, oder ob er, statt ein Bodmereigeschäft ein- 
zugehen, besser getan hätte, Schiffs- oder Ladungsteile zu verkaufen — 
das sind Erwägungen, mit denen der Gläubiger nichts zu schaffen hat 
Auf die Gefahr des Gläubigers geht es nur, 

1. soweit er Kredit gewährt für ein Bedürfnis, ^velches zu befriedigen 
außerhalb der Grenzen der gesetzlichen Befugnisse des Schiff<^rs 
liegt, dessen Befriedigung also nicht notwendig ist zur Erhaltung 
des Schiffes oder zur Ausführung der Reise, oder 

2. wenn er zwecks Befriedigung eines gesetzlichen Bedürfnisses mehr 
Geld hergibt, als dazu erforderlich ist. 

HGB. § 528 Abs. 2. Die Voraussetzungen eines gültigen Kreditgeschäftes 
hat der Gläubiger zu beweisen. 

War eine Stundung des vom Reeder geschuldeten Betrages nicht 
vereinbart worden, sondern muß der Gläubiger auf die Bezahlung einfach 
deshalb warten, weil der Schiffer ohne die Forderung zu berichtigen 
abgefahren ist, so liegt ein Kreditgeschäft nicht vor. Ob der Reeder 
haftet, bestimmt sich nach dem oben in §§ 79—80 Gesagten. Jedenfalls 
steht das Pfandrecht dieses Gläubigers demjenigen eines Kreditgläubigers 
im Range nach (vgl. unten § 190 sub 4 und 6). Der Fall ist genau so 
zu behandeln, wie wenn der Gläubiger mehr als zur Befriedigung des 
Bedürfnisses erforderlich ist, vorgeschossen hat. 

Bodmerei. Ein Bodmereigeschäft einzugehen ist der Schiffer nur 
dann befugt, wenn und bis zu dem Betrage, zu welchem es fiir die 
Ausführung der Reise notwendig ist. Sind also z. B. sämtliche Be- 
frachter rechtsgültig vom Frachtvertrage zurückgetreten oder ist die 
ganze Ladung verloren gegangen, so darf der Schiffer zwecks Reparatur 
und Erhaltung des Schiffes kein Bodmereidarlehen aufnehmen. Tut er 
es doch, so ist das Geschäft als Bodmereigeschäft ungültig; es kann 
dann nur als gewohnliches Kreditgeschäft aufrecht erhalten werden. 
HGB. §§ 528 Abs. I Satz 2, 680 Abs. i Nr. 1. Vgl. die interessante 
Entscheidung des HG. in 69 H. 138. 79 H. 136 LG. Handelt der Schiffer 
nicht etwa im alleinigen Interesse der Ladung (hierüber s. unten § 87), 
so darf er die Ladung nur zusammen mit Schiff und Fracht verbodmen. 
Dies ist eine positive Beschränkung der gesetzlichen Vollmacht des 
Schiffers, welche auch Dritten gegenüber wirksam ist. HGB. § 680 
Abs. 2. Handelt es sich darum, die zur Ausftihrung der Reise not- 
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wendigen Mittel zu beschaffen, und verbodmet der Schiffer hierbei die 
Ladung allein, so ist das Bodmereigeschäft nichtig. Im übrigen kommen 
für die Gültigkeit eines Bodmereigeschäftes dem Bodmereigläubiger 
gegenüber dieselben Regeln zur Anwendung, wie bei jedem anderen 
Kreditgeschäft. Näheres über Form und Inhalt des Bodmereivertrages 
s. unten § 82. 

Verjährung. Forderungen aus Kreditgeschäften des Schiffes ver- 
jähren in einem Jahre. Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des 
Jahres, in welchem die Forderung fällig geworden ist. HGB. §§901, 
903 Nr. 4, 904- 

§ 83. Insbesondere Ton der Bodmerei. — Eine besondere Art 
von Kreditgeschäft ist die Bodmerei. Wenn auch ein solches Geschäft 
heutzutage nur noch selten abgeschlossen werden wird, so enthält das 
Gesetz doch darüber ausfuhrliche Bestimmungen, welche einer kurzen 
Erörterung bedürfen. 

Das wesentliche Merkmal der Bodmerei ist, daß demjenigen, 
welcher sein Geld auf Bodmerei hergibt, lediglich das Schiflf und even- 
tuell die in demselben befindliche Ladung samt der Fracht am Ende 
der Bodmereireise haftet, daß bei einem Totalverlust von SchifT und 
Ladung der Rückforderungsanspruch des Bodmereigläubigers zusammen 
mit diesen Gegenständen untergeht, der Gläubiger also sozusagen sein 
Geld auf den Boden des Schiffes gelegt hat Welche Gegenstände dem 
Bodmereigläubiger verhaftet sein sollen, unterliegt der freien Vereinbarung; 
so kann das Schiff allein oder Schiff und Fracht, die Ladung allein oder 
alle G^enstände zusammen verbodmet werden. Ebenso ist es nicht 
erforderlich — wenn es auch meistens der Fall sein wird — , daß das 
Geld gerade für die vorhabende Reise dargeliehen wird; die Bodmerei- 
reise braucht nicht mit der Frachtrdse, noch mit der im HGB. § 757 
definierten und für die Schiffsgläubiger maßgebenden Reise zusammen- 
zufalleti. Bestimmt sich sonach der Umfang des Pfiandrechtes nach 
dem Bodmereiverträge, so ist im übrigen das Bodmereipfiandrecht den 
gesetzlichen Schiffsgläubigerrechten völlig gleichgestellt; auf beide finden 
gleichmäßig die weiter unten im § 190 ff. zu besprechenden Regeln An- 
wendung. HGB. §§ 679, 759. 

Prämie. Es ergibt sich aus dem bisher Gesagten, daß der Bod- 
mereigläubiger den Risiko der Reise trägt. Dafür bedingt er sich auch 
für sein Darlehen besonders hohe Zinsen (die Bodmereiprämie) aus; 
diese Zinsen können bis zu 50, 60 ^/^ und mehr betragen, die Höhe 
der Zinsen ist einer gesetzlichen Beschränkung nicht unterworfen; selbst- 
verständlich unterliegt die Abmachung aber den Bestimmungen, welche 
für den Wucher gegeben sind. Ist daher die Höhe der Prämie nicht 
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vereinbart, so dürfen nicht etwa nur die gesetzlichen Zinsen von 4 resp. 
5 ^Iq berechnet werden; erforderlichenfalls muß die Prämie durch Sach- 
verständige festgesetzt werden, und zwar unter Berücksichtigung des 
Risikos, welchen der Gläubiger bei Eingehung des Vertrages auf sich 
nahm. Denn die Prämie ist zunächst eine Entschädigung für den Risiko, 
welchen der Gläubiger läuft; in zweiter Linie erst, falls nicht etwa 
neben der Prämie auch noch Zinsen vereinbart worden sind, ist sie ein 
Entgelt für den gewährten Genuß des Geldes. HGB. §681. 

Bodmereibrief. Das Bodmereigeschäft bedarf zu seiner Gültig- 
keit der schriftlichen Form: der Ausstellung des Bodmereibriefes. Ohne 
Ausstellung eines Bodmereibriefes ist das Kreditgeschäft als Bodmerei 
ungrültig. Der Bodmereigeber (§ 683 am Anfang) wird erst mit der 
Ausstellung des Briefes Bodmereigläubiger. Um jedoch auszuschließen, 
daß das Geschäft einfach nichtig ist, bestimmt das Gesetz ausdrücklich, 
daß dasselbe in einem solchen Falle als gewöhnliches Kreditgeschäft 
zu gelten habe — eine Folge, die ohnehin nach BGB. § 140 dann ein- 
treten würde, wenn dies dem Willen der Parteien entsprochen haben 
würde, nachdem sie erfahren hatten, daß das Geschäft als Bodmerei- 
geschäft nicht aufrecht erhalten werden könne. In einem solchen Falle 
würde die Prämie, falls sie das zulässige Maß zu vereinbarender Zinsen 
überschritte, entsprechend herabgemindert werden — bei Fehlen einer 
Vereinbarung über eine zu zahlende Prämie wären 4 bzw. 5 ^/^ zu be- 
rechnen. HGB. § 682. Auf Verlangen des Bodmereigebers muß in 
den Bodmereibrief aufgenommen werden: Name des Kontrahenten, 
Anlaß zur Eingehung des Geschäftes, Betrag des Darlehens und der 
Prämie, Bezeichnung des Schiffes und der verbodmeten Gegenstände, 
die Bodmereireise, Zeit und Ort der Fälligkeit, Qualifikation der Ur- 
kunde als Bodmereibrief, Tag und Ort der Ausstellung und Unterschrift 
des Schiffers. HGB. § 683. Auch kann der Bodmereigeber verlangen, 
daß der Bodmereibrief an Order gestellt und in mehreren Exen^laren 
ausgefertigt wird. HGB. §§ 684, 686 Abs. i und 2. 

Exceptio deficientis causae bodmeriae. Die Gültigkeit eines 
Bodmereigeschäftes hängt ferner davon ab, daß es notwendig für die 
Ausfuhrung der Reise war, Geld, und zwar Geld zu dem dargeliehenen 
Betrage zu entnehmen (vgl. oben § 81 am Ende). Dieser elementare 
Grundsatz für die Beurteilung der Giiltigkeit der vom Schiffer abge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte würde ohne die Bestimmung im HGB. 
§ 686 Abs. 3 über den Haufen geworfen werden, sobald der Bodmerei- 
brief an Order gestellt ist Denn die Einrede, daß der Schiffer nicht 
befugt war, die entliehene Summe Geldes als Bodmereidarlehen auf- 
zunehmen (exceptio deficientis causae bodmeriae), kann nicht aus der 
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Urkunde selbst entnommen werden. Ein gutgläubiger Indossatar könnte 
daher die Bodmereischuld einklagen, auch wenn diese Voraussetzung 
für die Gültigkeit derselben fehlte. HGB. § 686 Abs. 3 bestimmt daher, 
daß der Einwand: der Schiffer sei zur Eingehung des Geschäftes über- 
haupt oder in dem vorliegenden Umfange nicht befugt gewesen — 
gegen jeden Indossatar erhoben werden kann. Ein Bodmereibrief- 
inhaber muß also zur Begründung seiner Forderung gegebenenfalls be- 
weisen, daß der Schiffer innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen Be- 
fugnisse gehandelt hat Um nun nicht die Bedeutung eines Bodmerei- 
briefes als eines Orderpapieres gar zu sehr abzuschwächen, stellt das 
Gesetz die Vermutung für das Vorhandensein dieser Voraussetzung auf, 
falls vor der Ausstellung des Bodmereibriefes die Notwendigkeit der 
Eingehung des Geschäftes von dem deutschen Konsul oder in dessen 
Ermangelung von dem Gericht oder der sonst zuständigen Behörde des 
Ortes der Ausstellung, sofern es aber auch an einer solchen fehlt, von 
den Schifisoffizieren urkundlich bezeugt worden ist. Weist der Bod- 
mereibrief Inhaber ein solches Dokument vor, so kann sich der Bod- 
mereischuldner (Reeder oder Ladungseigner) der Bezahlung nur dann 
entziehen, wenn er seinerseits beweist, daß der Schiffer zur Eingehung 
des Geschäftes gesetzlich nicht befugt war, der Inhalt des Dokumentes 
also unrichtig ist. HGB. § 685. 

Gegenstand der Verbodmung. Fracht Kann der Schiffer 
Geld nicht auftrdben gegen Verbodmung des Schiffes allein, so ist er 
befugt, außer dem Schiffe auch die Fracht zu verbodmen. Er kann 
natürlich auch die Fracht allein verbodmen. Fracht kann aber nur 
verbodmet werden, soweit sie der Seegefahr ausgesetzt ist oder aus- 
gesetzt werden wird. Dies liegt im Wesen des Bodmereivertrages, nach 
welchem der Gläubiger am Seerisiko partizipiert. Daher kann wohl 
Fracht verbodmet werden, welche für einen künftigen Abschnitt der 
Bodmereireise valadieren wird; nicht aber Fracht, welche definitiv voraus- 
bezahlt ist oder vorauszubezahlen sein wird. HGB. § 680 Abs. 4 und 5. 
Aus dem gleichen Ghrunde haftet dem Bodmereigläubiger im Falle der 
Unterverfrachtung die Konnossements- und nicht die Charterfracht, falls 
letztere nicht ausdrücklich zum Gegenstand der Verbodmung gemacht 
worden ist Denn der Gläubiger nimmt als Sicherheit dasjenige, was 
er greifbar vor sich sieht und was demnächst dem Seerisiko wieder 
ausgesetzt werden soll; d. i. aber: Schiff, eventuell Ladung und die sich 
an diese Ladung knüpfende Fracht, d. h. die Konnossementsfracht Zu- 
treffend führt das OLG. I in 91 H. 22 aus: ,»Für den Gläubiger hat nur 
diejenige Fracht als Pfandobjekt Wert, die am Bestimmungsort von den 
Ladungsempfangern zu zahlen ist, also bei einem unterverfrachteten 
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Schiffe stets nur die Konnossementsfracht; denn die Charterfracht ist 
für ihn neben der Konnossementsfracht nicht greifbar; das Wort ,Fracht' 
tritt für ihn, wenn Konnossemente gezeichnet, stets nur als Komiosse- 
mentsfracht in die Erscheinung." Es wäre in einem solchen Falle daher 
auch gleichgültig, wenn von der Charterfracht bereits ein Teil definitiv 
sollte vorausbezahlt worden sein. 

Die Verbodmung der Fracht schließt die Verbodmung der Passage- 
gelder ein, falls Gegenteiliges nicht vereinbart ist. HGB. § 6^^. 

Ladung. Kann der Schiffer Geld nicht anders als auf Bodmerei 
erhalten, so darf er auch die Ladung verbodmen, falls der Bodmerei- 
geber sich an der Sicherheit von Schiff und Fracht nicht genügen lassen 
will. Solange es sich um Ausführung des Frachtvertrages, falls es sich 
also nicht lediglich um das Interesse der Ladung handelt (über diesen 
Fall vgl. unten § 87), darf der Schiffer die Ladung nur zusammen mit 
Schiff und Fracht verbodmen, und auch dies nur, falls es zur Ausfuhrung 
der Reise notwendig ist Ermangelt es an einer dieser beiden Voraus- 
setzungen, so ist das Geschäft nichtig, und der Schiffer allein haftet 
dem Darlehensgeber für allen daraus entstehenden Schaden. Ob aber 
der Schiffer, ohne die Ladung mit zu verbodmen, das Geld, eventuell 
gegen eine höhere Prämie, hätte erhalten können, beeinflußt die Gültig- 
keit des Geschäftes nicht. In einem solchen Falle ist nur der Reeder 
der verbodmeten Ladung gegenüber verantwortlich, falls nicht die Be- 
dingungen, unter denen der Schiffer das Geld gegen Verbodmung nur 
von Schiff und Fracht erhalten haben würde, einen unverhältnismäßigen 
Schaden für den Reeder zur Folge gehabt hätte. HGB. § 680 Nr. 2 und 
Abs. 2, § 540 Abs. I und 2. S. unten § 85. 

Werden Schiff und Ladung verbodmet, so gilt die Fracht als mit- 
verbodmet. Dagegen ist in der Verbodmung des Schiffes ohne Er- 
wähnung der Fracht die Verbodmung der Fracht nicht enthalten. 
HGB. § 680 Abs. 3. 

Pfandrechtlichen Grundsätzen gemäß haftet jeder der verbodmeten 
Gegenstände dem Bodmereigläubiger für die ganze Bodmereischuld. 
Der Bodmereigläubiger kann sich daher am Ende der Bodmereireise 
nach seiner Wahl an irgend einen der verbodmeten Gegenstände halten, 
um aus ihm sich für seine ganze Forderung bezahlt zu machen; er 
kann also, wenn Schiff, Fracht und Ladung gegen ein Dariehen von 
50 000 M. verbodmet worden sind, vom Ladungsinteressenten allein die 
Zahlung von 50000 M. verlangen und, falls Zahlung nicht erfolgt, die 
Ladung verkaufen und sich aus dem Erlöse zur Höhe von 50000 M. 
befriedigen. HGB. § 691. Die Ladung kann sich dann an den Reeder 
halten. Zwischen Ladungsinteressent und Reeder wird die Verbodmung 
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der Ladung als ein Kreditgeschäft angesehen, demzufolge die Ladung, 
falls der Bodmereigläubiger äch aus dieser befriedig^, dem Schiffe die 
Bodmereischuld kreditiert hat Der Reeder aber haftet nur mit Schiff 
und Fracht für denjenigen Betrag, welchen die Ladung dem Bodmerei- 
gläubiger hat zahlen müssen; zu dieser Höhe hat die Ladung ein 
gesetzliches Pfandrecht am Fortune de mer. Hat der Bodmerei- 
gläubiger die Ladung am Ende der Bodmereireise verkauft, so hat der 
Reeder den Marktwert der verkauften Ladung am Bestimmungsorte zu 
ersetzen resp. den Verkaufserlos am Ende der Bodmereireise, falls 
letzterer höher ist Vgl. unten §§ 85 und 175. HGB. §§ 541, 611, 612. 
Unregelmäßiger Fall von Havariegrosse. Wenn nun Schiff 
und Fracht nicht ausreichen, um die Ladung zu befriedigen, wenn sich 
also bei einer Zwangsversteigerung des Schiffes und bei einer Zwangs- 
vollstreckung in die Fracht am Bestimmungsorte ergibt, daß der erzielte 
Erlös nicht hinreicht, um die der Ladung vorgehenden Ansprüche und 
ihre eigene Forderung zu decken, so würde die Ladung, in Ermangelung 
einer besonderen gesetzlichen Vorschrift, einen Ausfall erleiden. Denn 
in seine Privattasche braucht der Reeder nicht zu greifen, um die vom 
Schiffer innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen Befugnisse ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen oder für ein von demselben 
begangenes Verschulden aufzukommen. Dieses Resultat wäre aber ein 
unbilliges. Denn die Bodmereischuld ist eingegangen, um die Aus- 
fuhrung der Reise zu ermöglichen; es hat also die gesamte Ladung 
und nicht etwa nur der verbodmete Teil derselben Vorteil von der 
Handlung des Schiffers. Den Ausfall, welchen die verbodmete Ladung 
erleidet, erleidet sie in gemeinsamem Interesse. Es ist daher nur recht 
und billig, wenn alle gleichmäßig an diesem Ausfall partizipieren. 
Dieses Resultat erreicht das Gesetz dadurch, daß es eine havariegrosse- 
ähnliche Verteilung des Ausfalles auf alle Ladungsinteressenten an- 
ordnet Hat ein Ladungsbeteiligter die Bodmereischuld bezahlt, so büdet 
die letztere die Grrundlage für die zu leistende Vergütung, falls der 
Ladungsinteressent nicht etwa einen größeren Betrag bezahlt hat, als 
der Marktwert der verbodmeten Ladung am Bestimmungsorte beim 
Beginn der Entlöschung betrug. In einem solchem Falle würde letzterer 
Wert die Grundlage der Vergütung bilden. Ebenso bestimmt sich die 
Vergütung nach diesem Werte, falls sich der Bodmereigläubiger durch 
den Verkauf der Ladung befriedigt hat Von diesem Marktwerte der 
verkauften Ladung resp. von dem Betrage der bezahlten Bodmerei- 
schuld ist dann in Abzug zu bringen, was der betreffende Ladungs- 
interessent aus der Realisierung des Fortune de mer des Reeders erzielt 
hat Der Rest wird in Havariegrosse auf die gesamte Ladung (ein- 
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schließlich der verbodmeten oder verkauften) verteilt Die hiemach zu 
entrichtenden Beiträge stehen in allen rechtlichen Beziehungen denjenigen 
Beiträgen gleich, welche in Fällen echter Havariegrosse zu leisten sind. 
Dieses ist der eine der zwei gesetzlichen Fälle unechter Havariegrosse; 
über den anderen s. unten § 155. S. auch § 85. HGB. §§ 732, 733, 
Bodmerei und andere Kreditgeschäfte. Es mag noch be- 
merkt werden, daß dn Bodmereigeschäft dem Gläubiger größere Vor- 
teile und dem Reeder größere Nachteile bringt als ein gewöhnliches 
Kreditgeschäft. Der Bodmereigläubiger kann sich z. B. außer Zinsen 
eine Prämie ausbedingen, ihm kann auch die Ladung als Sicherheit 
gegeben werden, ihm sind Erleichterungen gewährt bei der Geltend- 
machung seines Anspruches mit Bezug auf die Beweislast (vgl. das oben 
über die exceptio deficientis causae bodmeriae Gesagte), bei der zwangs- 
weisen Beitreibung seines Anspruches genießt er eine bevorzugte Rang- 
stellung usw. Dem Schiffer ist es daher auch zur Pflicht gemacht 
worden, ein Bodmereigeschäft erst dann einzugehen, wenn er durch ein 
gewöhnliches Kreditgeschäft die nötigen Gelder nicht erhalten kann. 

§ 83. Yerkauf Ton Schiff oder Ladung. — Verkauf des 
Schiffes. Ob und wann der Schiffer befugt ist, das Schiff zu ver- 
kaufen, bestimmt HGB. § 530. Danach ist ein Verkauf nur dann rechts- 
gültig, wenn er in einem Falle dringender Notwendigkeit nach erfolgter 
Kondemnation in öffentlicher Versteigerung geschieht. Kondemnation 
ist die durch das Ortsgericht nach Anhörung von Sachverständigen und 
mit Zuziehung des deutschen Konsuls erfolgte formelle Feststellung, 
daß ein Fall dringender Notwendigkeit vorliegt Ist keine Gerichts- 
behörde und auch keine andere Behörde, welche die Untersuchung über- 
nimmt, am Orte vorhanden, so hat der Schiffer zur Rechtfertigur^ seines 
Verfahrens das Gutachten von Sachverständigen einzuholen und, wenn 
dies nicht möglich ist, sich mit anderen Beweisen zu versehen. Von 
dem Requisit der öffentlichen Versteigerung abgesehen, ist der Verkauf 
des Schiffes also nur gültig, d. h. das Eigentum geht auf den Käufer 
über, wenn 
I. ein Fall dringender Notwendigkeit vorlag. Solche Notwendigkdt 
wird vorliegen, wenn ein Schiff gestrandet ist und entweder die 
Möglichkeit, dasselbe wieder abzubringen, sehr entfernt ist und die 
deshalb aufzuwendenden Kosten sehr erheblich sind oder auch 
schon dann, wenn die Kosten des Abbringens und der nach- 
folgenden Reparatur unverhältnismäßig groß im Vergleiche zu dem 
Werte des Schiffes sind. Vgl. 72 H. 306 OG., 75 H. 33 OG. Die 
Reparaturunfahigkeit oder Reparaturunwürdigkeit des Schiffes (vgl. 
oben § 11) als solche kommt nicht in Betracht-, 
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2. der Umstand, dafi dn Fall dringender Notwendigkeit vorlag, vor 

erfolgtem Verkaufe, wenn angängig, gerichtlich untersucht und 

festgestellt worden ist 

Li^en diese Voraussetzungen vor, dann befugt das Gesetz den 
Schiffer, das Schiff zu verkaufen. Das Fehlen öder das Vorhandensein 
dieser Voraussetzungen muß derjenige beweisen, welcher es behauptet 
HGB. § 530. Über den Schi£&vericauf und Schifi^läubigerrechte s. unten 
§200. 

Verkauf von Teilen des Schiffes und der Ladung. Ob und 
wann der Schiffer befugt ist, Teile des Schiffes (Schifisboote, Schiffs- 
proviant u. dgL) oder der Ladung recht^^tig zu verkaufen, darüber 
enthalt, wenn man den Protokollen folgt, das Gesetz keine besondere 
Bestinmiung. Es war beantragt worden, in das Gesetz aufzunehmen, 
daß der Schiffer solche Verkaufe nur dann vorzunehmen befugt sei, 
wenn es zum Zwecke der Ausführung der Reise sich als notwendig 
erweise. Dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt mit Bezug auf den 
Verkauf von Schifiszubehör und Schiffsvorräten unter der Begründung, 
daß der Schiffer zu solchem Verkaufe auch dann als befugt angesehen 
werden müsse, wenn sich derselbe als zweckmäßig erweise (Prot 1890, 
1893), und mit Bezug auf den Verkauf von Teilen der Ladung unter 
der Begründung, daß solche Verkäufe regelmäßig in öffentlicher Auktion 
stattfänden und daß sich kein Käufer finden würde, wenn er, um seines 
Rechtstitels sicher zu sein, stets vorher untersuchen müßte, ob der 
Verkauf auch zur Ausfuhrung der Reise notwendig sei (Prot 3827). In 
Ermangelung einer besonderen Bestimmung müßte es daher bei den 
allgemeinen Grrenzen der gesetzlichen Befugnisse des Schiffers sein Be- 
wenden habe: wenn es die Ausfuhrung der Reise mit sich bringt, ist 
er befugt, Schif&- oder Ladungsteile zu verkaufen. Daß er zu solchen 
Verkäufen befugt ist, geht aus HGB. §§ 535 Abs. 3 und 538 hervor. 
Man würde dann aber sagen müssen, daß die Ausführung einer Reise 
einen Verkauf von Schif&teilen oder Schif&vorräten nur dann mit sich 
bringt, entweder wenn durch den Verkauf das zur Fortsetzung der 
Reise nötige Geld beschafft werden soll (HGR §§ 542, 528 Abs. 2), 
oder wenn die zu verkaufenden Gegenstände entbehrlich sind und deren 
Verkauf zweckdienlich erscheint Und einen Verkauf von Ladungsteilen 
würde die Ausfuhrung einer Reise nur dann mit sich bringen, wenn 
entweder das zur Fortsetzung der Reise notige Geld beschafft werden 
soll oder wenn auf andere Weise ein erheblicher Verlust nicht ab- 
gewendet werden kann. Hierzu müßte der Schiffer schon nach HGB. 
§§ 535 und 534 als befugt angesehen werden; andere Fälle ließen sich 
aber mit Bezug auf den Verkauf von LadungsteUen kaum konstruieren, 

SittTttking, Seorccht. 9 
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WO die Ausführung der Reise, d. h. der Tränsport der Ladung deren 
vorzeitigen Verkauf mit sich brächte. Diese Tatumstande müßten vor- 
liegen, die Käufer sich ako danach erkundigen, falls der Verkauf rechts- 
gültig sein soll. 

Zu demselben Resultat gelangt man, wenn man das Gesetz aus 
sich selber interpretiert Der Wortlaut des § 542 ergibt durchaus 
nicht, daß er sich nur auf Kreditgeschäfte und nicht auch auf den in 
den §§535 und 538 erwähnten Verkauf von LadungsteUen bezidit 
Das Gesetz behandelt die Materie vollständig und sinngemäß; man 
sollte nur da die Protokolle zu Rate ziehen, wo das Gesetz Raum fiir 
Zweifel läßt Hat der Geset^eber etwas anderes gewollt, als er gesagt 
hat, so ist es verkehrt, den. Willen des Gesetzgebers in das Gesetz 
hineinzuinterpretieren, wenn es anders zu Mißverständnissen keinen 
Anlaß gibt. Der klare Wortlaut des Gesetzes ergibt folgendes: Die 
§§ 527 — 530 regeln die Befugnis des Schiffers als Vertreters des Reeders 
Dritten gegenüber. Danach darf der Schiffer das Fortune de mer des 
Reeders obligieren, soweit es die Ausführung der Reise mit sich bringt; 
nur bei Kreditgeschäften ist diese Vollmacht dahin beschränkt, daß 
sich der Dritte nach der Notwendigkeit und der Hohe des Bedarfes 
erkundigen muß (§ 528 Abs. i), nicht aber danach, ob der Schiffer 
zweckmäßig verfahrt oder das nötige Geld bereits zur Verfugung hat 
(§528 Abs. 2). Der § 534 bestimmt dann über das interne Verhältnis 
des Schiffers in diesen Fällen zu seinem Reeder, daß er diesem gegen- 
über verantwortlich dafür ist, daß er zweckmäßig verfahrt §§535 und 
537 regeln das Verhältnis des Schiffers als Vertreters der Ladung zu 
dieser und zu Dritten. Da aber der § 535, ebenso wie der § 534, den 
Schiffer (der Ladung gegenüber) verpflichtet, zweckmäßig zu verfahren, 
war es notwendig auszusprechen, wie es im § 528 Abs. 2 geschehen 
ist, dstß die Frage der Zweckmäßigkeit Dritte nicht tangiert Dies ist 
ini § 542 geschehen. In gleicher Weise behandeln die §§ 538 fg. die 
Befugnis des Schiffers als Vertreters der Gemeinschaft über die Ladung 
zu verfügen — eine Handlung, zu welcher ihn die §§ 527 fg. nicht be- 
rechtigen — und zwar regeln § 538 das Verhältnis des Schiffers zu 
Dritten, §§ 539 — 541 das interne Verhältnis — hier kommt naturgemäß 
nicht nur die Zweckmäßigkeit des Mittels in Frage, sondern auch das 
Verhältnis der Ladungsinteressenten zum Reeder — und § 542 be- 
stimmt dann wieder, daß der Dritte die Zweckmäßigkeit des Mittels 
nicht zu prüfen hat So ergibt sich, daß der Schiffer über Ladungs- 
teile Dritten gegenüber rechtsgültig nur in den in §§ 535, 538, 542 
gezogenen Grenzen verfugen kann. Eine Lücke würde das Gesetz dann 
immer noch bezüglich des Verkaufes von Schiffeteüen und Schiffsvor- 
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raten enthalten. Hier würde dann die obige Alimentation zutreffen. 
Würde man diese Entscheidung der vorliegenden Frage ablehnen, so 
bliebe nichts übrig, als es bei den Bestimmungen des Bürgerlichen Ge^ 
setzbuches über den Schutz des guten Glaubens zu lassen; denn der 
Schiffer i§t nicht Kaufmann und seine Befugnis, in Vertretung eines 
Kaufmannes zu handeln, steht hier ja gerade in Frage. Dann müßte 
der Käufer den Schiffer oder dessen Beauftragten gutgläubig für den 
Eigentümer der verkauften Gegenstände halten; dieses ist aber, nie der 
Fall, der Verkauf wird also stets ungültig sein. 

Verkauf der Ladung. Die ganze Ladung zu verkaufen und 
damit dem Transporte derselben ein vorzeitiges Ende -zu bereiten,, ist 
der Schiffer nur als Vertreter der Ladung befugt Hierüber 3. unten § 87. 

Für alle vom Schiffer abgeschlossenen Rechtsgeschäfte gut der Satz, 
daß böser Glauben des Dritten ihre Ungültigkeit zur Folge hat Wenn 
also z. B. der Dritte weiß oder grob fahrlässig nicht wu^e, daß die 
gesetzliche Vollmacht des Schiffers vom Reeder beschränkt war öder 
daß der Schiffer das dargeliehene Geld nicht zu dem erbetenen* Zwecke 
verwenden würde oder daß er gegen das offen zu tage liegende Inter- 
esse des Reeders resp. der Ladung handelte dadurch» daß er ein, durch- 
aus unzweckmäßiges Mittel ergriff oder die ihm zu (jebote strfienden 
Grelder nicht zunächst erschöpfte, ist das Geschäft ungültig. Vgl. HGB. 
§ 528 Abs. 2. . ; 

Wie weit der Schiffer berechtigt ist, dem Reeder oder Laduögs- 
interessenten gegenüber seine geset^ichen Befugnisse auszuüben, darüber 
s. die folgenden I^aragrapheq. 

§ 84.. Der Schiffer als Yertreter des lE^ders. BeehtsTer- 
hiltnis nach innen. — Bewegt sich der Schiffer innerhalb dieser 
Grenzen meiner gesetzlichen Befugnisse (§§79 — 83), so.obligiert er 
durch seine Handlungen das Seevermögen des Reeders« Stehen ihm 
aber innerhalb dieser Grenzen mehrere Wege offen, so ist er dem 
Reeder g^enüber verpflichtet, den billigsten Weg einzuschlagen. So 
soll er ein Bodmereigeschäft nicht eingehen, wenn er Geld auf andere 
Weise erhalten kann, z. B. durch ein einfaches Darleben; denn eineöi 
Darlehnsgläubiger haftet der Reeder auch nur, wie. dem Bodmerei- 
gläubiger, mit Schiff und Fracht; er spart aber die bei der Bodmerei 
übliche hohe Prämie. Auch soll er eptbehrliche Teile des Schifiszubehörs- 
oder der Schiffsvorräte nicht verkaufen, wenn er siqh auf andere 
Weise Geld verschaffen kann. Bleibt ihn> nur die Wahl zwischen einem 
solchen Verkauf oder der Aufnahme, eines Bodmereidarlehns,^ so soll er 
von diesen beiden Wegen denjenigen wählen, welcher für deü Reeder 
mit dem geringsten Nachteil verknüpft ist HGB. § 534 Abs* 4*: 



Digitized by 



Google 



1^2 Zweites Boch. lo. Kittel. 

Zu aufiergewöhnlichen Reparaturen und Anschaffungen, selbst wenn 
er sie mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln des Reeders be- 
streiten kann, darf er nur im Falle der Notwendigkeit schreiten. So- 
fern die Umstände es gestatten, ist er verpflichtet, vorher sich die Er- 
teilung von Verhaltungsmaßregeln einzuholen. HGB. § 534 Abs. 2 und 3. 

Handelt es ach um Havariegrosseopfer oder -ausgaben, so ist der 
Schiffer nicht allein Vertreter des Reeders; er muß bei sdnen Maß- 
nahmen auch die Interessen der Ladung und zwar in demselben Maße 
wahrnehmen, wie die des Reeders, weil Schiff und Ladung gleichmaßig 
zur Havariegrosse kontribuieren. Dies enthebt ihn auch von der Ver- 
pflichtung, zunächst die NCttel des Reeders zu erschöpfen; diese Ver- 
pflichtung^ entspringt aus dem Frachtvertrage d. h. der Übernahme des 
Transportes der Güter abseiten des Reeders — Havariegrosse liegt aber 
außerhalb des Frachtvertrages. Der Schiffer darf daher auch, wenn er 
Geld zur Deckui^ von Havariegrosseausgaben benötigt und dieses als 
der billigste Weg im gemeinsamen Interesse liegt, Ladungsteile ver- 
kaufen, ohne Schiff oder Fracht anzurühren; nur kann er, kraft positiver 
Vorschrift, die Ladung nicht allein, sondern nur zusanunen mit Schiff 
und Fracht verbodmen. HGB. §§ 539, 680 Abs. 2. 

Sonst aber müssen sämtliche Ausgaben, welche erforderlich werden 
um den übernommenen Transport zu Ende führen zu können, zunächst, 
soweit dies möglich ist, vom Schiffe getragen werden. Der Schiffer 
muß daher zunächst das Seevermögen d* h. Schiff und Fracht obligieren 
und nur soweit diese nicht reichen, um den zur Ausführung der Reise 
notwendigen Ausgaben gerecht zu werden, darf er neben Schiff und 
Fracht auch Ladung verbodmen und Ladungsteile verkaufen. Er darf 
sogar über Ladungsteile verfügen, noch bevor er das Fortune de mer 
seines Reeders angreift, wenn die Wahl eines anderen Mittels dem 
Reeder einen unverhältnismäßigen Schaden bringen würde. Der Wort- 
laut des Gesetzes verbietet bei der Beurteilung der Frage, ob der 
Schaden ein unverhältnismäßiger gewesen sein würde, neben dem 
Schaden, welchen der Reeder durch die Ergreifung eines anderen 
Mittels erlitten haben würde, auch denjenigen in Betracht zu ziehen, 
welchen die Ladung durch die von dem Schiffer ergriffene Maßregel 
erleidet Eine Verbodmung der Ladung aber ist, falls es sich nicht 
allein um das Interesse der Ladung handelt (darüber s. unten § 87), nur 
zulässig zusammen mit einer Verbodmung von Schiff und Fracht. 
HGB. §§ 538, 540, 680 Abs. 2. 

Handelt der Schiffer diesen Verpflichtungen zuwider, so ist zwar 
das von ihm abgeschlossene Rechtsgeschäft gültig, falls er sich inner- 
halb der gesetzlichen Grrenzen seiner Befugnisse nach Maßgabe der Aus- 
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fiihrungen in den §§ 79 — 83 gehalten hat Stellt sich aber die Zu- 
widerhandlung ak eine Verletzung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers 
dar, so ist er zunächst seinem Reeder, dann aber auch allen anderen 
beteiligten Personen für jeden daraus entstehenden Schaden personlich 
verantwortlich. HGB. § 511. 

Der Reeder kann die gesetzliche Vollmacht des Schiffers ein- 
schränken oder erweitem. Der Schiffer ist dann dem Reeder gegen- 
über verpffichtet, sich innerhalb der Grenzen dieser besonderen Voll- 
macht zu halten. Dritten gegenüber kann sich aber der Reeder auf 
eine Beschränkung der gesetzlichen Befugnisse des Schiffers nur dann 
berufen, wenn er beweist, daß diese Beschränkung dem Dritten bekannt 
war oder bekannt sein mußte, als er das Rechtsgeschäft mit dem 
Schiffer abschloß — anderenfalls ist der Reeder an dasselbe gebunden, 
wenn sich der Schiffer innerhalb seiner gesetzlichen, wenn auch außer- 
halb seiner besonderen Vollmacht gehalten hat HGB. § 534 Abs. i, 531. 

§ 85. T^rkauf YOn LadvngsteileH. — Der Schiffer als Vertreter 
des Reeders ist nicht berechtigt, die ganze Ladung zu verkaufen. Denn 
er darf Ladung nur veiicaufen zum Zwecke der Fortsetzung der Fracht- 
reise; diese erreicht aber ihr Ende mit dem Verkaufe der ganzen Ladung. 
Hat der Schiffer unbefugtermaßen die ganze Ladung verkauft, so kann 
sie der Ladungsinteressent von dem Erwerber vindizieren, soweit dieser 
nicht durch die zum Schutze des guten Glaubens getroffenen Be- 
sthnmungen oder durch das Recht des Verkaufsortes geschützt ist 
Femer kann der Ladungsinteressent den Schiffer persönlich für allen 
entstandenen Schaden verantwortlich machen; der Reeder haftet für das 
Verschulden seines Schiffers mit seinem Fortune de mer. 

Hat der Schiffer unbefugtermaßen, d. h. über die Grenze seiner 
gesetzlichen Befugnisse hinaus, Ladungsteile veräußert, so gelten dieselben 
Grundsätze. 

Hat der Schiffer befugtermaßen und nach Maßgabe der für das 
interne Verhältnis gegebenen Bestimmungen (s. den vorigen Paragraphen) 
Ladungsteile veräußert, so gilt dieses als ein für Rechnung des Reeders 
abgeschlossenes Kreditgeschäft (HGB. § 541); es wird so angesehen, als 
ob der Ladungsinteressent dem Schiffer ein Darlehen in Höhe des 
Wertes der verkauften Ladung gegeben hat. Es gelten dann dieselben 
Grrundsätze wie bei einer Verbodmung der Ladung im Interesse der 
Fortsetzung der Reise (vgl oben § 82). Der Reeder ist verpflichtet, 
aus seinem Fortune de mer dem Ladungsinteressenten mindestens den 
Marktwert zu ersetzen, welchen die verkaufte Ladung an ihrem Be- 
stimmungsorte gehabt haben würde nach Abzug dessen, was durch die 
Nichtankunft der Ladung erspart worden ist (z. B. Fracht, Zölle); hat 



Digitized by 



Google 



l^A Zweites Buch. lo. Kapitel. 

der Schiffer die Ladung- aber für einen höheren Prds verkauft, als dieser 
Wert betrug, so muß der Reeder den Kaufpreis ersetzen, da er ach 
diesen von der Ladung geboi^ hat. Reidit das Fortune de mer am 
Bestimmungshafen nicht hin, um den Ladungsinteressenten zu befriedigen, 
so findet auch hier, wie bei der Verbodmung der Ladung, eine hava- 
riegrossemäfiige Verteilung des Aus&lles auf die gesamte Ladung, ein- 
schließlich der verkauften, statt Von ihren Gefährten kann aber die 
Ladung nicht mehr verlangen als den Ersatz des Marktwertes am Be- 
stimmungsorte; denn nur soweit sie diesen aus dem Fortune de mer 
des Reeders nicht hat erhalten können, hat äe einen Schaden erlitten. 
Hat z. B. der Schiffer Ladung für M. 70000 verkauft und der Markt- 
wert dieser verkauften Ladung nach Abzug der ersparten Kosten am 
Bestimmungsorte beträgt M. 50Ö00, so kann sich die Ladung an dem 
Fortune de mer bis zu einem Betrage von M. 70000 erholen; eine 
havariegrossemäßige Verteilung tritt aber erst ein, wenn aus dem For- 
tune de nier nach Abzug aller vorgehenden Forderungen weniger als 
M. 50000 erzielt wird, und zwar dann zu dem Betrage, um welchen 
das Provenu. von Schiff und Fracht hinter der Summe von M. 50000 
zurückbleibt HGB. §§ 541, 732 Abs. 2, 612 Abs. 2. 

Ein Schiffer hatte den größten Teil der Ladung verkauft, um mit 
dem Verkaufserlose Reparaturen zu bezahlen, welche weit über das er- 
forderliche Maß hinausgingen. Schiff und Fracht ergaben einen Wert, 
der auch nicht annähernd hinreidite, um die Eigner der verkauften 
Ladung zii entschädigen. Die personliche Haftung von Schiffer oder 
Reeder kam nicht in Frage, weil diese zahlungsunfähig bzw. nicht zu 
erreichen waren. Die Eigner der verkauften Ladung forderten havarie- 
grossemäßige Verteilung ihres ganzen Ausfalls, wurden aber vom OAG. 
in Lübeck durch Urteil vom 14. Dezember 1854 mit ihrer Klage ab- 
gewiesen: eine havariegrossemäß^e Verteilung könne deshalb nicht 
stattfinden, weil der Schiffer die Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse 
überschritten habe. Indessen wurde die Frage augenscheinlich nicht 
praktisch, ob nicht wenigstens insoweit, als das Provenu von Schiff 
und Fracht auch nicht einmal die Kosten der zur Fortsetzung der Reise 
notwendigen Reparaturen deckte, eine Verteilung in Havari^rrosse zu- 
lässig sei; denn der Eigentümer der unverkauften Ladung hatte seiner- 
seits, um den Verkauf seiner Ladung abzuwenden, einen Betrag dem 
Schiffer vorgeschossen, welcher den unter der letzteren Voraussetzung 
auf ihn entfallenden Havariegrossebeitrag überslieg; Diese Frage ist 
gleichbedeutend mit der, ob, wenn der Schiffer seine Befugnisse über- 
schreitet, nicht wenigstens derjenige Teil seiner Rechtshandlungen gültig 
ist, welcher noch innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse 



Digitized by 



Google 



Rechte und Pflichten des Schiffers. § 85. Ij^ 

liegt Diese Frage ist unseres Erachtens im vorliegenden Falle un- 
bedenklich zu bejahen, wo Reparaturen notwendig waren, der Schiffer 
aber weit über das erforderliche Maß Reparaturen hatte vornehmen 
lassen. Es wäre nicht richtig, den unverkauften Teil der Ladung, 
welcher nach erfolgter Reparatur den Bestimmungshafen erreicht hat, 
an den Kosten der Reparatur nicht teilnehmen zu lassen, durch welche 
ihm ermöglicht wurde den Bestimmungshafen zu erreichen. Ebenso 
unrichtig wäre es, die Vollmacht des Schiffers zu scharf zu umgrenzen; 
eine Überschreitung der Vollmacht soll man nicht gleich dann statuieren, 
wenn der Schiffer etwas sparsamer hätte sein können. Der vom Ober- 
appellationsgericht entschiedene Fall zeigte ein besonders krasses Miß- 
verhältnis. 

An diesen Fall knüpft sich eine andere Frage: wie ist es, wenn 
der Reeder die Erfüllung seiner durch den Verkauf der Ladung ent- 
standenen Verbindlichkeit besonders gewährleistet, damit also neben der 
Haftung von Schiff und Fracht auch noch eine persönliche Verbindlich- 
keit übernommen hat — soll dann der Eigentümer der verkauften 
Ladung, sobald das Fortune de mer sich zur Deckung seiner Forderung 
nicht als ausreichend erwiesen hat, sofort eine havariegrossemäßige Ver- 
teilung seines Ausfalls beantragen dürfen, oder muß er erst versuchen, 
sein Geld vom Reeder zu erhalten? Die Frage ist nicht unzweifelhaft. 
Allerdings würde, wenn man nur nach dem Wortlaut des § 732 ginge, 
der Eigentümer der verkauften Ladung, sobald er das Fortune de mer 
des Reeders erschöpft hat, sich sofort an die übrigen Ladungsinter- 
essenten halten können. Doch dürften die folgenden Erwägungen zu 
einem anderen Ergebnisse führen: die Verteilung des Ausfalls in Hava- 
riegrosse ist eine durchaus singulare Vorschrift; sie rechtfertigt sich nur 
aus dem Gedanken heraus, daß derjenige, welcher zum Besten einer 
Gemeinschaft Schaden erleidet, die Repartition seines Schadens auf die 
Gemeinschaft bQligerweise verlangen kann; diese Repartition kann aber 
erst dann eintreten, wenn wirklich feststeht, daß der einzelne einen 
Schaden erlitten hat; dies ist aber solange nicht der Fall, als noch ein 
Schadensersatzanspruch gegen den Reeder existiert Es erscheint daher 
richtiger, diese durchaus irreguläre Verteilung in Havariegrosse erst dann 
eintreten zu lassen, nachdem der betreffende Ladungseigner alle ihm 
gegen den Reeder zu Grebote stehenden Mittel erschöpft hat; in Hava- 
ri^prosse wären dann auch die eventuellen Prozeßkosten zu bringen. 
Sonst würde der Fall eintreten, daß ein Ladungsinteressent alle anderen 
zur Vergütung heranzieht und diese dadurch, unter Abtretung seines 
Anspruches, zwingt, auf eigene Kosten gegen den widerwilligen, aber 
durchaus solventen Reeder vorzugehen. 
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§ 86. Sekiffer und Ladung. — Aus der bisherigen Darstdlong 
erhellt, daß der Schiffer als Vertreter des Reeders auch fiir das beste 
der Ladung zu sorgen hat, soweit die Ausführung des vom Reeder 
übernommenen Transportes in Frage steht. Soweit es zu diesem Zwecke 
notwendig ist, darf er, wie bereits ausgeführt worden ist^ auch die 
Ladung verbodmen oder über Ladungsteile verfügen. Hierbei ist jedoch 
zu beachten, daö die Ausführung des Transportes eine Verpflichtung 
des Reeders ist; der Schiffer muß daher in der Regel erst das Fortune 
de mer des Reeders erschöpfen, bevor er die Ladung angreift 

Ein häufig eintretender Fall ist der, daß wegen Reparatur des 
Schiffes die Ladung gelöscht werden muß. Dann hat der Schiffer dafür 
zu sorgen, daß die Ladung ordnungsmäßig, sei es in Leichtem, sei es 
auf dem Lande gelagert und nach beendigter Reparatur wieder in das 
Schiff geladen wird. Wenn ein Ladungsinteressent am Platze vertreten 
ist, muß er sich von dem Vertreter der Ladung Instruktionen erbitten 
und zunächst dessen Anweisungen Folge leisten. In erster Linie ist der 
Schiffer aber Vertreter des Reeders. Er ist daher, an die Anweisungen 
des Ladungsvertreters nicht gebunden, ja, er ist sogar verpflichtet, ihnen 
nicht Folge zu leisten, falls dieselben willkürlich sind und der Aufgabe 
des Schiffers: die Reise auszuführen und dabei zunächst die Interessen 
des Reeders zu schützen, zuwiderlaufen. Wenn z. B. der Vertreter der 
Ladung einen für beschleunigte Löschung und Wiedereinladung durch- 
aus ungeeigneten Platz anweist oder faJls von verschiedenen Vertretern 
mehrere Plätze angewiesen werden, so ist der Schiffer an diese Instruk- 
tionen nicht gebunden, soweit durch die Befolgung derselben unnötiger 
Aufenthalt entsteht. 

§ 87. Der Schiffer als Tertreter der Ladung. — Granz anders 
liegen die Verhältnisse, wenn nicht die Ausführung der Reise in Frage 
steht, sondern wenn es sich um die Interessen der Ladung allein han- 
delt Die Ladung z. B. ist derart beschädigt, daß zu ihrer Erhaltung 
besondere Maßnahmen erforderlich sind, ohne daß diese Maßnahmen 
mit der Ausführung der Reise kollidieren; oder der Frachtkontrakt hat 
ein vorzeitiges Ende gefunden und es handelt sich um das weitere 
Schicksal der Ladung. 

Vollmacht. Vor allen Dingen ist der Schiffer den Ladungs- 
interessenten gegenüber verpflichtet, sich in solchen Fällen deren An- 
weisungen zu erbitten und dieselben auf das genaueste zu befolgen. 
Nur ganz besondere Umstände könnten den Schiffer rechtfertigen, von 
den erhaltenen Instruktionen abzuweichen: z. B. wenn dieselben der Sach- 
lage durchaus nicht entsprechen und Gefahr im Verzuge ist, so daß 
durch das Einholen weiterer Instruktionen und die damit verbundene 
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Zeitversaumnis ein unwiederbringlicher Nachteil entstehen würde. Vgl. 
die Ausführungen des LG. in 93 H. 35. 

Dritten gegenüber ist der Schiffer jedenfalls dann nicht berechtigt, 
Rechtshandlungen als Vertreter der Ladung vorzunehmen, wenn der 
Ladungsinteressent am Platze anwesend ist oder daselbst einen Ver- 
treter hat Sogar dnen Hilfslohnvertrag, durch welchen der Hilfeleistende 
ein P&ndrecht an Schiff, Fracht und Ladung erwirbt, soll der Schiffer 
in einem solchen Falle nicht abschlieöen dürfen, ohne den Vertreter der 
Ladung zu konsultieren, obgleich ja der Schiffer solchenfalls nicht als 
Vertreter der Ladung, sondern als Vertreter der ganzen Aventiure han- 
delt ROHG. 4 Nr. 88 sub IV. Bei Anwesenheit der Ladungsbeteiligten 
in einem Prozesse als deren Vertreter aufeutreten wird der Schiffer daher 
nur kraft besonderer Vollmacht befugt sein. Ausdrücklich ist dieses 
nur mit Bezug auf den Bestimmungshafen entschieden worden. 74 H. 
144. OG., 79 H. 121 HG., 94 H. 107 OLG. HI. Dasselbe gilt aber 
auch für die Vertretungsbefugnis des Schiffers in einem Zwischen- oder 
Nothafen: das Gesetz befugt den Schiffer nur dann die Ladung zu ver- 
treten, wenn ein anderer bzw. so lange ein anderer Vertreter nicht am 
Platze ist Dies gilt auch für die Zeit nach Auflösung des Fracht- 
kontraktes; ist ein Vertreter der Ladung anwesend, so darf der Schiffer 
nicht ohne spezielle Vollmacht handeln. Diesem Gesichtspunkte hat 
auch das Reichsoberhandelsgericht in ROHG. 15 Nr. 23 sub ü, wenn 
auch nur beiläufig, Ausdruck gegeben. 

Kreditgeschäfte und Verkauf von Ladungsteilen. Ist der 
Schiffer befugt, selbständig zu handeln, so darf er, falls zur Abwendung 
oder Verringerung eines Verlustes Ausgaben erforderlich sind, diese 
dadurch decken, daß er LadungsteUe verkauft oder die Ladung ver- 
bodmet, ohne das Fortune de mer des Reeders in Anspruch zu nehmen. 
HGB. §§535 Abs. 2 und 3, 632 Abs. i, 680 Abs. i Nr. 2 und Abs. 2. 
In bezug auf die Gültigkeit dieser Rechtshandlungen Dritten gegenüber 
finden die oben in §§ 81 und 83 erörterten Grundsätze Anwendung: 
der Dritte muß sich danach erkundigen, ob tatsächlich Maßregeln zur 
Erhaltung der Ladung erforderlich sind und welche Summe Geldes 
hierfür nötig ist; er braucht sich aber nicht darum zu kümmern, ob die 
vom Schiffer gewählte Maßregel zweckmäßig ist, ob dem Schiffer be- 
reits genügend Geldmittel zur Verfügung stehen oder ob er das auf- 
genommene Geld auch wirklich zu dem angegebenen Zwecke verwendet 
HGB. § 542. Auf den persönlichen Kredit der LadungsbeteUigten Ge- 
schäfte abzuschließen, ist jedoch der Schiffer nur auf Grund einer ihn 
hierzu ermächtigenden Vollmacht befugt HGB. § 537. 

Aufsicht und Behandlung der Ladung. Ist die Ladung durch 
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Seewasser beschädigt, liegt die Gefahr der Selbstentzündung nahe oder 
leidet sonst Ware dadurch, daß sie längere Zeit im geschlossenen 
Schiffsräume liegen muß, so ist der Schiffer verpflichtet, soweit es in 
seiner Macht steht und soweit es sich mit der Ausführung der Reise 
vereinigen läßt, dafür zu sorgen, daß kein Schaden entsteht oder ent- 
standener Schaden möglichst verringert wird. Kann z. B. von der 
Ladung ein erheblicher Schaden abgewandt werden dadurch, daß sie 
auf dem Lande in freier Luft gelagert und behandelt wird, so muß der 
Schiffer, falls in einem Nothafen das Schiff repariert werden muß und 
durch eine Löschung der Ladung kein erheblicher Zeitverlust entsteht, 
die Löschung vornehmen, auch wenn das Schiff ohne diese Maßr^d 
repariert werden kann. Während der Reise muß der Schiffer für ge- 
nügende Lüftung sorgen und zu diesem Zwecke, falls Wind und Wetter 
es gestatten, die Luken offen halten u. dgl. m. 04 H. 6o OLG. V. 

Verkauf der Ladung. Die ganze Ladung zu verkaufen und da- 
mit dem Frachtvertrage ein Ende zu machen, wird der Schiffer nur im 
alleräußersten Notfalle befugt sein, d. h. wenn anders ein erheblicher 
Verlust wegen drohenden Verderbs oder aus sonstigen Gründen nicht 
abgewendet werden kann. HGB. § 53 5 Abs. 3. 

Verletzt der Schiffer die ihm auch in dieser Beziehung obliegende 
Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers, so ist er der Ladung persönlidi 
fiir allen daraus entstehenden Schaden verantwortlich. Außerdem haftet 
der Reeder für das Verschulden seiner Angestellten mit Schiff und 
Fracht. HGB. § 632 Abs. 3. 

Nach Auflösung des Frachtvertrages. Tritt eine Partd vom 
Frachtvertrage zurück oder endet derselbe mit dem Verluste oder dem 
ordnungsmäßigen Verkaufe (vgl. oben § 83) des Schiffes, so endet da- 
nüt doch nicht die Verantwortlichkeit des Schiffers als Vertreters der 
Ladung, wenn oder solange letztere einen anderen Vertreter nicht am 
Platze hat; der Schiffer muß auch weiterhin für das Beste der Ladung 
sorgen. HGB. §§ 632 Abs. i, 634 Abs. 7, 536 Abs. 2. Regelmäßig 
wird es seine Pflicht sein, in Ermangelung entgegenstehender Instruk- 
tionen für die Weiterbeförderung der Ladung an ihren Bestimmungs- 
platz Sorge zu tragen. Würde jedoch die Weiterbeförderung nicht im 
Interesse der Ladung liegen, sei es, weU in Ermangelung einer Schiffs- 
gelegenheit sich ein Landtransport zu kostspielig im Verhältnis zum 
Werte der Ladung gestalten würde oder weil bis zum nächsten Schiffs- 
transporte entweder unverhältnismäßig hohe Lagerspesen entstehen oder 
die Waren durch längere Lagerung erheblichen Schaden leiden würden, 
so darf der Schiffer auch zum Verkaufe der Ladung schreiten. Der 
Verkauf stellt sich aber stets als Notmaßregel dar, welche nur dann 
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vorzunehmen ist, falls eine Weiterbeforderung gegen das offenbare Intei^ 
esse der Ladung verstößt. 69 ¥L 326 OG. Bei der Weiterbeforderung 
der Güter hat der Schiffer sein Möglichstes zu tun, um günstige Trans- 
portbedingungen für den Ladungsinteressenten zu erwirken; denn nach 
Auflösung des alten Frachtvertrages geht der neue Transport auf Rech- 
nung der Ladung. HGB. § 632 Abs. i. Für die Weiterbeförderung 
darf er ebenso, wie zum Zwecke der Erhaltung der Ladung, das nötige 
Geld durch Verbodmung oder Vericauf der Ladung beschaffen. 

War der Verkauf des Schiffes ordnungswidrig, z. B. freihändig er- 
folgt, so ist der Frachtvertrag nicht aufgelöst und der Reeder ver- 
pflichtet, auf seine eigenen Kosten die Ladung weiterzubefordem. 

Es mag hier noch bemerkt werden, daß der Schiffer sich von 
Gütern nicht trennen, dieselben also nicht mit anderer Transportgelegfen- 
heit weiterbefordem darf, bevor die Forderungen, wegen welcher ein 
Pfandrecht auf den Gütern lastet, bezahlt oder sichergestellt sind. Solche 
Pfandrechte können bestehen infolge Verbodmung der Ladung, Havarie- 
grosse, Hilfeleistung in Seenot, wegen der Fracht, Liegegelder, Zolle 
und anderer Auslagen. HGB. § 632 Abs. 2, 615, 614. 

Entgeltlichkeit der Dienste des Schiffers. In einem Falle, 
wo die Reise in einem Nothafen ihr Ende fand und die Ladung dort- 
selbst einen Vertreter hatte, hat das Reichsoberhandelsgericht ent- 
schieden, daß der Schiffer ftir die Bemühungen, welche er nach Auf- 
losung des Frachtvertrages im Interesse der Ladung angewandt hatte, 
einen angemessenen Entgelt von der Ladung zu fordern berechtigt sei. 
ROHG. 15 Nr. 23 sub IL Solange es sich aber noch um die Fort- 
setzung der Reise, also um die Ausfuhrung des Transportvertrages 
handelt, oder wo keine Person am Platze anwesend ist, welcher die 
Ladung ihre Interessen vernünftigerweise anvertrauen könnte, oder so 
lange bis die Ladung jemanden mit der Wahrnehmung ihrer Interessen 
betrauen kann, muß der Schiffer kraft Gresetzes für das Beste der Ladung 
den obigen Ausfuhrungen gemäß Sorge tragen; für solchenfalls geleistete 
IKenste kann er, unserer Ansicht nach, keine besondere Vergütung ver- 
langen. Damit, daß der Befrachter dem Reeder seine Güter anvertraut, 
legt er diesem die mit der Fracht entgoltene Verpflichtung auf, solange 
durch seine Angestellten d. h. durch den Schiffer für die Grüter zu 
soi^^, bis diese entweder bestinmiungsgemäß abgeliefert sind oder bis 
der Ladungsinteressent imstande ist, für anderweitige Vertretung Sorge 
zu tragen. Betraut dann der Ladungsinteressent statt eines möglichen 
anderen Vertreters den Schiffer mit der Wahrnehmung seiner Interessen, 
so hat letzterer allerdings Anspruch auf Vergütung. 

Wenn das OLG. ÜI in 87 H. 106 es darauf abstdlt, ob der Schiffer 
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noch für die Zeit, während welcher er sich uoti die Ladung bemüht, 
seine Heuer fortbezieht oder nicht, so scheint uns dies ein falsches 
Licht auf die Frage zu werfen« Ob und wie lange der Sdiiffcr Heuer 
bezieht, ist eine für den Ladungseigner vollkommen gleichgültige Tat- 
sache. Für die Bezahlung der Fracht kann der Ladungseigner ver- 
langen, daß der Reeder bis zur Beendigung des übernommenen Trans- 
portes für das Beste der Ladung Sorge trägt und, falls die Reise ein 
vorzeitiges Ende findet — das Schiff strandet z. B. und die Ladung 
wird an einem weltentlegenen Platze in Sicherheit gebracht — daß für 
die Ladung gesorgt wird, bis ihr Eigner imstande ist, einen besonderen 
Vertreter zu bestellen. Diese Verpflichtung erfüllt der Reeder durch 
seinen Schiffer; ob er ihn dafür bezahlt oder nicht, kann dem Ladui^rs- 
Interessenten einerlei sein. Entläßt der Reeder den Schiffer vorzeitig, 
so muß er die ihm obliegende Verpflichtung durch einen anderen Ver- 
treter erfüllen. 

Verjährung. Forderungen aus Kreditgeschäften, welche der Schiffer 
als Vertreter der Ladung abgeschlossen hat, verjähren, ebenso wie die- 
jenigen aus Kreditgeschäften, welche der Schiffer als Vertreter des 
Reeders eingegangen ist, in einem Jahre. Die Verjährung beginnt mit 
dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Forderung fällig wurde. HGB. 
.§§ 901 Satz I, 903 Nr. 4, 904. 

§ 88. Der Schiffer als Tertreter der eUubiger. — Sobald 
ein Schiffs- oder Ladungsgläubigerrecht entstanden ist (z. B. durch Ver- 
kauf von Ladungsteilen oder Verbodmung der Ladung), also Schiff oder 
Ladung Dritten als Pfand haften, hat auch ein Dritter, der Pfandgläubiger, 
ein Interesse und einen Anspruch darauf, daß sein im Beätze des Schiffers 
befindliches Pfand mit gehöriger Sorgfalt behandelt und mit demselben 
nicht in einer seine Interessen beeinträchtigenden Weise verfahren werde. 

Bodmereigläubiger. Nähere Bestimmungen hierüber enthält das 
Handelsgesetzbuch nur mit Bezug auf den Bodmereigläubiger. Den all- 
gemeinen Grundsatz stellt der § 692 Abs. i des HGB. mit folgenden 
Worten auf: Der Schiffer hat für die Bewahrung und Erhaltung der 
verbodmeten Gegenstände zu sorgen; er darf ohne dringende Grründe 
keine Handlung vornehmen, durch welche die Gefahr für den Bodmerei- 
gläubiger eine größere oder eine andere wird, als dieser bei dem Ab- 
schlüsse des Vertrages voraussetzen mußte. Der Bodmereigläubiger gibt 
z. B. sein Geld für eine bestimmte Reise; nach dem Risiko dieser Reise 
bemißt er die Prämie: der Schiffer darf daher nicht willkürlich die Reise 
ändern oder von der ihr entsprechenden Route abweichen. Bei Ver- 
bodmung der Ladung bemißt sich die Prämie auch nach der Gefahr, 
welche die Ladung unter dem bestehenden Frachtvertrage in dem be- 
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Stimmten Schiffe läuft: der Sdhiffer hat daher dafür zu sorgen, daß, 
falls die Ladung von einem Nothafen aus mit einem anderen Schiffe 
und unter anderen Transportbedingungen weiterbefordert werden muß, 
das Ersatzschiff dem Gläubiger dieselbe Sicherheit gewährt und die 
Ladung keiner Rechte durch den neuen Frachtvertrag verlustig geht, der 
neue Frachtvertrag z. B. die negligence Klausel enthält und der alte 
nicht; denn dem Bodmereigläubiger haften auch die Ersatzansprüche 
der Ladung gegen das Schiff. Endlich darf der Schiffer nach Beendigung 
der Bodmereireise — sei es^ daß diese im Bestimmungshafen der Bod- 
mereireise ihr Ende erreicht oder vorzeitig angegeben wird — die ver- 
bodmete Ladung nicht ausantworten, bevor die Bodmereischuld bezahlt 
oder sichergestellt ist; er darf auch die verbodmeten Gegenstände nicht 
von neuem der Seegefahr aussetzen, mit Schiff und Ladung also nicht 
weiterfahren, bevor der Bodmereigläubiger gedeckt ist, es sei denn, daß 
die Handlungsweise des Schiffers auch im Interesse des Bodmereigläubigers 
geboten war. Verletzt der Schiffer die ihm hiemach obliegenden Ver- 
pflichtungen, so ist er dem Bodmereigläubiger für den Ausfall, den dieser 
etwa erleidet, personlich verantwortlich und zwar derart, daß er ihm den 
ganzen Ausfall ersetzen muß, soweit er (der Schiffer) nicht beweist, in 
welchem Umfange der Ausfall nicht auf seine Pflichtwidrigkeit zurück- 
zuführen ist. Der Reeder haftet für das Verschulden seines Schiffers 
mit Schiff und Fracht HGB. §§ 692 Abs. 2, 695. 

Näheres über die Geltendmachung der Rechte des Bodmerei- 
gläubigers im Bestimmungshafen s. unten im Kapitel 21 und 22. 

Andere Gläubiger. Vorstehende Bestimmungen dürften auf das 
Verhältnis des Schiffers zu anderen Schiffs- oder Ladungsgläubigem ent- 
sprechende Anwendung finden, abgesehen von dem Satze, daß der Schiffer 
die mangelnde Kausalität zwischen seinem Verschulden und dem Schaden 
des Gläubigers zu beweisen hat Hier hat natürlich der Gläubiger semen 
Schaden, das Verschulden des Schiffers und die zwischen beiden be- 
stehende Kausalität darzutun. Die §§ 693 — 695 HGB. enthalten im 
übrigen nur Anwendungsfalle des im § 692 ausgesprochenen allgemeinen 
Prinzipes; der § 692 sagt aber im Grunde nichts weiter, als daß der 
Schiffer den ihm anvertrauten Interessen mit der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Schiffers obzuliegen hat Wenn nun auch der § 512 Abs. i des 
HGB. von den Schiffsgläubigem, denen der Schiffer für eine Verletzung 
dieser Sorgfalt aufzukonunen hat, nur denjenigen benennt, dessen For- 
derung aus einem Kreditgeschäft entstanden ist, so dürfte die gleiche 
Haftung des Schiffers auch anderen Schiffs- und Ladungsgläubigem gegen- 
über sich aus BGB. §§ 1227, 989, 990 Abs. i ergeben. Vgl. auch 
HGB. §§ 731 Abs. I, 752 Abs. i. 
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Im allgemeinen. 

§ 89. Zusammenstofi von Sehtffen. — Von besonderem Inter- 
esse sind drei Arten von schadenbringenden Ereignissen, welche auf 
einer Reise stattfinden können: Zusammenstoß von Schiffen, Hilfe- 
leistung in Seenot und Havariegrosse. Jedes dieser Ereignisse erfordert 
eine besondere Besprechung der dabei in Betracht kommenden Fragen. 
Alle drei Ereignisse sind deshalb von besonderem Interesse, weil durch 
dieselben eine Rechtslage geschaffen wird, welche den Beteiligten durch 
die Gewalt der Ereignisse aufgezwungen wird, welche sie im voraus 
nicht zu übersehen und daher durch Vereinbarungen nicht zu regulieren 
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vermögen. Die Fälle der großen Haverei zeichnen sich durch die 
Feinheit ihrer juristischen Konstruktion aus; in Ansegelungs- und Hilfe- 
leistungsfallen sind es namentlich die enormen Werte, welche dabei 
aufs Spiel gesetzt werden, welche zu einer genauen Umgrenzung der 
aus einem Zusanmienstofi oder aus einer Hilfeleistung sich ergebenden 
Haftung zwingen. Änsegelungsialle sind auch deshalb von besonderem 
Interesse, weil auf ein und denselben Fall verschiedene Rechte zur 
Anwendung kommen können, sei es deshalb, weil ein und derselbe 
Fall an die Gerichte verschiedener Länder erwachsen kann, oder auch 
deshalb, weil die Beteiligten verschiedenen Nationen angehören resp. 
deren rechtliche Beziehungen zueinander nach verschiedenen Rechten 
beurteilt werden müssen. Bei einer Darstellung des Ansegelungsrechts 
scheidet für uns die letztere Frage aus: sie gehört in das internationale 
Privatrecht und bietet nichts dem privaten Seerecht Eigentümliches. 
Ebenso muß von einer Darstellung der nautischen Seite dieser Frage 
hier abgesehen werden; eine erschöpfende und übersichtliche Erläute- 
rung der Seestraßenordnung vom 5. Februar 1906 und der auf diesem 
Gebiete sonst erlassenen Verordnungen und Gesetze liegt außerhalb des 
Rahmens des vorliegenden Werkes. 

Anwendungsfälle der §§ 734—739 HGB. Das Handelsgesetzbuch 
behandelt den Zusammenstoß von Schiffen in sechs Paragraphen, nämlich 
in den §§ 734 — 739. Diese Paragraphen finden nur Anwendung auf 
den Fall, wo ein Schiff mit einem andern oder wo mehrere Schiffe mit- 
einander kollidieren. Sie beziehen sich nicht auf den Fall, wo ein 
Schlepper mit dem geschleppten Schiffe zusammenstößt, da sie nur den 
Fall des Zusammenstoßes sich frei bewegender selbständig geführter 
Schiffe im Auge haben 94 H. 75 RG. Ob nun ein Zusammenstoß im 
Sinne dieser Paragraphen stattgefunden hat oder nicht, kann wohl zu 
Zweifeln Anlaß geben. Das OLG. I entschied in 91 H. 94, daß die Para- 
graphen Anwendung fanden auf einen Fall, wo eine Schute gegen einen 
Ewer trieb und sich auf dem Anker des letzteren ein Leck stieß, indem 
der Ewer seinen Anker außenbords so hängen hatte, daß die Anker- 
arme sich mit den Flüen eben unter der Wasserlinie befanden; das Ge- 
richt lehnte aber die Anwendung dieser Paragraphen ab für den Fall, daß 
ein tiefjgehendes Schiff auf den im Fahrwasser ausgebrachten Anker eines 
weit davon liegenden Schiffes stößt, dem dieser Anker gehört, und das 
mit diesem Anker durch so und soviel Faden Kette in Verbindung 
steht Ob ein Zusammenstoß im Sinne dieser Paragraphen vorliegt, 
wenn ein Schiff durch falsche Manöver den Zusammenstoß zweier 
andrer Schiffe herbeifuhrt, wurde vom Reichsoberhandelsgericht bejaht 
(ROHG. 4 Nr. 22), während die unteren Instanzen die Frage offen ließen 
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(70 R 352 HG., 71 H. 88 OG.). Das LG. in 84 H. 115 verneinte die 
Anwendung in einem Falle, wo ein Schiff eine Eisscholle gegen ein 
anderes Schiff trieb und dasselbe beschädigte. Jedenfalls unterfallt dn 
Schiff, welches einen Ponton anrennt (82 H, 80 OLG.) oder durch zu 
schnelles Vorüberfahren eine Schute zum Sinken bringt, ohne dieselbe 
zu berühren, nicht den Bestimmungen der §§ 7 34 ff. 

Diese Unterscheidung war früher wohl von Bedeutung (vgl den 
Fall in 84 H. 115); heutzutage dürfte sie allenfalls nur noch für die 
Frage der Verjährung in Betracht kommen (vgl. unten § 93). Dies ist 
von besonderem Interesse für die Frage der Haftung bei beiderseitigem 
Verschulden. Für einen Zusammenstoß im Sinne der §§ 734ff ist für 
diesen Fall im § 735 Abs. 2 bestimmt, daß die Verpflichtung zum 
Ersätze sowie der Umfang des zu .leistenden Ersatzes davon abhängt, 
inwieweit der Zusanmienstoß vorwi^end von dem einen oder dem 
anderen Teile verursacht worden ist Liegt aber ein Fall vor, wdcher 
nicht nach den §§ 734ff. zu beurteilen ist, so bestinmit sich die Schadens- 
ersatzpflicht nach §§485, 486 HGB. und dem Bürgerlichen Gresetzbudi. 
Nach HGB. § 485 ist der Reeder ganz allgemein für den Schaden ver- 
antwortlich, den eine Person der Schiffsbesatzung einem Dritten durch 
ihr Verschulden in Ausfuhrung ihrer Dienstverrichtungen zufügt; nach 
§ 486 ist diese Haftung auf das Fortune de mer des Reeders beschränkt 
In den Fällen vorliegender Art kommt nur außericontraktliches Ver- 
schulden in Betracht Diese Haftung des Reeders für außerkontrakt- 
liches Verschulden seiner Angestellten geht ihrem Inhalte nach weit 
über das Maß der nach bürgerlichem Rechte bestehenden Haftung 
hinaus; nach letzterem würde der Reeder nur haften, wenn er ein in 
bezug auf die Navigierung untüchtiges oder nicht gehörig ausgerüstetes 
Schiff gestellt hat oder sich bei der Auswahl der Schiffsbesatzung ein 
Verschulden hat zukommen lassen BGB. § 831. Nun ist es anerkannten 
Rechtens, daß die Haftung des Reeders für ein Verschulden seines 
Angestellten (ob es sich nun um einen Zusammenstoß oder um etwas 
anderes handelt) ihrer Natur nach inhaltlich identisch ist nut der Haftung 
des Angestellten selbst (vgl. OLG. I in 88 H. 116 und 90 H. 15), daß 
es also so angesehen wird als ob er selbst die schuldhafte Handlung 
begangen habe (nur daß er beschränkt und sdn Angestellter un- 
beschränkt haftet). Der Reeder haftet also, soweit der Angestellte haftet; 
er kann sich demnach auch der Einreden bedienen, die dem Angestellten 
zu Gebote stehen. Der Angestellte, welcher den Schaden angerichtet hat, 
kann aber nach §§254 BGB. die Einrede des beiderseitigen Verschuldens 
genau in demselben Maße erheben, wie der Reeder bei einem nach den 
§§ 734 ff. HGB. zu beurteilenden Zusammenstoße auf Crrund § 735 Abs. 2. 
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Demzufolge steht auch dem Reeder die Einrede aus BGB. § 254 
zu, welche mit der aus HGB. § 735 Abs. 2 gleichlautend ist, falls 
er sich der letzteren wegen des beschrankten Anwendungsgebietes 
der §§ 7 34 ff. nicht bedienen kann. Es ergibt sich aber aus dem 
bereits angeführten Satze: »dafi, soweit einer für das Verschulden 
eines anderen haftet, die Haftung bdder inhaltlich identisch ist**, 
dafi auch der wegen eines Verschuldens seiner Schiflfsbesatzung in 
Anspruch genommene Reeder dem klagenden Reeder ein Mitverschulden 
der Schiffsbesatzung des klagenden Reeders entgegenhalten kann. Dieser 
Satz ist für kontraktliches Verschulden ausdrücklich im BGB. sank- 
tioniert worden dadurch, daß die Vorschrift des § 278 auch im Falle 
des § 254 für anwendbar erklart worden ist Daß dies auch bei außer- 
kontraktlichem Verschulden gilt, hat das Reichsgericht ausdrücklich an- 
erkannt in 04 H. 7. Übrigens geht aus diesem Urteil hervor, daß die 
Vorschrift des § 278 auch in dem im Abs. i des § 254 genannten Falle 
Anwendung findet, denn es war vom beklagten Reeder nicht etwa bdiauptet 
worden, daß der Kläger den Schaden hatte abwenden oder mindern können, 
sondern vielmehr daß derselbe den Schaden mit verursacht habe. 

Ausdehnung auf Nichterwerbsschiffe. Nach djem EiAfuhrungs- 
gesetz zum HGB. Art 7 finden die §§ 734 ff. und 485^—486 (über die 
beschrankte Haftung des Reeders für Verschulden der Schiffsbesatzung) 
auch Anwendung, wenn die Verwendung eines Schiffes zur Seefahrt 
nicht des Erwerbes wegen erfolgt Danach haftet der Staat für das 
Verschulden der im Staatsdienste, und das Reich für das Verschulden 
der im Reichsdienste angestellten Kapitäne und Schiffsleute. Der Reichs- 
marinefiskus kann also in der gleichen Weise für einen Zusammenstoß, 
den ein Kriegsschiff verursacht hat, verantwortlich gemacht werden wie 
der Reeder eines Kauffahrteischiffes. Dem Bedenken, daß das Handels- 
gesetzbuch nur privatrechtliche Normen enthält, die öffentlich-rechtliche 
Frage aber, ob ein Staat für seine Beamten haftet, gar nicht hat ent- 
scheiden wollen, sondern nur, falls diese Haftung bestände, dieselbe 
nach Maßgabe der §§ 485 ff., 734 ff. hat regeln wollen, kann gegenüber 
dem Wortlaut und der in der Denkschrift enthaltenen Begründung des 
Gesetzes kein Raum gegeben werden. 

Allgemeine Grundzüge. Die Verantwortlichkeit für die aus 
einem Zusammenstoß sich ergebenden Schäden bestimmt sich nach 
folgenden allgemeinen Grundsätzen: 

Fällt keiner Person der Besatzung des einen oder des anderen 
Schiffes ein Verschulden zur Last, so findet ein Anspruch auf Ersatz 
des dem einen oder dem anderen oder beiden Schiffen zugefugten 
Schadens nicht statt. HGB. §§ 735 Abs. i, 739 Abs. i. 

Sicveking, Seerecht. lO 
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Hat eine Person der Besatzung nur des einen Schiffes durch ihr 
Verschulden den Zusammenstoß herbeigeführt, so ist der Reeder dieses 
Schiffes verpflichtet den durch den Zusammenstoß angerichteten Schaden 
zu ersetzen. HGB. §§ 734 Abs. i, 739. 

Ist der Zusammenstoß durch beiderseitiges Verschulden herbei- 
geführt, so hängt die Verpflichtung zum Ersätze sowie der Umfeng des 
zu leistenden Ersatzes von den Umständen, insbesondere davon ab, in- 
wieweit der Zusanmienstoß vorwiegend von Personen der einen oder 
der anderen Besatzung verursacht worden ist HGB. §§735 Abs. 2, 
739 Abs. I. 

Eine erschöpfende Darstellung der zivil- und strafrechtlichen Fragen 
des Ansegelungsrechtes soll im folgenden nicht gegeben werden. Einige 
Fragen, wie z. B. die nach dem Umfange des zu ersetzenden Schadens, 
bieten nichts dem Seerecht Eigentümliches. Nur diejenigen rechtlichen 
Beziehungen, welche sich aus dem spezifisch maritimen Charakter der 
Tatumstände ergeben, sollen zur Darstellung gebracht werden. 

§ 90. Haftung des Reeders. — Der Reeder haftet für An- 
Segelungsschäden in derselben Weise wie für jeden anderen Schaden, 
welcher durch eine Schuld sdner Besatzung herbeigeführt worden ist. 
Er haftet beschränkt mit SchiflT und Fracht Nur ausnahmsweise haftet 
er persönlich und unbeschränkt — neben der Haftung des Fortune 
de mer — wenn er z. B. als Urheber oder Teilnehmer der Ver- 
schuldung erscheint (dem Schiffer z. B. unrichtige Anweisungen erteilt 
hat) oder ihn eine Schuld in der AuswsAl der angestellten Personen 
trifft. OG. in 78 H. 94 S. 191. Außerdem haftet er personlich dafür, 
daß die erforderlichen Signalapparate vollständig und in brauchbarem 
Zustande auf dem Schiffe vorhanden sind (s. oben § 23). Neben dem 
Reeder haftet diejenige Person der Schiffsbesatzung, welche die Schuld 
an dem Zusanunenstoße trifft, persönlich für den daraus entstandenen 
Schaden. 

Aufrechnung bei beiderseitigem Verschulden. Die z. B. 
nach englischem Rechte wichtige Frage, ob bei beiderseitigem Ver- 
schulden Aufrechnung der beiderseits verursachten Schäden kraft Ge- 
setzes eintritt, ob also, z. B. wenn Schiff A für M. 20000 Schaden dem 
Schiffe B und Schiff B für M. loooo Schaden dem Schiffe A zugefügt 
hat, lediglich ein Klagerecht des Schiffes B gegen Schiff A zur Höhe 
von M. lOOOO besteht, erledigt sich nach deutschem Rechte nach Maß- 
gabe der für die Aufrechnung gegebenen Grundsätze (BGB. §§ 387 ff., 
Konkursordnung §§ 53 ff.). Danach ist jedes Schiff verpflichtet, den 
vollen durch sein Verschulden dem anderen Schiffe zugefügten Schaden 
zu bezahlen, bis eine Aufrechnungserklärung dem einen oder anderen 



Digitized by 



Google 



ZusamoMiistoB yon Schiffen. §§ 89^90. i^y 

Teile zug^rangen ist Dies ist für den Fall des Konkurses von Be- 
deutung. Nach erfolgter Aufrechnungserklärung gelten die Forderungen 
als erloschen, soweit sie sich decken. Es sei noch hervorgehoben, daß 
dem Reeder, welcher den Zusammenstoß vorsätzlich herbeigefiihrt hat, 
die Aufrechnung versagt ist BGB. § 393. Ist die Aufrechnung dem 
Reeder auch versagt, wenn sein Schiffer den Zusammenstoß vorsätzlich 
herbeigefiihrt hat? Die Frage dürfte zu bejahen sein, da die Haftung 
beider dem Inhalte nach identisch ist; praktisch wird die Frage wohl 
deshalb kaum werden, weU die Gerichte in einem solchen Falle geneigt 
sein werden, den einen Teil fiir den allein sdiuldigen zu erklären. 

Schiffe desselben Reeders. Wenn zwei Schiffe desselben 
Reeders miteinander zusammenstoßen, so erhebt sich die Frage: besteht 
ein Ersatzanspruch des einen Schiffes gegen das andere? Die Frage 
wird dann praktisch, wenn die Schiffe bei verschiedenen Assekuradeuren 
versichert sind. Kann dann der Versicherer des unschuldigen Schiffes, 
nachdem er den von diesem Schiffe erlittenen Schaden dem Reeder ver- 
gütet hat, Ersatz des Gezahlten vom Versicherer des schuldigen Schiffes 
verlangen? Für die Bejahung der Frage wurde folgendes au^efuhrt: 
es sei ein elementarer Ghrundsatz des deutschen Seerechts, daß der 
Reeder nur mit seinem Fortune de mer hafte, daß dieses, d. h. Schiff, 
Fracht (und eventuell I^dung) ein in sich abgeschlossenes, von dem 
übrigen Vermögen des Reeders getrenntes Granzes bilde, gewissermaßen 
eine juristische Person sei, welche eigene Verbindlichkeiten einzugehen 
vermöge und allen von ihr angerichteten Schaden selbsteigen zu er- 
setzen habe; besäße der Reeder verschiedene Schiffe, so wären ebenso- 
viel getrennte Fortunes de mer vorfianden, welche jedes ein in sich ab- 
geschlossenes Ganzes bUdeten und von dem Fortune de terre des 
Reeders ebenso unabhäng^ seien wie voneinander; und wie jedes dieser 
Fortunes de mer für sich Verbindlichkeiten eingehen könne, so könne 
folgerichtig ein jedes einzelne auch mit einem anderen Fortune de mer 
in rechtliche Beziehungen treten; ob dies andere Fortune de mer dem- 
selben oder einem anderen Reeder gehöre, sei ganz gleichgültig; diese 
Auffassung werde auch vom Reichsgericht gebilligt, indem dasselbe in 
einem Falle, wo ein Schiff einem anderen Schiffe desselben Reeders 
Mlfe in Seenot geleistet habe, dem Reeder gegen sein eigenes Schiff 
einen Anspruch auf Hilfslohn gewährt habe (93 H. 28 RG.). Das 
Reich^ericht entschied jedoch, daß, wenn zwei Schiffe desselben Reeders 
miteinander zusammenstoßen, ein Ersatzanspruch des einen Fortune de 
mer gegen das andere nicht bestäinde. 00 H. 26 RG. Die Grründe für 
diese beiden auf den ersten Blick sich widersprechenden Entscheidungen 
sind etwa folgende: § 740 HGB. lautet: „Wird ein Schiff durch Hilfe 
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dritter Personen aus einer Seenot gerettet, so haben diese Anspruch auf 
Hilfslohn; der Schiffsbesatzung des gefährdeten Schiffes steht ein An- 
spruch auf Hilfslohn nicht zu." Die einzigen Personen also, welche 
keinen Hilfslohnanspruch haben, sind die eigene Besatzung des geretteten 
Schiffes. Auch dem Reeder diesen Anspruch zu versagen, widerspricht 
dem Wortlaut des Gesetzes; es widerspricht aber auch dem Zweck des 
Gesetzes: denn durch Gewährung eines Hilfslohnes will das Gesetz einen 
Anreiz geben, anderen Schiffen zu Hilfe zu eilen; dieser Zweck würde 
aber nur unvollkommen erfüllt, wenn die Bestimmung versagte, sobald 
das gefährdete Schiff demselben Reeder gehorte. Außerdem hilft aber 
der Reeder in einem solchen Falle nicht nur sich selber, sondern durch 
seine Handlungsweise werden auch den Schiffsgläubigem des gefährdeten 
Schiffes Werte gerettet; es entspricht daher auch der Billigkeit, ihm als 
Retter der an das gefährdete Schiff geknüpften Interessen einen Hilfe- 
lohnanspruch und damit ein Pfandrecht an Schiff und Fracht zu ge- 
währen, welches mit den übrigen Schiffsgläubigerrechten in der gesetz- 
lichen Reihenfolge, d. h. ziemlich an erster Stelle rangiert. Ganz anders 
aber liegt die Sache im Falle eines Zusanunenstoßes. Der § 485 HGB. 
macht den Reeder verantwortlich für den Schaden, welchen die Schiffs- 
besatzung einem Dritten durch ihr Verschulden zufügt, und § 486 
sagt übereinstimmend: „Der Reeder haftet für den Anspruch dieses 
Dritten nur mit Schiff und Fracht". Schon diese Ausdrucksweisc des 
Gesetzes weist darauf hin, daß mit dem Dritten nur jemand gemeint 
ist, der weder die schuldige Person der Schiffsbesatzung noch auch der 
Reeder selbst ist. Dem Zwecke des Gesetzes entspricht es sicherlich 
auch nicht, zu den Schadensberechtigten auch den Reeder selbst zu 
zählen; wäre dies der Fall, so würde die Unbilligkeit bestehen, daß die 
Haftung des Reeders (welchem dann ein Schiff^läubigerrecht gebührte) 
g^enüber den etwa neben ihm Schadenleidenden herabgemindert würde; 
dann würde nämlich der Reeder, welcher sein Kollision^läubigerrecht 
gegen das schädigende Schiff geltend machte, falls letzteres zur Deckung 
der Schiffspfandrechte nicht ausreichte, allen denjenigen Schiffsgläubigern 
einen Ausfall verursachen, welche ihm im Range gleich- oder nach- 
stehen (vgl. unten § 190 Nr. 6). 

Diese Entscheidungen des Reichsgerichtes entsprechen zweifellos 
der Billigkeit und dem Sinn des Gesetzes. Die auf den Wortlaut des 
Gesetzes gestützte Beweisführung dürfte aber vielleicht nicht ganz 
schlüsäg sein. Denn auch der § 740 spricht davon, daß „dritte Per- 
sonen" ein Schiff aus Seenot gerettet haben und daß diese Dritten 
einen Anspruch gegen den Reeder haben. Es fragt sich eben gerade, 
ob ein Fortune de mer ein derart selbständiges Ganze ist, daß der 
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Reeder gegenüber demselben als dn Dritter erscheint Bejaht man 
dieses, so wird man doch für den FaU des Zusammenstoßes zu dem 
vom Reichsgericht eingenommenen Standpunkt gelangen, wenn man von 
dem bereits mehrfach erwähnten Satze ausgeht, von dem unsere Ge- 
richte stets ausgegangen sind (vgl. 88 H. 116 OLG. I, 90 H. 15 OLG. I): 
daß die Haftung des Reeders inhaltlich identisch mit der seiner An- 
gestellten ist; daß es also, wenn sm Schiffer einen Zusammenstoß ver- 
schuldet hat, so angesehen wird, als ob er selbst denselben durch sein 
Verschulden herbeigeführt hat. Hat aber der Reeder selbst sein Eigen- 
tum beschädiget, so erwächst ihm daraus selbstverständlich kein Ersatz- 
anspruch. Dasselbe gilt für den Prozeß, den die Versicherer der beiden 
demselben Reeder gehörenden SchifTe miteinander fuhren, denn die 
Assekuradeure klagen nur aus zediertem Rechte. 

§ 91. Haftung und Ansprftehe der Ladung. — Die Eigen- 
tümer der Ladung beider Schiflfe sind nicht verpflichtet zum Ersätze 
des Schadens beizutragen. HGB. § 734 Abs. 2. Dies versteht sich 
eigentlich von selbst, ist aber ausdrücklich in das Gesetz aufgenommen 
worden, weil nach älterem Rechte im Fall eines Zusammenstoßes der 
Schaden vielfach in Havari^rosse über sämtliche beteiligte Werte ver- 
teilt wurde. 

Einfluß von Freizeichnungen. Liegt bei einem Zusammen- 
stoße zwischen zwei Schiffen beiderseitiges Verschulden vor, so sind 
beide Schiffe der beschädigten Ladung gegenüber als Gesamtschuldner 
solidarisch zum Ersatz des vollen Schadens verpflichtet Der Artikel 
737 des alten Handel^esetzbuches, welcher bei beiderseitigem Ver- 
schulden das Bestehen eines Ersatzanspruches verneinte, und der § 735 
des neuen Handelsgesetzbuches, welcher in einem solchen Falle Haftung 
nach dem Ghrade des Verschuldens einführt, stimmen darin überein, daß 
sie sich nur auf die Ersatzansprüche beider Schiffe gegeneinander be- 
ziehen, nicht aber auf die Ersatzansprüche der beschädigten Ladung. 
Da nun in der Regel die Ladung mit dem eigenen Schiffe einen Ver- 
trag abgeschlossen haben wird, in welchem der Reeder jede Verant- 
wortlichkeit für ein Verschulden seiner Schiffsbesatzung abgelehnt hat, 
wird die Ladung das andere Schiff in Anspruch nehmen und von diesem 
ihren vollen Schaden einkassieren. Nach früherem Rechte nun hatte 
das andere Schiff keinen Regreßanspruch gegen das eigene Schiff der 
Ladung, weil zwischen den Schiffen bei beiderseitigem Verschulden kein 
Ersatzanspruch bestand. ROHG. 13 Nr. 42, ROHG. 23 Nr. 125. Nach 
heutigem Rechte hat aber das andere Schiff gegen das Ladungsschiff 
einen R^jreßanspruch in dem Maße, in welchem letzteres ein Ver- 
schulden an dem Zusammenstoße getroffen hat Dieses Schiff kann 
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sich nun nicht darauf berufen, daß es sich seiner Ladung gegenüber 
von den Folgen des Zusammenstoßes freigezeichnet hat, daß es daher 
nicht auf diesem Umwege gezwungen werden könnte, den Ladungs- 
schaden nun doch zu tragen. Dies wäre eine exceptio ex iure tertii; 
das Vertragsverhältnis, in welchem ein Schiff zu seiner Ladung steht, 
geht das andere Schiff nichts an; durch Verträge, die der Reeder niit 
seiner Ladung abschließt, kann er die Rechte Dritter nicht schmälern. 
Zu demselben Resultat gelang^ das OLG. I in 05 H. 75 aus folgenden 
Gründen: Bei einem zwischen den beiden Schiffen geführten Prozesse 
findet die VerteUung des Schadens nach dem Grade des Verschuldens 
statt; mit dieser Maßgabe kann aber ein Schiff von dem anderen Schiffe 
den Ersatz des ganzen Schadens verlangen, welcher ihm aus der Kollision 
erwachsen ist; zu diesem Schaden gehört aber auch dasjenige, was es 
der Ladung des anderen Schiffes hat bezahlen müssen. Trifft also beide 
Schiffe gleiches Verschulden, so wird der Reeder den Schaden der 
eigenen Ladung zur Hälfte zu tragen haben, auch wenn er sich im 
Frachtvertrage oder Konnossement von den Folgen dnes Verschuldens 
seiner Schiffsbesatzung freigezeichnet hat Die Entscheidung des Ober- 
landesgerichts wurde vom Reichsgericht bestätigt 05 H. 135. 

Ladung gehört dem Reeder. Wie stellt sich das Rechtsver- 
hältnis, wenn die Ladung des einen Schiffes dem Reeder dieses Schiffes 
gehört? und dieser Reeder A den Schaden seiner Ladung A gegen den 
Reeder des Schiffes B einklagt? Hier kommt nun wiederum der Satz 
zur Geltung, daß die Haftung des Reeders und die seiner Angestellten 
inhaltlich identisch ist, daß es also so angesehen wird, als ob der Reeder 
selbst den Zusanunenstoß mit verschuldet hat, nur daß seine Haftung 
auf sein Fortune de mer beschränkt ist Soweit diese Haftung besteht, 
kann er also keinen Ladungsschaden geltend machen, weil er in diesem 
Umfange seine Ladung selbsteigen beschädigt hat Nach früherem 
Rechte, wo ein Regreßanspruch zwischen den beiden Schiffen nicht be- 
stand, war also nur ein Ersatzanspruch vorhanden, soweit der Ladungs- 
schaden den Wert des eigenen Fortune de mer überstieg; denn bis zum 
Belaufe des Fortune de mer war ein Ersatzanspruch der Ladung nicht 
vorhanden, wdl er durch die eigene schädigende Handlung des Reeders 
und Ladungseigentümers absorbiert worden war. ROHG. 23 Nr. 125. 
Diese Rechtslage hat heutzutage insofern eine Änderung erfahren, als 
bei beidersdtigem Verschulden der Schaden über beide Schiffe nach 
dem Grrade des Verschuldens verteilt wird. Insofern ist allerdings keine 
Änderung eingetreten, als auch der diese Regel enthaltende § 735 wie 
der frühere Artikel 737 sich nur auf das Verhältnis der beiden Schiffe 
zueinander bezieht, der Ladung gegenüber also nach wie vor beide 
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Reeder solidarisch als Gesamtschuldner haften. Die Einfuhrung der 
anteSweisen Haftung hat aber die ^^kung, daß nunmehr der Ersatz- 
anspruch der Ladung nicht, wie früher, durch den Umfang des Fortune 
de mer absorbiert wird, sondern durch den Grrad des Verschuldens. 
Hat z. B. der Reeder der eigenen Ladung zu */g schuld an dem Zu- 
sammenstoße, so besteht ein Ersatzanspruch der Ladung zu ^/g ihres 
Schadens; und hat der Reeder zu '/g schuld, so kann er von dem 
anderen Schiffe nur ^/g seines Ladungsschadens ersetzt verlangen. 
02 H. III RG. 

§ 98. Beweislast Prismntlonen. — Im Ansegelungsrecht gibt 
es nur eine gesetzliche Vermutung: ist ein durch den Zusammenstoß 
beschädigtes Schiff gesunken, bevor es einen Hafen erreichen konnte, 
so wird vermutet, daß der Untergang des Schiffes eine Folge des 
Zusammenstoßes war. HGB. § 737. 

Andere gesetzliche Vermutungen gibt es nicht, insbesondere nicht 
für die Schuld des einen oder andern Teiles, welche aus bestimmten 
Tatsachen herzuleiten wäre, z. B. daraus, daß das eine Schiff die zur 
Verhütung des Zusammenstoßens der Schiffe auf See erlassenen gesetz- 
lichen Vorschriften übertreten oder ein vor Anker liegendes oder am 
Lande befestigtes Schiff angeninnt habe. HGB. § 736. 

Verletzung der See Straßenordnung. Derjenige, welcher den 
ihm aus einem Zusaimnenstoß erwachsenen Schaden einklagt, muß nicht 
nur die Tatsache des Zosanunenstoßes, die Tatsache, daß ihm durch 
den Zusammenstoß Schaden zugefügt wurde, und die Höhe des ihm 
dadurch zugefugten Schadens beweisen — er muß auch beweisen, daß 
der Zusammenstoß durch Schuld des Beklagten herbeigeführt worden 
ist Er muß also die Ursache des Zusaimnenstoßes — z. B. irgend ein 
Manöver des Beklagten — beweisen; er muß beweisen, daß die Hand- 
lung des Beklagten, welche zum Zusammenstoße führte, an sich eine 
verkehrte, eine ordnungswidrige war, daß also z. B. der Beklagte ein 
falsches Manöver gemacht hat; endlich muß er dartun, daß diese 
schädigende Handlung dem Beklagten zum Verschulden gereicht, z. B. 
auf einer Nachlässigkeit des Schiffers oder einer andern Person der 
Schiffsbesatzung beruhte. Letzteres zu beweisen, wird in vielen Fällen 
unmöglich sein. Es ist daher stets dahin erkannt worden, daß es 
genüge, wenn Kläger außer den zuerst angeführten Tatsachen beweist, 
daß der Zusammenstoß durch ein an sich ordnungswidriges Verhalten 
des Beklagten verursacht worden ist Es liegt dann dem Beklagten ob, 
darzutun, daß ihn eine Schuld nicht trifft. 

So muß z. B. Kläger beweisen, daß Beklagter eine der in der See- 
straßenordnung erlassenen Vorschriften zur Verhütung des Zusammen- 



Digitized by 



Google 



IC2 Zweites Bach. ii. Kapitel. 

Stoßens von Schüfen auf See verletzt und daß diese Verletzung den 
Zusammenstoß verursacht hat Ist dieser Beweis erbracht, so gilt da- 
mit ein Verschulden des Beklagten prima facie als dargetan. 98 H. 8 
OLG. II, 03 HL 22 OLG. L Es ist dann Sache des Beklagten zu be- 
weisen, daß ihm die Verletzung der Vorschriften nicht zum Verschulden 
gereicht, daß sie z. B. auf force majeure beruht oder gar durch den 
Kläger selbst veranlaßt worden war. ROHG. 9 Nr. 50, 23 Nr. 65, 
RG. 21 Nr. 23 S. 109fr., 93 H. 61 RG., 02 H. 37 RG. 

Übrigens wird eine Verletzung der in der Seestraßenordnung er- 
lassenen Vorschriften mit Geldstrafe bis zu 1500 M. bestraft Straf- 
gesetzbuch § 145. 

Ansegelung eines stilliegenden Schiffes. Die Tatsache allein, 
daß ein stilliegendes Schiff angerannt wurde, genügt noch nicht, um 
einen prima facie -Beweis des Verschuldens auf Seiten des anrennenden 
Schiffes als erbracht anzusehen und dem letzteren nunmehr den Ex- 
kulpationsbeweis aufeubürden. 05 H. 115 OLG. HI, RG.I 641/06; das 
angerannte Schiff muß noch weitere Umstände dartun, aus denen auf 
ein prima facie- Verschulden des Gegners geschlossen werden kann. Es 
genügt jedoch in dieser Beziehung wenn dargetan wird, daß z. B. das 
eigene Schiff an vorschriftsmäßiger Stelle hg resp. bei Dunkelheit die 
vorschriftsmäßigen Lichter führte und daß auch im übrigen weder Nebel 
noch Dunkelheit noch sonst eine Tatsache eine plausible Erklärung für 
das Verhalten des anrennenden Schiffes abgeben konnte. Liegen solche 
besonderen Umstände aber nicht vor, so bedarf die Entschädigungsklage 
keiner weiteren Begründung als der Berufung auf das Anrennen und 
den dadurch verursachten Schaden. 91 H. 1 12 RG., Bf 1 487/05, Bf 1. 3/07. 

Ein großer Dampfer hatte bei dunkler Nacht, um an seinen Lösch- 
platz zu gelangen, ziemlich schmales Fahrwasser zu passieren, an dessen 
beiden Seiten Schuten in mehreren Reihen nebeneinander vertaut lagen. 
Als der Dampfer sie bemerkte, gab er ihnen durch Zuruf den Befehl, 
sich bei Seite zu legen, und stoppte, bis die Schuten pflichtgemäß diesem 
Befehl nachgekommen wären. Die Schuten legten jedoch nicht gehöriger- 
weise weg, und der Dampfer, als er sah, daß nicht weiter Platz gemacht 
wurde und ihm ein, wenn auch sehr enger, so doch anscheinend ge- 
nügender Raum zur Durchfahrt blieb, setzte mit größter Vorsicht die 
Fahrt fort Dabei drückte er eine Schute gegen die andere und brachte 
letztere mit ihrer Ladung zum Sinken. Das OLG. I erkannte, daß das 
Nebeneinandervertautliegen mehrerer Schuten in einer engen verkehrs- 
reichen Straße und besonders das nicht gehörige Wegholen auf den 
Zuruf des Dampfers eine Ordnungswidrigkeit war, und daß gegenüber 
dieser Ordnungswidrigkeit die Tatsache, daß der Dampfer eine still - 
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liegende Schute angerannt habe» nicht als prima facie- Beweis seines 
Verschuldens anzusehen sei, so daß der Dampfer sich nunmehr zu ex- 
kulpieren habe, — besonders da ein längeres Warten des Dampfers 
denselben den Einflüssen der Strömung preisgegeben haben würde. 
Der Kläger mußte daher weitere Beweise dafür bringen, daß der 
Zusammenstoß durch fehlerhafte Navigierung des beklagten Dampfers 
herbeigeführt worden war. Da er diesen Beweis nicht erbringen konnte, 
wurde die Klage abgewiesen. 99 H. 86. 

Verhalten nach einem Zusammenstoße.. Eine Vermutung 
für die Schuld eines Schiflfes wird auch nicht — wie es z. B. im eng- 
lischen Rechte der Fall ist — dadurch begründet, daß der eine Schiffer 
cMe Verordnung über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusanmien- 
stoße von Schiffen auf See vom 15. August 1876 verletzt hat Solche 
Verletzung wird auf Grrund § 145 Strafgesetzbuch mit Geldstrafe bis 
zu 1500 M. bestraft, hat aber keine zivilrechtlichen Folgen. Nach 
dieser Verordnung ist jeder Schiffer nach einem Zusammenstoße ver- 
pflichtet, soweit er es ohne erhebliche Gefahr für das eigene Schiff 
und die darauf befindlichen Personen tun kann, dem anderen Schiffe 
und den dazu gehörigen Personen zur Abwendung oder Verringerung 
der nachteiligen Folgen des Zusammenstoßes den erforderlichen Beistand 
zu leisten. 

§98. Yersehiedenes. — Beweis ursächlichen Verschuldens. 
An und für sich muß derjenige, welcher Schadensersatz aus einem 
Zusammenstoße fordert, beweisen, daß ein Verschulden und welches 
Verschulden des Beklagten den Zusammnnstoß und damit den Schaden 
verursacht hat Es genügt nicht, zu beweisen, daß der Beklagte eine 
nachlässige Handlung begangen hat, welche möglicherweise zum 
Zusammenstoße geführt haben kann. Ein strikter Beweis der Kausali- 
tät von Schuld und Schaden kann aber in manchen Fällen nicht er- 
bracht werden; wenn ein solcher Fall vorliegt, soll der Beschädigte 
nicht durch eine zu scharfe Durchfuhrung dieser Beweisregel Schaden 
leiden. Wenn in solchen Fällen das Verschulden des Beklagten ein 
Verhalten darstellt, welches — um die Worte des OLG. zu gebrauchen — 
er&hrungsmäßig zur Herbeiführung des stattgehabten Zusammenstoßes 
geeignet ist, soll es genügen, wenn der Kläger beweist, daß der Beklagte 
diese schuldhafte Handlung begangen hat Der Beklagte muß dann 
seinerseits bewdsen, daß der Schaden nicht auf seine schuldhafte Hand- 
lung zurückzufuhren ist 06 H. 17 OLG. L 

Zusammentreffen von Schuld und Zufall. Ist ein Zusanunen- 
stoß zimächst auf einen Zufall zurückzufuhren, würde aber der Zu- 
sammenstoß nicht ohne ein vorhergehendes schuldvolles Verhalten des 
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einen oder anderen Teiles sich ereignet haben, so hängt es von den 
Umstanden des einzelnen Falles ab, ob man sagen kann, dafi der 
Zusammenstoß durch die Schuld des einen oder des andern Schiffes 
oder ob er durch Zufall herbeigeführt worden ist Ein Schiff kam in 
einer belebten Fahrstraße durch fehlerhaftes Navigieren in sdchtes 
Wasser. Die Folge davon war, daß das Schiff aus dem Steuer lief 
und manövrierunfähig war. Dies zeigte sich bei der Weiterfahrt des 
Schiffes, indem dasselbe vergebens versuchte, die Kollision mit einem 
Kahn zu vermeiden; wegen des niedrigen Wassers gehorchte das Schiff 
dem Steuer nicht. Es stellte sich bei der Verhandlung heraus, daß der 
Schiffer nicht nur die Wasserverhältnisse genau kannte, sondern auch 
wußte, daß er an der betreffenden Stelle viele Schuten und Kähne an- 
treffen würde. Obgleich nun die unmittelbare Ursache des Zusammen- 
stoßes der Umstand war, daß an der Unfallstelle das Wasser zu niedrig 
war, um gehörig manövrieren zu können, so hielt doch das Ober- 
landesgericht dafür, daß der Zusammenstoß nicht auf diesen von dem 
Willen des Schiffers unabhängigen zufalligen Umstand zurückzufuhren 
wäre, sondern auf die vorhergehende nachlässige Navigierung des Schiffes. 
Der Schiffer hätte entweder, bevor er die Fahrt antrat, die Flut abwarten 
müssen, um so jede Gefahr, in niedriges Wasser zu geraten, zu ver- 
meiden, oder er hätte so vorsichtig fahren müssen, daß sein Schiff nicht 
auf seichte Stellen geriet 82 H. 122 OLG. In einem anderen Falle 
wurde ein Schiff angerannt, welches bereits geraume Zeit festgesessen 
hatte. Das Landgericht entschied, daß das anrennende Schiff sich 
nicht darauf berufen konnte, daß das angerannte Schiff durch eigene 
Schuld festgeraten war. 91 H, 29 LG. sub I. Nachlässigkeit wird 
immer dann als die Ursache eines Zusammenstoßes betrachtet werden 
können, wenn die nachlässige Handlung in einer zusammenhängenden 
Kette von folgenden Umständen zu dem Ereignisse hinführte, nicht aber 
dann, wenn die nachlässige Handlung kein Glied in der Kette der zu 
dem Zusanunenstoße hindrängenden Ereignisse bildet, letztere vielmehr 
unabhängig von dem durch die schuldhafte Handlung geschaffenen Zu- 
stande eintreten. 

Schadensersatz. Die Höhe des zu leistenden Schadensersatzes 
gibt zu Erörterungen keinen Anlaß. Es muß voller Ersatz geldstet 
werden, nicht nur für erlittenen Schaden, sondern auch für entgangenen 
Gewinn. Daß zu den zu ersetzenden Verlusten auch das gehört, was 
ein Schiff der eigenen oder der fremden Ladung hat zahlen müssen, ist 
bereits erwähnt worden; der Ersatzberechtigte muß aber nicht nur von 
den Ansprüchen der Ladung, sondern von allen Ansprüchen befrdt 
werden, welche sich aus der Kollision herleiten. Dabei darf aber nur 
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Ersatz desjenigen Schadens verlangt werden, welcher durch den Zu- 
sammenstoß verursacht worden ist In welchem Umfange dies zutrifft, 
ist nach allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden. Auf zwei Punkte 
muß indessen besonders hingewiesen werden. 

Nach dem Grade des Verschuldens. Zunächst verteilt sich 
der Schaden bei beiderseitigem Verschulden nach dem Grade des Ver- 
schuldens, nicht nach dem Verhältnisse der durch das Verschulden her- 
beigeführten Folgen. Trifft z. B. Schiff A die Hauptschuld an dem 
Zusanmienstofie, ist aber nuf* ein kleiner Teil des Schadens auf die 
grobe Nachlässigkeit des Schiffes A zurückzuführen, und hat auf der 
anderen Seite Schiff B nur ein geringes leicht entschuldbares Versehen 
begangen, dies Versehen hat aber den weitaus größten Teil des Scha- 
dens angerichtet, so hat A den bei weitem größten Tefl des Schadens 
zu tragen, trotzdem das Versehen des B weit schwerer wiegende Folgen 
gehabt hat. Es kommt auf den Grad des Verschuldens an und nicht 
auf das Maß, in welchem der Zusammenstoß von dem einen oder 
anderen Teile verursacht worden ist. 03 HL 124 RG. So können Fälle 
eintreten, in denen das Versehen, welches ein Schiff begangen hat, so 
unbedeutend im Vergleich zu dem Verschulden des anderen Schiffes ist, 
daß letzteres allein zur Tragung des ganzen Schadens verurteüt wird, 
ohne Rücksicht darauf, ob das andere Schiff den größten Teil des Scha- 
dens angerichtet hat Trifft beide Schiffe gleiches Verschulden, so wird 
der Schaden halbiert 04 H. 27 RG. 

Abwendung und Verringerung des Schadens. Der zweite 
Punkt ist folgender. Trifft das eine Schiff die alleinige Schuld an dem 
Zusanmienstoße, hat aber das andere Schiff nachlässigerweise unter- 
lassen, irgendwie sich um die Abwendung oder Verringerung des Scha- 
dens zu bemühen, so ist das schuldige Schiff für den Schaden nur 
soweit verantwortlich, als er nicht von dem anderen Schiffe hätte ab- 
gewendet oder verringert werden können. Jeder vernünftige Mensch 
wird in einem solchen Falle die ihm sich darbietenden Mittel ergreifen, 
um den Schaden zu verringern und womöglich abzuwenden. Bei jeder 
Schadensforderung, so fuhrt das Oberappellationsgericht aus, wird voraus- 
gesetzt, daß der BenachteUigte gehandelt hat, wie ein vernünftiger Mensch 
zu handeln pflegt; sollte dies unterlassen sein und der Schaden sich infolge- 
dessen vergrößert haben, so fallt der Kausalnexus zwischen Beschädigung 
und Schaden (in diesem Umfainge) fort und um deswillen ist die Schadens- 
forderung (insoweit) ausgeschlossen. OAG. 24. November 1866 (Kierulff II 
S. 770/771); ebenso RG. in 89 H. 104. 

Zwangslotse. Hat sich das Schiff unter der Führung eines 
Zwangslotsen befunden und haben die zur Schiffsbesatzung gehörenden 
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Personen die ihnen obliegtenden Pflichten erfüllt, so ist der Reeder des 
Schiffes von der Verantwortung für den Schaden frei, welcher durch 
den von dem Lotsen verschuldeten Zusammenstoß entstanden ist HGB. 
§ 738. Zwangslotsen sind diejenigen Lotsen, welche der Schiffer an 
Bord zu nehmen und welchen er das Kommando zu übergeben kraft 
obrigkeitlicher, eventuell durch Strafandrohung geschützter Bestimmung 
verpflichtet ist. Ob ein Staat solche Anordnungen auch aus finanziellen 
Gründen getroffen hat, ist gleichgültig. 86 H. 35 OLG. I und 87 FL 
25 sub 2 RG, 92 H. 27 OLG. I, 97 H. 2 RG. Dagegen handelt es 
sich um Zwangslotsen überall da nicht, wo zwar der Schiffer verpflichtet 
ist, das Lotsgeld zu bezahlen^ einerlei ob er einen Lotsen annimmt oder 
nicht, die Annahme eines Lotsen selbst aber nicht gesetzlich vorge- 
schrieben ist. 86 H. 35 OLG. L Der Schiffer ist verpflichtet, den 
Anordnungen eines Zwangslotsen Folge 'zu leisten. Nur in ganz ex- 
zeptionellen Lagen — wenn. z. B. die Befehle des Zwangslotsen ganz 
offensichtlich unvernünftig oder verkehrt sind — darf der Schiffer von 
ihnen abweichende Maßregeln treffen. RQHG. 25 Nr. 57, 86 H. 35 
OLG. I und 87 H. 25 sub 3 RG. 

Lotsen, welche nicht Zwangslotsen sind, gehören zu den Personen 
der Schiffsbesatzung, für deren Handlungen der Reeder nach Maßgabe 
§§ 485, 486 HGB. verantwortlich ist 

Verjährung. Die aus dem Zusammenstoße von Schiffen her- 
geleiteten Entschädigungsforderungen verjähren in zwei Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit dem Ablauf des Jahres, in welchem der Zu- 
sammenstoß stattgefunden hat. HGB. § 901 Nr. 2, 903 Nr. 3. Da 
sonstige Forderungen aus einem Verschulden der Schiffsbesatzung in 
einem Jahre verjähren, ist es von großer Wichtigkeit, festzustellen, was 
mit den „aus dem Zusammenstoße von Schiffen hergeleiteten Ent- 
schädigungsforderungen" gemeint ist Das Reichsgericht hat bereits 
ausgeführt, daß es nicht erforderlich ist, daß die Schiffe beider Parteien 
gerade miteinander zusammengestoßen seien; es genügt vielmehr, um 
die zweijährige Verjährungsfrist zu begründen, daß der Beklagte durch 
sein schuldvolles Verhalten den Zusammenstoß zweier anderer Schiffe 
herbeigeführt hat, auch ohne dieselben zu berühren (z. B. durch zu 
schnelles Vorbeifahren), und nun eines dieser Schiffe Ersatz vom schul- 
digen Reeder verlangt 06 H. 5. Auf der anderen Seite hat das 
OLG. I in einem Falle, wo ein Schiff durch das fehlerhafte Manöver 
eines anderen Schiffes, ohne mit diesem in Berührung gekommen zu 
sein, gegen einen Leitdamm stieß und denselben beschädigte, entschieden, 
daß die Forderung des letzteren gegen das anrennende Schiff keine aus 
einem Zusammenstoße von Schiffen hergeleitete Forderung sei und daher 
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der einjährigen Verjährung unterliege; denn ein Zusammenstoß von 
Schiffen im Sinne der §§ 7 34 ff. HGB. (vgl. oben § 89) habe überall 
nicht stattgefunden; der Begriffeines Zusammenstoßes sei aber im § 901 
HGB. in Übereinstimmung mit den §§ 7 34 ff. zu interpretieren. Das 
Oberlandesgericht fugte hinzu, daß man allenfalls dann von einer Kolli- 
sionsforderung hätte reden können, wenn das anrennende Schiff zuvor 
mit dem schuldigen Schiffe kollidiert und infolge dieses Zusammen- 
stoßes auf den Leitdamm getrieben wäre. 06 H. iio OLG. I. 

Schleppschiffahrt 

§ 94. Einheit des Schleppzng^S. — Stößt ein Schiff mit einem 
in einem Schleppzuge befindlichen Schiffe zusammen, so gelten prinzi- 
piell dieselben Grundsätze, wie bei jedem anderen Zusammenstoße. Die 
Bestimmungen, welche das Binnenschiffahrtsrecht für den Zusammen- 
stoß von Binnenschiffen gibt, sind identisch mit den Bestimmungen, 
welche das Seerecht für den Zusammenstoß von Seeschiffen gibt (über 
See- und Flußschiffe vgl. oben § 3), mit der einzigen Ausnahme, daß 
für Binnenschiffe eine einjährige, für Seeschiffe eine zweijährige Ver- 
jährungszeit vorgesehen ist. Stößt daher ein Binnenschiff mit einem 
Seeschiff zusammen, so muß das Seeschiff binnen einem Jahre und das 
Flußschiff binnen zwei Jahren nach Ablauf des Jahres Klage erheben, 
in welchem der Zusammenstoß stattfand. BSchG. §§92, 117, 1 18. 

V Aus der Tatsache aber, daß eines der beteiligten Schiffe zu einem 
Schleppzuge gehört, ist die Theorie von der Einheit des Schleppzuges er- 
wachsen. Wenn z. B. Schiff A ohne eigene Schuld mit Schiff B zusammen- 
stoßt, welch letzteres von Schiff C geschleppt wird, so vermag A in 
vielen Fällen es nicht zu übersehen, ob nun den Schlepper oder das ge- 
schleppte Schiff die Schuld trifft; A läuft daher den Risiko, wenn er 
z. B. B verklagt, daß die Beweisaufnahme ergibt, daß nicht B, sondern 
C allein ein Verschulden trifft, die Klage also kostenpflichtig abzuweisen 
ist. Man hat daher gesagt: dem Dritten gegenüber müsse ein Schlepp- 
zug als dasjenige behandelt werden, als welches er sich auch tatsächlich 
präsentiere: nämlich als eine Einheit, als Ein entlang sich bewegender 
Körper, als Ein Schiff. Die Folge hiervon wäre, daß das geschleppte 
Schiff stets für ein Verschulden des Schleppers und der Schlepper stets 
auch für ein Verschulden des geschleppten Schiffes verantwortlich ge- 
macht werden könnte. 

Es liegt aber auf der Hand, daß, wenn z. B. durch Schuld eines 
Maschinisten ein Kessel auf einem Schlepper explodiert und dadurch 
eine Person verletzt wird, letztere nicht dafür eins der geschleppten 
Fahrzeuge in Anspruch nehmen kann. Ebensowenig wird man den 
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Reeder des Schleppers dafür verantwortlich machen können, wenn das 
geschleppte Fahrzeug lediglich deshalb ein drittes Schiflf anrennt, weil 
es unachtsam gesteuert oder sonst ein Manöver ausgeführt hat, welches 
vollständig unabhängig von der Vorwärtsbewegung des Schleppers ist. 
OD H. I OLG. I, 02 H. 42 RG^ 96 H. 68 RG. Oder man denke sich 
zwei Schiffe, welche verschiedenen Reedern gehören, im Schlepptau 
eines dritten Schiffes; das eine geschleppte Schiff stöfit durch sein 
alleiniges einseitiges Verschulden mit einem anderen Schiffe zusammen; 
dieses Schiff könnte dann, wenn man einfach den Schleppzug als eine 
Einheit, als Ein Schiff betrachtete, nicht nur den Schlepper oder das 
schuldige Schiff, sondern auch das andere geschleppte Schiff zur Ver- 
antwortung ziehen — eine Folge, welche weder der Logik noch der 
Billigkeit entspräche. 

Auf der anderen Seite kann man die Theorie von der Einheit des 
Schleppzuges nicht ganz von der Hand weisen. Wie weit die Judikatur 
ihr gefolgt und damit den Bedürfnissen der Praxis und dem Gefühl der 
Billigkeit nachgekommen ist, wird die folgende Darstellung ergeben. 

§ 95. HaftuDg des geschleppten Sehiffes in being anf NstI- 
glerung. — Der Reeder ist verantwortlich für den Schaden, den eine 
Person seiner Schiffsbesatzung einem Dritten schuldvollerweise zufügt 
Der Reeder haftet aber nur mit Schiff und Fracht. Dies ist die gesetz- 
liche Grrundlage. Schiffe sind Transportnüttel; sie sind dazu bestimmt, 
G^enstände von einem Orte zum anderen zu befördern. Zum Trans- 
port gehört bewegende Kraft (maschinelle Tätigkeit) und führende Leitung 
(Navigation). Beides ist in der Regel in einem Schiffe vereint Beides 
kann aber auch getrennt sein oder verteilt werden: so kann der Reeder 
die bewegende Kraft und auch einen Teil der führenden Leitung einem 
anderen Schiffe (dem Schlepper) anvertrauen. Damit vergrößert er seine 
Haftung nicht: er haftet immer nur mit seinem Fortune de mer, mit 
seinem Schiffe und dessen Fracht Er stellt aber dadurch die Be- 
satzung eines anderen Schiffes in gewissem Umfange in seinen Dienst, 
nämlich insoweit er die Fortbewegung oder die Navigation von seinem 
Schiffe wegnimmt und einem anderen Schiffe überträgt; er versetzt 
gewissermaßen die Maschine oder das Kommando in ein anderes Schiff. 
Er haftet aber auch dann für die Besatzung des anderen Schiffes, so- 
weit dies der Fall ist, ebenso wie für die auf seinem Schiffe tätigen 
Personen. Soweit die Navigation (Bew^ung und Leitung) in Betracht 
kommt, ^bt es nur Ein Haftungsobjekt: des Reeders eigenes Schiff 
und dessen Fracht, und nur Eine Besatzung, mag letztere auf mehrere 
Schiffe verteilt sein oder nicht Der Schleppzug ist eine nautische 
Einheit. 
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Wenn daher durch ein fehlerhaftes Manöver des Schleppers das 
geschleppte Schiff, ohne Verschulden der auf dem geschleppten Schiffe 
tatigen Personen, ein drittes Schiff anrejjnt, so ist der Reeder des ge- 
schleppten Schiffes, natürlich nur bis zum Werte dieses Schiffes und 
seiner Fracht, für den Schaden verantwortlich, da der Zusammenstoß 
durch ein Verschulden seiner Besatzung, nämlich des auf dem Schlepper 
befindlichen Teiles derselben, herbeigeführt worden ist. 88 H. 27 RG., 
86 H. 33 OLG. I. Stößt ein geschlepptes Schiff mit einem dritten Schiffe 
zusammen, weil es, ohne daß darin ein eigenes Verschulden des ge- 
schleppten Schiffes zu erblicken war, den ihm vom Kapitän des 
Schleppers in Bezug auf das Loswerfen der Schlepptaue erteilten 
falschen Anordnungen nachkam, so ist der Reeder des geschleppten 
Schiffes für den durch Schuld des Schlepperkapitäns verursachten 
Schaden verantwortlich, 00 H. i (OLG. I) und 00 R 67 RG. Der 
Schlepperkapitän gehörte zur Besatzung des geschleppten Schiffes, weU 
er dessen Fortbewegung leitete. Ebenso wird, wie das OLG. I in 
00 H. I ausführt, der auf dem Schlepper befindliche Maschinist, welcher 
durch unrichtige Handhabung der Maschine, z. B. Unterlassen einer 
notwendigen Rückwärtsstellung derselben, schuldvollerweise einen Zu- 
sammenstoß des geschleppten Schiffes mit einem anderen Schiffe herbei- 
führt, als eine Person der Besatzung des geschleppten Schiffes angesehen, 
deren Verschulden die Haftbarkeit des Eigners dieses Schiffes begründet, 
weil insoweit der Maschinist als zur Besatzung des geschleppten Schiffes 
selbst gehörend anzusehen ist 00 H. i OLG. L Rennt aber das ge- 
schleppte Schiff gegen ein anderes, weU der Schlepper plötzlich seine 
Fahrt verlangsamt, um noch ein anderes Schiff ins Schlepptau zu 
nehmen, so ist der Reeder des geschleppten Schiffes nicht verantwort- 
lich. Denn das plötzliche Abstoppen des Schleppers hatte nichts mit 
der Fortbew^^ng oder Leitung des geschleppten Schiffes zu tun; so- 
lange der Schlepper damit beschäftigt ist, noch andere Schiffe ins 
Schlepptau zu nehmen, büden Schlepper und geschlepptes Schiff keine 
nautische Einheit 05 H. 79 OLG. I. 

Auf die aus der nautischen Einheit des Schleppzuges zu ziehenden 
Konsequenzen hat es keinen Einfluß, in welchen rechtlichen Beziehungen 
der Schlepper zum geschleppten Schiffe steht, ob z. B. ein regulärer 
Schleppvertrag vorliegt oder ob das Schleppen gegen Entgelt geschieht 
oder nicht Entscheidend ist allein, wie das OLG. I in 07 H. 16 aus- 
führt, daß das geschleppte Schiff sich der bewegenden Kraft des 
Schleppers bedient und damit freiwillig der eigenen freien Bewegung 
entsagt, um mit dem Schlepper zusammen einen Schleppzug zu bilden. 
In dieser vom Oberlandesgericht entschiedenen Sache war das geschleppte 
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Schiff noch in der Verfügungsgewalt seines Reeders geblieben- Man 
muß aber weiter gehen. Es haftet nicht so sehr der Reeder als solcher, 
als eben nur das Fortune de mer für den durch dasselbe angerichteten 
Schaden. Vgl. 86 H. 33 OLG. I. Es kann der Reeder des geschleppten 
Schiffes also auch dann, aber eben nur mit dem geschleppten Schiflfe, 
haftbar gemacht werden, wenn letzteres ohne oder sogar gegen seinen 
Willen zum Teil eines Schleppzuges gemacht ist und durch Schuld des 
fiihrenden Schleppers mit einem dritten Schiffe kollidiert Nur wenn 
der Dritte wußte oder grobfahrlässigerweise nicht wußte, daß die Ver- 
wendung des geschleppten Schiffes dessen Reeder gegenüber eine wider- 
rechtliche war, wird das geschleppte Schiff nicht fiir ein Verschulden 
des Schleppers in dessen Navigierung aufzukommen haben. HGB. § 510* 
Vgl. oben § 7. 

§ 96. Haftung des Sehleppers in bezug auf NaTigierung. — 
Dieselben Grundsätze finden Anwendung auf die Verantwortlichkeit des 
Schleppers. Der Reeder hat ein Verschulden derjenigen zu vertreten, 
denen er die bewegende Kraft oder die führende Leitung seines Schiffes 
anvertraut, einerlei, ob diese Personen sich an Bord seines oder eines 
anderen Schiffes befinden. Wenn ein Schlepper ein großes Seeschiff 
von seinem Liegeplatz in das freie Fahrwasser hinausbugsiert oder das- 
selbe an seinen Liegeplatz schleppt, so wird die Navigierung des 
Schleppers in der Regel von dem Seeschiffe aus geleitet, sei es von 
dem Schiffer desselben oder von dem auf dem Seeschiffe komman- 
dierenden Lotsen. Soweit der Reeder des Schleppers die Leitung des- 
selben Personen anvertraut, welche sich an Bord des Seeschiffes be- 
finden, gehören diese Personen zur Besatzung des Schleppers. So ist 
der" Schlepper verantwortlich, wenn der an Bord des geschleppten 
Schiffes befindliche Lotse dem Schlepper ein falsches Kommando gibt 
und infolgedessen, sei es Schlepper oder geschlepptes Schiff, mit einem 
dritten Schiff zusammenstößt. In einem solchen Falle ist sowohl der 
Schlepper als auch das geschleppte Schiff für den angerichteten Schaden 
haftbar. 02 H. 42 RG., Bf. I 175/06 OLG. L So wird auch in den im 
vorigen Paragraphen genannten Fällen, in denen das geschleppte Schiff 
durch fehlerhafte Navigierung des Schleppers mit einem dritten Schiffe 
zusammenstößt, neben dem geschleppten Schiffe auch der Schlepper 
für den Schaden aufzukommen haben. 

§ 97. Schlepptrosse. — Kollisionen zwischen einem Schleppzugs- 
teil und einem dritten Schiffe sind öfters darauf zurückzuführen, daß 
das Schlepptau, welches Schlepper und geschlepptes Schiff verbindet, 
entweder nicht genügend stark oder nicht ordnungsgemäß befestigt ist. 
Genügende Festigkeit und ordnungsmäßiges Festmachen der Schlepp- 
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trosse bildet ebensogut ein Element in der Navigierung des Schlepp- 
zuges, wie richtige Steuerung oder richtiges Funktionieren der fort- 
bewegenden Kraft. 

Haftung des Sehleppers. — Die Schlepptrosse kann als Allonge 
des Schleppers betrachtet werden; die Verantwortlichkeit des Reeders 
in dieser Beziehung erstreckt sich bis auf die Befestigung des Schlepp- 
taues an Bord des geschleppten Schiffes. Es ist übereinstimmend ent- 
schieden worden, daß der Schlepper dafür haftet, daß die Trosse ge- 
nügend stark ist, um nicht bei einer plötzlichen Anspannung zu brechen, 
wenn z. B. der Schlepper gezwungen wird, um eine Kollision zu ver- 
meiden, eine plötzliche Vorwärtsbewegung zu machen; gleicherweise 
haftet der Schlepper dafür, daß die Trosse in solcher Weise auf dem 
geschleppten Schiffe und natürlich auch auf dem eigenen Schiffe be- 
festigt wird, daß sie ach nicht loslöst, falls z. B. der Schlepper ge- 
zwungen wird, plötzlich seine Fahrt zu verlangsamen oder zu stoppen. 
85 H. 112 OLG. I, 87 H. 13 OLG. I, 91 H. in OLG. I, 99 H. 58 RG. 
Ob die Trosse Eigentum des Schleppers oder des geschleppten Fahr- 
zeuges ist, ist gleichgültig. 85 H. II2 OLG. L 

In zwd UrteUen des OLG. I und des RG. (99 H. 29 und 58) kam 
es zur Sprache, ob nicht eine Ausnahme von der vorstehenden Regel 
dann gemacht werden müßte, wenn ein großes Seeschiff, ein trans- 
atlantischer Dampfer z. B., sich der Hilfe eines oder mehrerer Schlepper 
bedient, um von seinem Liegeplatze wegzukommen oder zu demselben 
hinzugelangen. Beide Gerichte waren der Ansicht, daß in einem solchen 
Falle nur das Seeschiff und nicht der Schlepper für Festigkeit und ge- 
nügende Befestigung der Schlepptrossen verantwortlich zu machen sei. 
Auf diesen Funkt kam es übrigens in beiden Entscheidungen nicht an; 
es handelt sich nur um eine beUäufig geäußerte Ansicht — gerichtlich 
entschieden ist diese Frage unseres Wissens noch nicht. Es dürfte aber 
doch sehr fraglich sein, ob eine solche Ausnahme zu machen wäre. 
Auf die Größe des geschleppten Fahrzeuges kommt es nicht an, son- 
dern nur auf die Tatsache, daß ein Reeder die sonst Einem Schiffe 
zukommenden Funktionen auf zwei Schiffe zu verteilen beliebt; im vor- 
liegenden Falle überträgt er z. B. die führende Leitung seines Schleppers 
dem Seeschiffe. Hiermit sind die aus der nautischen Einheit eines 
Schleppzuges zu ziehenden Konsequenzen gegeben. Ebensogut wie 
Steuerung und Leitung gehört auch die Befestigung der Schiffe unter- 
einander zur Navigierung eines Schleppzuges; wie die Verteilung der 
Funktionen, so ist auch die Verbindung der Schiffe ein die nautische 
Einheit eines Schleppzuges begründendes Merkmal. Durch das Schleppen 
verdient ja gerade der Reeder sein Geld; dies ist die bestimmungs- 

Sieveking, Seerecht. II 
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gemäße Verwendung seines Schiffes. Er kommt daher auch dafür auf, 
daß die Schlepptrossen genügend stark sind und daß sie auf seinem 
sowohl als auf dem geschleppten Schiffe ordnungsgemäß befestigt 
werden, ob die Trossen nun ihm gehören oder nicht und ob er dabei 
seinem eigenen Gutdünken oder den vom geschleppten Schiffe erteilten 
Instruktionen folgt Brechen dann die Taue oder lösen sie sich los, so 
ist der Reeder des Schleppers ebensogut dafür verantwortlich, als wenn 
der Lotse des Seeschiffes dem Schlepper ein falsches Konmiando gibt 
und dadurch eine Kollision mit einem dritten Schiffe herbeigeführt wird. 

Haftung des geschleppten Schiffes. Aus dem bisher Gre- 
sagten folgt, daß auch der Reeder des geschleppten Fahrzeuges für die 
Güte der Taue und ihrer Befestigimg verantwortlich ist Überträgt er 
die bewegende Kraft seines Schiffes auf ein anderes, so hat er Dritten 
für die sich hieraus ergebenden Folgen aufzukommen. Alle diejenigen 
Personen sind als zur Besatzung seines Schiffes gehörig anzusehen, 
denen er die Fortbewegung seines Schiffes übertragen hat. Zur Fort- 
bewegung seines Schiffes gehört aber notwendigerweise auch die ge- 
nügende Verbindung seines Schiffes mit dem Schlepper. 

§98. FormienuigdesSehlepprages. Haftung des Sehleppera. — 
Ebenso wie die Güte und die Länge der Schlepptrossen und deren Be- 
festigung, so gehört zur Navigierung eines Schleppzuges auch die rich- 
tige Grruppierung der Fahrzeuge, falls mehrere zu gleicher Zeit geschleppt 
werden sollen. Auch dies gehört zur Verantwortlichkeit des Schleppers; 
ob er z. B., wenn er zwei Schiffe ins Schlepptau ninunt, diese neben- 
einander oder hintereinander vertäut Der Schlepper muß bei der 
Formierung des Schleppzuges Bedacht nehmen auf die Stärke und die 
Richtung des Windes, die Belebtheit der zu durchfahrenden Strecke, den 
Einfluß der Strömung, damit z. B. bei einer Verlangsamung oder bei 
einem plötzlichen Einstellen der Fahrt sich die geschleppten Fahrzeuge 
nicht quer legen und dadurch die Gefahr eines Zusammenstoßes mit 
anderen Schiffen herbeiführen. Stößt infolge eines in dieser Beziehung 
dem Schlepper zur Last zu legenden Verschuldens eines der geschleppten 
Schiffe mit einem dritten zusammen, so haftet der Schlepper für den 
angerichteten Schaden. Vgl. auch Bf. IV211/06. 

Haftung des geschleppten Schiffes. Was die Haftung des 
geschleppten Schiffes anbetrifft , so muß man im Auge behalten, daß, 
wenn mehrere Schiffe geschleppt werden, jedes derselben mit dem 
Schlepper für sich eine besondere nautische Einheit büdet, daß soviele 
nautische Einheiten als geschleppte Schiffe vorhanden sind. Ein ge- 
schlepptes Schiff kann daher wohl dafür verantwortlich gemacht werden, 
daß es selbst in ungenügender Weise mit dem Schlepper verbunden 
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worden ist. Bei Beurteilung dieser Frage sind alle die für die Ver- 
antwortlichkdt des Schleppers nia%ebenden Umstände (Wind, Wetter, 
Strömung usw.) in Betracht zu ziehen. Vgl 00 H. 8 OLG. I Seitd 16 
bis 17. Ob aber darüber hinaus eines von mehreren geschleppten 
Schiffen für den Schaden verantwortlich gemacht werden kann, welcher 
dadurch entsteht, daß die Formierung des ganzen Schleppzuges in der 
Weise wie geschehen eine fehlerhafte war/ daß es z. B. eine schuld- 
hafte Nachlässigkeit war, die Schiffe nebeneinander oder überhaupt mehr 
als ein Schiff zur Zdt zu schleppen, dürfte zweifelhaft sein. 

Bugsicrung von Seeschiffen. Die oben mißbilligte Ansicht, 
daß ein Schlepper nicht für die Güte der Schlepptrossen und ihre Be- 
festigung verantwortlich sei, wenn er ein großes Seeschiff in den Hafen 
bugsiere, dürfte ihre Berechtig^ung haben, wenn es sich darum handelt, 
in welcher Weise ein großes Schiff an seinen Liegeplatz oder von dem- 
selben hinausbugsiert werden soll; ob z. B. zwei oder mehr Schlepper 
benotigt werden^ ob das Schiff über Steuer geschleppt werden soll, ob 
ein Schlepper am Heck und einer am Bug postiert sein soll u. dgl. m. 
Die Stärke der Taue und die Art ihrer Befestigung zu prüfen, ist ein 
Schlepper wohl in der Lage; er vermag aber nicht, die Manövrier- 
fähigkeit eines fremden mit an der Bewegung teilnehmenden Dampfers 
so genau zu beurteilen, um wissen zu müssen, in welcher Weise der 
Schleppzug formiert werden muß, um die Gefahr eines Zusammenstoßes 
zu vermeiden. Da die Verteilung der Verantwortlichkeit in solchen 
Fallen auch Dritten gegenüber ersichtlich ist, dürfte sich diese Aus- 
nahme von dem Grundsatze der nautischen Einheit des Schleppzuges 
wohl rechtfertigen lassen. 

Beladung des geschleppten Schiffes. Für eine verkehrte, 
z. B. zu tiefe Beladung des geschleppten Fahrzeuges dürfte dagegen der 
Schlepper nicht verantwortlich zu machen sein. Daß er dem ge- 
schleppten Fahrzeuge gegenüber hierfür nicht verantwortlich ist, hat das 
OLG. rV in B£ IV 211/06 erkannt, wo ausgeführt ist, daß es Sache 
des Eigentümers des geschleppten Schiffes ist, die Beladung des letzteren 
dem Zustande des Fahrzeuges und den jeweiligen Witterungsverhält- 
nissen entsprechend beschaffen zu lassen. Aber auch Dritten gegen- 
über dürfte die Beladung des geschleppten Schiffes nicht als ein Ele- 
ment in der nautischen Einheit des Schleppzuges zu betrachten sein. 

Folgender instruktiver Fall zeigt die Bedeutung des Ghrundsatzes von 
der nautischen Einheit eines Schleppzuges. Ein geschlepptes Schiff stieß 
mit einem dritten Schiffe zusammen und machte dieses für den erlittenen 
Schaden verantwortlich. Es wurde festgestellt, daß das beklagte Schiff 
Schuld an der Kollision hatte und den Kläger kein Vorwurf traf. Be- 
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klagter erhob jedoch den Einwand, daß den Schlepper eine Mitschuld 
träfe und daß Kläger als geschlepptes SchifT dafür verantwortlich seL 
Da§ OLG. I entschied, daß diese Einrede zulässig wäre. 97 H. 104. 
Danach würde, wenn der Fall nach früherem Seerecht, wo bei gegen - 
seitigenfi Verschulden ein Ersatzanspruch nicht bestand, zu beurteilen 
gewesen wäre, die Klage abzuweisen sein, nach dem jetzigen § 735 
HGB. wäre der Schaden nach dem Grade des Verschuldens zu ver- 
teilen. 

§ 99. Seblepper und geseblepptes Sebiff. — Die Lehre von 
der nautischen Einheit eines Schleppzuges findet nur Anwendung auf 
das Verhältnis eines in einem Schleppzuge befindlichen Schiffes zu 
einem anderen Schiffe, welches nicht zu diesem Schleppzuge gehört. 
Auch wird ein geschlepptes Schiff", welches mit einem anderen zu dem- 
selben Schleppzuge gehörigen Schiffe zusammenstößt und von diesem 
verklagt wird, mit Erfolg den Einwand erheben dürfen, daß den 
Schlepper und infolgedessen auch die Besatzung des klägerischen Schifies 
ein Mitverschulden trifft. Das Verhältnis zwischen Schlepper und ge- 
schlepptem Schiffe bestimmt sich aber lediglich nach dem Schleppver- 
trage. Speziell über die Frage, ob gegebenenfalls der Schlepper gegen 
das geschleppte Schiff einen Hilfslohnanspruch haben kann, s. unten 
§ 102. 

Yerjäbrung. — Die Verjährung für Ansprüche aus dem Schlepp- 
vertrage beträgt sechs Monate. BGB. §§638, 646. Die Verjährung 
beginnt mit dem Tage, an welchem der Schleppvertrag erfüllt ist, oder 
mit dem Zeitpunkte, in welchem die Unmöglichkeit, die Reise auszur 
führen resp. fortzusetzen, eingetreten ist und der Anspruchsberechtigte 
von dieser Tatsache zuerst Kenntnis erhalten hat, oder endlich mit dem 
Tage, an welchem die Parteien durch beiderseitige Übereinkunft den 
Vertrag aufgelöst haben. 06 H. 43 RG. 

Der Entschädigungsanspruch aus einer Kollision kann aber nicht 
nur auf das bestehende vertragliche Verhältnis gestützt werden — in 
diesem Falle beträgt die Verjährungsfrist sechs Monate — sondern auch 
auf das Verschulden einer Person der Schiffisbesatzung. In diesem Falle 
verjährt die Klage in einem resp. zwei Jahren, jenachdem es sich um 
einen Anspruch aus einem Zusammenstoße mit einem Seeschiffe im 
Sinne des § 901 Nr. 2 des HGB. handelt oder nicht. Stoßen z, B. 
Schlepper und geschlepptes Schiff" oder zwei geschleppte Schiffe des- 
selben Schleppzuges zusammen, so verjährt die Ersatzklage in einem 
Jahre, da solchenfalls ein Zusammenstoß im Sinne der §§ 734 ffl nicht 
vorliegt. Ist aber ein geschlepptes Seeschiff" mit einem anderen Schiffe 
zusammengestoßen und hat diesem den Schaden bezahlt, so verjährt 
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die Regreßklage gegen den Schlepper, nach Maßgabe der Ausführungen 
des Reichsgerichts in 06 H. 5 in zwei Jahren, da es genügt, daß der 
Beklagte durch sein schuldvolles Verhalten den Zusammenstoß zweier 
anderer Schiffe herbeigeführt hat, um damit einen der zweijährigen 
Veijährungpfrist unterliegenden Kollisionsfall nach Maßgabe der §§ 734flr. 
zu konstituieren. Vgl. oben §§ 93 a. E., 89, 94 a. Anf. Der Unter- 
schied zwischen der Delikts- und der Kontraktsklage ist der, daß bei 
ersterer Kläger das Verschulden des Beklagten beweisen muß, bei 
letzterer dagegen Beklagter sich zu exkulpieren hat. Vgl. die Ab- 
handlung von Dr. Kai Möller in 04 H. 112, femer 05 H. 56 LG., 
06 H. 50 OLG. HL 
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§ 100. Hilfeleistung in Seenot. BegriiT. — Wenn ein Schiff; 
welches der Verfugung seiner Besatzung noch nicht entzogen ist, oder 
dessen Ladung aus einer Seenot durch Hilfe dritter Personen gerettet 
wird, so haben diese einen Anspruch auf Hilfslohn. HGB. § 740 Abs, 2. 
Die Voraussetzungen eines solchen Anspruches sind die folgenden. 

Seccrwerbsschiff. Das in Not befindliche Schiff muß ein seinem 
Eigentümer zum Erwerbe durch die Seefahrt dienendes Schiff sein (vgl. 
oben § 3 und 4). Nur von diesen handelt das vierte Buch des Han- 
delsgesetzbuches; nur diese meint es, wenn es den Ausdruck „Schiff** 
gebraucht. Das Einfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch hat nur den 
Abschnitt über den Zusammenstoß von SchifTen, nicht den Abschnitt über 
Hilfeleistung und Bergung auf Schiffe anwendbar erklärt, welche nicht 
Erwerbszwecken dienen. Von Nichterwerbsschiffen (z. B. KriegsschiflTen, 
Lustyachten, Feuerschiffen) kann daher ein Hilfslohn nicht auf Grund 
des Handelsgesetzbuches gefordert werden-, falls solchen Schiffen Hilfe 
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geleistet ist, bestimmt sich die Vei^tung, wenn ein (eventuell still- 
schweigender) Vertrag vorliegt, nach HGB. § 612 oder 632: Hilfslohn 
ist nur zu zahlen, wenn die Hilfeleistung den Umständen nach nur gegen 
eine Vei^tung zu erwarten war; die Vergütung wird solchenfalls in 
der Regel nach den hierfür vom Handelsgesetzbuch aufgestellten Grund- 
sätzen bemessen werden. Liegt kein Vertrag vor, bestimmt sich die 
Vei^tung nach BGB. § 683: es kann nur Ersatz der Aufwendungen 
verlangt werden. RG. 38 Nr. 24, 47 Nr. 43. 

Wird Binnenschiffen Uilfe geleistet, so regelt sich die Ersatzpflicht 
nach den Bestimmungen des Binnenschiffahrtsgesetzes, auch wenn die 
Hilfeleistung ausnahmsweise sich auf hoher See zugetragen haben sollte. 
Jedenfalls findet das Handelsgesetzbuch keine Anwendung. Übrigens 
stimmt das B5ch.Gesetz im großen und ganzen mit dem Handelsgesetz- 
buch überein. Der Grund für die Anwendung des Binnenschiffahrts- 
rechtes li^ darin, daß sich der Hilfslohnanspruch nach der Person des 
Verpflichteten bestimmt. Verpflichtet zur Entrichtung des Hilfslohnes 
ist hier aber ein Binnenschiff. Die Richtigkeit dieses Frinzipes ist, wenn 
auch nach einer anderen Richtung hin, vom OLG. VI in Bf. VI 422/06 
bestätig^ worden. Es handelte sich hier um die Frage, nach welchem 
nationalen Rechte ein Hilfslohnanspruch zu beurteilen sei. Das Ober- 
landesgericht entschied, daß es das Recht des geretteten Schiffes wäre, 
da der Hilfslohnanspruch sich nach dem Rechte des aus demselben 
Verpflichteten richte. 

Auf die Person des Hilfeleistenden kommt es nicht an. Das Gesetz 
spricht von „dritten Personen**, im § 744 von Personen und ihren „Fahr- 
zeugen". Die §§ 740 fr. finden daher Anwendung, ob es ein Erwerbs- 
schiff ist, welches Hilfe bringt, oder ein Nichterwerbsschiff (Kriegsschiff, 
Lustyacht u. dgl.), ob es ein See- oder Binnenschiff ist oder ob Per- 
sonen vom Lande aus Hilfe bringen. Ist die Hilfe von einem Schiffe 
geleistet, so ist der Eigentümer desselben dem geretteten Schiffe gegen- 
über der allein Anspruchsberechtigte, weil es seine Angestellten sind, 
welche die Hilfe geleistet haben. OAG. 5. Juli 1866, Kierulff H, S. 515 
sub I 4a; ist die Hilfe von einem Seeerwerbsschiff geleistet, so bestimmt 
der § 749 HGB. die Grrundsätze, nach denen der Reeder dann ver- 
pflichtet ist, den Hilfslohn unter seine Schiffsbesatzung zu verteilen (s. 
unten § 103). 

Seenot. Das Seeerwerbsschiff muß sich in Seenot befunden haben. 
Dazu ist nicht erforderlich, daß das Schiff sich auf See befindet OAG. 
5. Juli 1866, Kierulff 11 S 513 sub I i. Ein Schiff auf seiner Reise 
von Südamerika nach Hamburg kollidierte auf der Elbe mit einem 
anderen Schiffe und wurde in havariertem Zustande in den Hamburger 
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Hafen geschleppt und dort vertäut Das Wasser im Schiff war, obwohl 
mit beiden Pumpen angestrengt gearbeitet wurde, fortwährend im Stdgea 
und es mußten, da die Mannschaft das Schiff nicht vor dem Sinken 
retten konnte, die Dienste eines Tauchers in Anspruch genommen wer- 
den. Dem Taucher gelang es, das Leck zu dichten. Das OLG. I ent- 
schied, daß dies ein Fall von Hilfeleistung in Seenot sei und sprach 
dementsprechend dem Taucher einen Hilfslohn zu. 89 R 35 OLG. L 
Gerät aber eine für den Hamburger Hafenverkehr bestinmite Schute 
auf der Elbe in Gefahr und wird aus dieser Gefahr von dritten Per- 
sonen gerettet, so liegt Hilfeleistung in Seenot nicht vor, da das Schiff 
kein Seeschiff und die Gefahr keine Seenot ist 82 H. 23 RG. 

Die Gefahr, in welcher ach das Schiff befindet, muß aber eine 
der Schiffahrt eigentümliche Gefahr sein; sie muß durch die Tatsache 
qualifiziert sein, daß es ein Schiff ist, welches sich in derselben befindet 
So liegt ein Fall von Seenot vor, wenn ein Seeerwerbsschiff auf See 
in Brand gerät oder wenn es auf Grrund stößt und leck wird, auch wenn 
dieses sich im Hafen ereignen sollte. Bricht dagegen auf einem Schiffe, 
welches festvertäut am Quai liegt, Feuer aus (88 R 120 OLG. IE), 
oder muß ein Schiff, um der Nähe eines brennenden Speichers zu ent- 
gehen, von einer Liegestelle im Hafen nach einer anderen geschleppt 
werden (93 H. 52 OLG. I), so liegt Seenot nicht vor, weil keine Ge- 
fahr vorliegt, die durch die Tatsache, daß der bedrohte Gegenstand ein 
Schiff ist, hervorgerufen oder vergrößert wird. Im ersteren Falle ist 
das Schiff keiner größeren Gefahr ausgesetzt, als z. B. irgend ein Ge- 
bäude auf dem festen Lande; mit Bezug auf den zweiten Fall muß be- 
rücksichtigt werden, daß in einem belebten Hafen inuner genügend 
Schlepper vorhanden sind, so daß die Gefahr dadurch, daß es ein Schiff 
ist, welches derselben entgehen will, eher vermindert als vergjrößert 
wird In Ermangelung besonderer Vereinbarungen würde daher in 
diesen Fällen die Vergütung nicht nach HGB. § 740 ff., sondern nach 
BGB. §§ 611 — 612, 631—632 zu bemessen sein. 

Drohende Gefahr. Die Gefahr, welche dem Schiffe droht, muß 
eine gegenwärtige Gefahr sein oder es muß zum mindesten so gut wie 
gewiß sein, daß das Schiff einer Gefahr entgegengeht, welcher es aus 
eigener Kraft zu entgehen nicht vermag. Die bloße Wahrscheinlichkeit 
einer künftigen Gefahr genügt nicht. 

Ein Schiff hatte vor der Mündung der Elbe einem anderen Schiffe, 
welches einen Lotsen nicht hatte auftreiben können, das Signal gegeben, 
seinem Kurse zu folgen. Hierfür forderte es Hilfslohn mit der Moti- 
vierung, daß das andere Schiff, da es keinen Lotsen an Bord gehabt 
habe, der Gefahr ausgesetzt gewesen sei, bei dem herrschenden Sturme 
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gegen die Klippen von Helgoland zu treiben und dort zu scheitern. 
Das OLG. II entschied, daß ein Fall der Hilfeleistung in Seenot nicht 
vorläge. 90 H. 96 OLG. DL Ds^egen erkannte das LG. und OLG. I 
Hilfslohn in folgendem Falle zu: An einem klaren ruhigen Dezember- 
tage war dn Schiff in der Nordsee auf Grund geraten und konnte durch 
eigene Kraft nicht wieder flottgemacht werden, so daß es die Hilfe von 
Schleppern in Anspruch nehmen mußte, um vom Grunde wieder ab- 
zukommen. 90 H. 14 OLG. I. In beiden Fällen lag eine gegenwärtige 
Gefahr nicht vor. Im ersteren Falle aber bestand die Möglichkeit, daß 
das Schiff sich mit eigenen Mitteln aus der gefahrbringenden Situation 
befreien konnte, im zweiten Falle aber nicht: Hier bestand die Gcbbr, 
daß bei dem im Dezember so gut wie sicher bald einsetzenden Witte- 
rungswechsel das Schiff noch höher auf die Sande geworfen worden und 
dann eine Rettung von Schiff und Ladung überhaupt zweifelhaft ge- 
wesen wäre. 

Hilflosigkeit der Besatzung. Das Schiff darf nicht imstande 
sein, sich mit eigener Kraft aus der Gefahr zu befreien oder derselben 
zu entgehen. 90 H. 96 OLG. H. Das Schiff in Not muß des Bei- 
standes bedürfen. Ob die Hilflosigkeit lediglich auf Mangel an Er- 
fahrung und Sachkenntnis auf selten der Besatzung des in Not befind- 
lichen Schiffes zurückzuführen ist, ist gleichgültig. Daß in einem ge- 
gebenen Falle eine verständigere und tüchtigere Besatzung das Schiff 
mit eigenen Mitteln aus der Gefahr befreit haben würde, ändert nichts 
an der Tatsache, daß sich das Schiff mit der Besatzung, die es eben 
hatte, auch wirklich in Seenot befand. 85 H. 10 1 OLG. 

Gleichgültig ist natürlich, ob die Besatzung, welche sich an Bord 
des in Not befindlichen Schiffes befindet, die ursprüngliche Besatzung 
ist oder nicht. 92 H. 1 1 LG. und OLG. III. Es können dies auch Leute 
sein, welche das von der ursprünglichen Besatzung verlassene Schiff in 
Besitz genommen und dasselbe haben bergen wollen; diese haben dann 
einen Anspruch auf Bergelohn und diejenigen, welche den Bergern zu 
Hilfe gekommen sind, einen Anspruch auf HUfslohn (s. den folgenden 
Paragraphen). 

Erbetene Hilfe. Die Hilfe muß erbeten sein, sie darf nicht auf- 
gezwungen werden. Das G^etz bestimmt ausdrücklich, daß auf Hilfs- 
lohn keinen Anspruch hat, wer seine Dienste aufdrängt HOB. § 750 
Nr. I. Als ein Aufdrängen seiner Dienste sieht es das Gesetz schon 
an, wenn jemand ohne Erlaubnis des anwesenden Schiffers das Schiff 
betritt HGB. ibid. Denn die Hilfeleistung beschwert das Fortune de 
mer des Reeders mit einem Pfandrecht, der Retter kann sich wegen 
seines Hil&lohnanspruches an Schiff und Fracht halten. Von den aus 
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einem Verschulden der Schiffsbesatzung erwachsenden Pfandrechten ab- 
gesehen, soll niemand gegen den Willen des Eigentümers d. h. des 
Reeders ein Recht an fremder Sache d h. am Fortune de mer er- 
werben. Auf See aber ist der Schiffer der Vertreter des Reeders; dem 
Schiffer steht die rechtliche Verfügung über das Schiff zu; er allein 
kann es daher mit einem Pfandrecht belasten. Daraus erklärt äch die 
Bestimmung, daß, wer ohne seine Erlaubnis dem Schiffe Hilfe leistet, 
keinen Anspruch auf Hilfslohn hat ROHG. 14 Nr. 98, 93 H. 77 RG. 

Befugnis des Schiffers. Daraus ergibt sich aber des weiteren, 
dafi im Heimatshafen ein Vertrag über Hilfeleistung nicht mit dem 
Schiffer abgeschlossen werden kann^ sondern nur mit dem Reeder. Im 
Heimatshafen hat der Schiffer nur die Befug^nis, die Mannschaft anzu- 
stellen und Konnossemente zu zeichnen. Ebenso wird ein Hilfeleistungs- 
vertrag im Bestimmungshafen kein Pfandrecht an der Ladung gewähren, 
falls er ohne Genehmigung des anwesenden Ladungsinteressenten abge- 
schlossen worden ist 

Aus gleichem Grunde ist ein Hilfeleistungsvertrag ungültig, welcher 
nach geleisteter Hilfe zwischen dem Schiffer und dem Hilfeldstenden 
abgeschlossen und in welchem eine bestimmte Vergütung für die ge- 
leistete Hilfe zugesagt worden ist Denn der Schiffer kann während 
der Reise den Reeder durch Verträge nur verpflichten, soweit diese zur 
Fortsetzung der Reise notwendig sind Solange sich das Schiff in Not 
befindet, ist daher der Schiffer befugt, durch Zusage bestimmter Ver- 
gütungen für noch zu leistende Hilfe das Fortune de mer zu obligieren. 
Ist die Hilfe aber bereits geleistet und das Schiff demzufolge imstande 
die Reise fortzusetzen, so mangelt es an der ersten Voraussetzung für 
die Gültigkeit des Vertrages, nämlich der Unmöglichkeit, ohne einen 
solchen die Reise fortzusetzen. 04 H. 138 OLG. in. 

Erfolg. Die Hilfeleistung muß von Erfolg gewesen sein. Erfolg 
ist ein Begriffsmerkmal der Hilfeleistung. 01 H. 86 S. 207 OLG. I, 
06 H. 53. HGB. § 740 Abs. 2 lautet: „Wird em Schiff von dritten Per- 
sonen aus Seenot gerettet, so haben diese Anspruch auf Hilfslohn." 
Rettung ist also nicht in dem Sinne Voraussetzung eines Hilfslohn- 
anspruches, daß dieser gegenstandslos ist, wenn Schiff und Fracht nicht 
gerettet, sondern verloren gegangen sind, weil dann der Hilfeleistende 
nichts vorfindet, wonut er sich bezahlt machen kann; denn für den 
Hilfslohn haftet der Reeder nur mit Schiff und Fracht Sondern, wenn 
die Hilfeleistung ohne Erfolg geblieben ist, hat eben keine Hilfeleistung 
im Sinne der §§ 740 ff. stattgefunden. Es ist daher unrichtig, weil hier- 
mit im Widerspruch stehend, wenn das RG. in 93 H. 77 im Anschluß 
an ein die Zeit vor der Einfuhrung des Handelsgesetzbuches behandeln- 
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des Erkenntnis des OAG. vom 5. Juli 1866 in Kierulff II S. 516 sub 14b 
einen Vertrag als einen Hilfslohnvertrag im Sinne der §§ 740 ff. bezeichnet, 
in welchem eine Vergütung auch bei Erfolglosigkeit der Bemühungen 
zugesagt ist Diese beiden Erkenntnisse gehen von der Ansicht aus, 
daß Rettung nur insoweit Voraussetzung eines Hilfslohnanspruches ist, 
als mit dem Schiff das einzige Haftungsobjekt verloren geht; diese An- 
sicht ist unseres Erachtcns unvereinbar mit der gesetzlichen Begriffs- 
bestimmung. Ein solcher Vertrag wäre ein Dienstvertrag, während der 
Hilfeleistungsvertrag stets ein Werkvertrag ist Ein solcher Vertrag 
unterliegt daher, insbesondere was die Anfechtbarkeit anbetrifft, nicht 
den §§ 740 ff. HGB., falls nicht etwa eine analoge Anwendung dieser 
Paragraphen in der Absicht der Parteien gelegen hat; dies ist eine Tat- 
und keine Rechtsfrage. — Dagegen ist es für das Vorhandensein einer 
Hilfeleistung ohne Bedeutung, ob der gerettete Gegenstand in einer 
späteren Gefahr total verloren geht 

Der Hilfslohnvertrag ist ein Werkvertrag. Daraus ergibt sich, 
daß, soweit das Handelsgesetzbuch keine Bestimmungen enthält, die 
Vorschriften des BGB. §§ 631 ff. Anwendung finden, bei einem Rücktritt 
vom Vertrage also z. B. § 649 BGB. Platz greift 07 H. 31 LG. 

§ 101. Bergung. Begriff. — Wird in einer Seenot ein Schiff 
oder dessen Ladung ganz oder teilweise, nachdem sie der Verfügung 
der Schiffsbesatzung entzogen oder von ihr verlassen waren, von dritten 
Personen an sich genonmien und in Sicherheit gebracht, so haben diese 
Personen Anspruch auf Bergelohn. HGB. § 740 Abs. i. 

Wenn ein Schiff von dritten Personen in Besitz genommen wird, 
nachdem es von der eigenen Besatzung aufgegeben und daher verlassen 
worden war, so liegt Bergung und nicht Mlfeleistung vor, selbst wenn 
späterhin die ursprüngliche Besatzung sich wieder zu den Bergem ge- 
sellt und diesen hilft, das Schiff in Sicherheit zu bringen. 93 H. 62 LG- 
Hatte die Besatzung aber das Schiff nur verlassen, um Hilfe von der 
nahen Küste herbeizuholen, hatte also die Besatzung das Schiff noch 
gar nicht aufgegeben, so können diejenigen, welche in der Zwischenzeit 
vom Schiffe Besitz ergreifen, nicht als Berger betrachtet werden; diesen 
Personen steht nur Hilfslohn zu und dieser auch nur dann, wenn der 
Kapitän mit ihrem Verfahren einverstanden ist und sich ihre Dienste 
gefallen läßt 

Die Besatzung eines geschleppten Schiffes mußte, als schweres 
Wetter hereinbrach, sich an Bord des Schleppers begeben, da der bau- 
fällige Zustand des geschleppten Schiffes ein längeres Verweilen ge- 
fahrlich machte; das Verlassen des Schiffes geschah aber mit der festen 
Absicht, bei ruhigem Wetter sich wieder an Bord zurückzubegeben. 
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Als ruhiges Wetter eintrat, kehrte aber nur der Kapitän an Bord seines 
Schüfes zurück; die übrige Mannschaft weigerte sich, ihm zu folgen, so 
daß ein Teil der Besatzung des Schleppers sich an Bord des ge- 
schleppten Schiffes begeben mußte. Das OLG. n entschied, daß diese 
nicht als Berger anzusehen seien, ihnen also nur ein Anspruch auf 
Hilfslohn zustehe. 06 H. 137 OLG. II und 148 RG. 

Die Rettung eines Schiffes, welches hilflos in der See herumtreibt, 
da die ganze Besatzung krank oder arbeitsunfähig daniederli^, stellt 
einen Bergungsfall dar. Wird dagegen ein Schiff in Sicherheit ge- 
bracht, welches auf einem Riffe festsitzt und ohne Hilfe dritter Per- 
sonen nicht abkommen kann, obwohl es eine vollzählige und arbeits- 
fähige Mannschaft an Bord hat, so liegt ein Fall der Hilfeleistung vor. 
Bergung eines Schiffes liegt immer dann vor, wenn sich niemand an 
Bord befindet, welcher die Verfügung anderer über das Schiff aus- 
zuschließen vermag. OLG. II in 97 H. 66 sub IV i. 

Berger retten ein Schiff, welches für den Reeder bereits total ver- 
loren war. Wer aber Hufe leistet, bewahrt das Schiff davor, in einen 
Zustand zu geraten, aus welchem es nur durch Bergung gerettet werden 
könnte. Das deutsche Gesetz macht daher einen Unterschied zwischen 
Bergung und Hilfeleistung in Seenot — unter anderem billigt es einen 
höheren Lohn zu im Falle der Bergung als im Falle der Hilfeleistung. 
HGB. § 740 Abs. I und 2, § 747 Satz i. 

Hilfeleistung in Seenot 

§ 103. Wer hat Ansproeb auf Hilfslobn! — Rettung von 
Menschenleben. Hilfslohn wird gezahlt für die Rettung von Schiff 
oder Ladung. Rettung von Menschenleben ist ein Dienst, welcher mit 
Geld nicht abgegolten werden kann. Doch haben diejenigen, welche 
Menschen gerettet haben, dann einen Anspruch auf Hilfslohn, wenn aus 
derselben Gefahr Schiff oder Ladung gerettet worden ist; in einem 
solchen Falle sind dieselben bei der Verteilung des Hilfslohnes in 
gleicher Weise zu berücksichtigen wie diejenigen, welche Hab* und Gut 
gerettet haben. HGB. § 748 Abs. 2. 

Schlepper und geschlepptes Schiff. Wenn ein Schlepper 
dem geschleppten Schiffe Hilfe in Seenot leistet, so hat der Schlepper 
einen Anspruch auf Hilfslohn nur insoweit, als die geleisteten Dienste 
das Maß desjenigen übersteigen, was der Schlepper auf Grund des 
Schleppvertrages zu leisten verpflichtet ist 05 H. 42 sub 4 RG. Als 
bei schwerem Wetter ein altes geschlepptes Schiff losgeworfen werden 
und die Besatzung desselben sich an Bord des Schleppers begeben 
mußte, blieb letzterer in der Nähe des geschleppten Schiffes, um bei 



Digitized by 



Google 



Hilfeleistung und Bergung. §§ loi — 102. Ijj 

ruhigem Wetter die Fahrt wieder aufzunehmen; wie die Verhädtnisse 
lagen, konnte der Schlepper hierbei nicht auf eine nur vorübergehende 
Behinderung in der Ausfuhrung des Schleppvertrages rechnen. Das 
OLG. n entschied, daß der Schlepp vertrag den Schlepper nicht ver- 
pflichte, unter solchen Umständen bis zum Eintreten ruhigen Wetters 
bei dem geschleppten Schiffe zu verweilen, daß der Schlepper daher 
außer dem Schlepplohn auch noch Ifflfslohn beanspruchen könne. 
06 H. 137 OLG. n. Auf der anderen Seite hat das Reichsgericht in 
einem Falle, wo das geschleppte Schiff" auf Grund festgeriet, entschieden, 
daß der Schlepper nicht einfach das geschleppte Schiff' im Stiche lassen 
dürfe, sondern verpflichtet sei, sein Möglichstes zu tun, um dasselbe 
wieder flott zu machen, daß es aber auch hierfiir Hilfslohn beanspruchen 
könne. 00 H. 121 RG., 06 H, 43 RG. 

Eigene Besatzung, Aufgezwungene Dienste. Die eigene 
Besatzung des gefährdeten Schiffes hat keinen Anspruch auf Hilfslohn. 
HGB. § 740 Abs. 3; es ist einfach ihre Pflicht, für die Rettung des 
eigenen Schiffes und der in ihm befindlichen Ladung Sorge zu tragen. 
Ebenso haben Personen, welche ihre Dienste aufgedrängt haben, keinen 
Anspruch auf Hilfslohn (vgl. oben § 100 sub 5). HGB. § 750 Nr. i. 

Zusammenstoß von Schiffen. Wenn ein Schiff nach einem 
Zusammenstoße dem anderen Schiffe Hilfe leistet, so kann gegen den 
hierauf gegründeten Anspruch auf Hilfslohn nicht eingewandt werden, 
daß das Schiff zur Hilfeleistung gesetzlich verpflichtet war (Verordnung 
über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstoße von 
Schiffen auf See vgl. oben § 92 a. E.). Denn diese Verpflichtung ist 
öffentlichen Rechtes und hat nichts mit den zivilrechtlichen Folgen einer 
Hilfeleistung in Seenot zu tun. Selbstverständlich hat das hilfebringende 
Schiff dann keinen Anspruch auf Hilfslohn, wenn es die alleinige Schuld 
an dem Zusammenstoße trifft RG. 3 Nr. 40; es müßte ja sonst den 
vom anderen Schiffe zu leistenden Hilfslohn diesem wieder zurückzahlen, 
da es verpflichtet ist, dem anderen Schiflfe den vollen aus der Kollision 
resultierenden Schaden zu ersetzen. Fällt beiden Schiffen ein gleiches 
Verschulden zur Last, so kann das hilfeleistende Schiff nur die Hälfte 
desjenigen HUfslohnes beanspruchen, welcher an dasselbe zu zahlen ge- 
wesen wäre, wenn der Zusammenstoß durch das alleinige Verschulden 
des anderen Schiffes herbeigeführt worden wäre. 05 H. 42 sub 4 RG. 

Schiffe desselben Reeders. Eine persönliche Verpflichtung zur 
Entrichtung des Hilfslohnes wird durch die Rettung an sich nicht be- 
gründet HGB. § 753 Abs. I. Der Anspruch auf Hilfslohn haftet an 
SchifT und Fracht Es entsteht hier daher dieselbe Frage, wie bei 
einem Zusammenstoße zweier Schiffe desselben Reeders: kann ein 
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Reeder Hilfslohn von seinem dgenen Schiffe beanspruchen, wenn es 
von einem anderen ihm gehörenden Schiffe aus Seenot gerettet worden 
ist? Diese Frage ist vom Reichsgericht bejaht worden. 93 H. 28 RG. 
Vgl. die Ausführungen oben im § 90 a. E. 

Hilfe von Angestellten. Wird ein Schiff aus Seenot gerettet 
von Personen, welche in einem Dienstverhältnis stehen, in dessen Aus- 
übung sie die Hilfe leisteten, so hat dem geretteten Schiffe und dessen 
Ladung gegenüber nur der Dienstherr Anspruch auf Hilfslohn. OAG. 
5. Juli 1866 Kierulff n S. 515 sub 14 a. Wieweit der Dienstherr ver- 
pflichtet ist, seine Angestellten am Hilfslohn partizipieren zu lassen, be- 
stinmit sich nach den Ausfuhrungen im folgenden Paragraphen. 

§ 103. YerteiluDg des Hilfelohnes. HOB. § 749. — Abzüge. 
Wird ein Schiff oder dessen Ladung von einem anderen Seeerwerbs- 
schiffe aus Seenot gerettet, so verteilt sich der Hilfslohn unter die 
Ersatzberechtigten folgendermaßen: 

Zunächst wird vom Hilfslohn ein Betrag abgesetzt, welcher dem 
Reeder des rettenden Schiffes für erlittene Schäden und erwachsene 
Kosten vergütet wird, d. h. für Schäden, welche das Schiff bei der 
Hilfeleistung ohne eigenes Verschulden erlitten hat, und für bare Aus- 
lagen, welche auf die Hilfeleistung zu verwenden waren. So sind z. B. 
vorab zu bezahlen verlorene Anker, gekappte oder gerissene Trossen, 
die Reparaturkosten anderer am Schiffsrumpf erlittener Havarien, ebenso 
der Mehrverbrauch an Kohlen und Proviant und verauslagte Arbeits- 
löhne. Also nur die direkt mit der Hilfeleistung verbundenen Schäden 
und Kosten sind vorwegzunehmen, nicht aber Auslagen, welche ach 
lediglich als eine Folge der Hilfeleistung darstellen. Diese sind als durch 
den Anteil, welcher dem Reeder am Reste des Hilfslohnes zusteht, ge- 
deckt anzusehen. So sind z. B. nicht vorab zu vei^ten Konventional- 
strafen, welche der Reeder infolge der sogenannten penalty oder Ver- 
wirkungsklausel zu bezahlen hat, weil er durch die Hilfeleistung daran 
verhindert worden ist, sein Schiff dem Befrachter zur verabredeten 
Zeit ladebereit zu stellen. Dahin gehören ferner allgemeine Betriebs- 
unkosten, welche besonders bei regelmäßigen Dampferlinien leicht daraus 
erwachsen können, daß z. B. die fahrplanmäßigen Zeiten nicht inne- 
gehalten werden. Solche und ähnliche Auslagen sind nicht vorabzu- 
ziehen, sondern müssen von dem Reeder aus dem ihm gesetzlich zu- 
gebilligten Anteil am Hilfslohn gedeckt werden. Dagegen sind als 
abzugsfahige Kosten zu betrachten Versicherungsauslagen, Porto- und 
Telegrammspesen, Reisekosten, welche sich ausschließlich auf die Hilfe- 
leistung beziehen u. dgl. m. 

Prozeßkosten, welche dem Reeder, sei es als Kläger zwecks Zu- 
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erkennung eines höheren Hilfslohnes^ sei es als Beklagter zwecks Auf- 
rechterhaltung des vereinbarten oder vom Strandamt zugesprochenen 
Betrages erwachsen sind^ können nur unter dem Gesichtspunkte nütz- 
Ucher Geschäftsführung auf Grund BGB. § 683 abgezogen werden. Ob 
eine nützliche Geschäftsführung vorgelegen hat, ist von Fall zu Fall zu 
entscheiden. Hervorgehoben mag werden, daß es auf den Ausgang 
des Prozesses nicht ankommt, sondern nur darauf, ob die Übernahme 
der Geschäftsführung, also z. B. die Erhebung der Klage dem Interesse 
und dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen der Schiffsbesatzung ent- 
sprach. Es versteht sich von selbst, daß die Prozeßkosten nur insoweit 
abzugsfahig ^d, als sich der Streit um die Höhe des Hilfslohnes und 
nicht auch um die Höhe anderer dem Reeder zu leistenden Ver- 
gütungen gedreht hat, welche zusammen mit dem eigentlichen Hilfs- 
lohne in einer Summe festgesetzt worden waren. 86 H. 118 a. E. 
OLG. I. 

Reeder und Schiffsbesatzung. Der nach diesen Abzügen ver- 
bleibende Rest wird unter Reeder und Schiffsbesatzung verteilt Der 
Reeder eines Dampfschiffes erhält */g, der Reeder eines S^elschiffes */,; 
die verbleibenden */, resp. ^/, werden unter Schiffer und Schiffsmann- 
schaft dergestalt verteilt, daß der Schiffer die Hälfte, also */^ resp. ^j^, 
und die übrige Schiffsbesatzung die andere Hälfte erhält Zur übrigen 
Schiffsbesatzung gehören alle auf dem Schiffe angemusterten Personen, 
auch Köche, Stewards, Bader, selbst wenn sie gar nicht am Rettungs- 
werke teilgenommen haben. 74 H. 254 HG. Während aber der Um- 
stand, daß eine Person der Schiffsbesatzung dem Rettungs werke fern- 
geblieben ist, nicht ihren Anspruch auf eine Betdligung am Hilfslohn 
ausschließt, ist derselbe doch von Wichtigkeit für die Höhe der jedem 
einzelnen Mitgliede der Besatzung zuzubilligenden Quote. Hierbei sind 
die persönlichen und sachlichen Leistungen eines jeden zu berücksich- 
tigen: die Gefahr, der die einzelnen Personen sich und ihr Hab und Gut 
ausgesetzt haben, der bewiesene Eifer, der erlittene Schaden usw. Zu 
diesem Behufe soll der Schiffer vor Beendigung der Reise einen Ver- 
teilungsplan aufsetzen und diesen der Mannschaft bekannt geben. Ist 
ein Mitglied der Besatzung mit der ihm im Verteilungsplan zugebilligten 
Quote nicht einverstanden, so muß er Einspruch bei demjenigen See- 
mannsamte einigen, welches nach Bekanntgabe des Planes zuerst an- 
gegangen werden kann. Das Seemannsamt hat die Beteiligten zu hören 
und verwirft dann entweder den Einspruch oder, falls es ihn für be- 
gründet erachtet, ordnet es eine andere Verteilung an. Diese Ent- 
scheidung ist unanfechtbar und ist dem Reeder tunlichst bald abseiten 
des Seemannsamtes mitzuteilen. HGB. § 749 Abs. 1 — 3. 
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Vereinbarungen, welche von den vorstehenden Bestimmungen ab- 
weichen, sind nichtig. HGB. § 749 Abs. 4. 

Ausnahmen. Für Schleppdampfer und Bergungsdampfer, d. h. 
für Schiffe, aus deren Verwendung zur Hilfeleistung oder Bei^ng der 
Reeder ein Gewerbe macht, will das Gesetz in bezug auf die Ver- 
teilungsart keine zwingende Vorschrift aufstellen. Auf diese findet 
HGB. § 749 Abs. I — 4 keine Anwendung. Regelmäßig wird in solchen 
Fällen ein Vertdlungsmodus vorher vereinbart werden. Ist dies nicht 
geschehen, so findet § 748 HGB. Anwendung, d. h. der HUCdohn ist 
nach Maßgabe der sachlichen und personlichen Leistungen zu verteilen 
(s. die folgenden Ausführungen). 

Wenn Hilfe nicht von einem Seeerwerbsschiff geleistet 
Ist die Hilfe nicht von einem Seeerwerbsschiffe geleistet worden, so ist 
der Hilfslohn, falls nicht besondere Bestimmungen oder Vereinbarungen 
vorliegen, unter alle diejenigen Personen zu verteilen, welche an der 
Hilfeleistung teilgenommen haben; und zwar bestimmt sich die Quote 
des den einzelnen zuzubilligenden Anteils nach deren sachlichen und 
personlichen Leistungen, also nach dem Maße, in welchem jeder ein- 
zelne seine Person oder sein Eigentum in den Dienst der Rettung ge- 
stellt und der Gefahr ausgesetzt hat Dieselbe Bestimmung findet sich 
im B.ScLG. § 95 Abs. i und 3 für den Fall, daß ein BinnenschifT die 
Hilfe gebracht hat. Im Zweifel findet Verteilung nach Köpfen statt 
HGB. § 748 Abs. I. Ob die einzelnen Personen, welche an der Hilfe- 
leistung teilgenommen haben, zueinander oder zu einer dritten Person 
in einem besonderen Rechtsverhältnisse, also z. B. im Dienste eines 
Dritten stehen, ist für die Anwendung des § 748 gleichgültig; dieser 
Umstand ist nur für das Verhältnis zum geretteten Schiffe von Einfluß 
(s. £nde des vorigen Paragraphen). 

§ 104. Festsetzung des Hilfslobnes. — Durch wen? Ist über 
die Höhe des Hilfslohnes eine Vereinbarung unter den Parteien nicht 
getroffen, so kann, falls eine Einigung nicht erzielt wird, nicht sofort 
auf gerichtliche Entscheidung beantragt werden. Die rechtsuchende 
Partei muß sich vielmehr zunächst an das Strandamt wenden mit dem 
Antrage, den Betrag des Hilfslohnes festzusetzen. Das Strandamt oder 
dessen vorgesetzte Behörde entscheidet über diesen Antrag. Gegen 
diesen Bescheid steht dann der Rechtsweg offen; die Klage muß aber 
bei den ordentlichen Gerichten binnen 14 Tagen nach Bekanntgabe 
oder Zustellung des Bescheides angebracht werden. Strandungs- 
ordnung §§ 36—41. Eine Klage^ welche ohne vorherige Anrufung des 
Strandamtes erhoben worden ist, muß wegen Unzulässigkeit des Rechts- 
weges abgewiesen werden. 82 H. 48. RG. Auf der anderen Seite 
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genügt aber auch irgend welche Entscheidung des Strandamtes, um 
den Rechtsweg zu offnen; hat z. B. das Strandamt eine Entscheidung 
wegen Unzuständigkeit oder aus anderen Gründen abgelehnt, so braucht 
nicht erst über diesen Bescheid Beschwerde bei den Verwaltungs- 
behörden dngel^ zu werden, sondern es kann sofort Klage bei Ata 
ordentlichen Gerichten erhoben werden. RG. in 91 H. 54 sub i. 

Eine Vereinbarung über die Höhe des Hilfslohnes hegt dann nicht 
vor, wenn die Parteien die Festsetzung des Hilfslohnes einer dritten 
Person übertragen haben, diese es aber abgelehnt hat, die Festsetzung 
zu treffen. RG. 53 Nr. 56. In einem solchen Falle muß zunächst da^ 
Strandamt ang^^angen werden. Das gleiche ist der Fall, wenn die 
Parteien sich auf ein Schied^ericht geeinigt haben, der Schiedsvertrag 
aber gemäß § 1033 ZPO. außer Kraft tritt oder der Schiedsspruch 
gemäß §1041 ZPO. der Aufhebung unterliegt. Die ordentlichen Ge- 
richte sind dagegen sofort zuständig, wenn eine Vereinbarung über die 
Höhe des Hilfslohnes getroffen ist, diese Vereinbarung aber von der 
einen oder anderen Seite wegen Übermaßes angefochten wird (vgl. 
unten § 105 sub 2). Eine Vereinbarung über die Höhe des HUfslohnes 
li^ nach ROHG. 4 Nr. 88 sub 11 auch dann vor, wenn in dem Ver- 
trage die Festsetzung der Vergütung einem Schiedsgericht übertragen 
worden ist; wird daher ein solcher Vertrag wegen Unbilligkeit der 
Schiedsgerichtsklausel angefochten (vgl. unten § 105 sub 3), so sind 
ebenfalls die ordentlichen Gerichte sofort zuständig. 

Die vorgängige Entscheidung des Strandamtes ist nur dann ein- 
zuholen, wenn es sich um einen HUfslohn im Sinne der §§ 740 ff. han- 
delt, also nur, wenn einem Seeerwerbsschiff Hilfe geleistet worden ist 
(vgl. oben § 100 sub i). RG. 38 Nr. 24. Das Strandamt hat ferner 
nach deutschem Rechte zu entscheiden. Strdgs.O. § 38 Abs. i. Unter- 
liegt daher in einem gegebenen Falle — wenn z. B. ein fremdes Schiff 
in den Territorialgewässern seines eigenen Staates die Rettung aus- 
führte — die Festsetzung des Hilfslohnes einem fremden Rechte, so ist 
das Strandamt nicht zuständig und der Rechtsweg kann sofort be- 
schritten werden. 06 H. i OLG. V, 88 R 92 OLG. H. 

Abgesehen von einer stattgehabten Vereinbarung und der letzt- 
genannten Ausnahme, welche dadurch bedingt ist, daß das Strandamt 
eine Verwaltungsbehörde ist, muß in allen Fällen einer Hilfeleistung im 
Sinne der §§ 740 ff. zunächst eine strandamtliche Entscheidung herbei- 
geführt werden, ob sich nun die Hilfeleistung im Bezirke eines be- 
stimmten Strandamtes oder auf hoher See zugetragen hat Der § 36 
Strdgs.0. sagt ganz allgemein: „Wer Hilfslohn verlangt, hat seine An- 
sprüche bei dem Strandamte anzumelden." Die §§ 36 ff. ersetzen den 

Siereking, Seerecht. 12 
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Art. 756 des alten Handelsgesetzbuches. In diesem Art 756 war es den 
Landesgesetzgebüngen vorbehalten, in allen Fällen der Hilfeleistung 
nach §§ 740 flf. HGB. eine Vorentscheidung der Verwaltungsbehörden 
zu verlangen. So hatte 2. B. Oldenburg auf Grund dieses Art, 756 im 
Art 34 § 5 seines Einführungsgesetzes zum alten Handelsgesetzbuche 
vom 18. April 1864 bestinunt: „Bei Hilfeleistungen auf offener See hat 
d^ Amt, in dessen Bezirk das Schiff nach der Hilfeleistung eingebracht 
ist, über den HUfslohn zu entscheiden.*' Nach den Motiven zur Strdgs.0. 
sollte diese landesgesetzliche Befugnis zur reichsgesetzlichen Norm er- 
hoben werden, reichsgesetzlich also bestimmt werden, daß in allen 
Hilfeleistungsfallen der §§ 740 ff. in Ermangelung einer Vereinbarung 
zunächst die Verwaltungsbehörde zu sprechen habe. Der Rechtsw^ 
soll nunmehr, wie das RG. in 82 H. 48 ausführt, nur noch in Gestalt 
einer auf. Anfechtung des Bescheides der Verwaltungsbehörde (resp. 
des zwischen den Parteien geschlossenen Übereinkommens) gerichteten 
Klage gestattet sein. Das Reichsgericht hat später in einer beiläufigen 
Äußerung sich allerdings dahin ausgesprochen, daß das Strandamt nur 
dann anzugehen sei, wenn sich die Rettung innerhalb seines Bezirkes 
(also innerhalb der. Territorialgewässer) zugetragen habe (02 H. 106 
a. An£), während das OLG. V in 06 H. i ach unserer Ansicht zu- 
neigt Ganz neuerdings hat das OLG. VI in zwei Entscheidungen 
07 H. 47 und Bf. VI 422/06), von denen die letztere in den diesbezüg- 
lichen Gründen auf. die erstere verweist, ausgeführt, daß ein Strandamt 
nur zuständ^r sei für Hilfslohnfalle, welche sich in dessen Bezirk er- 
eigneten, daß also, wenn HUfe nicht innerhalb des Bezirkes eines be- 
stimmten Strandamtes geleistet worden sei, der Rechtsweg sofort offen 
ßtehe. Diese Entscheidung stützt sich, außer auf 02 H. 106 auf eine 
Stelle in den Motiven zur Strandungsordnung. Hierbei war aber, wie 
die zitierten Stellen beweisen, nur die Rede davon gewesen, ob als 
Strandbehörde eine Reichsbehörde oder eine lokale Behörde einzusetzen 
sei, und es wurde der letzteren w^en der besseren Kenntnis der lokalen 
Verhältnisse der Vorzug gegeben. Die Frage aber, ob der Rechtsweg 
erst nach einer Vorentscheidung der Verwaltungsbehörde offen stehen 
solle, war nicht ventiliert worden. . Die angeführten Stellen in den Mo- 
tiven dürften daher unsere Ansicht noch nicht widerlegen. Die von 
Ulis für unseren Standpunkt beigebrachten Gründe sind in den er- 
wähnten UrteUen nicht erörtert worden. 

'. Was ist zu berücksichtigen? In Ermangelung einer Ver- 
einbarung ist die Höhe des Hilfslohnes unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Falles nach billigem Ermessen in Geld festzusetzen. 
HGB. § 742. . Insbesondere sind zu berücksichtigen der bewiesene Eifer, 
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die verwendete Zeit, die geleisteten Dienste, die Zahl der tätig ge- 
wesenen Personen, die Ge£ahr, der sie ihre Person und ihre Fahrzeuge 
unterzogen haben, sowie die Gefahr, die den geretteten Gegenstanden 
gedroht hat HGB. § 744, Der Hilfslohn umfafit auch' die Vergütung 
fiir die Aufwendungen, welche zum Zwecke der Rettung geschehen 
sind. HGB. § 743 Abs. i. Zu diesen Aufwendungen gehören z. B. 
Vertragsstrafen, welche ein rettendes Schiff hat zahlen müssen, weil es 
infolge der Hilfeleistung Verpflichtungen aus einem Frachtvertrage nicht 
hat nachkommen, den Abladehafen z. B. nicht zur vereinbarten Zeit hat 
erreichen können. Dazu gehört auch der Hilfslohn, den das rettende 
Schiff seinerseits einem Dritten hat zahlen müssen, weil es selbst durch 
die Hilfeleistung in Seenot geriet, aus welcher es nur durch Hilfe 
Dritter hat befreit werden können. 95 H. 47 LG. 

Bergungsdampfer. Schiffe, welche eigens dafür gebaut und dazu 
bestimmt sind, andere Schiffe aus Seenot zu retten — Bergungs- 
dampfer — , erhalten in der Regel einen höheren Hilfslohn als ge- 
wöhnliche Schiffe. Die Berechtigung hierzu li^ in dem Umstände, 
daß sie, weil sie eben für die Zwecke einer Hilfeleistung gebaut und 
mit dem hierzu erforderlichen Material angerüstet sind und auch eine 
Mannschaft an Bord haben, welche im Rettungsdienst eingeübt und 
erfahren ist, eine viel wirksamere HSlfe gewähren können als gewöhn- 
liche Frachtschiffe. 95 H 47 LG., 99 H. 1 1 OLG. I, 99 H 37 OLG. L 
Die imschätzbaren Dienste, welche solche Schiffe der Menschheit leisten, 
verdienen auch eine ganz besonders freigebige Belohnung. Andererseits 
schdnt uns aber der mehr und mehr von den Gerichten vertretene 
Standpunkt zu weit zu gehen, nämlich, daß die geretteten Schiffe auch 
dafür bezahlen müssen, daß die Unterhaltung von Bergungsdampfern 
besonders kostspielig ist und dieselben oft monatelang verdienstlos still- 
liegen müssen. 95 H. 47 LG., 02 H s S. 1 7 OLG. IV, 02 H. 106 S. 244 RG., 
05 H. 24 OLG. IV. Dieser Standpunkt ist auch noch vom OLG.I in 07 H. 34 
urgiert worden, wo dnem bei Cuxhaven liegenden Bergungsdampfer des- 
halb der Anspruch auf eine erhöhte Vergütung abgesprochen wurde, 
»weil ständig in Cuxhaven postierte Bergungsdampfer nicht auf den 
Verdienst aus Rettungs- oder Berg^ngsfallen angewiesen sind, sondern 
auch jeden sich ihnen sonst bietenden Verdienst mitnehmen*. Dieses 
sind doch Umstände, welche man dem geretteten Schiffe nicht zur Last 
l^en kann-, auch haben sie nichts mit dem Akte der HUfeleistung selbst 
zu tun. Ja, sogar die Gefahr, welcher sich die Bergungsdampfer aus- 
setzen, ist im Vergleich zu anderen Schiffen eine geringere, weU sie 
eigens zu dem Zwecke gebaut, ausgerüstet und bemannt sind. Ein 
gerettetes Schiff kann doch nur die Aufwendungen und Dienste be- 
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zahlen, welche ihm speziell geleistet worden sind. Und da fuhrt schon 
der Umstand zur Festsetzung eines verhältnismäßig hohen Lohnes, dafi 
ein Bergungsdampfer wirksamere Hilfe gewährt als andere Schiffe. 
Außerdem gilt für Berg^ngsdampfer nicht die Bestimmung, daß der 
Reeder ^/g des Lohnes an die Besatzung abgeben muß und entg^en- 
stehende Vereinbarungen nichtig sind. Es steht ihm daher frei, gerade 
mit Rücksicht auf die Kostspieligkeit der Unterhaltung und die ver- 
hältnismäßige Seltenheit eines Verdienstes, sich eine wdt größere Quote 
des verdienten Hilfs- oder Bergelohnes vertraglich zusichern zu lassen. 

Gesetzliche Beschränkungen. Auf den Wert der geretteten 
Gegenstände soll bei der Festsetzung des Hilfelohnes nur geringes Ge- 
wicht gelegt werden. Nicht so im Fall einer Bergrung, weil durch die 
Bergung bereits aufgegebene und verloren geglaubte Werte ihrem 
Eigentümer zurückerstattet werden; bei einer Festsetzung des Bei^^e- 
lohnes soll der Wert der geborgenen Gegenstände in dem gleichen 
Maße wie die anderen bereits genannten Umstände (der bewiesene 
Eifer, die bestandene Gefahr usw.) in Berücksichtigung gezogen werden. 
HGB. §§ 744 a. E., 747 Satz 2. 

Ferner enthält das Gesetz folgende poative Beschränkungen: 

1. Ohne übereinstinmienden Antrag der Parteien darf der Bei^e- oder 
Hilfslohn nicht auf einen Bruchteil. der geborgenen oder geretteten 
Gegenstände festgesetzt werden. HGB. § 745. 

2. Der Hilfslohn ist stets unter dem Betrage festzusetzen, welchen der 
Bergelohn unter sonst gleichen Umständen erreicht haben würde. 
HGB. § 747 Satz I. 

3. Der Betrag des Bergelohnes soll den dritten Teil des Nettowertes 
der geborgenen Gegenstände nicht übersteigen. Nur ausnahms- 
weise, wenn die Bergung mit ungewöhnlichen Gefahren und An- 
strengungen verbunden war und zugleich der Wert der geretteten 
Gegenstände ein geringer ist, kann der Betrag bis zur Hälfte des 
Nettowertes der geretteten G^enstände erhöht werden. HGB. 
§746. 

Der Nettowert der geretteten Gegenstände bestimmt sich dadurch, 
daß von ihrem Werte in gerettetem Zustande etwa zu entrichtende 
Zölle und sonstige Abgaben sowie die Kosten abgezogen werden, 
welche zum Zwecke der Aufbewahrung, Erhaltung, Abschätzung und 
eventuellen Veräußerung dieser Gegenstände erwachsen sind. 

Kosten und Gebühren von Behörden sind ebenfalls von den ge- 
retteten Gegenständen zu tragen. Diese Hilfskosten sind gesondert zu 
berechnen und bleiben bei der Festsetzung des Hilfslohnes außer Ansatz. 
Zu diesen Kosten gehören nach § 10 Strdgs.O. auch die nach § 4, 5 
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und 9 daselbst zu leistenden Vergfütungen (Meldelohn für das erste 
Gewahrwerden eines hilfsbedürftigen Schiffes, Fuhrlohn und Ersatz des 
bei Heranschaflümg der Rettungsgerätschaften angerichteten Schadens 
usw.). HGB. § 743 Abs. 2. 

§ 105. Yertragliehe Festsetzang. — Oft wird ein Hilfslohn 
vereinbart, bevor mit dem Rettungswerke b^onnen wird. Eine Hilfe- 
leistung kann natürlich auch ohne jede vertragliche Vereinbarung be- 
gonnen und durchgeführt werden. Eine Hilfeleistung darf nur nicht 
aufgezwungen werden; es genügt jedoch ein bloßes Gewährenlassen 
abseiten des gefährdeten Schiffes (vgl oben § 100 sub s). Die Folge 
einer Vereinbarung ist aber die, daß nunmehr derjenige, welcher die 
Rettung bringt, verpflichtet ist, die Rettung zu unternehmen^ und sich 
schadensersatzpflichtig macht, wenn er sich dieser Verpflichtung ent- 
zieht. OAG. 5. Juli 1866 Kierulff n S. 514 sub I 3. Daß ein Hilfslohn- 
vertrag nicht vorliegt, wenn eine Vergütung auch für den Fall der 
Erfolglosigkeit der Bemühungen zugesagt wurde, ist oben § 100 sub 6 
ausgeführt worden: es liegt dann ein Dienst- und kein Werkvertrag vor. 

Anfechtung des Vertrages. Bei einer Vereinbarung über die 
Höhe des Hilfslohnes vor Beginn der Rettung geschieht es nun leicht, 
daß derjenige, welcher die Rettung bringt, die Notlage des gefährdeten 
Schiffes ausbeutet und dem Führer desselben das Versprechen eines 
unverhältnismäßig hohen Hilfslohnes abnötigt Hiergegen schafft das 
Gesetz im § 741 HGB. Remedur, indem es die Anfechtung des Ver- 
trages und die Herabsetzung des Hilfslohnes auf das den Umständen 
entsprechende Maß unter folgenden Voraussetzungen zuläßt 

1. Zwangslage. Der Vertrag muß geschlossen sein nicht nur 
wahrend sich Schiff oder Ladung noch in Gefahr befinden, sondern 
auch unter dem Einflüsse dieser Gefahr. Dabei ist allerdings nicht 
erforderlich, daß deijenige, welcher den Vertrag abschließt, sich per- 
sönlich in der GefiaJir befindet Der Führer des gefährdeten Schiffes 
braucht sich z. B. nicht an Bord befunden zu haben, als er die Zusage 
machte. Der Vertrag kann auch auf dem festen Lande abgeschlossen 
worden sein, sei es vom Schiffer oder Schiffsmakler oder einem son- 
stigen Vertreter des Reeders. Erforderlich aber ist, daß, wer immer 
den Vertrag abschloß, sich beim Abschluß in einer Zwangslage befand, 
daß seine freie Entschließung dadurch beeinträchtigt wurde, daß Schiff 
oder Ladung in Gefahr schwebten. ROHG. 14 Nr. 98, 93 H. ^^ RG. 
sub n 2 und 3, 93 H. 90 OLG. L Über die Befugnis des Schiffers, HUfs- 
lohnverträge abzuschließen, s. oben § 100 sub 5. 

2. Übermaß. Der vereinbarte Lohn muß erheblich übersetzt sein. 
Bei Beurteilung dieser Frage muß man im Auge behalten, daß es sich 
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um Anfechtung eines Vertrages, nicht um Festsetzung eines Hüfislohnes 
handelt. Es handelt sich also um die Frage, ob bei Beurteilung der 
Sachlage zur Zeit des Vertragsschlusses der vereinbarte Hilfslohn als 
das vernünftige Maß übersteigend angesehen werden mufi. Man muS 
sich also in die Lage der Parteien vor dem Beginn des Rettungswerkes 
versetzen; die spätere Entwickelung der Dii^e hat keinen Einfluß auf 
die Frage, ob die Parteien einen übermaßigen Lohn vereinbart haben 
oder nicht 85 H. 43 RG. Wie das OLG. HI in 91 H. i ausführt, kommt 
es zunächst auf eine objektive Würdigung der zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses obwaltenden Verhältnisse an und es ist dann weiter zu 
untersuchen, ob vom subjektiven Standpunkte der Beteiligten die Ver- 
gütung zur Zeit ihrer Zusicherung als eine unbillige und übermäßige 
empfunden werden konnte oder mußte. Es kommt also nicht auf die 
Gefahr an, in welcher, wie sich nachher herausstellte, das gefährdete 
Schiff sich tatsächlich befand, sondern auf die Gefahr, in welcher die 
Beteiligten zur Zeit der Vereinbarung die gefährdeten Gegenstände ver- 
muten mußten. Stellte sich nachher heraus, daß die Gefahr eine weit 
größere oder eine weit geringere war, so ist das für die Beurteilung 
des Vertrages ohne Einfluß. Ebenso ist Bedacht zu nehmen auf die 
Gefahren und Anstrengungen, welchen sich die rettenden Personen voraus- 
sichtlich zu unterziehen gehabt haben würde; ob nachher die Rettung 
eine weit schwerere oder eine weit leichtere war, als bei Vertrags- 
abschluß vernünftigerweise vermutet werden konnte, ist gleichgültig. 
85 H. 43 RG., 02 R 106 RG. Für den Fall einer Vereinbarung des 
Hilfslohnes gestattet das Gesetz den Parteien, den Hilfslohn auf eine 
Quote des gefährdeten oder geretteten Wertes festzusetzen; es konmit 
für die Anfechtbarkeit des Vertrages nun nicht in Betracht, ob sich die 
Parteien bona fide über den Wert der gefährdeten Gegenstände geirrt 
haben und der zugesagte Hilfslohn dadurch eine beträchtliche Summe 
erreicht, daß dieser Wert sich später als ein besonders hoher heraus- 
gestellt hat. 91 H. I OLG. HI. Ebenso kommt es nicht darauf an, 
wenn das rettende Schiff sich durch die Hilfeleistung der Gefahr aus- 
setzt, wegen Zeitversäumnis z. B. vertragsbrüchig zu werden und daher 
eine hohe Konventionalstrafe zahlen zu müssen, ob diese Vertragsstrafe 
wirklich später bezahlt worden ist; es kommt nur auf die Wahrschein- 
lichkeit an, welche zur Zeit der Zusicherung des Hilfslohnes dafür be- 
stand, daß diese Vertragsstrafe fallig wurde bzw. bezahlt werden würde. 
85 H. 43 RG., 97 H. 66 OLG. IT sub V 1—9. Das gesetzliche Maximum 
von ^/g resp. ^/, des geretteten Wertes (vgl Ende des vorigen Para- 
graphen) bildet aber auch hier die Grrenze: übersteigt der vereinbarte 
Hilfslohn dieses Maß, so ist der Vertrag anfechtbar. 91 H. 54 sub 2 RG. 
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3. Andere Gründe. Ein Hilfstohnvertrag kann auch wegen 
anderer Ghründe angefochten werden als wegen Übermaßes der zuge- 
ächerten Summe. So kann es vorkommen, daß dem in Not befind- 
lichen Schiffer ein Verzicht auf die Anfechtung des Vertrages abgenötigt 
wird oder daß er auf ein Schiedsgericht kompromittieren muß, welches 
als von vornherein befangen zugunsten des rettenden Schiffes betrachtet 
werden muß. 

Wird der Vertrag aus solchen oder andern Gründen angefochten, so 
findet ebenfalls HGB. § 741 Anwendung: das Strandamt ist nicht zu- 
ständig, sondern Klage muß sofort bei den ordentlichen Gerichten er- 
hoben werden. ROHG. 4 Nr. 88 sub ü, ROHG. 9 Nr. 106. Wird ein 
Hilfeleistungsvertrag, in welchem die Vergütung festgesetzt oder die Be- 
stimmung desselben einer dritten Person überlassen wird, wegen in 
demselben enthaltener Bedingungen angefochten, welche als unbillig er- 
scheinen und auf eine Ausbeutung der Notlage des gefährdeten Schiffes 
zurückzufuhren sind, so liegt, wie das RG. in 02 H. 106 ausdrücklich 
festgestellt hat, nicht etwa Nichtigkeit des Vertrages in dem Sinne vor, 
daß nunmehr, da überhaupt kein Vertrag bestehe, zunächst das Strand- 
amt zu entscheiden habe — vielmehr sind die ordentlichen Gerichte 
sofort berufen, einen angemessenen Hilfslohn festzusetzen. Dies ent- 
spricht auch dem Sinne der gesetzlichen Bestimmung, welche nur zwecks 
Beschleunigung und Verbilligung des Verfahrens eine Vorentscheidung 
der Verwaltungsbehörde verlangt Dagegen würde, wenn der Vertrag 
wegen anderer Gründe als wegen aufgezwungener Unbilligkeit anfechtbar 
oder nichtig wäre, zunächst das Strandamt zu entscheiden haben. 

Es versteht sich von selbst, daß ein Verzicht auf die Anfechtung 
des Vertrages auch rechtsgültig vereinbart sein kann. Doch ist zu be- 
achten, daß ein solcher Verzicht unbeeinflußt von der Gefisthr hat er- 
klärt werden müssen und daß der Schiffer nur unter denselben Be- 
dingungen befugt ist, einen solchen Verzicht zu erklären, als wie er 
befugt ist, einen Hüfeleistungsvertrag abzuschließen (vgl. oben § 100 sub 5). 
Der Schiffer kann daher nicht im Heimatshafen rechtsgültig verzichten 
und ebensowenig im Bestimmungshafen die anwesenden Ladungs- 
interessenten durch seinen Verzicht rechtsgültig verpflichten. ROHG. 4 
Nr. 88 sub IV, ROHG. 9 Nr. 106, 97 H. 66 OLG. H sub IV 3. Daß der 
Schiffer nach bestandener Gefahr rechtsgültig verzichten kann, hat das 
ROHG. in ROHG. 9 Nr. 106 anerkannt-, doch dürfte die Rechtsgültig- 
keit eines solchen Verzichtes den allgemeinen Voraussetzungen unter- 
ll^en, unter denen der Schiffer gesetzlich befugt ist, Verträge abzu- 
schließen (vgl. oben § 79 ff.). 

§ 106. Pfandrecht Haftung. TerjShrang. — Der Hüfslohn- 
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gläubiger hat w^en seiner Forderung ein gesetzliches Pfandrecht an 
den geretteten Gegenständen. HGB. § 751 Abs. i. Näheres über dieses 
Pfandrecht s. unteii §§ iQOff. Eine persönliche Verpflichtung zur Ent- 
richtung des Hilfslohnes wird durch die Rettung an sich nicht be- 
gründet HGB. § 753 Abs. I. Die Parteien können vereinbaren, daß 
die Eigentümer der geretteten Gegenstände persönlich haften sollen. 
Eine Vereinbarung personlicher Haftung li^ aber nicht schon dann 
vor, w6nn in einem mit dem Eigentümer der zu rettenden oder ge- 
retteten Gegenstände persönlich abgeschlossenen Vertrage der Hilfslohn 
auf eine bestimmte Summe festgesetzt wird. 93 H. 79 und 94 H. 68 
OLG. n und RG. Auch ist darauf hinzuweisen, daß der Schiffer 
den Reeder oder die Ladungsinteressenten nur auf Grund einer ihn 
hierzu ermächtigenden Vollmacht persönlich verpflichten kann. HGB. 

§§ 529, 537- 

Unter den Eigentümern der geretteten Werte verteilt sich der 
Hilfelohn nach den Grundsätzen der großen Haverei. Über deren Haf- 
tung dem Ersatzberechtigten gegenüber s. unten §§ i90fT. (insbesondere 
§§ 198, 203, 207). 

Hilfslohftforderungen verjähren in einem Jahre. Die Verjährung 
beginnt mit. dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Fälligkeit ein- 
getreten ist HGB. §§901, 903 Nr. 4, 904. 

Bergung. 

§ 107. Einzellieiteil. — Die in den §§ 102 ff. für die Hilfeleistung 
entwickelten Grundsätze finden auch auf den Fall einer Bergung (s. oben 
§ loi) Anwendung mit folgenden Maßgaben. 

1. Der Bergelohn soll höher bemessen werden als ein Hilfslohn 
unter gleichen Umständen. Doch soll der Bergelohn nicht den. dritten 
Teil bzw. die Hälfte des Wertes der geborgenen Gegenstände über- 
steigen. HGB. §§ 746, 747 Satz I. Vgl oben § 104 a. E. 

2. Der Berger hat nicht nur ein Pfandrecht, sondern auch ein 
Zurückbehaltungsrecht an den geborgenen Gegenständen, bis er für 
seine Ansprüche befriedigt oder sichergestellt ist HGB. § 751 Abs. li 
Vgl. unten § 197. 

3. Auf Bergelohn hat keinen Anspruch, wer von den geborgenen 
Gegenständen dem Schiffer, dem Eigentümer oder der zuständigen Be- 
hörde nicht sofort Anzeige macht. HGB. § 750 Nr. 2. 

See- und strandtriftige Gegenstände. Enem Berger wird 
gleich behandelt, wer see- oder strandtriftige Gegenstände birgt. 
Strdgs.O. §§ 20, 21. 

Entfernung von Wracks. Wird die Schiffahrt dadurch be- 
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einträchtigt, daß in einem Fahrwasser, auf einer Reede oder in einem 
Hafen ein Schiff oder Wrack hilflos treibt oder gestrandet oder ge- 
sunken ist, oder Anker oder sonstige Gegenstände auf den Grund ge- 
raten , so ist der Schiffer bei Vermeidung einer Haft- oder Geldstrafe 
bis zu 150 M. verpflichtet, hiervon unverzüglich dem nächsten Strand- 
amte Anzeige zu erstatten. Die Behörde ist befugt, die Beseitigung 
des Hindernisses zu veranlassen und zur Deckung ihrer Kosten, soweit 
nicht Sicherheit gestellt wird, die beseitigten Gegenstände öffentlich zu 
verkaufen. Die Behörde darf insbesondere auch die in dem Schiffe 
etwa befindliche Ladung verkaufen. Nur die Post, die Habe der 
Schif&besatzung und das Reisegut der Reisenden dürfen nicht verkauft 
werden. Sobald die Behörde eingeschritten und dies öffentlich erkennbar 
oder den Beteiligten bekannt gemacht ist, darf ohne Genehmigung der 
Behörde das Hindernis nicht mehr beseitigt und von dem Schiffe oder 
Wracke nichts mehr fortgeschafft werden. Werden trotzdem Gegen- 
stände, z. B. Teile der Ladung, unbefugtermaßen fortgeschafft, so wird 
der Täter mit Haft- oder Geldstrafe bis zu 150 M. bestraft, sofern 
nicht nach allgemeinen Strafgesetzen eine höhere Strafe, z. B. wegen 
Diebstahls verwirkt ist. Strdgs.O. §§ 25, 43. 

„Die Behörde ist nicht Geschäftsführer des Eigentümers. Sie 
schreitet vielmehr im öffentlichen Interesse ein und hat bei den Maß- 
nahmen, die sie für erforderlich hält, das öffentliche Interesse, nicht 
aber das Interesse des Eigentümers des Hindernisses zur Richtschnur 
zu nehmen." Der Eigentümer hat daher keinen Ersatzanspruch gegen 
den Staat lediglich aus dem Grunde, weil letzterer die Beseitigung des 
Wrackes billiger hätte bewerkstelligen lassen können. OLG. HI in 
07 R 2. 
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§ 108. Omndlage. — Die Gefahren der See können unter Um- 
ständen den Schiffer zwingen, zur Rettung der ihm anvertrauten Inter- 
essen vorsätzlich Ladung oder Schiff zu beschädigen, z. B. Ladung zu 
werfen oder Masten zu kappen. Diese Befugnis des Schiffers und die 
sich aus ihr ergebende Folge der Verteilung des angerichteten Scha- 
dens auf alle in der Gefahr be^ndlichen Interessen entspringt nicht aus 
irgend einem Vertrage. Denn der Frachtvertrag gibt dem Schiffer 
nicht die Befugnis, die ihm zur Beförderung an den Bestimmungsort 
anvertraute Ladung zu beschädigen. Ebensowenig ist die Ladung auf 
Grrund des Frachtvertrages berechtigt vom Schiffer zu verlangen, daß 
er zur Rettung der Ladung (und des Schiffes) das Eigentum seines 
Reeders beschädige. Endlich besteht auch zwischen den verschiedenen 
Ladungsinteressenten kein Vertragsverhältnis irgend welcher Art, kraft 
dessen ein Ladungsinteressent vom anderen verleuigen konnte, daß er 
zu dem Schaden beitrage, welchen eine ihm fremde Ladung erlitten hat. 
Das Institut der grroßen oder gemeinschaftlichen Haverei (Havariegrosse) 
beruht vielmehr auf gesetzlicher Grundlage, welche zuerst ihren Aus- 
druck im Rhodischen Recht in der lex Rhodia de jactu gefunden hat 
und als solches in das Romische Recht herübergenommen wurde. Die 
lex Rhodia lautete nach den Digesten XTV 2, i : Si levandae navis gratia 
jactus mercium factus est, omnium contributione sarciatur quod pro 
onmibus datum est, d. h. wenn zwecks Leichterung des Schiffes Güter 
geworfen worden sind, so soll von allen ersetzt werden, was für alle 
hingegeben worden ist Die Verknüpfung verschiedener Interessen mit 
Einem Schiffe und die Bedrohung aller dieser Interessen durch eine 
gemeinsame Gefahr haben zu diesem Rechtssatze gefuhrt, welcher seit 
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den ältesten 2^ten bis auf den heutigen Tag sich in den Rechten aller 
seefahrenden Nationen findet Das deutsche Handelsgesetzbuch be- 
handelt die g^oße Haverei in den §§ 700 — 733. 

York Antwerp Regeln. Neben den Bestimmungen des Deutschen 
Handelsgesetzbuches müssen die sogenannten York Antwerp Rules be- 
rücksichtigt werden. Diese York Antwerp Rules stellen das Resultat 
von Bestrebungen dar, das Havariegrosserecht international zu vereinheit- 
lichen. Sie haben ihren Namen von zwei Kongressen erhalten, auf 
denen von Kaufleuten und Juristen der verschiedensten Nationen eine 
gemeinsame Grundlage in Gestalt von international zu befolgenden 
Regeln aufgestellt wurde. Zunächst wurden auf dem Kongresse des 
International General Average Committee zu York im Jahre 1864 
elf Regeln, die sogenannten York Rules, aufgestellt Diese York Rules 
wurden im Jahre 1877 ^^^ ^^^ Kongresse der International Law Asso- 
ciation zu Antwerpen einer Revision unterworfen. Das Resultat dieser 
Revision waren die York and Antwerp Rules, im ganzen zwölf Regeln. 
IXese Regeln wurden einer nochmaligen Revision auf dem Kongresse 
der International Law Association zu Liverpool im Jahre 1890 unter- 
worfen: das Resultat dieser Beratung sind die 18 sogenannten York 
Antwerp Rules 1890. Diese Regeln haben heutzuts^e Eingang in fast 
alle Charte-partien und Konnossemente gefunden. Sie sind am Schlüsse 
der Darstellung abgedruckt; die Übersetzung ist dem Buche von Rudolf 
Ulrich, Grroöe Haverei Bd. HI 1906, entnommen. 

Im Jahre 1903 hat die International Law Association auf ihrer 
Konferenz in Antwerpen noch eine weitere R^el aufjg^estellt, welche 
den Einfluß des Verschuldens behandelt Diese Regel trägt den Namen: 
York-Antwerp Rule 1903 (s. unten § 114). S. unten § 149 a. E. 

§ 109. OroSe^ besondere und kleine Hayerei. — Schäden 
und Kosten, welche auf einer Reise entstehen, sind, wenn sie nicht in 
Havari^^osse vergütet werden, entweder besondere (partikuläre) Haverei 
oder kleine Haverei 

Kleine Haverei. Zur kleinen Havarie gehören alle diejenigen 
Kosten, welche nicht in Havarieg^rosse zu vergüten sind und welche, 
ohne daß sich ein Unfall ereignet hat, dadurch entstehen, daß die ab- 
geladenen Grüter an ihren Bestimmungsort zu transportieren sind bzw. das 
Schiff seine Reise auszuführen hat. Solche Kosten sind von der Ladung 
zu tragen, soweit sie im allein^ren Interesse der Ladung und unabhängig 
von deren Beförderung entstanden sind; z. B. die Kosten der Ent- 
löschung in einem Nothafen, £adls die Entlöschung nicht durch die 
Reparatur des Schiffes bedingt, sondern zwecks Erhaltung der Ladung 
in gesundem Zustande oder zur Vermeidung drohenden Verderbs er- 
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forderlich war. Zur kleinen Haverei gehören auch die gewöhnlichen 
und ungewöhnlichen Kosten der Schiffahrt, welche im Zwdfd vom 
Reeder zu tragen sind und wofür der Reeder seinen Entgelt in der 
Fracht findet: so z. B." die Lotsen-, Hafen- und Leuchtfeuergelder, 
Schlepplöhne, Quarantänegelder, Auseisungskosten u. dgL (hierüber s. oben 
§ 76 und unten § 1 12 Nr. 6). HGB. § 621 Abs. 2 und 3. 

Besondere Haverei. Zur besonderen (partikulären) Haverei ge- 
hören alle durch einen Unfall entstandenen Schäden, sei es, dafi diese 
das Schiff oder während des Transportes die Ladung betroffen haben, 
sowie die durch diesen Unfall verursachten Kosten, soweit diese Schäden 
und Kosten nicht in Havariegrosse zu vergüten sind. Zu diesen Kosten 
gehören z. B. die Reparaturkosten des Schiffes, welche sich infolge 
eines Unfalles vernotwendigt haben, sowie die zur Bergung und Rettung 
der Ladung aufgewendeten Kosten, sofern ein Fall der grrofien Haverei 
nicht vorliegt Die besondere Haverei wird von den Eigentümern des 
Schiffes und der Ladung von jedem fiir sich allein getragen. HGB. 
§§ 701, 621 Abs. 3. 

Große Haverei. Alle Schäden, die dem Schiffe oder der Ladung 
oder beiden zum Zwecke der Errettung beider aus einer gemeinsamen 
Gefahr von dem Schiffer oder auf dessen Geheiä vorsätzlich zugefugt 
werden, sowie auch die durch solche Maßregeln femer verursachten 
Schäden, ingleichen die Kosten, die zu demselben Zwecke aufgewendet 
werden, sind große Haverei. Die große Haverei wird von Schiff, Fradit 
und Ladung gemeinschaftlich getragen. Die HavereiverteUung tritt in- 
dessen nur ein, wenn sowohl das Schiff als auch die Ladung und zwar 
jeder dieser Gegenstände entweder ganz oder teilweise wiridich ge- 
rettet worden ist. HGB. § 700, 703. 

A. Allgemeine Grundsätze. 

§ 110. Yoranssetzangen. — Aus dieser Begriffsbestimmung er-, 
gibt sich, daß bei einem Havariegrossefiall folgende Voraussetzungen 
vorliegen müssen (§§ iio — 114): 

1. Oemeinsame Gefahr. Schäden oder Kosten müssen ent- 
standen sein, um Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr 
zu erretten. 

Ein Havariegrossefall kann sich nicht ereignen, weU keine gemein- 
same Gefahr für Schiff und Ladung entstehen kann, solange keine Güter 
an Bord sind. Die Gefahr hört auf eine gemeinsame zu sein, sobald 
die ganze Ladung entlöscht ist 80 H. 22 HG. Güter, welche noch 
nicht an Bord sind oder welche bereits entlöscht sind, als der Havarie- 
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grossefall mch ereignete, haben keinen Teil an der Havariegrosse- 
gemeinschaft. 

Wird nach einer vorsatzlich herbeigeführten Strandung das Schiff 
geleichtert und die Ladung mit anderen Schiffen nach dem Bestimmungs- 
hafen befordert, so sind Schaden und Kosten, welche nach der Leich- 
terung entstehen, nicht in Havariegrosse zu vergüten, weil und insoweit 
mit der Leichterung die Havariegrossegemeinschaft ihr Ende erreicht 
hat. Waren dagegen die Grüter geloscht worden mit der (später aus- 
geführten) Absicht, dieselben wieder einzuladen, nachdem das Schiff flott- 
gemacht oder repariert worden wäre, um dann in demselben Schiffe 
weitertransportiert zu werden, so hat an und für ach die Havariegrosse- 
gemeinschaft nicht aufgehört zu existieren, insoweit als die während der 
Trennung eintretenden Ereignisse sich als ein Komplex voneinander nicht 
zu trennender Tatsachen darstellen. Die durch die absichtliche Stran- 
dung entstandenen Schäden wären aber in beiden Fällen in Havarie- 
grosse zu vergüten. ROHG. 13 Nr. 129. 

Die rechtlichen Besdehungen der Parteien zueinander haben auf die 
Existenz einer Havariegrossegemeinschaft keinen Einfluß. Wird z. B. der 
Frachtvertrag aufgelöst, so wird damit die Havariegrossegemeinschaft 
noch nicht beseitigt; diese hört erst mit der faktischen Trennung von 
Schiff und Ladung, d. h. mit der Entlöschung der Ladung auf. Alle 
bis zu diesem Augenblicke, wenn auch nach Auflösung des Frachtver- 
trages entstehenden Schäden und Kosten, welche zur Errettung von 
Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr gemacht worden sind, 
müssen daher in Havariegrosse vergütet werden. Eine Ausnahme hier- 
von bilden nur die laufenden Ausgaben, welche bereits mit der Auf- 
lösung des Frachtvertrages aufhören, in gemeinsamem Interesse aufge- 
wandt zu werden (z. B. Kost und Heuer der Mannschaft). War freilich 
die Ladung, z. B. wegen Reparatur des Schiffes in einem Nothafen, be- 
reits gelöscht worden als der Frachtvertrag aufgelöst wurde, so ent- 
scheidet die Auflösung des Vertrages. In einem solchen Falle kann 
die Havariegrossegemeinschaft nicht rückwärts als mit dem 2^tpunkt 
der Entlöschung der Ladung aufgelöst betrachtet werden (s. unten 
§§ 128, 141, 15s). 

Vorstehendes schließt nicht aus, daß die Ladung gegebenenfcdls 
auch zu Schäden und Kosten kontribuieren muß, welche nach der Ent- 
löschung resp. Auflösung der Havari^^ross^emeinschaft erwachsen: in- 
soweit nämlich, als diese Schäden und Kosten die unmittelbare und 
notwendige Folge eines vor der Entlöschung oder der Auflösung der 
Gemeinschaft stattgehabten Havarieg^rossefalles sind und sich lediglich 
als dessen Nachwirkung darstellen. So muß die Ladung zu den Repa- 
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raturkosten eines in Havariegrosse gekappten Mastes beitragen, wenn 
auch die Reparatur nach der Entlöschung der Ladung stattfand Diese 
Beitragspflicht ergibt sich übrigens auch aus dem Gresichtspunkte, daß 
die Reparaturkosten die Höhe des angerichteten Schadens darstellen. 
So muß auch die Ladung kontribuieren zu den Kosten der Abbringung 
eines in Havariegrosse auf den Strand gesetzten SchifTes, auch wenn 
die Ladung sich vor der Abbringung definitiv vom SchifTe getrennt hat. 

Schiff in Ballast Ein Havariegrossefall kann sich nicht ereignen, 
wenn das Schiff in Ballast fahrt, weil Havariegrosse Gemeinschaft von 
Schiff und Ladung voraussetzt 71 H. 30 HG. 

3. Unmittelbare^ gegenwftrtige Gefahr. Die Gefahr, aus 
welcher Schiff und Ladung gerettet werden sollen, muß eine un- 
mittelbare, eine gegenwärtige Gefahr sein. 
y Ein nach Hamburg segelndes Schiff erfahrt, als es vor der Eib- 
mündung ankommt, daß der Fluß voll Eis ist Alle Anzeichen sprechen 
dafür, daß die Kälte zunimmt. Ein längeres Verweilen vor der Eib- 
mündung würde daher wahrscheinlich die Unmöglichkeit, zur Folge haben^ 
wegen des zunehmenden Eises überhaupt den Hamburger Hafen er- 
reichen zu können. Auf der anderen Seite aber würde das Schiff, wenn 
es versuchte, mit selbsteigener Kraft den Fluß hinaufzufahren, sich und 
die Ladung der unmittelbaren Gefahr aussetzen, entweder festzufrieren 
oder durch die Eisschollen zerschnitten zu werden. Der Schiffer tele- 
graphiert daher nach Hamburg um die Assistenz eines Schleppers. Ein 
Schlepper kommt am nächsten Tage an und schleppt das Schiff bis 
in den Hamburger Hafen. Der durch diese Manipulationen verursachte 
Kostenaufwand an Schlepplohn, Mehrverbrauch an Kohlen und Proviant, 
Extraheuer u. dgl. ist nicht in Havariegrosse zu vergüten, weil es an 
einer Gefahr fehlte, welche Schiff und Ladung unniittelbar bedrohte. 
Hätte sich aber, während der Schiffer auf den Schlepper wartete, an 
Sturm erhoben, welcher Schiff und Ladung bei längerem Vehveilen 
einer unmittelbaren Gefahr aussetzte, und war infolgedessen der Schiffer 
gezwungen, Cuxhafen als Nothafen einzulaufen, so sind die durch das 
Einlaufen entstehenden Hafenkosten in Havariegjosse zu ersetzen. 

Aus denselben Gründen wird ein Verlust nicht in Havariegrosse 
vergütet, welcher dadurch entsteht, daß der Schiffer einen Teil der 
Ladung in einem Zwischenhafen zurücklassen muß, sei es, weil das 
Schiff mit einer vollen Ladung an Bord Gefahr laufen würde zu kentern, 
sobald schlechtes Wetter einsetzte, oder der Schiffer die offene See ge- 
winnen mußte, bevor der Sturm einsetzte, 88 R 53 OLG. ü, oder weil 
der zurückgelassene Teil der Ladung sich in einem solchen Zustande 
befand, daß bei dessen Mitnahme die Sicherheit der übrigen Ladung 
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und des Schiffes gefährdet gewesen wäre. 76 R 60 sub i c HG. Denn 
diese Maßnahmen sind ergriffen worden, nicht um Schiff und Ladung 
^us einer Gefahr zu erretten, sondern um dner drohenden Gefahr zu 
entgehen. Hat in letzterem Falle der Schiffer die Güter nicht zurück- 
gelassen, sondern über Bord geworfen, weil dieselben an dem betreffen- 
den Platze unverkäuflich, waren und es sich nicht verlohnte, ihres ge- 
ringen Wertes wegen diesen Wert übersteigende Lagerkosten aufzu- 
wenden, so ist auch dieser Verlust aus dem bereits angegebenen (rrunde 
kein Havariegrosseverlust, sondern die Ladung treffende Partikularhavarie. 
ROHG. 21 Nr. 49. 

Die Gefahr braucht aber nicht in dem Sinne eine gegenwärtige zu 
sein, dafi Schiff und Ladung mit sofortigem Untergange bedroht wären, 
falls nicht ein Opfer gebracht wird. Es genügt, dafi die Gefahr un- 
mittelbar bevorsteht und dafi deren Eintritt sicher ist Kanq z. B. ein 
Schiff, welches sich mitten im Eise befindet, seinen Hafen nicht er- 
reichen, und besteht die Gewißheit, dafi es bei der denmächst ein- 
tretenden Ebbe vertreiben oder stranden und dadurch der unmittelbaren 
Gefiaülir ausgesetzt sdn wird, aufgebrochen zu werden, so braucht der 
Schiffer nicht zu warten, bis die Gefahr am höchsten ist, sondern kann 
sofort die ihm zur Rettung von Schiff und Ladung dienlichen Mafiregeln 
ergreifen. 81 H. 126 OLG. 

Wirkliehe OefUir. — Eine Gefahr nuifi wirklich vorhanden sein. 
Es genügt nicht, dafi eine Gefahr nur in der Einbildung eines furcht- 
samen oder uner&hrenen Schiffers besteht, um die ihretwegen ergriffenen 
Mafiregeln in Havariegrosse zu bringen. 84 H. 21 LG., 05 H. 32 OLG. L 
Die Frage aber, ob eine Gefahr besteht, mufi nach dem Zeitpunkte 
beurteilt werden, in welchem die zur Errettung aus der Gefahr be- 
stinunten Mafir^dn ergriffen wurden, nicht nach der Entwickelung, 
welche die Dinge nachher genommen haben. Wenn zu jener Zeit bei 
verständiger Würdigung der vorliegenden Umstände ein kompetenter 
Schiffer das Vorhandensein einer unnuttelbar drohenden Gefahr an- 
nehmen konntet so sind die zur Errettung aus dieser Crefahr ergriffenen 
Mafiregeln in Havariegrosse zu bringen, auch wenn sich nachher heraus- 
gestellt haben sollte, dafi die Gefiaihr nur unbedeutend war und ohne Opfer 
zu vermeiden gewesen wäre. ROHG. 23 Nr. 114, 70 H. 304 OG., 
97 H. 37 OLG. I, 06 R 1 13 OLG. IV. 

§ 111. 8. Saure qui pent: Errettung aus einer Gefahr. — 
Die Mafir^;eln müssen zur Errettung von Schiff und Ladung aus 
einer gemeinsamen Gefahr getroffen sein. 

Wenn ein Schiff leck ist und zu versinken droht und der Schiffer, 
um den volligen Untergang abzuwenden, das Schiff auf den Strand setzt, 

SicTeking, Seerecht. I3 
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SO sind die durch die Strandung entstandenen Schaden und die für das 
Wiederflottmachen aufgewendeten Kosten in Havariegrosse zu vergüten. 
Dagegen kann eine absichtliche Strandung dann nicht als eine Havarie- 
grossehandlung betrachtet werden, wenn Strandung unvermeidlich war 
und die Handlung des Schiffers nur darin bestand, das Schiff an einer 
weniger gefährlichen Stelle stranden zu lassen, als es ohne sein Ein- 
greifen getan hätte. Die Strandung ist in einem solchen Fälle zwar 
absichtlich herbeigeführt, aber nicht zu dem Zwecke, um Schiff und 
Ladung aus einer Gefahr zu erretten, sondern um die Wirkungen einer 
Gefahr, aus welcher Schiff und Ladung nicht errettet werden konnten, 
möglichst abzuschwächen. 

Das preußische Obertribunal in dnem Urteile vom 29. Oktober 1868 
(S. XXIV Nr. 146) und das Landgericht zu Rostock in einem Urteile 
vom 23. Januar 1882 (Ulrich, Große Haverei I S. 72) haben sich aller- 
dings dahin ausgesprochen, daß eine unter den erwähnten Umständen 
herbeigeführte absichtliche Strandung einen Havariegrosse&ll darstelle. 
Auch Ullrich ist dieser Ansicht, während eine Entscheidung des LG. 
in 84H. 21 die Frage dahingestellt sein läßt Weitere Entscheidungen 
sind unseres Wissens in dieser Frage nicht ergangen. Die genannten 
zwei Urteile dürften indessen den Bestimmungen des Gesetzes nicht 
gerecht werden. Eine vorsätzlich herbeigeführte Strandung ist aller- 
dings auch im vorliegenden Falle vorhanden. Dies genügt aber nicht 
Es müssen, falls das Gesetz nicht ausdrücklich Gegenteiliges bestinunt, 
auch die anderen im § 700 aufgezählten Voraussetzungen gegeben sein. 
HGB. § 706 Abs. I. Es fehlt hier aber an der Absicht, Schiff und 
Ladung aus einer Gefahr zu erretten. Da Strandung unvermeidlich ist, 
kann das Schiff aus dieser Gefahr auch gar nicht gerettet werden. 
Das Schiff muß einen Strandungsschaden erleiden^ der Schiffer versucht 
nur diesen Schaden zu verringern, indem er das Schiff auf eine weniger 
gefahrliche Stdle auflaufen läßt Dies ist keine vorsätzliche Schadens- 
zufügung, welche zu einem Havariegrosseakte erforderlich ist, sondern 
die Verringerung eines unabwendbaren Verlustes, 

Nähere Anhaltspunkte gibt das Gesetz nicht; auch geben die Be- 
ratungen der Handelsgesetzbuchkommission keinen Aufechluß (Prot 
S. 2645 — 2658). Es war allerdings der Antrag gestellt worden, aus- 
drücklich im Gesetze zu bestimmen, daß freiwillige Strandung infolge 
von. Seegefahr nicht als Havariegrosse zu behandeln sei. Dieser An- 
trag wurde mit sechs gegen fünf Stimmen abgelehnt; nicht aber aus 
dem Grunde, daß in solchen Fällen stets Havariegrosse vorläge. Es 
wurde vielmehr ausdrücklich anerkannt, daß die allgemeinen Voraus- 
setzungen stets gegeben sein müßten, um in einem speziellen Falle 
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Havariegrosse anzunehmen. Ob in Fällen freiwilliger Strandung infolge 
von Seege&hr stets diese allgemeinen Voraussetzungen vorls^n oder 
ob es nicht gegebenenfalls an der einen oder anderen dieser Voraus- 
setzungen ermangeln könnte, wurde nicht erörtert; es wurde nur auf 
Fälle hingewiesen, in denen eine absichtliche Strandung infolge von See- 
gefahr unzweifelhaft Havariegrosse wäre, wie wenn der Schiffer, bei ganz 
ruhiger See, um dem Sinken des leckgewordenen Schiffes zu entgehen, 
dasselbe auf den Strand setze. Es wäre daher unbillig und unrichtig, wenn 
man allgemein bestimmen wollte, daß bei freiwilliger Strandung infolge 
von Seegefahr nie eine Havariegrosseverteilung stattzufinden habe. Es 
sei im Gegenteil wünschenswert auszusprechen, daß eine freiwillige 
Strandung, auch wenn sie die Folge von Seegefahr sei, wohl zu einer 
Havariegrosseverteilung fuhren könne, falls die allgemeinen Voraus- 
setzungen einer Havariegrossehandlung vorhanden seien. Ob letzteres 
der Fall sei, sei eine Tatfrage, welche von Fall zu Fall zu entscheiden 
sd. Die hier aufgeworfene Frage blieb also unentschieden. 

4. Schiff und LaduDg. — Schäden oder Kosten müssen ent- 
standen sein, um Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr zu 
erretten. 

Besteht die Möglichkeit, ein gestrandetes und daher der Gefahr 
des Aufbrechens ausgesetztes Schiff nach Leichterung eines Teiles der 
Ladung wieder flott zu machen, so sind die Leichterungskosten in 
Havariegrosse zu ersetzen. Kann das Schiff aber, selbst nach vollstän- 
cfiger Leichterung, nicht abgeschleppt werden und wird die Ladung ge- 
löscht, um wenigstens diese zu retten, so sind die Leichterungskosten 
nicht in Havariegrosse zu ersetzen, weil de aufgewendet worden sind, 
nicht um Schiff und Ladung^ sondern nur um die Ladung zu retten. 

§ 118. 5. Torsätilichkelt. — Die Maßregehi zur Rettung von 
Schiff und Ladung müssen von dem Schiffer oder auf dessen Geheifi 
vorsätzlich ergriffen worden sein. 

Ein Schiff wurde drei Tage in einem Nothafen angehalten, weil 
die Behörden zum Zwecke der Verhinderung eines Umdchgreifens des 
Feuers die Entlöschung der Ladung sistierten. Der dadurch entstandene 
Verlust an verauslagter Heuer und Kost der Mannschaft, an Kohlen, 
um die Maschinen unter Dampfdruck zu halten, an laufender Asseku- 
ranzpramie, an Wertverminderung des Schiffes usw. war nicht in Hava- 
rieg^osse zu vergüten, weil dieser Schaden nicht durch eine vorsätzliche 
Handlung des Schiffers zugefügt worden war. Dieser Fall war vielmehr 
ebenso zu behandeln, als ob das Schiff durch widriges Wetter gezwungen 
worden wäre, drei Tage länger als beabsichtigt in einem Hafen zu ver- 
weilen. 94 H. 90 sub II OLG. I. 

13* 
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6. AußergewohBliche MaBregeln. — IKe zur Rettung von Schiff 
und Ladung ergriffenen Maßregdn müssen mehr oder weniger aufier- 
gewöhnlicher Natur sein; es dürfen nicht Mafiregehi sein, welche 
der Schiffer kraft des Frachtvertrages verpffichtet ist, zu ergreifen, um 
den übernommenen Transport zu Ende zu fuhren. 

Vorläufige Reparatur. Muß ein Schiff einen Nothafen anlaufen 
und genügt es, um die Reise fortzusetzen, ohne gründliche Ausbesserung 
des vom Schiffe erlittenen Schadens notdürftige Reparaturen vorzu- 
nehmen, so darf der Schiffer weder das Schiff vollständig reparieren 
lassen noch kann er die Kosten der vorläufigen Reparatur in Havarie- 
grosse ersetzt verlangen, falls nicht etwa der eriittene Schaden selbst 
eine Havariegrossebeschädigung war. Es kann nicht etwa zugunsten 
des Reeders geltend gemacht werden, daß, wenn das Schiff vollständig 
wäre repariert worden, die Ladung hätte gelöscht werden müssen und 
die dann entstehenden Kosten bei weitem größer gewesen wären, als 
bei der Ausführung der nur vorläufigen Reparatur, diaß die dadurch be- 
wirkte Ersparnis auch und vor allem der Ladung zugute gekommen 
wäre, daß diese daher zu den in ihrem Interesse entstandenen Au^raben 
kontribuieren müsse. Denn der Schiffer ist verpflichtet, von den ihm 
zur Ausführung des Transportes zu Gebote stehenden Mitteln das 
billigste zu wählen. Und wenn die Reparatur einen Havari^rosse- 
schaden betraf, so war auch dann der Schiffer kraft des Frachtvertrages 
verpflichtet, nur notdürftige Reparaturen vornehmen zu lassen, falls dies 
sich als die billigere Maßregel erwies. Hatte er in diesem Falle trotz- 
dem das Schiff im Nothafen gründlich reparieren lassen und änd die 
dadurch entstandenen Kosten höher als die Ausüben, welche bei einer 
notdürftigen Reparatur im Nothafen und der vollständigen Reparatur 
im Bestimmungshafen erwachsen wären, so kann der Reeder die Differenz 
nicht in Havariegrosse ersetzt verlangen, weil zur Hohe dieser Differenz 
der Schiffer sich einer Verletzung der ihm aus dem Frachtvertrage ob- 
liegenden Pflichten schuldig gemacht hat 81 R 72. OLG. 

Substituted expenses. Diese Erörterungen fuhren zu dem Be- 
griff der sogenannten Substituted expenses oder Ersatzkosten. Darunter 
werden Kosten verstanden, welche der Schiffer der Ersparnis halber 
aufgewandt hat, um Havariegrosseausgaben zu vermeiden, welche er 
zu machen berechtigt gewesen wäre. Wenn z. B. zwecks Reparatur 
des Schiffes im Nothafen die Ladung gelöscht werden muß, so kann 
dem Schiffer kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn er die Ladung 
löscht und nach der Reparatur wieder einnimmt, auch wenn dadurch 
im Verhältnis zum Werte der Ladung ungewöhnlich hohe Lagerkosten 
entstehen sollten. Denn seine Verpflichtung geht zunächst dahin, den 
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Transport auszufuhren. Diese Lagerkosten wären dann auch in Hava^ 
rieg^osse zu ersetzen gewesen. Nun können die Umstände so liegen, 
daß, wenn der Schiffer, statt die Ware zu lagern, dieselbe verkauft und 
Waren derselben Art und Güte nach Fertigstellung der Reparatur wie- 
der einkauft, die Differenz zwischen dem Verkaufs- und Einkaufspreis 
geringer ist als die bei einer Lagerung entstandenen Kosten. Diese 
Differenz ist ein Ersatzaufv^and, welcher an die Stelle von Havarie- 
grosseausgaben getreten und daher ebenso wie diese zu behandeln ist. 
Ein anderes Beispiel von Substituted expenses bietet der Fall, dafi der 
Schiffer, anstatt das Schiff notdürftig reparieren zu lassen, dasselbe nach 
dem Bestimmungshafen schleppen läfit, oder der Fall, daß der Schiffer, 
anstatt die Ware aufzulagern und nach beendigter Reparatur wieder ein- 
zunehmen, dieselbe mit einem anderen Schiffe nach dem Bestimmungs- 
hafen befordert Der in 76 H. 60 sub i c HG. entschiedene Fall gibt 
das Beispiel eines Ersatzopfers, in dem dort die aufzuwendenden Lage- 
rungskosten den Wert der bereits beschädigten Ware am Bestimmungs- 
orte überstiegen hätten, der Schiffer es daher vorzog, anstatt die Ware 
zu lagern, dieselbe über Bord zu werfen. Die dergestalt an die Stelle 
von Havariegrosseausgaben getretenen Schäden und Kosten sind jedoch 
nur in Havariegrosse zu vergüten, soweit durch dieselben eine Ersparnis 
bewirkt — jedenfalls sind dieselben nicht zu vergüten, soweit durch sie 
eine Verteuerung herbeigeführt worden ist Daß man dabei nicht eine 
Berechnung auf Heller und Pfennig anstellen darf, versteht sich von 
selbst Ergibt sich, daß die vom Schiffer (ergriffene Ersatzmaßregel 
im allgemeinen eine angemessene war, so sind die hierdurch entstan- 
denen Kosten und Schäden zu vergüten, auch wenn die durch sie er- 
setzten Havariegrosseausgaben um ein weniges geringer gewesen wären. 
Reise- und Telegrammspesen. In dem bereits zitierten vom 
OLG. in 81 H. 72 entschiedenen Falle hatte der Kapitän telegraphisch 
seinen Reeder um Instruktion gebeten. Dpr Reeder schickte daraufhin 
einen Bevollmächtigten an Ort und Stelle, um die daselbst entstandenen 
Schwierigkeiten und Differenzen auszugleichen. Weder die Telegramm- 
spesen noch die Reisekosten des Bevollmächtigten wurden vom Ge- 
richte als Havariegro^eausgaben zugelassen, weil die Umstände des 
Falles nicht so kompliziert lagen, als daß man nicht vom Kapitän hätte 
erwarten können, daß er die erforderlichen Maßregeln (es handelte sich 
um eine Notreparatur) von sich allein aus traf, deren Durchfuhrung 
ohnehin innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen Befugnisse lag. Hätte 
der Kapitän vorher die Ladungsinteressenten zu Rate gezogen und hätten 
diese ihre Einwilligung zu der Entsendung eines Spezialbevollmächtigten 
des Reeders gegeben, so wären diese Kosten allerdings auch von der 
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Ladung zu tragen gewesen — nicht aber als Havariegrosseausgaben, 
sondern auf Gmind der von den Ladungsinteressenten erteilten Zu- 
stimmung. 

Schlepplohn. Muß das Schiff einen Schlepper annehmen, um 
zu seinem Bestinmiungshafen zu gelangen, so ist der Schlepplohn durch- 
aus nicht immer als Havariegrosseausgabe zu betrachten. Vielmehr 
wird der Schiffer in vielen Fällen aus dem Frachtvertrage verpflichtet 
sein, sich der Hilfe eines Schleppers zu bedienen. Kann das Schiff 
nicht mit eigener Kraft in den Hafen gelangen, weil der Zugang zu 
demselben durch Eis versperrt ist, so muß der Schiffer, falls dies nicht 
mit zu großer Gefahr für Schiff und Ladung verknüpft ist, sich auf 
eigene Kosten in den Hafen schleppen lassen. Dasselbe ist der Fall, 
wenn das Schiff eingefroren ist und nur mit Hilfe von Eisbrechern und 
Schleppern frei werden und an seinen Bestimmungsort bugsiert wer- 
den kann, oo H. 76 LG. Solche Kosten sind auch dann nicht in 
Havariegrosse zu vergüten, wenn gleichzeitig die Lage des Schiffes eine 
gefahrdete war und daher die Inanspruchnahme des Schleppers auch 
dazu diente, Schiff und Ladung aus ihrer gefahrlichen Lage zu befrden. 
82 H. 32 RG. Denn der Schlepper bleibt immer ein Gehilfe des 
Schiffers in der Ausfuhrung des Frachtvertrages, indem er dem Schiffe 
behilflich ist an den Bestimmungsort zu gelangen, was es mit eigener 
Kraft nicht hatte tun können. Ob daneben das Schiff aus einer ge- 
fahrlichen Lage befreit wurde, ist gleichgültig; ebenso gleichgültig ist, 
ob in einem betreffenden Falle der Schlepplohn als ein besonders hoher 
bezeichnet werden muß. 80 H. 92 OLG. Anders aber li^ der Fall, 
wenn der Schlepper nicht zwecks Ausführung des Frachtvertrages zur 
Fortsetzung und Beendigung der Reise engagiert worden ist, sondern 
seine Hilfe lediglich zur Errettung aus gemeinsamer Gefahr hat in An- 
spruch genommen werden sollen — wenn z. B. ein gestrandetes oder 
vom Eise bedrohtes Schiff in einen Nothafen geschleppt wird. 88 H. 8 
und 84 (OLG. m und RG.). 

Eine Maßregel, welche unter gewöhnlichen Umständen als zur Aus- 
fuhrung des Frachtvertrages gehörend bezeichnet werden muß, kann 
dadurch zu einer außergewöhnlichen werden und daher zu einer Havarie- 
grosseverteilung führen, daß sie zu einer bestimmten Zeit hat voi^e- 
nommen werden müssen. Wenn z. B. der Schiffer, um Schiff und 
Ladung aus einer gemeinsamen gegenwärtigen Gefahr zu erretten, eine 
Maßregel sofort ergreifen muß, welche er ohnehin später hätte ergreifen 
müssen, auch wenn eine Gefahr nicht bestanden haben würde, so kann 
es vorkommen, daß die sofortige Ergreifung der Maßregel mit höheren 
Kosten verknüpft ist, als wenn dieselbe erst später im ordentlichen 



Digitized by 



Google 



Große Haverei Allgemeine Grundsätze. §§ iia — 113. jgg 

Verlaufe der Dinge ergriffen worden wäre. In einem solchen Falle ist 
der Mehraufwand an Kosten in Havariegrosse zu ersetzen. 82 H. 32 RG. 

Prangen. Dieselbe Unterscheidung macht sich geltend beim 
Prangen oder beim Forcieren der Maschine, d. h. wenn übermäßig viel 
Segel gesetzt werden oder die Maschine übermäßig angestrengt wird. 
Wenn z. B. die Maschine forciert wird, um das festsitzende Schiff wieder 
flott zu machen, bei diesen Versuchen die Schraubenflügel sich aber 
nur in tiefem Wasser zu drehen haben, oder wenn geprangt wird, ledig- 
lich um dem Einfluß der Strömung sich zu entziehen, welche das Schiff 
gegen Felsen oder Sandbänke zu treiben droht, oder um auf der Flucht 
vor Feinden oder Seeräubern so schnell wie nur irgend möglich vor- 
wärts zu konmien, so sind das keine Maßregeln außergewöhnlicher 
Natur, welche eine Verteilung der durch das Prangen oder Forcieren 
entstandenen Schäden in Havariegrosse rechtfertigen würden. Anders 
aber läge die Sache, wenn geprangt wird, z. B. um das festsitzende 
Schiff loszubekonmien, oder wenn bei solchen Versuchen die Maschine 
g^en Sand und Felsen und nicht nur in tiefem Wasser zu arbeiten 
hätte: dies sind außergewöhnliche Maßregeln, welche beim Vorhanden- 
sein auch der anderen Voraussetzungen eines Havariegrossefalles zu 
einer Havariegrosseverteilung der dabei entstandenen Schäden fuhren 
würden. 85 H. 72 sub i b RG. 

Ein anderer Fall ist folgender. Während des deutsch-französischen 
Krieges waren sämtliche Seezeichen auf der Elbe entfernt worden. Ein 
nach Hamburg bestimmtes Schiff erhielt hiervon bei seiner Ankunft in 
Cuxhaven Kenntnis und fuhr infolgedessen nach Helgoland, um dort 
einen Lotsen und einen Schlepper anzunehmen, da eine Weiterfahrt 
ohne diese Hilfsmittel das Schiff der unmittelbaren Gefahr des Strandens 
ausgesetzt haben würde. Wenn auch Lotsen- und Schlepplohn in der 
Regel zu denjenigen Kosten der Schiffahrt gehören, welche dem Reeder 
in der Fracht entgolten und daher vom Reeder allein zu tragen sind, 
so erkannte doch im vorliegenden Falle das HG. I A in 71 H. 146, daß 
die konkreten Umstände so außergewöhnlicher Natur waren, daß der 
Lotsen- und Schlepplohn nicht mehr zu den nach §§621 HGB. vom 
Reeder zu tragenden gewöhnlichen und ungewöhnlichen Kosten der 
Schif&hrt gerechnet werden konnten, sondern in Havari^rosse zu ver- 
teilen waren. Vgl oben §§ jS und 109. 

§ 113. 7. Settnng. — Es muß sowohl das Schiff als auch 
die Ladung, und zwar jeder dieser Gegenstände entweder ganz oder 
teilweise wirklich gerettet worden sein. 

Wird dnem gestrandeten Schiffe Hilfe in Seenot geleistet, gelingt 
es aber nur, die Ladung in Sicherheit zu bringen, während alle Ver- 
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suche, das Schiff wieder flott zu machen, erfolglos bleiben, so ist der 
zu zahlende Hilfslohn nicht in Havari^josse zu verteilen, weil nur die 
Ladung gerettet worden ist 03 R 102 OLG. IV. 

Es ist aber nicht erforderlich, daß die Rettung gerade durch die- 
jenigen Mafiregeln herbeigeführt worden ist, welche der Schiffer zu 
diesem Zwecke ergriffen hat Wenn z. B. die Bemühungen des Schiffers» 
das festgeratene Schiff durch Forcieren der Maschine wieder frei zu be- 
kommen, erfolglos bleiben, das Schiff wird aber nachher durch die 
Strömung oder die Flut von selbst wieder frei, so sind die durch das 
Forcieren der Maschine zugefugten Schäden in Havariegrosse zu ver- 
güten, vorausgesetzt, dafi auch die anderen Erfordernisse eines Havarie- 
grossefalles vorhanden sind (gemeinsame, g^enwärtige GreCsüir z. K). 
05 H. 32 OLG. L 

Schiff und Ladung müssen nur die Havariegrossegefahr überstanden 
haben. Es ist daher auch nicht erforderlich, dafi Schiff und Ladung 
den Bestimmungshafen erreichen. Wenn Schiff oder Ladung, nachdem 
sie der Havariegrossegefahr entronnen sind, bei einem späteren Unfälle 
gänzlich verloren gehen, so ändert das im Prin^p nichts an einer 
Havariegrosseverteilung früher zugefugter Schäden und verauslagter 
Kosten. Nachfolgende Beschädigungen und Verluste können natürlich 
erheblich die zu zahlende Vergütung resp. den Wert der beitrags- 
pflichtigen G^enstände beeinträchtigen. Darüber s. unten § 127. 

Dagegen findet dne Havariegrosseverteilung nicht statt, wenn zur 
Rettung aus einer gegenwärtigen Gefahr der Schiffer die ganze Ladung 
über Bord wirft. In einem solchen Fälle würde das Schiff zu dem 
Verluste, welchen die Ladung erleidet, auch aus dem Gesichtspunkte 
nichts beizutragen haben, weil der Schiffer die Mafiregel nicht zur 
Rettung von Schiff und Ladung, sondern nur zur Rettung des Schiffes 
ergriffen hat Gleicherweise würde die Ladung nicht zu dem Veriuste 
beizutn^en haben, den der Reeder dadurch erlitten hat, dafi die zur 
Rettung von Schiff und Ladung herbeigeführte vorsätzliche Strandung 
seines Schiffes zum Verluste seines Schiffes und nur zur Rettung der 
Ladung geführt hat Das Verlangen des geschädigten Reeders oder 
Ladungsinteressenten, in solchen Fällen vom anderen geretteten Teile 
Ersatz zu erhalten, kann unter Umständen auf Grund § 904 BGB. ge- 
rechtfertigt sein. § 904 lautet: 

Der Eigentümer einer Sache ist nicht berechtigt, die Einvnricung 
eines anderen auf die Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung 
zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und der 
drohende Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigen- 
tümer entstehenden Schaden unverhältnismäßig g^roß ist Der 
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Eigentümer kann Ersatz des ihm entstehenden Schadens ver- 
langen. 

Totalverlust des Schiffes liegt nicht vor, wenn dasselbe in der 
Havariegrossegeüahr so beschädigt worden ist, daß es im nächsten Not- 
hafen als reparaturunfähig verkauft wird; in einem solchen Falle ist der 
Verkaufeerlos aus der Havariegrossegefahr gerettet worden. Damit man 
sagen kann: Schiff oder Ladung sei nicht gerettet, muß eine vollständige 
Wertzerstörung stattgefunden haben. 

8. Kosten. — Kosten, welche vom Schiffer oder auf dessen Geheiß 
aufjgewendet werden, um Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen 
Ge&hr zu erretten, ^d, ebenso wie die zu demselben Zwecke zu- 
gefugten Schäden, große HavereL 

9. Mittelbare Schkden und Kosten. — Nicht nur diejenigen 
Schäden sind in Havariegrosse zu vergüten, welche zur Errettung aus 
der gemeinsamen Gefahr zugefügt werden; ebenso auch nicht nur die 
zu diesem Zwecke aufgewendeten Kosten. Nach deutschem Rechte sind 
auch diejenigen Schäden und Kosten in Havariegrosse zu verteilen, 
welche sich als dne Folge derjenigen Maßregeln darstellen, welche zur 
Errettung aus der Gefahr ergriffen worden sind. Dies ist wohl der 
wichtigste Punkt, in welchem die verschiedenen Havariegrosserechte von- 
einander abweichen, indem sich die einen mehr dem sogenannten 
common safety-, die anderen mehr dem sogenannten common benefit- 
principle zuneigen. 

Common safety principle. Das Common safety principle oder 
das Rettungsprinzip stellt die Tatsache der Errettung aus einer Gefahr 
in den Vordergrund. Nur was zu diesem Zwecke getan worden ist, 
ist große Haverei. Ist die Gefahr überstanden, so müssen alle etwa 
noch erwachsenden Schäden und Kosten von Schiff oder Ladung alldn 
getragen werden, da sie nicht mehr dazu dienen, Schiff und Ladung 
aus der Gefahr zu erretten. Muß z. B. ein havariertes Schiff wegen 
stürmischen Wetters einen Nothafen anlaufen, so ist die Gefahr vorbei, 
sobald das Schiff den sicheren Hafen erreicht hat Nach dem Rettungs- 
prin^p sind daher nur diejenigen Kosten in Havariegrosse zu verteüen, 
welche Ims zu diesem Augenblicke erwachsen sind: also nur die Kosten 
des Einlaufens in den Nothafen, nicht dagegen die Aufenthaltskosten 
oder die Kosten des Wiederauslaufens. Dies ist z. B. ei^lisches Recht 

Common benefit principle. Das common benefit principle 
oder das Gemeinschaftsprinzip stellt die Tatsache in den Vordergrund, 
daß Aufwendungen in gemeinsamem Interesse gemacht werden. Nach 
diesem Prinzip sind alle Opfer und Ausgaben in Havariegrosse zu er- 
setzen, welche notwendig sind, um die Folgen eines Unfalles wieder 
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aufzuheben, welcher der Ausführung der gemeinsamen Aventiure hin- 
dernd in den W^ getreten war. Läuft z. B. ein leck gewordenes SchifT 
Gefahr unterzugehen, so ist zur Fortsetzung der Reise notwendig, daß 
es einen Nothafen aufsucht, dortselbst repariert wird und den Nothafen 
wieder verlaßt Die Kosten des Ein- und Auslaufens und des Aufoit- 
haltes in dem Nothafen, sowie die Kosten der Reparatur müssen auf- 
gewendet werden, um das Schiff in denjenigen Zustand zu versetzen, den 
es vor dem Eintreten der Schiff und Ladung bedrohenden Ge&hr ge- 
habt hatte. Alle diese durch eine gemeinsame Gefahr verursachten 
Kosten sind, da sie zur Fortsetzung der Reise notwendig sind, in ge- 
meinsamem Interesse von Schiff und Ladung angewendet und müssen 
nach dem Gemeinschaftsprinzip in Havariegrosse verteilt werden. 

Das deutsche Recht Das deutsche Recht hält sich in der Mitte. 
Nicht alle Kosten und Schäden, welche aus einer gemeinsamen GeCüir 
entstehen, sondern nur diejenigen Kosten und Schäden werden in 
Havariegrosse vergütet, welche durch Maßregeln verursacht worden sind, 
die der Schiffer zur Abwendung jener Gefahr getroffen hat In dem 
bereits zitierten Falle, wo dn leck gewordenes Schiff einen Nothafen 
aufsuchen muß, werden daher die Reparaturkosten nicht in Havarie- 
grosse vergütet; denn die Reparatur war nicht die Folge der in dem 
Aufsuchen des Nothafens bestehenden Havariegrossehandlung des Schiffers, 
sondern eines vorher erlittenen Seeunfalles. Dag^en ist das Verbleiben 
im Nothafen bis zur Vollendung der Reparatur und des Verlassens des 
Nothafens eine notwendige Folge des Einlaufens in denselben. Die da- 
durch entstehenden Kosten müssen daher in Havariegrosse ersetzt 
werden; denn sie ^d durch den freiwilligen Entschluß des Schiffers 
verursacht worden, zur Errettung aus der gemeinsamen Gefahr einen 
Nothafen aufzusuchen. Kann das Schiff nicht ohne vorherige Ent- 
löschung der Ladung repariert werden, so bedingt das Einlaufen in den 
Nothafen auch die Löschung und Wiedereinnahme der Ladung; die 
hieraus entstehenden Kosten sind daher auch in Havariegrosse zu ver- 
güten. Dagegen wäre ein Schaden, welchen die Ladung während der 
Lagerung, z. B. durch Niederbrennen der Lagerhäuser erleidet, nicht 
eine notwendige Folge der Entlöschung: solcher Schaden ist daher als 
Partikularhavarie von der Ladung allein zu tragen. Vgl. unten § 118 
Nr. 4. 

Ein Schiff nüt einer Ladung Naphtha an Bord begann im Be- 
stinmiungshafen Nordenham zu entlöschen. Die Weser war voll Eis 
und, weil das Schiff bald in Gefahr geriet, durch das treibende Eis 
zerschnitten zu werden und in Nordenham kein Schutz gegen diese 
Gefahr zu finden war, entschloß sich der Schiffer, nach Bremerhaven zu 
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fahren und dort die Entlöschung zu beendigen. Das Schiff erreichte 
Bremerhaven mit Hilfe eines Schleppers. Die Behörden verboten jedoch 
wegen der feuergefahrlichen Ladung die Einfahrt in den Hafen. Das 
Schiff setzte demzufolge die Entlöschung vor dem Eingange des Hafens 
fort, bis es aufs neue von dem treibenden Eise arge Beschädigungen 
erlitt und in solche Ge&hr geriet, dafi die Behörden nunmehr die Ein- 
fahrt gestatteten und die Entlöschung im Hafen beendigt wurde. Der 
Schlepplohn von Nordenham nach Bremerhaven wurde ohne weiteres 
in Havariegrosse zugelassen. Dagegen verneinte bezüglich der Eis- 
beschadigung vor dem Eingange des Hafens in Bremerhaven das 
Handelsgericht die Havariegrossequalität dieses Schadens, weil er durch 
eben dieselbe Gefahr herbeigeführt worden wäre, zu deren Vermeidung 
der Schiffer nach Bremerhaven gefahren wäre. Wie das Handelsgericht 
ausführte, wäre es anders gewesen, wenn das Schiff, z. B. um einer 
Feuersgefahr zu entgehen, sich dem Treibeise ausgesetzt hätte; dann 
wäre der durch letzteres zugefügte Schaden ein freiwilliges, in Havarie- 
grosse zu ersetzendes Opfer. Im vorliegenden Falle aber habe sich der 
Schiffer gar nicht freiwillig der Gefahr des Treibeises ausgesetzt; dies 
sei ja gerade die Gefehr gewesen, der er zu entgehen suchte und 
welcher er erst mit der Einfahrt in den Hafen von Bremerhaven ent- 
gangen sei. Das Oberlandesgericht aber führte aus, daß, wenn die Eis- 
gefahr in Bremerhaven als eine neue selbständige Gefahr aufgefaßt 
werden müßte, die hier erlittenen Schäden deshalb nicht zur großen 
Haverei gehören würden, weil sie nicht in ursächlichem Zusammenhang 
mit der vom Schiffer unternommenen Schaden verursachenden Maßregel 
ständen, ein kausaler Zusammenhang aber auch für die mittelbaren 
Schäden eines vorsätzlichen Opfers erfordert werde, um sie zur großen 
Haverei zu machen; hierfür genüge es nicht, daß die zweite Gefahr bei 
Gelegenheit der Maßregel eingetreten sei, durch welche das Schiff aus 
der ersten gerettet werden sollte. 80 H. 22 HG. und OLG. 

§ 114. 10. Einfluß Ton Terschnlden. — Das HGB. bestimmt 
im § 702 Abs. I : »Die Anwendung der Vorschriften über die große 
Haverei wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß die Gefahr infolge 
des Verschuldens eines Dritten oder auch eines Beteiligten herbeigeführt 
ist" Dies versteht sich eigentlich von selbst Denn wenn z. B. Schiff 
und Ladung durch Schuld des Schiffers in Gefahr geraten sind, so 
tragen die zur Errettung aus dieser Gefahr vorsätzlich zugefugten 
Schäden und gemachten Aufwendungen ebenso alle und identisch die- 
selben Merkmale einer Havariegrossehandlung an sich, wie wenn die 
Gefahr durch höhere Gewalt entstanden ist. Die Gefahr ist dieselbe, 
ob sie auf ein Verschulden oder auf höhere Gewalt zurückzufuhren ist 
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Die Havariegrossehandlung knüpft sich aber an die Gefahr und nicht an 
die Vorgange, welche zur Ge£üir geführt haben. Derjenige, weldier durch 
sein* Verschulden die Gefahr und in deren Folge die Havariegrosse- 
schäden und -Ausgaben herbeigeführt hat, ist dafür schadensersatz- 
pfUchtig. Ist der Schadensstifter eine Person der Schiffsbesatzung, so 
ist auch der Reeder, wenn auch nur beschränkt mit SchifT und Fracht, 
für den entstandenen Schaden verantwortlich. Die Klage des Reeders 
auf Ersatz des Schadens in Havariegrosse wird daher mit dem Ein- 
wände zurückgewiesen, daß der Schaden auf ein Verschulden der 
Schiffsbesatzung zurückzuführen ist Auf ein konkurrierendes Ver- 
schulden des Beläagten, um durch ein solches eine verhältnismäflige 
Teilung der Ersatzpflicht herbeizuführen, kann sich der Reeder nidit 
berufen. RG. 62 Nr. 102. Hat sich aber der Reeder, wie er mdstens 
zu tun pflegt, von seiner Verantwortlichkeit für ein Verschulden der 
Schiffsbesatzung freigezeichnet, so können diejenigen Personen, denen 
gegenüber er sich in dieser Weise liberiert hat, den Einwand nicht er- 
heben; ein Verschulden der Besatzung tangiert den Reeder nicht: 
der Fall wird ebenso ang^ehen, als ob die Gefahr auf Zufall oder 
höherer Gewalt sich gründet Der Einwand des Verschuldens wird 
daher vom Reeder mit der Negligence- oder ähnlichen Klauseln aus 
dem Felde geschlagen. 05 H. la und 86 OLG. HI und RG. HGR 
§ 702. 

In einem früheren Urteile hatte das OLG. n (in 86 R 39 sub I) 
ausgeführt, daß, wenn die Gefahr durch ein Verschulden herbeigeführt 
wäre, zwischen denjenigen wohl eine Havariegrosseverteilung stattfinden 
könne, welche weder ein Verschulden noch die Verantwortlichkeit für 
ein Verschulden träfe; daß dies aber nicht der Fall sei, wenn z. B. die 
Gefahr durch die Schiffsbesatzung verschuldet wäre, nur das Schiff 
Havariegrossebeschädigung erlitten hätte und nunmehr der Reeder 
Ersatz in Havariegrosse verlange. In letzterem Falle läge überhaupt 
keine Havariegrosse vor. Denn in einem solchen Falle das Vorhanden- 
sein einer Havariegrosse zu behaupten und damit das Dasein eines 
Ersatzanspruches, diesen Ersatzanspruch aber wieder unwirksam werden 
zu lassen, weü ein Verschulden vorgelegen habe, liefe auf eine leere, 
vom Gesetze nicht gewollte Formalität hinaus. 

Diese Ausführungen dürften mit dem Wortlaut des oben zitierten 
Abs. I des § 702 HGB. nicht in Einklang zu bringen sein. Und daß 
in dem letztgenannten Falle die Annahme einer Havariegrosse auf eine 
leere Formalität hinausliefe, dürfte auch nicht zutreffen. Das beweist 
der in 05 H. 12 und 86 entschiedene Fall. Denn wenn man das Dasein 
einer Havariegrosse verneint, so hat der Reeder überall keinen Ersatz^ 
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anspruchf einerlei, ob er sich vom Verschulden freigezeichnet hat oder 
nicht Denn nur eine Havari^;rosse gibt Ersatz für vorsatzlich zuge- 
fugte Schaden. Auch dürfte es kaum angängig sein zu behaupten, dafi 
ein und diesdbe Tatsache Havarieg^osse für die einen und Havarie 
particuli^e für die anderen Beteiligten ist Ob eine Havariegrosse vorliegt, 
ist ganz allein nach den Tatumstanden zu beurteilen und nicht nach 
etwaigen rechtlichen, aus diesen Tatumständen sich ergebenden Be- 
ziehungen. Eine Gefahr bleibt eine GcÜhr, was auch immer ihre Ur- 
sache ist, und jedes zur Errettung aus dieser Gefahr gebrachte Opfer 
ist ein Havariegrosseopfer. Ob dann der hieran sich knüpfende Ersatz- 
anspruch durch Einwendungen unwirksam gemacht werden kann, ist fiir 
die lediglich auf Tatsachen sich stützende rechtliche Existenz des An- 
spruches ohne Bedeutung. Vgl York Antwerp Rule 1903. 

York Antwerp Rules 1890 R^;el 9 bestimmt, dafi, wenn in Er- 
mangelung eines ausreichenden Kohlenvorrates der Schiffer, um Schiff 
und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr zu retten, Ladungs- oder 
Schifisteile als Brennmaterial verbraucht, der Schaden nur dann als 
grosse Haverci vergütet wird, wenn genügender Kohlenvorrat mit auf 
die Reise genommen war. Nach deutschem Rechte ist ein Havarie- 
grosse&ll auch dann gegeben, wenn bei Antritt der Reise ein nicht 
genügender Kohlenvorrat an Bord vorhanden war. Doch steht dem in 
Havari^;rosse Ersatz fordernden Reeder der Einwand der Nachlässig- 
keit, d. h. der ungenügenden Ausrüstung des Schiffes entgegen, und 
die Ladung kann aus demselben Grunde Ersatz ihres Schadens vom 
Reeder beanspruchen. Doch wird der Reeder durch die N^ligence- 
Klausel geschützt, da eine ungenügende Mitnahme von Kohlen mit der 
Seetüchtigkeit des Schiffes, für welche der Reeder persönlich haftet, 
nichts zu tun hat Vgl hierüber oben § 23. 

§115. Einzeliie HarariegrossefUle. HGB.§706. Bedeutung 
des § 706. — Das Handelsgesetzbuch führt im § 706 einzelne Tat- 
sachen auf, welche zu einer Havariegrosseverteilung fuhren. Diese Tat- 
sachen sind nur als Beispiele für die Anwendung der einer Havariegrosse 
zugrunde Uzenden allgemeinen Prinripien aufgeführt Das bedeutet 
einmal, daß selbst die im § 706 aufgeführten Tatsachen dann nicht zu 
einer Havariegrosseverteilung Anlaß geben, wenn nicht auch die al^e- 
meinen Voraussetzungen für eine Havariegrosse vorhanden sind, wie sie 
die §§ 700, 702 und 703 HGB. vorschreiben und wie sie oben in den 
§§ HO — 114 erläutert worden sind — es sei denn, daß im § 706 selbst 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist Und zweitens: der § 706 ist 
insofern nicht erschöpfend, als nicht auch andere Tatsachen, als die 
dort aufgeführten, zu einer Havariegrosseverteilung Anlaß geben könnten. 
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falls die allgemdnen, in den §§ 700^ 702 und 703 niedergelegten Voraus- 
setzungen gegeben sind 

Die Bedeutung des § 706 liegt darin, daß er dnige zweifelhafte 
Fälle entscheiden will, Fälle, in denen man zweifeln konnte, ob dieser 
oder jener Verlust Havariegrosse oder Havarie particuli^e ist Soweit 
§ 706 solche Fälle entscheidet, ist er exklusiv, d. h. nur diejenigen 
Schäden und Kosten, welche im § 706 als zur grofien Haverei gehörig 
bezeichnet sind, können in Havariegrosse ersetzt werden — alle anderen 
aus den im § 706 angeführten Tatsachen entstehenden Schäden und 
Kosten sind dann Havarie particuli^re des Schiffes oder der Ladung. 
§ 706 Nr. 4 fuhrt z. B. den Fall des Einlaufens in den Nothafen an und 
zählt alle damit verknüpften Schäden und Ausgaben auf, welche in 
Havariegrosse zu vergüten sind; sind Schäden oder Ausgaben erwachsen, 
welche in dieser Aufisählung nicht enthalten sind, so findet in bezug auf 
diese eine Havariegrosseverteilung nicht statt Das schließt natürlicfa 
nicht aus, daß sich während des Aufenthaltes des Schiffes in dem Not- 
hafen oder auf seinem Wege dahin Tatsachen ereignen, welche un- 
abhängig von den im Gesetz angeführten sind und welche beim Vor- 
handensein der allgemeinen Voraussetzungen eines Havariegrossefalles 
zu einer selbständigen, im § 706 nicht vorgesehenen Havariegrosse- 
verteilung führen können. Vgl. unten § 118 sub d. ROHG. 8 Nr. 53, 
13 Nr. 129 83 H. 64 OLG. 

§ 706 lautet: Große Haverei liegt namentlich in den nach- 
stehenden Fällen vor, vorausgesetzt, daß zugleich die Er- 
fordernisse der §§ 700, 702, 703 insoweit vorhanden sind, als 
in den folgenden Vorschriften nichts Besonderes bestimmt ist: 

§ 116. § 706 Nr. 1 und 2. 1. Seewurf - Wenn Waren, 
Schiffsteile oder Schiffsgerätschaften über Bord geworfen, 
Masten gekappt. Taue oder Segel weggeschnitten, Anker, 
Ankertaue oder Ankerketten geschuppt oder gekappt werden. 
Sowohl diese Schäden selbst, als die durch solche Maßregeln 
an Schiff oder Ladung ferner verursachten Schäden gehören 
zur großen Haverei 

Bemerkungen: Zu den durch solche Maßregeln femer verursachten 
Schäden gehört z. B. die Beschädigung des Deckes oder der Reeling 
beim Überbordfallen des gekappten Mastes oder der Schaden, welcher 
dadurch entsteht, daß währepd des Werfens der Ladung Wasser durch 
die zu diesem Zwecke geöffneten Luken dringt und die übrige Ladung 
beschädigt Ebenso York Antwerp Rules 1890 Regel 2. 

8. Lelchtemng. — Wenn zur Erleichterung des Schiffes 
die Ladung ganz oder teilweise in Leichterfahrzeuge über- 
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geladen wird Es gehört zur grofien Haverei sowohl der 
Leichterlohn als der Schaden, der bei dem Überladen in das 
Leichterfahrzeug oder bei dem Rückladen in das Schiff der 
Ladung oder dem Schiffe zugefügt wird, sowie der Schaden, 
den die Ladung auf dem Leichterfahrzeuge erleidet. Muß die 
Erleichterung im regelmäßigen Verlaufe der Reise erfolgen, 
so liegt große Haverei nicht vor. 

Bemerkungen: Wenn ein Schiff lediglich seines Tiefganges wegen 
leichtem muß, um den Bestinmiungshafen erreichen zu können, so stellt 
die Leichterung keine Havariegrossehandlung dar, selbst wenn der größte 
Teil der Ladung geleichtert werden muß. Wenn z. B. ein nach Ham- 
burg bestimmtes Schiff die Untiefen der Elbe nicht mit seiner vollen 
Ladung passieren kann und daher in Cuxhaven leichtert, so sind die 
Ldchterkosten vom Schiffe allein zu tragen, weil die Leichterung als im 
r^elmäßigen Verlaufe der Reise erfolgend angesehen werden muß. 
Dies trifft zu, einerlei, ob die Leichterung geschieht, weil überhaupt 
kein Schiff mit demselben Tie%ange (£e Elbe passieren kann, oder weil 
in einem g^ebenen Falle der Schiffer besonders vorsichtig sein muß, 
daß das Schiff den Boden nicht berührt, weil es in einem früheren 
Stadium der Reise Havarie erlitten und daher mehr als andere Schiffe 
sich davor hüten muß, auf (rrund zu stoßen. Nach dner Entscheidung 
des Oberlandesgerichts wäre in letzterem Falle Havariegrosse anzu- 
nehmen, falls der größere Teil der Ladung hat geleichtert werden 
müssen. 81 H. 72 a. E. Es dürfte jedoch den Ausftihrungen des Land- 
gerichts in derselben Sache zuzustimmen sein, nach welchen es einfach 
die Pflicht des Schiffers ist, soviel zu leichtern, daß die fernere Fahrt 
des Schiffes absolut ungefährlich ist, und daß, wenn auch noch soviel 
geleichtert werden muß, eine HavariegrosseverteÜung nicht stattfinden 
kann. Ldchtert der Schiffer nicht genügend, so macht er sich einer 
groben Pflichtverletzung schuldig, indem er Schiff und Ladung leicht- 
fertigerweise einer großen Gefahr aussetzt Für eine Verteilung der 
Leichterkosten in Havariegrosse fehlt es vor allem an dem Erfordernis 
der Errettung aus einer gegenwärtigen Gefahr. 

Wenn aber z. B. ein auf einer Sandbank festsitzendes Schiff ge- 
leichtert werden muß, um wieder abzukommen, oder wenn die Leichte- 
rung geschieht, weil das Schiff leck geworden ist und bd ruhiger See 
zu sinken droht (Prot S. 2644), so sind die durch cUe Leichterung ent- 
stehenden Schäden und Kosten in Gemäßheit § 706 Nr. 2 in Havarie- 
grosse zu verteilen. Ebenso York Antwerp Rules 1890 Regel 8 und 12. 

§ 117. 8. Strandung. — Große Haverei liegt vor, wenn 
das Schiff absichtlich auf den Strand gesetzt wird, jedoch 
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nur, wenn es zum Zwecke der Abwendung des Unterganges 
oder der Nehmung geschieht Sowohl die durch die Stran- 
dung einschließlich der Abbringung entstehenden Schäden 
als auch die Kosten der Abbringung gehören zur großen 
Haverei. Wird das behufs der Abwendung des Unterganges 
auf den Strand gesetzte Schiff nicht abgebracht oder nach der 
Abbringung reparaturunfähig befunden, so findet eine Haverei- 
verteilung nicht statt 

Strandet das Schiff, ohne daö die Strandung tur Rettung 
von Schiff und Ladung vorsätzlich herbeigeführt ist, so ge- 
hören zwar nicht die durch die Strandung veranlagten Schä- 
den, wohl aber die auf die Abbringung verwendeten Kosten 
und die zu diesem Zwecke dem Schiffe oder der Ladung ab- 
sichtlich zugefügten Schäden zur großen Haverei. 

Bemerkungen vgl. oben § iii Nr. 3 und York Antwerp Rules 
1890 Regel 5. 

Das Gesetz bestimmt ausdrücklich, daß im Falle einer freiwilligen 
Strandung infolge von Seege&hr das Schiff schon dann als total ver- 
loren betrachtet werden soll, wenn es nach seiner Abbringung w^en 
Reparaturunfahigkeit kondenmiett wird. Das Schiff gilt in einem solchen 
Falle als nicht gerettet; eine Havariegrosseverteilung findet daher nicht 
statt Dies ist eine positive Ausnahme von dem allgemeinen Grund- 
satze, daß nur dann Schiff oder Ladung als nicht ^rettet angesehen 
werden können, wenn eine völlige Wertzerstörung stattgefunden hat 
Vgl oben § 113 Nr. 7 a. E. 

Trennung von Schiff und Ladung. Es ist berdt3 darauf hin- 
gewiesen worden (oben §110 Nr. 1), daß, wenn nach Ableichterung 
des Schiffes die Ladung in einem anderen Schiffe oder auf anderem 
Wege nach dem Bestimmungshafen befördert wird, grundsätzlich alle 
nach der Trennung entstehenden Schäden und Kosten nicht zu einer 
Havariegrosseverteilung fuhren, weil eine solche voraussetzt, daß Schiff 
und Ladung noch Glieder einer Gemeinschaft sind, diese Gemeinschaft 
aber mit der endgültigen Trennung von Schiff iind Ladung angehört 
hat zu existieren. Daß in einem Falle vorsätzlicher Strandung die auf 
die Abbringung des Schiffes verwendeten Kosten und die dabd dem 
Schiffe zugefugten Schäden in Havariegrosse vergütet werden, hat seinen 
Grrund darin, daß diese Schäden und Kosten noch einen Teil des ab- 
sichtlich zugefugten Strandungsschadens bilden. Dies trifft jedoch für 
den Fall einer unabsichtlichen Strandung nicht zu. Strandet dn Schiff 
infolge von Seegefahr, wird dasselbe dann geleichtert und die ladung 
mit anderer Gelegenheit nach dem Bestimmungshafen befördert, so hört 
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mit der Trennung von Schiff und Ladung die Havari^rrossegemeinschaft 
auf. Ob die durch die Weiterbeförderung der Ladung und die Ab- 
bringung des Schifies verursachten Kosten als Ersatzkosten (substituted 
expenses, s. oben § 1 12 Nr. 6) in Havariegrosse vergrütet werden können, 
hangt von den Umständen des einzehien Falles ab. War der Schifier 
nach Maßgabe der ihm aus dem Frachtvertrage obliegenden Verpflich- 
tungen berechtigt, die Ladung solange in den Leichtem zu belassen, bis 
sein Schifi* wieder abgebracht worden war, die Ladung dann wieder 
einzunehmen und selbst nach dem Bestimmungshafen zu befördern^ so 
konnte der Schifier an Stelle dieser in Havariegrosse zu bringenden 
Mafiregeln auch den Weg einschlagen, sk:h sofort von der Ladung zu 
trennen und diese anderweitig zu befördern. Erwies sich diese letztere 
Mafiregel als die kostspieligere, so würde dieser Umstand nur Einflufi 
auf den Umfang der Vergütung haben, nicht aber darauf, ob die Er- 
satzkosten überhaupt in Havariegrosse zu vergüten sind. Lagen die 
Umstände des Falles aber so, dafi der Schifier berechtigt war, den 
Frachtvertrag als aufgelöst zu betrachten, konnte man sagen, dafi das 
Schifi" durch die Strandung verunglückt war oder der weitere Transport 
der Ladung in demselben deshalb unmöglich wurde, weil ein längeres 
Verweilen der Ladung in den Leichtem bis zur vollendeten Abbringung 
des Schifies mit unmittelbarer Gefahr für die Ladung verknüpft war, 
und hatte dibshalb der Schifier die Ladung sofort mit anderer Gel^en- 
heit weiterbefördert, so endete die Gemeinschaft mit der Trennung von 
Schifi* und Ladung. Die Abbringungskosten sind solchenfalls Havarie 
particuli^e des Schifies und die Ladung hat die Kosten ihrer Leich- 
temng und Weiterbefördemng zu tragen. Endlich kann der Fall so 
li^en, daß der Schifier kraft des Frachtvertrages verpflichtet ist, die 
Ladung so schnell als möglich an den Bestimmungsort zu befördern, 
dafi er z. B., wenn sein Schifi* nahe am Endziel strandet und die Ladung 
ohne Mühe und Ge£sihr sofort mittels Leichter weiterbefördert werden 
kann, einer vertraglichen Verpflichtung zuwiderhandelt, wenn er nicht 
diesen Weg einschlägt. Eine Havariegrosseverteilung findet in diesem 
Falle natürlich nicht statt 

§ 118. § 706. 4. Nothafen. — Grofie Haverei liegt vor, 
wenn das Schiff zur Vermeidung einer dem Schiff und der 
Ladung im Falle der Fortsetzung der Reise drohenden ge- 
meinsamen Gefahr in einen Nothafen einläuft, insbesondere 
wenn das Einlaufen zur notwendigen Ausbesserung eines 
Schadens erfolgt, den das Schiff während der Reise erlitten 
hat. Es gehören in diesem Falle zur grofien Haverei die 
Kosten des Einlaufens und des Auslaufens, die das Schiff 

Sieveking, Seerecht. I4 
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selbst treffenden Aufenthaltskosten, die der Schiffsbesatzung 
während des Aufenthaltes gebührende Heuer und Kost, die 
Auslagen für die Unterbringung der Schiffsbesatzung am 
Lande, solange die Besatzung nicht an Bord verbleiben kann, 
ferner, falls die Ladung wegen des Grundes, welcher das 
Einlaufen in den Nothafen herbeigeführt hat» geloscht werden 
muß, die Kosten des Verbringens von Bord und an Bord, so- 
wie die Kosten der Aufbewahrung der Ladung am Lande bis 
zu dem Zeitpunkte, in welchem sie wieder an Bord gebracht 
werden kann. 

Die sämtlichen Aufenthaltskosten kommen nur für die 
Zeit der Fortdauer des Grundes in Rechnung, der das Ein- 
laufen in den Nothafen herbeigeführt hat. Liegt der Grund 
in einer notwendigen Ausbesserung des Schiffes, so kommen 
außerdem die Aufenthaltskosten nur bis zu dem Zeitpunkt in 
Rechnung, in welchem die Ausbesserung hätte vollendet sein 
können. Die Kosten der Ausbesserung des Schiffes gehören 
nur insoweit zur großen Haverei, als der auszubessernde 
Schaden selbst große Haverei ist. 

Bemerkungen: Diese Bestimmung hat nach verschiedenen Rich- 
tungen hin zu Streitigkeiten Anlaß gegeben. 

a) Bestimmungshafen als Nothafen. Ein Schiff war an seinem 
Bestimmungshafen angelangt und hatte den ihm von den Ladungs- 
interessenten angewiesenen Löschplatz eingenommen. Durch eine Schiff 
und Ladung bedrohende Gefahr wurde der Schiffer gezwungen, den 
Löschplatz zu verlassen und eine andere Stelle des Hafens aufzusuchen. 
Es wurde behauptet, daß auch der Bestimmungshafen ein Nothafen im 
Sinne des § 706 Nr. 4 sein könne, daß daher diese Bestimmung auf 
den vorliegenden Fall Anwendung fände. Das vom Oberlandesgericht 
bestätigte Erkenntnis des Handelsgerichts sprach sich jedoch dahin aus, 
daß die Umstände des konkreten FaUes allerdings zu einer Havarie- 
grosseverteilung der durch die Veränderung des Loschplatzes ver- 
ursachten Schäden und Kosten fuhren könnten, falls die allgemeinen 
Voraussetzungen für eine Havariegrosse, wie sie die §§ 700, 702 und 
703 HGB. vorschrieben, vorhanden seien; daß aber § 706 Nr. 4 nicht 
anwendbar sei, da diese Bestimmung sich nur auf Fälle beziehe, wo das 
Schiff einen Nothafen anlaufe, um eine im Falle der Fortsetzung der 
Reise drohende Gefahr zu vermeiden, von einer Fortsetzung der Reise 
aber nicht die Rede sein könne, wenn das Schiff seinen Bestimmungs- 
hafen erreicht habe. 80 H. 22 HG. 

b) Abladehafen als Nothafen. Ein Schiff hatte seine Ladung 
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im Abladehafen Pabellon de Pica teilweise eingenommen , als es durch 
ein Erdbeben schwer beschädigt wurde und durch einen Schlepper auf 
die oifene Reede von Pabellon de Pica in Sicherheit gebracht werden 
mußte. Dort wurde es notdürftig von der eigenen Mannschaft repa- 
riert und fuhr, da in Pabellon de Pica ausreichende Reparaturen nicht 
vorgenommen werden konnten, nach Callao. Nachdem es dort aus- 
reichend repariert worden war, kehrte es nach seinem Abladehafen zu- 
rück und nahm den Rest seiner Ladung ein. Heuer und Kost der 
Mannschaft wurden bereits von dem Zeitpunkte an, in welchem das 
SchiflF den sicheren Ankerplatz auf der Reede von Pabellon de Pica er- 
reichte, bis zu dem Tage in Havariegrosse vergütet, an welchem das 
Schiff Pabellon de Pica wieder erreichte, um dort die Beladung zu voll- 
enden. Das Gericht erachtete bereits den Aufenthalt auf der offenen 
Reede von Pabellon de Pica als einen Aufenthalt in einem Nothafen 
im Sinne des § 706 Nr. 4; nicht etwa bedeute erst das Auslaufen nach 
Callao das Au&uchen eines Nothafens; das Aufsuchen von Callao habe 
nur die Bedeutung gehabt, daß die Ausfuhrung der im Nothafen nicht 
zu beschaffenden notwendigen Reparaturen nach einem geeigneteren 
Orte verlegt wurde; der Abgangshafen sei aber deshalb ein Nothafen 
im Sinne des § 706 Nr. 4, weil bereits dort die Notwendigkeit einer 
Reparatur bestanden habe und, um diese notdürftig ausführen zu können, 
das Schiff nach einem anderen Platze im Abgangshafen, nämlich auf die 
offene Reede desselben, habe gebracht werden müssen. 81 H. 72 LG. 
c) Kosten bis zum Nothafen. Es ist ferner versucht worden, auf 
Grrund § 706 Nr. 4 diejenigen Kosten in Havari^rosse zu bringen, 
wdche das Schiff au%ewandt hatte um von dem auf seiner Reiseroute 
liegenden Punkte nach dem Nothafen und wieder vom Nothafen zurück 
an diesen Punkt zu gelangen (Deviationskosten). Dieser Versuch ist 
jedoch wiederholt von den Gerichten zurückgewiesen worden, da § 706 
Nr. 4 diese Kosten nicht erwähnt, die in diesem Paragraphen enthaltene 
Aufzahlung aber für die dort behandelten F^älle erschöpfend sein soll. 
Vgl. oben § 115. ROHG. 13 Nr. 129 a. E., 83 H. 64 OLG. Wenn 
nun auch die Kosten des Aufsuchens eines Nothafens nicht auf Grund 
§ 706 Nr. 4 in Havariegrosse gebracht werden können, so schließt 
dieses doch nicht aus, daß solche Kosten einen selbständigen von dem 
im § 706 Nr. 4 behandelten Falle unabhängigen Havariegrossefall dar- 
stellen und daher auf Grund der allgemeinen in den §§ 700, 702 und 
703 enthaltenen Voraussetzungen zu einer Havari^rosseverteilung führen 
können. Ein nach Hamburg bestimmtes Schiff kam vor Cuxhaven an, 
konnte aber, des schweren Eises wegen, weder die Elbe hinauf nach 
Hamburg noch auch in den Hafen von Cuxhaven einlaufen. Das Schiff 
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wurde vom Eise schwer bedrängt und beschädigt und der Schiffer 
mußte, da Schiff und Ladung in unmittelbare Ge&hr gerieten und der 
beschädigte Zustand sdnes Schiffes es nicht zuließ, ohne fremde Hilfe 
nach Bremerhaven als dem nächsten Nothafen zu fahren, zu diesem 
Zwecke einen Schlepper engagieren. Sowohl das OLG. HI als auch 
das Reichsgericht erkannten ausdrücklich an, daß an und für ach 
die Fahrt zum Nothafen nicht in Havariegrosse vei^tet wird, daß 
die Annahme des Schleppers im vorliegenden Falle aber eine vom Auf- 
suchen des Nothafens unabhängige selbständige Havariegrossehandlung^ 
darstellte, der Schlepplohn bis Bremerhaven daher in Havariegrosse zu 
verteilen war. Dagegen wurden aus den vorerwähnten Grründen Heuer 
und Kost der Mannschaft von Cuxhaven nach Bremerhaven sowie die 
Kosten der Rückreise von Bremerhaven nach Cuxhaven als einfache 
Deviationskosten nicht in Havariegrosse vergütet 88 H. 8 und 84 
OLG. ni und RG. 

d) Unfälle auf der Fahrt zum Nothafen. Ein nach Hamburg 
bestimmtes Schiff" kam schwer mit Gtiano beladen auf der Reede von 
Cuxhaven an. Schiff" und I-adung gerieten durch Treibeis in große 
Gefahr und der Schiffer beschloß, da er weder die Elbe hinauffahren 
noch auf deir offenen Reede verweilen konnte, Cuxhaven als Nothafen 
einzulaufen. Zu diesem Zwecke mußte das Schiff geleichtert werden, 
da es sonst seines Tiefganges wegen nicht in den Hafen gelangen 
konnte. Die Gefahr, vom Treibeise zerschnitten zu werden, wurde je- 
doch, bevor genügend geleichtert war, so groß, daß der Schiffer sich 
entschloß, ohne weitere Leichterung sofort in den Hafen zu fahren. Bei 
der Einfahrt stieß das Schiff auf Grrund und wurde beschäd^ Diese 
Beschädigrung wurde als ein durch den Entschluß, einen Nothafen auf- 
zusuchen, ferner verursachter Schaden aufgefaßt und daher in Havarie- 
grosse gebracht. Das Obergericht g^ng dabei von der Ansicht aus, daß 
es ganz gleichgültig sei, ob der Schiffer den Nothafen aufgesucht habe 
ohne an die Möglichkeit zu denken, daß nicht genügend geldchtert 
worden sei, oder ob er dies mit dem Bewußtsein getan habe, daß er 
dabei Gefahr lief auf den Grund zu kommen. Nach Ansicht des Ober- 
gerichts kam es hierauf nicht an, wenn sich nur die Beschädigung als 
eine direkte, wenn auch unbeabsichtigte Folge einer Handlung darstellte, 
welche vorsätzlich zur Errettung von Schiff" und Ladung aus einer ge- 
meinsamen Gefahr unternommen worden war. 70 H. 304 OG. 

Unserer Ansicht nach muß diese Unterscheidung wohl gemacht 
werden. Wußte der Schiffer, daß er beun Einlaufen in den Nothafen 
Gefahr lief auf den Grund zu kommen und damit sein Schiff* zu be- 
schädigen, und entschloß er sich trotzdem zu dieser Maßregel, so stellt 
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Steh die Beschädigung als ein freiwilliges von dem Einlaufen in den 
Nothafen unabhängiges Opfer dar und mufi als solches in Havariegrosse 
vei^tet werden. Dies Opfer steht auf derselben Stufe wie das sub c) 
angeführte Beispiel, wo der Schiffer, um zum Nothafen zu gelangen, 
einen Schlepper annahm. Hatte der Schiffer aber nicht an diese Ge- 
hhr gedacht, als er in den Nothafen einlief, so stellt sich die Beschä- 
digung nicht als ein gewolltes Opfer, sondern als ein Seeunfall dar. 
Dieser Unfall mag dann allerdings als eine direkte Folge einer Havarie- 
grossehandlung, nämlich des Entschlusses in den Nothafen einzulaufen, 
angesehen werden und wäre als solche nach den allgemeinen im § 700 
enthaltenen Voraussetzungen einer Havariegrosse auch als solche zu ver- 
güten. Der § 706 beabsichtigt aber eine erschöpfende Regelung der 
in demselben enthaltenen Havariegrossefalle. Als Schäden, welche im 
Fall des Aufsuchens eines Nothafens in Havariegrosse zu vergüten sind, 
zählt das Gesetz aber nicht die beim Einlaufen in den Nothafen er- 
littenen Beschäd^ngen aufl Diese sind also nur dann Havariegrosse, 
wenn sie einen selbständigen Havariegrossefall repräsentieren — in allen 
übrigen Fällen sind dieselben Havarie particuli^re des Schiffes. So hat 
denn auch das Landgericht in einem späteren Falle entschieden, daß 
der beim Einlaufen in einen Nothafen durch Aufgrundgeraten des 
Schiffes angerichtete Schaden nicht in Havariegrosse zu vergüten ist 
83 H. 121 sub 3) LG. 

e) Beschädigung beim Löschen und Laden. Aus denselben 
Gründen darf die Beschädigung, welche die Ladung beim Löschen oder 
Wiedereinnehmen im Nothafen erlitten hat, nicht unter Havariegrosse 
gebracht werden. Das Reichsoberhandelsgericht in ROHG. 8 Nr. 53 a. E. 
läfit es dahingestellt, ob nicht für Spills^e eine Ausnahme gemacht 
werden müfite. SpUlage ist der durch Verstäuben, Verwehen oder 
sonstwie unvermeidliche Quantitätsverlust beim Löschen und Laden ge- 
wisser, besonders loser Grüter, wie Korn, Mehl, Guano u. dgl. Und in 
der Tat haben zwei Entscheidungen des Landgerichtes solche Schäden 
in Havariegrosse gebracht nüt der Begründung, daß sie eine notwen- 
dige Folge des Löschens und Wiedereinladens, also einer zum gemein- 
samen Besten unternommenen Havariegrossehandlung seien und daher 
nach § 700 in Havariegrosse vergütet werden müßten. Es handelte 
äch das eine Mal um Guano und das andere Mal um Copra. 76 H. 
60 sub ib LG., 89 H. 81 LG. a. E. Das OLG. I drückt sich in 84 
H. 2 sehr vorsichtig über diesen Funkt aus und verwirft die Ansicht 
jedenfalls mit Bezug auf Leckage beim Aus- und Einladen von Fässern, 
welche nüt Liquiden gefüllt sind. Unserer Ansicht nach dürfte Spillage 
überhaupt nicht in Havarieg^osse gebracht werden, weil dies mit dem 
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Wortlaut und der Absicht des Gesetzes in Widerspruch stände. Der 
§ 706 sollte gerade für zweifelhafte Fälle klares Recht schaffen, und 
darum lassen die in demselben enthaltenen Aufzählungen keine Er- 
gänzung zu. Indem der § 706 Nr. 4 nur die Kosten bei der Ent- 
löschung und Wiedereinnahme der Ladung und nicht die hierdurch ver- 
ursachten Schäden erwähnt , statuiert er eine Ausnahme von dem 
allgemeinen Prinzip des § 700. Es dürfte nicht zulässig sein, auf Grund 
des § 700 Spillage zuzulassen, wenn die erschöpfende Aufzählung des 
§ 706 derselben nicht Erwähnung tut 

f) Taucherkosten. Ein Schiff war beschädigt in einen Nothafen 
eingelaufen, und, um ermessen zu können, ob die Reparatur des Schiffes 
eine Entlöschung der Ladung vernotwendigte oder nicht, wurde ein 
Taucher engagiert, um den Umfang des Schadens festzustellen. Die 
Taucherkosten wurden durch landgerichtliches Urteil in Havariegrosse 
vergütet, obgleich die Beschädigung selbst Partikularhavarie war, mit 
der B^^ndung, daß sie eine Aufwendung waren zum Zwecke einer im 
gemeinschaftlichen Interesse von Schiff und Ladung liegenden Ermittelung 
und daß sie durchaus im Kausalzusammenhang mit der Entschließung 
des Schiffers standen, das Schiff im Nothafen zu reparieren. 81 H. 72 
LG. Nach den obigen Ausfuhrungen dürfte diese Entscheidung nicht 
zutreffend sein. Nur wenn die Beschädigung selbst große Haverei ge- 
wesen wäre, hätte der Taucherlohn als Teil des für die Reparatur ge- 
machten Aufwandes in Havariegrosse gebracht werden können. 

g) Lagerungsschaden. Unterhalt von Passagieren. Beschä- 
digungen, welche die Ladung erleidet während sie in Leichtern oder 
auf dem Lande lagert und ihrer Wiedereinschiffung harrt, sind nicht in 
Havariegrosse zu vergüten; ebensowenig die Kosten für Unterbringung 
und Unterhalt der Passagiere während des Aufenthaltes des Schiffes im 
Nothafen. Diese Schäden und Kosten gehören deshalb nicht zur großen 
Haverei, weil die erschöpfende Aufzählung des § 706 Nr. 4 dieselben 
nicht erwähnt. ROHG. 8 Nr. 53, 76 H. 98 OG. 

h) Bewachungskosten. Kosten, welche zur Bewachung des 
Schiffes aufgewendet werden, um dasselbe vor Räubereien zu schützen, 
dürften als das Schiff selbst treffende Aufenthaltskosten in Havariegrosse 
zu vergüten sein. Vgl. 80 H. 39 sub B ad 3) LG. 

i) Verzögerter Aufenthalt. Ist die Reparatur verzögert worden 
oder — was dasselbe ist — sind größere Reparaturen gemacht worden, 
als zur Fortsetzung der Reise erforderlich waren, so sind diejenigen 
Kosten nicht mehr in Havariegrosse zu vergüten, welche nach dem 2^t- 
punkt entstanden sind, in welchem die zur Fortsetzung der Reise er- 
forderlichen Reparaturen hätten ausgeführt werden können. Solche 
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Kosten 'müssen entweder vom Schiffe oder von derjenigen Person ge- 
tragen werden, welche durch ihr Verschulden die Verlängerung des 
Aufenthakes herbeigeführt hat 8i H. 72 OLG. Ebenso sind auch 
diejenigen Kosten vom Schiffe allein und nicht von der Gemeinschaft 
zu tragen/ welche dadurch entstehen, daß der Aufenthalt des Schiffes 
im Nothafen durch eine von den Behörden getroffene spezielle Anord- 
nung oder durch widriges Wetter verlängert wird. 94 H. 90 sub II 
OLG. I. Vgl. oben § 112 Nn 5. Über die Wirkung einer Verfügung 
von hoher Hand s. unten § 120 Nr. i und 155. 

k) Aufgeben der Reise. Wird die Unternehmung im Nothafen 
aufgegeben, sei es weil die Parteien vom Vertrage zurücktreten oder 
weil derselbe z. B. durch Kondemnation des Schiffes w^en Reparatur- 
Unfähigkeit oder Reparaturun Würdigkeit aufgelost wird,^ so sind die- 
jenigen Schäden und Kosten nicht in Havariegrosse zu ersetzen, welche 
nach der Auflösung oder dem Rücktritt vom Frachtvertrage entstehen, 
s. oben § iio Nr. i. Hierbei entscheidet der Zeitpunkt des Beginnes 
der Entlöschung der Ladung. War aber die Ladung bereits gelöscht 
worden, als dais Unternehmen aufgegeben wurde, so entscheidet der 
Zeitpunkt, in welchem der Entschluß, das Unternehmen aufzugeben, ge- 
faßt wurde. S. unten §§ 128, 141, 155. 

1) Drohende Gefahr. Endlich sei darauf hingewiesen, daß § 706 
Nr. 4 eine Ausnahme von dem im § 700 niedergelegten allgemeinen 
Prinzipe insofern enthält, als nach § 700 eine Havariegrossehandlung 
begangen sdn muß zum Zwecke der Errettung aus einer Gefahr — die 
Gefahr muß also eine gegenwärtige sein (s. oben § iio Nr. 2) — , 
während § 706 Nr. 4 nur erfordert, daß der Schiffer einen Nothafen 
anläuft, um eine im Falle der Fortsetzung der Reise drohende Gefahr 
zu vermeiden. Kommt daher ein Schiff vor der Eibmündung an und 
läuft der Schiffer, ohne daß eine gegenwärtige Gefahr für Schiff und 
Ladung vorliegt, Cuxhaven als Nothafen an, weil, wenn er die Reise 
nach Hambui^ fortsetzte, Schiff und Ladung durch das treibende Eis 
in unmittelbare Gefahr geraten würden, so liegt eine Havariegrosse- 
handlung nach § 706 Nr. 4 vor, wenn auch die al^emeinen Voraus- 
setzungen einer Havariegrosse nach § 700 nicht g^eben sind. 70 H. 
304 OG., s. oben § 113 Nr. 9. 

m) York Antwerp Regeln 1890. Regel 9, 10 a — c, 11 und 
12 unterscheiden sich vom vorstehend geschilderten deutschen Rechte 
nur insoweit, als nach Regel 12 auch derjenige der Ladung zugefügte 
Schaden in Havarieg^osse ersetzt wird, welcher während der Ent- 
löschung, Auflagerung, Wiedereinladung oder Verstauung entsteht 
und eine unvermeidliche Folge dieser Manipulationen ist, vorausge- 
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setzt, daß die Kosten dieser Mäöregdn selbst als groöe Haverci ver- 
gütet werden. 

§ 119. % 706 Nr. 5—7. 5. Yerteidlgiingskosten. — Grofie 
Haverei liegt vor: 

Wenn das Schiff gegen Feinde oder Seoräuber verteidigt 
wird. Die bei der Verteidigung dem Schiffe oder der Ladung 
zugefügten Beschädigungen, der dabei verbrauchte Schieß- 
bedarf und, falls eine Person der Schiffsbesatzung bei der 
Verteidigung verwundet oder getötet wird, dieHeilungs- und 
Begräbniskosten, sowie die nach den §§553a Abs. 3 und 554 
Abs. 2 HGB. und den §§ 61 Abs. 3 und 64 Abs. 4 der Seemanns- 
Ordnung zu zahlenden Belohnungen bilden die groöe Haverei. 

Bemerkungen. Die angezogenen Paragraphen lauten: 

HGR § 553 a Abs. 3: Ist der Schiffer bei Verteidigung des Schiffes 
zu Schaden gekommen, so hat er auf eine angemessene^ erforderlichen- 
falls von dem Richter zu bestimmende Belohnung Anspruch. 

Seem.O. § 61 Abs. 3: Ist der Schiffsmann bei der Verteidigung 
des Schiffes zu Schaden gekommen, so hat er auf dne angemessene, 
im Streitfalle vom Seemannsamte vorläufig festzusetzende Belohnung 
Anspruch. 

HGB. § 554 Abs. 2: Wird der Schiffer bei Verteidigung des 
Schiffes getötet, so hat der Reeder eine angemessene Belohnung zu 
zahlen. 

Seem.O. § 64 Abs. 4: Wird der Schifismann bei Verteidigung des 
Schiffes getötet, so hat der Reeder eine angemessene, erforderlichenfalls 
von dem Richter zu bestimmende Belohnung zu entrichten. 

6. Losegeld. — Wenn im Falle der Anhaltung des Schiffes 
durch Feinde oder Seeräuber Schiff und Ladung losgekauft 
werden. Was zum Loskaufe gegeben ist, bildet nebst den 
durch den Unterhalt und die Auslösung der Geiseln ent- 
stehenden Kosten die große Haverei. 

7. Kosten. — Wenn die Beschaffung der zur Deckung der 
großen Haverei während der Reise erforderlichen Gelder 
Verluste und Kosten verursacht oder wenn durch die Aus- 
einandersetzung unter den Beteiligten Kosten entstehen. 
Diese Verluste und Kosten gehören gleichfalls zur großen 
Haverei. 

Dahin werden insbesondere gezählt der Verlust an den 
während der Reise verkauften Gütern; die Bodmereiprämie, 
wenn das erforderliche Geld durch Bodmerei aufgenommen 
wird, und, wenn dies nicht der Fall ist, die Prämie für die 
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Versicherung des aufgewendeten Geldes, die Kosten für die 
Ermittelung der Schäden und für die Aufmachung der Rech- 
nung über die große Haverei (Dispache), 

Bemerkungen. Auch wenn der Reeder selbst die zur Deckung 
von Havariegrosseausgaben nötigen Gelder vorgeschossen hat, ist zu 
seinen Gtinsten die für solche Vorschüsse übliche Kommission in Ha- 
variegrosse zu bringen. 85 H. 72 sub 2 RG. Nach diesem selben Ur- 
teile kann der Reeder auch verlangen, daß ihm die für eine Versiche- 
rung solcher Vorschüsse übliche Prämie in Havariegrosse gutgebracht 
wird, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob er auch tatsächlich die von 
ihm geleisteten Vorschüsse versichert hatte oder nicht 

Rechtsanwalts- und Gerichtskosten und ähnliche Ausgaben sind 
nur dann in Havariegrosse zu vergüten, wenn sie sowohl dem Schiffe 
als der Ladung zugute gekommen sind. 80 H. 39 sub B 6 — 8 LG. und 
80 H. 50 OLG. 

§ 190. Zwei F&lle nnregelmftfiiger Hayariegrosse. — Außer 
den im § 706 geschilderten Fällen echter Havariegrosse führt das 
Handelsgesetzbuch noch zwei Tatbestände auf, bei denen eine Ver- 
teilung der erwachsenen Kosten in großer Haverei stattfinden soll, wenn 
auch die allgemeinen Voraussetzungen einer Havariegrosse ermangeln. 
Es sind dies die beiden .fönenden Fälle. 

1. Aufenthalt infolge YerfDgung yon hoher Hand. HOB. 
§ 686. — Wenn ein Schiff, nachdem es die Ladung eingenommen hat, 
vor dem Antritte der Reise im Abladehafen oder nach dem Antritte 
der Reise in einem Zwischen- oder Nothafen infolge eines der im § 629 
erwähnten Ereignisse liegen bleiben muß. Die im § 629 erwähnten 
Ereignisse sind: Krieg, Blokade^ Handelsverbote, Ein- und Ausfuhrverbote 
und andere Verfugungen von hoher Hand. In solchen Fällen werden 
die Kosten des Aufenthaltes, auch wenn die Erfordernisse der großen 
Haverei nicht vorliegen, über Schiff, Fracht und Ladung nach den 
Grundsätzen der großen Haverei verteilt, gleichviel, ob demnächst der 
Vertrag aufgehoben oder vollständig erfüllt wird. Zu den Kosten des 
Aufenthaltes werden alle im § 706 Nr. 4 (oben § 118) aufgeführten 
Kosten gezählt Jedoch werden die Kosten des Ein- und Auslaufend 
aus dem Nothafen nur dann in Havariegrosse ersetzt, wenn der Grund, 
warum der Schiffer den Nothafen aufsuchte, eines der erwähnten Er- 
eignisse war. HGB. §§ 635, 733. S. oben § 58 und unten § 155. 

2. Ingolfenz des Fortune de mer. HGB. § 7S2 Abs. 1. — 
Wenn der Schiffer zur Fortsetzung der Reise, jedoch zum Zwecke einer 
nicht zur großen Haverei gehörenden Aufwendung (z. B. zur Reparatur 
eines Partikularschadens des Schiffes), die Ladung verbodmet oder über 



Digitized by 



Google 



21 g ^Zw«itet Buch. 13. Kapitel. 

einen Teil der Ladung durch Verkauf oder Verwendung verfugt hat, 
und Schiif und Fracht zur Deckung des Ladungsinteressenten nicht aus- 
reichen. Dann soll der Verlust, den der Ladungsbeteiligte dadurch er- 
leidet, daß er wegen seiner Ersatzansprüche aus Schiff und Fracht gar 
nicht oder nicht vollständig befriedigt werden kann, von sämtlichen 
Ladungsbeteiligten nach den Grundsätzen der großen Haverei getragen 
werden. HGB. §§ 732 Abs. I, 733. S. oben § 85. 

§ 121. Einzelne F&lle Ton PwtiknlarhaTsrie. HOB. § 707. — 
Dieselben Erwägungen, welche den Gesetzgeber dazu gefuhrt haben, in 
einigen zweifelhaften Fällen zu bestimmen, daß Havariegrosse voriiege, 
und für diese Fälle genau den Umfang der Vei^tung zu umgrenzen, 
sind auch die Veranlassung gewesen, für einige andere Fälle, bei denen 
es zweifelhaft sein könnte, ob Havariegrosse oder Havarie particuli^re 
vorliegt, ausdrücklich zu bestimmen, daß sie nicht als große Havetei, 
sondern als besondere Haverei angesehen werden sollen. Diese in 
HGB. § 707 aufgezählten Fälle sind die folgenden. 

1. ParttknlarhaTariegelder. — Besondere Haverei sind die 
Verluste und Kosten, welche, wenn auch während der Reise, 
aus der infolge einer besonder-en Haverei nötig gewordenen 
Beschaffung von Geld entstehen. HGB« § 707 Nr. i. Eine Aus- 
nahme hiervon bildet der oben § I20 sub 2 erwähnte Fall unregel- 
mäßiger Havariegrosse. 

2. Beklamekosten. — Die Reklamekosten, auch wenn 
Schiff und Ladung zusammen und beide mit Erfolg reklamiert 
werden. HGB. § 707 Nr. 2. 

Man denke sich, daß ein Schiff von verhältnismäßig geringem 
Werte mit einer sehr wertvollen Ladung an Bord aufgebracht wird. 
Es kann dann der Fall eintreten, daß das prisengerichtliche Verfahren 
bezüglich des Schiffes sehr langwierig und kostspielig sich gestaltet, 
während die Rechtslage bezüglich der Ladung eine sehr einfache ist 
und zur alsbaldigen Freilassung derselben fuhrt. Es ist in einem solchen 
Falle der Billigkeit mehr entsprechend, jeden für seine eigenen Kosten 
aufkommen zu lassen, als eine Havariegrosseverteilung vorzunehmen 
und damit der unschuldigen Ladung auch noch einen großen Teil der 
für das Schiff aufgewendeten Kosten aufzubürden. 

8. Prangen. — Die durch Prangen verursachte Beschädi- 
gung des Schiffes, seines Zubehörs und der Ladung, selbst 
wenn, um der Strandung oder Nehmung zu entgehen, geprangt 
worden ist HGB. § 707 Nr. 3. 

Dem Prangen ist ein Überanstrengen, ein Forcieren der Maschine 
gleichzustellen. 



Digitized by 



Google 



Große Haverei. Die Vergütung, j^ 1^20 — 122. 219 

Der Wortlaut des § 707 Nr. 3 zeigt, daß Prangen nicht unter allen 
Umständen als besondere Haverei angesehen werden soll. Wenn dort 
als äußerster Fall gesetzt ist, dafi ein Schiif prangt, um der Strandung 
oder Nehmung zu entgehen, so dürfte hieraus folgen, daß z. B. der 
Fall von dieser Bestimmung nicht getroifen werden sollte, wo ein auf 
dem Grunde festsitzendes Schiff, um wieder flott zu werden, übermäßig 
S^el setzt oder seine Maschine überanstrengt. Ob in einem solchen 
Falle Havari^rrosse vorliegt oder nicht, hängt davon ab, ob die ällge- 
gemeinen Voraussetzungen einer Havariegrossehandlung gegeben sind 
oder nicht, insbesondere davon, ob die Maßregel als eine außerordent- 
liche betrachtet werden muß, welche zu ergreifen der Schiffer nicht 
schon kraft des Frachtvertrages verpflichtet ist S. oben § 112 Nr. 6. 

Die York Antwerp Rules 1890 Regel 6 und 7 stellen die Entschei- 
dung geradezu darauf ab, ob das Schiff festsaß oder nicht, als über- 
mäßig viel S^el gesetzt oder die Maschinen forciert wurden. Nur 
wenn das Schiff in gefährlicher Lage festsitzt und zum Zwecke des 
Wiederflottwerdens geprangt wird, soll Havariegrosse vorliegen. Dies 
läuft im praktischen Resultate auf dasselbe hinaus, was auch im 
deutschen Recht bestimmt ist 



B. Die Vergütung. 

I. Allgemeine Grundsätze. 
§ 133. 1. Sehiden. — Wenn durch eine Havariegrossehandlung 
eine Sache beschädigt oder zerstört wird, so müßte grundsätzlich der- 
jenige Betrag ersetzt werden, um welchen sich der Wert der Sache 
durch die Havariegrossehandlung und zur Zeit der Havariegrossehand- 
lung vermindert hat Denn dieser Betrag repräsentiert den wirklich zu- 
gefugten Schaden. Einmal aber läßt sich oft schwer der Wert feststellen, 
den eine Sache zur Zeit der Havariegrossehandlung hatte. Und zweitens 
würde man dabei außer acht lassen, daß dieser, wenn man so sagen darf, 
objektive Wert nicht identisch ist mit dem Werte, welchen die Sache 
für ihren Eigentümer hat. Der Ladungsinteressent will die Ladung erst 
am Bestimmungshafen realisieren oder wenigstens zu seiner freien Dis- 
position haben. Wird seine Ladung in Havariegrosse zerstört oder be- 
schädigt, so besteht fiir den Ladungsinteressenten der Verlust in dem- 
jenigen Betrage, um welchen sich der Wert seiner Ladung an ihrem 
Bestimmungshafen durch die Havariegrossehandlung vermindert hat. 
Dasselbe gilt für den Reeder. Für ihn kommt nur derjenige Wert in 
Betracht, welchen sein Schiff in dem Hafen hat, wo die Reise endet, 
wo er das Schiff wieder zu seiner freien Dispotition hat Von diesem 
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Gesichtspunkte aus ist daher die Vei^tung auf Grundlage des Wertes 
zu berechnen, welchen das in Havariegrosse aufgeopferte Objekt an 
seinem Bestimmungsorte gehabt haben würde. Zu demselben Resultat 
führt auch die Erwägung, daß die übrigen Mitglieder der Havari^^osse- 
gemeinschaft durch das Opfer in den Stand gesetzt worden sind, un- 
versehrt mit ihrem Eigentum den Bestimmungsort zu erreichen und den 
Wert, welchen ihr Eigentum dort hat, zu realiäeren. Derjenige, dessen 
Gut in Havariegrosse aufgeopfert worden ist, soll aber nicht schlechter 
und auch nicht besser w^kommen als die übrigen Mitglieder der Ge- 
meinschaft: es muß ihm also der Wert, den sein Gut am Bestimmungs- 
ort hat, ersetzt werden. Es kommt daher weder der Wert am Ablade- 
hafen, noch der Wert zur Zeit der Havariegrossehandlung in Frage, 
sondern nur der Wert am Bestimmungsorte resp. an dem Orte, wo die 
Reise endet 

Seewurf. Eine notwendige Ausnahme von diesem Grundsatze 
besteht im Falle des Seewurfes. Der Markt>vert einer Ware am Be- 
stimmungsorte setzt sich zusammen aus dem Anschaffungswerte am 
Abladehafen, der Versicherungsprämie, der Fracht, den während der 
Reise erwachsenen Unkosten an Grebühren, Zöllen usw. und dem 
üblichen Geschäftsgewinn. Für geworfene Güter ist aber keine Fracht 
zu bezahlen, auch sind alle diejenigen Unkosten gespart, welche die 
Güter nach dem Zeitpunkte getroffen haben würden, in welchem sie 
geworfen worden sind (Gebühren und Zölle im Bestimmungshafen z. B.). 
Würde nun der Ladungsinteressent den Marktwert seiner geworfenen 
I^dung am Bestimmungsorte in Havariegrosse vergütet erhalten, so 
würde er einen ungerechtfertigten Vorteil aus seinem Verluste ziehen, 
indem er auch die ersparten Kosten ersetzt erhielte. Falls die Fracht 
nicht etwa definitiv vorausbezahlt war, muß daher die Fracht und 
müssen die sonst info^e des Seewurfes ersparten Kosten vom Markt- 
werte der Ware am Bestimmungsorte abgezogen werden, um den Betrag 
zu ermitteln, welcher in Havariegrosse zu vergüten ist. Grenau ge- 
nommen wird daher im Falle des Seewurfes der Wert, welchen die 
geworfene Ladung zur Zeit der Havariegrosse hatte, vergütet; dieser 
Wert aber auf der Grundlage des Marktwertes am Bestimmungsorte 
berechnet. 

Fracht. Für geworfene Güter ist keine Fracht zu bezahlen; mit 
den Gütern ist also auch die Fracht aufgeopfert worden. Der Wert, 
welchen die Fracht für den Reeder hat, besteht in dem Betrage, welcher 
ihm am Bestimmungsorte zu zahlen ist, minus derjenigen Kosten, welche 
er hat aufwenden müssen, am die Fracht zu verdienen (Mannschafts- 
gage, Kohlen usw.). An solchen Kosten spart der Reeder aber nichts, 
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wenn Güter geworfen worden sind. Ihm muß daher derjenige Betrag 
vergütet werden, welcher ihm für die geworfenen Grüter am Be- 
stinmiungsorte zu bezahlen gewesen wäre, d. h. die Bruttofracht und 
nicht die Nettofracht 

§ 188. 8. Kosten. — Von einem Havariegrosseschaden ist eine 
Havariegrosseausgabe wohl zu unterscheiden. Die im vorigen Para- 
graphen entwickelten Grundsätze finden nur auf ersteren Anwendung. 
' Wenn z. B. Ladung über Bord geworfen ist, so macht sich der Verlust 
für den Ladungsinteressenten erst fühlbar am Bestimmungsorte, d. h. an 
demjenigen Orte und zu derjenigen Zeit, wo die Güter hätten ab- 
geliefert werden sollen. Den Verlust der Fracht empfindet der Reeder 
erst, wenn er gegen Ablieferung der geworfenen Güter die. Fracht ein- 
gezogen haben würde. Ist aber z. B. ein Mast in Havariegrosse ge- 
kappt worden und mufi dieserhalb das Schiff in. einem Nothafen repa- 
riert werden, so sind an und für sich die Reparaturkosten sofort fallig, 
mögen dieselben auch kraft besonderer Vereinbarung erst später bezahlt 
worden sein. Der Wert dieses Havariegrosseverlustes bemißt sich also 
nicht nach dem Werte der Reparatur am Bestimmungsorte, sondern 
nach dem Betrage der Reparaturrechnung im Nothafen. 

Havariegrosseau^^ben« sind daher nach ihrem effektiven Betrage 
zu vergüten, weil dieser Betrag den in gemeinsamem Interesse erlittenen 
Verlust darstellt. 

§ 1S4. HaTaiiegrosseyerkanf der Ladung. — Wenn Ladung 
zur Deckung von Havariegrosseausgaben verkauft wird, wenn z. B. der 
Schiffer, um Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr zu er- 
retten, einen Mast gekappt, diesen Schaden im Nothafen repariert hat 
und, um die Reparaturrechnung bezahlen zu können, Ladung verkauft 
und mit dem Verkaufserlöse die Rechnung begleicht, so kann der Fall 
leicht eintreten, dafi der im Nothafen erzielte Verkaufserlös höher oder 
geringer ist als der nach den Ausfuhrungen im § 122 für die Havarie- 
grosseverteilung maßgebliche Marktwert am Bestimmungsorte. 

Nehmen wir zunächst den letzten Fall: die Grüter werden mit 
Verlust verkauft. Es sei der Marktwert der verkauften Güter am Be- 
stimmungsorte 2200 M.; die Reparaturrechnung für den gekappten Mast 
soll 1600 M. betragen, und die Güter sind im Nothafen für 1600 M. 
verkauft worden. Da Fracht für derart verkaufte Grüter nicht zu zahlen 
ist, hat der Ladungsinteressent diese gespart; ferner hat er alle die- 
jenigen Unkosten gespart, welche noch von den Gütern bis zur Er- 
rdchung des Bestimmungshafens hätten entrichtet werden müssen, falls 
sie nicht verkauft worden wären (z. B. 2^11e und Gebühren im Be- 
stimmungshafen). Der Belauf dieser ersparten Kosten soll 200 M. aus- 
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machen. Danach müßten in Havariegrosse vergütet werden: 1. der dem 
Reeder durch das Kappen des Mastes zugefugte Schaden von 1600 M., 
2. der dem Ladungsinteressenten durch den Verkauf zugefugte Schaden 
von 400 M. (Verkaufsverlust; s. oben § 119 Nr. 7). Nun ist aber der 
dem Schiffe zugefugte Havariegrosseschaden von der Ladung aus- 
geglichen worden, da mit der Ladung die Reparatur bezahlt worden 
ist. Der Reeder hat also keinen Verlust mehr; die Ladung allein hat 
durch die Havariegrosse gelitten, indem ihr ein Schaden zur Hohe der 
Reparaturkosten und des Verkaufsverlustes zugefügt worden ist Die 
Havariegrossegemeinschaft ist Schuldnerin der Ladung und nicht mehr 
des Schiffes. Die Ladung allein hat daher einen Anspruch auf Ver- 
gütung, und zwar in dem angegebenen Falle zur Höhe von 2000 M. 

Wie ist es nun, wenn die Ladung mit Avance verkauft wird? 
Setzen wir die Reparaturrechnung^^auf 24000 M., den Verkaufseriös der 
Güter auf 24 000 M. und den Marktpreis der verkauften Güter am Be- 
stimmungsorte nach Abzug der oben erwähnten Ersparnisse an Fracht 
und später erwachsenden Angaben auf 20000 M. Nun wird nian nicht 
sagen dürfen: der Ladungsinteressent hat einen Havariegrpsseveriust von 
24000 M. erlitten, da von seiner Ladung für 24000 M. in gemeinsamem 
Interesse verkauft worden ist. Denn, würde. man dies tun, die Havarie- 
grosse also über den Verkaufserlös regulieren, so würde der Ladungs- 
interessent, dessen Güter verkauft worden sind, einen Vorteil aus dem 
Umstände ziehen, daß gerade seine Güter und nicht die Güter anderer 
Ladungsinteressenten zum Verkauf gebracht worden sind. Das würde 
aber eine Verletzung der elementarsten Grundsätze des Havariegrosse- 
rechtes bedeuten. Es soll nur der wirkliche Verlust ersetzt werden; es 
soll keiner durch die Havariegrossehandlung in eine günstigere Lage 
versetzt werden, als in welcher er gewesen wäre, wenn sich überhaupt 
eine Havariegrosse nicht ereignet hätte, und endlich: es soll derjenige, 
welcher einen Havariegrosseschaden erlitten hat, nicht anders gestellt 
werden, als wenn nicht ihm, sondern einem anderen Mitgliede der 
Havariegrossegemeinschaft der Schaden zugefügt worden wäre. Es kann 
daher der Ladungsinteressent nur den Marktwert seiner Güter am Be- 
stimmungsorte, d. h. nur 20000 M., und nicht die durch den Verkauf 
erzielten 24000 M. vergütet verlangen; denn wenn keine Havari^rrosse 
sich ereignet hätte öder die Güter anderer Ladungsinteressenten ver- 
kauft worden wären, so würde der jetzt betroffene Ladungseigentümer 
seine Güter erst am Bestimmungsorte realisiert, also nur 20 000 M. im 
Vermögen gehabt haben. Die Avance von 4000 M. kommt daher der 
Gemeinschaft und nicht dem Einzelnen zugute. 

Im Falle des Verkaufes von Ladung zur Deokung von Havarie- 
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grosseausgaben hat also nur der Eigentümer der verkauften Ladung 
einen Anspruch auf Vergütung in Havariegrosse — nicht etwa derjenige, 
welchem zunächst der Havariegrosseschaden zugefugt worden ist An 
die Stelle des letzteren ist zur Höhe des durch die Ladung bezahlten 
Schadens die Ladung getreten. Die Ladung aber hat nur einen An- 
spruch auf Vergütung desjenigen Marktwertes, welchen die verkaufte 
Ladung am Bestimmungsorte gehabt haben würde. Von diesem Markt- 
preise sind die infolge des Verkaufes ersparten Kosten abzuziehen. Es 
werden daher Güter, welche zur Deckung von Havariegrosseausgaben 
während der Reise verkauft worden sind, ebenso behandelt wie Güter, 
welche in Havariegrosse geworfen worden sind (s. oben § 122). HGB. 
§ 7 1 1 Abs. 4. 

Hat nicht der Reeder die Havariegrosseausgaben bezahlt und sind 
dieselben auch nicht durch Verkauf von Ladung gedeckt worden, son- 
dern hat ein Dritter, welcher nicht Mitglied der Gemeinschaft ist, die 
notigen Gelder vorgeschossen, so hat dieser Dritte einen Rückforderungs- 
anspruch an die Gemeinschaft Ihm als Vergütungsberechtigten steht 
ein Pfandrecht als Schiffsgläubiger an Schiff und Fracht wegen der von 
diesen und als Ladungsgläubiger an der Ladung wegen der von der 
Ladung zu entrichtenden Beiträge zu. Über Inhalt und Umfang dieses 
Pfandrechtes s. unten §§ iQOff. 

§ 13&. Havarie partleallftre-yerkauf der Ladung. — Dieselben 
Grundsätze kommen zur Anwendung, wenn der Schiffer Ladung zum 
Zwecke der Bezahlung yon Partikularschäden des Schiffes verkauft — 
wenn z. B. das Schiff infolge eines Seeunfalles strandet, der Schiffer 
in einem Nothafen die durch die Strandung verursachten Schäden aus- 
bessern lassen muß und die Reparaturrechnung mit dem aus einem 
Verkaufe der Ladung erzielten Gelde bezahlt — und es sich nachher 
herausstellt, daß Schiff und Fracht nicht ausreichen, um das solcher Art 
von der Ladung entnommene Darlehen zurückzuzahlen (s. oben § 120 
Nr. 2). Der Reeder ist verpflichtet, dem Eigentümer der verkauften 
Ladung mindestens den effektive^ Verlust zu ersetzen, d. h. den Markt- 
wert der verkauften Güter am Bestimmungsorte abzüglich der infolge 
des Verkaufes ersparten Kosten an Fracht und anderen Auslagen (HGB. 
§611 Abs. l); sind die Güter aber für einen höheren Preis verkauft 
worden, so schuldet der Reeder den Verkaufspreis. HGB. §612 Abs. 2. 
S. oben § 85. Wenn nun aber der Ladungseigentümer, weil er durch 
das Fortune de mer des Reeders nicht befriedigt worden ist, an die 
anderen Ladungsinteressenten mit der Bitte herantritt, ihm den Verlust 
in Havariegrosse auf Grund HGB. § 732 Abs. 1 zu ersetzen, so sind 
diese nur verpflichtet, ihm den Havariegrossewert seiner Ladung, d. h. 
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den effektiven Veriust, bestehend in dem Marktpreis am Bestimmungs- 
orte abzüglich der ersparten Kosten und derjenigen Beträge zu ver- 
güten , welche der Ladungsinteressent aus dem Fortune de mer des 
Reeders erhalten hat Beträgt z. B. der Havariegrossewert der ver- 
kauften Ladung 10 000 M. und ist dieselbe im Nothafen für 12000 M. 
verkauft worden, so hat der Reeder 12 000 M. zu bezahlen. Werfen 
aber Schiff" und Fracht nicht mehr ab als 8000 M., so sind in Havarie- 
grosse nur 2000 M. zu vei^ten. HGB. § 732 Abs. 2. 

§ 136. 8. Effektiyer Sehaden. — Schäden und Kosten sind in 
Havariegrosse zu ersetzen, nur insoweit sie effiektiv durch die Havarie- 
grossehandlung verursacht worden sind; in diesem Umfange sind sie 
aber ohne Einschränkung zu ersetzen. Bricht z. B. auf dem Schiffe 
oder in der Ladung Feuer aus und wird dieses durch Wasser geloscht, 
so ist der gesamte Wasserschaden in Havariegrosse zu ersetzen, d. h. 
also nicht nur der Schaden, welcher durch das Wasser an den noch 
vom Feuer verschont gebliebenen Teilen von Schiff und Ladung an- 
gerichtet worden ist, sondern auch soweit die bereits vom Feuer er- 
griffenen Gegenstände durch das Wasser gelitten haben. Nach den 
York Antwerp Rules 1890 Regel 3 ist letzterer Schaden nicht in 
Havariegrosse zu ersetzen — offenbar unter dem Gesichtspunkte, daß 
man insoweit nicht von einer vorsätzlichen Schadenszufügung reden 
könne. Femer: werden Güter, welche bereits beschädigt sind, über Bord 
geworfen, so besteht das Havariegrosseopfer nicht in einem Verlust 
gesunder Ware; vergütet darf vielmehr nur werden der Wert, den die 
Güter in ihrem beschädigten Zustande hatten, denn sie sind beschädigt 
und nicht gesund über Bord geworfen; Über einen Fall, in wdchem 
beschädigter Guano über Bord geworfen wurde und die eben auf- 
gestellte Regel ihren Ausdruck fand, s. 76 H. 60 HG. sub i a. Ebenso 
ist zu entscheiden, wenn z. B. bei einem Sturm ein Mast bricht, in dem 
Tauwerk hängen bleibt und durch sein Hin- und Widerschlagen Schiff 
und Ladung in eine so große Gefahr bringt, daß der Schiffer sich ent- 
schließen muß, denselben loszukappen und über Bord zu werfen: es 
darf nur derjenige Wert in Havariegrosse vergütet werden, welchen der 
Mast hatte, nachdem er vom Sturm niedergebrochen und im Tauwerk 
hängen geblieben war. Die York Antwerp Rules 1890 Regel 4 läßt 
eine Havariegrossevergütung in letzterem Falle nicht zu, unter dem 
Gesichtspunkte, daß der vom Sturm niedergebrochene Mast wertlos ist, 
in dem Loskappen desselben daher ein Opfer nicht erblickt werden kann. 

§ 127. 4. EInflaB naehfolgender Sehftden. — a) Havarie- 
grosseopfer und nachfolgende Verluste und Schäden. Sämt- 
liche Mitglieder einer Havariegrossegemeinschaft sollen gleichmäßig an 
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einem Havariegrosse verlust partizipieren. Daraus folgt, daß es keinen 
Unterschied machen darf, ob Ladung A oder Ladung B in Havari^rosse 
aufgeopfert worden ist Ist Ladung A über Bord geworfen worden, so 
darf der Eigentümer der Ladung A weder besser noch schlechter ge- 
stellt sein, als wenn Ladung B über Bord geworfen und Ladung A an 
Bord geblieben wäre. Ist daher ein Teil der Ladung A über Bord ge- 
worfen worden und wird der übrige nicht geworfene Teil der Ladung A 
im späteren Verlaufe der Reise von einem Unfälle betroffen, welcher 
unvermeidlich auch den geworfenen Teil der Ladung A betroffen haben 
würde, falls dieser an Bord verblieben wäre, so darf nicht etwa eine 
Summe in Havariegrosse gestellt werden, welche dem Marktwert der 
geworfenen Ladung in demjenigen Zustande entspricht, in welchem sie 
sich zur Zeit des Seewurfes befand. Denn würde man dies tun, so 
würde der Eigentümer der Ladung A einen Vorteil daraus ziehen, daß 
der Schiffer gerade seine Ladung und nicht die eines anderen Ladungß- 
interessenten opferte. Durch die Havereiverteilung soll aber jede Un- 
gleichheit ausgeglichen werden, der Eigentümer der Ladung A also in 
die Lage versetzt werden^ als ob Ladung B und nic^t Ladung A der 
Havariegrosse zum Opfer gefallen wäre. Wäre aber Ladung B ge- 
worfen worden, so wäre die ganze Ladung A durch den späteren 
Unfall betroffen worden, die ganze Ladung A also beschädigt im Be- 
stimmungshafen angekommen. Der Eigentümer der Ladung A kann 
nicht mehr in Havariegrosse ersetzt verlangen, als er ohne Havarie- 
grosse gehabt haben würde. Die geworfene Ladung darf ihm also nur 
in demjenigen Zustande verg^ütet werden^ in welchem sie, durch den 
spateren Unfall betroffen, den Bestimmungshafen erreicht haben würde. 
Zu einem Gewinne auf Kosten der anderen darf Havari^rosse nie 
fuhren. 

Würde der noch an Bord verbliebene Teil der Ladung A durch 
den späteren Unfall gänzlich verloren gegangen sein, und hätte dieser 
Unfall unvermeidlich auch den gänzlichen Verlust der geworfenen 
Ladung zur Folge gehabt, falls diese an Bord geblieben wäre — wird 
z. B. ein Teil der Deckladung geworfen und bei einem später sich er- 
hebenden Orkane wird noch alles übrige auf Deck Befindliche weg- 
gerissen und in die See gespült — , so hat der Eigentümer der ge- 
worfenen Ladung überhaupt keinen Anspruch auf eine Vergütung in 
Havariegrosse. 

In dem einzigen Paragraphen des Handel^esetzbuches, in welchem 
von dem vorstehenden Grundsatze die Rede ist, spricht das Gesetz nur 
von den Folgen, welche ein späterer Unfall für eine frühere Havarie- 
grossebeschädigung hat, nicht aber von dem Einfluß eines späteren 
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Ereignisses auf einen vorher entstandenen Havariegrosseverlust Nach 
dem Wortlaut des Gresetzes würde daher geworfene oder als Brenn- 
material verbrauchte Ladung immer in Havariegrosse zu vergüten sein, 
ohne Rücksicht darauf, ob durch einen spateren Unfall die in Havarie- 
grosse aufgeopferte Ladung beschäcügt oder sogar gänzlich vernichtet 
worden wäre. Eine Havariegrosseverteilung würde aber nicht stattfindeilt 
wenn z. B. bei Löschung eines Feuers Ladung durch Wasser beschädigt 
worden ist und der also beschädigte Teil der Ladung durdi einen 
späteren Unfall in demselben Mafie durch Wasser (z. B. durch Sturzseen) 
gelitten haben würde oder sogar total verloren gegangen wäre. HGB. 
§ 705 Abs. I. Dafür, dafi dem Wortlaut des Gesetzes zu folgen ist, 
spricht sich z. B. Ulrich in seinem Buche über große Haverei aus 
(Bd. I S. 54 und 1 54). Doch dürfte es wohl richtiger sein, den hier be- 
sprochenen allgemeinen Havariegrossegrundsatz auch auf die Fälle eines 
Havariegrosseverlustes anzuwenden; es liegt nicht der geringste Grund 
dafür vor, denselben im Falle einer Havariegrossebeschädigung anzu- 
wenden, die Anwendung aber im Falle eines Havariegrosseverlustes zu 
versagen. Dieser Grundsatz von der Interesseneinheit der Havariegrosse- 
gemeinschaft folgt mit Notwendigkeit aus dem Wesen der Havariegrosse- 
gemeinschaft und müöte befolgt werden, auch wenn das Gesetz gar 
keine diesbezügliche Bestimmung enthielte. Nur dann wäre der Grnincl- 
satz nicht anzuwenden, wenn das Gesetz ausdrücklich dessen Nicht- 
anwendbarkeit anordnete. Dies ist aber nicht geschehen. Denn darin, 
dafi das Gesetz einen Fall anfuhrt, auf welchen dieser Grrundsatz zu- 
trifft, kann nicht diie Bestimmung gefunden werden, dafi in keinem 
anderen Falle derselbe Geltung haben solle. Die Schwierigkeit des 
Beweises im Falle emes Havariegrosseverlustes ist kdn Argument; es 
kann ebenso schwer sein, zu beweisen, dafi eine Havariegrossebescha- 
digung, wie dafi ein Havariegrosseverlust durch eine spätere Fartikular- 
havarie herbeigeführt worden wäre. Übrigens würde die Schwierigkeit 
des Beweises nur die Wirkung haben, Mifibräuche zu verhüten; sie 
würde aber nie dazu fuhren, die Anwendung eines Havariegrossegrund- 
satzes nach der einen oder anderen Richtung hin von Rechts w^[en 
einzuschränken. 

b) Havariegrossebeschädigung und nachfolgende Parti- 
kularhavarie. Sind Schiff oder Ladung in Havariegrosse beschädigt 
worden und erleiden die in Havariegrosse beschädigten Gegenstände im 
späteren Verlaufe der Reise eine weitere sich als besondere Haverei 
darstellende Beschädigung, so mufi von dem Gesundwerte am Be- 
stimmungrsorte zunächst der Betrag des Partikularschadens abgezogen 
werden, um die in Havariegrosse zu zahlende Vergütung zu ermitteln. 
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c) Havariegrosseausgabea und nachfolgender Partikular, 
schaden. Wesentlich anders verhak es sich mit dem Einfluö, welchen 
eine spatere Partikularfaavarie auf früher entstandene Havariegrosseausgaben 
hat. Sind Ausgaben in Havariegrosse gemacht worden, so sind diese 
zu ersetzen, ganz einerlei, ob das mit diesen Kosten Hergestellte oder 
der Zweck dieser Ausgaben durch eine spatere besondere Haverei be- 
eintriebt^ oder ganzlich zerstört resp. vereitelt worden ist Deni^ 
würde man die Kosten nicht ersetzen, so hätte die spatere Partikular- 
havarie nicht nur den Verlust des durch sie betroffenen G^enstandes 
zur Folge, sondern auch den Verlust des in Havariegrosse gezahlten 
Geldes. Der Eigentümer des durch die Partikularhavarie betroffenen 
Gegenstandes würde neben diesem auch noch sein Geld verlieren und 
daher schlechter gestellt san als die übrigen Mi^^lieder der Havarie- 
grossegemeinschaft, in deren Interesse das Geld verwendet worden war; 
denn diese würden höchstens den Verlust ihres durch c£e besondere 
Haverei betroffenen Eigentumes zu beklagen haben. Ist z. B. zur Er- 
rettung aus einer gemeinsamen Gefahr ein Mast gekappt worden, ist 
dieser Schaden dann im Nothafen repariert und die Reparatur vom 
Reeder bezahlt worden und ist der neue Mast sodann in einem spateren 
Sturme zerbrochen und ins Meer gerissen worden, so müssen die im 
Nothafen erwachsenen Reparaturkosten — unter Berücksichtigung des 
Abzuges neu für alt (s. unten § 129 Nr. i) — in Havariegrosse ver^ 
gütet werden, obgleich der mit diesen Kosten gebaute Mast total ver- 
loren gegangen ist Eone Vergütung in Havariegrosse findet selbst in 
dem Falle statt, dafi das ganze Schiff bei dem späteren Sturme vor 
Erreichung des Bestimmungshafens untergegangen und nur die Ladung 
gerettet worden ist: dann hat eben die Ladung allein die Kosten fiir 
die Reparatur des in Havariegrosse gekappten Mastes — abzüglich des 
Unterschiedes zwischen alt und neu — zu bezahlen. Sind aber vor 
Erreichung des Bestimmungshafens sowohl das Schiff als auch die 
Ladung total verloren gegangen, so hat deijemge den Schaden zu 
tragen, welcher die Reparaturkosten bezahlt oder kreditiert hat, weil — 
von dem Fall definitiv vorausbezahlter Fracht abgesehen — kein Gegen- 
stand mehr vorhanden ist, mit welchem cUe Forderung beglichen werden 
könnte, da Reeder und Ladungsinteressenten nur nut ihrem der See 
anvertrauten Eigentume haften. War die Fracht definitiv vorausbezahlt 
worden, so ist c£e Fracht noch vorhanden und der Reeder haftet per- 
sönlich für die Reparaturkosten bis zum Belaufe der bezahlten Fracht 
(s. unten § 202). HGB. § 705 Abs. 2. 

Aus Vorstehendem erhellt, dafi das Recht auf Vergütung für er- 
wachsene Havari^;rosseausgaben durch spätere Unfälle nicht berührt wird, 

i5» 
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es sei denn, daß die beitn^pflichtigen Gr^enstande ganz verloren gehen 
oder so beschädigt werden, daß sie zur Deckung der Havariegrosse- 
ausgaben nicht mehr ausreichen. Wohl aber können nachfolgende Er- 
eignisse von Bedeutung sein für den Umfang der für Havari^rrosse- 
Opfer oder -Beschädigungen zu leistenden Vergütung. 

Eine ganz andere Frage ist natürlich die, ob ein späterer Verlust 
nicht deshalb in Havariegrosse vergütet werden muß, weil er sich als 
eine unmittelbare Folge oder als ein durch die Havariegrossehandlung 
femer verursachter Verlust darstellt Hierüber s. oben § 113 Nr. 9. Im 
vorstehenden handelt es sich nur um Fälle, in denen cUe Havariegrosse 
und die spätere Havarie particuli^re zwei ganz voneinander getrennte 
Ereignisse bilden. 

§ 128. 5. Zeltpunkt für Bestlmmang der Hohe der Yer- 
gfltang. — Die Gemeinschaft von Schiff und Ladung, welche die erste 
Voraussetzung einer großen oder gemeinschaftlichen Haverei ist, endet 
mit der Trennung der Ladung vom Schiffe, d. h. mit dem Beginne der 
endgültigen Entlöschung. Havariegrosseschäden und -Kosten können 
aus Ereignissen, welche nach diesem Zeitpunkte eintreten, nicht mehr 
entstehen. Solche Ereignisse liegen außerhalb der Havariegrossegcmein- 
schaft und sind daher fiir den Umfang der zu leistenden Vergütung 
ohne Bedeutung. Muß z. B. für Seewurf loooo M. verg^ütet werden, 
so verringert sich diese Summe nicht dadurch, daß die Ladung nach 
der Entlöschung von einem IJnbll betroffen und erheblich beschäd^ 
wird, welcher unvermeidlich auch die geworfene Ladung getroffen haben 
würde, falls sie an Bord geblieben wäre. Die Höhe der Verg^ütung wird 
also nach denjenigen Werten berechnet, welche zur Zeit des Beginnes 
der endgültigen Entlöschung vorhanden waren. 

Endet die Reise für Schiff und Ladung nicht im Bestinmiungs- 
hafen, sondern an einem anderen Orte, so tritt dieser letztere, endet äe 
durch Verlust des Schiffes, so tritt der Ort, wohin die Ladung in Sicher- 
heit gebracht ist, für die Ermittelung der Vergütung an die Stelle des 
Bestinmiungfsortes. HGB. § 714. 

Endet das Unternehmen in einem Nothafen, nachdem dortsdbst 
die Ladung zwecks Reparatur des Schiffes entlöscht worden war, so 
bestimmt nicht der Beginn der Entlöschung, sondern der Augenblick, 
in welchen der Frachtvertrag aufgelöst wurde, den Zeitpunkt, auf 
welchem die Vergütung berechnet werden muß. War aber der Fracht- 
vertrag aufjg^elöst worden, bevor mit der Entlöschung begonnen worden 
war, so endet die Havariegrossegemeinschaft erst mit dem Beginn der 
Entlöschung; die zu vergütenden Werte müssen daher auf diesen Zeit- 
punkt reguliert werden. Eine Ausnahme besteht in einem solchen Falle 
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nur für die laufenden Ausgaben (Heuer und Kost der Mannschaft z. B.). 
Diese hören mit der Auflösung des Frachtvertrages auf, in gemein- 
samem Interesse aufgewandt zu werden; solche Kosten dürfen daher in 
Havariegrosse vei^tet werden nur bis zu dem Tage, an welchem der 
Frachtvertrag aufgelöst wurde. Vgl unten §§ 141 und 155, oben 
§ HO Nr. I. 

n. Einzelheiten. 

§ 189. — Im allgemdnen ist zu vergüten für Havariegrosseaus- 
gaben der eilektive Betrag derselben, für Havariegrossebeschädigung des 
Schiffes die Reparatutkosten im Not- oder Bestinunungshafen, für Hava- 
riegrossebeschadigung der Ladung der Unterschied zwischen dem Ge- 
sundwert und dem Wert im beschädigten Zustand, für Havariegrossc- 
verlust der Ladung durch Seewurf oder Verkauf der Gesundwert am 
Bestimmungsorte. 

L Schiff. — Abzug neu für alt Der Reeder darf nur seinen, 
wirklichen Schaden vergütet erhalten« Ist z. B. ein Mast gekappt wor- 
den und daraufhin im Nothafen ein neuer Mast an die Stelle des ge- 
kappten Mastes eingesetzt worden, so würde der Reeder, wenn man 
ihm cUe vollen Reparaturkosten ohne jeden Abzug vergüten wollte, aus 
der Havariegrosse einen Gewinn ziehen. Hätte sich keine Havariegrosse 
ereignet, so würde das Schiff am Ende der Reise noch mit dem alten 
Mäste versehen sein, während es jetzt einen ganz neuen Mast hat; der 
Reeder würde also den Wertunterschied zwischen dem alten und dem 
neuen Mäste lukrieren. Der Reeder muß sich daher einen gewissen 
Abzug von den Reparaturkosten gefallen lassen, den sogenannten Abzug 
wegen des Unterschiedes zwischen alt und neu oder den Abzug neu 
für alt Es ist nun sehr schwer, den genauen Betrag dieses Wertunter- 
schiedes zu ermitteln. Um diese Schwierigkeiten zu vermeiden, ninmit 
man feste Sätze an, verschieden je nach dem Gegenstande der Repa- 
ratur und dem Alter des aufgeopferten Gegenstandes, und bestimmt 
nach cUesen festen Sätzen den zu machenden Abzug. Überaus häufig 
ist der Abzug ^/g neu für alt Dieses bedeutet, dafi der Reeder nur ■/, 
der Reparaturkosten in Havariegrosse vergütet verlangen kann, weil man 
annimmt, dafi in solchen Fällen die Reparatur das Schiff um ^/, wert- 
voller gemacht hat, als es vor dem Havariegrosseunfall war. Im ein- 
zdnen bestimmt das Gesetz: 

Kein Abzug wird gemacht, also die vollen Ausbesserungskosten 
werden vergütet, wenn das Schiff zur Zeit der Havariegrossebeschädigung 
nodi nicht ein volles Jahr zu Wasser war. Dasselbe gilt von der Ver- 
gütung für einzelne Teile des Schiffes, namentlich für die Metallhaut, 
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sowie fiir einzelne Teile des Zubehörs, wenn solche Teile noch nicht 
ein volles Jahr in Gebrauch waren. Femer soll kein Abzug gemacht 
werden bei Ankern, bei Ankerketten wird nur ein Sechsteil abgezogen. 
In allen übrigen Fällen wird von dem vollen Betrage der Ausbesserungs^ 
kosten dn Abzug von */g neu für alt gemacht HGB. § 710 Abs. i — 3. 

Wenn bei der Reparatur des Schiffes oder des Schiflfszubehors alte 
Stücke durch neue ersetzt sind oder zu ersetzen sind, so muß auch 
noch der Wert der alten Stücke, soweit diese noch vorhanden sind, von 
dem zu vergütenden Betrage in Abzug gebracht werden. Gregebenen- 
falls muß zuerst der Abzug neu für ak gemacht und von dem dann 
noch verbleibenden Betrage der Wert der noch vorhandenen alten Stücke 
abgezogen werden. HGB % fio Abs. 4 und 5. 

York Antwerp Rules 1890. Die York Antwerp Rules 1890 
R^eln 13 und 14 enthalten sehr viel genauere, den modernen Bedürf- 
nissen angepaßte Bestimmungen über die zu machenden Abzüge. Einzd- 
heiten sind aus den im Abhänge abgedruckten York Antwerp Rules 
zu ersehen. Danach wird unterschieden, ob es sich um Holz- resp. 
Kpmposit- oder um Eisen- resp. Stahlschiffe handelt, letztere werden in 
sechs Altersklassen eingeteUt, es werden alle möglichen Arten von Repa- 
raturen an den verschiedensten TeUen des Schiffes angeführt und iiir 
jede der Abzug genau festgesetzt usw. Abgesehen von den hieraus sich 
ergebenden Abweichungen unterscheiden sich die York Antwerp Rules 
189a von dem deutschen Recht in den folgenden zwei Punkten: 

a) Nach Regel' 13 wird das Alter der Schiffe berechnet vom Tage 
der ersten R^ristrierbng und für Eisen- bzw. Stahlschiffe wird sub G 
der Regel 13 bestimmt,, daß '(von einigen Ausnahmen abgesehen) die 
Abzüge sich nach dem Alter des Schiffes richten und nicht nach dem 
Alter desjenigen besonderen Teils desselben, auf welchen die Abzüge 
Anwendung finden. Nach deutschem Rechte wird das Alter des Schiffes 
vom Tage des Stapellaufes an gerechnet und das Alter der einzelnen 
ausgebesserten TeQe des Schiffes und seines Zubehörs besonders und 
zwar von demjenigen Tage an berechnet, an welchem diese TeQe zu- 
erst in Gebrauch waren. 

b) Nach dem letzten Absatz der Regel 13 sind Dockkosten, ein- 
schließlich derjenigen fiir Verholen, Fuhrlohne, Benutzung von Krahnen, 
Stellagen und Dockgeratschaften voll zu vergüten. Nach deutschem 
Rechte würden diese Kosten, ebenso wie Arbeitslöhne, Bestandteil der 
allgemeinen Reparatuticosten und daher dem für diese festgesetzten 
Abzüge unterworfen sein. 

Ohne Abzug sind vorläufige Reparaturen zu vergüten, d. h. solche 
Reparaturen, welche ohne bleibenden Wert fiir das Schiff sind. So 
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auch York Antwerp Rules 1890 Regel 14. Eine ausdrückliche Be- 
stimmung hierüber enthält das deutsche Recht nicht, auch ist keine 
Entscheidung über diesen Punkt ergai^en. Doch ergibt sich diese Folge 
von selbst aus dem Grrunde, welcher zu den Abzügen neu für alt über- 
haupt geführt hat, nämlich dem, daß der Reeder keinen Gewinn machen 
soll Denn wenn eine vorläufige Reparatur ohne bleibenden Wert für 
das Schiff ist, wenn also das durch diese Reparatur Hergestellte bei 
der endgültigen Ausbesserung nicht zu brauchen ist, so daß diese eben- 
soviel gekostet haben würde, wenn eine vorläufige Reparatur nicht er- 
folgt wäre, so darf ein Abzug wegen des Unterschiedes zwischen alt 
und neu nicht gemacht werden, weil das Neue eben wertlos, also nicht 
vorhanden ist Ohne nähere Begründung sprechen sich allerdings so- 
wohl Boyens n S. 521 wie auch Ulrich I S. 145 dahin aus, daß auch 
von vorläufigen Reparaturen Abzüge zu machen sind 

§ 180. Taxe oder effektiye AnsUiget — Um zu verhindern, 
daß der Reeder größere Sununen ausgibt und in Anrechnung stellt als 
nötig waren, um die Havari^;rossebeschädigung des Schiffes auszu- 
bessern, schreibt das Gesetz vor, daß stets, ob nun die Reparatur im 
Nothafen oder erst nach Beendigung der Reise vorgenommen wird, 
Sachverständige vor Ausfuhrung der Reparatur ihr Gutachten darüber 
abzugeben haben, welche Schäden dem Schiffe in Havariegrosse zuge- 
fugt worden sind und was es kostet, dieselben auszubessern. Von zwei 
Fällen abgesehen, entscheidet dieses Gutachten über die Höhe der zu 
leistenden Vergütung. Die Vergütung bestimmt sich nach dem effek- 
tiven Betrage der ausgelegten Reparaturkosten nur, wenn entweder ein 
Sachverständigengutachten vorher nicht eingeholt werden konnte und 
daher die Ausbesserung ohne ein solches erfolgen mußte, oder wenn 
die in einem Nothafen aufgewandten Kosten unter dem von den Sach- 
verständigen geschätzten Betrage geblieben sind. 

Soll das Schiff erst nach Beendigung der Reise ausgebessert werden, 
so entscheidet ausschließlich das Grutachten der Sachverständigen, fialls 
es möglich war, ein solches einzuholen, ohne Rücksicht darauf, ob der 
effektive Betrag der Reparaturkosten größer oder geringer als die 
Schätzungssumme der Sachverständigen ist Der Grund hierfür li^ 
darin, daß nach Beendigung der Reise der Reeder sein Schiff nicht 
reparieren zu lassen braucht; nach Ausführung des übernommenen 
Transportes kann er nüt seinem Schiffe tun und lassen was er will 
Der Ladungsinteressent hat keinen Anspruch darauf, daß der Reeder 
sein Schiff repariere. Femer haben nach Beendigung des Transportes 
alle Beteiligten das größte Interesse daran, daß die gegenseitigen Rechte 
und Verbindlichkeiten möglichst schnell abgewickelt werden; diesem 
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Interesse würde es nicht entsprechen, wenn bis zur Regulierung der 
Havariegrosse auf die Ausfuhrung der Reparatur gewartet werden 
müßte, um zu erfahren, ob die Sachverständigentaxe oder die Repa- 
raturrechnung den geringeren Betrag ausmacht, im Bestimmungshafen 
entscheidet daher die Taxe, auch wenn die Reparaturen nachher für 
eine geringere Summe ausgeführt worden sind 

Wenn nun ein Schiff repariert wird, ohne daß vorher durch Sach- 
verstandige festgestellt worden ist, welche Schäden zur Havariegrosse 
gehören und wieviel deren Ausbesserung kosten würde, so fragt es sich, 
ob der Reeder, obgleich er ein solches Grutachten hätte einholen können, 
durch diese Unterlassung seines Rechtes verlustig geht, sdnen Havarie- 
grosseschaden ersetzt zu verlangen, oder ob er nunmehr nur beweisen 
muß, wie hoch die Sachverständigen den Schaden geschätzt haben 
würden, und dann diesen letzteren Betrag in Rechnung stellen kann. 
Boyens und Ulrich sprechen sich beide für den Verlust des Rechtes, 
überhaupt eine Havariegrossevergütung zu verlangen, aus, indem sie sich 
auf Prot. S. 2704 berufen. Aus dieser Stelle geht aber nur hervor, 
daß die Ansichten in der Kommission geteilt waren; zu einer Beschlufi- 
fassung über die Frs^e ist es nicht gekommen. Unserer Meinung nach 
darf man dem Reeder die Möglichkeit, den oben angegebenen Beweis 
zu fuhren, nicht verss^en. Das Gesetz knüpft kein Präjudiz an die 
Unterlassung der Schätzung, sondern sagt nur, daß in bestimmten Fällen 
die Schätzung für das Maß der Vergütung entscheidend sein soll. Kann 
nun der Reeder beweisen, wie hoch vor Ausfuhrung der Reparatur 
Sachverständige den Havariegrosseschaden bemessen haben würden, so 
hat er hiermit die bisher fehlende gesetzliche Grundlage geschaffen, 
nach welcher nunmehr die Vei^tung bestimmt werden kann. Praktisch 
wird beides wohl auf dasselbe Resultat hinauslaufen, da es in den aller- 
meisten Fällen für den Reeder sehr schwer sein wird, diesen Beweis zu 
führen. HGB. § 709. 

Deckung von Reparaturen durch Verkauf von Ladung. 
Hat der Schiffer Ladungsteile verkauft, um mit dem Verkaufserlöse die 
Havariegrossereparäturen des Schiffes zu bezahlen, so hat, wie bereits 
oben im § 124 ausgeführt worden ist, nicht mehr der Reeder einen 
Anspruch auf Vergütung, sondern nur der Ladungsinteressent, dessen 
Ladung verkauft worden ist In einem solchen Falle kann der Ladungs- 
interessent einen Anspruch auf Vergütung erheben, so als ob seine Güter 
nicht verkauft, sondern über Bord geworfe^i worden wären. Natürlich 
besteht dieser Anspruch nur in derselben Höhe, in welcher der Reeder 
die Reparaturkosten in Havariegrosse hätte ersetzt verlangen können. 
S. auch den folgenden Paragraphen. 
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§ 181. 8. Ladung. — Seewurf. Die Vei^tung für aufgeopferte 
Güter wird durch den Marktpreis bestimmt, welchen Güter derselben 
Art und Beschaffenheit am Bestimmungsorte bei dem Beginne der 
Löschung des Schiffes haben. Endet die Reise für Schiff und Ladung 
nicht im Bestinunungshafen, sondern an einem anderen Orte, so tritt 
dieser letztere, endet sie durch Verlust des Schiffes, so tritt der Ort, 
wohin die Ladung in Sicherheit gebracht ist, für die Ermittelung der 
Veigütung an die Stelle des Bestimmungsortes. 

Über Fälle, in denen bei Auflösung des Frachtvertrages der Zeit- 
punkt der Au%abe des Unternehmens und nicht derjenige, in welchem 
mit der Löschung der Ladung begonnen wird, maßgebend für die Er- 
mittelung der Vergütung ist, s. oben § 128 sub 5. 

In Ermangelung eines Marktpreises oder sofern über den Markt- 
preis oder dessen Anwendung, insbesondere mit Rüdesicht auf die 
Beschaffenheit der Güter, Zweifel bestehen, wird der Preis durch Sach- 
verständige ermittelt Von dem Preise kommt in Abzug, was an Fracht, 
Zollen und Kosten infolge des Verlustes der Grüter erspart wird. Defi- 
nitiv vorausbezahlte Fracht wird natürlich nicht abgezogen, da dieselbe 
trotz des Verlustes der Güter nicht zurückzuzahlen ist, also nicht er- 
spart wird. HGB. §§711 Abs. 1—3, 714. Vgl. York Antwerp Rules 
1890 Regel 16. 

Havariegrosseverkauf. Ist Ladung zur Deckung von Havarie- 
grosseausgaben verkauft worden, so hat nach den Ausführungen oben 
im § 124 die Ladung allein einen Havariegrosseverlust erlitten. Daher 
hat auch die Ladung allein einen Anspruch auf Vergütung. Die Ver- 
gütung bestimmt sich in solchen Fällen genau ebenso, wie wenn die 
Ladung nicht verkauft, sondern über Bord geworfen worden wäre. Hat 
der Reeder nut dem Verkaufserlose der Ladung sowohl Havariegrosse- 
kosten als auch Kosten einer Partikularhavarie des Schiffes gedeckt, so 
verteilt sich in Havariegrosse nur der für die Havariegrosseausgaben 
verwendete Betrag. Für die restliche Summe haftet der Reeder dem 
Eigentümer der verkauften Ladung als aus einem von der Ladung ent- 
nommenen Darlehen mit Schiff und Fracht (s. oben § 85). Reicht frei- 
lich in diesem letzteren Falle das Fortune de mer des Reeders nicht 
aus, um die Schuld abzutragen, so wird der Aus&ll unter alle Ladungs- 
interessenten nach den Grrundsätzen einer Havariegrosse verteilt 

Havariegrossebeschädigung. Die Vergütung für Grüter, die 
rine zur großen Haverei gehörende Beschädigung erlitten haben, wird 
bestimmt durch den Unterschied zwischen dem Werte der Güter im 
beschädigten und im unbeschädigten Zustande am Bestimmungsorte zur 
Zeit des Beginnes der Entlöschung. Endet die Reise für Schiff und 
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Ladung nidit im Bestimmungshafen, sondern an einem anderen Orte, 
so tritt dieser letztere, endet sie durch Verlust des Schiffes, so tritt der 
Ort, wohin die Ladung in Sicherheit gebracht ist, für die Ermittelung 
der Vergütui^ an die Stelle des Bestimmungsortes. 

Über Fälle, in denen nicht der Zeitpunkt der Entlöschung, sondern 
derjenige der Auflösung des Frachtvertrages (ur die Ermittelung der 
Vergütung maßgebend ist, s. oben § 128 sub 5). 

Der Wert der Güter in beschädigtem Zustande wird durch den 
durch Sachverständige zu ermittelnden Verkaufewert der GKiter be- 
stimmt Der Wert der GKiter in unbeschädigtem Zustande berechnet 
sich nach dem soeben (ur geworfene GKiter geschilderten Verfahren. 
Von der zwischen diesen beiden Werten bestehenden Differenz müssen 
noch die Ersparnisse abgezogen werden, die etwa info%e der Beschädi- 
gung eingetreten sein mögen, z. B. an Zöllen und Auslagen. Ein Fracht- 
abzug wird kaum jemals stattzufinden haben, da eine Änderung der 
Fracht nicht durch eine Beschädigung der GKiter herbeigeführt wird. 
Wohl aber müssen noch abgezogen werden sämtliche Wertverringe- 
rungen, welche die GKiter während der Reise erlitten haben und welche 
nicht in Havariegrosse zu vergüten sind, sei es, daß diese Wertverringe- 
rungen in einer Partikularbeschädigung der Güter oder darin bestehen, 
daß dieselben mit einer Forderung belastet worden sind (s. oben §§ 126 
und 127). Erst nachdem alle diese Abzüge gemacht worden sind, stellt 
sich der effektive Havariegrosseschaden und danüt die zu leistende Ver- 
gütung heraus. HGB. §§ 712, 713, 714. Vgl. York Antwerp Rules 1890 
R^^l 16. 

Über die Vergütung für aufgeopferte und später geborgene GKiter 
s. unten § 140. 

§ 183. NIeht in Harailegrosse ra bringende Yerlnste. — 
Kraft ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift sind diejenigen Beschädi- 
gungen und Verluste nicht in Havari^^osse zu vergüten, welche die 
nachfolgenden GKiter betreffen: 

a) Deckladung. Nicht unter Deck geladene Güter. Die 
Frachtraten fiir Deckladung sind geringer als für unter Deck verladene 
Güter; die Deckladung läuft dafür aber auch die Gefahr, bei stürmischem 
Wetter über Bord geschwemmt öder zuerst vor aller anderen Ladung 
über Bord geworfen zu werden. Der Eigentümer der Deckladung kann 
nicht erwarten, daß andere Ladung^sinteressenten an seinem Risiko teil- 
nehmen. HGB. § 708 Nr. I. 

Gibt es Ausnahmen von diesem Grundsatz? Eine Ausnahme macht 
das Gesetz selbst, insoweit als bei der Küstenschiffahrt Deckladungen 
durch die Landesgesetze für zulässig erklärt worden sind. HGB. § 708 
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Nr. I. Praktisch ist diese Ausnahme ohne Bedeutung, da ein bezüg- 
liches Landesgesetz nicht erlassen worden ist 

Wie steht es aber in dem Falle, dafi sämtliche Ladungsinteressenten 
ihre Zustinmiung zur Mitfuhning von Deckladung gegeben haben? Die 
Kommission zur Beratung eines allgemeinen deutschen Handelsgesetz- 
buches (Prot S. 2699 — 2700) war allerdings der Meinung, daß es eines 
ausdrücklichen Zusatzes im Gesetze bedürfe, um in diesem Falle eine 
Havariegrossevergütung eintreten zu lassen. Dies dürfte aber zum min- 
desten zweifelhaft sem. Das Gesetz geht davon aus, daß es grundsatz- 
lich verboten ist, Güter auf Deck zu laden, dafi es aber im Belieben 
der Parteien steht, von diesem Grrundsatze Ausnahmen zu machen. 
HGB. § S^ Abs. I. Außerdem gestattet es den Landesgesetzen zu be- 
stimmen, daß bei der Küstenschiffidirt Güter auch gegen den Willen 
ihres Eigentümers auf Deck verstaut werden dürfen. HGB. § 566 Abs. 2. 
Auf die Genehmigung der anderen Ladungsinteressenten konmit es (ur 
das im § $66 ger^elte Frachtrecht nicht ant solange das Schiff nicht 
dadurch seeuntüchtig wird, darf der Schiffer Ladung auf Deck ver- 
stauen, wenn nur deren Eigentümer seine Einwilligung dazu gibt Die- 
selben Grundsätze gelten (ur das Havariegrosserecht, nur daß es sich 
hier um eine Gemeinschaft und nicht um das Verhältnis eines einzeben 
Befrachters zum Reeder handelt Audi für das Havariegrosserecht gUt 
der Satz, daß es zunächst nicht gestattet ist, Grüter auf Deck zu laden: 
Havari^rosseverlust an Deckladung geht also die Gemeinschaft nichts 
an. Wenn aber die Ladungsinteressenten ihre Genehmigung dazu er- 
teilen, daß Ladung auf Deck verstaut wird, z. B. durch die Klausel: 
^mit Freiheit Güter auf Deck zu verladen* (s. oben § 29), so 
nehmen sie damit die Deckladung in die Havariegrossegemeinschaft auf 
und müssen zu ihrem Veriuste kontribuieren. Dieselbe Konsequenz, 
welche die Kommission zwang, die im § 566 ftir die Küstenschif&hrt 
statuierte Ausnahme auf den § 708 Nr. i zu übertragen, nämlich: die 
sich aus der Zulässigkdt einer Deckladung eichende Folge, fuhrt not- 
wendigerweise dazu, auch diese zweite Ausnahme zuzulassen, selbst wenn 
sie im Gresetz nicht ausdrücklich erwähnt ist Müssen Ladungs- 
interessenten kontribuieren zu dem Veriust von Grütem, welche zwar 
in Gemäßheit des Gesetzes, aber gegen ihren Willen auf Deck ver- 
laden worden sind, so müssen sie a fortiori zu dem Verluste von Gütern 
kontribuieren, zu deren Verladung auf Deck sie ausdrücklich ihre Zax- 
stimmung gegeben haben. Die Klausel: »mit Freiheit auf Deck zu ver- 
laden*" (s. dazu auch die Ausfiihrungen oben § 29) hat also nach ihrer 
Auslegung in den bisher ergangenen Entscheidungen denselben Sinn, als 
wenn die Parteien die York Antwerp Rules 1890 unter ausdrücklichem 
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Ausschlüsse der Regel i, nach welcher Verlust an Deckladung nicht 
in Havariegrosse vergütet wird, vereinbart haben. 

Da nach diesen Ausfuhrungen die Vei^tungsberechtigung von 
Deckladungen davon abhängt, ob zu deren Transport die Havariegrosse- 
gemeinschaft ihre Zustimmung gegeben hat resp. deren Zustimmui^ 
durch das Gesetz suppliert worden ist, so dürfte eine dritte Ausnahme 
von dem Satze des § 708 Nr. i dann zu machen sein, wenn der Handels* 
gebrauch die Mitnahme von Deckgütern gestattet, wie dies z. B. oft bei 
Holzladungen der Fall ist 

Damit würde, unserer Ansicht nach, das deutsche Recht mit dem 
englischen und amerikanischen Rechte übereinstimmen. Wir fügen aber 
hinzu, daß die überwiegende Anzahl der Schriftsteller — allerdings wohl 
nur auf Grund der Protokolle — lediglich die erste der drei genannten 
Ausnahmen zuläfit 

Die York Antwerp Rules 1890 Regel i gibt eine Definition dessen, 
was unter Deck verstanden werden soll, und bezieht sich im übr^en 
nur auf den Seewurf von Deckladung, fiir welchen sie, ebenso wie das 
deutsche Recht, eine Havariegrossevergütung ablehnt Dag^en um&ßt 
der § 708 Nr. i HGB. auch Havariegrossebeschädigung einer Deckladung^. 

Verluste und Beschädigungen von Gütern, welche nicht durch deren 
Natur als Deckgüter bedingt sind, müssen in Havariegrosse vei^tet 
werden. Wenn z. B. der Schiffer Deckladung verkauft, um Havarie- 
grosseausgaben zu decken, oder wenn er dieselbe aus Mangel an Kohlen 
als Brennmaterial verbraucht, so sind diese Verluste in Havariegrosse 
zu ersetzen, weQ dieselben nicht dadurch verursacht waren, daß die 
Grüter auf Deck verstaut waren; solcher Art Verluste treffen auch unter 
Deck verladene Güter. Diese Ausnahme ergibt sich, ebenso wie die 
vorhin erwähnten, aus dem Sinne des Gesetzes und dürfte allgemeine 
Anericennung gefunden haben. 

Die Fracht folgt dem Schicksal der Güter; ist für diese eine Ver- 
gütung nicht zu zahlen, so hat auch der Reeder keinen Ansprudi auf 
Ersatz der mit den Gütern veriorenen Fracht. 

b) Ohne Begleitpapiere verladene Güter. Güter, über die 
weder ein Konnossement ausgestellt ist, noch das Manifest 
oder Ladebuch Auskunft gibt HGB. § 708 Nr. 2. Würde ein 
Verlust solcher Grüter in Havariegrosse zugelassen, so wäre die Grefahr 
vorhanden, dafi Ersatz für Güter gefordert würde, welche überhaupt 
nie an Bord gewesen sind, oder daß Güter an Bord verboi^n gehalten 
werden und verborgen bleiben, solange es sich darum handelt, dafi 
Btiträge gezahlt werden sollen, daß sie aber mit ihren Ansprüchen 
hervortreten, sobald sie eine Vei^tung gewärtigen können. 
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c) Kostbarkeiten. Kostbarkeiten, Kunstgegenstände, Geld 
und Wertpapiere, wenn deren Beschaffenheit oder Wert dem 
Schiffer nicht bei der Abfahrt angegeben worden ist. HGB. 
§ 708 Nr. 3. S. unten § 173. Hat der Eigentümer sdcher Güter den 
Schiffer nicht auf den Wert derselben aufmerksam gemacht, so kann 
er auch nicht verlangen, daß dieselben mit größerer Sorgfalt als andere 
Ladung behandelt werden, insbesondere daß, wenn Grüter in Havarie- 
grosse geworfen werden müssen, seine Ladung eine besonders schonende 
Behandlung erfahrt Kennt aber der Schiffer den hohen Wert der Ladung, 
so wird er um deren Erhaltung besonders bemüht sein und erst andere 
Ladung über Bord werfen, bevor er sich dazu entschließt, den wert- 
vollsten Teil der Ladung zu opfern und dadurch den geretteten Werten 
eine schwere Beitragspflicht aufzubürden. Es kann den übrigen Mit- 
gliedern der Havariegrossegemeinschaft nicht zugemutet werden, daß sie 
zu einem Verluste beitragen, welcher durch eine diesbezügliche Mit- 
teflung des geschädigten Ladungseigentümers leicht hätte vermieden 
werden können. 

Für den Verlust von Fracht infolge des Verlustes von Gegenständen 
der sub b und c bezeichneten Art gUt das am Schlüsse von sub a 
Gesagte. 

Die sub a bis c genannten Gegenstande gehören zu den beitrags- 
pflichtigen Werten, wenn sie auch selbst keinen Anspruch auf Ver- 
gütung haben. S. unten § 144 a. E. 

§ 188. 8. Fracht — Die Vergütung für Fracht besteht in dem- 
jenigen Betrage der Fracht, welcher infolge des Havariegrosseopfers dem 
Reeder entgangen ist Ob Fracht verloren ist oder nicht, ist eine Frage, 
welche lediglich auf Grund des Frachtrechtes zu beantworten ist; mit 
dem Havariegrosserecht hat diese Frage nichts zu tun. Die Antwort 
ist daher nicht aus demjenigen Rechte zu entnehmen, nach welchem 
die Dispache aufzumachen ist (vgl. unten § 148), sondern aus demjenigen 
Rechte, welches die zwischen den einzelnen Ladungsinteressenten und 
dem Reeder bestehenden Frachtverträge beherrscht Nur wenn nach 
diesen Frachtverträgen und dem diese Verträge beherrschenden Rechte 
der Verlust oder die Beschädigung von Gütern auch einen Verlust der 
Fracht nach sich zieht, ist dieser Verlust, falls der Verlust oder die 
Beschädigung der Grüter eine Havariegrossehandlung darstellt, auch in 
Havariegrosse zu ersetzen. 93 H. 10 1 OLG. L 

Bei Seewurf und Verkauf. Für Güter, welche geworfen und 
nicht etwa nachher wieder geborgen worden sind, sowie für Grüter, 
welche zur Deckung von Havariegrosseausgaben verkauft worden sind, 
ist keine Fracht zu bezahlen (s. unten § 1 79 Nr. 5 und 6). In diesen 
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Fällen wird die Vergütung für die entgangene Fracht bestimmt durch 
den Frachtbetrag, welcher für die aufgeopferten oder verkauften Güter 
zu entrichten gewesen sein würde, wenn sie mit dem Schiffe an dem 
Orte ihrer Bestinunung oder, wenn dieser von dem Schiffe nicht er^ 
reicht wird, an dem Orte angelangt wären, wo die Reise endet Das 
wäre in letzterem Falle die nach HGB. § 63 1 zu berechnende Distanz- 
fracht (s. unten §§ 152 und 179 sub 2). HGB. § 715- 

Für geborgene Güter. Für Grüter, welche geworfen und später 
geborgen worden sind, ist Fracht nach den unten im § 179 sub 7 ent. 
wickelten Grundsätzen zu entrichten. Danach wird in diesem Falle die 
Vergütung bestinunt durch den vollen Betrag der Fracht unter Abzug 
der für die geborgenen Güter zu entrichtenden Distanzfracht 

Ersatzfracht Der Reeder hat aber keinen Anspruch auf eine 
Vergütung für entgangene Fracht, wenn er an die Stelle der geworfenen 
oder verkauften Güter andere Ladung an Bord genommen hat, für 
welche dieselbe Fracht wie fiir die geopferte Ladung zu entrichten ist 
Denn, würde man dem Reeder in diesem Falle eine Vergütung zuge- 
stehen, so würde er durch die Havariegrosse bereichert werden. Bleibt 
die Ersatzfracht unter dem Betrage der für die au%eopferten Grüter 
valedierenden Fracht, so ist die Differenz in Havariegrosse zu ersetzen. 
Übersteigt die Ersatzfracht aber diesen Betrag, so dürfte nicht, wie 
Uhich behauptet (Band I S. 160), der Überschuß der Havari^[rosse- 
gemeinschaft zugute zu bringen sein. Dieser Überschuß mufi vidmehr 
als reiner Verdienst dem Reeder verbleiben. Denn der Umstand, daß 
ein Überschuß erzielt worden ist, hängt nur sehr lose mit dem Havarie- 
grosseverlust der Grüter zusammen; er beruht vielmehr auf dem augen- 
blicklichen Stande des Frachtmarktes und den Bemühungen des Reeders 
oder seines Schiffers, aus dieser Konjunktur einen VorteQ zu ziehen. 

Konnossements- oder Charterfracht Für die Frage, ob die 
Charter- oder die Konnossementsfracht zu vergüten ist, ist der Umstand 
entscheidend, welche von diesen beiden Frachten der Ge&hr ausgesetzt, 
aus dieser Gefahr also gerettet oder in derselben au%eopfert worden 
ist Die Fracht knüpft sich an die Ladung und wird nüt dieser ge* 
rettet resp. geopfert Für die an der Havariegrossegemeinsdiaft be- 
teiligte Ladung valediert aber die Konnossements- und nicht die Charter- 
fracht Es geht mit der Ladung die Konnossementsfracht verloren; es 
ist daher die Konnossementsfracht und nicht die Charterfracht in 
Havariegrosse zu vergüten. 

Vorausbezahlte Fracht Definitiv vorausbezahlte Fracht konunt 
für eine Havariegrossevergütung nicht in Betracht, da dieselbe einer 
Gefahr nicht ausgesetzt ist und nicht aufgeopfert werden kann. 



Digitized by 



Google 



GroBe Haverei. Der Beitrag. §§ 133—135- 239 

Über zusammengesetzte Reisen, Zeitcharter usw. s. unten § 146. 

Vgl York Antwerp Rules 1890 Regel 15. 

§ 134. 4 Olftubiger. — Haben dritte Personen, welche nicht 
Mitglied der Havari^^rossegemeinschaft sind, dieser Grdd zur Deckung 
von Havariegrosseausgaben vorgeschossen, so haben dieselben einen 
Anspruch auf Rückzahlung g^en Schiff, Fracht und Ladung zur Höhe 
des von jedem dieser Gregenstande zu leistenden Havariegrossebeitrages. 
Zugleich, steht ihnen ein PÜEmdrecht in derselben Höhe an den genannten 
(j^^enstanden zu. 

Diejenigen Glaubiger, denen ein zur Havariegrossegemeinschaft ge- 
hörender Gegenstand pfEuidrechtlich verhaftet ist, werden gegen einen 
ihr PEand treffenden Havariegrosseverlust dadurch geschützt, dafi ihnen 
aufier dem etwa noch geretteten Werte des Pfandes der Anspruch auf 
die Havari^prossevergütung als Ersatzpfand für das in der Havariegrosse 
Aufgeopferte verhaftet ist HGB. §§775 Abs. i, ^^^ Abs. 2. Näheres 
s. unten § 201. 

C Der Beitrag. 

I. Allgemeine Grundsätze. 

§ 186. — Der gesamte nach vorstehendem zu ermittelnde Schaden» 
welcher die große Haverei bildet, wird über das Schiff, die Ladung und 
Fracht nach dem Verhältnisse des Wertes des Schiffes und der Ladung 
und des Betrages der Fracht verteilt HGB. § 716. Bevor die Beitrags- 
pflicht dieser Gegenstände im einzelnen besprochen wird, empfiehlt es 
sich, einige die Beitragspflicht im allgemeinen beherrschende Grundsätze 
zu erörtern, in ähnlicher Weise, wie dieses ftir die der Havariegrosse- 
veiigütung zugrunde Beenden Prinzipien in den §§ I22 — 128 ge- 
schehen ist 

1. Nor Mitglieder der HaTariegrossegemeiMBeliaft sind bei« 
tragsplliehtlg. — Nur solche Werte sind beitragspflichtig, welche zur 
TasX der Havariegrosse Mitglieder der Gemeinschaft waren. 

a) Schiff und Ladung. Ein Schiff fahrt von Hamburg nach 
Lissabon und entlöscht einen Tdl seiner Ladung in Antwerpen. Zwischen 
Antwerpen und Lissabon ereignet sich eine Havariegrosse. Die in Ant- 
werpen gelöschten Güter können zu dnem Beitrag für die bei der 
Havariegrosse aufgeopferten Werte nicht herangezogen werden, weil sie 
zu der Zeit nicht mehr Mitg^eder der Gemeinschaft waren, zu deren 
Grünsten das Opfer gebracht wurde. Ebenso ist zu entscheiden, wenn 
ein nach Hamburg bestimmtes Schiff wegen seines Tiefganges in Cux- 
haven leichtem muß und nur mit einem Teile seiner Ladung nach Ham- 
burg fahrt, die geleichterten Güter aber in den Leichtem oder auf andere 
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Weise nach Hambut^ befördert werden. Die geleichterten Güter nehmen 
an den etwa nach der Leichterung dem Schiffe oder der übrigen Ladung 
zustoßenden Unfällen keinen Teil 

Anders verhält es sich, wenn ein Tdl der Ladung mit der Absicht 
geleichtert wird, nach dem Wegfall des Ghrundes, w^en dessen ge- 
leichtert wurde, wieder in das Schiff geladen und weitertransportiert zu 
werden. In einem solchen Falle hört die Gremdnschaft zwischen der 
geleichterten und der übrigen Ladung und dem Schiffe nicht auf. 
Grundsätzlich sollte dies jedenfalls dann gelten, wenn die Leichterung 
die Folge eines Havariegrosseereignisses war oder wenn sie geschah, 
um Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr zu erretten, selbst 
also Havariegrosseereignis ist Hier enthält aber das. deutsche Recht 
eine einschränkende Bestimmung: nur dann soll die Gemeinschaft 
zwischen der geleichterten Ladung und den übrigen Mitgliedern der 
Havariegrossegemeinschaft nicht aufgelöst sein, wenn der Fall einer 
Leichterung nach HGB. § 706 Nr. 2 (s. oben § 116 Nr. 2) vorliegt, d. h. 
wenn zur Erleichterung des Schiffes die Ladung ganz oder teilweise in 
Leichterfahrzeuge übergeladen wird. HGB. § 718 Nr. i a. E. Wenn 
also z. B. in einem Nothafen Ladung geleichtert wird, weil es ohne 
eine solche Leichterung unmöglich ist^ den vom Schiffe erlittenen Schaden 
zu untersuchen und ausbessern zu lassen, so scheidet die geleichterte 
Ladung nach deutschem Rechte aus der Havariegrossegemeinschaft aus 
und nimmt nicht teil an einer Havariegrosse, welche nach der Leidite- 
rung dem i^chiffe und der übrigen Ladung zustößt; das Schiff mit 
seiner Ladung und der Leichter nüt seiner Ladung bilden zwei getrennte 
Havariegrossegemeinschaften. Dies ist eine den Havariegrosseprinzipien 
widerstreitende Vorschrift unseres Gesetzes. Zur Beg^ndung derselben 
wurde angeführt, daß ja auch derjenige Schaden nach § 706 Nr. 4 nicht 
in Havariegrosse vergütet wird, welchen die Güter etwa erleiden, wah- 
rend sie im Leichter oder auf dem Lande lagern. Der Grund für diese 
letztere Bestimmung ist aber der, daß der Schaden, welchen die Grüter 
in dem Leichter oder auf dem Lande erleiden, in gar keinem oder 
wenigstens so losem Zusammenhange mit dem Havariegrosseereignisse 
steht, daß er nicht als ein femer durch die Havariegrossehandlung ver- 
ursachter Schaden angesehen werden kann. Es folgt aber nicht aus 
dieser Bestimmung, daß die Ladung durch die im Nothafen erfolgte 
Leichterung derart aus dem Havariegrosseverbande ausscheidet, daß sie 
nicht zu einer Havari^^osse beizutragen hätte, welche sich auf dem 
Schiffe ereignet, während ein Teil der Ladung im Leichter li^ft 

Die Havariegross^emeinschaft wird begründet mit der Abladung, 
d. h. der Übernahme der Güter in das Schiff und eiidet mit der Ent- 
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löschung. Güter, welche noch nicht abgeladen oder welche bereits 
definitiv entlöscht sind, tragen daher nicht bei zu einer Havariegrosse, 
welche sich vor ihrer Abladung oder nach ihrer Entlöschung ereignet 

Eine ganz andere Frage ist es, wieweit Grüter, welche in Havarie- 
grosse aufgeopfert worden sind, noch als zur Havariegross^emeinschaft 
gehörend betrachtet werden und daher beitragen müssen zu Havarie- 
grosseschaden und -Kosten, welche entstehen, nachdem Güter bereits 
z. B. über Bord geworfen oder verkauft worden sind. Hierüber s. 
unten §§ 137 und 140. 

b) Fracht. An und für sich bildet die Fracht kein gesondertes 
Glied der Havari^^ossegemeinschaft; diese setzt sich nur aus Schiff 
und Ladung zusanmien: man sollte daher nur von dem Schiffe und der 
Ladung als beitragspflichtigen Gegenständen sprechen. Denn um den 
Betrag, zu welchem Fracht definitiv vorausbezahlt worden ist oder zu 
welchem dieselbe dem Reeder am Bestimmungsorte geschuldet wird, 
erhöht sich der Wert der Ladung am Bestimmungsorte. Der Markt- 
preis von Waren schließt stets die Kosten ein, welche aufgewandt 
werden müssen, um die Waren an den Ort des Verkaufes zu bringen. 
Die Fracht ist ein inhärierender Bestandteil der Ladung. Wenn z. B. 
Ladung geworfen ist, so müßten Schiff und Ladung den Marktpreis der 
geworfenen Güter am Bestimmungsorte dem betreffenden Ladungs- 
interessenten vei^ten und dieser dann dem Reeder die Fracht be- 
zahlen. Daß für die Bemessung der Höhe des vom Reeder zu zahlen- 
den Beitrages auch die Fracht für die geworfenen Güter und für die 
Bemessung der Höhe der von der Ladung zu zahlenden Beiträge auch 
der Marktpreis der geworfenen Güter in Ansatz zu bringen ist, ergibt 
sich daraus^ daß der Schaden gleichmäßig über alle zu verteilen ist und 
kdner Vorteil aus der Havariegrosse ziehen soll Als beitragspflichtige 
Werte soUten also nur erscheinen das Fortune de mer des Reeders und 
das Fortune de mer der Ladungsinteressenten. 

Nun erscheint es aber praktischer, die Fracht gesondert zu be- 
bandeb, da sich an die Fracht gesonderte Interessen knüpfen, dieselbe 
insbesondere regelmäßig als ein abgesonderter Versicherungsgegenstand 
erscheint, dieselbe auch bald im Risiko des Befrachters, bald im Risiko 
des Reeders steht Es ist daher von jeher üblich gewesen, die Fracht 
für ach zu behandeln und als einen besonderen beitragspfUchligen 
Gegenstand neben Schiff und Ladung in der Havariegrosserechnung 
(Dispache) aufzustellen, ohne Rücksicht darauf, ob sie im Risiko des 
Reeders steht oder des Befrachters (z. B. bei definitiver Vorauszahlung). 
Daraus folgt, daß, obgleich auch der Beitragswert der Güter durch ihren 
Marktpreis am Bestimmungsorte, welcher die Transportkosten einschließt, 

Sieveking, Seerecht. 16 
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bestimmt wird, von diesem Marktpreise die bezahlte oder geschuldete 
Fracht abgezogen werden muß, da diese als ein besonderer Posten in 
der Dispache erscheint und demjenigen in Rechnung gestellt wird, in 
dessen Risiko sie war. Die einzige Ausnahme von dieser Regel bildet 
der Fall, daß Güter geworfen oder zur Deckung von Havari^^osse- 
ausgaben verkauft worden sind und die Fracht im Risiko des Ladungs- 
interessenten stand: dann wird als beitragspflichtiger Wert der Markt- 
preis der Grüter am Bestimmungsorte ohne Abzug der Fracht in Redi- 
nung gestellt (s. unten §§ 143 und 145). Nach York Antwerp Rules 1890 
Regel 17 wird Fracht, welche im Risiko der Ladung steht, niemals ab- 
gezogen. 

c) Ausgaben. Die separate Behandlung der Fracht ist, wie aus- 
geführt, nur aus praktischen Rücksichten beliebt worden, eine juristische 
Begründung dafür gibt es nicht; denn die Fracht ist ein inharierender 
Bestandteil der Ladung und nur als solcher gehört sie zur Havarie- 
grossegemeinschaft. Anders verhält es sich aber mit den Havariegrosse- 
ausgaben, z. B. Hilfs- oder Schlepplohn, Nothafenkosten u. dgl. Diese 
gehören nicht, wie die Fracht, zur Havariegrossegemeinschaft, sondern 
stellen eine Schuld dar, welche von der Havariegrossegemeinschaft dem- 
jenigen bezahlt werden muß, welcher für die Havarieg^ossegemeinschaft 
das Geld ausgelegt resp. von ihr das Geld zu fordern hat Havarie- 
grosseausgaben, d. h. die Forderung auf Auszahlung oder Rückzahlung 
von Havariegrosseausgaben ist daher, im Gegensatz zur Frachtforderung, 
kein beitragspflichtiger Gegenstand. Solche Havariegrosseausgaben (wie 
HUfslohn, Hafenkosten usw.) sind daher ähnlich zu behandeln wie der 
Verlust, welchen die Ladung dadurch erleidet, daß dieselbe zur Deckung 
von Havariegrosseausgaben verkauft wird. Nehmen wir z. B. den oben 
§ 124 zitierten Fall, wo Ladung, welche am Bestimmungsplatze 20000 M. 
wert ist, in einem Nothafen zur Deckung von Havariegrossereparaturen 
zur Höhe von 16000 M. um eben diesen Preis verkauft wird: dann hat 
die Ladung der Havariegrossegemeinschaft 20000 M. vorgestreckt und 
kann diesen Betrag von ihr zurückverlangen. Der Unterschied zwischen 
diesem Falle und den obengenannten Havariegrosseausgaben ist natür- 
lich der, daß in dem letztgenannten Falle die zu vergütenden 20000 M. 
ebenfalls als beitragspflichtige Werte erscheinen, nämlich: 16000 M. auf 
Konto des Reeders als Havariegrossebeschädigung des Schiffes und 
4000 M. auf Konto der Ladung als Verlust durch Havariegrosseverkauf. 
Beide Male handelt es sich aber um Summen, welche die Havariegrosse- 
gemeinschaft demjenigen schuldet, welcher dieselben lur die Gemein- 
schaft ausgelegt oder derselben gestundet hat (s. oben § 134). 

§ 186. 2. Keine persönliche Beitragspflieht — Eine persön- 
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Hebe Verpflichtung zur Entrichtung des Beitrags wird durch den Haverei- 
fall an sich nicht begründet HGB. § 726 Abs. i. Reeder und Ladungs- 
interessenten haften vielmehr nur mit ihrem Fortune de mer, d. h. mit 
dem Werte, den Schiff, Fracht und Ladung am Bestimmungsorte haben. 
Die Vei^tungsberechtigten haben wegen ihrer Forderungen ein Pfand- 
recht an den beitragspflichtigen Werten. In welchem Umfange die 
letzteren dadurch für die Vergütungsberechtigten an Wert verlieren 
können, daß am beitragspflichtigen Gegenstande Pfandrechte bestehen, 
welche dem Havariegrossepfandrecht im Range vorgehen, ist eine Frage, 
welche in die Darstellung des Schiff*s- und Ladungspfandrechtes gehört. 
Darüber s. unten §§ 190 ff*. Ebensowenig gehört in das Havariegrosse- 
recht die Frage, in wieweit eine persönliche Verpflichtung zur Entrich- 
tung der Beiträge dadurch entstehen kann, daß durch eine Handlung 
der beitragspflichtigen Personen das den Vergütungsberechtigten zu- 
stehende Pfandrecht eine Einbuße erleidet — hierüber s. unten §§ 202 
und 203. 

Havariegrosserevers. — Die Ausstellung eines sogenannten Hava- 
riegrossereverses begründet eine persönliche Verpflichtung zur Entrichtung 
der Beitrage. Der Havariegrosserevers ist eine Erklärung des Reeders und 
des Ladungsinteressenten, wonach sich letzterer bereit eridärt, den auf 
die Ladung faUenden Beitrag zur Havariegrosse laut aufzumachender Dis- 
pache prompt und unweigerlich zu zahlen, wogegen der nutunterzeich- 
nete Reeder für den Kapitän die Ladung freigibt Zur Erklärung mag 
bemerkt werden, daß sich der Kapitän persönlich verantwortlich macht, 
wenn er vor Befriedigung oder Sicherstellung der Vergütungsberechtigten 
die beitragspflichtige Ladung an deren Empfänger herausgibt. Das 
Reichsgericht führt in 97 H. 14 aus, daß, wenn die Ausstellung eines 
solchen Reverses eine persönliche Verpflichtung nicht begründen würde, 
sondern es bei der Sachhaftung der beitragspflichtigen Gegenstände sein 
Bewenden haben würde, daß dann der Aussteller des Reverses nicht 
mehr verspräche, als wozu er schon gesetzlich verpflichtet sei, daß der 
Revers also, wenn er eine persönliche Verpflichtung nicht begründete, 
völlig bedeutungslos sei. Die weitergehende 'Auslegung des Reverses 
dahin, daß durch denselben der Ladungsinteressent auch auf jede An- 
fechtung der später angemachten Dispache verzichte, wurde aber vom 
Reichsgericht in Übereinstimmung mit den unteren Instanzen abgelehnt 
und deni Ladungsmteressenten verstattet, die zu seinen Ungunsten auf- 
gemachte Dispache anzufechten und richtigstellen zu lassen. 

§ 137. 3. Marktpreis am Bestimmungsorte. — Grundsätzlich 
müßte der gerettete Wert kontribuieren, d. h. die geretteten Gegen- 
stande müßten mit demjenigen Werte beitragen, welchen sie unmittel- 
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bar nach der Errettung aus der Havariegrossegefahr gehabt haben. 
Dieselben Erwägungen aber, welche es gerechtfertigt haben als Maß 
für die Vergütung den Marktpreis am Bestimmungsorte festzusetzen, 
fuhren dazu, auch den Marktpreis am Bestimmungsorte zur Grrundlage 
desjenigen Wertes zu machen, mit welchem die geretteten Gegenstande 
beizutragen haben (s. oben § 122). Wirtschaftlich ist derjenige Betrag 
gerettet worden, für welchen diejenigen Gegenstände, welche das Reise- 
ziel erreichen, an ihrem Bestimmungsorte verkauft werden können. 
Dies gilt so gut von Schiff und Ladung als auch von der Fracht Der 
Wert, welchen die Fracht für den Reeder am Bestimmungsorte hat, ist 
der Nettobetrag der geschuldeten Fracht. 

Einfluß früherer und späterer Verluste. — Die Beitragspflicht 
hört auf mit einem Totalverlust, welcher den beitragspflichtigen Gregen- 
stand nach dem Havariegrosseereignis trifft. Partikularbeschädigungen, 
welche ein beitragspflichtiger Gegenstand vor oder nach dem Havarie- 
grosseereignis erleidet, vermindern den Beitrag, den derselbe zu leisten 
hat. Denn, wenn Schiff oder Ladung bereits Schaden gelitten hatten, 
als das Havariegrosseereignis eintrat, so wurde das Havariegrosseopfer 
nur zu dem Zwecke gebracht, um bereits beschädigte Gegenstände zu 
retten. Schiff und Ladung brauchen nur in demjenigen Umfange bei- 
zutragen, in welchem ihnen das Havariegrosseopfer zugute gekommen 
ist; das Havariegrosseopfer hat aber nur beschädigte Werte gerettet, 
daher brauchen die geretteten Gegenstände nur mit ihrem Werte in be- 
schädigtem Zustande beizutragen. Auf der anderen Seite vermindert 
eine nachfolgende Partikularhavarie den Wert der geretteten Gregen- 
stände am Bestimmungsplatze resp. an dem Orte, wo die Reise endet. 
Reeder und Ladungseigner haften aber nicht mit mehr als sie am Ende 
der Reise besitzen; sie brauchen nur mit dem Werte ihres Fortune de 
mer am Ende der Reise beizutragen. Geht ein beitragspflichtiger 
Gegenstand vor Erreichung des Bestimmungshafens total verloren, so 
tritt eine verhältnismäßige Erhöhung der von den anderen geretteten 
Gegenständen zu leistenden Beiträge ein. HGB, §§ 704, 724 Abs. i. 

§ 138. Ausnahmen. — Die Regel, daß der Marktwert desjenigen, 
was am Bestimmungsplatze ankonmit, zur Havariegrosse beitragen muß, 
läßt folgende Ausnahmen zu. 

a) Nachfolgende Verbesserungen. Es würde unbUlig sein, 
den vollen Marktwert, welchen die geretteten Gegenstande am Be- 
stimmungsorte haben, zum Beitrag heranzuziehen, wenn Reeder oder 
Ladungseigner durch Ausbesserungen oder sonstige nach dem Hava- 
riegrosseereignis vorgenommene Handlungen den Wert der ihnen ge- 
hörenden beitragspflichtigen Gegenstände erhöht haben. Denn beitragen 



Digitized by 



Google 



Große HavcreL Der Beitrag. §§ 137—139. 245 

soll nur, was gerettet ist, und gerettet ist nur der Wert unmittelbar 
nach der Havarieg^osse. Daß man den Marktpreis am Bestimmungs- 
orte zur Grrundlage des Beitragswertes gemacht hat, ist nur aus wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten und auch deshalb geschehen, um eine 
leicht zu fixierende Basis für die Wertsberechnung zu haben. Diese 
beiden Gründe führen aber nicht dazu, den Wert nachfolgender Ver- 
besserungen mit in den Beitragswert der geretteten Gegenstände einzu- 
schließen. Soweit solche Verbesserungen noch bei der Ankunft im Be- 
stimmungshafen vorhanden sind — und das läßt sich leicht konstatieren, 
auch der Wert sich leicht berechnen — muß, um den Beitragswert zu 
ermitteln, ein entsprechender Betrag von dem Marktwert der auf diese 
Weise verbesserten Gregenstände abgezogen werden — und zwar einerlei, 
ob das Schiff oder die Ladung in ihrem Werte erhöht worden ist 
Denn als Basis fiir die Berechnung des Beitragswertes muß stets der 
Marktpreis desjenigen angenommen werden, was sich als den Gefahren 
der See entronnen im Bestimmungshafen dem Auge präsentiert nach 
Abzug der nach dem Havariegrosseereignis gemachten Verbesserungen, 
soweit auch diese den Gefahren der See entronnen sind. Und wenn 
auch wohl nur selten werterhohende Verbesserungen an der Ladung 
gemacht werden, so ist dies doch kein Grund dafür, die Anwendung 
des Grrundsatzes auf den Beitragswert der Ladung auszuschließen. Dieses 
ist aber in unserem Handelsgesetzbuch geschehen. Denn nur für den 
Beitragswert des Schiffes und seines Zubehörs bestimmt das Gesetz im 
§ 717 Abs. 2, daß der noch vorhandene Wert derjenigen Ausbesserungen 
und Anschaffungen abzuziehen ist, welche erst nach dem Havereifall 
erfolgt sind Trotz Gleichheit des Grundes darf dieser Satz nicht auf 
den Beitragswert der Ladung ausgedehnt werden, da das Gesetz letz- 
teren so genau und scharf umgrenzt hat, daß es wider das Gesetz ver- 
stoßen würde, wenn man von dem Marktpreis der Ladung ebenfalls 
einen Betrag für die noch vorhandenen werterhöhenden Verbesserungen 
absetzen wollte. 

§ 189. Fortsetzung. — b) Nachfolgende Belastungen. Ist es 
richtig, was vorhin ausgeführt worden ist, daß zu dem Havariegrosse- 
schaden beitrs^en muß alles, was sich sichtbar als den Gefahren der See 
entronnen präsentiert, so dürfte es für die Berechnung der Beitragswerte 
völlig belanglos sein, ob ein beitragspflichtiger Gegenstand mit einem Pfand- 
rechte belastet ist oder nicht und ob dieses Pfandrecht vor oder nach 
dem Havariegrosseereignis entstanden ist. MitgUeder der Havariegrosse- 
gemeinschaft sind Schiff und I^dung, und Schiff und Ladung müssen 
beitragen in demjenigen Zustand, in welchem sie sich bei Ankunft im 
Bestimmungshafen befinden. Wem Schiff oder Ladung gehören und ob 
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das eine oder andere mit Rechten Dritter belastet ist, ist vollkommen 
gleichgültig. Der Wert desjenigen, was ankonunt, von allen rechtlidien 
Beziehungen losgelöst, ist der Wert, welcher in Havariegrosse beizu- 
tragen hat Ob dann, wenn der Vergütungsberechtigte diese Werte in 
Anspruch nimmt, ihm durch Rechte Dritter der Wert seines Rechtes 
verkümmert werden darf, ist eine Frage der Rangordnung; diese Frage 
hat aber mit dem Havariegrosserecht nichts zu tun. Nehmen wir den 
Fall ah, daß der Marktpreis der geretteten Ladung am Bestimmungs- 
orte lOOOO M. ist, daß aber auf der Ladung zur Höhe von 4000 M. 
ein Pfandrecht lastet, welches dem Pfandrechte des in Havariegrosse 
Vergütungsberechtigten im Range vorgeht, dann sollte der Beitragswert 
der Ladung mit lOOOO M. angenommen werden, wenn auch nur 
6000 M. zur Befriedigung des Vergütungsberechtigten übrig bleiben. 

Das deutsche Recht bestimmt aber, daß, wenn auf einem beitrags- 
pflichtigen Gegenstande eine durch einen späteren Notfall begründete 
Forderung haftet, dieser Gegenstand nur mit seinem Werte nach Ab- 
zug dieser Forderung beitragen soll. HGB. § 722. Diese Bestimmung 
ist offenbar auf den Gesichtspunkt der in rem versio zurückzufuhren, 
daß eine durch einen späteren Unfall begründete Forderung — z. B. die 
Forderung eines Bodmereigläubigers, welcher sein Geld für die not- 
wendige Ausbesserung später entstandener Schäden hergegeben hat, — 
daß eine solche Forderung die beitragspflichtigen Gegenstände vor dem 
Untergange gerettet hat und daher zum eigenen Besten des Vergütungs- 
berechtigten diente. Diese Erwägung sollte aber nicht zu einer Herab- 
minderung des beitragspflichtigen Wertes führen, sondern lediglich von 
Einfluß auf die Rangordnung der verschiedenen Pfandrechte sein. 

Sukzessive Havariegrosseereignisse. Ein gutes Beispiel für 
die Regel des § 722 HGB. liefert der Fall, daß auf einer Reise zu ver- 
schiedenen Malen sich eine Havariegrosse ereignet In einem solchen 
Falle muß zunächst die letzte Havariegrosse dispachiert werden; für 
diese bestehen die beitragspflichtigen Werte in dem Marktwerte der 
geretteten Gegenstände am Bestimmungsorte. Für die nächstvorher- 
gehende Havariegrosse bestehen die Beitragswerte in dem Marktwerte 
der geretteten Gegenstände am Bestimmungsorte nach Abzug der von 
diesen Gegenständen für die letzte Havariegrosse zu zahlenden Beiträge. 
Für die drittletzte Havariegrosse müssen die für die beiden letzten 
Havariegrossen geschuldeten Beiträge von dem Marktpreis am Be- 
stimmungsorte abgezogen werden und so fort Vgl. OLG. I in 91 H. 
22 Seite 56 Spalte 2. 

c) Nachfolgende Ausgaben, Werden nachfolgende Belastungen 
von dem Marktwerte am Bestimmungsorte abgezogen, so dürfen auch 
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Ausgaben, welche nachträglich auf die beitragspflichtigen Gegenstände 
aufjgewandt worden sind, nicht mit in Ansatz kommen. Die Gründe, 
welche für einen Abzug nachfolgender Belastungen sprechen, treffen 
auch auf nachträgliche Ausgaben zu. Letztere müssen daher ebenfalls 
al^ezogen werden. So wird auch folgerichtig bestimmt in York Ant- 
werp Rules 1890 Regel 17. 

Auf Fracht Was den Beitragßwert der Fracht anbelangt, so läßt 
auch das deutsche Recht einen solchen Abzug zu, indem es bestimmt, 
daß nur */g der Bruttofracht beitragen sollen; s. darüber unten § 145. 
Im übrigen läßt das deutsche Recht einen solchen Abzug nur zu bei 
der Ladung und nicht beim Schiffe. 

Auf Ladung. Sieht man von der Fracht ab, welche al^esondert 
berechnet wird, so setzt sich der Wert der Ladung, welche sich in der 
Havariegrossegefahr beiand und durch die Havariegrossehandlung ge- 
rettet wurde, zusammen aus dem Einkaufspreis, der Versicherungs- 
prämie, den bis zum Eintritt des Havariegrosseereignisses etwa veraus- 
lagten Kosten und dem durch einen Verkauf am Bestimmungsorte 
erhofften Gewinn. Wenn man nun den vollen Marktwert am Be- 
stimmungsorte beitragen ließe, so würden in dem Beitrags werte auch 
diejenigen Kosten enthalten sein, welche nach dem Havariegrosse- 
erdgnis aufzuwenden gewesen sind: z. B. Zölle und Gebühren im Be- 
stimmungshafen. Auch würde der Ladungseigner Landungs- und Lager- 
spesen, sowie sonstige nach der Havariegrosse ausgelegte Kosten nicht 
angewandt haben, wenn Schiff und Ladung in der Havariegrossegefahr 
zugrunde gegangen wären. Das Havariegrosseopfer hat also in bezug 
auf diese Ausgaben zu einem Verluste für den Ladungseigner geführt. 
Aus diesem Gedankengange heraus bestimmt daher das Gesetz, daß 
alle diejenigen Ausgaben, welche der Ladungseigner erspart haben 
würde, falls Schiff und Ladung nicht durch das Havariegrosseopfer ge- 
rettet worden wären, von dem Marktwerte der Ladung am Bestimmungs- 
orte al^ezogen werden müssen, um den Beitragswert der Ladung zu 
erhalten. HGB. § 719. Wie wir bereits oben sub b auszufuhren ver- 
sucht haben, dürfte diese gesetzliche Regelung nicht ganz im Einklang 
mit den allgemeinen, das Havariegrosserecht beherrschenden Grundsätzen 
stehen. Solche Ausgaben dürften ebensowenig wie Belastungen mit 
Rechten Dritter den Beitragswert der Ladung beeinflussen, als welcher 
nur derjenige Wert festgesetzt werden müßte, welchen die Ladung als 
solche, unter Abzug der noch vorhandenen nachfolgenden Verbesse- 
rungen, im Bestimmungshafen hat, ohne Rücksicht auf solche Hand- 
lungen und Rechtsgeschäfte, welche die äußere Beschaffenheit der Güter 
unangetastet lassen. Es wäre unseres Erachtens richtiger gewesen, dem 
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Ladungseigner dadurch zu helfen, dafi ihm verstattet worden wäre, sich 
für derartige Ausgaben vor den Vergütungsberechtigten aus dem Ver- 
kaufserlöse seiner Ladung befriedigen zu dürfen. 

Auf das Schiff. Die Argumentation, welche zu der gesetzlichen 
Bestimmung des § 719 gefuhrt hat, trifft auch auf das Schiff zu: der 
Reeder würde nachfolgende Ausgaben erspart haben, wenn Schiff und 
Ladung nicht gerettet worden wären. Hat ein Dritter solche Auslagen 
gehabt, so steht ihm ein Pfandrecht an Schiff und Fracht zu; es han- 
delt sich also um nachfolgende Belastungen, auf welche die Aus- 
führungen sub b Bezug haben: danach muß der Betrag der Auslagen 
von dem Werte des Schiffes am Bestimmungsorte al^ezogen werden. 
Hat der Reeder aber selbst solche Ausgaben gehabt, so bestimmt das 
Gesetz, wie sub a ausgeführt worden ist, daß nur der Wert der noch 
vorhandenen Verbesserungen abgezogen werden darf. Auslagen auf das 
Schiff dürfen also nur in dem Umfange abgezogen werden, als ihnen 
der Wert noch vorhandener Ausbesserungen entspricht. 

Es ist darauf zu achten, daß Abzüge mcht doppelt gemacht werden. 
Ist z. B für die Reparatur des Schiffes Geld von einem Dritten her- 
gegeben worden — wofür dem Dritten ein Pfeindrecht an Schiff und 
Fracht zusteht — , so darf von dem Werte des Schiffes un Bestinmiungs- 
hafen nur der Betrag der nachfolgenden Belastung, d. h. des von dem 
Dritten hergegebenen Geldes abgezogen werden und nicht außerdem 
der Wert der etwa noch vorhandenen mit dem Gelde dieses Dritten 
verschafften Verbesserung. 

Es wäre wohl auch hier angemessener gewesen, kdne differentieUe 
Behandlung von Schiff und Ladung eintreten zu lassen. Folgt man der 
gesetzlichen Regelung, wie sie für die Ladung gegeben worden ist, so 
müßten vom Werte des Schiffes alle diejenigen Auslagen abgezogen 
werden, welche der Reeder erspart haben würde, falls das Schiff in der 
Havari^^ossegefahr untergegangen wäre. Nach der von uns vertretenen 
Auffassung dürften aber derartige Auslagen nicht den Beitragswert des 
Schiffes beeinflussen; es müßte vielmehr dem Reeder für dieselben ein 
VorwegbeCriedigungsrecht gegeben werden, soweit dies pfandrechtlichen 
Grundsätzen gemäß ist. 

§ 140. 4. Beitragspflieht des Tergrfltungsanspruehes. — Wenn 
einer seinen Havariegrosseverlust ersetzt verlangt, so muß er selbst zu 
der von ihm geforderten Ersatzsumme beitragen, und zwar in demselben 
Maße, in welchem auch die übrigen beitragspflichtigen Gegenstände bei- 
zusteuern haben. Wenn also z. B Ladung im Werte von 10 000 M. 
geworfen worden ist und die geretteten G^enstände (Schiff, Fracht und 
übrige Ladung) sind 90 000 M. wert, so sind 10 ^/^ vom Gesamtwert 
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der Havariegrossegemeinschaft aufgeopfert worden; es muß, um den 
Verlust gutzumachen, jedes Mitglied der Gremeinschaft lO^/^ seines 
Wertes beisteuern; es müssen also die geretteten Gegenstände 9000 M. 
bezahlen und die geworfene Ladung selbst 1000 M., so daß im End- 
resultat der geworfenen Ladung 9000 M. vergütet und 1000 M. von ihr 
selbst getragen werden. Wenn der geschädigte Interessent nicht selbst 
zu seinem Verluste beitragen würde, so würde er den vollen Wert 
seines aufgeopferten Eigentumes ersetzt erhalten, die anderen Mitglieder 
der Gemeinschaft aber zwar im Besitze ihres unversehrt gebliebenen 
Eigentumes sein, aber um die dem geschädigten Havariegrosseinter- 
essenten zu zahlende Vergütung ärmer geworden sem. Dies Resultat 
würde aber dem allgemeinen Grundsatz zuwiderlaufen, daß eine gleich- 
mäßige Verteilung stattzufinden hat Der geschädigte Havariegrosse- 
interessent muß so behandelt werden, als ob nicht er, sondern ein 
anderes Mitglied der Gemeinschaft den Schaden erlitten hätte. Vgl. 
York Antwerp Rules 1890 Regel 17. 

Es wird also so angesehen, als ob die aufgeopferten Werte sich 
noch unversehrt am weiteren Fortgange der Aventiure beteiligen, sich 
noch unversehrt an Bord befinden. Daraus folgt einerseits, daß die- 
selben, als ob sie noch vorhanden wären, zu ihrem eigenen Verluste 
beitragen müssen. Daraus folgt auch, wie oben im § 127 ausgeführt 
ivorden ist, daß nachfolgende Ereignisse den Vergütungsanspruch 
schmälern, ja sogar ganz aus der Welt schaffen können. Daraus folgt 
aber auch des weiteren, daß aufgeopferte oder in Havari^jrosse be- 
schädigte Gegenstände so, als ob sie unversehrt geblieben wären, zu 
nachfolgenden Havariegrosseereignissen beitragen müssen. So müssen 
geworfene Güter zu späteren Havariegrosseverlusten beitragen, gerade 
so, als ob sie sich noch unversehrt an Bord befunden hätten, als das 
spätere Havariegrosseereignis eintrat — es sei denn, daß sie durch eine 
spätere Partikularhavarie total verloren und damit auch ihres Vergütungs- 
anspruches verlustig gegangen wären. 

Geborgene Güter. HGB. § 720. Sind geworfene Güter später 
geborgen worden, so bemißt sich die Havariegrossevergütung nach dem 
Unterschiede zwischen deren Gesundwert am Bestimmungsorte und 
deren Wert in beschädigtem Zustande an dem Orte, wohin die Güter 
in Sicherheit gebracht worden sind. Von dieser Differenz müssen ab- 
gezogen werden alle Beträge, welche im Interesse der Ladung allein 
auf dieselbe verwandt worden sind, ferner der Wert aller etwaigen von 
den Gütern erlittenen Partikularbeschädigungen und endlich der Betrag 
aller infolge des Seewurfes etwa gemachten Ersparnisse an Fracht, 
Zollen und anderen Auslagen (s. oben § 131). Zu der Differenz hinzu- 
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gefugt muß aber werden der Bergeloha, da durch die Bergung der 
Verlust, welchen sonst die Havariegrossegemeinschaft zu tragen gehabt 
haben würde, vermindert worden ist 

Die geborgenen Güter müßten beitragen zu allen Havariegfrosse- 
verlusten, welche sich zugetragen haben, sei es vor oder nach dem 
Zeitpunkt, in welchem die geborgenen Güter geworfen worden waren, 
bis zur Ankunft des SchifTes in demjenigen Hafen, in welchem die 
Grüter hätten gelöscht werden sollen. 

Der Beitragswert der geborgenen Güter wird bestimmt durch ihren 
Wert am Orte, wohin sie in Sicherheit gebracht worden sind, zuzüglich 
des Betrages, welcher nach obigem als Havariegrossevergütung in Rech- 
nung gebracht wird, und abzüglich der Fracht, Zolle und anderen Aus- 
lagen. S. oben §§ 139 und unten 143. 

Das Handel^esetzbuch gestattet nun aber dem Eigentümer der 
geborgenen Ladung auch noch auf eine andere Art zu verfahren. Ent- 
weder er reguliert den Schaden wie eben angegeben, oder er betrachtet 
die Sache so, als ob seine Güter nicht über Bord geworfen, sondern 
durch höhere Gewalt ins Meer gespült worden sind. Wählt er diesen 
Weg, dann verzichtet er auf eine Havariegrossevergütung und braucht 
nur zu Havariegrosseverlusten beizutragen, welche vor dem Zeitpunkt 
liegen, in welchem seine Güter geworfen worden sind; zu einem Bei- 
trage für gleichzeitige oder spätere große Havereien darf er dann nicht 
herangezogen werden. HGB. § 720. 

Auslagen. Auslagen, welche in Havariegrosse vergütet werden, 
wie Hilfslohn, Schlepplohn, Leichtermiete, Hafenkosten usw., sind nicht 
beitragspflichtig, da sie weder zu den beitragspflichtigen Gegenstanden 
(Schiff und Ladung), noch zu den beitragspflichtigen Werten (Fracht) 
gehören. Sie sind überhaupt keine Mitglieder der Gemeinschaft und 
sind auch nicht der Havariegrossegefahr ausgesetzt gewesen. Vgl. HGB. 
§717 Nr. 2 (Schaden „am Schiff und Zubehör"). Prot Seite 41 11, 
S. oben § 135. 

§ 141. 5. Zeitpunkt fOr Bestimmung des Beitragswertes. — 
Die Beitragswerte müssen berechnet werden auf den Zeitpunkt, in 
welchem sich Schiff und Ladung definitiv voneinander trennen, auf den 
Zeitpunkt also, zu welchem mit der endgültigen Entlöschung in dem- 
jenigen Hafen begonnen wird, in welchem die Reise endet Alle Ej-- 
eignisse, welche vor diesem Zeitpunkte eintreten und den Wert eines 
beitrs^pflichtigen Gegenstandes mindern, haben zur Folge, daß der von 
den anderen beitragspflichtigen Gegenständen zu zahlende Beitrag sich 
verhältnismäßig erhöht (s. oben § 137 a. E.). Ereignisse aber, welche 
nach diesem Zeitpunkte eintreten und den Wert eines beitragspflichtigen 
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Gegenstandes beeinträchtigen, verändern nicht den für jeden dieser 
G^enstände festgesetzten und von ihm zu zahlenden Beitrag. Es hat 
vielmehr, soweit infolge der Wertverminderung ein beitragspflichtiger 
G^enstand den auf ihn entfallenden Beitrag nicht zahlen kann, dieser 
Umstand einen entsprechenden Verlust für die Verg^tungsberechtigten 
zur Folge. Es haben daher vorher erlittene Schäden eine verhältnis- 
mäßige Erhöhung der Beiträge, nachher erlittene Schäden eine ver- 
hältnismäßige Herabminderung der Vergütung zur Folge. HGB. § 724. 

Bei vorzeitiger Auflösung des Frachtvertrages. Wenn die 
Reise in einem Nothafen aufgegeben wird, der Schiffer aber, bevor 
dieser Entschluß gefaßt wurde, die Ladung gelöscht hatte, um die not- 
wendigen Reparaturen am Schiffe vornehmen lassen zu können, so 
erhebt sich die Frage: soll als Zeitpunkt für die Berechnung der 
Beitragswerte derjenige angenommen werden, in welchem das Unter- 
nehmen aufgegeben und der Frachtvertrag aufgelöst wurde, oder soll 
es bei der allgemeinen Regel sein Bewenden haben, daß hierfür der 
Beginn der Entlöschung maßgebend ist? Eine Entscheidung über diesen 
Punkt ist nicht ergangen. Unserer Ansicht nach hat das Gesetz, indem 
es den Beginn der Entlöschung für maßgebend erklärt, nur den regel- 
mäßigen Fall im Auge, daß die Reise im Bestimmungshafen ihr Ende 
erreicht Die Havari^frossegemeinschaft hört nicht dadurch auf, daß 
Ladung gelöscht wird mit der Absicht, dieselbe wieder einzuladen, sobald 
die Reparatur beendigt ist Die Entlöschung der Ladung wird endgültig 
erst mit dem Zeitpunkte, wo es gewiß wird, daß dieselbe nicht wieder 
eingeladen werden wird. Dieser Zeitpunkt ist im vorliegenden Falle der 
der Auflösung des Frachtvertrs^es. Bis zu diesem Zeitpunkte sind 
daher auch Heuer, Lagerungskosten und andere Auslagen in Havarie- 
grosse zu vergüten. Auf den Zeitpunkt der endgültigen Entlöschung, 
nicht auf den Zeitpunkt der Entlöschung kommt es an. . So auch York 
Antwerp Rules 1890 Regel 17. Wird der Frachtvertrag aufgelöst, be- 
vor Ladung entlöscht ist, so bedeutet in diesem Falle die Entlöschung 
die definitive Trennung von Schiff und Ladung; die Havariegrossegemein- 
schaft endet solchenfalls nicht schon mit der Aufgabe des Unter- 
nehmens, sondern erst mit dem Beginne der Entlöschung. Die Bei- 
tragswerte sind daher auf den letzteren Zeitpunkt zu berechnen. Vgl. 
oben §§ HO Nr. i, 118 sub k, 128 und unten § 155. 

Verlust des Schiffes. Endet die Reise durch Verlust des Schiffes, 
so tritt der Ort, wohin die Ladung in Sicherheit gebracht ist, für die 
Ermittelung der Beitragswerte an die Stelle des Bestinunungsortes. 
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IL Einzelheiten. 

§ 148. — Im allgemeinen bestehen die beitragspflichtigen Werte 
in demjenigen Werte, welchen Schiff, Fracht und Ladung zur Zeit und 
am Orte haben, wo die Reise endet, zuzüglich desjenigen Schadens, 
welcher in Havari^^osse vergütet werden soll 

1. Schiff. Das Schiff nebst Zubehör trägt bei mit dem Werte, 
welchen es in dem Zustand am Ende der Reise bei dem Beginne der 
Löschung hat Von diesem Wert ist der noch vorhandene Wert der- 
jenigen Ausbesserungen und Anschaffungen abzuziehen, welche erst nach 
dem Havereifall erfolgt sind. 

Verkauf von Ladung zur Deckung von Havariegrosserepa- 
raturen am Schiffe. — Hat das Schiff selbst einen Havari^osseschaden 
erlitten, so muß, um den Beitragswert des Schiffes zu ermitteln, der 
Betrag dieses Schadens zu dem Werte des Schiffes am Bestimmungs- 
orte hinzugerechnet werden. Ob der Vergütungsanspruch fiir diesen 
Schaden dem Schiffe zusteht oder nicht, ist gleichgültig. Ist z. B. Ladung 
verkauft worden, um mit dem Verkaufserlöse die Kosten der Reparatur 
eines in Havariegrosse gekappten Mastes zu bezahlen, so hat, obgleich 
das Schiff einen Havariegrosseschaden erlitten hat, doch der Reeder 
keinen Anspruch auf Vergütung, sondern nur der Eigentümer der ver- 
kauften Ladung; diesem muä der Schaden, welcher ihm durch den 
Verkauf seiner Ladung erwachsen ist, so vergütet werden, als ob die Güter 
nicht verkauft, sondern über Bord geworfen worden wären. Der Reeder , 
muß aber zu diesem Schaden beitragen nicht nur mit dem Werte seines 
Schiffes am Bestimmungsorte, sondern auch mit demjenigen Betrage, 
dessen Verteilung auf die Havariegrossegemeinschaft er hätte bean- 
spruchen dürfen, falls er selbst die Kosten der Reparatur des Mastes 
getragen hätte. 

Der noch vorhandene Wert von Ausbesserungen und Anschaffungen, 
welche erst nach dem Havereifall erfolgt sind, darf nicht abgezogen 
werden, wenn wegen eben dieser Ausbesserungen und Anschaffungen 
ein Pfandrecht am Schiffe besteht und dieser Belastung wegen bereits 
ein Abzug gemacht werden muß. Vgl. oben § 139. HGB. § 717. 

§143. 2. Ladung. — In unbeschädigtem Zustande. Ladung, 
welche sich in unbeschädigtem Zustande befindet, trägt bei mit ihrem 
Marktwerte am Orte, wo die Reise endet, oder, wenn die Reise durch 
Verlust des Schiffes endet, mit ihrem Marktwerte am Orte, wohin sie 
in Sicherheit gebracht worden ist. In Ermangelung eines Marktpreises 
oder sofern über den Marktpreis oder dessen Anwendung, insbesondere 
mit Rucksicht auf die Beschaffenheit der Güter, Zweifel bestehen, wird 
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der Wert durch Sachverständige ermittelt Fracht, Zölle und sonstige 
Kosten müssen abgezogen werden. Die Fracht deshalb, weil sie ab- 
gesondert behandelt wird und als ein besonderer beitragspflichtiger Wert 
in der Dispache erschdnt Zu den Kosten gehören z. B. Forderungen, 
welche auf der Ladung haften und durch einen späteren Notfall be- 
gründet sind, so auch Beiträge, welche auf Crrund späterer Havarie- 
grosseereignisse zu leisten sind, femer Landungs-, Lösch- und Lagerungs- 
spesen am Bestimmungsorte u. dgL mehr. Diese Kosten und die Zölle 
sind abzuziehen, weil der Ladungsinteressent dieselben erspart haben 
würde, wenn Schiff und Ladung in der Havarieg^ossegefahr zugrunde 
gegangen wären (s. oben § 139). Über den Zeitpunkt, auf den die 
Beitragswerte zu bestinunen sind, s. oben § 141. HGB. §§ 718 Nr. i, 
719 Nr. I. 

In beschädigtem Zustande. Ladung, welche während der Reise 
verdorben ist oder eine zur grofien Haverei nicht gehörige Beschädigung 
erlitten hat, trägt mit ihrem durch Sachverständige zu ermittelnden 
Verkaufswerte bei, welchen sie an demjenigen Orte hat, wo die Reise 
endet, resp., falls die Reise durch Verlust des Schiffes endet, welchen 
sie an demjenigen Orte hat, wohin sie in Sicherhdt gebracht worden 
ist Über den Zeitpunkt, auf welchen der Wert zu bemessen ist, s. oben 
§ 141. Fracht, Zölle und sonstige Kosten müssen aus dem bereits er- 
wähnten Grrunde auch hier Bbgezogtn werden. HGB. §§ 718 Nr. i, 
719 Nr. 2. 

In Havariegrosse beschädigte Ladung. Ladung, welche durch 
eine Havari^^ossehandlung beschädigt worden ist, trägt nicht nur mit 
ihrem Werte in beschädigtem Zustande bei, wie derselbe nach den 
eben gemachten Ausführungen zu ermitteln ist, sondern auch mit dem 
Betrage des Schadens, dessen Vergütung sie in Havari^^osse bean- 
sprucht (s. oben § 131). Obgleich es das Gesetz nicht ausdrücklich 
sagt, sind auch hier Fracht, Zölle und sonstige Kosten aus dem bereits 
erwähnten Grrunde abzuziehen. HGB. §§ 718 Nr. 2, 719 Nr. 4. 

Aufgeopferte Ladung. Ladung, welche aufgeopfert, also z. B. 
über Bord geworfen oder als Brennmaterial verbraucht oder zur Deckung 
von Havariegrosseausgaben verkauft worden ist, trägt bei mit dem- 
jenigen Betrage, dessen Vergütung sie in Havariegrosse verlangt, s. oben 
§ 131. War die Fracht definitiv vorausbezahlt oder stand sie aus 
anderen Gründen im Risiko des Ladungseigners, so findet ein Abzug 
der Fracht nicht statt Solchenfalls schließt die von der Ladung ge- 
forderte Havariegrossevergütung die Fracht mit ein. In diesem einen 
Falle trägt also die Fracht mit ihrem vollen Betrage bei ohne den 
sonst üblichen Abzug von ^/g (s. unten § 145). Stand die Fracht jedoch 
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im Risiko des Reeders, so muß sie nach Maßgabe der Ausführungen 
oben im § 131 abgezogen werden und erscheint mit */, als besonderer 
Beitragswert zu Lasten des Reeders- HGB. §§ 718 Nr. 2, 719 Nr. 3. 

Nach York Antwerp Rules 1890 Regel 17 findet ein Abzug von 
Fracht, welche im Risiko des Ladungseigners steht, ebenfalls nicht statt. 

Über den Beitragswert von Gütern, welche über Bord geworfen 
und später geborgen worden sind, s. oben § 140. 

§ 144. Ausnahmen. HOB. § 733. — Das Gesetz führt ein^ 
Gegenstande auf, welche als nicht zur eigentlichen Ladung gehörig auch 
nicht zu Havariegrossebeiträgen ä conto der Ladung herangezogen wer- 
den sollen. Haben diese Gegenstände selbst einen Havariegrosseschaden 
erlitten, so soll dieser ihnen vergütet werden. Dann müssen sie freilich 
zu ihrem eigenen Verluste mit dem Werte desjenigen Schadens bei- 
tragen, dessen Vergütung sie in Havariegrosse verlangen. Darüber hinaus 
geht aber ihre Beitragspflicht nicht Soweit sie also selbst von Havarie- 
grossemaßregeln verschont geblieben sind, brauchen sie nicht beizutragen. 
Diese Gegenstände sind: die Kriegs- und Mundvorräte des Schifies, die 
Habe der Schiffsbesatzung und das Reisegut der Reisenden. Gehören 
jedoch der Schiffebesatzung oder den Reisenden Kostbarkeiten, Kunst- 
gegenstände, Geld oder Wertpapiere, und werden diese Gegenstände 
von den Havariegrossemaßregeln betroffen, so tritt eine Havariegrosse- 
vergütung und demgemäß eine Beitragspflicht für diese G^[enstände 
nur ein, fisJls deren Beschaffenheit oder deren Wert bei der Abladung 
dem Schiffer angegeben worden ist HGB. § 723 Abs. i Nr. 2. 

Passagiergut, Effekten. Passagiergut und Effekten der Mann- 
schaft sind von der Beitragspflicht ausgenommen w^en der verhältnis- 
nfiäßigen Geringfügigkeit ihrer Werte und der unter Umständen sehr 
drückenden Last, welche sonst die Passagiere und besonders die Mann- 
schaft zu tragen haben würde. Auch empfiehlt sich deren FreUassung, 
um Schwierigkeiten und Auseinandersetzungen am Ende der Reise zu 
vermeiden, welche kaum des Objektes, das sie beträfen, wert wären. 

Kriegsvorräte. Daß Kriegsvorräte des Schiffes von der Bei- 
tragspflicht ausgenommen sind, rechtfertigt sich dadurch^ daß diese 
Gegenstände nicht etwa Erwerbszwecken des Reeders, sondern dem 
allgemeinen Besten zu dienen bestimmt sind. 

Mundvorräte. Mundvorräte hätten aber nicht aufgenommen 
werden sollen, ebensowenig wie es Kohlenvorräte sind. Beide dienen 
dem Reeder zu Erwerbszwecken, nämlich als Mittel zur Ausfuhrung der 
Fracht- und Überfahrtsverträge. Der Reeder bezahlt sie aus der Fracht. 
Sie stellen das Equlvalent für einen TeU der Fracht dar, nämlich für 
einen Teil des Unterschiedes zwischen der Brutto- und der Nettofracht. 
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Dieser Untwschied wird aber schon bei der Bestimmung des Beitrags- 
wertes der Fracht berücksichtigt, indem der Bdtragswert der Fracht in 
zwei Dritteilen der Bruttofracht besteht Soweit von dem übrigen 
Drittel noch etwas bei Auflösung der Havariegrossegemeinschaft vor- 
handen ist, müßte dasselbe zu den Havariegrossebeiträgen herangezogen 
werden. Es müßten also die Mundvorräte mit dem Werte des noch 
am Ende der Reise Vorhandenen beitragen, unter Abzug desjenigen, 
was an Vorräten nach dem Havereifall angeschafft worden und noch 
vorhanden ist Nach deutschem Rechte tragen jedoch Mundvorrate 
nur mit dem Werte ihres eigenen Schadens bei, welchen sie in Havarie- 
grosse vergütet verlangen. 

Eine Havariegrossevergütung für aufgeopferte Mundvorräte und 
Kohlen tritt nur ein, soweit eine solche nicht bereits in der für auf- 
geopferte Fracht zu leistenden Vergütung enthalten ist. 

Reisegut unter Konnossement Reisegut, über welches ein 
Konnossement ausgestellt worden ist, unterscheidet sich in nichts vom 
gewöhnlichen Frachtgute; es hat daher in gleicher Weise wie die übrige 
Ladung beizutragen und unterfallt nicht der Ausnahmebestimmung des 

§ 723. 

Schiffskasse. Die SchiiTskasse, d. h. Geld, welches dem Schiffer 
mit auf die Reise gegeben worden ist um den Bedürfnissen der Reise 
abhelfen zu können, trägt bei mit demjenigen, was davon noch am 
Ende der Reise vorhanden ist, unter Abzug aller derjenigen Beträge, 
welche dem Schiffer erst nach dem Havereifall zugeflossen sind. Die 
Schiflskasse trägt nicht etwa bei mit ihrem Bestände zur Zdt des Hava- 
riegrosseereignisses, es sei denn, daß nach diesem Ereignisse Gelder aus 
ihr entnommen worden sind für Zwecke, welche mit der Ausfuhrung 
der Reise nichts zu tun haben. Gelder, welche der Schiffer nach dem 
Havereifall zum Zwecke der Ausführung der Reise der Schiffskasse 
entnimmt, ebenso wie Proviant, welcher nach dem Havereifälle ver- 
braucht wird, stehen auf derselben Stufe wie Wertsverringerungen, 
welche die Ladung infolge ihrer natürlichen Beschaffenhdt oder das 
Schiff infolge Abnutzung von der Havereistelle bis zum Bestimmungs- 
orte erleidet 

Die im HGB. § 708 (oben § 132) genannten Gegenstände. 

Die im § 708 HGB. (oben § 132) erwähnten Gegenstände, näm- 
Ech: Deckgüter, Güter, über die weder ein Konnossement ausgestellt 
ist noch das Manifest oder Ladebuch Auskunft gibt, endlich Kostbar- 
keiten, Kunstgegenstände, Geld und Wertpapiere, deren Beschaffenheit 
oder Wert dem Schiffer nicht bei der Abladung angegeben worden ist, 
tragen mit ihrem geretteten Werte, wie andere Güter, bei, obgleich sie. 
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wenn sie selbst einen Havariegrosseschaden erlitten haben, keinen An- 
spruch auf Vergütung haben. 

York Antwerp Regeln 1890. R^el 17 erwähnt nur das Reise- 
gepäck und persönliche Effekten von Reisenden, über welche ein 
Konnossement nicht ausgestellt ist, als Gegenstände, welche nicht zur 
großen Haverei beitragen sollen. 

§ 145. 3. Die Fracht — Die Fracht sollte beitragen mit dem 
Werte, welcher durch das Havari^frosseopfer gerettet worden ist Dies 
ist genau genonunen die Bruttofracht abzüglich aller derjenigen Aus- 
lagen, welche vor dem Havereifall entstanden und aus der Fracht zu 
begleichen gewesen sind, denn die Fracht ist nur mit diesem ihren 
Wert vermindernden Betrage gerettet worden, ähnlich wie Grüter, welche 
vor dem Havereifälle eine Partikularbeschädigung erlitten haben. In 
Gemäßheit der oben im § 139 gemachten Ausiiihrungen wären auch 
alle nachfolgenden Ausgaben abzuziehen, wenngleich nach unserer An- 
sicht dem Reeder hierfür nur ein Vorwegbefriedigungsrecht eingeräumt 
werden sollte (s. ebendaselbst). Dieses würde dazu führen, die Fracht 
mit ihrem Nettowerte beitragen zu lassen. Dies würde auch dem mehr- 
fach hervorgehobenen wirtschaftlichen Gesichtspunkte entsprechen, dem- 
zufolge ein Gegenstand beitragen soll nur mit dem Werte, den er für 
seinen Eigentümer am Ende der Reise bei Auflösung der Gemein- 
schaft hat 

Zwei DritteUe der Bruttofracht werden in der Regel als Nettofracht 
gerechnet; so im Seeversicherungsrecht Wenn aber das deutsche Han- 
delsgesetzbuch nur ^/, der Bruttofracht zur Havariegrosse kontribuieren 
läßt, so hat das, obgleich es im praktischen Resultat auf eine Beitrags- 
pflicht der Nettofracht hinausläuft, doch eine andere Bewandtnis. Das 
abzuziehende ^/j sind nach deutschem Havarieg^osserecht ein Equi- 
valent nur für die nach dem Havereifall entstandenen und auf die Fracht 
entfallenden Ausgaben. Das deutsche Recht geht von dem Gesichts- 
punkte aus, daß durch das Havariegrosseopfer auch die vor dem Haverei- 
fall auf die Fracht gemachten Auslagen gerettet worden sind, da die 
Frachtforderung das einzige Mittel zur Wiedererlangung dieser Auslagen 
sei und diese mit dem Untergange von Schiff und Ladung ebenfalls 
verloren gehe. (Prot S. 2746.) Die Fracht trägt also bei mit zwei 
Dritteilen der Bruttofracht und, falls sie selbst einen Havariegrosse- 
schaden erlitten hat, mit zwei DritteUen desjenigen Betrages, welchen 
sie in Havariegrosse vergütet verlangt. HGB. § 721 Abs. i. 

Demselben Grundsatz folgt das deutsche Recht auch für die Über- 
fahrtsgelder; nur daß hier nicht ein Pauschquantum von ^/g abgezogen 
wird. Um den Beitragswert der Passagegelder zu ermitteln, müssen die 
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nach dem Havereifall auf sie entfallenden Auslagen genau berechnet 
und diese von ihrem Bruttobetrage abgezogen werden. HGB. § 721 
Abs, 2. Diese Berechnung soll nach den York Antwerp Rules 1890 
Regel 17 auch für die gewöhnliche Güterfracht in Anwendung kommen. 

Für aufgeopferte Güter. Ob die Fracht im Risiko des Reeders 
oder des Ladungseigners steht, macht keinen Unterschied. Eine Aus- 
nahme hiervon bildet der Fall, daß Ladung in Havariegrosse aufgeopfert 
worden ist und die Fracht im Risiko des Ladungsinteressenten steht. 
In diesem Falle wird die Fracht, soweit sie im Risiko des Ladungs- 
eigners steht, nicht als ein besonderer beitragspflichtiger Gegenstand 
behandelt Der Beitragswert der Ladung schließt vielmehr diesen Be- 
trag mit ein, da, um den Beitragswert der Ladung zu ermitteln, die 
Fracht nicht abgezogen werden soll Die Fracht trägt also ohne jeden 
Abzug bei Es müßte aber, da dem Reeder durch die Aufopferung 
eines Teiles der Ladung kaum irgend welche Kosten erspart werden, 
ein entsprechender Abzug zugunsten der auf Konto des Reeders zu 
setzenden Beitragswerte gemacht werden. Diesen Schritt hat aber das 
deutsche Recht nicht getan. S. auch Ulrich I S. 178/179. 

§ 146. Fortsetnmg. — Konnossements- oder Charterfracht? 
Die Konnossements- und nicht die Charterfracht trägt zur Havariegrosse bei 
(s. oben § 135 sub b). Es ist üblich und wohl auch dem Wortlaut des Ge- 
setzes entsprechend, die beitragspflichtigen zwei Drittel auf die Konnosse- 
mentsfracht zu berechnen. Wenn also die Charterfracht 900 M. und die 
Konnossementsfiracht 1200 M. beträgt, so tragen 800 M. bei Richtiger 
wäre es wohl, da der Reeder und nicht der Charterer die auf die 
Fracht entfallenden Auslagen zu tragen hat, die zwei Drittel auf die 
dem Reeder zukommende Charterfracht zu berechnen und hierzu die 
Differenz z^^hen Charter- und Konnossementsfracht zu addieren; nach 
dieser Berechnung wären 900 M. beitragspflichtig. 

Bei zusammengesetzten Reisen. Wie verhält es sich mit den 
Beiträgen der Fracht, welche auf einer zusammengesetzten Reise ver- 
dient wird? Ein Schiff fahrt z. B. von Hamburg nach Konstantinopel 
via Antwerpen, Lissabon und Neapel. Hier gilt der Grrundsatz: die 
Fradit teilt das Schicksal der Ladung. Für das Schiff handelt es sich 
immer nur um Eine Reise, nämlich von Hamburg nach KonstantinopeL 
Für die der Fracht zu zahlende Vergütung und für die von der Fracht 
zu lastenden Beiträge endet aber die Reise in demjenigen Hafen, in 
welchem die Ladung gelöscht wird, für welche die Fracht valediert 
Dies ist von Wichtigkeit für den Einfluß, welchen spätere Ereignisse, 
d. h. solche, welche nach der Entlöschung der betreffenden Ladung 
dntreten, auf die Vei^tung und den Beitrag der für diese Ladung 

Si«v«king, S^r^ht. 17 
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valedierenden Fracht haben. Näheres hierüber s. unten §§ 148 
und 149. 

Zeitfracht« Bei der Berechnung der Vergütung oder des Beitrags- 
wertes der Fracht in Fällen, wo es sich um Zeitfracht oder um Fracht 
handelt, welche für eine Aus- und Heinu'eise oder für eine Reise vale- 
diert, welche teils in Ballast, teils mit Ladung ausgeführt wird, muß 
stets folgendes im Auge behalten werden: Fracht kommt nur in Frage, 
soweit sich Ladung, für welche sie valediert, an Bord befindet (s. oben 
§ 135)^ zweitens: wenn ein SchiflT in Ballast fahrt, kann eine Havarie- 
grosse sich nicht ereignen; und endlich: die Konnossements- und nicht 
die Charterfracht ist maßgebend sowohl für die Vergütung wie für den 
zu zahlenden Beitrag. Im übrigen wird bei einer Zeitfracht nur derjenige 
BruchteU in Havariegrosse zu vergüten sein resp. beizutragen haben, 
welcher dem Reiseabschnitte entspricht, auf welchem der Havereifall 
eintrat. 

Distanzfracht. Endet die Reise nicht im Bestimmungshafen, 
wird z. B. das Schiff in einem Nothafen als reparaturunfähig kondem- 
niert, so bestimmt sich der von der Fracht zu leistende Beitrag sowie 
die ä conto der Fracht zu zahlende Vei^tung nach der Hohe der 
geschuldeten Distanzfracht. Es wird so angesehen, als ob die Reise 
im Nothafen ihr bestimmungsgemäßes Ende gefunden hat 

Wenn aber der Reeder, in Erfüllung des ursprünglichen Fracht- 
vertrages, die Ladung auf seine Kosten mit einem anderen Schiffe an 
ihren Bestimmungsort transportiert, so müßte unserer Ansicht nach zur 
Grundlage für die Berechnung des Beitragswertes der Fracht die ganze 
am Bestimmungsorte von der Ladung geschuldete Fracht genommen 
werden; von diesem Betrage wären abzuziehen einmal diejenige Fracht, 
welche der Reeder für den Weitertransport dem andern Schiffe hat 
zahlen müssen, und zweitens ein Drittel derjenigen Fracht, welche 
der Ladungseigner als Distanzfracht dem Reeder hätte zahlen 
müssen, falls das Unternehmen im Nothafen sein Ende gefunden hätte. 
Das OAG. in 69 H. 75 hat eine andere Berechnungsart aufgestdlt; 
nach dieser Entscheidung soll die Fracht kontribuieren nüt zwei Dritt- 
teUen der Differenz zwischen der am Bestimmungsort verdienten Fracht 
und derjenigen Fracht, welche dem zweiten Schiffe für den Weiter- 
transport zu zahlen war. Diese Entscheidung beruhte aber auf dem 
den betreffenden Fall beherrschenden älteren hamburgischen Rechte, 
nach welchem der Reeder unter solchen Umständen verpflichtet war, 
die Ladung auf seine eigenen Kosten weiterzubefordem, Bdden Berech- 
nungsarten, so verschieden sie auch in ihrem Resultate sein mögen, liegt 
der Gedanke zugrunde, daß der dem Reeder verbleibende Überschuß, 
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d. h. die Nettofracht, beitragspflichtig ist Indem die Nettofracht mit 
zwei Dritteilen der Bruttofracht angenommen wird, würde diese Lösung 
auch mit dem vom deutschen Handelsgesetzbuch eingenommenen 
Standpunkte im Resultate übereinstimmen. 

§ 147. 4. Andere beitragspflichtige Werte. — Das Gesetz 
bestimmt ausdrücklich, daß weder Bodmereigeber noch die Heuer der 
Schifisbesatzung beitragspflichtig sind. 

Bodmereigelder. Der Bodmereigläubiger hat für seine Forderung 
ein -Pfandrecht an Schiff", Fracht und Ladung; mit dem Untergange der 
Pfandsache geht ihm auch seine Forderung verloren. Insofern kommt 
das Havariegrosseopfer auch dem Bodmereigläubiger zugute. Die Bod- 
mereigelder sind aber trotzdem nicht beitragspflichtig, weil der Bod- 
mereigläubiger nicht Mitglied der Havariegrossegemeinschaft, sondern 
nur Gläubiger derselben ist (s. oben § 135 sub c). Beitragsberechtigt 
und beitragspflichtig sind bereits die Gegenstände, an denen die Bod- 
mereiforderung haftet; würde neben jenen auch diese für beitragspflichtig 
erklärt, so würde ein und derselbe Wert doppelt beizutragen haben. 
HGB. § 723 Abs. 4. 

Heuer. Aus demselben Grunde darf auch die Heuer nicht zu 
den Havari^^ossebeiträgen herangezogen werden. Die Heuer ist eine 
Summe Geldes, welche ein Mitglied der Gemeinschaft, der Reeder, 
einem Dritten, der Schiffsbesatzung, schuldet Es kommt hier noch 
hinzu, daß der Reeder für die Heuerforderungen, außer mit Schiff" und 
Fracht, auch personlich haftet Allerdings endet mit dem Verluste des 
Schiffes auch der Heuervertrag (Seemanns-0. § 69); das Havariegrosse- 
opfer kommt daher auch der Schiffsbesatzung zugute. Diese Folge be- 
ruht aber zunächst auf einer gesetzlichen Vorschrift; sie entspringt nicht 
allein aus den tatsächlichen Ereignissen. Dann würde aber auch, wenn 
man von der persönlichen Haftung des Reeders absieht, eine Be- 
schwerung der Heuer mit der Beitragspflicht, ebenso wie bei den Bod- 
mereigddem, die doppelte Heranziehung ein und desselben Wertes zu 
den Havariegrossebeiträgen bedeuten. Darum ist, von einer Ausnahme 
abgesehen, die Heuer auch nicht vergütungsberechtigt; denn die Fracht, 
aus welcher der Reeder die Heuer bestreitet, wird bereits zu ihrem 
vollen Betrage vergütet. Diese eine Ausnahme ist der Fall, daß ein 
Schiff* einen Nothafen aufsuchen muß (s. oben § 118 Nr. 4); in diesem 
Falle ist die Nothafenheuer in Havariegrosse zu vergüten. Soweit die 
Heuer aber vergütungsberechtigt ist, muß sie auch zu den Havarie^ 
grosseverlusten beitragen. HGB. § 723 Abs. i Nr. 2 und Abs. 2 
Satz 2. 
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D. Die Verteilung. 

§ 148. Die Yerteilimg (Oispaehe). — Die Feststellung und 
Verteilung der Schäden erfolgt an dem Bestimmungsort und, wenn 
dieser nicht erreicht wird, in dem Hafen, wo cUe Reise endet HGB. 

§ 727- 

Mehrere Bestimmungsorte. — Wenn auf einem Schiffe Güter 
abgeladen werden, welche nach verschiedenen Häfen bestimmt sind, 
oder wenn in einem Zwischenhafen neue Ladung an Bord genommen 
wird, so muß, soweit Havariegrosseschäden und -Verluste am Schiffe 
und an derjenigen Ladung in Betracht kommen, welche im Endhafen 
der Reise entlöscht werden soll, die Feststellung und Verteilung der- 
selben in diesem Endhafen erfolgen. Denn, wie bereits oben im § 146 
hervorgehoben, handelt es sich für das Schiff, auch wenn es verschiedene 
Zwischenhäfen anlaufen und dortselbst Ladung löschen und einnehmen 
soll, immer nur um Eine Reise, während fiir die Ladung und die der- 
selben anhaftende Fracht so viele Reisen in Betracht kommen, als 
Häfen vorhanden sind, in denen die verschiedenen Teile der Ladung 
entlöscht werden sollen. In bezug auf einen Funkt besteht nun keine 
Schwierigkeit: Ladung, welche in einem Zn^öschenhafen gelöscht worden 
ist, samt deren Fracht braucht nicht zu einer Havariegrosse beizu- 
tragen, welche sich im ferneren Verlaufe der Reise ereignet; ebenso- 
wenig braucht aber auch Ladung, welche in einem Zwischenhafen an 
Bord genommen wird, zu einer Havariegrosse beizutragen, welche sich 
auf der Reise nach dem Zwischenhafen ereignet hat. Schwieriger ge- 
staltet sich aber die Sachlage in folgendem Falle. Nehmen wir den 
Fall, daß ein Schiff von Hamburg via Lissabon nach Neapel fahrt und 
in Hamburg zweierlei Art Ladung an Bord nimmt: Ladung A, welche 
in Lissabon, und Ladung B, welche in Neapel gelöscht werden soL 
Nun tritt ein Havereifall auf der Reise zwischen Hamburg und Lissabon 
ein: wie verhält es sich mit der Vergütung und dem Beitrag des Schiffes 
und der nach Neapel bestimmten Ladung B? und nach welchem Rechte 
ist die Dispache aufzumachen, nach dem in Lissabon geltenden portu- 
giesischen oder nach dem in Neapel geltenden italienischen Rechte? 

Schaden am Schiff. Das Schiff darf" selbstverständlich nicht so 
vielen verschiedenen Havariegrosserechten unterworfen werden, als da 
Häfen sind, in denen Ladung gelöscht wird. Die Feststellung und Ver- 
teUung der Schäden erfolgt am Ende der Reise, und es ist ein allge- 
mein anerkannter Grundsatz des internationalen Privatrechtes, daß diese 
Feststellung und Verteilung nach dem Rechte desjenigen Ortes zu be- 
urteUen ist, wo die Dispache aufgemacht wird. RG:. 38 Nr. i. Es 
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würden sich Gründe dafür anführen lassen, das Recht des Abladeortes 
entscheiden zu lassen; noch tndir ließe sich dafür sagen, alle Haverei- 
fälle dem Rechte der Flagge zu unterwerfen; dies ist jedoch nicht der 
Stand der heutigen Rechtsprechung. Nach diesem unterliegt die Hava- 
riegrosse dem Rechte des Dispacheortes, die Dispache ist aufzumachen 
am Ende der Reise, und für das Schiff endet die Reise in Neapel. Alle 
Havariegrosseschäden und -Verluste am Schiffe, in welchem Stadium 
der Reise sie auch entstanden sein mögen, sind daher in Neapel nach 
italienischem Rechte aufzumachen und zu verteilen. 

Schaden an Ladung B. Dasselbe gilt für Schäden und Ver- 
luste an der nach Neapel bestinunten Ladung B und der ihr anhaften- 
den Fracht. Die Reise endet für die Ladung B in Neapel; dort wird 
erst die Gemeinschaft zwischen Schiff und Ladung B aufgelöst Schäden 
und Verluste an der Ladung B können daher nicht vor der Ankunft 
des Schiffes in Neapel dispachiert werden. Auch wenn Ladung B vor 
Lissabon über Bord geworfen sein sollte, so liegt doch nicht der mindeste 
Grrund dafür vor, den Anspruch auf Vergütung dem portugiesischen 
Rechte zu unterwerfen. Der Umstand, daß zufallig andere Ladung in 
Lissabon entlöscht werden soll, kann hieran nichts ändern. Ladung B 
hat mit Lissabon und dem portugiesischen Rechte gar nichts zu tun. 
Anders liegt die Sache natürlich, wenn das ganze Unternehmen in 
Lissabon sein Ende fände, das Schiff dort z. B. wegen Reparaturunfahig- 
kdt kondemniert und dadurch der Frachtvertrag aufgelöst würde. Dann 
würde auch für Ladung B die Reise in Lissabon enden, und die von 
ihr erlittenen Schäden und Verluste müßten in Lissabon nach portu- 
giesischem Rechte aufgemacht und verteüt werden. 

Was nun die Bdtragspflicht von Schiff und Ladung B zu ihren 
eigenen Verlusten anbetrifft, so ist zu bedenken, daß nachfolgende Be- 
schädigungen, Belastungen und Ausgaben den Beitragswert des be? 
troffenen Gegenstandes mindern und dementsprechend die von den 
unverschont gebliebenen Gegenständen zu leistenden Beiträge erhöhen 
(s. oben §§137 und 138 b und c). Tritt z. B. zwischen Lissabon und 
Neapel ein zweiter Havereifall ein, so werden durch das in dieser 
Haverei gebrachte Opfer Schiff und Ladung B gerettet und dadurch 
Gregenstände erhalten, welche zugunsten der Ladung A zu dem vor 
Lissabon eingetretenen Havereifall beizutragen vermögen. Es muß daher 
der Wert des durch den zweiten Havereifall an Schiff und Ladutig B 
entstehenden Pfandrechtes, d. h, die von diesen Gegenständen aus Anlaß 
des zweiten Havereifalles zu zahlenden Beiträge von deren Wert im 
Bestimmungsort Neapel abgezogen werden, um ihren für die erste 
Haverei in Betracht kommenden Beitragswert zu ermitteln. Ebenso 
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verhält es sich mit den auf der Strecke Lissabon-Neapel entstehenden 
Beschädigungen und Kosten. Gehen Schiff und Ladung B vor Neapel 
total verloren, so entfallt jede Beitragspflicht dieser Gegenstände; soweit 
Havariegrosseau^raben vor Lissabon entstanden sind, hat Ladung A 
allem dieselben zu tragen (vgl oben § 127 sub 4 c). 

Schaden an Ladung A. Dagegen müssen Havariegrossescfaaden 
und -Verluste der nach Lissabon bestimmten Ladung A in Lissabon, 
und zwar nach portugiesischem Rechte r^fuliert werden. Für die 
Ladung A kommt allein Lissabon in Betracht; sie hat mit Neapel und 
dem italienischen Rechte ebensowenig zu tun, wie Ladung B mit 
Lissabon und dem portugiesischen Rechte. Hieran ändert auch nichts 
der Umstand, daß das Havariegrosseopfer auf Geheiß des Schiffers ge- 
bracht wird und dieser zunächst Angestellter des Reeders ist; denn in 
Havari^rrossefallen handelt der Schiffer als Vertreter der Gemeinschaft, 
also in demselben Maße als Vertreter der Ladung A wie als solcher 
des Schiffes und der Ladung B. Ladung A hat also einen Anspruch 
darauf, daß ihre Verluste in Lissabon festgestellt und auf diejenigen 
Beitragswerte verteilt werden, welche in Lissabon angekommen änd. 
Da aber eine persönliche Verbindlichkeit zur Entrichtung der Havarie- 
grossebeiträge nicht besteht, so kann Ladung A Zahlung mcht ver- 
langen, bevor Schiff und Ladung B in Neapel angekommen sind. Gehen 
Schiff und Ladung B zwischen Lissabon und Neapel total ver- 
loren, so erhält Ladung A gar nichts; und werden Schiff und Ladung 
B auf der Weiterfahrt beschädigt oder mit Pfändrechten belastet, 
so erhält Ladung A eine Vergütung nur soweit der Wert von 
Schiff und Ladung B durch diese Ereignisse nicht absorbiert wor- 
den ist 

§ 149. Einwendungen. — Gegen vorstehende Regelung konnten 
folgende Einwendungen erhoben werden. 

I. Nach vorstehendem kann sich der Beitrag, welchen Ladung A 
zu Havariegrosseschäden und -Verlusten des Schiffes und der Ladung B 
zu zahlen hat, dadurch erhöhen, daß Schiff und Ladung B auf der 
Fahrt von Lissabon nach Neapel beschädigt oder mit Rechten oder 
Kosten belastet werden; dadurch wird Ladung A abhängig ge- 
macht von den Ereignissen einer Reise, an welcher sie selbst 
keinen Teil nimmt Dies ist jedoch eine notwendige Folge des Um- 
standes, daß sich Ladung A zu einer Havariegrossegemeinschaft nut 
Interessen verbunden hat, welche mit ihren eigenen Interessen nicht zu- 
sammenfallen. Diese Verschiedenheit wird übrigens zum großen Teile 
dadurch ausgeglichen, daß Ladung B für den weiteren Transport auch 
höhere Fracht zu zahlen hat Je großer der von der Fracht der 
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Ladung B zu zahlende Beitrag, desto geringer der Beitrag, welchen 
Ladung A zu zahlen hat 

2. Nach vorstehendem hängt die Vergütung, welche Ladung A für 
eigene Schäden und Verluste erhält, davon ab, daß Schiff und Ladung B 
auf der Weiterreise von Lissabon nach Neapel nicht derart in ihrem 
Werte (durch Beschädigung, Belastung usw.) beeinträchtigt werden, daß 
sie nicht mehr zur Zahlung der auf sie entfallenden Vergütungsquote 
ausreichen. Daß Ladung A derart von den Ereignissen der Weiterreise 
abhängig ist, ergibt sich jedoch mit Notwendigkeit daraus, daß eine 
personliche Verbindlichkeit zur Entrichtung von Havariegrossebeiträgen 
nicht besteht 

3. Nach vorstehendem kann der Beitragswert von Schiff und 
Ladung B, soweit Havariegrosseschäden und -Verluste der Ladung A 
in Betracht kommen, ein höherer sein, als für Havari^frosseschäden und 
-Veriuste des Schiffes und der Ladung B selbst, indem nämlich jene 
in Lissabon, diese in Neapel zu regulieren sind. Der Beitragswert von 
Schiff und Ladung B variiert also, je nachdem der Havereifall im An- 
fange oder am Ende der Reise eintritt und je nachdem Ladung A oder 
Ladung B für die Gemeinschaft geopfert wird. Diese Folge ergibt sich 
aber mit Notwendigkeit aus dem Umstände, daß Ladung A bereits in 
Lissabon aus der Havariegrossegemeinschaft scheidet und, soweit sie 
selbst im Interesse dieser Gemeinschaft gelitten hat, beanspruchen darf, 
daß sie zur Zeit der Trennung und nach dem Rechte des Trennungs- 
ortes entschädigt werde. Ein Ausgleich liegt darin, daß, wenn auch 
Schiff und Ladung B mit einem höheren Werte zum Beitrag heran- 
gezogen werden, sie für die Entrichtung dieses Beitrages doch nur mit 
demjenigen Werte haften, welcher in Neapel ankommt, d. h. abzüglich 
aller späteren Schäden, Lasten und Kosten, soweit letztere dem Pfand- 
rechte der Ladung A im Range vorgehen. 

Praktische Schwierigkeiten ergeben sich nur im Falle der Insolvenz. 
Hiergegen kann man sich jedoch durch ausreichende Kautionen schützen. 

York Antwerp Bules 1890 Regel 18. — Die Parteien können 
verdnbaren, daß die Feststellung und VerteUung der Schäden nach 
irgend einem anderen Rechte, als dem Rechte des Bestimmungsortes, 
zu erfolgen hat Ist vereinbart worden, daß die York Antwerp Rules 
1890 zur Anwendung kommen sollen, so hat dies, wie Regel 18 aus- 
drücklich bestimmt, die Bedeutung, daß an sich das Recht des Be- 
stintunungsortes oder welches andere Recht sonst ohne die Klausel as 
per York Antwerp Rules 1890 zur Anwendung zu bringen wäre, maß- 
gebend und dieses Recht nur insoweit aufgehoben sein soll, als es durch 
die York Antwerp Rules modifiziert wird. 
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• 

Über die Dispachierung verschiedener nachdnander eintretender 
Havereifälle s. oben § 139 sub b a, E. 

§ 160. Die Dispache. — Die Vergütungsberechtigten haben 
wegen der von dem Schiffe und der Fracht zu entrichtenden Beitrage 
die Rechte von Schiffsgläubigem. Auch in Ansehung der beitrags- 
pflichtigen Güter steht ihnen an den einzelnen Gütern wegen des von 
diesen zu entrichtenden Beitrags ein Pfandrecht zu. HGB. § 725. 
Näheres hierüber s. unten §§ 206 und 198. 

^ Wann hat die Aufmachung zu geschehen? Sogleich bei 
Ankunft im Endhafen der Reise ist der Schiffer verpflichtet, die Auf- 
machung der Dispache ohne Verzug zu veranlassen. Jeder Beteiligte 
hat gegen den Reeder oder den Schiffer, nach seiner Wahl, einen klag- 
baren Anspruch darauf, daß eine Dispache ohne Verzug aufgemacht 
werde. Dieser Anspruch verjährt in einem Jahre; die Verjährung be- 
ginnt mit dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Forderung fallig 
geworden ist HGB. §§ 754 Nr. 9, 903 Nr. 4. 87 H. 10 OLG. IL Jeder 
Verzug auf selten des Schiffers macht ihn persönlich und den Reeder 
mit Schiff und Fracht haftbar für allen aus der Verzögerung entstehenden 
Schaden. Außerdem hat jeder Beteiligte, wenn die Aufmachung der 
Dispache nicht rechtzdtig bewirkt wird, das Recht, von sich aus die 
Aufmachung in Antrag zu bringen und zu betreiben. Dieses Recht 
kann aber, wie das OLG. I in 90 H. 5 ausführt, seinem Wesen nach 
nur einmal ausgeübt werden: wer es zuerst ausübt, übt es ein für allemal 
für alle Beteiligten aus. Es kann also nicht nachträglich ein anderer 
Beteiligter die Aufmachung der Dispache noch einem anderen Dispacheur 
übertragen. HGB. § 728. 

Wer hat die Dispache aufzumachen? Im Gebiete des 
deutschen Handelsgesetzbuches wird die Dispache durch die ein für 
allemal bestellten oder in deren Ermangelung durch die vom Gerichte 
besonders ernannten Personen (Dispacheure) aufgemacht Natürlich 
bleibt es den Parteien unbenommen, sich nicht an diese amtlichen 
Dispacheure zu wenden, sondern Privatpersonen mit der Aufmachung 
der Dispache zu betrauen. Die im folgenden kurz referierten Bestim- 
mungen des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit vom 17. Mai 1898 treffen nur den Fall, daß ein amtlicher 
Dispacheur mit der Aufmachung der Dispache betraut worden ist 

Lehnt ein amtlicher Dispacheur den Auftrag eines Beteiligten zur 
Aufmachung der Dispache aus dem Grunde ab, wdl ein Fall der 
großen Haverei nicht vorliege, so steht es dem Beteiligten frei, eine 
gerichtliche Entscheidung darüber herbeizuführen, ob ein Fall der 
großen Haverei vorliegt oder nicht, und, wenn das Gericht die Frage 
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bejaht, durch dasselbe feststellen zu lassen, daß der Dispacheur zur 
Aufmachung der Dispache verpflichtet sei. Weigert sich der Dispacheur 
auch dann noch, die Dispache aufzumachen, so bleibt kein anderer 
Ausweg, als die Aufinachung durch eine andere Person zu betreiben 
und den Dispacheur für die daraus erwachsenen Extrakosten und allen 
etwa durch seine Weigerung entstandenen Schaden verantwortlich zu 
machen. Gesetz, betr. freiw. Gerichtsbarkeit § 150. 

Jeder Beteiligte ist verpflichtet, die zur Aufmachung der Dispache 
erforderlichen Urkunden, soweit er sie zu seiner Verfügung hat, nament- 
lich Chartepartien, Konnossemente und Fakturen, dem Dispacheur mit- 
zuteilen. HGB. § 729 Abs. 2. Wird die Dispache von einem amt- 
lichen Dispacheur aufgemacht, so kann auf dessen Antrag das Gericht 
einem Beteiligten unter Androhung von Ordnungsstrafen bis zu einem 
jedesmaligen Betrage von M. 300 au%eben, die in seinem Besitz be- 
findlichen betreffenden Schnflstücke dem Dispacheur auszuhändigen. 
Freiw. GerichtsbarkeitsG. § 151. 

Anfechtung. Die gemäfi der Aufmachung auf jeden Beteiligten 
entfallenden Beträge können im Wege der Klage vor den ordentlichen 
Gerichten eingezogen resp. angefochten werden. Um solche Weite- 
rungen zu vermeiden, ist für den Fall, daß die Dispache von einem 
amtlichen Dispacheur aufgemacht worden ist, ein Verfahren eingerichtet 
worden, nach welchem jeder Beteiligte die gerichtliche Bestätigung der 
amtlichen Dispache in Antrag bringen kann. Die gerichtliche Be- 
stätigung erfolgt sodann in demjenigen Umfange, in welchem ein 
Widerspruch gegen die Dispache nicht erhoben worden ist Das 
Nähere über dieses Verfeihren ist aus den §§ 153 — 158 des zitierten 
Gesetzes zu ersehen. Dieses Verfahren bietet den Vorteil, daß aus 
einer gerichtlich bestätigten Dispache sofort Zwangsvollstreckung be- 
trieben werden kann und nicht erst die von einem Beteiligten zu 
leistenden Beiträge im Wege der Klage eingefordert werden müssen. 

Für die Verrichtungen, welche den Gerichten in Ansehung der von 
den amtlichen Dispacheuren aufzumachenden Dispachen obliegen, ist 
das Amtsgericht des Ortes zuständig, an welchem die VerteUung der 
Havereischäden zu erfolgen hat. Freiw. GerichtsbarkeitsG. § 149. 

Verjährung. Der Anspruch auf die Beiträge zur großen Haverei 
verjährt in einem Jahre. Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des 
Jahres, in welchem die Ablieferung der Güter erfolgt ist und, soweit 
verlorene Grüter in Betracht kommen, mit dem Ablauf des Jahres, in 
welchem das Schiff den Bestimmungsort erreicht hat. HGB. §§901, 
903 Nr. 2, 904. 

Nach einer Entscheidung' des OLG. II aus dem Jahre 1886 



Digitized by 



Google 



266 Zweites Buch. 13. Kapitel. 

(87 H. 10) soll der Umstand, ob überhaupt und wann die Dispache 
aufgemacht worden ist, auf den Lauf der Verjährung keinen Einfluß 
haben. Dieses Resultat erscheint als durchaus unbillig. Es kann vor- 
kommen, daß bei sehr verwickelten Verhältnissen die Aufmachung der 
Dispache lange Zeit, mehrere Monate, ja, über ein Jahr in Anspruch 
nimmt Die Beiträge können aber nicht bezahlt werden, bevor nicht 
deren Höhe in der Dispache festgestellt worden ist So kann der Fall 
eintreten, daß ohne irgend jemandes Schuld die Höhe der Vergütung 
und der zu leistenden Beiträge nicht innerhalb der Verjährungsfrist der 
§§901 und 903 festgestellt werden kann, die Ansprüche also verjährt 
sind, bevor die Beteiligten wissen, was sie zu erhalten resp. zu bezahlen 
haben. Kommt das Schiff z. B. Ende Dezember im Bestimmungshafen 
an, so braucht die Aufmachung der Dispache nur etwas über ein Jahr 
zu dauern, um dieses Resultat herbeizuführen. Nun findet äch im 
Bürgerlichen Gesetzbuch folgende Bestinunung (§ 201): 

„Die Verjährung der in den §§ 196, 197 bezeichneten An- 
sprüche beginnt mit dem Schlüsse des Jahres, in welchem der 
nach den §§ 198 — 200 maßgebende Zeitpunkt eintritt (z. B. der 
Zeitpunkt der Entstehung der Forderung). Kann die Leistung erst 
nach dem Ablauf einer über diesen Zeitpunkt hinausreichenden 
Frist verlangt werden, so beginnt die Verjährung mit dem Schlüsse 
des Jahres, in welchem die Frist abläuft" 

Diese Vorschrift findet Anwendung, wenn eine Leistung aus irgend 
welchem Grunde erst nach dem sonst (in Gemäßheit der §§198 bis 
200) maßgeblichen Zeitpunkt gefordert werden kann. Diese Voraus- 
setzung ist im vorliegenden Falle gegeben: die Havariegrossevergütung 
kann erst gefordert werden, wenn deren Betrag und die Höhe der von 
den einzelnen Gegenständen zu leistenden Beiträge festgestellt, d. h. die 
Dispache aufgemacht worden ist, wenn auch der Anspruch auf eine 
Vergütung bereits mit dem Havariegrosseopfer begründet und der für 
die Verjährung maßgebende Zeitpunkt derjenige ist, in welchem die 
Güter abgeliefert werden resp. die Reise ihr Ende gefunden hat Nun 
bezieht sich allerdings der § 201 nur auf die in den §§196 und 197 
BGB. aufgeführten Ansprüche. Dies sind aber, ebenso wie die see- 
rechtlichen Ansprüche der §§ 901 ff. HOB., solche, für welche eine kurze 
Verjährungsfrist eingeführt worden ist, und bei welchen, gerade in An- 
betracht dieser kurzen Verjährungsfrist, die Verjährung erst mit dem 
Schlüsse des Jahres beginnen soll, in welchem sie vor Einfuhrung des 
neuen Rechtes begonnen haben würde. Das Handelsgesetzbuch hat 
denn auch für die seerechtlichen Ansprüche die für kurz verjährbare 
Ansprüche im Bürgerlichen Gesetzbuche getroffene Anordnung über- 
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nommen, nach welcher die kurze Verjährung erst mit dem Schlüsse 
eines Jahres und nicht bereits mit dem Ablauf eines Tages beginnen 
soll, in dessen Verlauf ein bestimmtes Ereignis eintritt Diese Anord- 
nung ist keine einen singulären Fall betreffende Bestimmung, sondern 
gehört untrennbar zu dem dem modernen Bedürfnisse entsprechend 
ausgebauten Institut der kurzen Verjährung. Dazu gehört aber auch 
die zweite im § 201 BGB. getroffene Bestimmung, und es dürfte nicht 
nur der Billigkeit, sondern auch dem Gedanken des Gesetzes ent- 
sprechen, diese Vorschrift auch auf den hier vorliegenden und in allen 
anderen Punkten den Verjährungsbestimmungen des Bürgerlichen Gesetz- 
buches entsprechend behandelten Fall anzuwenden — auch ohne daß 
das Handelsgesetzbuch dieses ausdrücklich bestimmt Die Entscheidung in 
87 H. IG steht dem nicht entgegen, da diese auf Grund des alten Rechtes 
ei^angen ist Danach würde, wenn die Dispache nicht bereits inner- 
halb desjenigen Jahres fertiggestellt ist, mit dessen Ablauf die ein- 
jährige Verjährung beginnt, die Verjährung stets erst mit dem Ablaufe 
des Jahres binnen, in welchem die Dispache fertiggestellt worden ist. 

Der Schiffer darf Güter, auf denen Havereibeiträge haften, vor der 
Berichtigung oder SichersteUung der letzteren nicht ausliefern, widr^en- 
falls er für die Beiträge persönlich verantwortlich wird. HGB. § 731 
Abs. I. Näheres hierüber s. unten § 202. 

Ebenso darf auch das Schiff den Hafen, in welchem die Fest- 
stellung und Verteilung der Schäden zu erfolgen hat, nicht verlassen, 
bevor für die von dem Schiffe zu leistenden Beiträge den Ladungs- 
beteiligten Sicherheit bestellt worden ist HGB. § 730. Näheres hier- 
über s. unten § 202. 
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Rücktritt vom Frachtvertrage. 
§ 151. Bflektrltt Tom Frachtverträge während der Beise. — 

Tritt der Reeder, nachdem das Schiff die Reise angetreten hat, will- 
kürlich vom Frachtverträge zurück und stellt die Reise ein, so ist er 
allen Beteiligten gegenüber verpflichtet, den ihnen aus seiner Handlungs- 
weise erwachsenden Schaden zu ersetzen. 

Der Befrachter kann nach dem Antritte der Reise vom Vertrage 
nicht zurücktreten und nicht die Auslieferung seiner GKiter verlangen, 
falls zum Zwecke der Wiederausladung der Grüter der Schiffer genötigt 
wäre, die Reise zu ändern oder einen Hafen anzulaufen — es sei denn, 
daß der Reeder mit dem Rücktritte des Befrachters einverstanden ist 
HGB. § 582 Abs. 3. Sonst darf der Befrachter zurücktreten, wenn er 
folgende Bedingungen erfüllt: er muß die volle Fracht nebst allen 
Nebengebühren, sowie das etwaige Liegegeld, ausgelegte Zölle und 
sonstige Auslagen berichtigen und etwaige auf den Gütern haftende 
Beiträge zur großen Haverei, Bergungs- und Hilfskosten und Bodmerei- 
gelder bezahlen oder sicherstellen, bevor er die Wiederausladung seiner 
Grüter fordern kann. Ferner muß er dem Reeder den Schaden ersetzen, 
welcher aus dem durch die Wiederausladung verursachten Aufenthalte 
entsteht, und, soweit die vom Reeder zu tragenden Kosten der Ent- 
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löschung (s. unten § 186) den Betrag übersteigen, welcher bei der be- 
stimmungsgemäßen Entlöschung der Güter von ihm aufzuwenden ge- 
wesen wäre, muß der Befrachter auch diese Mehrkosten ersetzen. HGB. 
§ 582 Abs. I und 2. 

Sind bei einer Teilbefrachtung mehrere Befrachter oder bei einer 
Stöckgutladung mehrere Ablader oder Empfanger vorhanden, und will 
nur einer von ihnen oder ein Teil derselben zurücktreten und würde 
eine Wiederausladung ihrer Güter die Reise verzogern oder eine Um- 
stauung der anderen Güter vemotwendigen, so müssen auch die übrigen 
Befrachter, Ablader oder Empfanger ihre Zustimmung geben, bevor der 
Rücktritt unter den obigen Bedingungen erfolgen kann. HGB. §§ 587 
Nr. 2, 589. Über Antritt der Reise vgl. die Ausfuhrungen oben §§ 45 
und 50. 

Auflteung des Frachtvertrages infolge Zufalls nach Antritt 

der Reise. 

§ 158. — Bei Besprechung der Fälle, in denen ein Frachtvertrag 
vor Antritt der Reise aufgelöst wird, war die Unterscheidung gemacht 
worden zwischen Ereignissen, deren Eintritt die Ausfuhrung des Fracht- 
vertrages unmöglich macht, und solchen, welche nur die Ausfuhrung für 
kürzere oder längere Zeit verzögern. Ereignisse der ersteren Art hatten 
die Auflösung des Frachtvertrages ipso facto zur Folge, ohne daß ein 
Kontrahent zur Entschädigung des anderen verpflichtet wäre. Ereignisse 
der letzteren Art machen dem Frachtvertrage nicht von selbst dn Ende, 
sondern geben den Parteien nur das Recht, unter gewissen Bedingungen 
vom Vertrage zurückzutreten (s. oben § 5 1 ft). Dieselbe Unterscheidung 
muß auch hier gemacht werden: Ereignisse, welche nach Antritt der 
Reise eintreten, können entweder die Fortsetzung der Reise unmöglich 
machen oder derselben nur auf kürzere oder längere Zeit hindernd in 
den W^ treten. Bei ersteren tritt Auflösung des Frachtvertrages ipso 
fiacto ein, bei letzteren nur infolge Rücktrittserklärung einer der Parteien. 
Der Hauptunterschied zwischen diesen und den in den §§ 5 1 ff. be^ 
sprochenen Fällen besteht darin, daß hier bereits ein Teil des Fracht- 
vertrages zur Ausfuhrung gekommen ist 

L Yerlngt des Schiffes. Distsüzfiraeht — Geht das Schiff 
nach dem Antritte der Reise durch einen Zufall verloren, so endet der 
Frachtvertrag. Wann ein Schiff im Sinne dieser Bestinunung als ver- 
loren zu gelten hat, ist bereits oben im § 52 besprochen worden. Da 
das Schiff aber bereits die Reise angetreten hatte, als es verloren ging, 
ist der vom Reeder übernonmiene Transport der Ladung bereits zum 
Teil zur Ausführung gekommen. Für diese teilweise Ausführung des 
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Vertrages gebührt ihm ein entsprechender Teil der Fracht (Distanz- 
fracht). HGB. § 630 Abs. I. Bei Bemessung der Distanzfracht ist nidit 
nur auf die Meilenzahl, d. h. darauf Rücksicht zu nehmen, welche Strecke 
das Schiff bereits zurückgelegt hatte und welche Strecke es noch hätte 
zurücklegen sollen. In Berechnung müssen auch die Kosten gezogen 
werden, welche das Schiff bereits aufgewandt hatte, als es verloren 
ging, und welche bis zur Erreichung des Bestimmungshafens noch auf- 
zuwenden gewesen wären. So ist es von großem Einfluß auf die Be- 
messung der Distanzfracht, ob ein Dampfer, welcher z. B. den Suez- 
kanal zu passieren hat, verloren geht, bevor oder nachdem er den 
Kanal durchfahren hat; denn die Kanalgebühren stellen einen ganz er- 
heblichen vom Reeder aus der Fracht zu bestreitenden Posten dar- 
Ebenso sind die Gefahren und Mühen zu berücksichtigen, welche mit 
dem zurückgelegten und dem noch unvollendeten Teil der Reise durch- 
schnittlich verbunden sind. Endlich kommt auch das Verhältnis an Tj6X 
in Betracht, welche für den zurückgelegten und für den unvollendeten 
Teil der Reise aufzuwenden gewesen war. Alle diese Momente können 
eine bloß auf Grund der Meilenzahl angestellte Berechnung der Distanz- 
fracht erheblich modifizieren. HGB. § 631. 

Ist ein Schiff von der Unfallstelle zu einem auf der bereits durch- 
fahrenen Strecke liegenden Hafen oder zum Abgangshafen zurücl^ekehrt, 
so ist nicht dieser Hafea in welchem die Reise endet, für die Berech- 
nung der Distanzfracht maßgebend, sondern vielmehr derjenige dem 
Bestimmungshafen am nächsten liegende Punkt, welchen das Schiff 
erreicht hat Erleidet z. B. ein Schiff auf der Reise von Hamburg 
nach New York in der Nähe von Portsmouth Havarie und kehrt infolge- 
dessen nach Hamburg zurück, wo der Frachtvertrag wegen Reparatur- 
unwürdigkeit des Schiffes aufgelöst wird, so hat die Ladung Distanz- 
fracht bis nach Portsmouth zu zahlen. Und liegt der dem Bestimmungs- 
orte nächste Punkt, welchen das Schiff erreicht hatte, im offenen Meere, 
so ist die Entfernung vom Abgangsorte bis zu diesem Punkte zur 
Grundlage für die Berechnung der Distanzfracht zu nehmen. HGB. 
§ 634 Abs. 6. 

Zureise in Ballast. Läuft das Schiff unter einer Charter, nach 
welcher es zur Einnahme der Ladung erst eine Zureise in Ballast nach 
dem Abladungshafen zu machen hat, so kommt Distanzfracht nur in 
Frage, wenn das Schiff die Zureise vollendet und den Abladehafen er- 
reicht hat. Geht es vorher auf der Zureise unter, braucht der Befrachter 
keine Fracht zu bezahlen. Geht es aber, nachdem es den Abladehafen 
erreicht hat, verloren, so wird Distanzfracht nach den obigen Grrund- 
sätzen geschuldet, einerlei, ob das Schiff bereits die Reise aus dem 
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Abladehafen angetreten oder daselbst überhaupt noch keine Ladung 
eingenommen hatte. HGB. § 640 Abs. i. S. oben § 63. 

Andere zusammengesetzte Reisen. Handelt es sich um eine 
Aus- und Heimreise oder um andere zusammengesetzte Reisen, so 
kommen dieselben Grundsätze zur Anwendung, falls dem nicht die 
Natur und der Inhalt des Vertrages entgegenstehen: Distanzfracht wird 
geschuldet, sobald und soweit der Frachtvertrag zur Ausführung ge- 
langt ist HGB. § 640 Abs. 2 (s. oben § 63). Ist als Betrag der für 
eine Aus- und Heimreise valedierenden Fracht eine einheitliche (Pauschal-) 
Summe festgesetzt worden, so gibt das Seeversicherungsrecht einen 
Anhalt dafiir, wieviel als Fracht der Ausreise und wieviel als Fracht 
der Heimreise berechnet werden kann. § 798 Abs. 3 HGB. bestinmit 
nämlich: 

„Sind die Fracht der Hinreise und die Fracht der Rückreise 
unter einer Versicherungssunmie versichert, ohne daß bestimmt ist, 
welcher Teil der Versicherungssunmie auf die Fracht der Hinreise 
und welcher Teil auf die Fracht der Rückreise fallen soll, so wird 
die Hälfte auf die Fracht der Hinreise, die Hälfte auf die Fracht 
der Rückreise gerechnet" 

Die allgemeinen Seeversicherungsbedingungen von 1867 berechnen 
m § 21 Abs. 4 fiir die Fracht der Hinreise ^/g und für die Fracht 
der Zurückreise */, der Gesamtfracht Diese Bestinmiung beruht auf 
einer grofien praktischen Erfahrung und, wenn dieselbe auch nicht 
unter allen Umständen für die Berechnung der Distanzfracht bei einer 
nicht zu Ende geführten Aus- und Heimreise bestimmend sein darf, so 
bietet sie doch in Zweifelsfallen einen Maßstab, mit welchem das einem 
jeden TeUe Zukommende richtig abgemessen werden kann. So hat 
das Handelsgericht in dem 70 H. 349 entschiedenen Falle ohne wei- 
teres auf Grund der Seeversicherungsbedingungen für die Fracht der 
Ausreise ^/^ der Gesamtfracht berechnet und, da das Schiff auf der 
Heimreise verunglückte, dieses Drittel nebst einer dem zurückgelegten 
Teile der Heimreise entsprechenden Quote der übrigen */, als Distanz- 
fracht zugebUligt Dieser Standpunkt hat auch die BUligung des Reichs^ 
Oberhandelsgerichtes in ROHG. 3 Nr. 55, woselbst die Entscheidung des 
HG. in 70 H. 349 aufrecht erhalten wurde, gefunden. 

Haftungsgrenze für Distanzfracht Der Reeder hat wegen 
der Distanzfracht ein Pfandrecht an der Ladung. Der Anspruch auf 
Distanzfracht erschöpft sich aber auch in dem Werte der Ladung zur 
Zeit der Auflösung des Frachtvertrages. Der Ladungseigner haftet nur 
mit diesem Werte und nicht darüber hinaus. Ist die Ladung total ver- 
loren, so wird auch keine Distanzfracht geschuldet (s. unten § 153). 
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Die Begrenzung der Distanzfracht auf den Wert der geretteten Güter 
bedeutet aber nicht, daß dieser Anspruch dinglicher Natur ist Viel- 
mehr haftet der Ladungsinteressent personlich fiir die volle nactwrt>igem 
zu bemessende Distanzfracht Sind die Güter weniger wert, so muß 
der Ladungsinteressent, und nicht etwa der Reeder, beweisen, daß und 
um wieviel weniger wert dieselben sind als die geschuldete Distanz- 
fracht OLG. I in Bf. I 427/05, 112/06. Es haftet selbstverständlich 
der wirkliche Wert der Ladung und nicht ein fiktiver Wert Ein Schifi 
verunglückte während der Reise und versank mit der Ladung. Der 
Ladungseigner verkaufte die Ladung in gesunkenem Zustande für 
M. 1200. Der Käufer barg die Ladung und verkaufte dieselbe für 
M. 7000. Der Ladungseigner behauptete, daß er nur mit NL 1200 
fiir die Distanzfracht aufzukommen habe. Das Oberlandesgericht ent- 
schied aber, daß die Ladung mit ihrem effektiven Werte für die Distanz- 
fracht hafte; dieser Wert aber betrüge, wie der Verkauf g^ezeigt habe, 
M. 7000 abzüglich der Bergungskosten; da nach diesem Abzüge ge- 
nügend verblieb, um die volle Distanzfracht zu zahlen, so wurde der 
Ladungseigner dem Klagantrage des Reeders gemäß verurteilt 80 H. 78 
OLG. HGB. § 630 Abs. 2. 

§ 158. 8L Yerlnst der Ladung. — Gehen nach dem Antritte 
der Reise die Güter durch einen Zufall verloren, so endet der Fracht- 
vertrag, ohne daß ein Teil zur Entschädigung des anderen verpflichtet 
ist; insbesondere ist weder Fracht noch Distanzfracht zu zahlen. HGB. 

§ 633- 

Die Ladung muß aber durch einen Zufall verloren gegangen sein. 
Dies ist nicht der Fall, wenn z. B. Ladung infolge ihrer natürlichen 
Beschaffenheit, namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhn- 
liche Leckage verloren geht S. unten § 178. 

Ein Verlust im Sinne des § 633 liegt dag^en vor, wenn infolge 
der Gefahren der See der Schiffer gezwungen ist, Ladung über Bord 
zu werfen oder, wegen des havarierten Zustandes des Schiffes oder der 
Ladung, einen Teil der letzteren in einem Zwischenhafen zurückzulassen 
und derselbe sich dort als unverwertbar erweist, sei es, weil die Be- 
hörden aus polizeilichen, z. B. sanitären Rücksichten dessen Vernichtung 
anordnen oder weil sich kein Käufer findet resp. der Verkaufserlös nur 
die Verkaufskosten deckt. ROHG. 2$ Nr. i S. 13 — 15. In keinem dieser 
Fälle ist auf Grund des Frachtvertrages ein Teil zur Entschädigung des 
anderen verpflichtet, im ersteren Falle tritt eine Vergütung nur auf 
Grund der besonderen gesetzlichen Bestimmungen des Havariegrosse- 
rechtes ein. 

Dagegen sind Güter nicht verloren, welche während der Reise ver- 
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kauft oder zwar geworfen, aber später geborgen worden sind (s. unten 
§ 179 sub I — 5 und 7). Ebensowenig sind Güter im Sinne des § 633 
verlor^, welche ohne Wissen des Schiffers an Bord gekommen sind 
und welche derselbe später wegen ihrer gefahrlichen Beschaflfenheit oder 
wegen Kriegsgefahr hat über Bord werfen müssen. Im erstgenannten 
Falle ist an die Stelle der Ladung ein Geldäquivalent getreten, in den 
beiden letzten Fällen ist der Verlust nicht auf die Gefahren der See, 
sondern auf ein Verschulden des Befrachters zurückzuführen. 

Yerlust eines Teiles der Ladung. — Dieselben Regeln finden 
Anwendung, wenn ein Teil der Ladung im Sinne des § 633 verloren 
g^angen ist In bezug auf diesen Teil endet der Frachtvertrag, für 
diesen Teil ist keine Fracht zu bezahlen. HGB. § 636 Abs. 3 und 4. 

§ 154. 3. Diireli das Schiff Terorsacliter Aufenthmlt — 
Wenn das Schiff in der Fortsetzung der Reise durch die oben im § 57 
aufgezahlten Ereignisse (Krieg, Blockade, Embargo und andere Ver- 
fügungen von hoher Hand) aufgehalten wird, so gibt dies nur ein Recht, 
vom Vertrage zurückzutreten. Diese Ereignisse machen dem Vertrage 
nicht von selbst ein Ende. Erfolgt eine Rücktrittserklärung nicht, so 
bleibt der Vertrag in Kraft; erfolgt die Rücktrittserklärung, so endet 
der Vertrag, ohne daß, von der Verpflichtung zur Zahlung von Distanz- 
firacht abgesehen, ein Teil zur Entschädigung des anderen verpflichtet 
wäre. 

Bricht während der Reise ein Krieg aus, infolgedessen das Schiff 
nicht mehr als frei betrachtet werden kann und der Gefahr der Auf- 
bringung ausgesetzt sein würde, so können Reeder oder Befrachter 
sofort ihren Rücktritt erklären. Wird das Schiff aber durch die anderen 
oben § 57 aufgezählten Ereignisse in der Fortsetzung der Rei$e auf- 
gehalten, so müssen die Parteien erst eine bestimmte Zeit auf die Be- 
seitigung oder den W^all des ffindernisses warten, bevor sie vom 
Vertrage zurücktreten dürfen. Besteht das Hindernis nach Ablauf 
dieser Wartezeit fort, so sind die Parteien befugt, ihren Rücktritt zu 
erklären. Die Wartezeit beträgt drei Monate, wenn zur Zeit, als der 
Schiffer von dem Hindernis erfuhr, das Schiff nach einem Hafen fuhr 
oder in einem Hafen sich befand, welcher in Europa oder an den 
Küsten des Mittelländischen, Schwarzen oder Asowschen Meeres liegt. 
War das Schiff auf der Fahrt nach einem anderen außereuropäischen 
Hafen begriffen oder lag es in einem solchen Hafen, als der Schiffer 
von dem Eintritt des Ereignisses erfuhr, so beträgt die Wartezeit fünf 
Monate. HGB. § 634 Abs. i und 2, 483, Die Frist wird, wenn der 
Schiffer das Hindernis während des Aufenthaltes in einem Hafen erfahrt, 
von dem Tage der erhaltenen Kunde, anderenfalls von dem Tage an 

SicTektDg, Seerecht. 18 
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berechnet, an welchem der Schiffer, nachdem er davon in Kenntnis ge- 
setzt worden ist, mit dem Schiffe zuerst einen Hafen erreicht HGB. 
§ 634 Abs. 3. 

Mehrere Befrachter. Die Regel, daß Reeder und Befrachter 
eine bestimmte Zeit warten müssen, bevor sie vom Vertrage zurück- 
treten dürfen, bezieht sich nur auf den Fall, daß das Schiff im ganzen 
an Einen Befrachter verchartert worden ist Sind mehrere Befrachter 
vorhanden oder fährt das Schiff auf Stückgüter, so dürfen die Parteien 
beim Eintreten eines der obenerwähnten Ereignisse sofort ihren Rück- 
tritt erklären. HGB. § 641 Nr. i. 

§ 155. lafenthaltskosten (Fall unregelniftfilger HaTaiie- 
grosse). — Muß das Schiff infolge eines der vorerwähnten Ereignisse 
in einem Zwischen- oder Nothafen liegen bleiben, so werden die Kosten 
des Aufenthaltes, auch wenn die Erfordernisse der großen Haverei nicht 
vorliegen, über Schiff, Fracht und Ladung nach den Grundsätzen der 
großen Haverei verteilt, gleichviel, ob demnächst der Vertrag aufjgehoben 
oder vollständig erfüllt wird. Zu den Kosten des Aufenthaltes gehören 
alle diejenigen Kosten, welche in Havariegrosse vergütet werden, üalls 
ein Schiff zur Vermeidung einer dem Schiffe und der Ladung im Falle 
der Fortsetzung der Reise drohenden gemeinsamen Gefahr in einen Not- 
hafen einläuft (vgl. oben § 118). HGB. § 635. Es werden aber nur 
diejenigen Kosten in großer Haverei verteilt, welche während der Zeit 
entstanden sind, wo das Schiff infolge des Ereignisses an der Fortsetzung 
der Reise verhindert wurde. So werden die Kosten des Ein- und Aus- 
laufens aus dem Hafen nur dann in Havariegrosse vergütet, wenn der 
Schiffer lediglich durch das betreffende Ereignis gezwungen worden 
war, den Hafen anzulaufen. Nur soweit das Ereignis den Aufenthalt 
und die Entstehung der damit verbundenen Kosten bewirkt, sind letztere 
in Havariegrosse zu verteilen. Es kommt daher auch nicht darauf an, 
wann das Ereignis eintrat, wann z. B. Krieg erklärt, eine Blockade noti- 
fiziert wurde u. dgl.; der Tag ist vielmehr entscheidend, an welchem 
die Kunde von dem Ereignis zu dem Schiffer drang und ihn veranlaßte, 
die Fortsetzung der Reise zu unterbrechen. 71 R 259 HG., ROHG. 7 
Nr. 42. Gleicherweise werden die Kosten auch nur bis zu demjenigen 
Zeitpunkte vergütet, in welchem das Ereignis aufhörte wirksam zu sein, 
die Reise also entweder fortgesetzt wurde oder aber eine der Parteien 
ihren Rücktritt erklärte. 

Nach einer Entscheidung des HG. und OG. in 71 H. 69 und 282 
sollen, falls der Frachtvertrag infolge des Ereignisses aufgelöst wird, alle 
Kosten in Havariegrosse vergütet werden, welche bis zur Beendigung 
der Entlöschung entstehen. Diese Entscheidung dürfte nicht richtig 
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sein. ÄUeo&lls könnte man als entscheidenden Zeitpunkt den Beginn 
der Entlöschung nehmen, weil dieser im allgemeinen das Ende einer 
Havariegrossegemeinschaft bestimmt Aber dies trifft nur auf Fälle 
regelmäßiger Havariegrosse zu. Hier aber wird (aus Billigkeitsrück- 
sichten) eine Havariegrossegemeinschaft konstruiert für die Zeit, daß 
durch ein bestinimtes Ereignis die Reise verzögert wird und Schiff und 
Ladung still liegen bleiben müssen. Dieses gemeinsame Abwarten ist 
bei Ganzbefrachtungen zunächst für drei resp. fünf Monate ein ge- 
zwungenes, hernach wird es ein freiwilliges Zusammenweilen bis zu 
dem Augenblicke, wo entweder die Reise fortgesetzt oder der Rück- 
tritt erklärt wird. Das Schiff hört auf infolge des Ereignisses still li^en 
zu müssen, sobald die Reise fortgesetzt resp. der Rücktritt erklärt wird. 
Mit der Rücktrittserklärung hören die Kosten auf, Aufenthaltskosten zu 
sein, da nunmehr das Ereignis nicht mehr die Reise aufhält oder ver- 
zögert Würden die Kosten bis zur Beendigung der Entlöschung in 
Havariegrosse zu vergüten sein — etwa weU der durch die Entlöschung 
entstehende Aufenthalt eben&lls auf das betreffende Ereignis zurückzu- 
führen ist — so müßten folgerichtigerweise auch die Kosten der Ent- 
löschung zur Verteilung in Havari^osse kommen. Dieses ist aber 
nicht der Fall Die Kosten der Entlöschung werden vielmehr, soweit 
sie dem Reeder zur Last fallen, von diesem, ebenso wie die während 
der Entlöschung zu zahlenden Gragen, Kost und sonstige Ausgaben, aus 
der vom Befrachter zu entrichtenden Distanzfracht beglichen. Vgl. oben 
§§ iio sub I, 118 sub k, 128, 141. Wird der Frachtvertrag aufjgre- 
löst, so besteht der Beitragswert der Fracht in zwei Dritteilen der ge- 
schuldeten Distanzfracht 

Kosten der Entlöschung. Wird der Frachtvertrag aufgelöst, 
so werden, ebenso als ob die Güter im Bestimmungshafen entlöscht 
würden, die Kosten der Ausladung aus dem Schiffe von dem Reeder, 
die übrigen Löschungskosten von dem Ladungseigner geträgen (s. unten 
§ 186). HGB. § 639. Die Ausladung des Schiffes erfolgt, falls eine 
entgegenstehende Vereinbarung nicht getroffen ist, in dem Hafen, in 
welchem es sich zur Zeit der Erklärung des Rücktritts befindet. HGB. 
§ 634 Abs. 4. Für den zurückgelegten Teil der Reise ist der Be- 
frachter Distanzfracht zu zahlen verpflichtet Die Distanzfracht ist in 
der oben § 152 geschilderten Weise zu berechnen. HGB. § 634 Abs. 
5 und 6. 

§ 166. 4. Dureh die Ladung terarsaehter Aufenthalt — Die- 
selben Regeln greifen Platz, wenn der Grrund, weswegen eines der vor- 
erwähnten Ereignisse die Fortsetzung der Reise verzögert, in der Ladung 
liegt: wenn z. B. ein Krieg ausbricht, infolgedessen die Ladung nicht 
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mehr als frei betrachtet werden kann und der Gefahr der Beschlag- 
nahme ausgesetzt sein würde, oder wenn der Handel mit dem Be- 
stimmungsorte untersagt, der Bestimmungsort blockiert wird, oder wenn 
die Ladung durch Einfuhrverbote oder andere Verfügungen von hoher 
Hand betroffen wird. Kriegsausbruch berechtigt zum sofortigen Rück- 
tritt; treten andere Ereignisse ein, so müssen die Parteien drd resp. 
fiinf Monate auf die Beseitigung des Hindernisses warten, bevor sie ihren 
Rücktritt erklären dürfen. HGB. § 634 Abs. i — 4. Sind mehrere Be- 
frachter vorhanden oder fahrt das Schiff auf Stücl^ter, so brauchen 
die Parteien nicht zu warten, sondern können sofort ihren Rücktritt er- 
klären. HGB. § 641 Nr. I. Näheres s. oben § 154. 

Ausgaben. Auch auf die während des Aufenthaltes entstehen- 
den Kosten finden die oben §155 entwickelten Grundsätze Anwendung, 
mit der Maßgabe jedoch, daö die sämtlichen Kosten der Löschung der 
Ladung zur Last fallen und daß, wenn behufs der Löschung ein Hafen 
angelaufen werden müßte, der Befrachter auch die Hafenkosten zu tragen 
hat. Die Löschungskosten muß die Ladung tragen, weil der Zufall die 
Ladung und nicht das Schiff getroffen hat, das Schiff vielmehr imstande 
war, die Reise fortzusetzen und den Bestimmungshafen zu erreichen. 
Eine Havariegrosse Verteilung der Hafenkosten, falls behufs der Ent- 
löschung ein Hafen angelaufen werden muß, findet aus demselben Grrunde 
nicht statt Der § 635, welcher eine Havariegrossevertdlung anordnet, 
bezieht sich nur auf den Fall, daß ein Schiff infolge eines der vor- 
erwähnten Ereignisse in einem Hafen liegen bleibt, um entweder die 
Beseitigung des Hindernisses oder die Abgabe der Rücktrittserkläning 
abzuwarten — nicht aber auf den Fall, daß Kosten aufgewendet werden, 
nachdem bereits über das Schicksal des Frachtvertrages entschieden 
worden ist HGB. § 639 Satz 2 und 4. 

Der Zufall trifft einen Teil der Ladung. Trifft der Zu&U 
nur einen Teil der Ladung eines einzelnen Befrachters — sei es, daß 
es sich um Ganz- oder Teilbefrachtung oder um eine Stückgutladung 
handelt — , so findet ein Rücktritt vom Vertr^e nicht statt Der Be- 
frachter hat für den durch den Zufall betroffenen Teil seiner Ladui^ 
die volle Fracht zu entrichten, auch wenn der Schiffer diesen Teil in 
einem anderen als dem Bestimmungshafen zu löschen sich genötigt ge- 
funden hat, vorausgesetzt nur, daß er hierauf mit oder ohne Aufenthalt 
die Reise fortgesetzt hat HGB. §§ 636 Abs. 3, 641 Nr. 2. Mit der 
Fortsetzung der Reise erwächst der Anspruch auf die volle Fracht ohne 
Rücksicht auf den ferneren Verlauf der Reise: ob z. B. das Schiff den 
Bestimmungshafen erreicht oder vor Erreichung desselben zugrunde 
geht Hat der Zufall den Verlust des Ladungsteiles zur Folge, so daß 
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dieser als im Sinne der §§ 617, 633 verloren betrachtet werden muß 
(s. oben § 153 und unten § 178), so ist für den verlorenen Teil der 
Ladung natürlich keine Fracht zu bezahlen. HGB. § 636 Abs. 4. 

§ 157. 6. Aufenthalt durch Ereignisse anderer Art — Über 
den Einfluß anderer als der vorerwähnten Ereignisse, z. B. des Ausbruches 
eines Streiks auf die rechtlichen Beziehungen der Parteien zueinander vgl. 
cfie Ausführungen oben im § 61. Was dort fiir die 2^it vor dem An- 
tritte der Reise gesagt worden ist, gilt auch für den Fall, daß eine solche 
Verzögerung während der Rdse eintritt, mit der Maßgabe, daß, wenn 
eine Partei vom Vertrage zurücktreten darf und von diesem ihrem 
Rechte Gebrauch macht, Distanzfracht bis zu dem weitesten Punkte 
geschuldet wird, den das Schifif erreicht hat HGB. § 637 Abs. i. 

Wenn z. B. ein Schifif während der Reise ausgebessert werden 
muß, und die zur Fortsetzung der Reise erforderlichen Reparaturen 
nehmen eine so lange Zeit in Anspruch, daß, wenn der Befrachter die 
Beendigung derselben abwarten wollte, durch einen solchen Aufenthalt 
der erkennbare Zweck des Frachtvertrages vereitelt werden würde, so 
darf der Befrachter vom Vertrage zurücktreten und ist nur Distanz- 
fracht zu zahlen schuldig. Liegt der Fall aber so, daß die Ladung 
vorher durch einen Unfall beschädigt worden ist — eine Holzladung 
z. B. ist infolge Havarie des Schiflfes durch Wasser und Kohlenschmutz 
beschädigt worden — und bei der langen Dauer der Schififsreparaturen 
die Gefahr besteht, daß der Schaden an der Ladung um sich greift 
und dieselbe im Werte erheblich vermindert, so muß der Befrachter, 
wenn er aus diesem Grunde vom Vertrage zurücktritt, die volle Fracht 
bezahlen. Wenn der Befrachter auch sagen kann, daß der erkennbare 
Zweck des Vertrages vereitelt werden würde, wenn er die Reparaturen 
abwartete und hiernach mit einer entwerteten Ladung im Bestimmungs- 
hafen ankäme, so liegt doch die Ursache hiervon nicht in der langen 
Dauer der SchiflTsreparatur, sondern in dem Unfall, welchen die Ladung 
vorher erlitten hat Ist zwar mit einiger Bestimmtheit vorauszusehen, 
daß, wenn die Ladung nach Beendigung der Reparatur wieder einge- 
schifil und weiterbefördert werden würde, dieselbe in einem solchen 
Zustande im Bestimmungshafen ankommt, daß sie als durch den Un- 
iall verloren betrachtet werden muß, und wird aus diesem Grunde der 
Frachtvertrag au%elost und die Ladung im Reparaturhafen des Schififes 
verkauft, so ist der Befrachter nur schuldig Distanzfracht zu zahlen. 
Würde aber, wenn der Frachtvertrag zur Ausführung käme, die Ladung 
zwar entwertet aber nicht in einem solchen Zustande den Bestimmungs- 
haien erreichen, daß sie als verloren angesehen werden müßte (s. unten 
§ 178), und wird dennoch der Frachtvertrag vor Beendigung der SchiflFs- 
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reparatur au%elost und die Ladung am Reparaturorte bestmöglich reali- 
siert, so geschieht der Verkauf im alleinigen Interesse des Ladungs- 
beteiligten und der Reeder kann die volle Fracht verlangen. Wenn das 
OLG. in in einem solchen Falle dem Reeder nur Distanzfi^cht zu- 
billigt, so dürfte diese Entscheidung nicht richtig sein. 98 H. iio 
OLG. ni. Wieder anders liegt die Sache, wenn bei der langen Dauer 
der Reparatur die Ladung infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit durch 
lange Auflagerung dem inneren Verderb preisgegeben sein würde: 
Früchte z. B., welche verfaulen würden. Hier liegt die Ursache, warum 
der erkennbare Zweck des Vertrages vereitelt werden würde, wenn der 
Befrachter die Reparatur abwartete und nach Beendigung derselben 
seine Güter weiterbeforderte, nicht in dnem unvorhergesehenen See- 
unfall, sondern in der dem Reeder und dem Befrachter bereits zur Zeit 
der Abladung bekannten natürlichen Beschaffenheit der Ladung. In 
einem solchen Falle greift daher der § 637 HGB. Platz: der Befrachter 
darf zurücktreten und gebraucht nur Distanzfracht zu zahlen (s. auch 
unten § 179 sub i). 

Vorstehende Ausführungen finden gleichmäßige Anwendung, ob es 
sich um Ganz- oder TeUbefrachtung oder um eine Stückgutladung han- 
delt. HGB. § 641 Abs. I. 

§ 158 Aufenthalt infolge Beparmtur des Sehiffes. HOB. § 6S8. — 
Ob der Umstand, daö auf einer Reise ein Aufenthalt infolge notwendig^ 
werdender Reparatur des Schiffes entsteht, eine Partei berechtigt, vom 
Vertrage zurückzutreten, bestimmt sich nach HGB. § 637 und den Aus- 
führungen im vorigen Paragraphen. Erfolgt der Rücktritt nach § 637, 
so ist, abgesehen von der Verpflichtung Distanzfracht zu bezahlen, 
keine Partei zur Entschädigung der anderen verpflichtet. In Fällen, wo 
der § 637 nicht ausreicht, um auf Grund von SchifTsreparaturen den 
Kontrakt aufzulösen, ffht weitergehend der § 638 demjenigen, welcher 
ein ganzes Schiff gechartert hat, das Recht, wenn das Schiff während 
der Reise ausgebessert werden muß, unter folgenden Bedingungen vom 
Vertrage zurückzutreten: er muß die volle Fracht nebst allen Neben- 
gebühren sowie das etwaige Uegegeld bezahlen, die ausgelegten Zolle 
und übrigen Auslagen erstatten und die auf seiner Ladung haftenden 
Beiträge zur großen Haverei, Bergungs- und Hilfskosten und Bodmerei- 
gelder bezahlen oder sicherstellen. Die Kosten der Ausladung aus dem 
Schiffe hat der Reeder, alle übrigen Löschungskosten hat die Ladung 
zu tragen. HGB. § 638. Übrigens unterscheidet sich der § 638 vom 
§ 637 bezüglich der Verpflichtungen des zurücktretenden Befrachters 
nur darin, daß in dem Falle des § 637 Distanzfracht, im Falle des 
§ 638 die volle Fracht geschuldet wird. 
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Teil- und Stückgutbefrachtung. Bei Teil- oder Stückgutbe- 
frachtungen findet der Rücktritt eines Befrachters aus § 638 nur statt, 
wenn dessen Ladung ohnehin wegen der Reparatur des Schiffes gelöscht 
werden muß. HGB. § 641 Nr. 4. Ist dies nicht der Fall, so darf er 
nur dann vom Vertrage zurücktreten, wenn er sowohl die obengenannten 
Verpflichtungen erfüllt als auch die sämtlichen Kosten der Entlöschung 
sowie allen Schaden trägt, welcher etwa aus der Wiederausladung seiner 
Grüter entsteht Wenn die Wiederausladung seiner Güter eine Ver- 
zögerung der Reise zur Folge haben oder eine Umstauung der an Bord 
verbleibenden Ladung nötig machen würde, so müssen, bevor er zurück- 
treten darf, alle übrigen Befrachter ihre Zustimmung geben. Treten 
sämtliche Befrachter zurück, so wird der Fall so behandelt, als ob das 
Schiff im ganzen verchartert worden wäre. HGB. § 641 Abs. 2. 

Muß ein Schiff wegen notwendiger Ausbesserungen einen Nothafen 
aufsuchen, so ist dies ein Fall echter Havariegrosse. Die Kosten des 
Aufenthaltes werden nach den oben § 118 entwickelten Grundsätzen 
in Havariegrosse verteilt — aber nur bis zu dem Zeitpunkte, in welchem 
der Frachtvertrag aufgelöst wird oder eine Partei ihren Rücktritt erklärt 
(s. oben § 155). Der Befrachter, welcher seinen Rücktritt erklärt hat, 
braucht zu den nach seiner Rücktrittserklärung erwachsenden Kosten 
nicht zu kontribuieren. Dies schließt nicht aus, daß er aus einem 
anderen Rechtsgrunde zur Tragung solcher Kosten verpflichtet sein kann: 
z. B. wenn solche Kosten den Schaden darstellen, welcher aus der Wieder- 
ausladung seiner sonst im Schiff verbliebenen Güter entstanden ist 

§ 159. Beeht einstweiliger Löschung. — Inwieweit ein Befrachter 
berechtigt ist, imabhängig von seiner Befugnis vom Vertrage zurück- 
zutreten, bei einem Aufenthalte des Schiffes die Ausladung seiner Güter 
für die Dauer des Aufenthaltes zu fordern, ist bereits oben im § 62 
ausgeführt worden. Was dort über einen Aufenthalt des Schiffes vor 
Antritt der Reise gesagt worden ist, gilt gleichermaßen von einem 
Aufenthalte, welcher während der Reise entsteht HGB. §§ 637 Satz 2 
bis 4, 641 Abs. I Nr. 3. 

Über die Auflösung des Frachtvertrages bei Zureisen in Ballast, bei 
Aus- und Heimreisen und anderen zusammengesetzten Reisen s. oben § 63. 

§ 160. Anflosnng des FraehtTertrages und Bodmerei- 
glftublger. — Schiffs- und Ladungsgläubiger haben bei Auflösung des 
Frachtvertrages während der Reise dieselben Rechte und Sicherheiten, 
wie wenn der Frachtvertrag sein bestimmungsgemäßes Ende gefunden 
hätte. Denn der Schiffer darf ebensowenig in einem Zwischenhafen 
wie in dem Bestimmungshafen Ladung ausliefern, bevor die auf der 
Ladung haftenden Beträge bezahlt oder sichergestellt sind, und die 
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Folgen einer ohne solche Bezahlung oder Sicherstellung erfolgten Aus- 
lieferung sind dieselben, ob letztere am Ende der Reise oder während 
der Reise erfolgt Für die Schif&gläubiger aber endet die Reise dort, 
wo der Frachtvertrag aufgelöst wird und die vollständige Entlöschung 
des Schiffes erfolgt Es kann daher für die Rechte der Schiffs- und 
Ladungsgläubiger bei Auflösung des Frachtvertrages auf die unten in 
den §§ 190 ff. enthaltene Darstellung verwiesen werden. 

Fälligkeit der Bodmereischuld. Nur für den Bodmerei- 
gläubiger macht es in einigen Punkten einen Unterschied, ob die Rdse 
im Bestimmungshafen oder bereits vorher ihr Ende erreicht Im regel- 
mäßigen Verlaufe der Dinge ist, falls vertraglich nichts anderes ver- 
einbart worden ist, die Bodmereischuld am achten Tage nach Ankunft 
des Schiffes im Bestimmungshafen der Bodmereireise iallig. Der Be- 
stimmungshafen der Bodmereireise fallt regelmäßig mit dem Bestimmungs- 
hafen der Frachtreise zusammen. Endet die Frachtreise aber vorher, so 
geschieht dies entweder, weil Schiff oder Ladung verloren gegangen sind 
oder weil eine der Parteien ihren Rücktritt erklärt hat In einem solchen 
Falle beginnt die vertragsmäßige und in deren Ermangelung die acht- 
tägige Zahlungsfrist nicht mit der Ankunft des Schiffes im vorzeitigen 
Endhafen der Reise, sondern erst mit dem Tage, wo die Reise end- 
gültig eingestellt worden ist, an welchem also der Frachtvertrag auf- 
gelöst oder der Rücktritt erklärt wurde. 

Wird noch vor dem Antritte der Bodmereireise die Unternehmung 
aufgegeben, so braucht der Gläubiger nicht noch acht Tage zu warten, 
sondern ist befugt, die sofortige Bezahlung der Bodmereischuld an dem 
Orte zu verlangen, wo die Bodmerei eingegangen ist 

Prämie. Sobald das Schiff die Bodmereireise angetreten hat, ist 
die volle Prämie fallig, ohne Rücksicht darauf, ob das Schiff den Be- 
stimmungshafen der Bodmereireise erreicht oder in einem anderen Hafen 
die Reise beendet Ein Abzug wird nicht gewährt, selbst wenn . das 
Schiff kurz nach Antritt der Reise Havarie erleidet, nach dem Bod- 
mereihafen zurückkehrt und dort die Reise beendet 

Wird aber vor dem Antritte der Bodmereireise die Unternehmung 
infolge Rücktrittserklärung oder Auflösung des Frachtvertrages auf- 
gegeben, so muß sich der Gläubiger, falls überhaupt der Bodmerei- 
vertrag durch Ausstellung des Bodmereibriefes und Hingabe des Geldes 
perfekt geworden ist, eine verhältnismäßige Herabsetzung der Prämie 
gefallen lassen. Bei der Herabsetzung ist vorzugsweise das Verhältnis 
der bestandenen zu der übernommenen Gefahr maßgebend. HGB* 
§ 698. 
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§ 161. Der Losehplmtz. — Allgemeine Pflichten des 
Schiffers. Im Entloschungshafen darf der Schiffer bis zur Beendi- 
gung der Löschung das Schiff gleichzeitig mit dem Steuermanne nur 
in dringenden Fällen verlassen. liegt das Schiff in einem nicht sicheren 
Hafen oder auf einer nicht sicheren Reede, darf der Schiffer, von 
dringenden Fällen abgesehen, auch nach Beendigung der Löschung, das 
Schiff nicht gleichzeitig mit dem Steuermanne verlassen. Bei drohender 
Gehhr aber mu6 er stets an Bord sein, sofern nicht eine dringende 
Notwendigkeit seine Abwesenheit rechtfertigt Verläßt er unter solchen 
Umständen das Schiff, muß er stets zuvor aus den Schiffsoffizieren oder 
der übrigen Mannschaft einen geeigneten Vertreter bestellen. HGB. 
§ 517. S. oben § 22. 

Der Löschplatz. Nach seiner Ankunft im Entloschungshafen 
muß der Schiffer zunächst den richtigen Löschplatz aufsuchen. Hierbei 
hat er dieselben Regeln zu befolgen, wie bei der Einnahme der Ladung. 
Es genügt daher, diese Regeln hier in Kürze zu wiederholen und zu 
deren Erläuterung auf die Ausführungen im Kapitel 5 § 25 zu ver- 
weisen. 

In Ermangelung örtlicher Verordnungen, nach welchen die Ent- 
löschung an bestimmten Plätzen zu erfolgen hat, muß sich der Schiffer 
zunächst an den Empfanger behufs Anweisung eines Löschplatzes 
wenden. Weist dieser oder, falls die Ladung an mehrere Empfanger 
abzuliefern ist, weisen sämtliche Empfanger ohne Verzug denselben 
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Platz 341, SO hat der Schiffer dieser Anordnung zu folgen. Erfolgt 
jedoch die Anweisung nicht rechtzeitig oder wird nicht von samtlichen 
Empfängern derselbe Platz angewiesen, feo hat der Schiffer an dem 
ortsüblichen Löschungsplatze anzulegen. Muß aber, in Gemäßheit ort- 
licher Verordnungen oder weil dies die Sicherheit des Schiffes erfordert, 
die Ladung an einem bestimmten Platze entlöscht werden, so hat dies 
zu geschehen ohne Rücksicht auf etwa entgegenstehende Vereinbarungen. 
HGB. § 592. 

As near thereunto as she may safely get Häufig enthalten 
Frachtvertrag oder Konnossement folgende Klausel: »the ship to 
proceed to X or so near thereunto as she may safely get*; 
bisweilen wird hinzugefügt: ,and there to deliver the cargo*. Ist 
dieses vereinbart worden, so bestimmt sich der Endpunkt der Reise in 
Gemäßheit dieser Klausel, so oft es wegen der Sicherheit des Schiffes 
unmöglich wird, den Bestimmungshafen mit der Ladung zu erreichen 
und dort zu entlöschen. Ist z. B. im Bestimmungshafen eine ge- 
nügende Wassertiefe nicht vorhanden oder ist der Zugang durch Eis 
versperrt, so endet die Reise in dem nächstgelegenen Orte, welchen 
das Schiff, ohne Gefahrdung seiner Sicherheit, erreichen kann. Liegt 
der Fall aber so, daß das Schiff, um zum Bestimmungshafen zu ge- 
langen, Untiefen passieren muß und kann dieses, ohne die Sicherheit 
des Schiffes zu gefährden, mittels Leichterung bewericstelligt werden, so 
findet die Klausel keine Anwendung; die Reise endet im Bestimmungs- 
hafen und die Leichterung geht auf Gefahr und Kosten des Schiffes 
(05 H. 52 OLG. n, 84 H. 137 OLG., 89 H. 80 OLG. I, RG. 14 Nr. 2), es 
sei denn, daß ausdrücklich vereinbart worden wäre, daß in einem solchen 
Falle der Empfanger die Kosten der Leichterung zu tragen habe. Eine 
derartige ausdrückliche Vereinbarung enthält z. B. die Klausel: 
»lighterage, if any, at risk and expense of consignce*. Vgl. 
LG. und OG. in 73 H. 195 und 238, LG. in 92 H. 21, OLG. HI in 
90 H. 69. 

Die hier besprochene Klausel berührt die Frage, ob der Schiffer 
zwecks Erreichung des Bestimmungshafens zu leichtem verpflichtet ist 
oder wer die Kosten solcher Leichterung zu tragen hat, in keiner 
Weise. 00 H. 100 OLG. IV, Die Klausel ändert den Bestimmungsort, 
sobald es unmöglich wird, ohne Gefahrdung der Sicherheit des Schiffes 
den vereinbarten Bestinmiungshafen zu erreichen: dann findet vorzeitige 
Entlöschung statt und der Empfänger hat die Kosten der Weiter^ 
befbrderung zu tragen. Solches ist aber nicht der Fall und die Klausel 
findet daher keine Anwendung, wenn z. B. mittels vorübergehender 
Leichterung oder nach Abwarten eines günstigen Wasserstandes das 
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Schiff ohne Gefahr dea Bestimmungshafen erreichen kann (vgl. RG. 14 
Nn 27): dann muß der Schiffer auf seine Gefahr und Kosten die Leich- 
terung vornehmen. HGB. § 621 Abs. 2. Die Ausführungen des LG. 
in 90 H. 69 erschdnen irrig aus dem ersten Grrunde und die des 
OLG. m aus dem zweiten Grrunde. Gleicherweise unrichtig dürften die 
Ausführungen des LG. und OLG. III in 92 H. 21 sein. 

In Befolgung vorstehender Regeln hat der Schiffer die Sorgfalt 
eines ordentlichen Schiffers anzuwenden. Er haftet persönlich für jeden 
Schaden, welcher aus der Verletzung dieser ihm auferlegten Pflichten 
entsteht § 511. 

§ 163. Adrefikommlssioil. — Oft wird in Frachtverträgen oder 
Konnossementen vereinbart, dafi der Schiffer sich im Bestimmungshafen 
an die Vertreter des Befrachters wenden solle. Letztere erhalten dann 
für ihre Bemühungen eine sog. Adreßkommission, mdstens 2*/^ der 
Fracht Diese Konunission ist aber lediglich ein Abzugs ein Rabatt, 
welcher auf die dem Reeder geschuldete Fracht gewährt wird; sie ist 
daher auch dann fällige wenn der Vertreter des Befrachters zugleich 
Empfanger und einziger legitimierter Konnossementänhaber ist 65 H. 
S. 83 — 84 HG. In der Regel jedoch hat der Vertreter des Befrachters 
die Fracht von den Empfängern einzuziehen. Hieraus erhellt auch der 
Grund einer solchen Vereinbarung: nunmehr ist der Befrachter sicher, 
dafi er den ihm geschuldeten Überschuß aus der Fracht erhält, indem 
sein Vertreter die Konnossementsfracht einzieht und nur die Charter- 
fracht dem Reeder überweist resp. dem Schiffer aushändigt Der 
Schiffer ist verpflichtet, in Gemäßheit der Vereinbarung sich an den 
Vertreter des Befrachters oder den von ihm aufg^ebenen Schiffemakler 
zu wenden. Tut er dies nicht, wendet er sich z. B. an einen anderen 
Makler, so ist er für jeden daraus entstehenden Schaden verantwort- 
Uch. 63 R S. 114 — 116 HG. Der Korrespondent des Befrachters kann 
jedoch die ihm entgangene Kommission gegen Schiffer oder Reeder 
nicht in eigenem Namen oder aus eigenem Rechte, sondern nur in Ver- 
tretung des Befrachters aus zediertem Rechte einklagen, da der Reeder 
sich ihm gegenüber nicht vertraglich zur 2^hlung der Adreßkommission 
verpflichtet hat 62 R S. 84—85 OG., HG. und OG. in 70 H. 370 und 
74 H. 262, 04 H. 3 OLG. IV, 06 H. 33 OLG. V. 

§ 168. Wer Ist Emp Anger} — Bei Beantwortung der Frage: 
an wen die Ladung auszuliefern ist, muß man im Auge behalten, daß 
Konnossemente regelmäßig an Order buten. Ein Konnossement ent- 
hält das Versprechen des Schiffers, die darin bezeichneten Güter aus- 
zuliefern an X oder dessen Order, und die Ablieferung der Güter an 
den Empfänger hat nach dem Inhalte des Konnossementes zu erfolgen. 
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Der Schiffer weiß daher regelmäßig nicht zum voraus, wer der Empfanger 
sein wird 

Wenn das Konnossement nicht auf den Inhaber lautet, so genügt 
der Besitz desselben allein noch nicht, um den Inhaber zum Emp&nge 
der Ladung zu legitimieren. Bei Rektakonnossementen muß vielmehr 
derjenige, welcher das Konnossement dem Schiffer zwecks Auslieferung 
der Grüter präsentiert, entweder der in demselben bezeichnete Empfanger 
selbst sdn oder dessen bevollmächtigter Vertreter. Bei Orderkonnosse- 
menten wird der Inhaber durch eine zusammenhängende, bis auf ihn 
hinuntergehende Reihe von Indossamenten zum Empfange l^timiert. 
Auf weiteres braucht der Schiffer nicht zu achten; insbesondere hat er 
nicht die Echtheit der Unterschriften zu prüfen. Nur wenn er weiß, 
daß derjenige, welcher ihm das Konnossement präsentiert, dessen Besitz 
in unrechtmäßiger Weise erlangt hat, darf und muß er die Auslieferung 
verweigern, widrigenfalls er sich dem rechtmäßigen Besitzer gegenüber 
verantwortlich macht Dem Wissen steht grobfahrlässiges Nichtwissen 
gleich. 03 H. 30 sub 3 RG. Auf diese Fälle beschränkt sich das Recht 
bzw. die Pflicht des Schiffers, die Auslieferung an den legitimierten In- 
haber des Konnossementes zu verweigern. Schwebende Verhandlungen 
oder Streitigkeiten zwischen letzterem und dem Befrachter oder Ablader 
gehen den Schiffer nichts an; denn der Inhaber des Konnossementes 
fordert die Auslieferung aus eigenem Rechte und nicht in Vertretung 
des Abladers oder Befrachters. RG. 14 Nr. 2 sub i, OLG. in derselben 
Sache 84 H. 137. HGB. § 645. 

Ist die Auslieferung in Gemäßheit vorstehender R^eln erfolgt, 
braucht der Schiffer Ansprüche etwa später sich meldender Konnosse- 
mentsinhaber nicht zu besorgen. Um jedoch jeden Zweifel abzu- 
schneiden, gestattet das Gesetz dem Schiffer, die Auslieferung der 
Grüter auch dem legitimierten Konnossementsinhaber gegenüber zu ver- 
weigern, falls dieser ihm nicht ein Exemplar des Konnossementes 
zurückgibt, auf welchem die Ablieferung der Güter bescheinigt ist. 
Diese Quittung schützt den Schiffer vor allen weiteren Ansprüchen. 
HGB. § 650. 

Ist die Auslieferung erfolgt an einen nichtlegitimierten Konnosse- 
mentsinhaber oder sogar, ohne daß überhaupt ein Konnossement prä- 
sentiert worden wäre, so ist der Reeder für alle daraus entstehenden 
Schäden und Kosten dem legitimierten Konnossementsinhaber gegen- 
über verantwortlich. In CO H. 39 hatte das OLG. I einen Fall zu ent- 
scheiden, in welchem solche Kosten durch die Schuld des legitimierten 
Konnossementsinhabers selbst entstanden waren; dieser Umstand würde 
eine Ausnahme von der Regel rechtfertigen, da niemand einen Anspruch 
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auf seine eigene Nachlässigkeit gründen kann. Was aber die Frage 
anbetrifft, ob der Schiffer oder derjenige, welcher, ohne legitimierter 
Konnossementsinhaber zu sein, die Güter in Empfang genommen hat, 
die durch eine solche unrechtmäßige Ablieferung entstandenen Kosten 
zu tragen hat, so hängt die Entscheidung dieser Frage ganz von 
den Umständen des einzelnen Falles ab. In dem eben zitierten Falle 
(00 H. 39) lagen die Verhältnisse so, daß den Schiffer, welcher die 
Kosten von demjenigen, an welchen er die Güter ausgeliefert hatte, 
einklagte, keinerlei Schuld traf, letzterer vielmehr den Klaganspruch nur 
mit der Einrede seiner eigenen Vertrauensunwürdigkeit hätte entkräften 
können. 

Mehrere legitimierte Konnossementsinhaber. — Melden 
sich, ehe mit der Ablieferung b^onnen oder dieselbe beendet worden ist, 
mehrere l^timierte Konnossementsinhaber, so darf der Schiffer mit der 
Ablieferung nicht beginnen, noch mit derselben fort&hren; er ist viel- 
mehr verpflichtet, die Konnossementsinhaber sämtlich zurückzuweisen, 
die Güter in einem öffentlichen I^agerhause oder sonst in sicherer Weise 
zu hinterlegen und die Konnossementsinhaber, die sich gemeldet haben, 
unter Angabe der Gründe seines Verüahrens hiervon zu benachrichtigen. 
HGR § 646 Abs. I. Der Schiffer darf aber nicht mit der Ablieferung 
zögern, nur weil er glaubt oder auch weil er bestimmt erwartet, daß 
sich noch andere legitimierte Konnossementsinhaber melden werden. 
Dem legitimierten Inhaber auch nur eines Exemplares des Konnosse- 
mentes muß er die Grüter ausliefern (HGB. § 645 Abs. i); zögert er da- 
gegen aus dem erwähnten Grunde mit der Ablieferung oder verfahrt er 
in Gemäßheit HGB. § 646 Abs. i, so macht er sich für die Auslieferung 
resp. die Bezahlung des Wertes so vieler Güter verantwortiich, als er 
bis zu dem Zeitpunkte hätte ausliefern können, in welchem sich tat- 
sächlich ein weiterer legitimierter Konnossementsinhaber gemeldet hat. 
Wird der Reeder daraufhin verklagt, so kann er nicht vorschützen, daß 
Kläger ohnehin die Güter dem zweiten Konnossementsinhaber aus- 
zuliefern gehabt haben würde; dies wäre eine exceptio ex iure tertii. 
98 H- 7 RG. 

Andererseits aber ist der Schiffer weder verpflichtet, noch auch 
berechtigt zu prüfen, wer von mehreren legitimierten Konnossements- 
inhabem der besser Berechtigte ist Er hat sich lediglich an den In- 
halt der Urkunde zu halten. Die einzige Ausnahme bildet der bereits 
erwähnte Fall, daß der Schiffer weiß, daß ein sich meldender Kon- 
nossementsinhaber unrechtmäßig den Besitz der Urkunde erlangt hat 
Melden sich also zwei Empfanger, jeder mit einem Konnossemente, 
welches mit einer zusammenhängenden, bis auf ihn hinuntergehenden 
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Reihe von Indossamenten versehen ist, so muß der Schilffer die Güter 
gemäß § 646 hinterlegen, es sei denn, daß das eine Indossament den 
betreffenden Konnossementsinhaber lediglich als Beauftragten (z. B. als 
Spediteur) des anderen Empfangers auswiese, 00 H. 48 RG. 

§ 164. YerhUtnls mehrerer Konnossemeiitsiiiliaber unter- 
einander. — Im § 40 ist ausgeführt worden, daß die Übergabe des 
Konnossementes einer Übergabe der Grüter selbst gleichsteht Vor er- 
folgter Auslieferung ist daher derjenige im Besitze der Ladung, auf 
welchen das Konnossement ordnungsmäßig übertragen worden ist Dies 
geschieht beim Inhaberkonnossement durch einfache Übergabe, beim 
Orderkonnossement durch Übergabe und Indossierung, beim Rekta- 
konnossement eventuell durch Zession. Ob nüt solcher Übertragung 
auch das Eigentum an der Ware übergehen sollte, ob die Ladung 
lediglich verpfändet oder der Konnossementänhaber nur autori^ert 
werden sollte, die Ladung für Rechnung und im Namen eines anderen 
in Empfang zu nehmen^ häng^ von dem unterliegenden Verhältnisse ab. 
RG. 5 Nr. 19 sub i, 80 H. 80 OLG., 98 H. 91 RG. Falls nun ein 
Konnossement in mehreren Exemplaren ausgestellt und ein Exemplar 
an A, das andere an B übertragen worden ist, so kollidieren jedenfadls 
die Besitztitel miteinander; ob auch die Rechtstitel miteinander kolli- 
dieren, hängt davon ab, ob einander sich ausschließende Rechte haben 
übertragen werden sollen, z. B. das Eigentumsrecht sowohl an A wie 
an B. Den Schiffer geht dies alles nichts an; er hat einfach die Grüter 
gemäß § 646 zu hinterlegen. Die sich streitenden Empfanger müssen 
nun dem Deposita gegenüber dartun, wer von ihnen der besser Be- 
rechtigte ist. 

Bei Übertragung einander sich ausschließender Rechte gilt der 
Satz: prior tempore, potior iure. Hat z. B. A in dem Falle, daß ein 
Konnossement in zwei Exemplaren ausgestellt worden ist, das eine an 
B am I. Januar und das andere an C am 2. Januar begeben, hat femer 
B sein Exemplar an B i am 4. und C das seinige an C i am 3. Januar 
begeben, so hat B i das bessere Recht HGB. § 649 Abs. i. § 649 
Abs. 2 fügt hinzu: Bei dem nach einem anderen Orte übersandten 
Exemplare wird die Zeit der Übergabe durch den Zeitpunkt der Ab- 
sendung bestimmt. Nihil actum est, wenn z. B. das Eigentumsrecht an 
derselben Sache durch gleichzeitige Begebung verschiedener Konnosse- 
mentsexemplare hat übertragen werden sollen: in einem solchen Falle 
hat eine Übertragung von Rechten überhaupt nicht stattgefunden. 

Prokuraindossament^ — Hat A zwei Exemplare eines Konnosse- 
mentes an B und C indossiert und hat C weiter an D indosäert, diesem 
Indosso aber einen Vermerk hinzugefüg^t, aus welchem hervorgeht, daß 
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D lediglich in Vertretung des C die Ladung in Empfang nehmen soll, 
z. B. den Vermerk: „nur zur Spedition", so sind, da D nur in Ver- 
tretung von C handeln soll, nur B und C Empfanger, und über deren 
besseres Recht entscheidet, falls A einander sich ausschließende Rechte 
hat übertragen wollen, das Datum dieser Übertragung. Vgl. 98 H. 91 RG. 

Hat jedoch der Schilffer, in Gemääheit des im § 163 Ausgeführten, 
die Ladung bereits an einen legitimierten Konnossementsinhaber aus- 
geliefert, so bedeutet diese Auslieferung die Übertragung des recht- 
mafiigen Besitzes abseiten des Schiffers an den Empfanger. Alle aus 
einer solchen Übertragung fließenden Rechte können von einem anderen 
legitimierten Konnossementsinhaber, welcher sich erst nach erfolgter 
Auslieferung meldet, nicht mehr bestritten oder beeinträchtigt werden. 
Soweit letzterer durch eine Auslieferung der Güter an ihn Rechte er- 
worben haben würde, welche den nunmehr vom Empfanger durch die 
an diesen erfolgte Auslieferung erworbenen Rechten entgegenstehen, sind 
dieselben hinfallig geworden. HGB. § 648. 

§ 165. Der Empfl&nger ist unbekannt oder weigert Empfang- 
nahme. — Ist derjenige, an welchen die Güter nach Inhalt des Kon- 
nossementes auszuliefern sind, unbekannt oder weigert sich der legiti- 
mierte Inhaber des Konnossementes die Güter in Empfang zu nehmen, 
oder erklärt er sich nicht auf die vom Schiffer erfolgte Anzeige der 
Löschbereitschaft, so hat der Schiffer die Güter in einem öffentlichen Lager- 
hause oder sonst in sicherer Weise zu hinterlegen und den Befrachter 
resp. die Befrachter hiervon in Kenntnis zu setzen. HGB. §§601 
Abs. 2, 603. 

In einem vom Reichsgericht entschiedenen Falle wurde es einer 
Weigerung des Empfangers, die Güter in Empfang zu nehmen, gleich- 
geachtet, daß derselbe darauf bestand, der Schiffer solle die Ladung an 
einem Platze aushändigen, wohin der Schiffer zu gehen nicht verpflichtet 
war. Die Sicherheit des Schiffes verbot nämlich das Einlaufen in den 
Hafen, und der Empfanger weigerte die Abnahme auf offener Reede. 
RG. 14 Nr. 2 sub 2. 

Hat das Schiff Stückgüter geladen, so ist der Schiffer berechtigt, 
anstatt jeden einzelnen Befrachter in Kenntnis zu setzen, solche Be- 
nachrichtigung durch öffentliche, in ortsüblicher Weise zu bewirkende 
Bekanntmachung zu bewirken. HGB. § 604 Abs. 2. 

Falls das Hinterlegungsverfahren den Zustand oder Wert der 
Ladung erheblich beeinträchtigen würde, darf der Schiffer von einem 
solchen absehen und kann zum sofortigen Verkaufe schreiten. So 
wurde in einem Falle entschieden, in welchem die Ladung aus Eis be- 
stand und daher dem Schmelzen ausgesetzt war. Das Oberlandes- 
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gericht hielt den Schiffer für berechtigt, die Ladung zu verkaufen, weil 
dies im Interesse der Ladungsinteressenten lag; das Reichsgericht liefi 
die Richtigkeit dieser Begründung dahingestellt bleiben, hielt aj>er die 
Entscheidung aufrecht, weil der Schiffer in seinem eigenen Interesse 
verpflichtet gewesen wäre, so zu verfahren: hätte er die Ladung hinter- 
Jegt, so hätte er das ihm für seine Frachtforderung haftende Pfand- 
objekt der Gefahr des Unterganges ausgesetzt Nach unserer Ansicht 
sind beide Urteile korrekt. Der Schiffer ist auch Vertreter der Ladung 
und er ist um so mehr verpflichtet, die Interessen der Ladung wahr- 
zunehmen, und der Befrachter berechtigt, dies vom Schiffer zu ver- 
langen, wenn durch die Weigerung des Empfangers, die Ladung in 
Empfang zu nehmen, der am Platze anwesende Ladungsinteressent in 
Wegfall gekommen ist 85 H. 59 OLG., RG. 15 Nr. 8. 
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§ 16C Das ans dem Konnosflement sieh ergebende Beehts- 
yerhSltiila iwischen Schiffer und EmpfSnger. TerantwortUehkeit 
des Schiffers. — Es ist anerkannten Rechtens, daß die Beziehungen 
zwischen Befrachter und Verfrachter im Frachtvertrage ihre Begründung 
finden (HGB. § 65 1 Abs. 3), daß aber für das Rechtsverhältnis zwischen 
Verfrachter bzw. Schilffer und Empfanger das Konnossement allein maß- 
gebend ist HGB. §651 Abs. i. Der zwischen Befrachter und Ver- 
frachter abgeschlossene Frachtvertrag schafft ja auch keinerlei rechtlichen 
Nexus zwischen Verfrachter und Empfanger; erst die Unterschrift des 
SchifTers auf dem Konnossemente bindet den Verfrachter gegenüber 
dem Empfanger, weil mit dieser Unterschrift der Schiffer das Ver- 
sprechen abgibt, die Ladung an den Empfanger abzuliefern. Der 
Empfänger braucht dieses Versprechen nicht zu akzeptieren; er ist nicht 
verpflichtet, die Güter in Empfang zu nehmen: in einem solchen Falle 
treten die aus dem Konnossement sich ergebenden Rechtsverhältnisse 
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nicht in Wirksamkeit und der Reeder ist allein an den zwischen ihm 
und dem Befrachter geschlossenen Frachtvertrag gebunden. Nimmt 
aber der Empfanger die Güter in Empfang, so hat er ein unbestreit- 
bares Recht, den Schiffer an sein im Konnossement gegebenes Ver- 
sprechen festzuhalten; in solchem Falle hat die Ablieferung der Güter 
genau nach dem Inhalte des Konnossementes zu erfolgen. Hat der 
Schiffer z. B. in einem Konnossemente versprochen, looo Ballen Wolle 
an X oder dessen Order abzuliefern, so muß er dem legitimierten 
Konnossementsinhaber auf dessen Verlangen lOOO Ballen Wolle aus- 
liefern oder deren Wert ersetzen, selbst wenn das Schiff überhaupt keine 
Ladung geführt hat Dies ist nie bezweifelt worden. Auf derselben 
Stufe aber steht der Fall, daß der Schiffer im Konnossemente ver- 
spricht, lOOO Ballen Wolle abzuliefern, tatsachlich aber lOOO Ballen 
Baumwolle zur Verladung gekommen sind: er ist an sein Versprechen 
gebunden und muß dem Empfänger den Wert von icxx) Ballen Wolle 
bezahlen. Niemand wird behaupten wollen, daß ein Konnossements- 
inhaber verpflichtet wäre, Güter anzunehmen, von denen in seinem 
Konnossemente nichts steht, und sich damit begnügen müßte, die Wert- 
differenz vom Schiffer einzuklagen. Ein Empfanger, welcher im Besitze 
eines über Seide lautenden Konnossementes ist, braucht sich mit altem 
Eisen nicht abspeisen zu lassen; er ist berechtigt, das Eisen zurück- 
zuweisen und vom Schiffer den Wert der nicht abgelieferten Seide er- 
setzt zu verlangen. Dies folgt aus dem selbstverständlichen Satze, daß 
der Schiffer an sein im Konnossement abgegebenes Versprechen ge- 
bunden ist; mit anderen Worten, die Ablieferung der Güter an den 
Empfanger hat nach dem Inhalte des Konnossementes zu erfolgen. 
HGB. §651 Abs. I. 

Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers. — 
Wichtig für das Verständnis der aus einem Konnossement sich er- 
gebenden Rechtsverhältnisse ist der Satz, daß der Schiffer (und damit 
der Reeder) bei allen innerhalb seiner gesetzlichen Befugnisse liegenden 
Verrichtungen nur soweit verantwortlich ist, als er nicht die Soi^alt 
eines ordentlichen Schiffers angewandt hat HGB. §§ 661, 511. Die 
Zeichnung von Konnossementen ist aber eine der wichtigsten dem 
Schiffer gegebenen Befugnisse. Wenn der Schiffer hierbei ein Versehen 
begeht, welches als eine Verletzung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers nicht angesehen werden kann, so sind weder Schiffer noch 
Reeder verantwortlich. 

Ein treffendes Beispiel führt das Gesetz selbst an: wenn Güter dem 
Schiffer in Verpackung oder in geschlossenen Gefäßen übei^eben 
werden. Lautet z. B. ein Konnossement über 6 Säcke Kaffee verladen 
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in gutem Zustande und guter Beschaffenheity so ersieht der Empfanger 
aus diesen Worten, dafi der Kaffee dem Schiffer in geschlossenen Gre- 
faßen übergeben worden ist An und für sich müßte nun der Schiffer, 
seinem Verspredien gemäfi, 6 Säcke Kaffee abliefern, selbst wenn die 
auf das Konnossement verladenen 6 Sack nidit Kaffee, sondern Zucker 
enthielten; wenn aber der Schiffer beweisen kann, daß er dieses Faktum 
auch bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers nicht habe 
erkennen können, so sind weder er noch der Reeder verantwortlich. 
Enthält aber z. B. ein Konnossement lediglich den Vermerk: „Baum- 
wolle (oder Mais) verladen in gutem Zustande und in guter Beschaffen- 
heit**, so kann der Empfanger aus dieser Bemerkung nicht ersehen, daß 
der Schiffer sich nicht von der Art der Güter überzeugt hat; sie haben 
ihm ja auch offen übei^ben worden sein können; der Schiffer haftet 
daher für die Auslieferung solcher Güter wie sie im Konnossement be- 
zeichnet sind. Hat er sich nicht von der Art derselben überzeugt oder 
überzeugen können, so bedeutet es eine Verletzung der schuldigen Sorg- 
falt, in einer so wichtigen Urkunde einfach zu konstatieren, daß er 
solcher Art Güter verladen habe. Waren ihm die Güter in geschlossenen 
Gefißen übergeben und hat er sich von dem Inhalte der letzteren trotz 
gehöriger Sorgfalt nicht überzeugen können, so muß er, um nicht haft- 
bar zu werden, entweder die Klausel vereinbaren: „Inhalt unbekannt", 
oder er muß auf dem Konnossement vermerken, daß die Güter sich in 
geschlossenen Gefäßen befanden, und dadurch den Empfang^er darauf 
hinweisen, daß er (der Schiffer) den Inhalt der Gefäße nicht geprüft 
hat. Auch die sogenannte negligence-Klausel würde die Haftung des 
Schiffers ausschließen, falls sie sich unzweideutig auch auf das Empfangs- 
bekenntnis des Schiffers und nicht nur auf die Ereignisse der Reise be- 
zieht Vgl 85 H, 28 OLG. 2^chnet er aber ein reines Konnossement, 
so bedeutet dies bereits eine Nachlässigkeit, eine Verletzung der schul- 
digen Sorgfalt, für welche er einzustehen hat. Diese Nachlässigkeit 
wird nicht aus der Welt geschafft durch die Erbringung des Beweises, 
daß auch bei Anwendung gehöriger Sorgfalt der Inhalt der Gefäße 
nicht habe ermittelt werden können; dieser Beweis ist dem Schiffer 
daher nicht zu verstatten. HGB. § 653 al. 2. 

Andere Beispiele: Der Schiffer zeichnet ein Konnossement über 
IG 000 Sack Kaffee, obgleich er nur 8000 empfangen hat; der Schiffer 
muß 10 000 abliefern oder die Differenz bezahlen; denn ein sorgfaltiger 
Mann bekennt nicht 10 000 Sack empfangen zu haben, wenn er dessen 
nicht sicher ist — warum vereinbart er nicht die Klausel „Zahl un- 
bekannt'^? Ebenso wäre es grobe Fahrlässigkeit vom Schiffer ein reines 
Konnossement über 6000 Sack, gemarkt A B, zu zeichnen, wenn er 
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nicht sicher ist, daß alle 6000 Sadc, welche er emp&ngea hat, auch 
wirklich A B gemarkt sind; nimmt er nicht die Klausel ,,Marken un- 
bekannt" auf, so haftet er unbedingt für 6000 Sack, gemarkt A B oder 
für deren Wert HGa § 6$$ SaU 2. Vgl auch unten § 171 sub 2. 
§ 167. Beeilte und Pflickten des Emp flsgen. — In wddier 
Lage befindet sich nun der Empfinger? Derselbe hat ein Konnosse- 
ment in Händen, laut wdchem der Schiffer verspricht, Güter, wie sie 
im Konnossement bezdchnet sind, ihm auszuliefern. 

1. Empfanger weigert Annahme« Der Empfanger kann nun 
entweder dieses Versprechen nicht akzeptieren, und die Annahme von 
Gütern überhaupt verweigern. Dann wird das im Konnossement ge- 
gebene Versprechen und damit auch das aus dem Konnossement sich 
ergebende Rechtsverhältnis nicht wirksam. Der Reeder kann sich nur 
an den Befrachter halten nach Maßgabe des mit diesem al^[eschlossenen 
Frachtvertrages. Siehe oben § 165. 

2. Empfänger verlangt Auslieferung. Der Empfinger kann 
aber auch das Versprechen des Schiffers akzeptieren und die Aus- 
lieferung konnossementsmäfiiger Güter verlangen. 

a) Güter entsprechen dem Konnossement Dann ist zu unter- 
scheiden: die vom Schiffer angebotenen Güter entsprechen genau dem, 
was der Schiffer laut Konnossement versprochen hat, auszuUefem. Dann 
muß der Empfanger diese annehmen und die Fracht nebst Neben- 
gebühren bezahlen« Weigert er sich aus irgend einem Grrunde diese 
Güter anzunehmen, so ist dieses gleichbedeutend mit einem Nichtein- 
gehen auf das vom Schiffer g^ebene Versprechen; es liegt der sub i 
erörterte Fall vor. Lautet nun ein Konnossement auf 6000 Sack Kaffee 
gemarkt A B, so muß der Schiffer 6000 Sack Kaffee gemarkt A B an- 
bieten. Enthält aber das Konnossement die Klausel parken unbe- 
kannt", so genügt der Schiffer seinem Versprechen, wenn er 6000 Sack 
Kaffee anbietet, einerlei ob diese 6000 Sack die Marke A B oder eine 
andere Marke oder überhaupt keine Marke aufweisen. Weigert sich 
nun der Empfanger, diese 6000 Sack anzunehmen, weil sie tatsächlich 
nicht A B gemarkt sind, so liegt der Fall sub i vor. Behauptet aber 
außerdem der Empfanger, daß der Schiffer 6000 Sack mit der Marke 
A B eingenonmien hat, und verlangt er deren Auslieferung, so kommt 
die unter sub 3 besprochene Regel zur Anwendung. 

Entspricht nur ein Teil der angebotenen Grüter dem Inhalte des 
Konnossements, so wird der Empfanger in der Regel berechtigt sein, 
diesen Tdl anzunehmen und bezüglich des Restes wie sub b angegeben 
zu verfahren. 

b) Güter entsprechen nicht dem Konnossement. Ent- 
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Sprechen die vom Schiffer angebotenen Grüter nicht demjenigen, was er 
laut Konnossement versprochen hat, auszuliefern, so hat der Empfanger 
einen Anspruch auf den Ersatz des Wertes der dem Konnossement 
entsprechenden Grüter. Dabei ist es ganz einerlei, ob solche Grüter 
überhaupt zur Verladung gekommen sind oder ob dieselben durch einen 
Un&ll verlorengegangen sind, welcher zur Verantwortung des Reeders 
steht Es kann wahrlich der Empfanger nicht gezwungen werden, als 
Abschlagsleistung auf seinen konnossementsmafiigen Anspruch Grüter 
irgendwelcher Art anzunehmen, selbst wenn der Reeder bewiese, daß 
die dem Empfanger angebotenen Grüter auf sein Konnossement verladen 
worden sind. Man nehme an, ein Importeur von Seidenwaren habe ein 
auf solche Waren lautendes Konnossement erhalten und dafür bezahlt; 
er braucht doch ächerlich mcht anstatt der erwarteten Sdde eine Kiste 
nut altem Eisen in Empfang zu nehmen und sich auf die Einldagung 
des Wertunterschiedes zu beschränken! Natürlich kann er, falk es ihm 
paßt, auch dieses tun. Dieser Fall ist in den §§ 652—653 HGB. 
geregelt 

c) HGB. §§ 652—653. Der Zweck der §§ 652—653 ist ledig- 
lich, für den zuletzt erwähnten Fall die Haftung des Reeders auf den 
Wertunterschied zwischen den abgelieferten und den konnossements- 
maßigen Grütem zu beschränken. Es ergibt sich aus § 653 Abs. 3, 
daß diese Paragraphen zunächst den Fall treffen, daß der Schiffer andere 
Grüter ausliefert als er empfangen hat; er muß sie aber ausgeliefert, 
d. h. der Empfanger muß sie angenommen haben. An dem sub 2 b 
aufgestellten Satze, daß der Empfanger, falls die ihm angebotenen Grüter 
nicht dem Inhalt des Konnossements entsprechen, diese nicht anzu- 
nehmen braucht, vielmehr einen Anspruch auf den vollen Wert der 
konnossementsmäßigen Güter hat, sollte gar nicht und konnte auch 
nicht gerührt werden. Es könnte ja sonst der Fall eintreten, daß der 
Eigentümer eines zoologischen Grartens, welcher einen Löwen erwartet, 
mit einem Ele&nten, und ein Kaufinann, welcher Seide erwartet, mit 
einer Kiste alten Werkzeuges abziehen und äch begnügen müßte, die 
Wertdifferenz einzuklagen. Sollte dies wirklich die Meinung des Ge- 
setzes sein, so hätte diese Abweichung von einem a%emeinen Rechts- 
grundsatze klar zum Ausdruck gebracht werden müssen. Hierfür lag 
aber nicht der mindeste Grrund vor; nur die Frage stand zur Entschei- 
dung, ob der Empfanger, wenn er die zwar nicht konnossementsmäßigen 
jedoch tatsächlich abgeladenen Grüter in Empfang nimmt, den Schaden 
ersetzt verlangen kann, welcher ihm aus der Nichtübereinstimmung mit 
dem Konnossement erwachsen ist^ oder ob er sich mit der Wert- 
differenz begnügen muß, d. h. also dieselbe Berechnung stattfindet wie 
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in dem in den §§ 6ir und 613 geregelten Falle, dafi der Reeder (iir 
Verlust oder Beschädigung von Gütern verantwortlich ist Die Kom- 
mission zur Beratung eines allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches 
hat sich in letzterem Sinne entschieden. Die Beratungen zeigen, daß 
das allgemeine Prinzip gar nicht in Frage stand; nur Spezialfälle wurden 
erörtert, nämlich der Fall, daß Güter dem Schiffer in verschlossenen 
Gefäßen übergeben werden, der Umfang der sich aus den Klauseln 
„Inhalt, Zahl unbekannt" oder „frei von Beschädigung" und dergleichen 
ergebenden Haftungsbeschränkung, und endlich die Frage, ob der 
Empfanger Schadensersatz verlangen kann oder nur den Wertunter- 
schied zwischen den abgelieferte!! und konnossementsmäßigen GKitem. 
Übrigens mag hier bemerkt werden, daß, selbst wenn es die Absicht 
gewesen sein sollte, die hier verworfene Ansicht in das Gesetz aufzu- 
nehmen, diese Absicht völlig belanglos ist, so lange das Gesetz selbst 
nichts davon enthält und der Wortlaut des Gesetzes klar ist und im 
Einklang mit allgemeinen Recht^^ndsätzen steht Vgl. Prot S. 22 1 1 
bis 2216, 2260 — 2300, 4009 — ^4011. 

3. Konnossement und receptum. Stimmen die Grüter, welche 
der Schiffer laut Konnossement abzuliefern versprochen hat, mit den 
tatsächlich abgeladenen Gütern überein, so fallt die sich aus dem 
Konnossement ergebende Verpflichtung mit der sich aus dem receptum 
ergebenden Verpflichtung zusanunen: in der Erfüllung der einen erfüllt 
sich die andere. Geht das im Konnossement gegebene Versprechen 
über das receptum hinaus, so ist der Schiffer dem Empfanger gegen- 
über durch den Inhalt des Konnossements gebunden. Sind aber mehr 
Güter abgeladen worden als der Schiffer im Konnossement empfiaingen 
zu haben bekennt, und kann dieses vom Empfanger bewiesen werden, 
so hat letzterer einen Anspruch gegen den Schiffer aus dem receptum 
auf Auslieferung der im Konnossement nicht verbrieften aber tatsäch- 
lich abgeladenen Güter. Bt IV 17/07 OLG. IV. Lautet z. B. ein 
Konnossement über 6000 Sack gemarkt A B „Marken unbekannt", und 
bietet der Schiffer 4000 Sack gemarkt A B und 2000 gemarkt C D 
an, so steht es dem Empfanger frei, zu beweisen, daß der Schiffer 
6000 Sack gemarkt A B an Bord genonunen hat. Gelingt ihm dieser 
Beweis, so hat er einen Anspruch auf den Ersatz des Wertes der 
fehlenden 2000 Säcke gemarkt A B. 

4. Verschiffung ohne Konnossement Ist ein Konnossement 
nicht ausgestellt worden, so muß im Streitfalle der Empfanger die Ab- 
ladung derjenigen Grüter beweisen, deren Auslieferung er verlangt Das 
Rechtsverhältnis zwischen Empfanger und Schiffer resp. Reeder wird in 
einem solchen Falle durch die Bedingungen des Frachtvertrages be- 
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herrscht, welche der Empfänger durch die Annahme der Güter zu den 
seinigen macht. 

§ 168. Streltfiragen. — - So klar und einfach auch die vorstehen- 
den Regeln sein mögen, so sind sie doch keineswegs allgemein zur 
Anerkennung gelangt Der Streit begann mit einer Abhandlung, welche 
Präsident Schlodtmann 1876 in Goldschmidts Zeitschrift für das ge- 
samte Handelsrecht veröffentlichte (Bd. 21 Seite 398 — ^409). Der Ver- 
fasser behauptet folgendes: 

I. Schiffers Sorgfalt Es sei ein Grundprinzip des Seerechts, 
dafi der Reeder nur soweit verantwortlich sei als der Schiffer nicht die 
Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers angewendet habe. Ein Ausfluß 
dieses Prinzipes sei die Bestinmiung des Gesetzes, daß, wenn dem 
Schiffer Güter in Verpackung oder in geschlossenen Gefäßen übergeben 
worden seien, der Verfrachter für die Richtigkeit der Bezeichnung der 
Güter im Konnossement nicht verantwortlich sei, wenn ungeachtet der 
Soi^alt eines ordentlichen Schiffers die Unrichtigkeit der in dem 
Konnossement enthaltenen Bezeichnung nicht habe wahrgenommen 
werden können. Diese Bestimmung sd nur eine Anwendung des all' 
gemeinen aus ihr zu entnehmenden Satzes, daß der Reeder von dieser 
Verantwortlichkeit sich nicht freizeichnen könne, daß daher alle Klauseln 
(mit Ausnahme der im Gesetze ausdrücklich zugelassenen) ungültig 
seien, welche die Haftung des Reeders ausschlössen für Handlungen 
des Schiffers, die sich als eine Verletzung der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Schiffers darstellen. 

Entgegnung. Der Grundsatz, daß der Reeder für Handlungen 
des Schiffers verantwortlich ist, welche sich als eine Verletzung der 
Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers darstellen, findet sich gewiß im 
Seerecht Welche Folgen dieser Grundsatz zeitigt, darüber siehe die 
Ausfuhrungen oben § 166. Es ist aber durchaus nicht ersichtlich, wie 
aus diesem einen Satze der andere folgt, daß der Reeder von dieser 
Verantwortlichkeit sich nicht freizeichnen könne. Ein Anhalt hierfür 
gewährt weder HGB. § 653 noch irgend eine andere Bestimmung des 
Gesetzes. Die Freizeichnungsbefugnis des Reeders findet ihre Grenze 
erst beim eigenen Vorsatz. Siehe unten § 173. 

Ausgehend von dieser falschen Schlußfolgerung will der Verfasser 
die wenigen ausdrücklich im Gesetze erwähnten Klauseln — es sind 
dies: «Inhalt, Zahl, Maß oder Gewicht unbekannt" — als Ausnahmen 
von der Regel darstellen und als solche auf das eingeschränkteste inter- 
pretieren. HGB. § 65s bestimme, daß, wenn die im Konnossemente 
nach Zahl, Maß oder Gewicht bezeichneten Güter dem Schiffer nicht 
zugezählt, zugemessen oder zugewogen seien, der Schiffer das Konnosse- 
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ment mit dem Zusätze: „Zahl, MaB, Gewicht unbekannt'' versehen 
könne. Hieraus folge, daß wenn die Grüter zugezahlt, zugemessen oder 
zugewogen worden seien, der Schiffer die erwähnten Klauseln nicht 
aufnehmen dürfe oder, falls er es doch täte, dieselben ungültig und als 
nicht geschrieben zu betrachten seien. Dieses Resultat stehe auch 
wieder im Einklänge mit der bereits statuierten allgemeinen Beschränkung 
der Freizeichnungsbefugnis des Reeders. 

Entgegnung. Auch diese aus dem § 655 gezogene Schluß- 
folgerung dürfte unrichtig sein. Wie bereits erwähnt (s. auch unten 
§ 173) herrscht im deutschen, ebenso wie im englischen Seeverkehr 
absolute Vertragsfreiheit. Dieser kann durch ein argumentum a con- 
trario nicht Abbruch getan werden. Zudem enthält § 655 ein solches 
gar nidit. Der Paragraph bezieht sich vielmehr auf das Verhältnis 
zwischen Ablader und Schiffer und berechtigt den ersteren, ein reines 
Konnossement zu verlangen, falls er die Güter dem Schiffer zugezählt, 
zugemessen oder zugewogen hat, verpflichtet den Ablader aber, falls 
dies nicht geschehen ist, sich die Klausel »Zahl, Maß, Gewicht unbe- 
kannt** gefallen zu lassen. Hat aber der Schiffer eine solche Klausel 
aufgenommen, trotzdem die Güter ihm zugezählt, zugemessen oder zu- 
gewogen worden sind, und hat der Ablader dieses Konnossement ein- 
fach weiterbegeben, so ist die Klausel wohl rechtsgültig. Soweit die 
Voi^^ge im Abladehafen aus dem Konnossement nicht erächtlich sind, 
sind dieselben für das aus dem Konnossement sich ergebende Rechts- 
verhältnis zwischen Schiffer und Empfanger bedeutungslos. Es hieße 
die Einfachheit und die Sicherheit des Konnossementsverkehres unter- 
graben, wenn man dem Empfanger, welcher die Güter auf Grrund des 
Konnossementes annimmt, verstatten wollte, den Schiffer zu mehr zu 
verpflichten, als wozu er sich im Konnossemente bekannt hat. 

2. HGB. §§ 652 — 653. Der zwdte Einwand ist von weit- 
reichenderer Bedeutung. Der Verfasser behauptet: HGR §§652 — 653 
enthielten das allgemeine Prinzip, daß, wenn die Güter im Konnosse- 
mente falsch bezeichnet worden seien, der Verfrachter immer nur für 
den Wertunterschied zwischen den konnossementsmäßigen und den 
wirklich abgeladenen Gütern hafte. Sei die Haftung des Verfrachters 
in dieser Weise gesetzlich beschränkt, wenn z. B. ein Konnossement 
über 6 Kisten Seide laute, in Wahrheit aber 6 Kisten alten Handwerk- 
zeuges abgeladen worden seien, so müsse dies a fortiori dann gelten, 
wenn der Schiffer an Konnossement gezeichnet habe, welches über eine 
bessere Qualität oder über eine andere Marke laute, als die abgeladenen 
Grüter in der Tat gehabt hätten. Hieraus folge, daß, wenn der 
Empfanger laut Konnossement 100 Sack Kaffee gemarkt AB zu 
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empÜEingen habe und ihm der Schiffer 100 Sack Kaffee derselben Qualität ge- 
markt CD anbiete, Grrund zu einer Reklamation überall nicht vorhanden sei. 
Die Klausel „Marke unbekannt^ habe daher überhaupt keinen Sinn, ganz 
abgesehen davon, dafi sie in Gemaöheit des sub i Ausgeführten ui^ltig sei. 

Entgegnung. Die §§ 652 — 653 enthalten sicherlich das allge- 
meine Prinzip, daß der Empfanger, wenn er die Güter annimmt, 
ot^ldch äe nicht dem Konnossemente entsprechen, nur die Wert* 
differenz einklagen kann. Diese Regel findet nicht nur Anwendung bei 
einer falschen Bezeichnung der Grüter, sondern bei einer jeden un- 
richtigen, den Wert der Güter beeinflussenden Erklärung im Konnosse- 
mente. Andererseits aber enthalten die Paragraphen ebenso sicherlich 
nicht den Satz, daß der Empfanger verpflichtet wäre, die Güter anzu- 
nehmen, welche der Schiffer ihm anzubieten beliebt, selbst wenn letz- 
terer den Beweis erbrächte, daß die angebotenen Grüter auf das be- 
treffende Konnossement verladen worden wären. HGB. § 653 Abs. 3 
(s. oben § 167 sub 2 c). Da ist daher kein Raum für ein argumentum 
a maiore ad minus. Der Empfanger kann unter allen Umständen den 
Schiffer an sein im Konnossemente gegebenes Versprechen festhalten 
oder aber auch er kann die angebotenen Güter annehmen und den 
Wertunterschied reklamieren. 

Judikatur. Einige Entscheidungen neueren Datums schließen sich 
dem von Schlodtmann vertretenen Standpunkte insoweit an, als sie den 
Verfirachter niemals für mehr haftbar machen, als für den Wert- 
unterschied zwischen den konnossementsmäßigen und den wirklich ab- 
geladenen und ausgelieferten Gütern. Dahingegen erkennen sie der 
Klausel „Marke unbekannt'' die Bedeutung zu, die Beweislast umzu- 
drehen, so daß nunmehr der Empfanger, fiadls er den Schiffer für die 
A.l/iicierung unrichtiger Marken verantwortlich machen will, bewdsen 
muß, daß der Schiffer die im Konnossemente angegebenen Marken 
empfangen habe. Stets aber verstatten sie — einerlei, ob das Kon- 
nossement die Klausel enthält oder nicht — dem Schiffer den Beweis, 
daß er abliefere, was er empfangen habe. Und, wenn ihm dieser Be- 
weis gelingt, so soll nach diesen Entscheidungen der Empfanger ver- 
pflichtet sein, die Güter anzunehmen und sich mit dem Wertunterschiede 
zu begnügen, wenn er auch auf Grund seines Konnossementes Grüter 
ganz anderer Art vorzufinden erwartete. 

Entgegnung. Diese Entscheidungen gehen von der falschen 
Voraussetzung aus, daß bei unbestrittener oder bewiesener Identität der 
angebotenen mit den abgeladenen Gütern der Empfanger zur Annahme 
verpflichtet wäre (s. den vorigen Paragraphen). Hieraus ergibt sich die 
Unrichtigkeit ihrer weiteren Ausfuhrungen. 
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So gut wie alle Entscheidungen, welche in den Jahren 1876 bis 
1898 ergangen ^ihd, schließen sich uneingeschränkt dem von Schlodt- 
mann vertretenen Standpunkte an. Vgl. 87 H. 30 OLG. II, 86 H. 2 LG. 
und OLG., 83 R 49 LG. und OLG., 80 H. 11 LG. und neuerdings noch 
Bf. in 401/05 OLG. ni. In seiner modifizierten Fassung findet sich der 
Standpunkt vertreten in 98 H. 71 OLG- II, 99 H. 59 OLG. DI, 03 H. 35 
OLG. n. In diesen Urteilen wird des öfteren die Frage ventiliert, ob 
Marken eine Bezeichnung der Güter sind in demselben Sinne wie z. B. 
Korn, Eisen, Kaufmannsgüter u. dgl. oder ob sie lediglich Identifiaerungs- 
merkmale sind; im erstereri Falle kämen die §§ 652 — 653 HGB. zur 
Anwendung, da diese Paragraphen den Fall einer falschen Bezeichnung 
der Güter im Konnossemente behandelten; da aber tatsächlich eine be- 
stimmte Marke nur zur Identifizierung der Güter diene, müsse eine 
Klage des Empfangers, welche sich darauf gründe, daß GKiter mit 
anderen als im Konnossement angegebenen Marken abgeliefert sden, 
stets dann abgewiesen werden, wenn der Schiffer beweise, daß die ab- 
gelieferten mit den auf das Konnossement eingenommenen Gütern iden- 
tisch seien. Diese ganze Erörterung ist jedoch abw^g. Die §§652 
bis 653 enthalten den allgemeinen Satz, daß, wenn der Empfanger die 
Güter annimmt, er den Wertunterschied reklamieren kann. Es ist 
daher gänzlich zwecklos, danach zu fragen, was fiir einen Sinn es hat, 
GKiter mit bestimmten Marken zu versehen. Erhöht eine bestimmte 
Marke den Wert der Güter, so ist die Reklamation begründet; haben 
aber die Güter, welche der Empfanger nun einmal angenommen hat, 
denselben Wert wie diejenigen, welche ihm laut Konnossement aus- 
zuliefern gewesen wären, so wird er mit seiner Klage abgewiesen. 
Wenn aber der Empfanger, was sein gutes Recht ist, die ihm vom 
Schiffer angebotenen Güter nicht annimmt, weil sie dem Inhalte des 
Konnossementes nicht entsprechen, so hat er einen wohlbegründeten 
Anspruch aus dem im Konnossement enthaltenen Versprechen des 
Schiffers auf Ersatz des Wertes der ganzen Ladung, welche laut Kon- 
nossement ihm hätte ausgeliefert werden müssen; dabei ist es völlig 
gleichgültig, ob der Schiffer ihm Güter ganz anderer Art oder dieselbe 
Art Güter, aber nur mit anderen Marken versehen, angeboten hat. 

Ebenso überflüssig ist die Frage, ob das Konnossementsdatum eine 
Bezeichnung der Güter enthält Sind Güter tatsächlich im September 
abgeladen, das Konnossement lautet aber auf eine Augustabladung, so 
kann der Empfanger entweder die Septemberabladung annehmen und 
den Wertunterschied gemäß §§ 652 — 653 reklamieren, oder kann die 
Annahme der Güter verweigern und die Auslieferung einer August- 
abladung oder den Ersatz ihres Wertes verlangen. 
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Der von uns vertretene Standpunkt ist in einem die Entscheidung 
des Hamburger Obergerichts bestätigenden Urteil des Oberappellations- 
gerichtes zu Lübeck vom 18. Mai 1855 (Kierulff 11 S. 1049) in Sachen 
Gribson gegen Schmidt gebilligt worden. Das Handel^esetzbuch datiert 
zwar vom Jahre 1865; dasselbe hat jedoch in keiner Weise irgend eine 
Änderung der Grundsätze herbeigeführt, nach welchen die Haftung aus 
dem Konnossemente zu beurteilen ist. Diese Ansicht ist femer in eber 
grundlegenden Entscheidung des OLG. I (98 H. 37) wieder aufgenommen 
worden und hat, wenn auch beiläuf^, ihre Bestätigung in einem reichs- 
gerichtlichen Urteile gefunden. 98 H. 113. Vgl. ferner ROHG. 15 
Nr. lOS S. 380—381, 82 R 83 S. 171 OLG. 

Im praktischen Ergebnisse läuft die Streitfrage darauf hinaus, daß 
nach der von uns reprobierten Ansicht der Empfänger, nach der von 
uns vertretenen Ansicht der Reeder bzw. der Verfrachter die Mühe hat, 
sich aus den tatsächlich an Bord befindlichen GKitem schadlos zu halten 
oder sich an dem Ablader oder Befrachter zu erholen. Es erscheint 
aber nur recht und billig, diese Weiterungen nicht dem Empfänger auf- 
zuerlegen, sondern dem Reeder; denn dieselben sind entstanden infolge 
unrichtiger Angaben im Konnossemente, mithin durch eine nachlässige 
Handlung des Schiffers. 

§ 169. Auslegung tob KonnossemeBten. — Recht des Be- 
stimmungsortes. Die für den Empfanger aus einem Konnossemente 
äch ergebenden Rechtsverhältnisse unterliegen dem Rechte des Be- 
stiamiungsortes, falls nicht das Konnossement entgegenstehende Be- 
stimmungen enthält oder Gegenteiliges aus den Umständen des einzelnen 
Falles zu entnehmen ist 94H95 S. 279 RG. Dies bezieht sich nicht nur 
auf die eigentliche Auslieferung der Güter, sondern auch darauf, ob eine 
Urkunde überhaupt als ein ordnungsmäßiges Konnossement aufzufassen 
ist oder nicht. Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß das Kon- 
nossement in einer fremden Sprache abgefaßt ist: diese Tatsache allein 
genügt nicht, um die Absicht der Parteien darzutun, nun auch dem 
fremden Rechte unterworfen zu sein. Immerhin aber muß die Be- 
deutung einzelner, in einer fremden Sprache abgefaßter Phrasen in dem 
Sinne au^degt werden, welcher ihnen in der fremden Sprache, und 
nicht in der deutschen Übersetzung zukommt Dies gilt auch von der 
Auslegung des Frachtvertrages (der Charte-partie). 

Nehmen wir den Fall eines in englischer Sprache abgefaßten Kon^ 
nossementes oder einer englischen Charter. Der letzte Satz trifft dann 
jedenfalls zu für spezifisch englische Klauseln, für Klauseln, welche in 
englischen Vertragsformularen schon seit langem in Gebrauch sind 
(97 H. 83 RG.), oder wenn die Parteien gar ein Vertragsformular be- 
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nutzt haben, dessen Entstehung und Bedeutung nur aus dem englischen 
Geschäftsverkehre zu erklären ist Unserer Ansicht nach dürfte auch 
dann, wenn die Parteien ein englisches Konnossement oder eine eng- 
lische Charter gezeichnet haben, welche nicht einen spezifisch englisdien, 
mit dem englischen Geschäftsverkehr untrennbar verbundenen Charakter 
haben, der Sinn aller darin enthaltener Klauseln nach englischer Rechts- 
und Verkehrsauf&ssung zu beurteilen sein, falls diese Klauseb sich nicht 
lediglich als Übersetzung deutscher Ausdrücke darstellen. Das OLG. in 
hat allerdings in 07 H. 58 in einem Falle, wo äch der Reeder in 
einem englischen Konnossement von »barratry* freigezeichnet hatte, 
entschieden, daß dieses Wort nach deutscher Rechts- und Verkehrs- 
auffassung, also ebenso wie das deutsche Wort „Baratterie" auszuixen 
sei, weil es sich um eine Klausel handle, welche „auch in Deutschland 
und anderen Ländern seit langer Zeit üblich sei". Baratterie bedeutet 
aber jedes wissentlich unredliche Handeln (des Schiffers oder der Mann- 
schaft) ohne Mitschuld des Reeders, umfaßt also auch Beschädigung der 
Ladung (07 H. 58 OLG^ DI) und Diebstahl der Besatzung (03 R 3 1 LG.) — 
barratry dagegen bedeutet eine Verletzung der dem Schiffer oder der 
Mannschaft dem Reeder gegenüber obliegenden besonderen, aus dem 
g^enseitigen Vertragsverhältnisse entspringenden Pflicht, umfafit daher 
jedenfalls nicht einen Diebstahl der Besatzung. AG. und LG. in 99 H. 27. 
Gerade bei einer so verschiedenen Auffassung eines und desselben Wortes 
scheint uns das Oberlandesgericht nicht dem Vertragswillen der Parteien 
gerecht zu werden — der Reeder hat sich eben von barratry und nicht 
von Baratterie freigezdchnet Bedient man sich fremder Ausdrücke, so 
will man vemünft^erwdse auch den in diesen enthaltenen Sinn aus- 
gesprochen haben. Mit der von uns vertretenen Ansicht stimmen auch 
die Urteile in 99 H. 27 (AG. und LG.) und 03 H. 31 (LG.) überein. 

Nimmt ein Konnossement Bezug auf Bestimmungen, welche im 
Frachtvertrage enthalten sind, so müssen diese so gelesen und inter- 
pretiert werden, als ob ät im Konnossemente ständen. Nimmt nun ein 
nach deutschem Recht zu beurteUendes Konnossement in dieser Wdse 
auf einen dem englischen Recht unterliegenden Frachtvertrag Bezug, so 
kann es kommen, daß ein und dieselbe Klausel in verschiedenem Sinne 
ausgelegt werden muS. 

Hat ein im Konnossement gebrauchter Ausdruck einen anderen 
Sinn im Bestinunungs- als im Abladehafen, so ist, soweit das Verhältnis 
zwischen Schiffer und Empfanger in Betracht kommt, ersterer maß- 
gebend, es sei denn, daß der Schiffer beweise: der Empfanger kenne die 
Bedeutung, welche dem Ausdruck im Abladehafen zukomme (s. unten 
§ 171 Klausel i). Dasselbe ist der Fall, wenn der Schiffer durch das 
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am Abladeplatze gehende Recht gezwungen sein sollte» Ausdrücke zu 
gebrauchen, welche nach dem ihnen im Bestimmungshafen zukommenden 
Sinne die Angaben des Konnossementes als unrichtig erscheinen lassen 
(s. unten § 171 Klausel 2). Der Empfanger darf hierunter nicht leiden; 
er hat kein Mittel, ach dageg^ zu schützen. Der Schiffer aber müßte 
sich entweder weigern, Güter unter Bedingungen zu verladen, welche er, 
nach dem ihnen im Bestimmungshafen zukommenden Sinne, nicht er- 
füllen kann oder will, oder es muß ihm der Ablader genügend Sicher- 
heit bieten dafür, dafi der Verfrachter durch Reklamationen des 
Empfangers keinen Schaden erleidet 

As per Charterparty. Oft werden nicht alle Verdnbarungen in 
das Konnossement aufgenonomen, sondern es wird dieserhalb auf den 
Frachtvertrag verwiesen; wie z. B. durch die Klausel tfröght as per 
Charterparty* oder »all other conditions as per diarterparty*. Wie 
bereits erwähnt, müssen solche nicht aufgenonunenen Vereinbarungen 
so gelesen werden, als ob sie Wort für Wort in das Konnossement mit 
herübergenonunen worden waren. Solche Verweisungsldauseln sind ein- 
schränkend, nicht ausdehnend zu interpretieren. 94 H. 26 OLG. L Wird 
z. B. in Ansehung der Fracht auf den Frachtvertrag verwiesen (etwa 
durch die Worte: y,Fracht laut Charte-partie*'), so sind hierin die Be- 
stimmungen über Löschzeit, Überliegezeit und Liegegeld nicht als ein- 
begriffen anzusehen. HGB. §651 Abs. 2. Und falls solche in bezug 
genommenen Bedingungen des Frachtvertrages im Zusammenhalte mit 
dem übrigen Inhalt des Konnossementes einen Widerspruch ergeben, so 
geht der Konnossementsinhalt vor, soweit der Empfanger in Betracht 
konunt; denn der Empfanger kann die in bezug . genonuneaen Be- 
dingungen aus dem Konnossemente nicht ersehen; er ist daher berech- 
tigt, in solchen Verweisungen lediglich eine Ergänzung, nicht aber eine 
Änderung des ihm vorliegenden Konnossementsinhaltes zu erblicken. 
89 H. 80 OLG. L 

§ 170. Der Empfinger ist Tertreter des Befruhter9. — / 
Falls der Empfanger Stellvertreter, z. K Agent des Abladers oder Be- 
frachters ist, kann sich der Schiffer ihm gegenüber jeder Einrede be- : 
dienen, welche ihm gegen den Ablader oder Befrachter zusteht RG. 20 ^ 
Nr. 13 sub 3. Der Frachtvertrag und nicht das Konnossement ist maß-l 
gebend, falls mcht etwa die Parteien beabsichtigt hatten, durch dasM 
Konnossement den Frachtvertrag abzuändern. ' 

Immerhin darf man nicht soweit gehen, wie das OLG. 11 in 93 H. 29. 
Dort enthielt das Konnossement keinen Zusatz, der auf eine schlechte 
Beschaffenheit der Güter zur Zeit der Übernahme hinwies. Folglich 
mußte es so angesehen werden, als ob die Güter in gutem Zustande 
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und guter Beschaffenheit verladen worden waren; und ein Gegenbeweis 
des Schiffers war, falls es sich um ein reines Konnossement handelte, 
ausgeschlossen (s. unten § 171 Klausel 2). Trotzdem wurde, auf Grund 
der Tatsache, daö der Ablader der Agent des Empfangers war, ent- 
schieden, daß der Empfanger darauf nicht fußen dürfe, vidmehr zur 
Begründung seiner gegen den Schiffer wegen Ablieferung beschädigter 
Grüter erhobenen Schadensersatzklage zunächst beweisen müsse, daß der 
Schiffer die Güter in gutem Zustande und guter Beschaffenheit empfangen 
habe. Zur Bekräftigung dieser Ansicht wurde ein Urteil des Rdch^^chts 
in 92 H. 47 angeführt — ob mit Recht, ergeben die wdteren Aus- 
fuhrungen. Nach unserer Ansicht darf man über den Inhalt des Kon- 
nossementes nicht einfiach hinw^;sehen. Ein Konnossement wird vom 
Schiffer unterzeichnet, welcher es dann dem Ablader gibt Der Ab- 
lader seinerseits, indem er das Konnossement entgegennimmt und wdter- 
begibt, macht den Inhalt desselben zu dem seinigen. Allerdings kommt 
die eigentümliche Konnossementshaftung des Schiffers nicht in Frage, 
noch auch die Rechte, welche der Empfanger als legitimierter Inhaber 
eines an Order lautenden Wertpapieres geltend machen kann. Wohl 
aber bleibt das Konnossement ein Beweisdokument für den Empfanger, 
welcher Vertreter des Abladers resp. dessen Vertreter er ist Der 
Empfanger konnte sich daher auf die Konnossementsangabe stützen; 
und es lag dem Schiffer ob, zu beweisen, daß sie unrichtig war. So 
auch jetzt OLG. 11 in Bf. II 261/05 (nicht mit abgedruckt in 06 R 75). 
In dem bereits erwähnten, vom Reichsgericht entschiedenen Falle 
(92 H. 47) hatte der Schiffer ein reines Konnossement gezeichnet, weil 
ihn, wie auch vom Empfanger zugegeben wurde, das am Abladeplatze 
geltende Recht verhinderte, irgend welche auf die schlechte Beschaffen- 
heit der zu verladenden Güter bezügliche Zusätze in das Konnossement 
aufzunehmen; der Schiffer war also gezwungen, eine unrichtige Angabe 
im Konnossement zu machen; der Empfanger, welcher zugleich Be- 
frachter war, mußte aber die am Abladeplatze geltenden Gesetze kennen 
oder gegen sich gelten lassen; es war daher vollkommen richtig, zu 
entscheiden, daß der Empfänger aus der unrichtigen Konnossements- 
angabe keine Rechte herleiten konnte. Aus dieser Entscheidung kann 
aber nicht gefolgert werden, daß, sobald der Empfanger Vertreter des 
Befrachters oder der Befrachter Vertreter des Empfangers ist, dem 
Schiffer niemals eine unrichtige Konnossementsangabe schaden könne, 
aus welchen Gründen dieselbe auch immer erfolgt sein mag. Das 
Empfangsbekenntnis des Schiffers liefert vielmehr in der Regel einen 
prima facie-Beweis, den der Schiffer zu entkräften hat, und stellt nicht 
eine Tatsache dar, welche der Empfanger noch erst zu erweisen hat 
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Eine ganz andere Frage ist es, inwieweit die Bedingungen des 
Konnossementes» welche sich auf den Transport und die Ablieferung 
der Grüter beziehen, maßgebend sind in dem Falle, daä der Empfanger 
Vertreter des Befrachters ist Dies hängt davon ab, in welchem Maße 
Y^rachter und Befrachter die Bedingungen des Frachtvertrages durch 
diejenigen des Konnossements abzuändern die Absicht gehabt haben. 
S. oben § 39. 

§ 171. Einielne KUuseliL — Vorstehende aus dem Konnosse- 
ment sich ergebenden Rechtsbeziehungen mögen durch einige der ge- 
brauchlichsten Klausehi, welche sich auf das vom Schiffer in einem 
Konnossement abgegebene Empfangsbekenntnis beziehen, erläutert werden. 

I. Shipped, received for shipment Der Schiffer soll ein 
Konnossement ausstellen erst nach der Beendigung einer Abladung oder 
wenigstens erst, nachdem er die Güter zur Beförderung übemonunen 
hat. HGB. § 642 Abs. i und 5 (s. oben § 41). Zeichnet er ein 
Konnossement, in welchem er bekennt 1000 Ballen Baumwolle empfangen 
bzw. verschifft zu haben, so ist er verpflichtet, 1000 Ballen Baumwolle 
abzuliefern oder dem Empfanger deren Wert zu ersetzen, selbst wenn 
er überhaupt keine Grüter empfangen oder verschifft haben sollte. Wenn 
der Schiffer im Konnossement bekennt, Güter verschifft zu haben, ob- 
gleich er dieselben einstweilen nur zur Beförderung übernommen hatte, 
und die Grüter gehen vor ihrer Verschiffung verloren, so ist der Reeder 
dem l^timierten Konnossementsinhaber gegenüber für den Verlust ver- 
antwortlich, auch wenn derselbe auf Tatsachen beruht, von deren Folgen 
der Reeder sich freigezeichnet hat; denn die Freizeichnung zieht laut 
Konnossement erst vom Augenblicke der tatsächlichen Verschiffung, die 
Güter stehen zur Verantwortlichkeit des Reeders aber von dem im 
Konnossement gegebenen Datum ab. Eine Ausnahme hiervon würde 
nur in dem Falle zugelassen werden, daß der Reeder beweisen konnte, 
entweder daß dem Empfanger bekannt war, daß es am Abladeplatz 
üblich sei, selbst wenn Grüter nur zur Beförderung übemonunen worden 
sind, dennoch ein Konnossement mit dem Vermerke „Grüter verschifft 
(goods shipped)" auszustellen, oder aber daß der Empfanger auf Kosten 
des Verfrachters sich ungerechtfertigt bereichern würde. RG. 20 Nr. 13. 
In diesem vom Reichsgericht entschiedenen Falle hatte der Empfanger 
die Grüter vom Befrachter gekauft; dieselben lagerten auf Gefahr des 
Empfangers (Käufers) und wurden vor ihrer Verschiffung durch Feuer 
zerstört Der Schifier hatte ein Konnossement ausgestellt in welchem 
er beljannte, die Güter zu einer Zeit verschifft zu haben, wo dieselben 
tatsächlich noch unversehrt waren. Auf diesen Umstand war die Rekla- 
mation des Empfängers gestützt. Es wurde jedoch entschieden, daß 
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der Empfänger keinen Schadensersatzanspruch habe, weil durch die 
Ausstellung des Konnossements die Tatsache nicht aus der Welt ge- 
schafft wurde, dafi zur Zeit ihres Unterganges die Grüter auf Gre&hr 
des Emftängen lagerten. 

2. Verladen in gutem Zustande und guter Beschaffenheit 
(shipped in good order and condition). Diese Klausel wird suUntdli- 
giert, d. h. wenn nicht etwa aus dem Konnossement das Gegenteil 
hervorgeht, so wird es stets so angesehen, als ob der Schiffer die Güter 
in gutem Zustande und guter Beschaffenheit verladen habe, auch wenn 
das Konnossement dies nicht ausdrücklich besagt Immerhin braucht 
der Schiffer nicht mehr als die SorgGadt eines ordentlichen Schiffers an- 
zuwenden. Es ^d daher stets angenonmien, dafi, ob das Konnosse- 
ment nun ob^e Klausel enthalt oder nicht, die Güter bei ihrer Ver- 
ladung so beschaffen waren, dafi ein ordentlicher Schiffer ihren Zustand 
nicht anders als gut bezeichnen konnte (m apparent good order and 
condition). Waren aber die Güter bei ihrer Verladung in derartig 
schlechtem Zustande oder derartig beschädigt oder so schlecht und 
ungenügend verpackt, dafi ein aufmerksamer Schiffer dies hätte be- 
merken müssen, so ist der Schiffer, welcher ein rdnes Konnossement 
zeichnet, dem Empfanger gegenüber verantwortlich nicht nur für den 
aus der schlechten Beschaffenheit oder Verpackung weiter entstehenden 
Schaden, sondern auch für den Schaden, welcher zur 21eit der Ver- 
schiffung bereits bestand. Nur wenn die Beschädigung trotz Anwen- 
dung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers nicht zu entdecken war, 
ist er frd. Bei Beurteilung dieser Frage mufi man im Auge behalten, 
dafi ein Schiffer Führer eines Schiffes und nicht Warensachverständiger 
ist. Vgl. 06 H. 139 OLG. IL Ist ein reines Konnossement gezeichnet, 
so mufi der Schiffer, wenn die Güter in beschädigtem Zustande an- 
konunen, entweder beweisen, dafi der Schaden auf einen Unfall zurück- 
zufuhren ist» welcher äch nach der Verschiffung ereignete und welcher 
nicht zu seiner Verantwortung steht (z. B. unter eine Befreiungsklausel 
fallt), oder aber, dafi der Schaden zwar bereits zur Zeit der Versdiiffung 
bestand, von einem ordentlichen Schiffer aber nicht wahrgenommen 
werden konnte. Enthält aber das Konnossement einen Vermerk, dafi 
die Güter bei ihrer Verschiffung beschädigt oder schlecht verpackt 
waren, und ist die sich bei der Ablieferung zeigende Beschädigung 
prima fade auf die im Konnossement vermerkte Unr^elmäfiigkeit zu- 
rückzufuhren, so hat der Empfanger nur dann einen Ersatzanspruch 
gegen den Schiffer, wenn er (der Empfanger) beweist, d^ der 
Schaden auf dnen nach der Verschiffung entstandenen Unfall zu- 
rückzufuhren ist und mit der im Konnossement konstatierten Be- 
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Schädigung oder scMechten Verpackung nichts zu tun hat HGB. 
§658. 

Es braucht kaum hervorgehoben zu werden, daß die Worte ,^ 
grutem Zustande und guter Beschaffenheit" sich auf die Zeit beziehen, 
in welcher die Grüter tatsächlich verschifft resp. zur Beförderung über- 
nommen worden sind, und nicht auf die Zeit der etwa später erfolgten 
Ausstellung des Konnossements. 97 H. 62 OLG. L 

Ein gutes Beispiel liefert folgender Fall. Grüter waren in Riga in 
beschädigtem Zustande verladen; der Schiffer hatte aber ein reines 
Konnossement gezeichnet Der Empfänger erhob Schadensersatz- 
ansprüche und begründete diese damit, daß der Schiffer im Konnosse* 
ment selbst anerkannt habe, die Grüter in gutem Zustande und guter 
Beschaffenheit verladen zu haben. Der Schiffer wandte ein, einmal, daß 
es in Riga gebräuchlich sei, und dann daß das in Riga geltende Recht 
ihn verpflichte, ein reines Konnossement zu zeichnen. Der erste Ein- 
wand wurde zurückgewiesen, über die Berechtigung des zweiten aber 
war sich das Reichsgericht sehr zweifelhaft (vgl. oben § 169). Dieser 
Funkt kam jedoch nicht zur Entscheidung, da die Klage deshalb ab- 
gewiesen wurde, weil Empfanger und Befrachter ein und dieselbe Person 
war und der Ablader gegenüber dem Verfrachter stets ab Vertreter 
des Befrachters angesehen werden müsse. 92 H. 47 RG. 

3. Beschaffenheit unbekannt (quality unknown). Mit Zu- 
stinmiung des Abladers darf der Schiffer irgend welche Klauseln in das 
Konnossement aufnehmen; dabei ist es ganz gleichgültig, ob die Güter 
zur Zeit ihrer Verschiffung bereits beschädigt oder schlecht verpackt 
und ob diese Tatsachen erkennbar waren oder nicht Es ist durchaus 
abwegig, dem Schiffer die Befugnis abzusprechen, die Klausel „quality 
unknown^ in das Konnossement aufzunehmen, oder solche Klausel für 
ungültig zu erklären in dem Falle, daß eine Beschädigung der Grüter 
bei ihrer Verschiffung bereits erkennbar war (z. B. bei Verschiffung ver- 
faulten Holzes). Diese Ansicht findet sich in 82 H. 33 RG. und sogar 
noch in Ol R 34 OLG. I und Bf. 11 261/05 (OLG. II) und erklärt sich 
aus dem Standpunkt, dessen Unrichtigkdt wir in den §§ 166 — 168 
nachzuweisen versucht haben. Es mag hier die Bemerkung erlaubt 
sein, daß es äußerst interessant ist, die Wendung, welche die Streitfrage 
seit dem Urteile des OLG. I in 97 H. 38 genommen hat, zu verfolgen. 
Man ersieht daraus, wie schwer es ist, sich von einem vorgefaßten 
Standpunkte loszulösen und eine Gesetzesvorschrift nun auch einmal 
mit ganz anderen Augen zu betrachten, als man es, froh des ge- 
wonnenen Standpunktes, nun fast ein Menschenalter hindurch getan hat 

Wenn der Schiffer, welchem Güter in schlechter Beschaffenheit 

SteTGking, Seerecht. 20 
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oder Verpackung zur Beförderung übergeben worden sind, es vorzieht, 
anstatt diese Tatsache im Konnossement zu bemerken, die Klausel 
„Beschaffenheit unbekannt^' in das Konnossement aufzunehmen, so ist 
der Fall folgendermaßen zu beurteilen: daß der Schiffer die Güter in 
gutem Zustande und guter Beschaffenhdt übernommen hat, steht im 
Konnossement oder wird subintelKgiert; der Schiffer hat dies aber getan 
mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, daß er die Beschaffenheit nicht 
kenne und daher auch nicht für dne gute Beschaffenheit einstehe. Ist 
daher die Beschädigung, welche die Güter bei ihrer Ablieferung auf- 
weisen, auf eine schlechtere Beschaffenheit zurückzufuhren, als die Güter 
gemäß dem Konnossementsvermerk „in gutem Zustande und guter Be- 
schaffenheit" zur Zeit ihrer Verladung gehabt haben, so muß der 
Empfanger zur Begründung eines Schadensersatzanspruches beweisen, 
daß Güter von besserer Beschaffenheit verladen worden sind, als die 
abgelieferten Güter zur TjAx, ihrer Verschiffung hatten. Ebensogut wie 
der Schiffer, welchem die Güter zugezählt worden sind, rechtsgültig die 
Klausel „Zahl unbekannt" in das Konnossement aufnehmen kann, so 
kann, auch wenn die schlechte Beschaffenhdt erkennbar ist, rechtsgültig 
die Klausel „quality unknown" vereinbart werden. Dies gilt auch von 
Beschädigung und schlechter Verpackung. Eine solche Klausel bedeutet 
unter Umständen eine Freizeichnung von den Folgen dner Verletzung 
der gehörigen Sorgfalt, welche indes, bd ausdrücklicher oder still- 
schweigender Zustimmung des Abladers, durchaus zuläsäg ist HGB. 
§ 658 schränkt ebensowenig die Vertragsfreihdt ein wie es § 655 tut 

4. Inhalt, Zahl, Maß, Gewicht unbekannt s. die Bemerkungen 
zu 3. Sind z. B. sechs Fässer Wdn verladen worden, von deren Inhalt 
der Schiffer sich vorher überzeuget hat, so darf er trotzdem mit Zu- 
stimmung des Abladers die Klausel „Inhalt unbekannt^ in das Konnosse- 
ment aufnehmen. Lautet nun ein Konnossement über sechs Fässer 
Wein „Inhalt unbekannt", so bekennt damit der Schiffer dem Empfanger 
gegenüber sechs Fässer verladen zu haben, als deren Inhalt der Ab- 
lader Wdn angegeben hat, deren Inhalt ihm (dem Schiffer) jedoch un- 
bekannt sei. Kommen nun sechs Fässer Wasser zur Ablieferung, so 
muß der Empßmger zur Begründung eines Schadensersatzanspruches 
bewdsen, daß tatsächlich sechs mit Wein gefüllte Fässer zur Verladung 
gekommen sind. HGB. §§ 654, 655. 

Man findet oft die Behauptung, daß diese und ähnliche Klauseln 
die Beweislast umdrehen. Dies ist nicht richtig. Bd dnem reinen 
Konnossement wird dem Schiffer der Bewds, daß er abliefere, was er 
tatsächlich empfangen habe, überhaupt nicht verstattet: er hat dnEach 
abzuliefern, was er abzuliefern im Konnossement versprochen hat, oder 
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dessen Wert zu ersetzen. Hat aber der Schiffer bei einem reinen 
Konnossement keine Bewdsmöglichkeit, so kann man auch nicht davon 
sprechen, daß ein verklausuliertes Konnossement die Wirkung habe^ die 
Beweislast umzudrehen. 

5. Frei von Beschädigung, frei von Bruch u. dgL Klauseln 
wie: „Frei von Beschädigung, frei von Bruch oder Leckage" 
beziehen sich auf den Transport der Grüter, d. h. auf die Zeit, nachdem 
die Grüter dem Schiffer zur Beförderung übergeben resp. verladen worden 
sind. Sie haben mit dem im Konnossement enthaltenen Empiangs- 
bekenntnisse des Schiffers nichts zu tun, treffen vielmehr das Aus- 
lieferungsversprechen, modifizieren also die Haftung des Reeders aus 
dem Frachtvertrage (worüber s. unten §§ 173 fl). Die eigentümliche 
Gestaltung der Konnossementshaftung, welche ihren Grrund in der Ne- 
gotiabilität der Urkunde hat, knüpft dagegen an das in derselben ent* 
baltene Empfangsbekenntnis an. Vgl HGB. § 658 a. E. 

6. Not responsible for absence of marks. Die Klausel „not 
liable for the obliteration, errors, insufficiency or absence of 
marks, numbers, address ordescript" ist nicht gleichbedeutend mit der 
Klausel „marks unknown". Letztere neutralisiert das Emp^gsbekenntnis 
des Schiffers, z. B. „ 100 Ballen gemarkt A B empfangen zu haben'' und macht 
diese Angabe der Marken lediglich zu einem Vermerke des Abladers. Die 
Klausel: „not liable for" aber läßt das Empfangsbekenntnis unberührt und 
schützt den Reeder nur dagegen, daß der Empfanger ihn für Schäden ver- 
antwortlich macht, die aus der Abwesenheit oder einer Verwischung usw. 
der Marken entstanden sind. Der Schiffer genügt daher seiner konnosse- 
mentsmäßigen Verpflichtung an sich nicht, wenn er lOO ungemarkte 
Ballen abliefert; er genügt ihr aber, wenn er beweist, daß die 100 un- 
gemarkten Ballen identisch nüt den 100 abgeladenen Ballen gemarkt 
A B ^d; denn für ein Fehlen von Marken ist er laut Konnossement nicht 
verantwortlich. 06 H. 1 17 und 07 H. 55 OLG. I und RG., s. unten § 174 a. E. 

7. Härter Act Oft wird die sogenannte Harter Act zum In- 
halt der Vereinbarung gemacht Die Harter Act lautet wie folgt: 

Harter Act, February 13, 1893. 

An Act relating to navigation of vessels, bills of lading, and 
to certain obligations, duties and rights in connection with the 
carriage of property. 

Be it enacted by the Senate and House of Representatives of the 
United States of America in G>ngress assembled, That it shall not be 
lawful for the manager, agent, master or owner of any vessd trans- 
porting merchandise or property from or between ports of the United, 
States and. foreign ports to insert in any bill of lading or shipping do- 
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cument any clause, covenant, or agreement whereby it, he or they shall 
be relieved from liability for loss or damage arising from n^ligence 
fault, or iailure in proper loading, stowage, custody, care, or proper 
delivery of any and all lawful merchandise or property committed to 
it's or their chai^e. Any and all words or dauses of such import 
inserted in bills of lading or shipping receipts shall be null and void 
änd of no effect , 

See. 2. That it shall not be lawful for any vessel transporting 
merchandise or property from or between ports of the United States 
of America and foreign ports, her owner, master, agent, or manager, to 
insert in any bill of lading or shipping document any coveoant or 
agreement whereby the Obligation of the owners or owner of said 
vessel to exercise due diligence, properly equip, man, provision, and 
outfit Said vessel, and to make said vessel seaworthy änd capable of 
performing her intended vo)^e, or whereby the obligations of the 
master, officers, agents, or servants to carefully handle and stow her 
cargo and to care for and properly deliver same, shall in any wise be 
lessened, weakened, or avoided. 

See 3. That if the owner of any vessel transporting merchan- 
dise or property to or from any port in the United States of America 
shall exercise due diligence to make the said vessel in all respects 
seaworthy and properly manned, equipped and supplied, ndther the 
vessel, her owner or owners, agent, or charterers shall become or be 
hdd responsible för damage or loss resulting frcnn &ults or errors in 
navigation or in the management of said vessd, nor shall the vessd, 
her owner or owiiers, charterers, agent, or master be hdd liable for 
losses arising from dangers of the sea or other navigable waters, acts 
of God, or public enemies, or the inherent defect, quaEty or vice of 
the thing carried, or from insuffidency of package, or seizure under 
legal process, or for loss resulting from any act or Omission of the 
shipper or owner of the goods, his agent or representative, or.from 
saving or attempting to save life or property at sea, or from any de- 
viation in rendering such Services. 

See. 4. That it shall be the duty of the owner or owners, 
masters or agent of any vessd transporting merchandise or property 
from or between ports of the United States and foreign ports to issue 
to shippers of any lawful merchandise a bill öf lading or shipping 
document, stating among other things, the marks necessaiy for Identi- 
fication, number of packages, or quantity, stating whether it be carrier's 
or shipper*s wdght, and appai'ent Order and condition of such merchan- 
dise or property ddivered to and received by the owner, master, - or 
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agent of the vessel for transportation, and such document shaU be 
prima fade evidence of the receipt of the merchandise therein de- 
scribed. 

See 5. That for a \äolation of any of the provisions of this act 
the agent, owner, or master of the vessel guilty of such violation, and 
who refuses to issue on demand the biU of lading herein provided for, 
shall be liable to a fine not exceeding two thousand dollars. The 
amount of the fine and costs for such ^dolation shall be a lien ppon 
the vessel, whose agent, owner, or master is guilty of such violation, 
and such vessel may be libded therefore in any District Court of the 
United States, within whose Jurisdiction the vessel may be found One 
half of such penalty shall go to the party injured by such violation 
and the remainder to the Government of the United States. 

See 6. That this act shall not be held to modiiy or repeal 
sections 4281, 4282 and 4283 of the Revised Statutes of the United 
States, or any other Statute defining the liability of vessels, their owners, 
or representatives. 

See. 7. Sections i and 4 of this act shaD not apply to the trans- 
portation of live animals. 

See 8. That this act shall take eflfect from and after the first 
day of July 1893. 

Approved, february 13, 1893. 

Für die Frage der nach deutschem Recht zu beurteilenden Haf- 
tung aus einem Konnossemente, welches die Harter Act-Klausel enthält, 
kommt fönendes in Betracht 

a) Nach Sektion i and Klauseln nichtig, welche den Reeder be- 
freien von der Verantwortlichkeit für Nachläsagkeiten oder Versehen 
bd der Einnahme, Behandlung und Ablieferung der Ladung. Enthält 
nun ein Konnossement eine Klausel, welche nach Sektion i nichtig 
wäre, so ist diese Klausel trotzdem gültig. Denn die Aufnahme der 
Harter Act in ein nicht nach amerikanischem Rechte zu beurteilendes 
Konnossement bedeutet, daß die Parteien den Gesetzesinhalt nur soweit 
zum Vertragänhalt gemacht haben, als sie nicht ausdrücklich etwas 
anderes vereinbart haben. 05 H. loi OLG. V, Bf. IV 17/07 OLG. IV. 
Dies läuft allerdings darauf hinaus, die Vereinbarung der Harter Act als 
eine lediglich zugunsten des Reeders aufgenommene Klausel anzusehen; 
es folgt jedoch unabweislich aus dem Umstände, daß im vorliegenden 
Falle die Harter Act Vertragsrecht und nicht Gesetzesrecht ist 

b) Sektion 3 bestimmt, daß, wenn der Reeder gehörige Sorgfalt 
in bezug auf die Ausrüstung und Seetüchtigkeit des Schifies angewandt 
hat, er für die in dieser Sektion aufgeführten Ereignisse nicht haften 
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^U. Es ist mehrfach entschieden worden, daß^ wenn der Schiffer nicht 
gehörige Sorgfalt auf Ausrüstung und Seetüchtigkeit des Schiffes ver- 
wendet, dies eine Nachlässigkeit des Reeders involviert, da die vom 
Reeder anzuwendende Sot^alt die Haftung für die Zuverlässigkeit der 
von ihm angestellten Personen in sich schlösse. 97 H. 15 OLG. I, 
98 H. 95 OLG. L Ist also der Reeder oder der Schiffer nicht mit due 
diligence bei der Ausrüstung oder in der Sorge um die Seetüchtigkdt 
des Schiffes verfahren, so trifit Sektion 3 nicht zu und der Reeder kann 
sich auf die Befreiungsgründe der Harter Act nicht berufen. Vgl. 
05 H. 118 OLG. n. 

Die Harter Act regelt in keiner Weise die Haftung für Seetüchtig- 
keit, sondern trifft nur die Freizeichnungsbefugnis des Reeders. 99 H. 49 
OLG. IV. Die Haftung für Seetüchtigkeit (und Ausrüstung) des Schiffes, 
wie sie nach geltendem Rechte besteht, bleibt unberührt Nach ameri- 
kanischem Rechte war es zweifelhaft, ob der Reeder nur für due diligence 
oder absolut haftete; daraus erklärt sich die Fassung der Sektionen 2 
und 3, welche die Haftung mindestens für Anwendung gehöriger Soi^- 
falt zum Ausgangspunkt nehmen. Wo daher die Haftung eine strengere 
ist, hat der Reeder für die Folgen der Seeuntüchtigkeit oder einer 
mangelhaften Ausrüstung aufzukonmien, auch wenn er gehönge Sorgfeit 
angewandt haben sollte. Daraus folgt aber weiter, daß die in Sektion 3 
genannten Schadensursachen, von deren Folgen der Reeder befreit sein 
soll, nichts mit der Ausrüstung oder der Sorge um die Seetüchtigkeit 
des Schiffes zu tun haben. Insbesondere also bezieht sich der Ausdruck 
„management of the ship" nicht auf die Tätigkeit des Reeders oder 
Schiffers in der Bereitstellung eines seetüchtigen und gehörig aus- 
gerüsteten Schiffes. 99 H: 49 OLG. IV. Wenn, um Schlagseite des 
Schiffes zu vermeiden, eine Getreideladung während der Reise getrinmit 
werden muß und zu diesem Behufe die Trimmlöcher offen gehalten 
werden, wodurch Schaden entsteht, so ist dieser Schaden auf ein 
management of the ship zurückzufuhren (97 H. 90 OLG. I); entsteht 
aber Schaden, weU zu wenig Kohlen mit auf die Rdse genonunen sind, 
so ist dies ein Fehler in der Ausrüstung und nicht im management des 
Schiffes. 97 H. i S {OLG. I). So fallt auch Beladung und Stauung nicht 
unter letzteren Ausdruck. 97 H. 37 OLG. I. 

c) Sektion 4 bestimmt, ähnlich wie HGB. § 643, was der Inhalt 
eines Konnossementes sein soll, und zwar in dem Sinne, daß der Ab- 
lader einen durch Strafandrohung (Sektion 5) geschützten Anspruch 
darauf hat; daß das Konnossement die in sec. 4 aufgezählten Angaben 
enthält. Es steht jedoch den Parteien frei, einen von sec 4 abweichen- 
den Inhalt zu vereinbaren (00 H. 60 OLG. IV), ebenso wie dieses g^en- 
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Über HGB. §§655 und 658 zulas^g ist Wenn dann sec. 4 weiter 
bestimmt, daß die Angaben, welche dn gesetzmäßig aufgemachtes 
Konnossement über das Empfangsbekenntnis des Schiffers enthält, prima 
facie beweisend sind, so ist dies bedeutungslos gegenüber dem zwingen- 
den deutschen Rechte, nach welchem Konnossementsangaben vollen 
Beweis erbringen, 

§ 172. Dnrehgehende KoBBOSsemente. — Das Interesse des 
Verkehres hat die Ausbildung sog. durchgehender Konnossemente ge- 
zeitigt Wenn der Transport einer Ware, z. B. von Chicago nach 
Moskau über New York, Liverpool, HuU und Reval, die Inanspruch- 
nahme mehrerer Dampferlinien erfordert, vielleicht auch zum TeU über 
Land geschieht, so wäre es recht umständlich für den Versender, an 
jedem Zwischenplatze neue Frachtverträge abzuschließen, Spediteure zu 
engagieren usw. Statt dessen läßt er nur Ein die ganze Strecke decken- 
des Dokument, ein sog. durchgehendes Konnossement sich ausstellen, 
welches im vorstehenden Falle von der Ozeanreederei angegeben werden 
würde. Ein anderer Vorteil, den durchgehende Konnossemente bieten, 
ist der, daß der Ablader durch dieselben verhindert wird, über die 
Güter an Zwischenplätzen zu verfugen, wenn er nicht sämtliche Exem- 
plare des Konnossementes dem Schiffer zurückgibt (s. oben § 42), so 
daß ein legitimierter Inhaber des Konnossementes am Bestimmungsplatze 
der Ausfuhrung des Transportes, von Zufallen der Reise abgesehen 
sicher sein kann. So wurde in einem Falle, in welchem Waren mit 
der Bedingung „von der Westküste Südamerikas via Panama nach Ham- 
burg per Dampfer zu verladen" gekauft waren, der Käufer für berech- 
tigt erklärt, die Annahme zu verweigern, weil die Grüter tatsächlich nach 
Panama in einem Segler gebracht worden waren und dem Ablader da- 
durch die Möglichkeit geboten war, durch seinen Agenten in Panama 
Verfugungen über die Grüter zu treffen; dies wäre bei Ausstellung eines 
durchgehenden Konnossementes unmöglich gewesen. RG. i Nr. iio. 
Für einen ähnlichen Fall vgl. ROHG. 3 Nr. 49. 

Aus der Ausstellung eines durchgehenden Konnossementes ergibt 
sich nun zweierlei von selbst Erstens: Keiner der verschiedenen 
Frachtführer (für die erwähnte Strecke Chicago — ^Moskau kämen drei 
Eisenbahngesellschaften und zwei Dampferlinien in Betracht) ist für 
Verlust oder Beschädigung verantwortlich, welche entstanden sind, 
bevor er die Grüter zur Beförderung übernommen oder nachdem er die- 
selben dem folgenden Frachtführer zur Weiterbeforderung übergeben 
hat, mit anderen Worten: jeder Frachtführer ist nur verantwortlich für 
seine Strecke und in Gemäßheit der Bedingungen, unter welchen er den 
Transport unternommen hat Zweitens: Der Aussteller des durch- 
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gehenden Konnossementes ist fiir jeden Verlust und jede Beschädigung 
verantwortlich, fiir welche ein Zwischenfrachtfuhrer nicht haftbar ge- 
macht werden kann, welche aber nach den Bedingungen des durch- 
gehenden Konnossementes dem Empfanger zu ersetzen sind, mit anderen 
Worten: der Aussteller des durchgehenden Konnossementes haftet dafür, 
daß die Güter auf den nicht zu seiner Verantwortung stehenden Strecken 
nicht unter Bedingungen befördert werden, welche für den Empfanger 
nachtaliger sind als die Bedingungen des durchgehenden Konnosse- 
mentes. 94 H. 48 OLG. L Das OLG. I in 92 H. 53 ging sogar soweit, 
zu erklären, daß der Hauptfrachtführer für eine Nachlässigkeit des fol- 
genden Frachtführers aufzukonunen habe, welche darin bestand, daß 
letzterer die Zollformalitäten in einem Zwischenhafen nicht erfüllte, in- 
folgedessen die Grüter dort mehrere Monate lang liegen blieben. Die 
besonderen Umstände des betreffenden Falles mögen diese Entscheidung 
vielleicht rechtfertigen; unter gewohnlichen Umständen wäre sie kaum 
haltbar. Nach unserer Ansicht haftet der Hauptfrachtführer nur für 
culpa in eligendo; in der Regel wird er seinen Verpflichtungen ge- 
nügen, wenn er die Güter einem ordentUchen Frachtführer unter den 
üblichen Bedingungen zur Weiterbeforderung übergibt 

Schwierigkeiten entstehen auch dann nicht, wenn ein Frachtführer 
die Giiter in beschädigtem Zustande weitergegeben haben sollte. Jeder 
Frachtführer haftet nur für denjenigen Schaden, welcher während des 
von ihm ausgeführten Transportes entsteht Dabei ist jedoch zu be- 
achten, daß, wenn ein Transport über See geht und der Frachtführer 
es unterläßt, im Konnossemente zu bemerken, daß die Grüter ihm in 
beschädigtem Zustande übergeben worden waren, und er auch sonst 
keine diesbezügliche Klausel in das Konnossement aufninunt, — daß er 
dann auch für denjenigen Schaden haftet, welcher bereits bestand, als 
er die Güter zur Beförderung übernahm (vgl Klausel 2 in § 171). 

Schwierigkeiten aber können entstehen, sobald es an die Zahlung 
der Fracht geht Man nehme folgenden Fall: Frachtführer B hat die 
Grüter vom Frachtföhrer A in beschädigtem Zustande übernommen und 
dies im Konnossement vermerkt; nichtsdestoweniger hat er an A die 
Fracht A bezahlt und verlangt am Bestinmiungshafen vom Empfanger 
die ganze Fracht, d. h. Fracht A und Fracht B. Unserer Ansicht nach 
wäre es verkehrt, in einem solchen Falle dem Empfanger den Beweis 
abzuschneiden, daß der Schaden durch einen zur Verantwortung des 
Frachtführers A stehenden UnCadl herbeigeführt worden ist, und ihn zu 
zwingen, die ganze Fracht zu bezahlen. Diese Ansicht ist jedoch von 
Schlodtmann in einer anderen zur selben Zeit veröffentlichten Abhand- 
lung, wie die oben § 168 erwähnte, vertreten worden (Goldschmidt XXI 
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S. 384 — 397). Wird der letzte Frachtführer von den übrigen Fracht- 
führern beauftragt, auch die ihnen geschuldete Fracht einzukassieren, 
oder muß er es in seinem eigenen Interesse tun, weil er bereits die für 
die vorhergehenden Strecken valedierende Fracht verauslagt hat, so kann 
man dem Empfanger doch die Berechtigung nicht abstreiten, einen 
Schadensersatzanspruch gegenüber demjenigen Teil der Frachtforderung 
geltend zu machen, welcher für die Strecke valediert, auf welcher der 
Schaden entstand. Frachtführer B kann den Empfanger nicht dafür 
verantwortlich machen, daß er an Frachtführer A die Fracht ohne 
Abzug bezahlt hat Dies scheint auch die Meinung einer neueren Ent- 
scheidung zu sein (02 H. 46 LG.); ausdrücklich ist unsere Ansicht be- 
stätigt worden in einer Entscheidung des Obergerichtes in Sachen 
Pott & Körner gegen Schnell & Ko. HH. Nr. 103. 

Wie aber, wenn die Güter kurz vor Erreichung des Bestimmungs- 
ortes, in dem erwähnten Falle eines Transportes von Chicago nach 
Moskau: kurz vor Moskau verloren gehen? Soll der Empfanger in 
Moskau verpflichtet sein, Fracht für Güter zu bezahlen, welche er nie- 
mals erhalten hat? Oder soll z. B. die Reederei HuU-Reval keine 
Fracht erhalten, obgleich sie die Güter von HuU nach Reval befördert 
und dort in gutem Zustande abgeliefert hat? Jedenfalls dürfte der 
Empfanger keine Fracht zu bezahlen haben; für Güter, die durch irgend 
einen Unfall verloren gegangen sind, ist keine Fracht zu entrichten. 
HGB. § 617 Abs. I. Es liegt näher und dürfte auch logischer sein, 
eine Interessengemeinschaft zwischen den verschiedenen Frachtführern 
zu statuieren, als getrennte rechtliche Begehungen zwischen dem 
Empfanger und jedem einzelnen von ihnen anzunehmen. Das Bestehen 
einer solchen Interessengemeinschaft ist auch für den Land- und Binnen- 
transport gesetzlich anerkannt worden. HGB. § 432, Binnenschiffahrts- 
gesetz § 26. Und was das Verhältnis der einzelnen Frachtführer unter 
sich anbetrifft, so wäre es unbillige dem Hauptfrachtführer, d. h. dem 
Aussteller des durchgehenden Konnossementes, einen Unfall aufzubürden, 
welcher sich nicht auf dem von ihm ausgeführten Transporte ereignet 
hat; denn daraus, daß er das durchgehende Konnossement ausgestellt 
hat, kann nicht die Absicht entnommen werden, eine solche Ver- 
antwortung auf sich zu nehmen und die Fracht jedem zu verbürgen, 
welcher den ihm obliegenden Transport ordnungsgemäß ausgeführt hat 

Selbstverständlich konmit es immer zunächst auf die Vertrags- 
abreden der Parteien an. Vorstehende Sätze gelten nur in Ermangelung 
anderweitiger Vereinbarung. 
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§ 173. Im allgemeinen. — Der Reeder ist als Verfrachter ver- 
pflichtet, die Grüter in demselben Zustande abzuliefern, in welchem er 
sie empfangen hat, es sei denn^ daß Verlust oder Beschädig^ung ein- 
getreten sind, welche durch die Soi^alt eines ordentlichen Verfrachters 
nicht abgewendet werden konnten. HGB. § 606. Diese Haftung des 
Verfrachters beginnt mit dem Augenblicke, in welchem er die Grüter 
zur Beförderung übernommen hat, und endet mit der Ablieferung der- 
selben an den Empfanger. Diese seine auf dem receptum beruhende 
Verantwortlichkeit kann der Verfrachter vertraglich soweit einschränken, 
als er Lust hat. Es herrscht absolute Vertragsfreiheit Selbst die weit- 
gehendste Freizeichnungsklausel wird nicht als gegen die guten Sitten 
verstoßend angesehen und deshalb für ungültig erklärt werden. RG. 52 
Nr. IUI. Durchaus zutreffend führt das Reichsoberhandelsgericht in 
einer Entscheidung (ROHG. 25 Nr. 42) aus: „Es ist nirgendwo in den 
Gesetzen verboten oder als den bonis moribus zuwiderlaufend bezeichnet 
worden, daß ein Kontrahent, welcher zur Ausführung eines übernomme- 
nen Werkes der Leistungen von HUfspersonen sich bedienen muß, die 
Verantwortlichkeit für dolose oder kulpose Handlungen derselben von 
sich ablehne. Ebensowenig existiert ein ius publicum, nach welchem 
derartige Vertragsbestimmungen für ungültig zu erklären seien." Der 
Reeder darf sich freizeichnen von den Folgen seiner eigenen Nachlässig- 
keit und derjenigen seiner Angestellten; er darf auch die Verantwort- 
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lichkeit abldinen für dolose Handlungen der letzteren. Bei seinem 
eigenen Vorsatz aber macht das Gresetz Halt; diesen hat er stets zu 
vertreten; entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig. HGB. §§ 276 
Abs, 2, 278. 

Kostbarkeiten. — Einen Fall gibt es, in welchem das Gesetz 
selbst die Haftung aus dem receptum eingeschränkt hat: für Kostbar- 
keiten, Kunstgegenstande, Geld und Wertpapiere haftet der Verfrachter 
nur, wenn diese Beschaffenheit oder der Wert der Güter bei der Ab- 
ladimg dem Schiffer ang^eben worden ist HGB. § 607. Ist keine 
Mitteilung an den Schiffer erfolgt, so ist der Reeder von jeder Ver- 
antwortlichkeit frei, es sei denn, daß er selbst Kenntnis von der Be- 
schaffenheit oder dem Werte der abgeladenen GKiter gehabt hat und 
ihn an deren Verlust oder Beschädigung ein Verschulden oder Mit- 
verschulden trifft. 

§ 174. Befreinngsklanseln. — In der Regel enthalten sowohl 
Frachtvertrag wie Konnossement eine ganze Reihe von Befreiungs- 
klauseln. 

Im Konnossement und in der Charter. Es macht nun gewifi 
einen Unterschied, ob eine Klausel im Konnossement oder in der 
Chartepartie steht Denn das Konnossement stellt ein Versprechen 
des Schiffers dar, die Grüter nadi Maßgabe der im Konnossemente 
enthaltenen Bedingungen abzuliefern. EHe in einem Konnossement ent- 
haltene sog. n^[Iigence-Klausel deckt daher nur Nachlässigkeiten, welche 
vom Schiffer oder den ihm unterstellten Personen begangen werden, 
nicht aber Nachläsägkeiten anderer Bevollmächtigter des Reeders. 
89 H. 37 RG^ RG. 52 Nr. loi. Aus demselben Grunde befrdt sie den 
Verfrachter nicht von seiner Verantwortlichkeit für die Seetücht^kdt 
des Schiffes, weil es dne Pflicht des Verfrachters (und nicht nur des 
Schiffers) ist, ein seetüchtiges Schiff zu liefern. Dag^en würde ein auf 
Nachlässigkeit beruhender Fehler in der Gamierung durch die Klausel 
gedeckt sein, weil es eine Pflicht des Schiffers ist, für erforderiiche Grar- 
nierung zu sorgen. 94 H. 45 RG. 

Femer bestimmt ach das Rechtsverhältnis zwischen Reeder und 
Empfanger nach Maßgabe des Konnossementes und das Rechtsverhältnis 
zwischen Reeder und Ablader bzw. Befrachter nach Maßgabe des Fracht- 
vertrages. Sonst aber macht es für die Bedeutung einer Klausel keinen 
Unterschied, ob äe im Konnossemente oder im Frachtvertrage steht; 
denn beide Urkunden beziehen sich auf ein und denselben Transport 
Sie haben daher ein und dieselbe Bedeutung und es ist prinzipiell un- 
richtig zu sagen, daß Freizdchnungsklauseln in einem Konnossemente 
nur den Reeder, daß aber dieselben Freizeichnungsklausdn in einer 
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Chartepartie sowohl den Reeder wie den Befrachter treffen. Trotzdem 
wurde so in einem Falle entschieden, in welchem die Chartepartie die 
Klausel enthielt: «enemies and restreint of princes, rulers and people 
excepted* und der Befrachter zeitweilig durch ein Regierungsdekret, 
welches die Ausfuhr der zu transportierenden Güter verbot, verhindert 
wurde, dieselben abzuladen. 93 H. i LG. Es kann aber aus dem 
Grunde keinen Unterschied machen, ob eine Klausel im Konnossement 
oder im Frachtvertrage steht, weil beide Dokumente die Verlautbarung 
Eines Kontraktes sind, inhaltlich dessen der eine vertragschließende Teil 
die Güter zu transportieren und der andere die Fracht zu zahlen hat- 
SoUte also wirklich eine Klausel wie die eben erwähnte ach auf die 
beiderseitigen Verpflichtungen beziehen, so würde das bedeuten, daß 
der Ladungsinteressent keine Fracht zu bezahlen brauchte, wenn er 
daran durch Verfügungen von hoher Hand verhindert würde. Daß dies 
die Bedeutung der Klausel nicht ist, erhellt ohne weiteres. 

Geltungszeit. In Ermangelung entgegenstehender Vereinbarung 
erstreckt sich die Haftung des Verfrachters aus dem receptum nach 
Maßgabe der im Konnossement oder im Frachtvertrage enthaltenen 
Klauseln von der Zeit der Übernahme der Güter bis zu deren Ab- 
lieferung. HGB. § 606. Das Datum der Ausstellung des Konnosse- 
mentes oder des Abschlusses des Frachtvertrages ist ohne Belang. 
84 R 59 RG., 97 H. 62 OLG. I. Jedenfalls wirken die im Fracht- 
vertrage enthaltenen Klauseln von dem vorbezdchneten 2^itpunkte an, 
auch wenn dieselben erst später vereinbart worden sind. Dasselbe gilt 
von Konnossementsklauseb, falls das Konnossement den Vermerk tragt: 
»zur Verladung empfangen (received for shipment)*. Lautet aber ein 
Konnossement: »Verladen in gutem Zustande usw. (shipped in good 
Order. — y, so dürfte es doch sehr zweifelhaft sein, ob die im Kon- 
nossemente enthaltenen Freizeichnungsklauseln auch die Zeit treffen, 
welche zwischen der Übernahme zur Beförderung und der tatsachlichen 
Verschiffung liegt Natürlich können die Parteien jeden anderen Zeit- 
punkt für Beginn oder Ende der Haftung des Reeders vereinbaren. 
Enthält z. B. ein Konnossement die Klausel: „Goods to be discharged 
into lighter by agents of the vessel at risk and expense of 
consignee; the ship*s responsibility ceases, when goods leave 
the ship's deck", so steht ein Verlust der Güter, welcher sich er- 
eignete, nachdem dieselben das Bord des Schiffes verlassen haben, nicht 
mehr zur Verantwortung des Reeders, auch wenn die tatsächliche Ab- 
lieferung später stattfand. 97 H. 23 OLG. ü. 

Allgemeine Auslegungsregel. Freizeichnungsklauseln sind im 
allgemeinen so auszulegen, daß sie den tatsächlichen Erfordernissen des 
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Verkehres gerecht werden. So hat das Reichsgericht in bezug auf eine 
Salpetcrladung, welche in Säcken verschifft war und welche es mit sich 
bringt, dafi die Sacke durch den Salpeter selbst vollkommen zerstört 
werden, entschieden, daß die Klausel „not responsible for broken 
bags* dem Reeder nicht nur gestatte, ihrem Wortlaute gemäß, be- 
schädigte Säcke abzuliefern, sondern daß der Reeder auch dann durch 
die Klausel gedeckt sei, wenn er zwar weniger Säcke abliefere, als er 
laut Konnossement empfangen zu haben bekannt hat, daneben aber 
noch lose Ware anbiete — selbst wenn jede Spur von weiteren Säcken 
(Sacktdle, Lappen) fehlen sollte; denn letzteres allein lasse noch nicht 
darauf schließen, daß die Ware abhanden gekommen sei; der Reeder 
habe vielmehr seine durch obige Klausel modifizierte Konnossements- 
verpflichtung erfüllt und, wenn der Empfanger ihn aus dem receptum 
haftbar machen wolle, so müsse der Empfanger zunächst beweisen, daß 
der Reeder weniger abliefere, als er erhalten habe. 06 H. 136 RG. 
Immerhin darf in eine Klausel nicht mehr hineingelegt werden, als sie 
wirklich besagt Vgl. oben § 32. 

Perils öf the sea und perils of navigation. Der Ausdruck 
«perils of the sea* (Gefahren der See) bezieht sich nicht nur auf 
elementare äußere Erägnisse gewaltsamer Natur, sondern auch auf Vor- 
falle alltäglicher Art, wenn sie nur der See eigentümliche Gefahren 
bilden. 94 H« 45 RG. Der Schaden muß aber auf einen Unfall zurück- 
zuführen sein, nicht z. B. auf fehlerhafte Gamierung, infolgedessen das 
sich auf jeder Reise im Kiele ansammelnde BUgenwasser die Ladung 
beschädigt hat 86 R iii OLG. I. 

Der Ausdruck „perils (oder accidents) of navigation" (Ge- 
fahren der SchifTahrt) umfaßt mehr. Er schließt nicht nur die perils of 
the sea in sich, sondern bezieht sich auch auf die nut der Navigierung 
eines Schiffes verbundenen Gefahren. So wurde das Überlaufen eines 
Süßwassertanks als eine Gefahr der Schiffahrt bezeichnet in 92 H. 89 
RG. ' Gefahren der SchifTahrt können entstehen nicht nur während das 
SchifT in Fahrt ist, sondern von dem Augenblicke an, in welchem die 
Güter zur. Beförderung übernommen werden, bis zu deren Ablieferung, 
also auch vor B^inn oder nach Beendigung der Reise. 84 H. 59 RG., 
94 H. 26 und 95 H. 35 OLG. ffl. 

Letzteres muß auch von dem Ausdruck „perils of the sea^ 
gelten,, auch in dem Falle, daß sich das Schiff auf einem Flusse be- 
findet Denn „perils of the sea" bedeutet nicht nur Gefahren der See; 
dem Sinne der Klausel entspricht es, wenn man den Ausdruck auf alle 
Gefahren des Elementes bezieht, in wdchem das Schiff, liegt. 

Diebstahl Die sog. negligence-KlauseLdeckt Diebstahle, welche 
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von dritten Personen begangen sind, nicht aber Diebstahle, welche von 
der Mannschaft beg^angen sind. 94 H. 48 OLG. I. Will der Reeder 
auch für letztere nicht haften, so muß er sich von Vergehen der SchiflEs- 
besatzung freizeichnen. 99 H. 27. LG. Ebensowenig deckt die n^ligeuce- 
Klausel den Fall, daß der Schiffer absichtlich, wenn auch vertragswidrig; 
Grüter auf Deck geladen hat und daraus ein Schaden entstanden ist. 
Bf. VI 407/06 OLG. VL 

Über Barraterie (barratry) vgl oben § 169 a. Anfang. 

Freizeichnung von bestimmten Schadensarten (frei von 
Beschädigung u. dgl.). Hat sich der Reeder von gewissen Schadens- 
arten freigezeichnet, z. B. von Beschädigung, Bruch, Leckage 
u. dgL, so bldbt er fiir diese Schäden doch verantwortlich, wenn sie 
auf ein Vergehen oder auf Nachlässigkeit zurückzufuhren sind. HGB. 
§ 657, 85 H. 24 OLG., Bf: V 324/05. Die Wirkung solcher Klausdn ist 
aber die folgende: ohne dieselben würde der Reeder zu beweisen haben, 
daß der Schaden auf Umstanden beruht, die durch die Sorgfalt eines 
ordentlichen Verfrachters nicht abgewendet werden konnten; durch diese 
Klauseln wird aber eine Umdrehung der Beweislast bewirkt, insofern 
als nunmehr der Befrachter oder Empfanger, wenn der in der Klausel 
benannte Schaden eingetreten ist, beweisen muß, daß derselbe durch ein 
Verschulden von Personen herbeigeführt ist, für welche der Reeder verant- 
wortlich ist Wird dieses bewiesen, so ist allerdings der Reeder verantwortlich, 
falls er sich nicht auch von Verschulden dieser Personen freigezeichnet hat. 

Dieselben R^^n kommen zur Anwendung bei einer Freizeichnung 
von perils of the sea oder von perils oder accidents of navigation. 
94 H. 26 und 95 H. 35 OLG. HI, ROHG. 15 Nr. 105, 82 H. 33 RG. 
Dasselbe gilt auch von der Klausel: «not* responsible for absence, 
insufficiendy etc. of marks*. Vgl. oben § 171 Nr. 6. 

Der Reeder wird also einem Schadensersatzanspruche gegenüber 
zu beweisen haben, entweder daß der Schaden außerhalb seiner geseu- 
liehen Haftung liegt, oder daß er durch eine Freizeichnungsklausel ge- 
deckt ist 91 H. 26 OLG. L 

§ 176. Sehadensersatzaiigprttche. Hohe derselben. — Muß 
auf Grund vorstehender Regeln für gänzlichen oder teilweisen Verlust 
von Grütem Ersatz geleistet werden, so ist der gemeine Handelswert 
und in dessen Ermangelung der gemeine Wert zu ersetzen, wdchen 
Güter derselben Art und Beschaffenheit am Bestimmungsorte der Grüter 
bei Beginn der Löschung des Schiffes oder, wenn eine Entlöschung des 
Schifies an diesem Orte nicht erfolgt, bei semer Ankunft daselbst haben; 
hiervon kommt in Abzug, was infolge des Verlustes an 2^11en und 
sonstigen Kosten sowie an Fracht erspart ist 
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Wird der Bestimmungsort der Grüter nicht erreicht, so tritt an 
dessen Stelle der Ort, wo die Reise endet oder, wenn die Reise durch 
Verlust des Schiffes endet, der Ort, wohin die Ladung in Sicherheit 
gebracht ist HGB. §611. 

Muß für Beschädigung der Grüter Ersatz geleistet werden, so ist 
der Unterschied zwischen dem Verkaufswerte der Grüter im beschädigten 
Zustande und dem gemdnen Handelswerte oder dem gemeinen Werte 
zu ersetzen, welchen die Grüter ohne die Beschädigung am Bestinunungs- 
orte zur 2^it der Löschung des Schiffes gehabt haben würden; hiervon 
koiiunt in Abzug, was infolge der Beschädigung aa Zollen und son- 
stigen Kosten erspart ist HGB. § 613. 

Güter, welche während der Reise verkauft worden sind, werden, 
falls der Reeder für dieselben Ersatz leisten muß und der Verlust nicht 
etwa in Havarieg^osse zu ersetzen ist, wie Grüter behandelt, welche ver- 
loren gegangen sind. Waren sie für einen höheren Preis als den nach 
HGB. § 61 1 maßgeblichen verkauft worden, so muß der Kaufpreis er- 
setzt werden- HGB. § 612. Vgl. oben § 85. 

Die vorstehend genannten Summen bUden die Maximalgrenze, bis 
zu welcher der Ladungsinteressent Schadensersatz beanspruchen kann. 
Er kann also nicht mehr verlangen, auch nicht, wenn er bewiese, daß 
der tatsächlich erlittene Schaden größer ist Andererseits kann er aber 
auch stets das Maximum beanspruchen; der Reeder wird nicht nüt dem 
Beweise zugelassen, daß der wirkUch erlittene Schaden geringer ist 
98 H. 7 RG., ROHG. 13 Nr. 127. 

Wegen Nichtablieferung oder Beschädigung von Gütern besteht ein 
Pfandrecht an Schiff und Fracht HGB. § 754 Nr. 7, worüber das 
Nähere in den §§ 190 ff. 

§ 17«. Fristen. TerjUmmg. HOB. §§ 606— «10. — Um den 
Reeder davor zu schützen, daß noch lange nach der Beendigung der 
Reise oder der Ablieferung der Güter Reklamationen erhoben werden, 
bestimmt das Gesetz, daß jeglicher Anspruch wegen teilweisen Ver- 
lustes oder wegen Beschädigung von Gütern ausgeschlossen ist, &lls 
nicht entweder 

1. der Sdüffer oder der Empfanger die Güter vor deren Ab- 
Heferui^^ durch Sachverständige hat besichtigen lassen. HGB. § 608. 
Zu diesem Behufe ist der Schiffer verpflichtet, Zutritt zu den Grütem 
zu gewähren und zu gestatten, daß die Besichtigung an Bord des Schiffes 
stattfindet 96 H. 58 OLG. 11 — oder 

2. der Empfanger die Grüter nach deren Ablieferung bis spätestens 
am zweiten Werktage durch Sachverständige hat untersuchen lassen. 
HGB. § 609 (s. oben § 26 a. E.). Die Besichtigung muß bis zum ge^ 
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nannten Zeitpunkte begonnen haben; es ist nicht erforderlich, dafi die- 
selbe am zweiten Werktage nach der Ablieferung bereits beendet ist. 
93 H. 29 OLG. n, ROHG. 12 Nr. 80, 14 Nr. 46. 

Die Ablieferung fallt nicht notwendigerweise mit der Entlöschung 
zusammen. Wenn der Empfanger die Ablieferung hinausschiebt und 
der Schiffer daher, um sein Schiff frei zu machen, die GKiter auf Lager 
gibt und sie dort für Rechnung des Empfangers lagern läßt, so hat 
der Lagerhalter die Güter als Vertreter des Schiffers in Verwahrung, 
bis der Empfanger ihm dieselben abnimmt oder mit ihm vereinbart, 
dafi die Güter nunmehr für ihn, den Empfanger, dort lagern sollen. Die 
zweitägige Untersuchungsfrist beginnt erst mit diesem letzteren Zeit- 
punkt OLG. rV in Bf: IV 401/06. Ähnlich liegt die Sache bei der 
Entlöschung von Grütem über den QuaL Vgl. oben § 26 am Ende. 

Die Untersuchung muß durch Sachverständige geführt werden, 
welche entweder zu diesem Zwecke amtlich bestellt sind oder gericht- 
lich oder sonst durch eine zuständige Behörde ernannt werden. In 
Hamburg z. B. geschieht die Ernennung meist durch die Handels- 
kammer. Vgl. 02 H. II und 18. Die solchergestalt ernannten Sach- 
verständigen müssen die Untersuchung persönlich vornehmen; sie dürfen 
ihre Funktionen nicht auf andere übertragen. Betrauen sie andere mit 
der Untersuchung, so ist die Untersuchung ungültig und Ansprüche 
wegen teilweisen Verlustes oder Beschädigung können nicht mehr geltend 
gemacht werden. ROHG. 12 Nr. 80. Die am Orte anwesende G^en- 
partei ist bei der Besichtigung zuzuziehen; hat sie die Aufforderung 
nicht zeitig genug erhalten, um der Untersuchung bdwohnen zu können, 
oder hat sie überhaupt keine Mitteilung erhalten, obgleich es wohl mög- 
lich gewesen wäre, ihr eine solche zukommen zu lassen, so ist sie be- 
rechtigt, die Besichtigung als nicht geschehen zu betrachten; sie darf 
den Fall so ansehen, als ob überhaupt keine Besichtigung stattgefunden 
hat ROHG. 11 Nr. 82, 85 H. 56 OLG. Findet die Untersuchung 
auf . Antrag des Empfangers statt, so genügt eine Mitteilung an den 
Schiflsmakler, wenn auch in der Regel der Schiffer als Vertreter der 
Gegenpartei zu laden ist. 96 H. 75 OLG. HI. Die Kosten der Be- 
sichtigung hat derjenige zu tragen, welcher sie beantragt hat; ist je- 
doch die Besichtigung von dem Empfanger beantragt und wird ein 
Verlust oder eine Beschädigung ermittelt, wofür der Reeder Ersatz zu 
leisten hat, so fallen diesem die Kosten zur Last HGB. § 6ia 

Das Resultat der amtlichen Untersuchung ist nicht immer ent- 
scheidend. Beiden Parteien steht es frei, durch nachträgliche Besich- 
tigungen oder auf andere Weise den Beweis zu führen, daß die amt- 
liche Besichtigung unvoUständig oder unrichtig in ihrem Ergebnisse i^ 
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96 H. 58 OLG. n, 93 H. 29 OLG. IL Das Fehlen einer amtlichen 
Untersuchung hat aber die Folge, daß der Empfanger keinen Anspruch 
mehr w^en teilweisen Verlustes oder Beschädigung erheben kann, 
wenn und soweit er nicht etwa beweist, daß Verlust oder Beschädigung 
durch Vorsatz oder grobe Fahriässigkeit einer Person der Schiffs- 
besatzung entstanden ist HGB. § 609 Abs. 2. ROHG. 14 Nr. 96 
und 15 Nr. 105. Nur dieser Beweis kann das Fehlen einer amtlichen 
Besichtigung ersetzen. Selbst ein Zugeständnis des Schiffers, daß Ver- 
lust oder Beschädigung vorhanden war und daß der Schaden zur 
Verantwortung des Reeders gestanden haben würde, soll nach ROHG. 
21 Nr. 63 keine Ausnahme schaffen von der R^el: Kein Anspruch 
ohne amtliche Besichtigung. Nur dann wird dem Empfanger das 
Unterlassen der amtlichen Besiditigung nichts schaden, wenn Reeder 
oder Schiffer — letzterer innerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen 
Befugnisse» also z. B. nicht im Heimatshafen I — anerkannt hat, daß 
ein zu Lasten des Reeders stehender Schaden vorhanden ist, und die 
Scfaadensersatzklage des Empfangers ihren Grrund in diesem Anerkennt 
nisse hat 

Teilweiser Verlust Was aber bedeutet „teilweiser Verlust"? 
Man nehme den Fall einer aus 350 Sack Kaffee bestehenden Ladung, 
von denen 20 Sack total verloren gegangen sind. Einige Entschei- 
dungen gehen nun dahin, daß dies unmöglich ein teilweiser Verlust 
im Sinne des Gesetzes sein könne; es wäre undenkbar, daß der 
Gesetzgeber zur Konstatierung eines solchen von jedem Laien er- 
kennbaren Verlustes den Apparat einer amtlichen Besichtigung gewoUt 
habe; vielmehr sei teilweiser Verlust nicht gleichbedeutend mit teil- 
weisem Totalverlust, sondern bestände nur dann, wenn z. B. in obigem 
Falle der eine oder andere Sack ein mehr oder minder großes Manko 
aufweise. 98 H. 100 OLG. I, 99 H. 92 OLG. ü, 00 H. 96 OLG. L 
Auf der anderen Seite wird behauptet^ daß der Wortlaut des Ge- 
setzes eine solche Unterscheidung nicht rechtfertige. 98 H. 118 
OLG. in, 99 H. 104 AG. Auf letzterem Standpunkt steht auch das 
Reich^ericht in RG. 46 Nr. 2; die Frage war aber in diesem Falle 
nicht aufgeworfen worden; mithin hat das Reichsgericht eine prinzipielle 
Entscheidung noch nicht getroffen. Nach unserer Ansicht hieße es den 
Worten „teilweiser Verlust** Zwang antun, wenn man einen teilweisen 
Totalverlust nicht darunter mitbegriffe. Der Hauptgrund dafür, Schadens- 
ersatzansprüche abzuweisen, wenn nicht binnen kürzester Frist nach 
Ankunft des Schiffes eine amtliche Untersuchung stattgefunden hat, ist 
der, daß es im Interesse des Verkehrs liegt, möglichst schnell zwischen 
Schiff und Ladung reinen Tisch zu machen. Damit der Empfanger 

SicTeking, Seerecht. 21 
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nicht unredlich mit den GKitem umgeht, soll es dem Schiffer verstattet 
sein, vor deren Ablieferung dne amtliche Besichtig^ung zu veranlassen; 
aus demselben Grrunde wird es dem Empfanger zur Pflicht gemacht, die 
Güter nicht später als am zweiten Werktage nach der Ablieferung 
untersuchen zu lassen. Die Besichtigung soll amtlich sein, um so ein- 
wandfrei wie möglich. festzustellen, daß ein Verlust oder eine Beschä- 
digung vor der Ablieferung bestanden hat Die Absicht des Gresetzes 
ist es, den Reeder zu schützen; dies geht auch daraus hervor, daß die 
den Reeder in noch höherem Grrade schützenden Partikulai^esetz- 
gebungen Hamburgs und Bremens (s. weiter unten) ausdrücklich auf- 
recht erhalten worden sind. EHGB. Art 19 sub 2 und 3. Der Inhalt 
der amtlichen Besichtigung ist von geringerer Bedeutung; denn beide 
Parteien ^d berechtigt, das Resultat derselben durch anderweitige Be- 
weisführung umzustoßen. Bei Totalverlust hat eine Besichtigung keinen 
Sinn; bei Beschädigung aber und Teilverlust, in welchem Sinne man 
ihn auch auffasse, besteht stets die Möglichkeit, den Schaden zu ver- 
größern. Daher ist es durchaus vernünftig und zweckdienlich, auch in 
dem Falle eines teilweisen Totalverlustes eine amtliche Besichtigung zu 
verlangen. Praktische Unzuträglichkeiten hat das nicht im Gefolge. Hat 
der Empfanger z. B. 300 Sack zu empfangen und sind erst 250 abge- 
liefert worden, so ist der Empfanger berechtigt, die Lieferung als Teil- 
lieferung zu betrachten und auf die Ablieferung der anderen 50 Sack 
noch zu warten. Bei Quantitätsmängeln ist die Gesamtablieferung erst 
dann als abgeschlossen zu betrachten, wenn es, sei es durch eine Mit- 
teilung des Schiffers, daß keine Ladung mehr da ist, oder durch eine 
Generalquittung des Empfangers, feststeht, daß beide Parteien die Ab- 
lieferung als beendet ansehen und mit der Tatsache eines teilweisen 
Totalverlustes zu rechnen haben. Die zweit^ge Frist b^nnt erst mit 
diesem Zeitpunkt zu laufen. Vgl. 07 H. 41 OLG.IIL Etwas anderes ist es, 
wenn Säcke zum Teü leer oder beschädigt sind; die Ablieferung solcher 
Säcke ist beendet in dem Augenblicke, in welchem sie von dem 
Empfanger oder dessen Vertreter übernommen worden and. 97 H. 102 
OLG. n. Aus allen diesen Gründen dürfte auch der Fall eines teUweisen 
Total veriustes durch die Bestimmungen der §§608 — 610 getroffen werden« 
Herrscht unter den Parteien kein Streit über Art und Um&ng des 
bei der Ablieferung vorhanden gewesenen Schadens, so ist kein Raum 
für das in den §§ 608 — 610 enthaltene Präjudiz. Einen leeren Formal- 
akt hat das Gesetz in diesen Paragraphen nicht schaffen woUen. Sind 
zwei Faß Wein auszuliefern und sind Reeder und Empfanger darüber 
einig, daß nur eins abgeliefert worden ist und das andere fehlt, so ver- 
steht es sich von selbst, daß der Reeder nicht deshalb seine Haftui^ 
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für das fehlende Faß ablehnen darf, weil der Empfanger versäumt habe 
dieses Manko durch amtliche Sachverständige konstatieren zu lassen. 
RG. 52 Nr. loi, Bt m 457/05 OLG. EL 

Hamburgisches Ausführungsgesetz. § 8. Das bereits erwähnte 
Hambu]^[ische Ausführungsgesetz zum HGB. § 8 bestimmt: Werden 
aus einem Seeschiffe oder aus einem« Leichterschiffe seewärts ange- 
brachte Güter von dem Empfanger in tin Binnenschiff oder sonst zu 
Wasser übernommen, so findet § 609 Abs. i HGB. (welcher von der 
nach der Ablieferung erfolgenden Besichtigung handelt) auf Ansprüche 
des Empfangers wegen äufierlich erkennbarer Beschädigung oder 
wegen äußerlich erkennbaren teQweisen Verlustes keine Anwendung. 
Diese Ansprüche erloschen durch eine vorbehaltlose Quittung; sie er- 
löschen nicht, wenn sie in der Quittung tunlichst genau bezeichnet und 
vorbehalten sind. Hinsichtlich der Ansprüche w^en äußerlich nicht er- 
kennbarer Beschädigung oder wegen äußerlich nicht erkennbaren teil- 
weisen Verlustes der Giiter behält es bei den Bestimmungen des Han- 
delsgesetzbuches sdn Bewenden. 

Diese Bestimmung setzt Übernahme der GKiter zu Wasser vor- 
aus. Eine Übernahme zu Wasser ist z. B. nicht erfolgt, wenn der 
Empfanger, um die Frachtzahlung hinauszuschieben, die Konnossemente 
nicht abstempeln läßt (vgl. unten § 187), und der Schiffer daraufhin, 
von der ihm im Konnossement gewährten Befugnis Gebrauch machend, 
die Güter in Schuten löscht und dieselben auf Lager gibt, woselbst sie 
für Rechnung des Empfangers lagern, bis letzterer dieselben vom Lager- 
halter in Emp&ng nimmt Vgl. die bereits erwähnte Entscheidung des 
OLG. IV in Bf. IV 401/06. 

Rückgabe des Konnossements ohne Quittung, aber auch ohne jeden 
anderen Vermerk gut als vorbehaltlose Quittung im Sinne dieser Vor- 
schrift 85 H. 57 OLG. 

Bremer Verordnung über die Löschung der Seeschiffe. 
Die Bremische Verordnung über die Löschung der Seeschiffe vom 
12. Februar 1866 (wiederabgedruckt 20. November 1879) bestinmit im 
§ 6: Verlust und Beschädigung der Grüter, welche bei der Empfang- 
nahme aus einem Seeschiffe äußerlich erkennbar waren, können 
späterhin nur geltend gemacht werden, wenn von deren Vorhandensein 
dem Schiffer oder seinem Stellvertreter bei der Empfangnahme schrift- 
lich oder sonst in genügender Weise Anzeige gemacht worden ist" 

Verjährung. Ansprüche wegen Verlust oder Beschädigung von 
Grütem, soweit dieselben nicht nach den vorstehenden Bestimmungen 
erloschen sind, verjähren in einem Jahre. Die Verjährung beginnt in 
Ansehung der Forderungen wegen Beschädigung mit dem Ablaufe des 

21* 
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Jahres, in welchem die Ablieferung erfolgt ist — in Ansehung der 
Forderungen wegen Verlustes mit dem Ablaufe des Jahres, in welchem 
das Schiff den Hafen erreicht, wo die Ablieferung erfolgen sollte, und 
wenn dieser Hafen nicht erreicht wird, mit dem Ablaufe des Jahres, in 
welchem der Beteiligte sowohl hiervon als auch von dem Schaden zu- 
erst Kenntnis erlangt HGB. §§901, 903 Nr. 2. 



18. Kapitel. Fracht. Liegegeld. Bodmerei. §§ 177—189. 
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Pracht 

§ 177. Fracht — Fracht wird geschuldet als Entgelt für den 
Transport der Grüter. 

Wer hat zu bezahlen? Nimmt der Empfanger die Güter an, 
so hat er die Fracht zu bezahlen. Die Frachtzahlung bestimmt sich nach 
Mafigabe des Konnossementes, falls und soweit die Empfangnahme auf 
Grrund des Konnossementes erfolgt — sonst bestimmt sich die Fracht- 
zahlung nach Mafigabe der Charter. Ist das Konnossement mafigebend 
und enthalt dasselbe keine Bestimmung über Betrag oder Zahlung von 
Fracht, auch nicht eine Klausel, welche hierfür auf die Charter ver- 
weist, so ^d die Güter ohne Frachtzahlung auszuliefern. 83 H. 127 
OLG. In einem solchen Falle hat der Schiffer auch nicht ein Pfand- 
recht an den Gütern wegen der Fracht, weil zwischen ihm und dem 
Empfanger das Konnossement allein mafigebend ist; ebensowenig kann 
er eine Liegegeldforderung, welche im Abladehafen entstanden ist, gegen 
den Empfanger gehend machen. Pfandrechte jedoch, welche ihren 
Grrund in Tatsachen haben, die sich während der Reise ereignet haben 
(z. B. Hilfeleistung^ Havariegrosse, Aufnahme eines Bodmereidarlehens usw.)» 
sind auch gegenüber dem Empfanger wirksam; letzterer ist auch schuldig, 
eine im Löschungshafen entstandene Liegegeldforderung zu begleichen. 

Verweigert der Empfanger die Annahme der Güter, so wird das 
im Konnossement wurzelnde Rechtsverhältnis nicht wirksam; der Fracht- 
vertrag allein entscheidet. Der Schiffer kann entweder das ihm an den 
Grütem w^en der Fracht zustehende Pfandrecht realisieren und sich 
aus dem Verkaufserlöse der Grüter bezahlt machen, oder er kann die 
Grüter solange zurückhalten, bis ihm der Befrachter die Fracht bezahlt 
hat; s. unten § 187. 

Höhe der Fracht Ist die Höhe der Fracht nicht vereinbart, so 
kann der Reeder die am Abladungsorte zur Abladungszeit übliche Fracht 
verlangen. HGB. § 619 Abs. i. Für Grüter, die über das mit dem 
Befrachter vereinbarte Maß zur Beförderung übernommen sind, ist die 
Fracht nach dem Verhältnisse der bedungenen Fracht zu zahlen. HGB. 
§ 619 Abs. 2. Sind jedoch Grüter ohne Wissen des Reeders oder 
Schiffers an Bord gebracht worden und hat der Schiffer dieselben an 
Bord behalten, so ist dafür die höchste am Abladungsorte zur Ablade- 
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zeit für solche Reisen und Güter bedungene Fracht zu bezahlen. HGB- 

§ 564. 

Ist die Fracht nach Maß, Gewicht oder Menge der Güter bedungen, 
so ist im Zweifel anzunehmen, daß Maß, Gewicht oder Menge der ab- 
gelieferten und nicht der eingelieferten Güter für die Hohe der Fracht 
entscheiden soll HGB. § 620. Dies kann von erheblicher Bedeutung 
sein; denn es kommt öfters vor, daß Ladung während der Reise an 
Gewicht zunimmt; Salpeter z. B. absorbiert die im Schiffsraum befind- 
liche Feuchtigkeit Nun ere^ete sich folgender Fall Salpeter war in 
Säcken verladen, lief zu einem guten Teile während der Reise aus und 
vermischte sich mit dem Kielwasser. Der Empfanger forderte nicht 
nur den noch in den Säcken befindlichen Salpeter, sondern überdies 
Auslieferung des Kielwassers. Das OLG. IV entschied, daß, da Fracht 
nach ausgeliefertem Gewicht zu bezahlen war, der Empfanger auch für 
das Gewicht des Kielwassers Fracht zu bezahlen habe, obgleich Sach- 
verständige festgestellt hatten, daß dasselbe nur zu etwa 50^/0 salpeter- 
haltig war. 97 H. 53. Dies scheint uns über die Absicht des Gesetzes 
hinauszugehen. Der Empfanger hatte immerhin Fracht nur für Salpeter 
und nicht für Wasser zu zahlen; er war also zur Frachtzahlung nur in 
deni Umfange verbunden, als das Wasser Salpetergehalt aufwies. 

Eine Ausnahme von der Vorschrift des § 620 besteht dann, wenn 
Güter auf ein Konnossement verladen sind, in welchem Maß, Gewicht 
oder Menge der Grüter angegeben ist In einem solchen Falle ist, falls 
eine gegenteilige Vereinbarung aus dem Konnossement nicht hervorgeht 
oder der Empfanger nicht etwa beweist, daß absichtlich Unrichtiges in 
das Konnossement aufgenommen wurde, die Konnossementsangabe allein 
entscheidend, einerlei, ob dieselbe mit dem tatsächlich eingenonunenen 
oder abgelieferten Gewicht, Maß oder Quantum übereinstimmt HGB. 
§ 656, ROHG. 12 Nr. 109. Eine der Anwendung des § 656 entgegen- 
stehende Vereinbarung würde z. B. die Klausel bedeuten: „Fracht laut 
Chartepartie", falls die Charter deutschem Rechte unterstände und die 
Fracht daher nach § 620 reguliert werden müßte oder ausdrücklich in 
der Charter Fracht nach ausgeliefertem Gewicht, Maß oder Quantum stipu- 
liert wäre. RG. 14 Nr. 27. Ebenso würde die Konnossementsangabe 
über Maß, Gewicht oder Menge der Güter für die Höhe der Fracht 
nicht maßgebend sein, wenn der Schiffer seiner Unterschrift einen Protest 
mit speziellem Hinweise auf diese Angabe hinzugefügt hat Ein all- 
gemeiner Protestvermerk genügt jedoch nicht, weil der Empfanger aus 
einem solchen nicht entnehmen kann, worauf sich der Protest bezieht 
ROHG. 6 Nr. 78. Auch die Klausel „Fracht laut Chartepartie" steht 
der Anwendung des § 656 nicht entgegen, falls in der Chartepartie 
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Fracht nach eingenommenem Gewicht, Mafi oder Quantum bedungen ist, 
denn die nach § 656 ma^ebende Konnossementsangabe ist eine Er- 
klärung des Abladers, dafi soviel Gewicht, Maß oder Menge einge- 
nommen worden ist RG. 14 Nr. 27. Daß Klauseln, wie „Zahl, Maß 
oder Gewicht unbekannt" auf die Bemessung der Fracht und mithin auf 
die Anwendbarkeit der §§ 620 und 656 keinen Eäniluß haben, versteht 
sich von selbst; solcher Art Klauseln modifizieren das Empfangs- 
bekenntnis des Schiffers, haben also mit der vorliegenden Frage nichts 
zu tun. HGB. § 656 Satz 2, 07 H. 59 OLG. VL 

§ 178. Fracht für yerlorene Gttter. — Für Güter, welche vom 
Reeder zur Beförderung übernommen worden sind und vor ihrer Ab- 
lieferung durch irgend einen Unfall verloren gehen, ist keine Fracht zu 
bezahlen; gehen sie teilweise verloren und war die Fracht in Bausch 
und Bogen bedungen, so findet ein verhältnismäßiger Abzug von der 
Fracht statt HGB. § 617. Grüter sind verloren, nidit nur wenn sie 
aufgehört haben zu existieren, sondern auch wenn sie durch dne phy- 
sische Veränderung ihre ursprüngliche Beschaffenheit eingebüßt haben 
und gänzlich entwertet sind, z. B. wenn Glas zu Scherben zertrümmert 
oder ein wertvolles Gemälde durch Wasser gänzlich zerstört worden 
ist. Auch dann müssen Grüter als verloren gelten, wenn sie in dnem 
Nothafen haben zurückgelassen werden müssen, weü ihr wdterer Trans- 
port Schiff und Ladung gefährdet haben würde, und dieselben von 
dem Nothafen aus audi nicht anderweitig haben befördert, dort auch nicht 
haben verkauft werden können, oder wenn der Verkaufserlös die Kosten 
nicht deckte oder die Grüter auf Anordnung der Behörden z. B. aus gesund- 
heitspolizeilichen Rücksichten haben zerstört werden müssen. ROHG. 
25 Nr. I. 

Fracht für beschlagnahmte Güter. Sind jedoch Güter in 
einem Zwischenhafen auf behördliche Anordnung zurückgehalten und 
dort für einen die Kosten übersteigenden Preis verkauft oder ist sonst 
Entschädigung gezahlt worden, so können sie nicht als verloren be- 
trachtet werden, weü ein Equivalent an deren Stelle getreten ist In 
der Regel wird in einem solchen Falle Distanz- oder TeUfiacht zu 
zahlen sein. HGB. §§ 634 Abs. 5, 641 Nr. i. Hat dieser UnM aber 
nur einen TeU der Grüter betroffen, so wird die volle Fracht geschuldet. 
HGB. §§ 636 Abs. 3, 641 Nr. 2. Über Auflösung oder Rücktritt vom 
Frachtvertrage in solchen Fällen s. oben §§ 153, 156. 

Grüter, welche unterwegs verkauft oder welche, nachdem sie über 
Bord gespült oder geworfen worden waren, geborgen worden sind, sind 
nicht verloren. Wie weit Fracht in diesen Fällen zu zahlen ist, wird 
im folgenden Paragraphen erörtert werden. 
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Kontrebande. Keine Fracht wird geschuldet für Güter, welche 
durch ein Verschulden des Reeders oder der Schifisbesatzung verioren 
gegangen sind; ist der Verlust aber auf ein Verschulden des Ladungs- 
interessenten zurückzuführen, so ist die volle Fracht zu zahlen. Sind 
z. B. Güter heimlich an Bord gebracht worden, deren Transport gesetz- 
lichen Vorschriften zuwiderläuft oder welche als Kriegskontrebande be- 
trachtet werden müssen , und sind dieselben daraufhin konfisziert oder 
beschlagnahmt oder, weU sie das Schiff und die übrige Ladung in Ge- 
fahr brachten, über Bord geworfen worden, so ist nichtsdestoweniger 
volle Fracht zu bezahlen. HGB. § 563 Abs. 3 und 4, 

Verlust durch innere Beschaffenheit Ungeachtet der nicht 
erfolgten Ablieferung ist die Fracht zu zahlen für Tiere, die unterwegs 
gestorben sind, sowie für Güter, deren Verlust infolge ihrer natüriichen 
Beschaffenheit eingetreten ist (HGB. § 618), z. B. durch inneren Ver- 
derb, Schwund, gewöhnliche Leckage, Verdunstung, Austrocknung, 
Fäulnis, Gärung, Selbstentzündung, Rost und dergleichen mehr. Dieser 
Verlust muß aber, um als Verlust infolge natürlicher Beschaffenheit 
charakterisiert werden zu können, unter den normalen Verhältnissen der 
konkreten Reise eingetreten sein; so z. B. bringt eine Rdse durch die 
Tropen Hitze und Feuchtigkeit, eine Reise im Winter stürmisches 
Wetter mit sich, ein Segelschiff wird durch Windstille aufgehalten usw. 
Wenn aber derartige Verluste auf einen Unfall oder auf ein Verschulden 
oder eine Nachlässigkeit zurückzufuhren sind, so sind sie nicht mehr die 
Folge der natürlichen Beschaffenheit der Grüter. Stößt z. B. ein Schiff 
auf Grund und sammelt sich infolgedessen mehr Wasser im Schiffe an, 
als in dem gewöhnlichen Verlaufe der Reise zu geschehen pfl^^ und 
werden Güter durch den sich daraus entwickelnden außergewöhnlichen 
Schiffedunst völlig verdorben, so ist dieser Verlust die Folge eines Un- 
fidles und nicht die Folge natürlicher Beschaffenheit Ebenso würde 
§ 618 nicht zur Anwendung kommen, wenn der Verlust, welchen Grüter 
auf einer Reise infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit erleiden, dadurch 
erheblich vergrößert worden ist, daß die Güter schlecht gestaut waren 
und dadurch z. B. eine außergewöhnliche Leckage infolge Überschießens 
der Ladung entstand, oder daß die Güter während der Reise nachlässig 
behandelt (z. B. nicht genügend gelüftet) worden waren. 97 H. 87 
OLG. m, 95 H. 57 OLG'. L 

Sind Grüter nur beschädigt worden, so ist volle Fracht zu zahlen, 
solange die Beschädigung nicht einem Totalverluste gleichkommt 

§ 179. Fracht fdr verkaufte oder geborgene Gflter. — 
Güter, welche unterwegs vericauft oder welche, nachdem äe durch 
einen Unfall verloren gegangen waren, geborgen worden sind, können 
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nicht als verloren im Sinne des §617 betrachtet werden. Ob Fracht, 
Teilfracht oder gar keine Fracht zu zahlen ist, richtet sich nach den 
Umstanden des einzelnen Falles. 

I. Verkauf zur Vermeidung von Totalverlust Haben Grüter 
eine Beschädigung erlitten und werden sie in einem Zwischenhafen ver- 
kauft, weil bei einem weiteren Transporte der Schaden um sich ge- 
griffen und den Totalverlust der Güter herbeigeführt haben würde, so 
ist volle Fracht zu zahlen. So entschied ROHG. 25 Nr. i, das OG. und 
OAG. in 69 H. 220 und 70 R 231. Als Grrund wurde angeführt: der 
Schiffer hätte die Grüter bis zum Bestimmungshafen transportieren 
können; indem er sie unter den angegebenen Umständen verkaufte, 
handelte er lediglich im Interesse des Ladungsinteressenten, welcher, 
anstatt eine wertlose Ware am Bestimmungshafen zu bekommen, nun- 
mehr wenigstens den Verkaufserlös erhielt; hatte der Schiffer aber auf 
diese Weise in Vertretung des Ladungsinteressenten gehandelt, so mußte 
der Fall so entschieden werden, als ob der Ladungsinteressent selbst 
den Verkauf angeordnet hatte und somit nach Beginn der Reise vom 
Frachtvertrage zurückgetreten war; in solchem Falle werde aber die 
volle Fracht geschuldet Das Oberappellationsgericht fügte noch hinzu, 
daß es keinen Unterschiai^ mache, ob die Beschädigung auf einen Unfall 
zurückzuführen oder ob sie die Folge natürlicher Beschaffenheit der 
Güter war. 

Nun ist es zweifellos richtig, daß verkaufte Grüter nicht verloren 
sind und daher § 617 auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar ist. 
Und für den Fall, daß die Beschädigung auf die natürliche Beschaffen- 
heit der Güter zurückzufuhren ist, stimmen wir mit den zitierten Ent- 
scheidungen völlig überein. Denn hätte, in einem solchen Falle, der 
Schiffer die Güter weitertransportiert und wären sie total verdorben an- 
gekommen, so wäre trotzdem auf Grrund § 618 die ganze Fracht fallig: 
der Schiffer hatte also in dem alleinigen Interesse der Ladung gehandelt 
War die Beschädigung aber auf einen Unfall zurückzufuhren, so hatte 
der Schiffer auch im Interesse des Reeders gehandelt Denn, wären die 
Grüter weitertransportiert worden und in ihrer Beschaffenheit zerstört 
und gänzlich entwertet am Bestimmungshafen angekommen, so wären 
sie durch einen Unfall verloren gegangen; der Reeder hätte also seine 
Fracht emgebüßt (vgl. ROHG. 25 Nr. i Seite 14). Warum soll nun der 
Ladungsinteressent allein die Folgen eines Unfalles tragen, welcher, ohne 
die Handlung des Schiffers, auch zu einem Verluste fiir den Reeder 
geführt haben würde? Unserer Meinung nach muß der Fall so be- 
bandelt werden, als ob Reeder und Ladungseigner in ihrem gegen- 
seitigen Interesse vereinbart hätten, die Ladung zu verkaufen, anstatt 
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sie weiter zu transportieren und damit den Risiko zu laufen, sowohl 
Ladung als Fracht zu verlieren. Kommen aber Reeder und Ladungs- 
eigner überein, die Reise an einem bestimmten Punkte zu beendigen, so 
liegt der Fall ebenso, wie wenn nur diese Reise von Anfang an ge- 
plant war. Fracht darf daher nur bis zum neuen, nicht bis zum ur- 
sprünglichen Bestimmungshafen gefordert werden. Für die Berechnung 
dieser Fracht erscheinen die im Handelsgesetzbuch für die Berechnung 
von Distanzfracht aufgestellten Grrundsätze durchaus angemessen (vgl. 
hierüber unter Nr. 2). 

In einem ähnlich liegenden Falle hat das OLG. m auch nur Tdlfracht 
zugebilligt; in diesem Falle kam zu dem fortschreitenden Verderb der 
Ladung noch der Umstand hinzu, daß der Schiffer zeitweilig wegen 
Reparaturbedürftigkeit des Schiffes verhindert war, die Reise fortzusetzen. 
98 H. 110. 

2. Verkauf wegen Gefährdung von Schiff und Ladung. 
Sind Grüter unterwegs verkauft worden, nicht oder nicht nur um deren 
Totalverlust zu vermeiden, sondern auch, weil deren Weitertransport 
das Schiff und die übrige Ladung gefährdet haben würde, so wird 
Fracht bis zum Hafen, wo der Verkauf stattfand, geschuldet nach Maß- 
gabe BGB. § 323 Abs. I, welcher lautet: ^Wird die aus einem gegen- 
seitigen Vertrage dem einen Tdle obliegende Leistung infolge eines 
Umstandes unmöglich, den weder er noch der andere Teil zu vertreten 
hat, so verliert er den Anspruch auf die Gegenldstung; bei tdlwdser 
Unmöglichkeit ist die Gegenleistung in dem Verhältnisse herabzusetzen, 
in welchem zur 2^it der Vertragsschließung der Wert der ganzen 
Leistung zum Werte der Teilleistung gestanden haben würde." Im 
Einklang mit diesen Ausführungen hat das OLG. I in einem Falle, wo 
eine durch Wasser beschädigte Kohlenladung wegen der Gefahr der 
Selbstentzündung unterw^[s verkauft werden mußte, entschieden, daß 
ein solcher Unfall die Erfüllung des Frachtvertrages teüweise unmög- 
lich mache, der Reeder daher nur Tdlfracht beanspruchen könne. 
93 H. loi. 

Berechnung der Teilfracht Was die Berechnung der Teil- 
fracht anbelangt, so dürften die im Handelsgesetzbuch für Berechnung 
der Distanzfracht aufgestellten Grundsätze zur Anwendung zu bringen 
sein (vgL oben § 152). Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über locatio conductio operis dürften mit den seerechtlichen 
Anschauungen, auf welchen die Grundsätze des Handelsgesetzbuches be- 
ruhen, kaum in Einklang zu bringen sein. Das Handelsgesetzbuch hat 
für den Seefrachtvertrag ausdrücklich die Durchführung des Werk- 
vertragbegriffes abgelehnt Es erwähnt allerdings nur drei Fälle, in 
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denen Distanzfracht geschuldet wird, nämlich: Auflosung des Fracht- 
vertrages infolge Verlustes des Schiffes und Rücktritt vom Frachtvertrage 
wegen eines das Schiff oder w^en eines die Ladung treffenden Aufent- 
haltes. HGB. §§ 630, 634 Abs. 5. Dies soll aber keine erschöpfende 
AnfzaMung sein, sondern es sind nur Anwendungsfalle eines diesen 
Bestimmungen zugrunde liegenden Frinzipes. An eine erschöpfende Re- 
gelung aller für die Frachtzahlung in Betracht kommenden Fälle ist gar 
nicht gedacht worden. Ist die Teilbarkeit der Leistung als im Einklang 
mit seerechtlichen Anschauungen stehend anerkannt worden, so wäre 
es unrichtig, Fälle, welche den im Handelsg^esetzbuche aufgeführten Bei- 
spielen analog sind, einem S3^em unterwerfen zu wollen, welches als 
ein seerechtlichen Anschauungen und Bedürfnissen zuwiderlaufendes aus- 
drücklich reprobiert worden ist Man sehe äch die Fassung der Be- 
stimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches über den Werkvertrag an; 
selbst die Worte widersprechen ihrer Anwendung auf den Seefracht- 
vertrag! Nach BGB. § 644 z. B. wäre niemals Fracht zu bezahlen, 
wenn die Güter den Bestimmungshafen nicht erreichen. Das Handels- 
gesetzbuch hat Teilbarkeit der Leistung anerkannt; es kommt daher die 
allgemeine R^d des § 323 Abs. i BGB. zur Anwendung, nach welcher 
bei teilweise bewirkter Leistung sich die Gegenleistung im Verhältnisse 
reduziert Welches dieses Verhältnis ist, entscheidet sich nach den für 
analoge Fälle im Handelsgesetzbuche getroffenen Bestimmungen; diese 
Bestimmungen beruhen, wie die Beratungen der Handelsgesetzbuch- 
konunission ergaben, nicht auf Erwägungen, welche nur für den ein- 
zelnen Fall zutreffen, sondern welche für eine prinzipielle Zulassung von 
Distanzfracht gegeben sind. 

a) Höhe der Teilfracht Demzufolge kommt bei Berechnung 
der Hohe der Teilfracht in Anschlag das Verhältnis der Mühen, Ge- 
fahren und Kosten, welche dem Reeder auf dem zurückgelegten Teile 
der Reise erwachsen sind, zu den Mühen, Gefahren und Kosten, welche 
ihm noch auf dem unvollendeten Teile der Reise erwachsen sein wür- 
den. HGB. § 631. Nach BGB. §§ 323, 634, 472 wäre dagegen Fracht 
zu bezahlen nach dem Verhältnisse des Wertes, welchen die Ladung 
für den Ladungseigner am Bestimmungsplatze gehabt haben würde, 
zu dem Werte, welchen die Ladung nunmehr für ihn am Orte der tat- 
sächlichen Entlöschung hat Diese Berechnung wurde aber ausdrück- 
lich von der Handelsgesetzbuchkommission zurückgewiesen, weil sonst 
keine Fracht zu bezahlen wäre, wenn die Grüter im Entlöschungshafen 
keinen höheren Wert hätten als am Abladeplatze; denn in einem 
solchen Falle hätte die Teilleistung für den Ladungseigner keinen Wert 
Prot 2412. 
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b) Begrenzung. Teilfracht ist nur soweit zu zahlen, als der 
Wert der Güter reicht HGB. § 630 Abs. 2. Diese Bestimmung ist die 
notwendige Ergänzung zu der Bestimmung sub a. Sie beruht auf dem 
das deutsche Seerecht beherrschenden Gredanken, daß weder Reeder 
noch Ladungseigner über das der See anvertraute Gmt hinaus haften 
sollen. Von diesem höheren Gesichtspunkte und nicht von dem des 
einseitigen Interesses des Ladungseigners aus muß der Fall betrachtet 
werden, daß die Güter an dem Platze, wo sie tatsächlich entlöscht 
worden sind, keinen oder nur einen sehr geringen Wert haben. 

c) BGB. § 323. Nach BGB. § 323 Abs. 2 würde der Ladungs- 
eigner die Wahl haben, entweder Teilfhicht zu bezahlen oder die 
volle Fracht unter Abzug desjenigen, was der Reeder dadurch verdient 
hat, daß er andere Güter an Stelle der verkauften beförderte. Letzteres 
dürfte den dem Handelsgesetzbuche zugrunde liegenden Anschauungen 
kaum entsprechen. Nur bei einer Schadensersatzklage kann für die 
Bemessung des Schadens die an substituierten Gütern verdiente Fracht 
in Anrechnung kommen (z. B. bei willkürlichem Rücktritt vom Fracht- 
vertrage). Hier ist aber nicht die Rede von Schadensersatz, sondern 
von der Bezahlung einer definitiv beendeten Leistung. Auf den Wert 
dieser Leistung können nachträgliche Geschäftsmanipulationen des 
Reeders keinen Einfluß haben; solche gehen den Ladungseigner gar 
nichts an. Hier konnte nur erwogen werden, ob man die Teil- 
fracht bestimmen wollte nach dem Werte, den die Teilleistung für den 
Ladungseigner hat, oder nach dem Aufwände, welchen es den Reeder 
gekostet hat, die Teilleistung zu bewirken. Das Handelsgesetzbuch hat 
sich (lir letzteres entschieden mit der Beschränkung der Distanzfracht 
auf den Wert der Güter. 

3. Verkauf wegen Gefährdung anderer Ladung. Erschien 
der in einem Zwischenhafen bewirkte Verkauf von Gütern, durch welche 
die übrige Ladung (z. B. durch Entwicklung schädlicher Dünste) dem 
Verderb ausgesetzt war, als das einzige und im Interesse aller Beteiligten 
gebotene Mittel, um weiteren Schaden zu verhüten, so ist Teilfracht 
nach den sub 2 aufgestellten Regeln zu bezahlen. Es wäre eine Pflicht- 
verletzung abseiten des Schiffers, die Ware weiter zu transportieren; 
der Fall der teilweisen Unmöglichkeit der Leistung ist somit g^^ben. 
Selbstverständlich darf der Schaden, welcher zu dem Verkaufe geführt 
hat, nicht auf ein Verschulden der Schiffsbesatzung, z. B. auf fehler- 
hafte Stauung zurückzuführen gewesen sein. 

4. Verkauf im Interesse des Reeders. Sind Grüter unterwegs 
im Interesse des Reeders verkauft worden, z, B. um die Fortsetzung 
der Reise zu ermöglichen, so hat der Ladungsinteressent Anspruch auf 
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den Ersatz des Wertes seiner Güter am Bestimmungsorte oder des 
Verkauüserloses, falls letzterer höher ist Diese Werte schließen jedoch 
die Fracht ein; die Fracht kommt daher in Abzug. Mit anderen 
Worten: der Ladungsinteressent erhält den vollen Wert seiner Ladung, 
hat aber auch die volle Fracht zu zahlen. 

5. Verkauf in Havariegrosse. Sind Güter verkauft worden, um 
Havariegrosseausgaben zu decken, so müssen sie als GKiter betrachtet 
werden, welche in Havariegrosse verloren sind, nicht aber als Güter, 
welche gemäß HOB. § 617 durch einen Unfall verloren gegangen sind. 
Der Ladungseigner erhält jedoch nicht den Wert seiner Güter ersetzt, 
wie sub 4, da der Verkaufserlos für Havariegrossezwecke verwendet 
wurde; er wird vielmehr so behandelt, als ob seine Güter in Havarie- 
grosse geworfen worden wären (hierüber s. oben § 124). Für geworfene 
Güter ist keine Fracht zu bezahlen; der Ladungsinteressent schuldet 
daher keine Fracht fiir Güter, welche in Havariegrosse verkauft worden 
sind. Demzufolge wird die Fracht dem Reeder in Havariegrosse ver- 
gütet 

6. Seewurf. Seewurf zieht Verlust der Fracht nach sich, voraus- 
gesetzt, daß der Schiffer berechtigt war, die GKiter über Bord zu werfen. 
Sonst muß vom Werte der Güter bzw. dem über ihn hinausgehenden 
Schaden der Betrag der Fracht abgezogen werden. Der Schiffer ist 
zum Seewurfe berechtigt, wenn ein Havariegrossefall vorliegt (vgl. sub 5) 
oder — dies aber nur in den äußersten Notfallen — wenn die übrige 
Ladung durch das Verbleiben der Güter an Bord erheblich gelitten 
haben würde. 91 H. 14 RG. In letzterem Falle müssen die Güter als 
durch einen Unfall gemäß § 617 verioren betrachtet werden. Es ist 
also keine Fracht zu bezahlen. Nur wenn die Beschädigung, welche den 
Seewurf veranlaßte, die Folge natürlicher Beschaffenheit war, ist die 
ganze Fracht fällig nach HGB. § 618. 

7. Geborgene Güter. Für Güter, welche über Bord gespült 
oder geworfen und später geborgen worden sind, sollte Teilfracht bis 
zu dem Funkte bezahlt werden, wohin die Güter in Sicherheit ge- 
bracht worden sind oder welchen das Schiff mit den Gütern erreicht 
hat In einem Falle, in welchem ein Schiff auf der Reise von Ham- 
bui^ nach Porto Alegre nicht weit von seinem Bestimmungshafen schei- 
terte und Schiff und Ladung getrennt in gesunkenem Zustande verkauft 
wurden, entschied das Reichsgericht, daß geborgene Güter nicht ver- 
loren seien, daß die Ladung daher dem Schiffe Distanzfracht schulde, 
da der Frachtvertrag nach dem Antritte der Reise durch Verlust des 
Schiffes beendet worden sei. 84 H. 141. Eine Berechnung der Teü- 
fracht nur nach der vom Schiffe zurückgelegten Entfernung (HGB. § 631) 
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würde aber nicht zutreffend sein in dem Falle, dafi die Grüter bei Cux- 
haven oder Madeira über Bord gespült und in diese Plätze in Sidier- 
heit gebracht worden wären, wogten das Schiff sdne Reise nach der 
Strandungsstelle bei Porto Alegre fortsetzte. Man wird daher den 
äußersten Punkt, welchen das Schiff mit der Ladung erreicht hatte, 
zum Ausgangspunkt für die Berechnung der Teilfracht nehmen 
müssen, im übrigen aber die Tdlfracht nach §§ 630, 631 bestimmen; 
denn nur bis zu diesem Punkte hat der Reeder die ihm obli^^de 
Leistung erfüllt resp. erfüllen können. Dieses Resultat stimmt nüt den 
sub 2 gemachten Ausführungen überein. 

§ 180. Fracht fdr flflssige Waren. — Ein Überbleibsel alten 
Seerechtes ist die Bestimmung, daß, wenn Behältnisse zu transportieren 
sind, die mit flüssigen Waren angefüllt sind, und diese während der 
Reise ganz oder zum größeren Teile auslaufen, dieselben für die Fracht 
(^%^eld und sonstige Nebenforderungen) an Zahlungsstatt überlassen 
werden können. Ist die Fracht in Bausch und Bogen bedungen und 
sind nur einige Behältnisse ganz oder zum größeren Tdle ausgelaufen» 
so können diese fiir einen verhältnismäßigen Teil der Fracht (Liegegeld 
und anderer Nebenforderungen) an Zahlungsstatt überlassen werden. 
Dieses Recht erlischt, sobald die Behältnisse in den Gewahrsam des 
Abnehmers gelangt sind. Dieses Recht des Ladungsempfangers wird 
selbstverständlich durch Klauseln wie „frei von Leckage" u. d^ in 
keiner Weise beeinflußt; diese Art Klauseln haben mit der Fracht- 
zahlung nichts zu tun, sondern modifizieren nur das Ablieferungs- 
versprechen des Schiffers. HGB. § 616. 

FraehtTorsehnß. — Eine gesetzliche Vermutung dafür, daß Fradit- 
vorschüsse definitiv vorausbezahlt sein, also im Risiko des Befrachters 
stehen sollen, gibt es nicht 96 H. 64 OLG. I. Haben die Parteien also 
nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart, so muß vorausbezahlte 
Fracht in dem Umfange zurückerstattet werden, als sie nicht verdient 
ist. HGB. § 617 Abs. I. Eine gegenteilige Vereinbarung enthält x. R 
die Klausel: «freight earned ship lost or not lost*; enthält Charter 
oder Konnossement diese Klausel, so ist die vorauszuzahlende Fradit 
verdient mit dem Augenblicke, wo die Güter dem Reeder zur Beförde- 
rung übergeben worden sind, einerlei, ob dieselben später allein oder 
mitsamt dem Schiffe verloren gehen — es sei denn, daß der Verlust 
auf Umstände zurückzufuhren ist, welche zur Verantwortung des Reeders 
stehen. 84 H. 59 RG. Von gleicher Bedeutung ist die Vereinbarung, 
daß Fracht vorauszubezahlen ist: „subject to" oder „less insurance**; 
denn eine Vereinbarung über die Versicherung des Frachtvorschusses 
hat keinen Sinn, wenn derselbe im Risiko des Reeders stehen soll. 
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ROHG. 1 5 Nr. 23 sub L Daß die Versicherung auf Kosten des Reeders 
genommen werden soll, ist von nebensächlicher Bedeutung; das Krite- 
rium liegt in dem Umstände, daß laut Parteivereinbarung das versicher- 
bare Interesse am Frachtvorschuß von dem Reeder auf den Ladungs- 
eigner übergehen soll. 

ZeItfi*Mlit. — Ist die Fracht nach Zeit bedungen (z. B. so oder 
soviel pro Tag oder Monat), so kann die Fracht berechnet werden erst 
von dem Tage an, welcher auf denjenigen fo^ an welchem der Schiffer 
angezeigt hat, daß er zur Einnahme der Ladung bereit sei. Denn erst 
mit der Einnahme der Ladung beginnt die Tätigkeit des Verfrachters, 
für welche er eine Vergütung in der Fracht erhält Ist Liegegeld oder 
eine Überliegezeit vereinbart, so fangt die Zeitfracht erst mit dem An- 
tritte der Reise an zu laufen. 

Bei einer Reise in Ballast kann Zeitfracht erst berechnet werden 
von dem Tage an, welcher auf denjenigen folgt, an welchem der Schiffer 
angezeigt hat, daß er zum Antritte der Reise fertig und bereit sei; ist 
diese Anzeige jedoch am Tage vor dem Antritte der Reise noch nicht 
erfolgt, so fangt die Zeitfracht mit dem Antritte der Reise an zu laufen. 
HGB. § 622 Abs. I und 2. 

Keine Fracht ist zu zahlen für die 2^t, während welcher das Schiff 
durch ein Verschulden des Verfrachters, durch eine Verfugung von 
hoher Hand oder durch notwendige Reparaturen aufgehalten wird, es 
sei denn, daß letztere durch ein Verschulden des Befrachters veranlaßt 
worden sind. HGB. §§ 622 Abs. 4, 637 Abs. 2, 638 Satz 2. 

Die 2^tfracht endet mit dem Tage, an welchem die Löschung voll- 
endet ist HGB. § 622 Abs. 3. 

Nun kann die Vereinbarung einer Zeitfracht verschiedenen Sinn 
haben. Entweder bedeutet sie eine tatsächliche, nach Zeitabschnitten 
begrenzte Miete des Schiffes, oder aber sie ist nichts wdter als dne 
besondere Art der Berechnung der Fracht 

Im ersteren Falle stellt der Reeder sein Schiff für eine bestimmte 
Zeit dem Befrachter zur Verfügung; letzterer kann danüt tun was er 
will, er muß nur so und soviel Fracht per Monat bezahlen und nach 
Ablauf der Zeit das Schiff dem Reeder wieder zurückgeben. Von letz- 
terer Verpflichtung würden, unserer Meinung nach, nur notwendige 
Reparaturen, Verfügungen von hoher Hand oder ein Verschulden des 
anderen Teiles (des Reeders oder der Schiffsbesatzung) den Befrachter 
entbinden. Keinesfalls darf der Befrachter willkürlich das Schiff über 
die verabredete Zeit hinaus in Anspruch nehmen; überschreitet er diese 
Zeit auch nur um einen einzigen Tag, muß er dem Reeder den daraus 
entstehenden vollen Schaden ersetzen (ROHG. 18 Nr. 19). Selbst Ver- 
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zogerungen durch Wind und Wetter sollten dem Befrachter nicht ohne 
weiteres zugute kommen; er muö seine Reisen so einrichten, daß voraus- 
zusehende Wetterverhältnisse die Rückgabe des Schiffes nicht verzögern. 
Unrichtig dürfte daher unserer Ansicht nach ein Urteil des OLG. IV in 
Bf. IV 402/03 sein, in welchem einem Charterer verstattet wurde, durch 
freiwilligen Abschluß eines neuen Frachtvertrages die Ablieferung des 
auf vier Monate für je £ 325 gecharterten Dampfers um einige Tage 
zu verlängern. Dazu gab dem 2^itbefrachter auch nicht das Recht die 
in der Chartepartie enthaltene Bestimmung, nach welcher die pro 
Monat festgesetzte Zeitfracht auch von dem Zeitpunkte des Ablaufes 
der Charter bis zur Rücklieferung des Dampfers an den Reeder bezahlt 
werden sollte. Denn diese Bestimmung traf nur Verzögerungen, welche 
nicht zu Lasten des Charterers waren. — Auf der anderen Seite werden 
aber auch die Rechte des Reeders in kdner Weise durch Verluste ge- 
schmälert, welche der Befrachter erleidet. Verlust an Fracht durch 
Verlust von Gütern ist ein Schaden, den der Befrachter allein zu tragen 
hat Das berührt den Reeder ebensowenig, wie wenn der Befrachter 
es vorzieht, das Schiff überhaupt nicht auf Rdsen zu schicken. 

Anders verhält es sich, wenn die Verdnbarung dner Zeitfracht 
weiter nichts bedeutet, als eine besondere Art der Berechnung der 
Fracht Ein Schiff wird z. B. gechartert, um eine Reise von Hamburg nach 
der Westküste von Südamerika und zurück nach Europa auszufuhren; 
die Dauer der Rdse soll ungefähr ein Jahr betragen; anstatt nun eine 
Fracht in Bausch und Bogen zu bedingen, ziehen die Parteien es vor, 
das Schiff gegen eine feste monatliche Summe in Zeitfracht für ein Jahr 
laufen zu lassen. In einem solchen Falle wird eine Verzögerung in der 
Rückgabe des Schiffes nach Ablauf des Jahres den Befrachter nur dann 
zum Schadensersatze verpflichten, wenn die Verzögerung auf sein Ver- 
schulden zurückzuführen ist; andernfalls wird er für die überschießende 
2^it nur die vereinbarte Zeitfracht weiter zu entrichten haben. Weiterhin 
wird auch der Reeder an den Ereignissen der Reise partizipieren müssen, 
insofern als ein Verlust von Gütern auch den entsprechenden Verlust 
der dem Reeder geschuldeten Fracht nach sich ziehen müßte. Bei 
einem Totalverluste der Güter würde daher keine Fracht zu bezahlen 
sein, ebenso wie wenn Fracht nach Maß, Gewicht oder Menge der ver- 
ladenen Güter bedungen worden wäre. 

Über den Fall der Unterverfrachtung s. unten § 188. 

Liegegeld. 

§ 181. Liege- und Überliegezeit — Soweit die Bestimmungen 
über Wartezeit und Liegegeld dieselben für den Ablade- we für den 
Bestimmungshafen sind, sollen dieselben an dieser Stelle nur in Kürze 
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wiederholt werden; das Nähere ergeben die Ausführungen in den §§ 30 ff. 
Ausführlicherer Darlegung bedürfen jedoch einige Fragen, welche sich 
spezidl an die Ereignisse im Entlöschungshafen knüpfen (§§ 184 
und 185). 

Allgemeine Grundsätze. Bei der Verfrachtung eines Schiffes 
im ganzen oder eines Teiles eines Schiffes (HGB. § 603) muß das Schiff 
zum Zwecke der Entlöschung eine bestimmte Zeit hindurch ohne be- 
sondere Vergütung zur Verfügung gestellt werden (Löschzeit); die Fracht 
deckt nicht nur den Transport, sondern auch die Lade- und Löschzeit. 
Ist vereinbart worden, daß der Schiffer auf die Abnahme der Ladung 
über die Loschzeit hinaus warten solle, so kann er für diese Überliege- 
zeit Vergütung beanspruchen (Liegegeld). Das Li^^egeld ist, wenn es 
nicht durch Vertrag bestinmit ist, nach billigem Ermessen zu bestimmen; 
hierbei ist auf die näheren Umstände des Falles, insbesondere auf die 
Heuerbeträge und die Unterhaltskosten der Schiffsbesatzung, sowie auf 
den dem Reeder entgehenden Frachtverdienst Rücksicht zu nehmen. 
HGB. §§ 594 Abs. 4—6, 572. Vgl oben § 31. 

Beginn der Löschzeit Der Schiffer hat, sobald er zum Löschen 
fertig und bereit ist, dies dem Empfanger anzuzeigen. Mit dem auf die 
Anzeige folgenden Tage beginnt die Löschzeit. Ist der Empfanger dem 
Schiffer unbekannt, so ist die Anzeige durch öffentliche Bekanntmachung 
in ortsüblicher Weise zu bewirken. HGB. § 594 Abs. i — 3. Vgl 
oben § 32. 

Beginn der Überliegezeit — Ist die Dauer der Löschzeit oder 
der Tag, mit welchem die Löschzeit enden soll, durch Vertrag bestimmt, 
so b^innt die Überiiegezeit ohne weiteres mit dem Ablaufe der Lösch- 
zeit HGB. § 596 Abs. I. In Ermangelung einer solchen vertrags- 
mäßigen Bestimmung — also, selbst wenn die Dauer der Löschzeit 
durch örtliche Verordnungen festgelegt sein sollte — beginnt die Über- 
liegezeit erst, nachdem der Schiffer dem Empfanger angezeigt hat, daß 
die Loschzeit abgelaufen seL Hat der Schiffer noch während der 
Losdizeit dem Empfanger angezeigt, daß die Löschzeit an einem be- 
stinunten Tage abgelaufen sein werde, so beginnt die Überliegezeit ohne 
weiteres mit dem Ablaufe der Löschzeit HGB. § 596 Abs. 2. Stets 
also ist zum Beginn der Überliegezeit eine Anzeige des Schiffers er- 
forderlich, £alls die Dauer oder das Ende der Löschzeit nicht durch 
Vertrag festgelegt worden ist Vgl. oben § 33. 

Form der Anzeige des Schiffers. Die Anzeige des Schiffers 
ist an keine besondere Form gebunden. Weigert der Empfanger sich 
jedoch, den Empfang der Anzeige in genügender Form zu bescheinigen, 
so ist der Schiffer befugt, eine öffentliche Urkunde darüber auf Kosten 
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des Empfangers errichten zu lassen. HGB. §§ 596 Abs. 3, 571. VgL 
oben § 33. 

Dauer. Ist die Dauer der Losdizeit durch Vertrag nicht fest- 
gesetzt, so wird sie durch die ortlichen Verordnungen des Löschungs- 
hafens und in deren Ermangelung durch den daselbst bestehenden Orts- 
gebrauch bestimmt Besteht auch ein solcher Ortsgebrauch nicht, so 
gilt als Löschzeit eine den Umstanden des Falles angemessene Frist 
HGB. § 595 Abs. i. 

Haben die Parteien lediglich Festsetzungen über die Hohe des 
Liegegeldes getroffen, so wird angenommen, daß damit die Parteien 
auch eine Überliegezeit, wenn auch nicht deren Dauer, vereinbart haben. 
Ist aber eine Überliegezeit ohne bestimmte Dauer vereinbart, so soll 
die Überliegezeit 14 Tage betragen. HGB. § 595 Abs. 2 und 3. 

Berechnung. Lösch- und Überliegetage werden ziviliter berechnet, 
d. h. als volle Kalendertage und nicht als jederzeit beginnende oder 
.endende 2^itraume von 24 Stunden, falls nicht etwa durch Vertrag, 
durch örtliche Verordnungen oder durch den Ort^ebrauch ein anderes 
bestinunt ist. Desgleichen werden die Tage, falls nicht Vertrag, Orts- 
gebrauch oder örtliche Verordnungen entgegenstehen, in ununterbrochen 
fortlaufender Reihenfolge gezählt unter Einrechnung von Sonn- und 
Feiertagen. HGB. §§ 597 Abs. i. 599. VgL oben § 34. 

§ 189. Yenogerang infolge Zufalles. — Wird die Entlöschung 
durch Zufall verzögert, so fragt es sich, wer die Folgen der Verzögerung 
zu tragen hat Bei Beantwortung dieser Frage muß man davon aus- 
gehen, daö in der Regel der Empfanger die Güter von Bordseite in 
Empfang zu nehmen hat und des Schiffers Verantwortlichkeit aufhört, 
sobald die Güter das Schiff verlassen haben. Vgl. oben § 26. Wird 
nun nichts anderes durch Vertrag, örtliche Verordnungen oder durdi 
den Ortsgebrauch bestimmt, so trifft der allgemeine Satz zu: casum 
sentit dominus« HGB. § 599. Das bedeutet: Wird der Empfanger zeit- 
weilig daran verhindert, die Güter von Schif&seite abzunehmen, so geht 
die Verzögerung auf seine Kosten; der Zufall trifft aber den Schiffer, 
falls dieser verhindert wird, die Güter schiffsseits anzubieten. Im 
ersteren Falle erleidet der Lauf der Lösch- und Überliegezeit kdne 
Unterbrechung: der Empfanger hat Liegegeld zu zahlen^ fadls die Tage, 
an welchen er die Ladung abzunehmen verhindert war, in die Über- 
liegezeit fallen bzw. soweit durch dieselben die Löschzeit überschritten 
wird Im letzteren Falle dagegen wird der Lauf der Lösch- und Über- 
liegezeit unterbrochen: der Schiffer kann kein Liegegeld verlangen für 
die Tage, an welchen er die Ladung anzubieten verhindert war. Trifft 
der Zufall jedoch nicht nur den betreffenden Empfanger oder den 
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Schiffer y sondern ist es zeitweilig unmöglich, nicht nur die im Schiff 
befindliche Ladung, sondern überhaupt irgend welche Ladung vom 
Schiff ans Land zu befördern, so tragen Schiff und Ladung gemeinsam 
die Folgen dieser Verzögerung: der Lauf der Lösch- und Überliegezeit 
wird zwar unterbrochen, so daß der Sduffer über die ursprüngliche 
Wartezeit hinaus zu warten verpflichtet ist; der Schiffer kann aber 
Li^cgdd verlangen, £sdls die Tage, an welchen die Loschung unmög- 
lich war, in die Überliegezeit fallen bzw. soweit durch dieselben die 
ursprüngliche Löschzeit überschritten wird. HGB. §§ S97» 598. Nur 
wenn vereinbart war, dafi die Löschung bis zu einem bestimmten Tage 
beendigt sein mufi, trifit auch ein Zu£all der letzten Art nur den 
Empfanger: die Wartezeit wird nicht unterbrochen und der Schiffer 
braucht über die ursprüngliche Wartezeit hinaus nicht zu warten. 
HGB. § 600. Vgl. oben § 35. 

Verzögerung infolge Verschuldens. Beruht die Verzögerung 
der Entlöschung nicht auf ZuOaill, sondern verzögert der Empfanger die 
Abnahme der Güter über die von ihm einzuhaltenden Fristen, so ist 
der Schiffer befugt, die Güter unter Benachrichtigung des Empfangers 
in einem öffentlichen Lagerhaus oder sonst in sicherer Weise zu hinter- 
legen. HGB. § 601 Abs. I. Der Schiffer kann aber auch, £älls er es 
für zweckdienlicher im Interesse des Reeders hält, die Säumnis des 
Ejnpfangers sich gefallen lassen und dementsprechend mehr Liegegeld 
verlangen. Soweit durch die Säumnis des Empfangers oder durch das 
Hinterlegungsverfahren die Wartezeit (d h. g^^benen&Us Lösch- und 
Überliegezeit) überschritten wird, kann der Reeder auch einen die Liege- 
geldforderung übersteigenden Schaden geltend machen. HGB. § 602. 

Wird die Entlöschung durch einen den Empfanger treffenden Zufall 
verzögert, so hat der Schiffer nach Ablauf der Wartezeit dieselben 
Rechte, wie wenn die Verzögerung auf eine Säumnis des Empfangers 
zurückzufuhren ist — nur dafi er nicht einen die Liegegeldforderung 
übersteigenden Schaden wird geltend machen können. 

Gleichzeitiges Löschen und Laden. Gegenüber dnem Liege- 
geldanspruch kann der Empfanger nicht einwenden, daß der Schiffer 
während der Entlöschung bereits mit der Einnahme neuer Ladung be- 
gonnen habe, das Schiff daher nicht aufgehalten worden sei — es sei 
denn, daß dadurch auch die Entlöschung verzögert worden ist 00 H. 28 
OLG. L Denn Liegegeld ist lediglich Entgelt für die Inanspruchnahme, 
die Benutzung des Schiffes — Liegegeld ist niemals Schadensersatz. 
Freilich, wenn der Schiffer gemäß § 602 außer Liegegeld auch noch 
Schaden liquidieren wollte, so dürfte die Tatsache gleichzeitiger Ein- 
nahme neuer Ladung wohl von Belang sein. 
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§ 188. Stftekgutbefkvelitiiilg. — Bei einer Stückgutbefrachtung 
kommen die Bestimmungen über Lösch- und Überliegezeit nidit zur An- 
wendung. Der Empfanger hat vielmehr die Gtiter auf die Aufforderung 
des Schiffers ohne Verzug abzunehmen. Diese Aufforderung wird, Cadls 
der Empfänger dem Schiffer unbekannt ist, durch öffentliche Bekannt- 
machung in ortsüblicher Weise be^rkt Ist der Empfanger saum^, so 
ist der Schiffer befugt, die Güter unter Benachrichtigung des Empfangers 
in einem öffentlichen Lagerhaus oder sonst in Weherer Weise zu hinter- 
l^en. Natürlich kann der Schiffer, falls er es für zweckdienlich im Interesse 
des Reeders hält, sich auch die Säumnis des Empfangers geMen lassen 
und dementsprechend Liegegeld beanspruchen. Außerdem kann er fiir 
die Tage, um welche durch die Säumnis des Empfangers oder durch 
das Hinterlegungsverfahren die Frist überschritten worden i^, binnen 
welcher das Schiff ordnungsmäßig würde entlöscht worden sein, einen 
die Liegegeldforderung übersteigenden Schaden liquidieren. HGB. § 604. 

Unterbefrachtung. Vorstehende Regeln kommen zur Anwen- 
dung, einerlei^ ob das Schiff von Anfang an auf Stückgüter angelegt 
war, oder ob die Stückgrutbefrachtung von einem Unterverfrachter aus- 
ging. Rechte und Pflichten des Empfangers und sein Verhältnis zum 
Schiffer regelt sich lediglich nach Maßgabe des Konnossements, falls der 
Empfanger nicht etwa Vertreter des Befrachters oder Unterbefrachters 
ist (hierüber vgl. § 170 und 39). Sollte der Reeder, welcher sein Schiff 
im Ganzen verchartert hatte, dessen Rechtslage sich daher nicht nach 
den Regeln der Stückgutbefrachtung sondern nach dem oben in den 
§§ 181 und 182 Ausgeführten bestimmt, durch Konnossements- 
bedingungen beeinträchtigt worden sein, welche der Schiffer mit dem 
Unterverfrachter vereinbart hatte, so hat er, wenn überhaupt, nur einen 
Ersatzanspruch gegen den Unterverfrachter; gegen den Empfanger kann 
er keine Rechte geltend machen, weU für diesen allein das Konnosse- 
ment maßgebend ist HGB. § 605. 

§ 184. Oesamthaftung mehrerer Empfftnger. — Sind mehrere 
Empfanger vorhanden, so entsteht die Frage, ob diese für etwaiges 
Liegegeld in solidum haften oder nicht Über diesen Punkt sind folgende 
vier Entscheidungen ergangen: 

I. ROHG. 15 Nr. 63. Eine Getreideladung war von Kronstadt 
nach Stettin auf zwei Konnossemente verschifft worden. Für beide 
Empfänger wurde gleichzeitig geloscht und beide erhielten den Rest 
ihrer Ladung am fünften Tage nach Ablauf der Löschzeit Der Schiffer 
verlangte für fünf Tage Überliegezeit £ 40 per Tag und zwar von 
beiden Empfängern als Gesamtschuldnern. Das Reichsoberhandelsgericht 
entsprach der Klage und verurteilte beide Empfanger in solidum zur 
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Zahlung von £ 2GO^ weil die Entlöschung sowohl der für den einen 
wie der für den anderen Empfanger bestimmten Ladung fünf Überliege- 
tage in Anspruch genommen hätte. Es gäbe keine gesetzliche Vor- 
schrift, so fiigte das Gericht hinzu, nach welcher der Schiffer verpflichtet 
wäre, Liegegeld von mehreren Empfängern nur nach Verhältnis der von 
jedem von ihnen empfiaingenen Ladung zu beanspruchen; und ebenso- 
wenig wäre eine gesetzliche Bestimmung vorhanden, welche den SchiflEer 
verpflichte, das ganze Liegegeld nur von dem einen oder dem anderen 
Empfanger einzufordern. Wie der Fall zu entscheiden gewesen wäre, 
wenn der eine der bdden Empfanger seine Ladung noch innerhalb der 
Loschzeit erhalten hätte, ließ das Gericht dahingestellt sein. 

2. ROHG. 19 Nr. 84. Ein Schiff kam in Stettin am 15. Juli an. 
Der eine der beiden Empfanger wies einen Löschplatz noch an dem- 
selben Tage an; der andere aber gab seine Antwort auf die Mitteilung 
des Schiffers von der Löschbereitschaft des Schiffes ohne erachtlichen 
Grund erst am Morgen des 16. Juli, so daß an diesem Tage erst um 
II Uhr morgens mit der Löschimg begonnen werden konnte. Die 
Löschung wurde imi 11 Uhr morgens am 21. Juli beendet; der 21. Juli 
war laut Konnossement der erste Überli^etag. Mit Rücksicht darauf, 
daß jeder der beiden Empfanger den Rest seiner Ladung erst gegen 
II Uhr am Morgen des 21. Juli erhalten hatte, entschied das Gericht, 
daß beide Empfanger als Gesamtschuldner zur Zahlung des für den 
einen Tag i^ 21 betragenden Liegegeldes verpflichtet wären. Auf diese 
Weise wurde der nicht säumige Empfanger durch die Säumnis des 
anderen in Mitlddenschaft gezogen. 

3. 90 H. 46 OLG. L Der Dampfer Libelle war gechartert worden 
um eine Getreideladung von Taganrog nach Hamburg zu bringen. Die 
Ladung war auf zwei Konnossemente verschifft und für zwei versclue- 
dene Empfanger bestimmt Jedes Konnossement enthielt den Vermeric: 
„Two days left for discharging; all other conditions as per charterparty". 
Die Charter enthielt die Bestimmung: „10 running days are to be allo- 
wed for loading and unloading and 10 da}^ on demurrage over and 
above the said lay da}^ at 4 d per ton; the master to have an absolute 
Ken on the cargo for freight, deadfreight, demurrage etc.^'. Es wurden 
drd Tage Überliegegeld zu 4 d. per ton per Tag gegen den einen 
Empfanger eingeklagt. Dieser wandte ein: die Verzögerung in der Ent- 
löschung sei lediglich auf ein Verschulden des anderen Empfangers zu- 
rückzufuhren; überdies sei auch die Entlöschung seiner (des Beklagten) 
Ladung bereits am zweiten Überliegetage beendet worden. Das Ober- 
landesgericht entsprach der Klage, indem es hervorhob, daß das 
Konnossement des Beklagten für alle das Liegegeld betreffenden Fragen 
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auf die Charter verwies, daß die Charter das ganze Schiff umfasse, die 
Bestinunungen der Charter sich daher auf die ganze Schiffsladung be- 
zögen; wenn also das Konnossement nur zwei Tage von den stipu- 
lierten zehn Tagen für die Entlöschung der Ladung übrig lasse, so be- 
deute das: zwei Tage zur Entlöschung der ganzen Ladung, und nicht 
etwa je zwei Tage für die für jeden der beiden Emp&nger bestimmte 
Ladung; demgemäß habe der Schiffer ein Pfamdrecht für das ganze 
Liegegeld an der ganzen und an jedem einzelnen Teile der ganzen 
Ladung; dieses Pfandrecht sei überdies ausdrücklich in der Charter 
stipuliert worden; der Beklagte seinerseits könne gegen den anderen 
Empfanger Regreß nehmen, sei es in dem Verhältnis, in welchem die 
Ladungen beider Empfanger zu einander ständen, oder sowdt er beweisen 
könne, daß die Verzögerung in der Entlöschung auf ein Verschulden 
des anderen Empfangers zurückzuführen gewesen seL 

4« 94 H. 43 OLG. IH Auch in diesem Falle war ein Schiff im 
Ganzen verfrachtet und die aus losem Getreide bestehende Ladung auf 
mehrere Konnossemente verschifft worden. Einer der Empfanger nun 
forderte in eigenem Rechte das von ihm bezahlte Liegegeld von einem 
anderen Empfanger zurück, indem er behauptet!^ daß letzteren allein 
die Schuld an der Verzögerung träfe. Beklagter wandte ein: Kläger 
könne nicht in eigenem Rechte klagen, sondern müsse sich die Rechte 
vom Reeder zedieren lassen. Das Oberlande^ericht entsprach der Klage 
und führte aus: in Fällen wie dem vorliegenden bestehe eine Interessen- 
gemeinschaft zwischen den verschiedenen Empfängern, welche jedes 
ihrer Mitglieder dem anderen gegenüber zur Sorgfalt und zum Schadens- 
ersatz im Falle des Verschuldens verpflichte; das Bestehen einer solchen 
Interessengemeinschaft zwischen den verschiedenen Ladungsinteressenten 
habe übrigens einen gesetzlichen Ausdruck in den Bestinunungen über 
die große Haverei gefunden; auch könne hierfür auf HGB. § 563 ver- 
wiesen werden, wonach ein Befrachter, welcher ungesetzliche Grüter ver- 
lade oder sonst sich einer ungesetzlichen Handlung bei der Verschiffung 
schuldig mache, für den daraus entstehenden Schaden nicht mu* dem 
Reeder, sondern auch allen übrigen Ladungsinteressenten gegenüber ver- 
antwortlich sei; der Kläger brauche daher nicht aus zediertem Rechte 
zu klagen. 

Damit wurde implidte eine Gresamthaftung der Empfinger an- 
erkannt; ohne eine solche hätte es einer Zession der Rechte absdten 
des Reeders bedurft 

98 R 31 OLG. I entscheidet einen mit 90 H. 46 gleichliegenden 
Fall mit gleichem Resultat; die Entscheidung basiert jedoch auf der vom 
Handelsgesetzbuch abweichenden Fassung des Binnenschiffahrtsgesetzes* 
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Konnte mit 94 H. 43 eine Gemeinschaft der Ladungsinteressenten 
in dem Sinne konstruiert werden, daä dem Reeder gegenüber Solidar- 
baft, innerhalb der Gemeinschaft aber Haftung nach dem Anteile der 
Ladimg oder deni Grade des Verschuldens bestände, so wäre die Frage 
gdöst Eine solche Konstruktion wird aber durch keine gesetzliche 
Bestinunung unterstützt oder gerechtfertigt Das Institut der grofien 
Haverei ist ein zu dgenardges Gebilde, als daß von ihm auf andere 
Falle exemplifiäert werden konnte, wenn dies das Gesetz nicht aus- 
drücklich erlaubte; und HGB. § 563 sagt nichts weiter, als dafi zahlen 
mufi wer Schaden tut 

Unrichtig erscheint uns ebenfalls 90 H. 46. Denkbar ist allerdings, 
daß durch eine Konnossementsklausel ein Empfanger für das Ver- 
sdiulden des anderen haftbar gemacht wird, und diese Haftung wird 
wirksam, sobald der Empfanger die Ladung auf Grund des Konnosse- 
ments in Empfang ninmit Davon ist hier aber nicht die Rede. Mag 
auch zwischen Befrachter und Reeder nur ein Kontrakt (die Charter) 
imd nur eine Ladung existieren, so teilen sich doch die Rechte und 
Pflichten des Schiffers (und Reeders) sogleich und in so viele Teile, als 
verschiedene Konnossemente über die Ladung gezeichnet werden. Nimmt 
ein Konnossement auf die Charter Bezug und die Charter enthält die 
Bestimmung, daß der Schiffer für Fracht, Liegegeld usw. ein P£uidrecht 
an der ganzen Ladung haben solle, so muß diese Bestimmung so ge- 
lesen werden, als ob sie im Konnossement selbst stände (v|^ oben 
§ 169): dann aber bedeutet die „ganze'' Ladung nur die auf das 
Konnossement hin verschiffe Ladung und nicht die Charterladung, und 
die Ausdrücke „Fracht, Liegegeld usw/' können sich nur auf die 
Konnossementsfracht beziehen und auf die bei der Entlöschung der 
betreffenden Konnossementsladung etwa entstehende Lieg^ddforderung. 

G^en die Entscheidung in ROHG. 19 Nr. 84 spricht der Um- 
stand, daß das Gericht die Frage, ob die Verzögerung der Entlöschung 
auf das Verschulden eines der Empfanger zurückzuführen war, gar nicht 
in Erwägung gezogen hat 

Zuzustimmen ist dagegen der Entscheidung in ROHG. 15 Nr. 63, 
welche mehrere Empfanger für solidarisch haftbar erklärt in einem FaUe, 
wo die Entlöschung ihrer verschiedenen Ladungen, ohne daß ein Ver- 
schulden behauptet wurde, gldchzeitig und zwar am zweiten Überliege- 
tage beendet wurde und jedes Konnossement die Höhe des Liegegeldes 
nach dem Raumgehalt des ganzen Schiffes bestimmte. Diese Ent- 
scheidung ergibt sich auch aus § 421 BGB., welcher lautet: „Schulden 
mehrere eine Leistung in der Weise, daß jeder die ganze Leistung zu 
bewirken verpflichtet, der Gläubiger aber die Leistung nur einmal zu 
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fordern berechtigt ist (Gesamtschuldner), so kann der Glaubiger die 
Leistung nach seinem Belieben von jedem Schuldner ganz oder zu einem 
Teile fordern. Bis zur Bewirkung der ganzen Leistung bleiben samt- 
liche Schuldner verpflichtet" Für den einzelnen Empfanger ist das 
allerdings sehr hart; denn er bezahlt auf diese Weise ebensoviel Li^e- 
geld, als wie wenn das Schiff allein mit seiner Ladung befrachtet ge- 
wesen wäre. Auf der anderen Stite kann man aber auch nicht von 
einem Reeder verlangen, daß er in einem Konnossement die Hohe des 
Liegegeldes bestimmt nach dem Verhältnis, in welchem die auf dieses 
Konnossement verschiffte Ladung zu der ganzen Ladung steht; denn 
die Entlöschung auch des kleinsten Teiles einer Ladung verursacht einen 
Aufenthalt des ganzen Schiffes; dem Reeder würde also die Inanspruch- 
nahme seines ganzen Schiffes nur unvollkommen entgolten werden« In 
dem vorliegenden FaDe der gleichzeitigen Beendigung der Entlöschung 
kann also der Schiffer gegen einen Empfanger auf das ganze Liege- 
geld Klage erheben; eine gesetzliche Vorschrift, nach welcher anteil- 
mäßige Haftung nach Analogie der großen Haverei anzutreten hätte, 
gibt es nicht. 

Aus denselben Grründen tritt in gleichliegenden Fällen Solidarhait 
ein, auch wenn die Hohe des Liegegeldes vertraglich nicht fixiert sein 
soUte. Denn die Entlöschung des einen Teiles einer Gesamtladung ver- 
ursacht nicht minder als die Entlöschung des anderen Teiles einer im 
Schiff befindlichen Ladung einen Aufenthalt des ganzen Schiffes. 

Anders liegt die Sache aber, wenn die Verzögerung in der Ent- 
löschung auf das Verschulden eines von mehreren Empfängern zurück- 
zufuhren ist. Allerdings setzt prinzipiell ein Liegegeldanspruch nicht an 
Verschulden desjenigen voraus, gegen welchen der Anspruch erhoben 
wird; so muß der Empfanger Liegegeld bezahlen, wenn er durch Zu- 
fall verhindert wurde, seine Ladung von Schiffs Seite abzunehmen oder 
wenn es unmöglich war, jede Art von Ladung von Schiffs Seite abzu- 
nehmen. Auf der anderen Seite kann der Schiffer aber Liegegeld nicht 
beanspruchen, wenn er daran verhindert worden ist, die Ladung schifl^ 
sdtig anzubieten. Daraus geht hervor, daß, damit ein Empfanger schuldig 
werde Liegegeld zu bezahlen, er (durch Zufall oder Verschulden) hat ver- 
hindert sein müssen, seine Pflicht zu erfüllen. Hat er Leichter längsseit 
geschickt oder war er bereit und imstande, dies zu tun, wurde daran 
aber durch einen nicht in seiner Person liegenden Zufall verhindert, so 
hat er das zur Bewirkung der ihm obliegenden Leistung Erforderliche 
getan. Konnte dann mit der Entlöschung seiner Ladung nicht begonnen 
werden, weil z. B. der Schiffer durch Schuld eines anderen Empfangers 
einen Löschplatz noch nicht hatte aufsuchen können (vgl. den Fall in 
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ROHG. 19 Nr. 84), so ist das für den ersten Empfänger ein das Schiff 
treffender Zufadl, fiir welchen er in keiner Weise aufzukonunen hat 
§ 421 BGB. findet nicht Anwendung, weil die Empfanger nicht gleich- 
maßig an der Erfüllung der jedem von ihnen obliegenden Leistungen 
verhindert worden sind; die Empfanger sind nur insoweit dem Schiffer 
gegenüber solidarisch verantwortlich, als, sei es durch Zufall oder durch 
das Verschulden eines unter ihnen, die Empfanger zeitweilig an der Er- 
füllung ihrer Leistungen verhindert waren. Solidarhaft tritt aber nicht 
ein, wenn das Schiff durch das Verschulden eines Empfangers verhin- 
dert wird, die von einem nicht säumigen Empfanger angebotene Leistung 
sofort durch Bewirkung der Gegenleistung (d. h. des Überbordschaffens 
der Ladui^) zu akzeptieren. 

Die von uns bekämpfte Ansicht läuft im praktischen Resultate auf 
eine Bürgschaftsleistung des einen Empfangers für die anderen ihm gänz- 
lich unbekannten Empfanger hinaus. Die von uns vertretene Ansicht 
hat außer Rechtsgründen auch Billigkeitsgründe für sich; denn dem 
Schiffer ist es ein leichtes, seinem Li^^eldanspruch durch Geltend- 
machung seines Pfandrechtes Wirkung zu geben; dieses Hilfsmittels aber 
entbehrt der Empfanger, welcher für zu viel bezahltes Liegegeld sich 
an dem säumigen Empfanger zu erholen versucht 

Das Resultat ist demnach folgendes: Jeder Empfanger hat, falls 
nichts anderes vereinbart worden ist, Liegegeld für das ganze Schiff und 
für jeden Überliegetag zu zahlen, während welches seine Grüter entlöscht 
worden sind. Dagegen hat er kein Lieg^dd zu zahlen für diejenigen 
Überliegetage, welche dem Schiffe durch die Schuld eines anderen 
Empfangers erwachsen sind oder welche auf den Tag folgen, an welchem 
die Entlöschung seiner Grüter beendet worden ist Hat in dieser Weise 
einer von mehreren Empfangern Liegegeld für das ganze Schiff bezahlen 
müssen, so kann er sich an denjenigen Empfängern, welche für dieselbe 
Zeit liegegeldpflichtig geworden sind, nach Maßgabe § 426 BGB. er- 
holen. Nach § 426 BGB. haften Gesamtschuldner im Verhältnis zu- 
einander nach gleichen Anteilen, falls nichts anderes bestimmt ist Hier 
aber wird man sagen dürfen, daß gerade das Verhältnis, in welchem 
die Emp&iger zueinander stehen, eine andere VerteUung gebietet: näm- 
lich eine Verteilung nach dem Verhältnisse, in welchem die Ladung 
jedes einzelnen Empfangers zur Gesamtladung steht 

§ 186. fiftftang des Empfibi^rs fttr am Abladeplätze ent- 
standenes Liegegeld. — Hat das Schiff im Abladehafen über die Lade- 
zeit hinaus warten müssen, so fragt es sich, ob der Empfanger ver-* 
pflichtet ist, das im Abladehafen erwachsene Liegegeld zu bezahlen. Die 
Frage ist unbedenklich zu bejahen, wenn der Empfanger Vertreter des 
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Befrachters ist und als solcher die Güter in Empfang nimmt 89 H. 
119 OLG. L Die Frage ist unbedenklich zu verneinen, wenn dies nicht 
der Fall ist, die Empfangnahme vielmehr lediglich auf Grund des Kon- 
nossements geschieht und das Konnossement keinen Vermerk über die 
Vereinbarung dner Überliegezeit enthält 94 H. 52 OLG. ÜL 

Enthält das Konnossement aber einen solchen Vermerk — sei es 
ausdrücklich, sei es durch Verweisung auf die Charter — , so hat der 
Schifier ein Pfandrecht an der Ladung auch gegenüber dem Empfanger 
wegen des im Abladehafen erwachsenen Liegegeldes. Wenn das OLG- 
in 86 H. 23 ausfuhrt, daö ein solcher Vermerk nur Bezug \^aben könne 
auf das etwa im Bestimmungshafen entstehende IJ^^eld, so ist dies 
nicht zutreffend. Ist eine Überliegezeit nicht vereinbart, so darf der 
Schiffer nach Ablauf der Ladezeit die Reise antreten und nach Ablauf 
der Löschzeit die Güter hinterlegen. Ist aber eine Überii^fczeit ver- 
einbart, so bedeutet das nichts wdter als ein Hinausschieben beider 
genannten Daten: des Tages des Antrittes der Reise und des Tages der 
Hinterlegung. Ablader sowohl wie Empfanger haben das Recht, die 
ganze vereinbarte Lade-, Lösch- und Überliegezeit auszunützen; ob die 
Beladung oder Entlöschung schneller hätte bewirkt werden können, ob 
die Verzögerung verschuldet war oder nicht, ist gleichgültig. Der 
Schiffer hat lediglich einen Anspruch auf einen „Liegegeld^ genannten 
Frachtzuschlag. Die Fracht wird geschuldet für die 2^t der Reise und 
die Lade- und die Löschzeit, der Frachtzuschlag für die vertinbarten 
Extratäge^ während welcher der Schiffer verpflichtet ist, das Schiff dem 
Ablader resp. Empfanger zur Verfügung zu halten, falls diese die ganze 
ihnen eingeräumte Zeit ausnützen wollen. Einen Unterschied zwischen der 
Fracht und dieser Extrafracht gibt es nicht; der Empfanger hat die 
eine so gut wie die andere zu bezahlen, vorausgesetzt, daS er seinem 
Konnossement überhaupt entnehmen kann, daß eine Überliegezeit ver- 
einbart worden ist Hierzu genügt aber die Klausd: „freight and other 
conditions as per charterparty", und die Vereinbarung einer Überliege- 
zeit in der Charter. 

Der Empfanger ist aber nicht verpflichtet, dem Reeder den Schaden 
zu ersetzen, welcher ihm dadurch entstanden ist, daS das Schiff im 
Abladehafen über die vereinbarte Überliegezeit hinaus hat warten müssen 
resp. gewartet hat, wenn nicht etwa ausdrücklich im Konnossemente 
bestimmt worden ist, daß dem Schiffer dn Pfandrecht an den Grütem 
auch wegen dieses Anspruches zustehen soll. 

In RG. 64 Nr. 18 enthielt das Konnossement die Klausd: «im 
übrigen nach den Klauseln und Bedingungen der Chartepartie*. Die 
Charter aber gewährte ausdrücklich dem Schiffer dn Pfandrecht für die 
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Zahlung of all freight demurrage and all other charges whatsoeven 
Der Empfänger wurde in allen drei Instanzen zur Zahlung des am 
Abladeplatze entstandenen Liegegeldes verurteilt 

Verschiedenes. 

§ 186. Kosten der Loselrnng. — ^Sofern nicht durch^ Vertrags 
oder durch die ortlichen Verordnungen desT-oschungshafens und in 
"deren Ermangelung durch einen daselbst bestehenden Ortsgebrauch ein 
auJeies bestimmt ist, werden die Kosten der Ausladung aus dem Schiffe 
vofi^dem Verfrachter, afle übrigen Kosten der Löschung von dem 
Ladungsempfanger getragen« HGB. § 593. „Ausladung aus dem Schiffe'S 
d. h. die Beförderung der Güter aus dem Schif&raum bis an den Schiffs- 
rand, wo sie das Schiff verlassen« Das sog. Kastengeld ist daher zu 
Lasten des Schiffes: dies ist eine Extravergütung, welche den Stauern 
bei der Entlöschung von losem Getreide dafiir bewUligt wird, dafi sie 
das Getreide aus dem Schiffsräume herauf höher als andere Ladung 
winden, damit es, bevor es das Schiff verlaßt, in Kasten, welche auf 
einer Wagschale am Rande des Schiffes stehen, entleert und erst aus 
diesen Kasten in die Schuten oder Leichter der Empfanger geschüttet 
wird. 88 H. 66 OLG. L 

. Für die ^ch an den § 593 knüpfenden Fragen vgl. die Ausführungen 
oben im § 21 zu dem korrespondierenden § 561 HGB., in welchem die 
Ladungskosten in glticher Weise verteUt werden. Eine Frage jedoch 
steht in spezieller Beziehung zu den Vorgängen im Löschungshafen, 
nämlich die: wer hat die Kosten einer Verwiegung der Ladung zu tragen? 
Hierüber sind widerstreitende Entscheidungen ergangen. 

Wiegekosten. Kein Streit herrscht darüber, daß mit den „Kosten 
der Ausladung aus dem Schiffe'* im § 593 lediglich die Kosten gemeint 
sind, welche dadurch entstehen, daß die Ladung aus dem Schiffsräume 
bis an denjenigen Punkt befordert wird, wo sie das Schiff verläßt; bis 
dahin hat das Schiff die Kosten zu tragen, von da ab aber der 
Empfanger. Das OLG. n entschied nun in 88 H. 89, daß die Wiege- 
kosten, da sie zu den Kosten der Ausladung aus dem Schiffe nicht ge- 
hören könnten, von dem Empfanger zu tragen seien, da dieser nach 
§ 593 alle übrigen Kosten der Löschung zu bezahlen habe. Eine Ent- 
scheidung desselben Senates vom Jahre 1899 (99 H. 114 OLG. II) ver- 
warf diese Ansicht — unserer Meinung nach mit Recht — aus folgenden 
Ghründen: ebenso wie die Kosten der Ausladung aus dem Schiffe sich 
nur auf die Beförderung der Ladung aus dem Schiffsräume bis an den 
Schifisrand bezögen, so seien imter den «übrigen Kosten* der Ent- 
löschung auch lediglich Kosten verstanden, welche mit der Entlöschung 
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ails solcher, d. h. mit der Beförderung der Ladung vom Schif!srande 
Ijis an ihren einstweiligen Aufbewahrungsort verbunden wären; eine 
Verwiegung der Güter hätte damit nichts zu tun; der § 593 bestimme 
daher nichts über die Wiegekosten; wer diese zu tragen habe, sei nach 
den Umständen des einzelnen Falles zu entscheiden. Dieser Ansicht 
schloß sich auch das OLG. V in 06 H. 33 an. 

Werden die Grüter gewogen, um in Gremäßheit HGB. §§ 608 — 610 
eine Beschädigung oder einen teilweisen Verlust festzustellen (vgl oben 
§ 176), so hat derjenige die Kosten zu tragen, auf dessen Veranlassung 
die Verwiegung geschah — es sei denn, daß ein Verlust oder eine Be- 
schädigung konstatiert wird, für welche der Reeder au&ukommen hat: 
in diesem Falle hat das Schiff die Kosten zu zahlen. 

Ist ein reines Konnossement angestellt und sind die Grüter nach 
dem im Konnossement angegebenen Gewicht auszuliefern, so hat das 
Schiff die Kosten zu tragen, falls der Schiffer, um seiner konnossements- 
mäßigen Verpflichtung zu genügen, eine Verwiq^ng der Güter vor- 
ninunt Die Klausel «Gewicht unbekannt* ändert hieran nichts, weil 
diese Klausel sich nur auf das Empfangsbekenntnis bezieht und nichts 
mit der Frachtzahlung zu tun hat Vgl oben § 177 a. E. 

Ebenso muß entschieden werden, wenn Fracht nach au^eUefertem 
Gewicht zu bezahlen ist. Dem Empfanger können die Kosten nicht auf- 
gebürdet werden, wenn der Schiffer, um seine Frachtforderung formu- 
lieren zu können, eine Verwiegung der Ladung vornimmt 88 H. 66 
OLG. I, 99 H. 114 OLG. n, ROHG. i Nr. 60, Bf. IV 529/05 OLG. IV. 

Aus denselben Grründen müssen die Wiegekosten dem Schiffe be- 
lastet werden, wenn eine Bulk-Ladung auf mehrere Konnossemente ver- 
schifft ist und der Schiffer eine Verwiegung veranlaßt, um jedem ein- 
zelnen Empfänger den ihm zukommenden Teil der Gesamtladung aus- 
händigen zu können. 99 H. 1 14 OLG. 11. 

Zieht aber in den letztgenannten Fällen der Schiffer es vor, die 
Ladung ohne Verwi^^ng auszuliefern, sei es, weil er sicher ist, das 
richtige Gewicht auszuliefern oder weil er die Chance laufen will, ein 
unrichtiges Gewicht au^eliefert zu haben, so kann ihn der Emp&nger 
natürlich nicht zu einer Verwiegung der Ladung zwingen. Nimmt 
solchenfalls der Empfanger selbst die Verwi^^ng vor, so hat er auch 
die Kosten zu tragen. 06 H. 33 OLG. V. 

Ist Fracht im Bausch und Bogen bedungen oder soll Fracht nach 
abgeladenem Gewicht bezahlt werden, so liegt für den Schiffer kdn 
Grund vor, im Bestimmungshafen die Ladung zu wiegen. Tut er es 
doch auf Verlangen des Empfangers, so kann er die Kosten vom 
Empfanger ersetzt verlangen. 01 H. 56 OLG. I und 130 RG. 
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Kaplaken usw. Außer der Fracht, etwaigem Liegegeld und den 
Kosten der Entlöschung hat der Empfanger Kaplaken, Prämien u. dgl 
nur dann zu zahlen, falls solches vereinbart ist HGB. §621 Abs. i. 
Kaplaken und Prämien sind besondere, dem Schiffer zu leistende Ver- 
gütungen für eine glücklich vollendete Reise. 

§ 187. Zahlung der Fracht — Durch die Annahme der Güter 
wird der Empfanger verpflichtet, die I^racht nebst allen Nebengebühren, 
sowie das etwaige Liegegeld zu bezahlen, die ausgelegten Zölle und 
übrigen Auslagen zu erstatten und die ihm sonst obliegenden Ver- 
pflichtungen zu erfüllen. Der Verfrachter hat die Grüter g^^n Zahlung 
der Fracht und gegen Erfüllung der übrigen Verpflichtungen des 
Empfangers auszuliefern. HGB. §614. Der Empfanger braucht die 
Fracht u. w. d. a. nicht zu bezahlen, bevor er die Grüter erhalten hat — 
der Schiffer braucht aber auch nicht auszuliefern, bevor er die Fracht 
u. w. d. a. eiiiahen hat Die Fracht kann nicht gefordert werden, bevor 
die Loschung vollständig bewirkt ist Denn wie das OLG. VI in 
B£ VI 63/07 ausführt, ist eine allmähliche Auslieferung des Frachtgutes 
nach Sicherstellung der Fracht oder g^en allmähliche Zahlung derselben 
dem Gesetze unbekannt Es müßte daher gegebenenfalls der Schiffer 
die Entlöschung auf neutralem Boden bewirken und dann die Aus- 
lieferung des gesamten Quantums gegen Bezahlung der Fracht bewerkr 
stelligen. Diese Aufgabe aber sei, wie das Oberlandesgericht d>en- 
dasdbst ausführt, unlösbar, wenn z. B. der Schiffer ins Seeschiff oder 
sonstige Fahrzeuge zu entlöschen habe; eine solche Löschung sei natur- 
gemäß nur sukzessive zu bewerkstelligen, und der Schiffer habe keine 
Möglichkeit, das entlöschte TeUquantum auf neutralem Boden zu lagern, 
um die Besitzergreifung abseiten des Empfangers zu hindern. Bf VI 63/07. 

Abstempelung des Konnossementes. Bd gegenseitigem Mißr 
trauen können daher Schwierigkeiten entstehen, da keiner zur Vorleistung 
verpflichtet ist Um solches zu vermeiden, ist es in Hamburg üblich 
geworden, vor Präsentation des Konnossementes dasselbe durch den 
Schiffsmakler abstempeln zu lassen. 84 H. 36 OLG. Die rechtliche 
Bedeutung dieses Vorganges ist folgende. Wer das Konnossement dem 
Schiffsmakler zur Abstempelung einsendet, bekundet hiermit, daß er 
bereit ist, die Güter in Empfang zu nehmen; durch diese Erklärung 
verpflichtet er sich aber auch, die Fracht u. w. d. a. zu bezahlen. Er haftet 
dem Schiffsmakler persönlich für die Fracht, auch wenn er das ab- 
gestempelte Konnossement weiter indossieren würde und nicht er, son- 
dern dn Nachmann die Güter tatsächlich in Empfang nähme. 88 H. 20 
OLG. I, 88 H. 56 OLG. m, 84 H. 9 OLG. Auf der anderen Seite be- 
deutet aber auch die Abstempelung des Konnossementes durch den 
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Schiffsmakler eine Anweisung an den Schiffer, die Güter ohne Zahlung 
der Fracht u. w. d. a. auszuliefern. Vgl aufier den zitierten Entscheidungen 
auch 98 tt 7 RG. 

Der Schiffsmakler, wdcher die Fracht einkassiert, tut dies in Ver- 
tretung des Reeders als Substitut des Schiffers. RG. 58 Nr. 37. 

Der Betrag ist streitig. Im Falle des Streites über die Forde- 
rungen des Verfrachters ist dieser zur Auslieferung der Güter ver- 
pflichtet, sobald die streitige Summe hinteriegt ist Nach der Ab- 
lieferung der Güter ist der Verfrachter zur Erhebung der hinteriegtcn 
Summe gegen angemessene Sicherheitsldstung berechtigt HGB. 
§ 624. 

Wer ist zahlungspflichtig? Durch die Auslieferung der Güter 
an den Empfanger wird der Befrachter in demselben Um£uige, in 
welchem nunmehr der Empfanger verpflichtet ist, die Fracht und was 
dem anhängt zu bezahlen, von seiner Verpflichtung, diese Beträge zu 
entrichten, befreit Wenn z. B. die Empfangnahme auf Grund eines 
Konnossementes geschieht und der Empfanger hat laut Konnossement 
weniger zu zahlen, als sich der Reeder in der mit dem Befrachter ab- 
geschlossenen Chartepartie ausbedungen hat, so bleibt der Befrachter 
für die Differenz haftbar: die Konnossementsfracht z. B. betragt weniger 
als die Charterfracht, oder das Konnossement enthält gar keine Be- 
stinmiung über die Fracht, so dafi der Empfanger überhaupt keine 
Fracht zu zahlen hat, oder der Empfanger haftet nicht für das im Ab- 
ladehafen erwachsene Liegegeld. Soweit der Empfanger aber ver- 
pflichtet ist, ist der Befrachter befrdt Liefert daher der Schiffer die 
Güter an den Empfanger aus, ohne die von diesem geschuldete Fradit 
einzukassieren, und gerät der Empfanger später in Konkurs, so kann 
sich der Reeder nicht an dem Befrachter erholen. Der Schiffer hätte 
ja von dem ihm wegen der Fracht an der Ladung zustehenden P£md- 
recht Gebrauch machen können. 

In einem Falle ist jedoch ein Rückgriff des Reeders auf den Be- 
frachter zugelassen: dann nämlich und insoweit, als sich der Befrachter 
auf Kosten des Reeders bereichern würde. Dies li^ inuner dann vor, 
wenn der Befrachter in Gemäßheit des zwischen ihm und dem 
Empfanger bestehenden Rechtsverhältnisses verpflichtet ist, dem 
Empfanger dasjenige ganz oder zum Teil zu vergüten, was der 
Empfänger dem Reeder zu zahlen hat. 91 H. 31 OLG. L Der typische 
Fall ist der, daß der Befrachter verpflichtet ist, dem Empfanger die 
von diesem an den Reeder bezahlte Fracht zu vergüten. ROHG. 21 
Nr. 140. Würde in einem solchen Falle der Empfanger dem Reeder 
keine Fracht bezahlen, so brauchte auch der Befrachter dem Empfanger 
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die Fracht nicht zu vergüten: der Befrachter würde sich also auf Kosten 
des Reeders bereichern. HGB. § 635. 

Verpflichtung des Befrachters. Solange aber die Güter nicht 
ausgeliefert sind, bleibt der Befrachter zur Frachtzahlung verpflichtet; 
so z. B. weil eine AusUeferung nicht stattgefunden hat, da der Empfanger 
dem Schiffer unbekannt war oder die Annahme verweigerte oder ver- 
zögerte oder da sich mehrere legitimierte Konnossementsinhaber präsen- 
tiert haben. Wenn dann kein Empfanger durch Übernahme der Güter 
dem Befrachter die Frachtzahlungspflicht abnimmt, so kann der Schifier 
von dem Befrachter verlangen, dafi dieser gegen Abnahme der Güter 
ihm die Fracht nach Maßgabe des Frachtvertrages bezahlt Der Schiffer 
kann aber auch von seinem Pfandrechte Gebrauch machen und sich 
durch den Ffandverkauf der Güter für seine Forderungen befriedigen. 
Im Interesse des Befrachters ist er verpflichtet dies zu tun, falls die 
Güter leicht verderblicher Art sind und daher bei einer längeren Auf- 
lagerung Schaden erleiden würden. Handelt es sich jedoch nicht um 
leicht verderbliche Ware, so ist der Schiffer nicht verpflichtet, zum 
P£auidverkaufe zu schreiten, auch nicht, wenn der Befrachter es ver- 
langen sollte; er kann vielmehr^ wenn es ihm beliebt, die Güter hinter- 
l^en und die Fracht und was dem anhängt von dem Befrachter ein- 
ziehen. 85 H. 78 OLG. 

Nimmt der Empfanger nur einen Teil der Grüter ab, so ist der 
Befrachter verpflichtet, für den nicht abgenommenen Teil die Fracht 
samt Nebengebühren zu bezahlen. Hat der Schiffer von seinem Pfiauid- 
rechte Gebrauch gemacht und die Güter zur Deckung der Fracht ver- 
kauft, so bleibt der Befrachter insoweit verhaftet, als der Verkaufserlos 
hinter den geschuldeten Beträgen zurückbleibt HGB. §§ 626, 627. 

Verjährung. Der Anspruch auf 2^1ung der Fracht nebst allen 
Nebengebühren, des etwaigen Liegegeldes, der ausgelegten Zolle und 
der übrigen auf die Ladung gemachten Auslagen verjährt in zwei Jahren; 
die Verjährung beginnt mit dem Schlüsse des Jahres, in welchem der 
Anspruch fällig wurde. BGB. §§ 196 Nr. 3, 201. Wenn § 196 Nr. 3 
nur von Forderungen des Schiffers spricht, so ist zu berücksichtigen, 
dafi der Schiffer als Schiffer nie einen Anspruch auf Fracht hat; die 
Frachtforderung macht ein Schifier stets als Vertreter des Reeders, 
seines Prinzipales, geltend. , , Forderung des Schiffers wegen der Fracht* 
]cann also nur bedeuten die Frachtforderung, welche der Schiffer in Ver- 
tretung des Reeders geltend macht Daß der Anspruch auf Lieg^eld 
als auf eine Extrafracht derselben Verjährung unterliegt, braucht kaum 
hervorgehoben zu werden. Die Nebengebühren der Fracht sind nüt 
dieser rechtlich identisch. Die Auslagen sind speziell in § 196 Nr. 3 aufjg^efuhrt 
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§ 188. UnterTOrfraelltllllg. — Ist G^^nteiliges nicht vereinbart 
worden, so darf der Befrachter das von ihm befrachtete Schiff oder 
Teile desselben weiter befrachten (unterverfrachten), vorausgesetzt, daß 
dadurch die dem Reeder in der Chartepartie eingeräumten Rechte nidit 
beeinträchtigt werden. Dabei mufi aber berüdcsichtigt werden, daß der 
Reeder für die Handlungen des Schiffers, welche innerhalb der gesetz- 
lichen Befugnisse desselben liegen, einzustehen hat, und daß es inner- 
halb der gesetzlichen Befugnisse eines Schiffers liegt^ Konnossemente 
zu zeichnen. Nimmt daher der Schiffer Güter zur Beförderung an und 
stellt über dieselben Konnossemente aus, deren Inhalt eine Beeinträch- 
tigung der dem Reeder in der Charter eingeräumten Rechte bedeutet, 
so ist der Reeder gegenüber dem Empfanger an den Konnossements- 
inhalt gebunden. Für den ihm daraus entstehenden Schaden kann er 
sich aber an dem Befrachter, mit welchem er den Frachtvertrag ge- 
schlossen hat, erholen. 

Verantwortlichkeit des Reeders. Durch die Übernahme von 
Gütern zur Beförderung und durch die Ausstellung eines Konnosse- 
mentes verpflichtet sich der Schiffer (und durch den Schiffer auch der 
Reeder) dem Unterbefrachter g^enüber, den Transport nach Mafigabe 
des Konnossementes auszuführen. Werden Konnossemente nicht ge- 
zeichnet, so geschieht der Transport, soweit Rechte und Pflichten des 
Schiffers und Reeders in Betracht kommen, auf Grundlage des zwischen 
Reeder und Hauptbefrachter geschlossenen Frachtvertrages. Soweit der 
Schiffer den Transport übernommen hat, zessiert die Haftung des Be- 
frachters aus dem Unterfrachtverträge; der Reeder haftet allein dem 
Unterbefrachter gegenüber, welcher in besagtem Umfange Ansprüche 
nunmehr nur gegen den Reeder und nicht gegen den Befrachter hat 
(z. B. aus ordnungswidriger Stauung). 05 H.28 RG., HGB. §662 Abs. i. 
In diesem Umfange sind die rechtlichen Beziehungen, welche sich aus 
dem Unterfrachtverträge für das Verhältnis zwischen Befrachter und 
Unterbefrachter ergeben, ersetzt worden durch die rechtlichen Be- 
ziehungen, welche zwischen Reeder und Unterbefrachter zur Entstehung 
gelangt sind; insoweit kann daher der Reeder als Vertreter des Be- 
frachters bezeichnet werden. RG. 20 Nr. 15. Andererseits ergibt sich 
aber auch daraus, daß der Reeder und nicht der Befrachter einen 
Frachtanspruch gegen den Empfanger hat, welcher die Güter auf 
Grrund eines Konnossementes in Empfang nimmt. Bf. V 352/05 OLG. V. 

Vorstehende Regeln finden auch Anwendung, wenn ein Schiff 
einem Dritten zur Beförderung von Reisenden verfrachtet wird, sei es 
im ganzen oder zu einem Teile oder dergestalt, daß eine bestimmte 
Zahl von Reisenden befordert werden solL HGB. § 676. 
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Verantwortlichkeit des Befrachters (Unterverfrachters). 
Der Befrachter aber bleibt haftbar, soweit ihm der Reeder durch die 
Übernahme des Transportes nicht die Verantwortlichkeit abgenommen 
hat Der Befrachter erscheint anderen Personen gegenüber, als dem 
Reeder, als Verfrachter. Auf ihn als Verfrachter finden die für die 
Beschrankung der Reederhaftung geltenden Grundsätze (vgl oben 
§§ 64 ff.) gleichermaßen Anwendung. Seine Haftung ist daher auf eine 
dem Werte von Schiff und Fracht gleichkommende Summe beschränkt 
in allen Fällen, in wdchen diese Beschränkung eingetreten wäre^ falls 
er als Reeder das Schiff nach Maßgabe des Unterfrachtvertrages ver- 
chartert hätte. Andererseits wäre er persönlich unbeschränkt haftbar 
für Schäden, welche auf die Seeuntüchtigkeit des Schiffes (HGB. § 559) 
oder auf sein eigenes Verschulden zurückzuführen sind, oder wenn er 
die Erfüllung eines Vertrages besonders gewährleistet hat (HGB. § 486 
Abs. 2). HGB. § 662 Abs. 2. 

Fracht Die Fracht von den Empfängern einzukassieren ist Auf* 
gäbe des Schiffers. Ist die Konnossementsfracht hoher als die Charter- 
fracht, so muß er den Überschuß dem Befrachter auskehren. Ob aber 
ohne besondere Vereinbarung der Befrachter für seinen Anspruch auf 
Auskehrung des Überschusses ein Pfandrecht an Schiff und Fracht 
hat, dürfte zweifelhaft sein. Denn zwischen Reeder und Befrachter 
gilt lediglich der Hauptfrachtvertrag; und wenn auch der Reeder durch 
Übernahme des Transportes in den Unterfrachtvertrag eintritt, so ist 
dies rechtlich bedeutsam doch nur gegenüber dem Empfanger und 
dritten Personen, mit denen der Schiffer in Ausführung des Transportes 
in rechtliche Beziehungen tritt; an dem zwischen Reeder und Befrachter 
bestehenden Verhältnisse wird dadurch nichts geändert 

Geht durch einen Unfall Ladung und demgemäß auch Fracht ver- 
loren, so entsteht die Frage 

a) Ist der Schiffer berechtigt, die ganze Charterfracht einzubehalten 
resp. hat der Reeder, falls infolge des Unfalles die Konnosse- 
mentsfracht kleiner geworden ist als die Charterfracht, einen 
Anspruch auf die Differenz g^en den Befrachter oder 

b) Partizipiert der Reeder an dem Frachtrisiko des Befrachters in 
dem Verhältnis der Charter- zur vereinbarten Konnossements- 
fracht? 

Die Antwort ergibt sich aus der oben § 180 a. E. gemachten 
Unterscheidung. Nähert sich der Hauptfrachtvertrag einer Miete des 
Schiffes, so stehen die Unfälle der Reise im Risiko des Befrachters 
allein, ebenso wie wenn der Befrachter ein Ausrüster wäre. Bedeutet 
der Vertrag aber eine gemeinschafdiche maritime Ausnützung des 

Sieveking, Seerecht. 23 
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Schiffes — einerlei, ob die Charterfracht die Gestalt einer Reise- oder 
einer Zeitfracht hat — , so daß es nur dem Befrachter überlassen ist, 
wenn er will durch Unterverfrachtung das Sdüff noch mehr zu sdnem 
Vorteile auszubeuten, hat also der Reeder sein Schiff für die vom Be- 
frachter sei es mit eigenen Gütern oder mit Gütern von Unterbe&achtem 
auszuführende Reise verfrachtet, so nimmt er Teil an den Unfällen der 
Reise. Nur müssen, falls Unfälle den Reeder und den Befrachter in 
demselben Verhältnisse treffen sollen, in welchem die Konnossements- zur 
Charterfracht steht, Charter- und Konnossementsfracht denselben Trans- 
port, denselben Risiko treffen. Beträgt z. B. bei einem Transport von 
Gütern von einem Hafen zum anderen die Charterfracht looo M. und 
die Konnossementsfracht I200 M., so verdienen, wenn die Hälfte der 
Güter durch einen Unfiadl verloren geht, der Reeder 500 M. und der 
Be&achter 100 M. Stellt aber die Differenz von 200 M. Fracht dar, 
welche der Befrachter einem Dritten dafür schuldet, daä die Güter vom 
Inlande nach dem Abladehafen transportiert wurden, so verdient der 
Reeder nichtsdestoweniger 500 M., der Befrachter aber nichts, weil er 
die ihm verbleibenden 100 M. dem inländischen Transportfuhrer aus- 
händigen muß. Vgl. 96 R 44 a. £. OLG. L 

Von dem Falle der Unterverfrachtung ist der Fall des Ausrüsters 
(vgl oben § 7) wohl zu unterscheiden. 

Bodmerei. 

§ 189. Bodmerei — Fälligkeit. Die Bodmereischuld ist, sofern 
nicht in dem Bödmereibriefe selbst eine andere Bestimmung getroffen 
ist, am achten Tage nach der Ankunft des Schiffes im Bestinmiungs- 
hafen zu zahlen. Über den Fall, daß die Bodmerdreise in einem 
früheren Hafen endet, siehe oben § 160. Von dem Zahlungstag an 
laufen Zinsen zu 5 ^/^ von der ganzen Bodmereischuld einschließlich der 
Prämie; war jedoch die Prämie nach Zeit bedungen, so läuft statt 
dessen die Zeitprämie bis zur Zahlung des Bodmereikapitals. HGB. 
§§ 687, 352 Abs. 2. 

Zahlbar an wen? Zur Zahlungszeit kann die Zahlung der Bod- 
mereischuld dem legitimierten Inhaber auch nur eines Exemplares des 
Bodmereibriefes nicht verweigert werden. Die Zahlung kann nur g^;en 
Rückgabe dieses Exemplares verlangt werden, auf welchem über die 
Zahlung zu quittieren ist HGB. § 688. 

Melden sich mehrere legitimierte Bodmereibriefsinhaber, so sind sie 
sämtlich zurückzuweisen, die Gelder, wenn die verbodmeten Gregen- 
stände befreit werden sollen, öffentlich oder, falls dies nicht tunlich ist, 
sonst in sicherer Weise zu hinterl^en, und die Bodmereibriefsinhaber, 
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die sich gemeldet haben, unter Angabe der Grründe des Verfahrens 
hiervon zu benachrichtigen. Kann eine öffentliche Hinterlegung nicht 
erfolgen, so ist der Hinterleger befugt, über sein Verfahren und dessen 
Gründe eine öffentliche Urkunde errichten zu lassen und die daraus ent- 
stehenden Kosten von der Bodmereischuld abzuziehen. HGB. § 689. 
Grofie und besondere Haverei. Die verbodmeten Gegenstände 
haften dem Bodmereigläubiger in dem Zustande, in welchem sie den 
Bestimmungshafen erreichen. Der Betrag der Bodmereischuld wird 
nicht dadurch gemindert, daä die verbodmeten Gegenstände besondere 
Haverei oder eine Beschädigung in großer Haverei erlitten haben. 
Sein Pfandrecht erstreckt sich auf die Vergütung, welche für die Auf- 
opferung oder Beschädigung der verbodmeten Gegenstände in Fällen 
der großen Haverei zu zahlen ist, sowie auf die Entschädigungen, welche 
wegen Verlustes oder Beschädigung der verbodmeten Gegenstände durch 
rechtswidrige Handlungen zu leisten sind (vgl. unten § 201). Auch hat 
der Bodmereigläubiger keine Vergütung in Havariegrosse zu zahlen (vgl 
oben § 147). Der Wert seines Anspruches kann aber dadurch erheblich 
herabgemindert werden, daß Pfandrechte an den verbodmeten Gegen- 
ständen bestehen, welche dem des Bodmereigläubigers im Range vor- 
gehen, oder dadurch, daß die verbodmeten Gegenstände durch Unfälle, 
aus welchen Entschädigungsansprüche nicht erwachsen, total verloren 
gehen oder derartig beschädigt werden, daß ihr Wert am Bestimmungs- 
hafen nicht mehr zur Deckung der Bodmereischuld ausreicht HGB. 

§690. 

Verjährung. Die Bodmereiforderung verjährt in einem Jahre. Die 
Verjährung beginnt mit dem Ablaufe des Jahres, in welchem die For- 
derung fallig geworden ist HGB. §§901, 903 Nr. 4, 904. 
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§ 190. Die Schiflbpfandrechte und deren Bangordnnng. — 

Im allgemeinen wird man sagen können, daß überall, wo die Haftung 
des Reeders auf Schiff und Fracht beschränkt ist — einerlei, ob er da- 
neben aus besonderen Gründen auch noch persönlich haftet, vgl oben 
§ 68 — , seinen Gläubigem ein gesetzliches Pfandrecht an Schiff und 
Fracht zusteht Diese Gläubiger werden Schiffsgläubiger genannt Nach 
§ 754 HGB. gewähren die nachstehenden Forderungen die Rechte eines 
Schiffsgläubigers. 

I. Bewachungskosten. Die zu den Kosten der Zwangsvoll- 
streckung nicht gehörenden Kosten der Bewachung und Verwahrung 
des Schiffes und seines Zubehörs seit der Einbringung des Schiffes in 
den letzten Hafen, falls das Schiff im Wege der Zwang^svollstreckung 
verkauft wird. HGB. § 754 Nr. i. 

Die Kosten der Zwangsvollstreckung werden aus dem Verkaufe- 
erlös vorweg erhoben. BGB. § 367 Abs. i. 

Diese Forderungen gehen allen anderen Schiffsgläubigerforderungen 
vor. HGB. § 766, 771 Abs. 2. 
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2 — 6. Für die Rangordnung der unter 2 — 6 aufgeführten For- 
derungen ist der Grundsatz maßgebend, daß jede Reise ein unabhängiges, 
selbständiges Ganzes für sich bildet und daß, falls mehrere Reisen in 
Betracht kommen, die spätere immer der früheren vorgeht Wenn 
Schiffsgläubiger ein Schiff auf eine neue Reise ausgehen lassen, ohne 
sich vorher für ihre Forderungen, eventuell durch Arrest des Schiffes, 
Befriedigung zu verschaffen , so tun sie das auf eigene Ge£ahr. Und 
wenn der Reeder, ohne die Gläubiger zu fragen und ohne daß ihr 
Interesse es geböte, das Schiff auf eine neue Reise aussendet, so wird 
er den Gläubigem persönlich haftbar (vgl unten § 196). Es gehen 
somit Forderungen, welche auf der letzten Reise entstanden sind, den 
Forderungen vor, welche auf der vorletzten Reise entstanden sind, und 
Forderungen der vorletzten Reise denjenigen der drittletzten usw. HGB. 
§§ 767 Abs. I und 2, 771 Abs. 2. 

Begriff der Reise. Aus vorstehendem erhellt, daß es notwendig 
ist, den Begriff einer Reise zu fixieren. Dies hat das Gesetz im § 757 
getan; aber — wohlgemerkt — nur für den Zweck der Regelung der 
Schiffsgläubigerrechte; auf andere Verhältnisse ist diese Definition nicht 
anzuwenden. § 757 lautet: „Als eine Reise wird diejenige angesehen, 
zu welcher das Schiff von neuem ausgerüstet oder welche entweder auf 
Grrund eines neuen Frachtvertrages oder nach vollständiger Löschung 
der Ladung angetreten wird. Ein Schiff war auf einer Reise von Ham- 
burg nach den Häfen an der Donaumündung begriffen und stieß, nach- 
dem es bereits dnen Teil seiner Ladung in Zwischenplätzen gelöscht 
hatte, kurz vor dem Bestinunungshafen mit einem anderen Schiffe zu- 
sanmien. Die Reise war also noch nicht beendet, als der Zusammen- 
stoß erfolgte. Und da die Fracht der ganzen Reise den Gläubigem 
haftet, erstreckte sich das Pfandrecht, welches dem angerannten Schiffe 
aus der Kollision erwuchs, auch auf die Fracht derjenigen Güter, welche 
berdts in Zwischenhäfen entlöscht worden waren, sich also nicht mehr 
an Bord befanden als der Zusammenstoß sich ereignete. 97 H. 89 
OLG. m und RG. 

Ausnahme zugunsten der Schiffsbesatzung. Diese Begriffs- 
bestinunung der Reise erleidet dne Einschränkung zugunsten der Schiffs- 
besatzung, soweit deren Forderungen aus den Dienst- und Heuerver- 
tr^en in Betracht kommen. Für eine Person der Schiffsbesatzung gut 
als Reise entweder eine nach § 757 abgegrenzte Reise oder aber der- 
jenige Zeitraum, für welchen die Anmusterung oder Anstellung statt- 
gefunden hat, was immer von beiden für den Schiffsmann günstiger ist 
Einer Person der Schiffsbesatzung haftet daher stets die Fracht der 
letzten Reise nach Maßgabe des § 757. War aber z. B. der Schifis- 
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mann (oder Schiffer) auf unbestimmte Zeit angestellt worden und hatte 
er unter dem bei Beendigung der letzten Reise noch laufenden Heuer- 
oder AnsteBungsvertrage bereits vorher mehrere Reisen mitgemacht, so 
hat er ein Pfandrecht nicht nur an der Fracht der letzten Reise, son- 
dern auch an der Fracht aller früheren Reisen, welche er unter dem- 
selben Heuervertrage mitgemacht hat, und zwar für die ganze ihm seit 
sdner Anstellung etwa noch geschuldete Heuer. Auch wird nicht unter- 
schieden, ob die Heuer von der letzten oder einer früheren Reise her- 
rührt; die sämtlichen einer Person der Schiffsbesatzung aus demselben 
Dienst- oder Heuervertrage geschuldeten Beträge haben unter sich und 
den anderen Schiffsgläubigem gegenüber den gleichen Rang. HGB. 
§§758, ^fi^ Abs. 3. Ist ein Schiffsmann auf unbestimmte Zeit ange- 
mustert worden, so endet das Dienstverhältnis erst durch Kündigung 
(Seemannsordnung § 28 Abs. 3). Es kann daher die zugunsten der 
Schiffsbesatzung getroffene Ausnahme von großer Bedeutung sein und 
ein wirksamer Schutz für die im Dienste des Schiffes angestellten Per- 
sonen. RG. 20 Nr. 41 HGB. § 771 Abs. 2. 

Bodmereigläubiger. Der Bodmereigläubiger erfreut ach nicht 
eines solchen Schutzes, obgleich er in Fällen, wo die Bodmereireise 
nicht mit einer Reise im Sinne des § 757 zusammenfallt, schlecht daran 
sein kann. Man denke sich, daö die Bodmereireise mehrere Reisen im 
Sinne des § 757 umfeißt: dann muß der Bodmereigläubiger hinter allen 
Gläubigem zurückstehen, denen ein Pfandrecht auf einer Reise im Sinne 
des § 757 erwachsen ist, falls diese Reise derjenigen nachfolgt, auf 
welcher die Bodmereischuld entstanden ist HGB. §§ ^6^ Abs. 4, 771 
Abs. 2. 

Nach Maßgabe vorstehender Gmndsätze bestimmt ach die Rang- 
ordnung der unter 2 — 6 aufgeführten Fordemngen. 

2. Öffentliche Abgaben. Den zweiten Rang nehmen ein die 
öffentlichen Schiffs-, Schiffahrts- und Hafenabgaben, insbesondere die 
Tonnen-, Leuchtfeuer-, Quarantäne- und Hafengelder. HGB. § 754 Nr. 2. 
Das OLG. I entschied in 00 H. 37, daß auch die in Hamburg für die 
Benutzung der staatlichen Quaianlagen vom Schiffe erhobenen Gebühren 
zu den öffentlichen Abgaben im Sinne dieser Vorschrift gehören. 

Diese Fordemngen haben untereinander den gleichen Rang, vor- 
ausgesetzt, daß ae auf derselben Reise entstanden sind. HGB. §§ 760, 
Nr. I, 769 Abs. I, 771 Abs. 2. 

3. Forderungen der Schiffsbesatzung. Den dritten Rang 
nehmen ein die aus den Dienst- und Heuerverträgen herrührenden For- 
demngen der Schiffsbesatzung, insbesondere wegen der Heuer, wegen 
der Kosten der Heilbehandlung und der Verpflegung in Fällen der Er* 
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krankung oder Verletzung, wegen der bei einer freien Zurückbeforderung 
zu leistenden Vergütung und dergleichen mehr. 

Untereinander haben diese Forderungen denselben Rang, voraus- 
gesetzt, daß sie aus Dienst- oder Heuerverträgen herrühren, welche noch 
wahrend der letzten Reise in Geltung waren. HGB. §§ 754 Nr. 3, 
768 Nr. 2, 769 Abs. I, 771 Abs. 2. 

4. Lotsengelder, Bergung und Hilfeleistung, Havarie- 
grosse, Loskauf und Reklamierung, Kreditgeschäfte. Den 
vierten Rang nehmen ein die Lotsengelder, die Bergungs-, Hilfe-, Los- 
kaufs- und Reklamekosten (bei einem PriscngerichtsverfcJiren), die Bei- 
träge des Schiffes und der im Risiko des Reeders stehenden Fracht zur 
großen Haverei, die Forderungen der Bodmereigläubiger, welchen Schiff 
(und Fracht) verbodmet ist, sowie die Forderungen aus sonstigen Kredit- 
geschäften, welche der Schiffer während der Reise innerhalb des Rahmens 
seiner gesetzlichen Befug^nisse (vgl. oben §§ 81 und 85) zwecks Aus- 
fuhrung des Frachtvertrages abgeschlossen hat, auch wenn er Mite^en- 
tümer oder Alleineigentümer des Schiffes ist (vgl oben § 72); femer die 
Forderungen wegen Lieferungen oder Leistungen, die ohne Gewährung 
eines Kredits dem Schiffer als solchem während des Aufenthaltes des 
Schiffes außerhalb des Heimatshafens in Notfallen zur Erhaltung des 
Schiffes oder zur Ausführung der Reise gemacht sind, soweit diese 
Lieferungen oder Leistungen zur Befriedigung des Bedürfnisses erforder- 
lich waren. 

Verbodmung der Ladung oder Verkauf von Ladungstdlen zum 
Zwecke der Erhaltung des Schiffes oder der Ausführung der Reise ist, 
falls der Schiffer innerhalb des Rahmens seiner gesetzlichen Befugnisse 
gehandelt hat (vgl oben §§ 84 und 85), als Kreditgeschäft im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen. HGB. §§ 754 Nr. 4—6, 768 Nr. 3, 771 
Abs. 2. 

Von allen diesen Forderungen geht, falls sie von derselben Reise 
herrühren, die später entstandene der früher entstandenen vor; die 
gleichzeitig entstandenen and gleichberechtigt. HGB. § 769 Abs. 2. 
Hat der Schiffer aus Anlaß desselben Notfalles verschiedene Geschäfte 
abgeschlossen, so gelten die daraus herrührenden Forderungen als gleich- 
zeitig entstanden. HGB. § 769 Abs. 3. Daß die später entstandenen 
den früher entstandenen Forderungen vorgehen, erklärt sich aus dem 
Prinzipe der versio in rem. 

Forderungen aus Rechtsgeschäften, welche der Schiffer zwecks Er- 
füllung einer früher entstandenen Schifisschuld abschließt, nehmen den 
Rang der letzteren ein. Wenn z. B. ein Bodmereigläubiger das Schifi 
mit Beschlag zu belegen droht und der Schiffer Geld von einem Dritten 
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aufnimmt, um den Bodmereigläubiger auszuzahlen und so die Reise 
fortsetzen zu können, so gehen Pfandrechte gleichen Ranges, welche 
nach der Eingehung des Bodmereivertrages entstanden sind> dem neuen 
Pfandrecht vor; der neue Darlehnsgeber tritt einfach an die Stelle des 
ausscheidenden Bodmereigläubigers. Dasselbe gilt von Forderungen 
aus Verträgen, die von dem Schiffer behufs einer Verlängerung der 
Zahlungszeit oder behufs der Anerkennung oder Erneuerung soldier 
früheren Forderungen abgeschlossen sind: obgleich diese Rechtsgeschäfte 
späteren Datums sind, treten sie doch nur in den Rang desjen^en 
Recht^eschäftes ein, an dessen Stelle sie zu treten bestimmt sind, und 
stehen daher im Range allen Pfandrechten nach, welche nach der Ein- 
gehung der ursprünglichen Schuld entstanden sind Ob der Schiffer 
gezwungen war das neue Rechtsgeschäft einzugehen, um die Reise fort- 
setzen zu können, oder ob er es freiwillig tat, macht keinen Unter- 
schied. HGB. § 769 Abs. 4. 

Der Bodmereigläubiger, dessen Pfandrecht auf Vertrag beruht, soll 
in jeder Beziehung denjenigen Schiffsgläubigern gleichgestellt sein, denen 
ein Pfandrecht kraft gesetzlicher Bestimmung erwachsen ist Der Bod- 
mereigläubiger ist Schifii^läubiger. Der Umfang seines Pfandrechtes 
hängt natürlich vom Bodmereiverträge ab, insofern als in demselben 
bestinunt wird, ob nur Schiff (und Fracht) oder auch die Ladung oder 
ob nur die Ladung allein oder ob nur ein Teil dieser Gregenstände dem 
Bodmereigläubiger verhaftet sein soll. HGB. § 759. 

5. Nichtablieferung und Beschädigung von Gütern. Den 
fünften Rang nehmen ein die Forderungen w^[en Nichtablieferung 
oder Beschädigung von Ladung oder Reisegut der Passagiere. HGB. 
§ 754 Nr. 7. 

Untereinander haben diese Forderungen den gleichen Rang, vor- 
ausgesetzt, dafi sie auf derselben Reise entstanden sind. HGB. §§ 768 
Nr. 4, 769 Abs. I, 771 Abs. 2. 

6. Andere Rechtshandlungen des Schiffers. Verschulden 
der Schiffsbesatzung. Den sechsten Rang nehmen ein die For- 
derungen aus anderen Rechtsgeschäften, die der Schiffer als solcher 
kraft seiner gesetzlichen Befugnisse und nicht mit Bezug auf dne be- 
sondere Vollmacht geschlossen hat, sowie die übrigen Forderungen 
wegen Nichterfüllung oder wegen unvollständiger oder mangelhafter 
Erfüllung eines von dem Reeder abgeschlossenen Vertrages, insofern 
die Ausführung des letzteren zu den Dienstobliegenheiten des Schiffers 
gehört hat; femer alle Forderungen aus dem Verschulden einer Person 
der Schiffsbesatzung, auch wenn diese Person zugleich Eigentümer oder 
Alleineigentümer des Schiffes ist HGB. § 754 Nr. 8 und 9. 
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Unteremander haben diese Forderungen den gleichen Rang, vor- 
ausgesetzt, daß sie auf derselben Reise entstanden sind. HGB. §§ 768 
Nr- 5, 769 Abs. I, 771 Abs. 2. 

Hat der Schiffer die Grenzen seiner gesetzlichen Befugnisse über- 
schritten — hat er z. B. im Heimatshafen Proviant eingekauft, vgl 
87 H. 1 16 sub I LG. — , so entsteht kein Pfandrecht, auch wenn der 
Schiffer auf Crrund einer besonderen Vollmacht gehandelt hat Lag die 
Handlung des Schiffers aber in den Grrenzen seiner gesetzlichen Be- 
fugnisse — einerlei, ob es sich um ein Rechtsgeschäft handelt, welches 
der Schiffer selbst abgeschlossen hat, oder ob es ein Recht^eschaft 
ist, welches der Reeder abgeschlossen hat, dessen Ausführung aber zu 
den Dienstobliegenheiten des Schiffers gehört — ^, so ist ein Pfandrecht 
gegeben, ohne Rücksicht darauf, ob der Reeder daneben auch noch 
persönlich haftet, weil er z. B. die Erfüllung des Vertrages gewähr- 
leistet hat oder weU ihn selbst ein Verschulden oder Mitverschulden 
trifft. Das OLG. I entschied in 87 H. 129, daß, wenn der Reeder 
derart persönlich hafte, ein P£uidrecht nicht erwüchse, und zwar aus 
folgenden Gründen: HGB. § 486 Abs. i enthalte die Fälle, in denen 
der Reeder nur beschränkt haften solle; Abs. 2 erkläre jedoch den 
Abs. I für imanwendbar, wenn den Reeder selbst in Ansehung der 
Vertragserfüllung ein Verschulden treffe oder wenn er die Vertrags- 
erfüllung besonders gewährleistet habe; § 754 Nr. 8 zitiere nun aller- 
dings nur den Abs. i des § 486; Abs. i und 2 des § 486 bildeten 
aber ein derart untrennbares Ganzes, daß eine Bezugnahme auf den 
Abs. I notwendig den Abs. 2 in sich schließe. Das letzte ist allerdings 
richtig; trotzdem können wir der Entscheidung nicht beipflichten. Abs. 2 
des § 486 besagt nur, daß in den dort genannten Fällen der Reeder 
nicht lediglich mit Schiff und Fracht, sondern auch persönlich haften 
solle. Die Haftung des Fortune de mer wird durch ein Verschulden 
oder eine Gewährleistung abseiten des Reeders nicht beseitigt; es tritt 
die persönliche Haftung nur noch hinzu. Ein Schiffspfandrecht entsteht 
also auch, wenn den Reeder ein Verschulden trifft oder er die Erfüllung 
eines Vertrages noch besonders gewährleistet hat, vorausgesetzt natür- 
lich, daß die Eingehung resp. Ausführung des Vertrages zu den Dienst- 
obliegenheiten des Schiffers gehört Vgl. auch oben § 68. Die Ent- 
scheidung des Oberlande^erichtes dürfte außerdem im Widerspruche 
mit der ausdrücklichen Bestimmung in HGB. § 762 stehen, wonach der 
Umstand auf die Rechte eines Schif&gläubigers keinen Einfluß haben soll, 
daß der Reeder für die Forderung bei deren Entstehung oder später 
zugleich persönlich verpflichtet wird. 

7. Zwangsversicherung. Die Forderungen, welche der Berufe- 
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genossenschaft nach den Vorschriften über die Unfallversicherung, und 
der Versicherungsanstalt nach den Vorschriften über die Invaliden- 
versicherung gegen den Reeder zustehen, nehmen den letzten Rang ein. 
HGB. §§ 754 Nr. IG, 770, 771 Abs. 2. 

Die Berufsgenossenschaft ist eine durch das Seeunfallverädienings- 
gesetz vom 13. Juli 1887 (revidierte Fassung vom 30. Juni 1900) ge- 
schaffene, aus den Unternehmern von Schififeihrtsbetrieben gebildete und 
auf die Versicherung der im Betriebe angestellten Personen gegen 
Betriebsunfälle gerichtete Versicherungsgesellschaft auf Gegenseitigkeit. 
Rückständige, der Seeberufsgenossenschaft zu leistende Beiträge ver- 
jähren in zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in weldiem sie 
hätten gezahlt werden müssen (Seeunfallversicherungsgesetz §111 Abs. 3). 

Die der Versicherungsanstalt abseiten der Reeder für die Alters- 
und Invalidenversicherung zu zahlenden rückständigen Beiträge verjähren 
binnen zwei Jahren nach der Fälligkeit (Invalidenversicherungsgesetz vom 
13.JUU 1899 § 168). 

Prozeßkosten. Wird ein Reeder von einem Schifü^läubiger, 
welchem er nur mit Schiff und Fracht haftet, verklagt und ergeht das 
Urteil g^en ihn, so haftet er persönlich für Prozeßzinsen und Prozeß- 
kosten. Die Prozeßzinsen sind natürlich zu berechnen nach dem Werte 
von Schiff und Fracht, da die prinzipale Haftung des Reeders auf diese 
beschränkt ist Diese persönliche Haftung ergibt sich aus dem eigenen 
Verschulden des Reeders; denn, wie das Urteil zeigt, hätte er es nicht 
zum Prozesse kommen lassen dürfen. Bei eigenem Verschulden kann 
sich aber der Reeder nicht auf die Wohltat der beschränkten Haftung 
berufen. 93 H. 72 OLG. I und 94 H. 63 RG. Neben der personlichen 
Haftung besteht aber auch die Haftung des Fortune de mer. Der Gläu- 
biger kann daher für Prozeßzinsen und -Kosten entweder den Reeder 
personlich in Anspruch nehmen oder seme Befriedigung aus Schiff und 
Fracht suchen. HGB. § 760. 

Entstehung. Guter Glaube. Das Pfandrecht des Bodmerei- 
gläubigers entsteht mit der Ausstellung des Bodmereibriefes und der 
Übergabe der dargeliehenen Summe; alle anderen genannten Schifisp&nd- 
rechte mit der Entstehung der Forderung. Die Bestimmungen, welche 
zum Schutze des guten Glaubens getroffen sind, finden, toc überhaupt auf 
alle gesetzlichen Pfandrechte, so auch auf die Schiffsgläubigerrechte kdne 
Anwendung; auch nicht auf das Pfandrecht des Bodmereischifi^läubigers, 
welches in allen rechtlichen Beziehungen den gesetzlichen Schif&pfand- 
rechten gleichzuachten ist. Danach würde ein Schiffsgläubigerrecht nicht 
erwachsen, wenn das Schiff für fremde Rechnung fahrt Die Schaffung 
aber eines besonderen Fortune de mer, auf welches die Haftung des 
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Reeders sich beschränkt, sowie auch die Leichtigkeit und Sicherheit 
des maritimen Kredits erforderten eine Bestimmung des Inhalts, daß 
der Schi£fsglaubiger ach an das Schiff nicht so sehr als an einen Ver- 
mogensbestandteil des Reeders halten kann, sondern als an ein von 
rechtlichen Beziehungen losgelöstes Wertobjekt Das führte dazu, den 
Schiffsgläubiger in Bezug auf seinen guten Glauben ebenso günstig zu 
stellen, wie denjenigen, welcher ein vertragliches Pfandrecht erwirbt. 
Dies ist geschehen durch die ausdrückliche Bestimmung des Gesetzes 
in HGB. § 510 Abs. 2. Demgemäß erwirbt der Schiffsgläubiger ein 
Pfandrecht, ohne Rücksicht darauf, ob das Schiff für Rechnung seines 
Eigentümers fuhr oder nicht, und selbst dann, wenn die Verwendung 
des Schiffes dem Reeder gegenüber eine widerrechtliche war. Nur 
wenn der Gläubiger von der widerrechtlichen Verwendung des Schiffes 
weiß oder darüber groblahrlässigerweise in Unkenntnis geblieben ist, 
erwirbt er kein Pfandrecht Das muß ihm aber der Eigentümer des 
Schiffes beweisen; gelingt der Beweis nicht, so hat der Gläubiger trotz 
seines bösen Glaubens und trotz der widerrechtlichen Verwendung ein 
Pfandrecht erworben. 

§ 191. SeereehtUche Pfandrechte an der Ladung. — Folgende 
Ansprüche gewähren ein gesetzliches Pfandrecht an der Ladung: 

!• Fracht Die Ansprüche des Reeders auf Fracht nebst Neben- 
gebühren, das etwaige Liegegeld, die ausgelegten Zolle und die übrigen 
auf die Ladung gemachten Auslagen. HGB. §623 Abs. i. Dieses Pfand- 
recht genießt den Schutz des guten Glaubens, wie ein vertragliches 
Pfandrecht (s. unten §§ 193 und 194 a. E.). HGB. § 623 Abs. 3. Das 
Pfandrecht entsteht mit der Übernahme der Güter zur Beförderung. 

2. Bodmerei Die Ansprüche des Bodmerdgläubigers, soweit Ladung 
verbodmet worden ist HGB. § 679. Das Pfandrecht entsteht mit der Aus- 
stellung des Bodmereibriefes und der Übergabe der dargeliehenen Summe. 

3. Große HavereL Die Ansprüche auf die Beiträge, welche die 
Ladung und die im Risiko des Befrachters stehende Fracht in Havarie- 
grosse zu vergüten haben. HGB. § 725. Das Pfandrecht erwächst mit 
der Entstehung der Forderung, also mit der Havariegrossehandlung. 

4. Hilfslohn. Die Ansprüche auf Hilfs- und Bergelohn, soweit 
Ladung gerettet oder geborgen worden ist HGB. § 751 Abs. i. Über 
die Entstehung gilt das gleiche wie sub 3. 

Rangordnung. Von diesen Pfandrechten steht das wegen der 
Fracht allen übrigen nach; unter diesen übrigen hat das später ent- 
standene vor dem früher entstandenen den Vorzug (nach dem Grund- 
satz der versio in rem). Die gleichzeitig entstandenen sind gleich- 
berechtigt. Die Forderungen aus den von dem Schiffer aus Anlaß 
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dessdben Notfalles abgeschlossenen Geschäften gelten als gleichzeitig 
entstanden, HGB. § ^^^ Abs. i. 

§ 19S. YerhUtnls der seerechtlieheii za anderen gesetzliehen 
und TwtragUehen Pfandrechten. — An Schiff und Fracht Außer 
den im § 190 genannten gibt es keine gesetzlichen P£uidrechte an 
Schiff und Fracht Wohl aber kann ein gesetzliches P&ndrecht am 
Schiffe allein entstehen nach Ma^;abe § 647 BGB., in welchem es 
heißt: Der Unternehmer hat für seine Forderungen aus dem Vertrag 
ein Pfandrecht an den von ihm hergestellten oder ausgebesserten be- 
w^lichen Sachen des Bestellers, wenn sie bei der Herstellung oder 
zum Zwecke der Ausbesserung in sdnen Besitz gelangt sind. Danach 
haben Werften ein gesetzliches Pfandrecht an den von ihnen erbauten 
oder reparierten Schiffen, solange dieselben noch auf der Werft sind. 

Ein richterliches Pfandrecht an Schiff oder Fracht entsteht durch 
Arrest, 'an nicht eingetragenen Schiffen (vgl. oben § 5) oder an der 
Fracht auch durch Pfändung im Wege der Zwangsvollstreckung nach 
Maßgabe ZPO. §§ 804 Abs. i, 808 ff., 828, 829 ff. Eingetragene Schiffe 
unterliegen nicht der Zwangsvollstreckung^ sondern der Zwangsverstei- 
gerung; ein bei der Zwangsversteigerung möglicherweise nach Zwangs- 
versteigerungsgesetz § 169 Abs. 2 entstehendes Pfandrecht wird erst 
durch Eintragung erworben. 

Vertragliche Pfandrechte an der Fracht werden erworben durch 
Zession (BGB. § 1274), an nicht eingetragenen Schiffen durch Einigung 
und Übergabe (BGB. § 1205) und an eingetragenen Schiffen durch 
Einigung und Eintragung (BGB. § 1260). 

Die Darstellung des Entstehens, des hihakes, der Rangordnimg 
und des Erlöschens aller dieser P£aindrechte gehört in eine Darstellung 
des Zivil- oder Zivilprozeßrechtes. Von derselben kann in dner Dar- 
stellung des Seerechtes, wie es im vierten Buche des Handelsgesetz- 
buches enthalten ist, um so eher Abstand genommen werden, als der 
§ 776 HGB. bestimmt: »Treffen Schiffsgläubiger, die ihr Pfandrecht ver- 
folgen, mit anderen Pfandgläubigern oder sonstigen Gläubigem zusammen« 
so haben die Schiffsgläubiger den Vorzug.* Eine Kollision zwischen den 
seerechtlichen gesetzlichen Pfandrechten an Schiff und Fracht und 
anderen Pfandrechten kann also nicht entstehen. 

An der Ladung. Anders aber verhält es äch mit den seerecht- 
lichen gesetzlichen Pfandrechten an der Ladung. Für solche ist eine 
dem § 776 analoge Bestimmung nicht getroffen. Und zwar aus gutem 
Grunde. Denn irgend ein Anlaß dafür, den Ladungseigner nur mit dem 
Werte seiner Ladung haftbar zu machen, ein selbständiges Fortune de 
mer des Ladungsinteressenten zu konstituieren, liegt nicht vor. Daß 
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der Ladungsinteressent für Havariegrossebeiträge und Hilfslohn nur mit 
seiner Ladung haftet, folgt aus dem Grundsatze: no eure no pay — 
daß er Distanzfracht nur bis zum Werte der geretteten Ladung zu be- 
zahlen hat, das folgt mit Notwendigkeit aus der R^elung, welche die 
Distanzfracht im deutschen Seerecht erfahren hat (vgl oben § 179 
sub 2aundb) — , daß der Bodmereigläubiger^ welchem Ladung ver- 
bodmet ist, sich nur an die Ladung halten kann, liegt im Wesen des 
Bodmereivertrages begründet; dies alles sind Ausnahmen, Der Grrund 
aber, welcher dazu gefuhrt hat, die Haftung des. Reeders zu beschränken, 
nämlich: die wirtschaftliche Unmöglichkeit für den Reeder, ohne eine 
Beschränkung seiner Haftung sein Gewerbe zu treiben, liegt bei dem 
Ladungsinteressenten nicht vor. So ist die volle Fracht zu entrichten, 
auch wenn die Ladung in schwerbeschädigtem Zustande oder infolge 
ihrer inneren Beschaffenheit total verdorben ankommt, so daß ihr Wert 
weit hinter dem Betrage der Fracht zurückbleibt Somit ist die schwim- 
mende Ladung kein separater Vermögensbestandteil des Ladungs- 
interessenten. Der Ladungseigner haftet für die sich aus den Er- 
eignissen der Reise ergebenden Forderungen nicht nur mit der Ladung, 
sondern mit seinem ganzen Vermögen. Den Gläubigem der Reise 
brauchte daher kein Vorzugsrecht gegeben zu werden vor anderen 
Pfamdgläubigem, welchen ebenfalls ein Pfandrecht an der Ladung er- 
wachsen war. Gibt es kein Seevermogen des Ladungseigners, so gibt 
es auch keine Seeschulden oder Seeforderungen, wie es Schiffsschulden 
und Schiffsgläubiger gibt, wenn anders das Gesetz dieses nicht aus- 
drücklich vorgeschrieben hat Dieses ist jedoch nicht geschehen. § ^TJ 
regelt nur die Rangordnung der vier oben im § 191 aufgeführten 
Ladung^läubiger untereinander, bestimmt aber nichts über das Ver- 
hältnis derselben zu anderen Pfandgläubigem. Dieses Verhältnis be- 
stinmit sich nach den allgemeinen, das Pfandrecht an beweglichen 
Sachen r^dnden Grundsätzen. Diese allgemdnen Grrundsätze (über 
Entstehung, Inhalt, Rangordnung und Ausübung oder Endigung des 
Pfandrechtes) finden auch auf das seerechtliche Ladungspfandrecht An- 
wendung, soweit das Handelsgesetzbuch nicht ausdrücklich etwas 
anderes vorgeschrieben hat (z. B. über Endigung unten § 200 a. E., 
über Ausübung unten §§ 206 und 207). Es kann daher wohl vor- 
konmien, daß nichtseerechtliche Pfandrechte den seerechtlichen Ladungs- 
pfandrechten vorgehen. Um den Wert eines seerechtlichen Ladungs- 
pfandrechtes beurteilen zu können, vernot wendigt sich eine kurze 
Darstellung des Entstehens, der Rangordnung und des Erlöschens 
nichtseerechtlicher, vertraglicher oder gesetzlicher Pfandrechte an be- 
w^lichen Sachen überhaupt 
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§ 19S. Bestelliuig eines Pfandreehtes an beiregUchen 
Saehen. — Zur Bestellung des Pfandrechtes an einer bew^lichen 
Sache ist erforderlich, daß der Eigentümer die Sache dem Grläubiger 
übergibt und beide darüber einig sind, daß dem Glaubiger das Pfand- 
recht zustehen soll Ist der Gläubiger im Besitze der Sache, so genügt 
die Einigung über die Entstehung des Pfandrechtes. Die Übergabe 
einer im mittelbaren Besitze des Eigentümers befindlichen Sache kann 
dadurch ersetzt werden, daß der Eigentümer den mittelbaren Be^tz 
auf den Piandglaubiger überträgt und die Verpfandung dem Besitzer 
anzeigt BGB. § 1205. 

War der Verpfander nicht der Eigentümer der verpfändeten Sache, 
so erwirbt der Pfandgläubiger dennoch ein Pfandrecht, wenn er in 
gutem Glauben, d. h. ohne grobe Fahrlässigkeit den Verpfander für den 
Eigentümer halten durfte. Und wenn der Verpfander ein Kaufmann 
ist und die Sache im Betriebe seines Handelsgewerbes verpfändet, so 
erwirbt der Pfandgläubiger ein Pfandrecht auch dann, wenn er wußte, 
daß der Verpfander. nicht der Eigentümer war; er muß nur guten 
Glaubens haben annehmen dürfen, daß der Verpfander befugt war, der- 
gestalt für den Eigentümer über die Sache zu verfügen. Nur wenn die 
Sache dem Eigentümer gestohlen, verloren gegangen oder sonst ab- 
handen gekommen war, entsteht trotz allen guten Glaubens kein Pfand- 
recht — es sei denn, daß es sich um Geld oder Inhaberpapiere han- 
delt: an diesen entsteht ein Pfandrecht bei Vorhandensein des guten 
Glaubens,^ auch wenn sie gestohlen oder verloren waren. Verpfändet 
der Pfandbesteller eine ihm nicht gehörige Sache, so kann sich der 
Pfandgläubiger auch dann auf seinen guten Glauben nicht berufen. 
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wenn er zur Zeit der Pfandbestellung bereits im Besitze der Sache war, 
den Besitz aber nicht vom Verpfänder erlangt hat. BGB. §§ 1207, 932, 
934» 935» HGB. § 366 Abs. i. Wer das Bestehen des Pfandrechtes be- 
streitet, muß den Mangel im Rechte des Verpfanders und das Fehlen 
des guten Glaubens beweisen. 

Hervorzuheben ist, daö der Besitz eines (ordnungsmäßig indossierten) 
Konnossementes oder Lagerscheines dem Besitze der Sache selbst gleich- 
zuachten ist. Die Übertragung eines Konnossementes zum Zwecke der 
Verpfandung der Ladung läßt daher ein Pfandrecht an der Ladung selbst 
entstehen, falls der Übertragende entweder der Eigentümer der Ladung 
war oder sonst die Erfordernisse des g^uten Glaubens erfüllt sind (vgl 
oben § 40). 

§ 194. OesetzUche und richterliclie Pfandrechte an beweg- 
lichen Sachen. — Außer den oben im § 191 genannten gibt es noch 
folgende gesetzliche Pfandrechte an beweglichen Sachen: 

1. Vermieter, Verpächter. Das Pfandrecht des Vermieters 
von Grundstücken, Wohnräumen und anderen Räumen für seine For- 
derungen aus dem Mietverhältnis an den eingebrachten Sachen des 
Mieters. Das Pfandrecht entsteht mit der Einbringung und erlischt mit 
der Entfernung der Sachen aus den gemieteten Räumen, es sei denn, 
daß die Entfernung ohne Wissen oder unter Widerspruch des Ver- 
mieters erfolgt In letzterem Falle erlischt das Pfandrecht erst mit dem 
Ablauf eines Monates, nachdem der Vemueter von der Entfernung der 
Sachen Kenntnis erlangt hat, wenn er nicht vorher seinen Anspruch 
auf Überlassung des Besitzes an den dem Pfandrecht unterworfenen 
Sachen gerichtlich geltend gemacht hat BGB. §§ 559, 560, 561 Abs. 2, 
580. Dasselbe gilt vom Pfandrecht des Verpächters an den ein- 
gebrachten Sachen des Pächters. BGB. § 581 Abs. 2. 

2. Pächter. Umgekehrt hat der Pächter eines Grundstückes für 
die Forderungen gegen den Verpächter, die sich auf das mitgepachtete 
Inventar beziehen, ein Pfandrecht an den in seinen Besitz gelangten 
Inventarstücken. BGB. § 590. 

3. Gastwirt Der Gastwirt hat für seine Forderungen für Woh- 
nung und andere dem Gaste zur Befriedigung seiner Bedürfnisse ge- 
währte Ldstungen, mit Einschluß der Auslagen, ein Pfandrecht an den 
eingebrachten Sachen des Gastes. Das Pfandrecht entsteht mit der 
Einbringung und erlischt mit der Entfernung der Sachen aus dem 
Gasthofe, es sei denn, daß die Entfernung ohne Wissen oder unter 
Widerspruch des Gastwirtes erfolgt. In letzterem Falle erlischt das 
Pfandrecht erst mit dem Ablauf eines Monates, nachdem der Gastwirt 
von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, wenn er nicht 
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vorher seinen Anspruch auf Überlassung des Besitzes an den dem 
Pfandrecht unterworfenen Sachen gerichtlich geltend gemacht hat. 
BGB. § 704. 

4. Als Sicherheit hinterlegte Gelder. Derjenige, zu dessen 
Gunsten Geld oder Wertpapiere zwecks Sicherheitsleistung hinterlegt 
sind, erwirbt mit der Hinterlegung ein Pfandrecht an diesen G^;en- 
ständen oder, wenn dieselben nach lande^esetzlicher Vorschrift in das 
Eigentum des Fiskus oder der als Hinterlegungsstelle bestimmten An- 
stalt übergehen, ein Pfandrecht an der Forderung auf Rückerstattung. 
BGB, §§ 232, 233. 

5. Unternehmer. Der Unternehmer hat für seine Forderungen 
aus dem Vertrage ein Pfandrecht an den von ihm hergestellten oder 
ausgebesserten beweglichen Sachen des Bestellers, wenn sie bd der 
Herstellung oder zum Zwecke der Ausbesserung in seinen Besitz ge- 
langt sind. BGB. § 647. 

6. Kommissionär. Der Kommissionär hat an dem Kommissions- 
gute, sofern er es im Besitze hat insbesondere mittels Konnossementes» 
Ladescheines oder Lagerscheines darüber verfugen kann, ein Pfandrecht 
wegen der auf das Gut verwendeten Kosten, der Provision, der auf das 
Gut gegebenen Vorschüsse und Darlehen, der mit Rücksicht auf das 
Grut gezeichneten Wechsel oder in anderer Weise eingegangenen Ver- 
bindlichkeiten, sowie wegen aller Forderungen aus laufender Rechnung 
in Kommissionsgeschäften. HGB. § 397. 

7. Spediteur. Der Spediteur hat wegen der Fracht, der Provi- 
sion, der Auslagen und Verwendungen, sowie w^en der auf das Gut 
gegebenen Vorschüsse ein Pfandrecht an dem Gute, sofern er es noch 
im Besitze hat, insbesondere mittels Konnossementes, Ladescheines oder 
Lagerscheines darüber verfugen kann. HGB. § 410. 

8. Lagerhalter. Der Lagerhalter hat wegen der Lagerkosten ein 
Pfandrecht an dem Gute, solange er es im Besitze hat, insbesondere 
mittels Konnossementes, Ladescheines oder Lagerschdnes darüber ver- 
fügen kann. HGB. §421. 

9. Frachtführer. Der Frachtführer hat wegen aller durch den 
Frachtvertrag b^^ndeten Forderungen, insbesondere der Fracht- und 
Liegegelder, der Zollgelder und anderer Auslagen, sowie wegen der auf 
das Gut geleisteten Vorschüsse ein Pfandrecht an dem Gute. Das 
Pfandrecht besteht, solange der Frachtführer das Gut noch im Beätze 
hat, insbesondere mittels Konnossementes, Ladescheines oder Lager- 
scheines darüber verfügen kann. Auch nach der Ablieferung dauert 
das Pfandrecht fort, sofern der Frachtführer es binnen drei Tapfen nach 
der Ablieferung gerichtlich geltend macht und das Gut noch im Be- 
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sitze des Empfätlgers ist HGR § 440 Abs. i — 3, BlnnenscHiffahrts* 
gesetz § 26. 

lO, Richterliches Pfandrecht Ein Pfandungspiandrecht ent- 
steht durch Arrest oder durch Pfändung im W^e der Zwangs- 
vollstreckung. 

Ein Pfandrecht lediglich wegen Verwendungen, die auf eine Sache 
gemacht sind (versio in rem), gibt es nicht mehr. 

Auf die gesetzlichen Pfandrechte finden dieselben R^dn An- 
wendung^ welche für die vertraglichen Pfandrechte gegeben sind (BGB. 
§ 1257), ^^^ dafi die för eine Bestellung der letzteren erforderliche 
Einigung der Partden durch gesetzliche Vorschrift ersetzt wird und das 
Requisit des Inbesitzhabens bd einzelnen gesetzlichen Pfandrechten 
anders ger^^elt ist In dnem Punkte aber unterscheiden sich beide 
grundsätzlich voneinander: dn Schutz des guten Glaubens existiert bei 
gesetzlichen Pfandrechten nicht Daher entsteht dn gesetzliches Pfand- 
recht nur, wenn das Pfandobjekt im Eigentum desjenigen steht, gegen 
wdchen sich die Forderung richtet, mit wdcher das Gesetz das Pfand- 
recht verknüpft Eine Ausnahme hiervon macht das Gresetz nur zu- 
g^unsten des Schiffsgläubigers (vgl. oben § 190 a. E.), des Kommissio- 
närs, des Spediteurs, des Lagerhalters, des Frachtführers (vgl. oben 
Nr. 6 — 9) und des Verfrachters (vgl. oben § 191 Nr. i). HGB. § 366 
Abs. 3, 623 Abs. 3. Auf diese finden die oben § 193 Abs. 2 erläuterten 
Grundsätze Anwendung. Es erscheint bedenklich, ohne eine weitere 
ausdrückliche Gesetzesbestimmung — wie dne solche für die eben 
erwähnten Pfandrechte erforderlich war — den Schutz des guten 
Glaubens auch bd anderen gesetzlichen Pfandrechten walten zu lassen. 
In Ermangelung ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmungen muß hier das 
Zurückbehaltungsrecht aushdfen, das gegenüber dem Eigentümer wegen 
nützlicher oder auch nur notwendiger Verwendungen besteht BGB. 
§§ 273 Abs. 2, 1000, 996. 

§ 195. Sangordnniig der Pfandreehte an bewegliehen 
Saehen. — In Ermangdung besonderer gesetzlicher Bestimmungen 
r^dt sich die Rangordnung der gesetzlichen und vertraglichen Pfand- 
rechte nach der Zdt ihrer Entstehung: das ältere geht dem jüngeren 
vor. BGB. §§ 1257, 1209. Dieser Grundsatz wird jedoch erheblich 
durch die Bestimmungen modifiziert, wdche zum Schutze des guten 
Glaubens getroffen sind. Wenn jemand ein vertragliches Pfandrecht an 
einer Sache erwirbt und, ohne grobfahrlässig zu sein, keine Kenntnis 
von einem an der Sache bereits bestehenden gesetzlichen oder vertrag- 
lichen Pfandrechte hat, so geht sein Pfandrecht den bereits bestehenden 
im Range vor. Und wenn der Verpfander ein Kaufmann ist und die 
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Sache im Betriebe seines Handel^ewerbes verpfändet, so geht das 
neuerworbene Pfandrecht auch dann den bereits bestehenden im Range 
vor, wenn der Pfandgiaubiger über das Bestehen derselben nicht in 
Unkenntnis War; er muß nur guten Glaubens haben annehmen dürfen, 
daß der Verpfander befugt war, ohne Vorbehalt der bestehenden 
Rechte über die Sache zu verfugen. Letztere Bestimmung ist aus- 
drücklich für anwendbar erklärt worden auch auf das gesetzliche PfEuid- 
recht des Kommissionärs, Spediteurs, Lagerhalters, Frachtführers und 
Verfrachters. Auf andere gesetzliche Pfandrechte (oben § 194) finden 
jedoch diese Bestimmungen, betreffend den Schutz des guten Glaubens, 
keine Anwendung; bei diesen gilt stets der Satz: prior tempore, potior 
iure, BGB. § 1208, HGB. §§ 366 Abs. 2 und 3, 623 Abs. 3. In fol- 
genden: drei Fällen kann sich jedoch der neue Pfandgläubiger auf seinen 
guten Glauben nicht berufen, d. h. sein Pfandrecht erhält nicht den 
Vorrang vor bereits bestehenden Pfandrechten: 
. I. Wenn der neue Pfandgläübigef zur Zeit des Entstehens seines 

Pfandrechtes bereits im Besitze der Sache war, den Besitz aber 

nicht vom Pfandschuldner erlangt hatte. 

2. Wenn die* Sache einem älteren Pfandgläubiger gestohlen, verlored 
gegangen dder sonst abhanden gekommen war: dann behält das 
Pfandrecht des älteren Pfandgläubigers seinen Vorrang — es sei 
denn, daß^ sich um Geld oder Inhaberpapiere bandelt: an diesen 
hat das Pfandi^echt des neuen gutgläubigen P&ndgläubigers den 
Vorzug. ' 

3, Wenn der P£andschuldner zur Zeit der Entstehung des Pfandrechtes 
nur mittelbarer Besitzer war: dann behält ein etwa bereits be^ 
stehendes Pfandrecht des unnüttelbaren Besitzers seinen Vorrang. 

BGB. §§ 1208, 932 Abs. I Satz 2, 935, 936 Abs. 3. 

Der ältere Pfandgläubiger, welcher den Vorrang seines Pfandrechtes 
behauptet, muß den Mangel des guten Glaubens und, gegebenenfeUs, 
die' mangelnde Befugnis des Verpfanders, über die Sache ohne Vor- 
behalt zu verfugen, beweisen. 

Über die Rangordnung der Pfandrechte des Kommissionärs, Spe- 
diteurs, Lagerhalters und Frachtführers untereinander bestimmit HGB. 
§ 443 folgendes; Das später entstandene geht dem früher entstandenen 
yor, soweit diese Pfandrechte durch die Versendung oder durch die 
Beförderung des Gutes entsCanden sind (z. B. wegen der Fracht, des 
Lagergeldes, der Provision des Spediteurs, der. Verpackungs- oder Ver- 
schiflfungskosten); diese Pfandrechte aber haben samtlich den' Vorrang 
vor dem nicht aus der Versendung entstandenen Pfandrechte des 
Kommissionärs (z. B. wegen der Provision oder wegen Forderungen aus 
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laufend^: Rechnung) und des Lagerhalters (z. B. wegen Provision und 
Auslagen), sowie vor dem Pfandrechte des Spediteurs und des Fracht- 
fuhrers für Vorschüsse. 

§ 196. Erlosehen der Pfandrechte an bewegUchen Sachen. — 
Gesetzliche und vertragliche Pfandrechte an beweglichen Sachen er- 
loschen mit dem Untei^^ge des Pfandes, mit dem Erlöschen der For- 
derung, für welche sie bestehen, durch die Erklärung des Pfandgläubigers 
gegenüber dem Verpfander oder Eigentümer, dafi er das Pfandrecht 
aufgebe (ist das Pfandrecht mit dem Rechte eines Dritten belastet, so 
ist die Zustinunung des Dritten erforderlich), und wenn das Pfandrecht 
mit dem Eigentum in derselben Person zusanunentrifft (ist die Forderung, 
für welche das Pfandrecht besteht, mit dem Rechte eines Dritten be- 
lastet, so erlischt das Pfandrecht erst mit dem Rechte dieses Dritten). 
Im Falle der confusio soll das Pfandrecht jedoch als nicht erloschen 
gelten, falls der Eigentümer ein Interesse an seinem Fortbestehen hat; 
dies ist dann der Fall, wenn die Sache mit einem dem mit dem Eigen- 
tum vereinigten Pfandrechte nachstehenden Pfandrechte belastet ist. 
BGB. § 1252, 1255— 1257. 

Besitzübertragung. Das Pfandrecht erlischt femer mit der Rück- 
gabe der Sache an den Pfandschuldner oder Eigentümer. BGB. § 1253 
Abs. I. Eine Ausnahme hiervon besteht nur bei dem Fmchtfiihrer, 
dessen Pfandrecht auch nach der Ablieferung noch fortdauert, sofern 
der Frachtführer es binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich 
geltend macht und das Gut noch im Besitze des Empfangers ist 

Eigentumsübertragung. Gesetzliche und vertragliche Pfand- 
rechte können des ferneren erlöschen durch einen Wechsel in der Person 
des Eigentümers der Pfandsache. Es würde hier zu weit führen zu er- 
örtern, wie das Eigentum an einer beweglichen Sache übertragen wird; 
dafür mag auf BGB. § 929 — 935 und HGB. § 366 Abs. i verwiesen 
wefden.* Zum Verständnis der hier erörterten Fragen genügt die Be- 
merkung, daß die Bestimmungen über den Erwerb von Eigentum im 
allgemeinen durchaus den Bestimmungen entsprechen, welche für den 
Erwerb eines vertraglichen Pfandrechtes getroffen sind (s. oben § 193), 
Ist nun in Gemäßheit dieser Bestimmungen das Eigentum an einer be- 
weglichen Sache auf ^nen Dritten übergegangen, so erlöschen etwa be- 
stehende gesetzliche oder vertragliche Pfiemdrechte, falls der Dritte, ohne 
grobe Fahrlässigkeit, von deren Existenz keine Kenntnis hatte. Und 
wenn der Veräußerer ein Kaufmann ist und die Sache im Betriebe 
seines Handelsgewerbes veräußert, so erwirbt der Dritte die Sache 
pfandfrei, auch wenn er wußte, daß Pfandrechte an der Sache bestan- 
den; er muß nur guten Glaubens haben annehmen dürfen, daß der Ver- 
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äufierer befugt war ohne Vorbehalt der bestehenden Rechte über die 
Sache zu verfugen. Der Erwerber kann sich jedoch nicht auf seinen 
guten Glauben berufen, fidls er zur Zeit der Eigentumsubertragung be- 
reits im Besitze der Sache war, den Besitz aber nicht vom VerauSerer, 
sondern von einem anderen erlangt hatte. In denjenigen Fällen, in 
denen das Gesetz eine Eigentumsübertragung ohne Übertragung des 
Besitzes zulaßt, erloschen PEauidrechte, welche an der veräußerten Sache 
bestehen, erst mit der Besitzubertragung; und wird in einem solchen 
Falle der Besitz auf den Erwerber von einer dritten Person übertragen, 
so bleiben die dieser dritten Person zustehenden Pfandrechte trotz der 
Veräußerung bestehen, auch wenn der Erwerber von deren Existenz 
nichts weis. BGB. § 936, HGB. § 366 Abs. 2. 

Pfandverkauf. Gesetzliche und vertragliche Pfandrechte erlöschen 
femer durch den Verkauf der Pfandsache, welchen der Pfandgläubiger 
zu dem Zwecke seiner Befriedigung aus der Pfandsache betreibt Nach 
Abzug der Verkaufsunkosten und Befriedigung des betreibenden Pfand- 
gläubigers und der demselben im Range vorgehenden PfandgläuUger, 
bleibt der Verkaufserlos mit den etwa noch bestehenden Pfandrechten 
behaftet; für diese tritt der Erlös an die Stelle des Pfandes. BGB. 

§ 1247. 

Richterliche Pfandrechte. Richterliche Pfandrechte an bew^- 
lichen Sachen erlöschen durch Verkauf im Wege der Zwangsvollstreckung, 
durch Aufhebung der Verfügung, in deren Verfolg das Pfandrecht ent- 
stand, durch Verzicht des Pfandgläubigers und durch den Untergang 
der gepfändeten Sache. 

Obige für die gesetzlichen Pfandrechte angegebenen Erlöscbungs* 
gründe gelten auch für die seerechtlichen gesetzlichen Pfiaindrechte, mit 
Ausnahme der Besitz- und Eigentumsübertragung. Näheres s. unten 
§ 200. 

§ 197. ZorttckbelMiltiiiigftrecht — Wer zur Herausgabe eines 
G^enstandes verpflichtet ist, kann, wenn ihm ein falliger An^rudi 
w^eh Verwendungen auf den Gegenstand oder wegen eines ihm durch 
diesen verursachten Schadens zusteht, die Herausgabe weigern, bis sein 
Anspruch befriedigt ist, es sei denn, daß er den Gegenstand durch eine 
vorsätzlich begangene unerlaubte Handlung erlangt hat. Der Gläubiger 
kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechtes durch Sicherheits- 
leistung abwenden. Die Sicherheitsldstung durch Bürgen ist ausge- 
schlossen. BGB. § 273 Abs. 2 und 3. 

Zwischen Kauf leuten besteht femer ein Zurückbehaltungsrecht 
wegen aller falligen Ansprüche aus beiderseitigen Handelsgeschäften, 
soweit Sachen des Schuldners auf Grund von Handelsgeschäften in den 
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Besitz des Gläubigers gelangt and, ohne daß der Gläubiger verpflichtet 
wäre, mit den Sachen in einer mit der Ausübung des Zurückbehaltungs- 
rechtes unvereinbaren Weise zu verfahren. Dem Inbesitzhaben steht es 
gleich, wenn der Gläubiger mittels Konnossementes, Ladescheines oder 
Lagerscheines über Sachen des Schuldners verfugen kann. Die Aus- 
übung des Zurückbehaltungsrechtes kann durch Sicherheitsleistung, 
jedoch nicht durch Bürgenstellung al^ewendet werden. Dieses Zurück- 
behaltungsrecht besteht aber einem Dritten gegenüber nur dann, wenn 
der Gläubiger auch diesem Dritten diejenigen Einwendungen entgegen- 
halten kann, welche ihm gegen den Anspruch des Schuldners auf Heraus- 
gabe der Sachen zustehen. Andererseits gewährt das kaufmännische 
Retentionsrecht, nicht aber das des BGB. § 273, ein Recht, taJis weder 
2^1ung noch Sicherheitsleistung erfolgt, den zurückbehaltenen Gegen- 
stand zwecks Befriedigung der falligen Ansprüche zu verkaufen. HGB. 

§ 369- 

Der Schiffer ist berechtigt und, bei Gefahr persönlicher Verant- 
wortlichkeit, verpflichtet, die Ladung zurückzubehalten, bis die auf ihr 
haftenden Beiträge zur großen Haverei, Bergungs- und Hilfskosten und 
Bodmereigelder bezahlt oder sichergestellt sind. HGB; § 615 Abs. i. 

Desgleichen haben Personen, welche ein Schiff oder Ladung, strand- 
trÜUge oder seetriftige Güter geborgen haben, ein Zurückbehaltungsrecht 
an diesen Gegenständen wegen des ihnen zustehenden Anspruches auf 
Bergelohn (vgl oben § 107). 

Das Zurückbehaltungsrecht ist kein Pfandrecht Ein Pfandrecht 
gewährt ein' Recht an der Sache selbst, ein ius in re, nicht aber das 
Zurückbehaltungsrecht. Von dem kaufmännischen Zurückbehaltungsrecht 
des HGB. § 369 abgesehen, ist es lediglich ein Druck, der auf den 
Empfangsberechtigten ausgeübt wird, um ihn zu zwingen, Auslagen und 
Schäden, die den Besitzer der Sache getroffen haben, zu vergüten. 
Pfandrechte gehen daher stets dem Zurückbehaltüngsrechte vor, mögen 
sie nun später oder früher entstanden sein. 

Aus diesem Grunde muß das Zurückbehaltungsrecht zessieren, wenn 
die auf dem zurückbehaltenen Gegenstande lastenden Forderungen dem 
Ansprüche des Zurückbehaltenden vorgehen und den Wert des Gegen- 
standes erschöpfen. Ist z. B. ein Wrack geborgen und fiir M. 4000 ver- 
kauft worden und der Reeder schuldet der Mannschaft dieses Wrackes 
M. 5000 Heuer, so hat der Berger keinen Anspruch auf den Verkaufs- 
erlös (welcher an die Stelle des Pfandes getreten ist); er ist nicht be- 
rechtigt, den Verkaufserlös gegenüber der Mannschaft zurückzubehalten, 
wdche sich wegen ihrer Heuerforderungen aus demselben befriedigen 
will . Das Urteil des OLG. IV in 96 R i dürfte daher unrichtig sein. 
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21. Kapitel. Umfang und Erlöschen seerechtlicher Pfandrechte. 

§§198-203. 
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§ 198. Umfang der seereehtUchen Pfandrechte. — Bestdit 
das Kandrecht an mehreren Sachen, so haftet jede fiir die ganze For- 
derung. BGB. § 1222. Ein Schiffsgläubiger kann sich daher an Schiff 
oder Fracht oder beiden halten — einerlei, ob das Schiff im Eigentum 
eines Einzelreeders steht oder einer Reederei gehört, HGB. § 763; der 
Gläubiger kann sich z. B. für seine ganze Forderung aus der Fracht 
allein befriedigen. Sind Schiff, Fracht und Ladung verbodmet worden, 
so ist der Bodmereigläubiger iii seinem Rechte, wenn er sich eines 
dieser tYandobjekte auswählt, dasselbe zum Pfandverkaufe bringt und 
sich aus dem Erlöse für seine ganze Forderung befriedigt, HGB. § 691 
Abs. I. Ebenso kann sich ein Hilfslohngläubiger an Schiff und Fradit 
oder an nur einem von beiden (HGB. §§754 Nr. 4, 756) und, falis 
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Ladung mitgerettet worden ist, auch an der Ladung allein halten: er 
kann jeden dieser Gegenstände für seine ganze Forderung in Anspruch 
nehmen. Dasselbe gilt von dem Pfandrechte, das auf Schiff und Fracht 
wegen der Bdtrage zur großen Haverei lastet HGB. §§ 725 Satz i, 
754 Nr. 5, 756. 

Andererseits aber haftet das die Frachtforderung sichernde Pfand- 
recht nur an den Gütern, für deren Transport die Fracht geschuldet 
wird, und nicht etwa an der ganzen Ladung. . Über eine Gesamthaftung 
der Empfiihgei' für entstandenes Liegegeld s. oben § 184. Das gleiche 
gilt für die Havariegrossebeiträge, welche von der Lädung zu entrichten 
sind: jeder Ladungsteil haftet nur für den von ihm auf Grund der 
Dispache geschuldeten Beitrag. HGB. § 725 Satz 2. 

Der SchifTer kann die Auslieferung der Güter verweigern, bis ihm 
genügende Sicherheit für den vollen Betrag gegeben worden ist, welcher 
für Havari^^ossebeiträge, Hilfslohn oder Bodmerei geschuldet wird; er 
kann die ganze Ladung retinieren, auch wenn ihr Empfanger sich nur 
weigert, dnen kleinen Bruchteil der von ihm geschuldeten Beträge zu 
bezahlen oder Sicherheit dafür zu geben, den größeren Teil dieser Be- 
trage aber bereits bezahlt hat Dasselbe gilt von der Fracht: wenn 
der Empfanger auch nur den kleinsten Teil davon zurückhält, darf der 
ScbifTer die ganze Ladung des Empfangers retinieren. 88 H. 119 OLG. IL 
Nicht nur haftiet das Pfandrecht an jedem einzelnen Teile des Pfandes 
für den vollen Betrag der Schuld^ sondern es haftet auch das ganze 
Pfand für jeden einzelnen Teil der Schuld. 

§ 199. InsbesoBdere das Pfandrecht an Sehlff und Fracht — 
Schiff. Das Schiff und das Zubehör des Schiffes haftet den Schiffs- 
gläubigem. HGB. § 755 Abs. i. Zubehör des Schiffes sind auch die 
Schiffsboote, sowie alle anderen Gegenstände an Bord eines Schiffes, 
welche dem wirtschaftlichen Zwecke des Schiffes dauernd zu dienen 
bestimmt sind. Im Zweifel werden Gegenstände, die in das Schiffs- 
inventar eingetragen sind, als Zubehör deis Schifies angesehen. HGB. 
§ 478» BGR § 97. 

Das Schiff haftet dem Gläubiger in dem Zustande, in welchem es 
sich zur Zeit der Beschlagnahme befindet Reparaturen, welche der 
Reeder. nach Entstehung des Pfandrechtes vorgenonmien und bezahlt 
hat, kommen dem Gläubiger zugute. Das deutsche Recht gews^rt 
kein Pfandrecht für Verwendungen, welche den Wert einer Sache er- 
höhen; solche Verwendungen gewähren höchstens ein Zurückbehaltungs- 
recht (vgl oben § 197). Wenn man aber dem Reeder verstatten wollte, 
von dem Verkaufserlöse zunächst den Wert der von ihm bezahlten Ver- 
besserungen für sich abzuziehen, so wäre dies gleichbedeutend mit der 
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Einräumung eines Pfandrechtes zugunsten des Reeders von allererstem 
Range. Ein solches Pfandrecht kann aber nicht zugelassen werden, 
sofern das Gesetz es nicht ausdrücklich bestimmt In dem langen und 
3orgrfaltig erwogenen Katalog von SchifTsglaubigerrechten im § 754 HGB. 
fehlt dieses Pfandrecht — und mit gfutem Grunde. Die. Gründe für 
die Statuierung eines SchifTsgläubigerrechtes sind dieselben wie die- 
jenigen, welche zu einer Beschränkung der Reederhaftung gefuhrt haben; 
nimmt der Reeder eine Sache persönlich in die Hand» so haftet er 
personlich; es fehlt jeder Grund, um seine Haftung zu beschranken, es 
fehlt daher auch jeder Grund für die Gewährung eines Pfandrechtes» 
welches im Range allen nichtseerechtlichen P&ndrechten vorginge. Es 
verstößt daher gegen den tredanken des Gesetzes, wenn man dem 
Reeder für sdne eigenen Reparaturen ein Pfandrecht an seinem For- 
tune de mer gewähren wollte. Ein solches Pfandrecht ist dem Reeder 
für Hilfeleistung, welche er dem eigenen Schiffe gebracht hat, zugebilligt 
worden (vgl oben § 90): in diesem Falle rechtfertigten wirtschaft£che 
Erwägungen eine vielleicht etwas künstliche Auslegung des G-esetzes. 
In unserem Falle aber hieße ein Vorabzug wegen eigener Reparaturen 
die Schaffung dnes neuen Pfandrechtes, von welchem in dem Gesetzes- 
texte auch beim besten Willen eine Spur nicht zu entdecken ist Wir 
können daher der Entscheidung des LG. in 83 H. ^^ und des OLG. IV 
in 99 H. 84, welche dem Reeder einen solchen Vorabzug gestatten, 
nicht beipflichten. 

Fracht Das gesetzliche Pfandrecht eines jeden Schiffsgläubigers 
erstreckt sich außerdem auf die Bruttofracht derjenigen Reise, aus 
welcher seine Forderung entstanden ist HGB. § 756. Über den 
Begriff einer Reise s. die Bemerkungen im § 190 sub 2 — 6. Das 
Pfandrecht besteht auch, wenn Fracht vorausbezahlt worden ist; es 
finden dann nur diejenigen Regeln Anwendung, welche fiir den Fall ge- 
geben worden sind, daß die bei Ablieferung der Grüter geschuldete 
Fracht bereits an den Schiffer oder an den Reeder bezahlt worden ist, 
bevor der Gläubiger den Frachtanspruch pfänden oder die Fracht in 
den Händen des Schiffers mit Beschlag belegen konnte (s. unten § 202). 
RG. 33 Nr. 17 sub m. 

Sind Güter für Rechnung des Reeders abgeladen worden, so er- 
streckt sich das Pfandrecht des Schiffsgläubigers auf eine Sunune, 
welche der am Abladungsorte zur Abladungszeit für solche Güter 
üblichen Fracht entspricht Der Fall wird so behandelt, als ob der 
Reeder diese Sunune als Fracht bereits einkassiert hat Es finden also 
auch in diesem Falle die unten § 202 zu erörternden Regeln Anwendung. 
HGB. § 771 Abs. S. 
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Konnossements- oder Charterfrs^cht Erstreckt sich das 
FEzuKlrecht des Schiffi^^ub^ers auf die Charter- oder auf die Kon- 
nossementsfracht? Das Gesetz schweigt und eine gerichtliche Ent- 
scheidung ist noch nicht ergangen. Ist Fracht verbodmet worden, so 
ist, mangels ausdrücklicher Vereinbarung , die Konnossementsfracht als 
verbodmet anzusehen, weil die Konnossementsfracht dem Seerisiko aus^ 
gesetzt ist 91 H. 22 OLG. L Aus demselben Grunde kontribuiert die 
Konnossements- und nicht die Charterfracht in Havariegrosse. Dasselbe 
gilt für den Fall einer Hilfeleistung in Seenot; Hilfslohn ist das charak- 
teristische Beispiel für eine Havari^^osseausgabe; der Hilfslohn ist nach 
dem Werte der Konnossements- und nicht nach dem Werte der Charter? 
fracht zu bemessen. Nun wird man freilich nicht sagen dürfen: weil 
das Pfandrecht des Bodmereigläubigers sich auf die Konnossementsfracht 
erstreckt, so tut dieses auch das für den Anspruch auf Havariegrosse- 
bdträge oder auf I£lfslohn gewährte Pfandrecht; denn das eine Pfand- 
recht beruht auf Rechtsgeschäft und das andere auf gesetzlicher Vor- 
schrift Aber es wäre doch eine eigentümliche Anomalie, die Kon- 
nossementsfracht in Havari^^osse kontribuieren zu lassen und zur 
Sicherung dieses Anspruches ein Pfandrecht nur an der Charterfracht 
zu gewähren* Die Konnossementsfracht ist dem Seerisiko ausgesetzt; 
die Charterfracht nur insoweit, als sie in der Konnossementsfracht ent- 
halten ist Warum soll nun die zug^unsten des Hauptbefrachters be^ 
stehende Differenz zwischen Charter- und Konnossementsfracht der ein- 
zige im Risiko stehende Gregenstand sein, auf welchen sich ein Pfandrecht 
des Schiffsgläubigers nicht erstreckt, ein Pfandrecht, welches fiir wert- 
erhaltende Mafiregeln dem Schiffsgläubiger gewährt worden ist, für 
Afeifiregeln also, welche dazu beigetragen haben, auch diese Differenz 
dem Haiiptbefrachter zu erhalten? Man wird vielleicht einwenden: 
„Dies mag zutreffen für Havariegrosse und IClfeleistüng in Seenot, denn 
diese kommen der ganzen Aventiure zugute; andere Ansprüche aber, 
welche Schif&gläubigerrechte gewähren, entstehen im alleinigen Interesse 
des Reeders: für diese mag der Reeder mit seiner Charterfracht allein 
haften; würde man die Konnossementsfracht dem Pfandrechte eines 
Schiffsgläubigers unterwerfen, so würde der Hauptbefrachter auch für 
ein Verschulden der Schiffsbesatzung aufrukonunen haben, wenn z. B. 
ein durch Schuld der letzteren angeranntes Schiff die Konnossements- 
fracht mit Beschlag belegt" Dieser Einwand ist jedoch nicht, schlüssig. 
Der Befrachter hat einen persönlichen Anspruch gegen den Reeder auf 
Auskehrung der Differenz; dieser Anspruch ist, unserer Ansicht nach, 
auch nicht einmal durch ein Schiffspfandrecht gesichert (vgl. oben § 188). 
Wenn nun ein Schiffsgläubiger die Kqnnossementsfracht pföndet und 
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sich aus ihr bezahlt macht, so hat dies mit dem besagten Ansprüche 
gar nichts zu tun; dieser bldbt unberührt davon und wirksam nach wie 
vor. Von einem Verhaftetsein für die Schulden der Keederd kann 
daher gas kdne Rede sein» um so weniger als der Reeder und nicht 
der Befrachter einen Frachtanspruch gegen den Empfanger hat, der 
Schiffsgläubiger also einen Anspruch des Reeders und zwar des Reeders 
allein pfändet (vgl. oben § i88). Das Gesetz laßt die Bruttofracht dem 
Schifi^läubigerrechte unterworfen sein, gerade um es dem Glaubiger zu 
ermöglichen, die Fracht zu pfänden und sich überweisen zu lassen, so 
wie sie vom Empfanger geschuldet wird. Der Glaubiger soll nicht 
erst Berechnungen anzustellen brauchen, wieviel von der geschuldeten 
Fracht ihm verhaftet ist; darum verwarf man den Gedanken, nur die 
Nettofracht seinem P&ndrechte zu unterwerfen. Wie ihm das Schiff 
verhaftet ist in dem Zustande, in welchem es sich zur Zeit der Beschlags 
nähme befindet, so soll ihm auch die Fracht verhaftet sein zu dem 
Betrage, zu welchem sie zur Zeit der Beschlagnahme vom Empfanger 
geschuldet wird. Ebenso wie es für die Ausübung des Schiffiglauhiger- 
rechtes gleichgültig ist, wer der Eigentümer des Schiffes ist (vgl. unten 
§ 200) und ob das Zubehör des Schiffes dem SchifTseigentümer gehört 
oder nicht, so ist es auch vollkommen irrelevant, wem die Fracht gebührt 
Das Pfandrecht des Schiffsgläubigers erstreckt sich auf das Schiff, wie er 
es bei der Beschlagnahme vorfindet; und auf die Fracht, vnt sie für die 
transportierte Ladung geschuldet wird, also auf die Konnossementsfracht 
Vgl. hierzu Prot S. 2886/87, 2929/30. Die meisten Schriftsteller lassen 
allerdings nur die Giarterfracht dem Schifi^läubigerrechte unterworfen sein. 

Ein vertragliches Pfandrecht erstreckt sich natürlich nur auf die 
Charter- und nicht auf die Konnossementsfracht — ebenso wie ein 
vertragliches Schiffspfandrecht sich nicht auf diejenigen Zubehörstücke 
erstreckt, welche nicht in das Eigentum des Reeders gelangt sind. BGB. 
§ 1265 Abs. I. 

Liegegeld. Liegegeld ist Extrafiacht (s. oben § 185); das Pfand- 
recht des Schiffsgläubigers erstreckt sich daher auch auf das Liege- 
geld — nicht aber auf etwaige Auslagen und Vorschüsse, die auf die 
Ladung gemacht worden sind und nunmehr vom Empfanger geschuldet 
werden. Dem Pfandrechte unterliegen ebenfalls nicht die neben der 
Fracht geschuldeten Kaplaken, Primagen oder andere dergleichen Ver- 
gütungen, falls dieselben dem Schiffer zugute konunen und nicht etwa 
dem Reeder geschuldet werden. 

Passagegelder. Pässagegelder sind dem Pfandrechte des Schifis- 
gläubigers ebensogut unterworfen, wie die fiir den Transport von Gütern 
geschuldete Fracht HGB. § 677. 
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§ 200. Erloschen seerechtlicher Pfandrechte. — (Vgl. oben 
§ 196.) Seerechtliche Pfandrechte erlöschen mit der Forderung, für 
welche sie bestehen, femer nach Maßgabe des oben im Abs. i des 
§ 196 Gesagten durch Verzicht des Gläubigers oder wenn das Pfand- 
recht mit dem Eigentum in derselben Person zusanmientrifit Femer 
erlischt das P&ndrecht mit dem Untergange des P&ndes; solange aber 
noch Teile von Schiff oder Ladung existieren, besteht das Pfandrecht 
an ' diesen fort Das Pfendrccht an der Fracht erlischt mit dem Ver- 
zicht des Frachtglaubigers auf seinen Frachtanspmch oder wenn auf 
andere Weise der Frachtglaubiger die Fordemng zum Erlöschen bringt, 
z. B. durch eine Aufrechnungserklärung. 

Besitz- und Eigentnmsflbertragnng. — Wesentlich verschieden 
aber von den für nichtseerechtliche Pfandrechte an beweglichen Sachen 
geltenden Grundsätzen gestaltet sich die Rechtslage bei einer Besitz- 
'oder Eigentumsübertragung von Schiff, Fracht oder Ladung. 

Schiff. Das Pfandrecht des Schif&gläubigers erlischt nicht mit der 
Übertragung des Besitzes oder des Eigentumes am Schifie. HGB. 
§ 755 Abs. 2. Über die Art und Weise einer Eigentumsübertragung 
von Schiffen vgl. oben § 13. Die zum Schutze des guten Glaubens 
getroffenen Bestimmungen (vgl. oben § 196) finden keine Anwendung. 
Jedoch be^iwkt ein Verkauf des Schiffes das Erlöschen säriitlicher see- 
rechtlicher und.nichtseerechtlicher, gesetzlicher und vertraglicher Pfiamd- 
rechte (HGB. § 764 Abs. 2) in den folgenden Fällen: 

1. Verkauf im Inland. Wenn ein Schiff im Wege der Zwangs- 
versteigerung im Inlande verkauft wird. HGB. § 764. 

2. Verkauf im Ausland. Wenn ein Schiff im Auslande zwangs- 
weise verkauft wird und nach den Gesetzen des Verkaufsortes Pfand- 
rechte durch einen solchen Verkauf erlöschend 06 H. 32 OLG. IL Auch 
bei einem freiwilligen Verkauf, selbst wenn er unter der Hand geschieht, 
müssen bestehende Pfandrechte erlöschea, wenn ein solcher Verkauf 
nach den Gesetzen des Verkaufsortes das Erlöschen der Pfandrechte 
zur Folge hat Der Schutz, welchen die eigenen Gesetze des Käufers 
diesem angedeihen lassen, muß überall respektiert werden. 

3. Verkauf durch Schiffer. Wenn der Schiffer in den Grenzen 
seiner gesetzlichen Befugnisse das Schiff veräußert HGB. § 764. Dies 
trifft nur zu bei einem Verkaufe außeriialb des Heimatshafens im Falle 
zwingender Notwendigkeit Daß ein Fall zwingender Notwendigkeit vor- 
liegt, müssen Sachverständige bekundet und sodann das Ortsgericht 
unter Zuziehung des deutschen Konsuls, wo ein solcher vorhanden ist, 
bestätigt haben. Ist keine Gerichtsbehörde und auch keine andere Be- 
hörde und auch nicht ein deutscher Konsul am Orte vorhanden^ welcher 
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die Untersuchung übernimmt, so bat der Scbiffer zur Reditfertigung 
seines Verfahrens das Gutachten von Sachverständigen einzuholen und, 
wenn dies nicht m^lich ist, sich mit anderen Beweisen zu versehen. 
Der Verkauf muß öffentlich geschehen. HGB. § 53a Ist der Verkauf 
nicht öffentlich geschehen oder lag ein Fall zwingender Notwendigkeit 
nicht vor, so tritt ein Erlöschen der Pfandrechte nach Mafigabe des 
§ 764 nicht ein. 

4. Verkauf von hoher Hand Wenn ein Schiff durch Ver- 
fügung von hoher Hand verkauft wird; wenn z. B. eine Behörde ein 
Wrack zur Deckung der Kosten seiner Beseitigung auf Grund Strandungs- 
ordnung § 25 verkauft (vgl oben § 107). 06 H. 32 OLG. IL 

5. Verkauf als gute Prise. Wenn ein Schiff als gute Prise 
kondemniert und verkauft wird 06 H. 32 OLG. IL 

6. Sonstige Verkaufsarten. Wird ein Schiff unter anderen als 
den angegebenen Umstanden verkauft, bleiben Pfandrechte bestehen; der 
Schiffsgläubiger kann sein Pfandrecht gegen den jewdligen Eigentümer 
oder Besitzer des Schiffes verfolgen. Der Kaufer ist jedoch berechtigt, 
die Ausschließung der unbekannten Schiffsgläubiger mit ihren PCuid- 
rechten im Wege des Au%ebotsverfahrens zu beantragen. Hierüber be- 
stimmt ZPO. § 1002 folgendes: , Zuständig ist das Gericht, in dessen 
Bezirke sich der Heimatshafen des Schiffes befindet Bei di^etragenen 
Schiffen kann der Antrag erst nach Eintragung der Veräufierung des 
Schiffes gestellt werden. Der Antragsteller hat die ihm bekannten For- 
derungen von Schiffsgläubigem anzugeben. Die Aufgebotsfrist mufi min- 
destens drei Monate betragen. In dem Aufgebot ist den Schiffs- 
gläubigern, welche sich nicht melden, als RechtsnachteQ anzudrohen, 
dafi ihre P&ndrechte erlöschen, sofern nicht ihre Forderungen dem 
Antragsteller bekannt sind* Es kann also ein Schiffsgläubiger sein 
Pfandrecht auch nach Erlafi des Ausschlufiurteiles gegen den Erwerber 
verfolgen, wenn er beweist, daß seine Forderung demselben bekannt 
war. HGB. §765. 

Fracht Das Pfandrecht an der Fracht ist ein Pfandrecht an dem 
Rechte, die Fracht zu fordern — ob nun der Reeder die Fracht noch 
vom Empfanger zu fordern hat oder vom Schiffer, faUs dieser die 
Fracht bereits einkassiert hat Das PCamdrecht besteht, solang^e die 
Fracht noch aussteht oder sich in den Händen des Schiffers befindet 
Die Bestimmungen, welche zum Schutze des guten Glaubens getroffen 
sind, finden keine Anwendung. Eine Zession des Frachtan^rudies 
bringt daher das PCamdrecht nicht zum Erlöschen (HGB. § 771 Abs. i 
und 3); es kann gegen den Zessionar verfolgt werden, auch wenn dieser 
gutgläubig das Pfandrecht nicht kannte — es sei denn, dafi der Zes- 
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sionar nach den Grnindsatzen des internationalen Privatrechtes durch die 
Gresetze seines Landes geschützt wird Das Pfandrecht erlischt aber mit 
dem Eriöschen der Forderung, (Ür welche es besteht Ist daher die 
Fracht dem Reeder bezahlt worden , oder hat der Schiffer nach Ein- 
kassierung der Fracht dieselbe dem Reeder ausgehändigt, oder ist auf 
andere Weise der Anspruch auf Auskehrung der Fracht erloschen, so ist 
auch das P&ndrecht erloschen. 

Ladung. Ablieferung. Das zur Sicherung der Fracht und ihrer 
Nebenforderungen gegebene Pfandrecht an der Ladung erlischt nicht, 
wie andere P&ndrechte an beweglichen Sachen, mit der Rückgabe des 
Pfandes, das heifit hier: mit der Ablieferung des Grutes, sondern erst 
30 Tage nadi beendigter Ablieferung. Es erlischt jedoch bereits vor 
Ablauf dieser Frist, wenn und sobald der Besitz des Grutes nach der 
Ablieferung einem Dritten zu eigenem Rechte übertragen wird (so dafi 
der Empfanger auch nicht im mittelbaren Besitze des Grutes verbleibt), 
einerlei, ob der Dritte von der Existenz des Pfandrechtes etwas weifi 
oder nicht Andererseits erlischt das Pfandrecht auch nicht mit Ablauf 
der Frist, Calls der Pfandgläubiger dasselbe vorher gerichtlidi geltend 
macht und es ihm gelingt, des Gutes noch in den Händen desjenigen 
habhaft zu werden, an welchen dasselbe vom Schiffer abgeliefert worden 
i^ eineriei, ob dieser den unmittelbaren oder nur den mittelbaren Besitz 
des Gutes hat HGB. § 623 Abs. 2. 

Auf das Bestehen des Bodmerdpfandrechtes oder des Pfandrechtes 
für Havariegrossebdtrage oder Hilfslohn hat die Ablieferung des Grutes 
keinen Einflufi. Es erlischt weder mit der Ablieferung, noch mit dem 
Ablaufe einer bestimmten Frist nach erfolgter Ablieferung. Besitz- oder 
Eigentumswechsel (von dem Fall einer confusio al^esehen) ist somit 
kein Erioschungsgrund. Es kann jedoch nicht zum Nachteil eines 
dritten Erwerbers geltend gemacht werden, der den Besitz des dem 
Pfandrecht unterworfenen Gutes erlangt hat und dabei von der Existenz 
des Pfandrechtes gutgläubig keine Kenntnis hatte. HGB. §§ 696 Abs. 3, 
751 Abs. 2, 725 Satz 3. 

Verkauf. Ein Verkauf der Ladung hat in den folgenden Fällen 
das Erlöschen sämtlicher seerechtlicher und nichtseerechtlicher, vertrag- 
licher und gesetzlicher Pfandrechte zur Folge. 

tk Wenn der Schiffer innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen 
Befugnisse und im Interesse der Ladungsinteressenten während der Reise 
zur Abwendung eines erheblichen Verlustes Ladung verkauft (vgl. oben 
§ 87). HGB. §§ S3S Abs. 3, 777 Abs. 2, 764. 

2. Wenn der Schiffer innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen 
Befugnisse, jedoch nicht lediglich im Interesse der Ladungsinteressenten, 
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sondern um die Fortsetzuhg der Reise zu ertnoglichen, wahrend der 
Reise Ladung verkauft (vgl oben § 85). HGB. §§ 538, 540, 541. 

3. Wenn Ladung auf behördliche Anordnung (z. K auf Grund § 2$ 
Strandungsordnung) oder sonst durch eine Verfugung von hoher Hand 
oder als gute Prise 'verkauft wird. 

Ob P&ndrechte erlöschen, wenn Ladung unter anderen Umstanden 
verkauft wird, bestimmt sich nach den am Orte des Verkaufes gel- 
tenden Gesetzen. Für das deutsche Recht s. oben die AusQihrungen 
im § 196. 

§ 901. Ergatipfand. — Für den Fall des Verlustes oder der 
Beeinträchtigung ihres Pfuidrechtes ist den Schiffe- und Ladungs- 
gläubigem ein doppelter, sehr wirksamer Schutz zuteU geworden: in 
Gestalt der Ersatzpfandhaftung und der personlichen Verantwortlich- 
keit des Pfandschuldners. 

Wird das Pfand ganz oder teilweise verloren oder beschädigt und 
kann für den Veiiust oder die Beschädigung eine dritte Person zur 
Verantwortung gezogen werden, so erstreckt sich das Pfandrecht auf 
den gegen den Dritten bestehenden Entschädigungsanspruch. Sind z. B. 
Teile des Schiffes oder der Ladung in Havariegrosse aufgeopfert oder 
verkauft worden, so ist dieser Verlust in Hayariegrosse zu ersetzen: 
das an dem Schiffe oder der Ladung bestehende Pfandrecht erstreckt 
sich demgemäß auf den Anspruch auf 2^ahlung der geschuldeten 
Havariegrossebeiträge. HGB. §§ 775 Abs. i, ^^^ Abs. 2, Gleicher- 
maßen erstreckt sich das Pfkndrecht auf den Entschädigungsanspruch, 
welcher im Falle des Verlustes oder der Beschädigung des Schiffes 
oder der Ladung oder wegen entzogener Fracht im Falle des Verlustes 
oder der Beschädigung von Gütern dem Reeder oder Ladungs* 
interessenten demjenigen gegenüber zusteht, welcher den Schaden 
durch eine rechtswidrige Handlung verursacht hat. HGB. §§ 775 Abs. 2, 
777 Abs. 2. An die Stelle der zerstörten Teile des Pfandes tritt der 
Eintschädigungsanspruch oder, falls die Entschädigung bereits bezahlt 
ist, die Entschädigungssumme sich aber noch in den Händen des 
Schiffers befindet, der Anspruch des Entschädigrungsbetechtigten auf 
Herausgabe dieser Sunmie. Das Ersatzpfandrecht erlischt aber, sobald 
der Entschädigrungsberechtigte die Summe eingezogen oder auf seinen 
Entschädigungsanspruch wirksam verzichtet oder densdben auf aiidere 
Weise (z. B. durch Aufrechnung) zum Erlöschen gebracht hat. Es be- 
geht also nur solange, als der Ersatzanspruch besteht oder die Ersatz- 
summe noch nicht in die Hände des Berecbt^en gelangt ist* 

Verkauf des Schiffes. Vorstehende Regeln finden Anwendung 
in dem Falle, daß es sich um den Verkauf eines Schiffes handelt 
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Pian(frechte, welche an einem Schiffe bestehen, erloschen mit dem Vier- 
kaufe desselben, falls das Schiff hn Wege der Zwangsver9teigerung 
im Iidaiide oder vom Schiffer innerhalb seiner gesetzlichen Befugnisse 
oder durch eine Verfugung von höher Hand verkauft wird, ferner durch 
AusschlüfiurteO auf Ghrund eines Aufgebotsverfahrens oder wenn die am 
Orte des Verkaufes geltenden Gesetze dieses bestimmen (vgl oben 
§ 200 sub I — 4 und 6). Soweit Pfandrechtie hiemach erlöschen, tritt an 
deren Stelle der Anspruch auf Aüskehrung des Verkaufserlöses. 

Geschieht der Verkauf auf Betreiben eines Pfandgläubigers, .so sind 
vom Verkaufsarlöse zunächst die Verkaufskosten und diejenigen Beträge 
abzuziehen, welche dem den Verkauf betreibenden Gläubiger und den 
ihm im Range vorgehenden Gläubigem geschuldet werden. Der Rest 
haftet dann den übrigen Pfandgläubigem als Ersatzpfand für das ver^ 
kaufte Schiff. 

Das Ersatzpfandrecht besteht nur solange, als der Anspruch auf 
2^1ung des Kaufpreises besteht bzw. die KauCsumme noch nicht in die 
Hände des Reeders gelangt ist HGB. §§ 764, 765, 773. 

Verkauf der Ladung. Verkauft der Schiffer während der Reise 
veipfandete Ladung innerhalb der Grrenzen seiner gesetzlichen Befugnisse 
und im Interesse der Ladungsinteressenten zum Zwecke der Abwendung 
eines erheblichen Verlustes (vgl. oben § 87), so tritt an die Stelle der 
Ladung als Ersatzpfand der Anspruch auf den Verkaufserlös. Das 
Ersatzpfandrecht besteht, solange die Kaufsumme noch aussteht oder 
sich noch in den Händen des Schiffers befindet HGB. § jjj Abs. 2. 

Das gleiche gilt, wenn der Schiffer befugtermafien Ladung zum 
Zwecke der Fortsetzung der Reise verkauft hat (vgl. oben § 85); ein 
Ersatzpfandrecht besteht in diesem Falle aii dem Ansprüche des Ladungs- 
interessenten gegen den Reeder auf Zahlung einer dem Marktwerte bzw. 
dem Verkaufserlöse entsprechenden Summe. Dieser Anspruch des 
Ladungsinteressenten ist der Anspruch eines Schiffsgläubigers; das 
Ersatzpfänd also eine durch ein Pfandrecht gesicherte Forderung. Die 
Ausübung des Ersatzpfandrechtes bestimmt sich demgemäß nach §§ 1 282^ 
1285 BGB. Reicht das Fortune de mer des Reeders nicht aus (z. B. 
wegen vorgehender Schiff^läubiger), um Ladungsgläubiger und Ladungs- 
interessenten zu .befriedigen, so trifft der Ausfall zunächst den Ladungs- 
interessehten, da dessen Forderung mit dem Pfandrechte deß Ladungs* 
gläubigers belastet ist 

In allen übrigen Fällen, in denen ein Pfandrecht an der Ladung niit 
deren Verkauf erlischt (vgl. oben § 200 a. E. sub 3), entsteht ein Ersatz- 
pfandrecht, soweit der Ladungsinteressent einen Anspruch auf den Kauf- 
preis oder sonst einen Entschädigungsanspruch wegen des Verkaufes 
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seiner Ladung hat In diesem Falle gelten die bisher entwickehen 
Grundsatze. 

Geschieht der Verkauf auf Betrdben eines Pfandglaubigers (z. B. des 
Reeders wegen der Fracht), so sind vom Verkaufserlöse zunächst die 
Verkauiskosten und diejenigen Betrage abzuziehen, wdche dem den 
Verkauf betreibenden Qäubiger und den ihm im Range voi^henden 
Gläubigem geschuldet werden. Der Rest haftet dann den übrigen 
Ladungsgläubigem als ErsatzpfiEUid für die veiicaufte Ladung. BGB. 

§ 1247- 

Zession der Ersatzforderung, Besteht das Ersatzp£u)d in dner 
Forderung, so hat eine Übertragung dieser Forderung auf eine dritte 
Person ein Erlöschen des Pfandrechtes nicht zur Folge; es wird vidmehr 
die Forderung mit dem ihr anhaftenden Pfandrechte übertragen. Das 
Pfandrecht kann also auch gegen den Zessionar geltend gemacht werden, 
sofern dieser nicht etwa durch die Gesetze seines Landes nach den 
Regeln des internationalen Privatrechtes geschützt ist 

Versicherungssumme. Auf die im Falle von Veriust oder Be- 
schädigrung von Schiff, Fracht oder Ladung zu bezahlende Verdcherungs- 
sunune erstreckt sich das Pfandrecht der Gläubiger selbstverständlich 
nicht Denn ein Verlust oder eine Beschädigung haben den Ersatz- 
anspruch gegen die Versicherer nicht von sdbst, ipso facto, zur Folge; 
er resultiert vidmehr aus einer besonderen Verdnbarung, nämlich dem 
Versicherungsvertrage. 

§ a03. PersSnllehe HaftnBg des Reeden und SeUlTera. — 
Der zwdte wirksame Schutz fiir die Pfandgläubiger ist die personliche 
Haftung des Reeders oder Ladungsinteressenten, wdche dntritt, sobald 
in Gemäfiheit des vorstehend Gesagten das Pfandrecht erlischt (re^. 
bednträchtigt vnrd). Außerdem ist auch der Schiffer personlich haftbar, 
£adls durch sein Verschulden die Rechte dnes Pfandgläubigers beeinträch- 
tigt werden. 

Haftung des Schiffers. Der SdüfTer darf die Güter nicht eher 
ausliefern, als bis die darauf haftenden Bdträge zur großen Haverei, 
Bergungs- und Hilfskosten und Bodmereigdder bezahlt oder sichergestellt 
sind. Handelt er dieser Vorschrift zuwider, so haftet er für den daraus 
entstehenden Schaden. Sind es Havariegrossebeiträge, wdche auf der 
Ladung lasten, so ist er persönlich verantwortlich für diejenigen Bd- 
träge, welche von den von ihm ausgelieferten Grütem zu entrichten sind. 
HGB. § 731 Abs* I. Handdt es sich um Bodmerd oder Hilfslohn, so 
haftet der Schiffer personlich für den ganzen Betrag, bis zu wdchem 
der Gläubiger sich aus den ausgelieferten Gütern zur Zdt der Aus- 
lieferung, also ohne Rücksicht auf etwa später eingetretenen Schaden 
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oder Verlust, hätte befriedigen können. Zugunsten des Bodmerei- 
gläubigers wird sogar die gesetzliche Vermutung aufgestellt, daß der- 
selbe seine vollständige Befriedigung aus den ausgelieferten Grütem 
hätte erlangen können. In Fällen von Bodmerei und Hilfslohn haftet 
daher der Schiffer entweder für den vollen Betrag der Schuld oder, 
falls dieser geringer ist, mit dem Werte, welchen die Güter zur 21eit 
ihrer Auslieferung gehabt haben — und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob sich das Pfandrecht nur auf die Ladung, oder auf Schiff, Fracht und 
Ladung erstreckte. Gegenüber dem Bodmereigläubiger muß er außer- 
dem, falls er nicht die ganze Forderung begleichen will, beweisen, wie- 
viel weniger die Güter zur Zeit ihrer Auslieferung wert waren als der 
Betrag der Forderung, für welche das Pfandrecht an den Grütem er- 
wuchs- HGB. §§ 694, 752 Abs. I. 

Ebenso darf der Schiffer einen Hafen nicht verlassen, in welchem 
etwaige von dem Schiffe oder der im Risiko des Reeders stehenden 
Fracht zu leistende Havariegrossebeiträge zu entrichten sind (vgl oben 
§§ 148 ff.), bevor er für dieselben den Ladungsbeteiligten Sicherheit be- 
stellt hat HGB. § 730. Handelt er dieser Vorschrift zuwider, so haftet 
er den Gläubigem persönlich für den daraus entstehenden Schaden. 
Kannte der Reeder diese Schiffsschuld, und war auf seine Anordnung 
hin das Schiff auf eine neue Reise ausgesandt, ohne daß vorher den 
Ladungsbeteiligten Sicherheit bestellt worden ist, so haftet der Reeder 
auch nach HGB. § 774 (vgl. unten sub 2). 

Hat der Schiffer außerhalb der Grenzen seiner gesetzlichen Befug- 
nisse und ohne besondere Vollmacht das Schiff, Schiffsteile oder Güter 
während der Reise verkauft, so haftet er persönlich für jeden Schaden, 
welcher einem Pfandgläubiger nachweisbar aus seiner Handlungsweise 
erwachsen ist 

Neben dem Schiffer haftet der Reeder für jeden Schaden, welcher 
auf ein Verschulden des Schiffers zurückzuführen ist, nach den allge- 
meinen oben §§ 64 ff. erläuterten Grundsätzen. HGB. §§ 695, 752 Abs. 2, 
731 Abs. 2. 

Haftung des Reeders bei Erlöschen des Pfandrechtes. Ab- 
gesehen von den Fällen, in denen der Reeder für ein Verschulden seines 
Schiffers auch persönlich haftet (weil er z. B. selbst die Handlungsweise 
des Schiffers angeordnet hat), kann ein Schiffi^läubiger den Reeder 
überall dann persönlich haftbar machen, wenn der Reeder selbst das 
Erlöschen des Pfandrechtes bewirkt hat Dies ist z. B. dann der Fall, 
wenn er die Fracht eingezogen oder durch Verzicht, Aufrechnung oder 
auf andere Weise den mit dem Pfandrecht behafteten Anspruch auf Be- 
zahlung der Fracht zum Erlöschen gebracht hat Er haftet dann den 

Sieveking, Seerecht. 2$ 
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SchiflTsglaubigem personlich, und zwar einem jeden von ihnen zur Höbe 
desjenigen Betrages, bis zu welchem er sich aus dem noch intakten 
Frachtanspruche hätte befriedigen können. HGB. §771 Abs. 4. Der 
Reeder ist in dem gleichen Umfange persönlich verantwortlich, wenn 
die Fracht vorausbezahlt worden ist oder Güter für Rechnung des 
Reeders verschifft worden waren (vgl. oben § 199). HGB. § 771 Abs. 5. 

Das gleiche gilt, wenn durch eine rechtswidrige Handlung Schiff 
oder Fracht verloren oder das Schiff beschädigt worden ist und der 
Reeder die Entschädigungssumme eingezogen oder auf andere Weise 
den Ersatzanspruch zum Erlöschen gebracht hat In gldcher Weise 
tritt an die Stelle des erloschenen Ersatzpfandrechtes die persönliche 
Verantwortlichkeit des Reeders, wenn er den Erlös aus einem Verkaufe 
des Schiffes oder Havariegrossebeiträge eingezogen hat, welche ihm 
wegen Beschädigung oder Verlustes von Schiff oder Fracht geschuldet 
wurden. HGB. §§ 773, 775 Abs. 3. 

Besteht das Pfand oder das Ersatzpfand in einer Forderung (z. B. 
im Ansprüche auf die Fracht oder auf Havariegrossebeiträge oder auf 
Entschädigung wegen einer rechtswidrigen Handlung), so macht eine 
Übertragung der Forderung den Reeder nur dann persönlich verantwort- 
lich, wenn die Übertragung auch das Erlöschen des Pfand- oder Ersatz- 
pfandrechtes zur Folge hat (vgl oben §§ 200, 201 a. E.). 

Es ist zu beachten, daß durch eine Zahlung der Schuld das Pfand- 
recht nur dann erlischt, der Reeder also auch nur dann persönlich 
haftbar wird, wenn die Zahlung an den Reeder selbst erfolgt ist Hat 
ein Vertreter des Reeders (der Schiffer z. B. oder der Schiffemalder 
oder ein sonstiger Bevollmächtigter) die Schuld einkassiert, so haftet das 
Pfeind- oder Ersatzpfandrecht an dem Ansprüche des Reeders auf Heraus- 
gabe des gezahlten Betrages. Erst mit dem Erlöschen dieses Anspruches 
tritt die persönliche Haftung in dem oben angegebenen Umfenge ein. 

Bei Beeinträchtigung des Pfandrechtes. Auf einer ganz 
anderen Basis steht die persönliche Haftung des Reeders, welche dann 
eintritt, wenn er vorsätzlich oder grobfahrlässig das Pfandrecht eines 
Schiffsgläubigers beeinträchtig^. Er haftet dann nach den allgemeinen 
Crrundsätzen über Schadensersatz. Der Gläubiger hat einen Anspruch 
auf Ersatz desjenigen Schadens, welchen er nachweisbar durch die 
Handlungsweise des Reeders erlitten hat, ohne Rücksicht darauf, ob das 
Pfandrecht des Gläubigers erloschen ist oder nicht Zwei solcher Fälle 
sind im Handelsgesetzbuche besonders hervorgehoben worden. 

I. Durch Befriedigung nachstehender Gläubiger. Wenn 
der Reeder wissentlich die Rechte eines Schiffsgläubigers dadurch ver- 
kürzt, daß er die Fracht zur Befriedigung von im Range gleich- oder 



Digitized by 



Google 



Umfang und Erlöschen seerechtlicher Pfandrechte. § 202. 3g j 

nachstehenden Gläubigern verwendet Er ist also nur dann persönlich 
haftbar, wenn er wußte, daß durch seine Handlungsweise der beschädigte 
Grläubiger einen Ausfall erleiden würde. HGB. § 772. 

2. Durch Sendung des Schiffes auf neue Reisen. Wenn 
der Reeder, nachdem er von der Forderung eines Schiffsgläubigers, für 
die er nur mit Schiff und Fracht haftet, Kenntnis erhalten hat, das 
Schiff zu einer neuen Reise in See sendet, ohne vorher den Gläubiger 
bezahlt oder sichergestellt zu haben. Diese Handlungsweise wird als 
eine Beeinträchtigung der Rechte des Schiffsgläubigers angesehen, da 
der Reeder wissentlich die einzige Sicherheit, welche der Gläubiger für 
seine Forderung hat, den Gefahren der See von neuem aussetzt Der 
Reeder wird in einem solchen Falle auch personlich für die Forderung 
verpflichtet, und zwar in Höhe desjenigen Betrages, welcher sich für 
den Gläubiger ergeben haben würde, fiaJls der Wert, den das Schiff bei 
dem Antritte der Reise hatte, unter die Schiffsgläubiger nach der gesetz- 
lichen Rangordnung verteilt worden wäre. Es wird sogar gegen den 
Reeder die Vermutung aufgestellt, daß der Gläubiger bei dieser Ver- 
teilung seine vollständige Befriedigung erlangt haben würde. Will der 
Reeder also nicht die ganze Forderung begleichen, so muß er beweisen, 
mit welchem Betrage der Gläubiger bei einer zum Zwecke der Be- 
friedigung aller Schiffsgläubiger erfolgenden Zwangsversteigerung des 
Schiffes ausgefallen wäre. Von dieser persönlichen Haftung kann sich 
der Reeder nur befreien, wenn er beweist, daß das Interesse des Gläu- 
bigers es gebot, das Schiff auf eine neue Reise zu schicken. HGB. 

§ 774. Vgl. 83 H. ^^ LG. 

Ein sehr lehrreicher Fall, welcher zugleich über die Natur des 
Schiffsgläubigerrechtes Aufschluß gibt, wurde vom OLG. I in 03 H. 128 
entschieden. Ein Schiff, auf welchem ein Pfandrecht wegen eines durch 
das Schiff verschuldeten Zusammenstoßes lastete, war verkauft worden. 
Der neue Eigentümer sandte, obwohl er von der Schiffsschuld Kenntnis 
hatte, das Schiff auf neue Reisen aus. Der Gläubiger machte ihn nun- 
mehr auf Grund HGB. § 774 persönlich verantwortlich. Das Ober- 
landesgericht entschied jedoch, daß der neue Eigentümer nicht persön- 
lich verantwortlich sei, daß der Gläubiger vielmehr nur das Recht habe, 
sein Pfandrecht gegen das Schiff selbst zu verfolgen. Mit gutem Rechte. 
Denn die Forderung eines Schiffsgläubigers richtet sich nicht nur gegen 
das Fortune de mer als solches, sondern gegen den Reeder und das 
Fortune de mer, indem nämlich die Haftung des Reeders auf das For- 
tune de mer beschränkt ist. Bei einem Verkaufe des Schiffes geht nun 
zwar die Sachhaftung über; das persönliche Moment aber, welches in 
dem Verhältnisse zwischen dem Schiffsgläubiger und dem Reeder bei 
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dem Entstehen der Schifisschuld erwuchs, wird nicht auf den neuen 
Eigentümer übertragen. Dieses persönliche Gebundensein des Reeders 
allein nur kann zu einer persönlichen Haftung nach § 774 fuhren, da 
die Haftung des § 774 eine wissentliche Beeinträch^gung der Rechte 
eines Schiffsgläubigers zur Voraussetzung hat Dieses persönliche Mo- 
ment^ welches darin begründet ist, daß es eine Handlung der eigenen 
Angestellten ist, welche zu der Entstehung der Schiffsschuld geführt 
hat, fehlt bei dem neuen Eigentümer. Dieser steht in gar keiner per- 
sönlichen Beziehung zu dem Schiffsgläubiger. Eine persönliche Haftung 
des neuen Eigentümers kann also höchstens auf BGB. § 823 und nicht 
auf HGB. § 774 gegründet werden. 

§ 208. PersoDÜche Haftung des Ladungsinteressenten. — 
Der Empfanger der Ladung, auf welcher ein Pfandrecht lastet — d. h. 
derjenige, an welchen die Güter von dem Schiffer ausgeliefert werden, 
sei dies nun der Konnossementsempfanger oder der Befrachter — , ist 
persönlich verantwortlich, sobald er die Güter in Kenntnis des Pfand- 
rechtes in Empfang genommen hat 

Havariegrossebeiträge. Havariegrossebeiträge sollten bezahlt 
oder sichergestellt sein vor Auslieferung der Grüter. Der Beitrag wird 
berechnet nach dem Marktwerte der Güter zur Zeit der Entlöschung. 
Eine Wertverringerung nach der Entlöschung und Auslieferung kann 
leicht eintreten und dadurch, da eine persönliche Verpflichtung zur Ent- 
richtung der Beiträge an sich nicht existiert, das Recht des Pfand- 
gläubigers erheblich beeinträchtigt werden. Überdies kann das Pfand- 
recht nicht zum Nachteile eines dritten Erwerbers geltend gemacht 
werden, welcher den Besitz der Grüter in gutem Glauben erlangt hat 
(vgl. oben § 200 a. E.). Um daher den Pfandgläubiger vor den mit 
einer Auslieferung der Güter verbundenen Gefahren zu schützen, be- 
stimmt das Gesetz, daß der Empfanger beitragspflichtiger Grüter, wenn 
ihm bei der Annahme der Güter bekannt ist, daß davon ein Beitrag 
zu entrichten ist, für den letzteren bis zu dem Werte, welchen die 
Güter zur Zeit ihrer Auslieferung haben, insoweit persönlich verpflichtet 
wird, als der Beitrag, falls die Auslieferung nicht erfolgt wäre, aus den 
Gütern hätte geleistet werden können. HGB. § 726 Abs. 2. Die per- 
sönliche Haftung hat also zur Voraussetzung: Annahme der Güter und 
Kenntnis von dem auf ihnen lastenden Pfandrechte. Ob aber das Pfand- 
recht infolge der Auslieferung intakt bleibt oder beeinträchtigt oder gar 
verloren geht, ist gleichgültig; dies hat mit der persönlichen Haftung 
des Empfangers nichts zu tun. 

Hilfslohn. Genau das gleiche gilt, wenn eine Hilfslohnforderung 
auf den Gütern lastet. Der Empfanger wird, wenn ihm bei der An- 
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nähme der Güter bekannt ist, daß davon Bergungs- oder Hilfskosten 
zu berichtigen sind, für diese Kosten bis zur Höhe desjenigen Betrages 
personlich verpflichtet, welcher bei einer anteilsmäßigen Verteilung auf 
die ausgelieferten Güter ent£aJlen wäre. HGB. § 753. 

Bodmerei. Der Empfanger wird auch durch die Annahme von 
Gütern, auf denen eine Bodmereischuld lastet, persönlich verpflichtet, 
&lls er bei der Annahme von derselben Kenntnis hatte. Der Empfanger 
wird hier aber für den ganzen Betrag persönlich verpflichtet, bis zu 
welchem äch der Bodmereigläubiger aus den ausgelieferten Grütern hätte 
befriedigen können. Waren also z. B, SchifT, Fracht und Ladung zu- 
sammen für eine Schuld von 20000 M. verbodmet und der Wert der 
ausgelieferten Ladung betrug zur Zeit der Auslieferung 20 000 M., so wird 
der Empfanger, da der Bodmereigläubiger sich wegen seiner ganzen For- 
derung an irgend einen der verbodmeten Gegenstände halten kann, für 
den vollen Betrag, d. h. für 20 ooo M. persönlich verpflichtet Freilich 
hat er dann, falls das Geld zum Zwecke der Fortsetzung der Reise be- 
nötigt war, einen Regreßanspruch gegen den Reeder oder, falls die 
Sunune zur Deckung von Havariegrosseunkosten hergegeben war, einen 
Anspruch auf Verteilung in Havariegrosse. Dem Bodmereigläubiger ist 
aber der Empfanger persönlich verantwortlich entweder für die ganze 
Bodmereischuld oder, falls der Betrag geringer ist, bis zur Höhe des 
Wertes der an ihn ausgelieferten Güter zur Zeit ihrer Auslieferung. 
Dagegen ist, wie bereits erwähnt, der Empfanger dem Havariegrosse- 
oder Hilfslohngläubiger gegenüber nur für denjenigen Betrag persönlich 
verpflichtet, mit welchem die ausgelieferten Güter zu der Forderung zu 
kontribuieren gehabt hätten. HGB. § 697. 

Außerdem ist natürlich der Empfanger nach allgemeinen Grund- 
sätzen zum Schadensersatze verpflichtet, falls er durch eine widerrecht- 
liche Handlung die Rechte eines Pfandgläubigers beeinträchtigt. 

Unterschied zwischen der persönlichen Haftung des Ree- 
ders und des Empfängers. Sieht man von den Fällen ab, in denen 
die persönliche Haftung des Reeders oder Ladungsinteressenten auf 
eigenes Verschulden zurückzufuhren ist — wohin z. B. der Fall gehört, 
daß der Reeder das Schiff auf eine neue Reise aussendet, einen im 
Range nachstehenden Gläubiger befriedigt oder eine schuldvolle Hand- 
lung des Schififers selbst angeordnet hat — , so besteht der Unterschied 
zwischen der persönlichen Haftung des Reeders und der des Empfangers 
in folgendem: Der Reeder wird persönlich verantwortlich nur in dem 
Falle und in dem Umfange, in welchem ein Pfandrecht durch eine von 
ihm ausgehende Handlung erlischt; gleichgültig ist, ob er von dem Be- 
stehen des Pfandrechtes Kenntnis hatte oder nicht Der Empfönger 
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wird persönlich verantwortlich mit der Annahme der Güter, falls er bei 
der Annahme das Pfandrecht kannte; gleichgültig ist, ob das Pfandrecht 
bestehen bleibt oder zum Erloschen gebracht wird oder nicht ausgeübt 
werden kann; der Empfanger ist verantwortlich mit dem Betrage, bis 
zu welchem der Gläubiger sich aus den angelieferten Gütern hatte be- 
friedigen können resp. bei einer Hilfslohnforderung: welcher als Anteil 
an der Forderung auf die ausgelieferten Güter entfallen wäre. Ist aber 
an die Stelle der Ladung ein Ersatzpfand getreten, so daß das Pfand- 
recht an der Ladung ersetzt worden ist durch ein Pfandrecht an einer 
Forderung, z. B. auf Erstattung des Erlöses bei einem Verkaufe der 
Ladung, auf Schadensersatz bei widerrechtlichen Handlungen oder auf 
2^ahlung von Havariegrossebeiträgen (vgl. oben § 201), so finden die 
Regeln Anwendung, welche sich auf das Verhältnis des Reeders zu dem 
Pfandrechte der Schiffsgläubiger an der Fracht beziehen: der Ladungs- 
interessent wird nur in dem Falle und in dem Umfenge personlich ver- 
pflichtet, in welchem das Ersatzpfandrecht durch eine von ihm aus- 
gehende Handlung eriischt; auf eine Kenntnis von einem bestehenden 
Pfandrechte kommt es nicht an. HGB. § ^^^ Abs. 2. 

Beweislast Wir haben gesehen, daß die persönliche Verantwort- 
lichkeit des Schiffers, Reeders oder Empfangers dem Umfange nach be- 
grenzt ist Sie haften, um es kurz zu sagen, nur mit demjenigen Be- 
trage, welcher auf den Gläubiger bei einer Realisierung seines Pfand- 
rechtes entfallen wäre. Nun erhebt sich die Frs^e: wer hat zu beweisen? 
Muß der Gläubiger, welcher den Schiffer, Reeder oder Empfanger per- 
sönlich in Anspruch nimmt, auch die Begrenzung seines Anspruches, 
d. h. den Betrag dartun, bis zu welchem er den Beklagten personlich 
in Anspruch nehmen kann — oder hat der Kläger lediglich das Be- 
stehen einer persönlichen Verbindlichkeit, Beklagter aber deren Be- 
grenzung zu beweisen? Der Umfang der persönlichen Verbindlichkeit 
ist gesetzlich beschränkt; der Gläubiger muß daher, um seine Klage zu 
begründen, dartun, daß sie sich in den vom Gesetze gezogenen Grrenzen 
bewegt; dieser Beweis gehört zur Klagbegründung. Dieser Beweis wird 
allerdings oft nicht leicht zu führen sein. Man könnte mit dnigem 
Rechte auch geneigt sein zu sagen: die Tatsachen, welche der Gläubiger 
beweisen muß, (z. B. der Wert der Güter zur Zeit ihrer Auslieferung), 
sind durch eine Handlung des Beklagten verdunkelt worden; der Be- 
klagte selbst hat den vom Kläger zu führenden Beweis erschwert oder 
unmöglich gemacht; daher liegt es nunmehr dem Beklagten ob, die 
Unrichtigkeit der klägerischen Behauptungen zu erweisen. Diese Argu- 
mentation ist jedoch mit dem übrigen Inhalt des Gesetzes unvereinbar. 
Denn nur für zwei Fälle bestimmt das Gesetz, daß der Beklagte den 
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Umfang seiner Haftung zu beweisen habe: nämlich der Schiffer gegen- 
über dem Bodmereigläubiger und der Reeder, welcher sein Schiff auf 
eine neue Reise ausgesandt hat HGB. §§ 694 Abs. 2 und 774 Abs. 2. 
Diese Bestimmungen wären überflüssig gewesen, wenn die Beweislast 
in allen Fällen den Beklagten träfe. Überdies ergeben die Protokolle 
(Seite 4227/28), daß es ausdrücklich abgelehnt wurde, die in den 
beiden genannten Fällen beliebte Regelung der Beweislast auch zu- 
gunsten des kk^enden HUfslohngläubigers einzuführen. Die beiden 
Bestimmungen in §§ 694 und 774 sind also — wie auch deren Wort- 
laut zeigt — Ausnahmen, nicht etwa Beispiele. In allen anderen 
Fällen hat daher der Gläubiger den Umfang der Haftung des Beklagten 
darzutun. 
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22. Kapitel. Geltendmachung des Pfandrechtes. §§ 204 — 207. 
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§ 204. Bealisierimg des Pfandrechtes. — Besteht das Pfand 
in einer Forderung oder ist ein Schiff der Gegenstand des Pfandrechtes, 
kann der Gläubiger zum Verkaufe des Pfandes nur auf Grund eines voll- 
streckbaren Titels schreiten (eines Urteiles, einer gerichtlich bestätigten 
Dispache u. dgL). BGB. §§ 1268, 1277. Ist das Pfand eine beweg- 
liche Sache, so steht es in der Wahl des Pfandgläubigers, ob er sich 
erst einen vollstreckbaren Titel erwirken und auf Grund dieses Titels 
die Zwangsvollstreckung betreiben, oder ob er ohne vollstreckbaren 
Titel sich aus dem nach BGB. §§ 1234 ff. zu bewirkenden Verkaufe 
befriedigen will. Ob und inwieweit sich ein Ladungspfandgläubiger 
dieses letzten Mittels bedienen darf, wird unten im § 206 erörtert 
werden. 

Arrest Es geht viel Zeit darüber hin, bevor man sich einen voll- 
streckbaren Titel erwirkt hat In der Zwischenzeit kann das Pfand ver- 
loren gehen oder dem Machtbereiche des Gläubigers entzogen werden. 
Dem Gläubiger ist daher die Möglichkeit gewährt, vor der Erwirkung 
eines vollstreckbaren Titels einen Arrest auf das Pfand auszubringen, 
selbst wenn sein Anspruch nur ein bedingter oder ein bets^er ist Um 
einen Arrest zu erwirken, muß er seinen Anspruch glaubhaft machen 
und ferner glaubhaft machen, daß ohne eine Verhängung des Arrestes 
die Vollstreckung des noch zu erwirkenden vollstreckbaren Titels ver- 
eitelt oder wesentlich erschwert werden würde. ZPO. §§ 916, 917, 920. 
Die Vollziehung eines Arrestes in das Schiff oder in die Ladung erfolgt 
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durch Pfändung seitens des Gerichtsvollziehers, die Vollziehung eines 
Arrestes in Forderungen durch Zustellung eines gerichtlichen Pfandungs- 
beschlusses an den Forderungsschuldner (z. B. den Empfanger der 
Ladung, welcher die Fracht dem Reeder schuldet). ZPO. §§ 930 Abs. i, 
931 Abs. I. Dieser Pfandungsbeschluß enthält das Verbot an den 
Forderungsschuldner (z, B. den Empfanger), an den Forderungsgläubiger 
(den Reeder resp. Schiffer) zu zahlen, und ferner das Gebot an den 
Forderungsgläubiger (den Reeder), sich jeder Verfügung über die For- 
derung, insbesondere der Einziehung derselben zu enthalten. Diesen 
Pfandungsbeschluö muß der Pfandgläubiger sowohl dem Forderungs- 
schuldner (dem Empfanger), als dem Forderungsgläubiger (dem Reeder) 
zustellen. ZPO. § 829. Zustellung an den SchifTer genügt, nicht aber 
Zustellung an den SchiflTsmakler. Über das Verfahren vgl. ZPO. §§ 916 flf. 

Ein Arrest wird stets gewährt werden, wenn der Gläubiger nach 
Erwirkung des vollstreckbaren Titels sein Recht im Auslande suchen 
müßte, sein Schuldner z. B. im Auslande domiziliert ist und im Inlande 
kein Vermögen besitzt Ein zureichender Arrestgrund wird auch die 
Tatsache sein, daß das Pfand neuen Gefahren au^esetzt werden soll: 
der Reeder z. B. sein Schiff auf eine neue Reise zu senden im Begrifif 
ist (04 H. 83 RG.) oder das Schiff einen Hafen verläßt, bevor die in 
demselben zu entrichtenden Havariegrossebeiträge sichergestellt änd, 
HGB. § 730. Ein Arrest wird auch gewährt werden, wenn zu besorgen 
ist, daß das Pfandrecht eines Gläubigers, dem ein persönlicher Anspruch 
nicht zusteht, vor Erwirkung des vollstreckbaren Titels erloschen sein 
wird. Ein Arrestgesuch sollte daher stets bewilligt werden, wenn es 
sich um ausstehende Fracht handelt oder um Fracht, die noch in den 
Händen des Schiffers oder Schiffsmaklers ist, oder um Ladung, welche 
noch im Besitze des Empfangers ist, es sei denn, daß die Person des 
Pfandschuldners jede Besorgnis des Pfandgläubigers unbegründet er- 
scheinen läßt Zugunsten des Bodmereigläubigers hat das Gesetz einen 
solchen Arrestgrund ausdrücklich zugelassen: der Bodmereigläubiger 
kann, ohne daß er einen Arrestgrund glaubhaft macht, die verbodmeten 
Gegenstände mit Arrest belegen lassen, sobald das Schiff im Be- 
stimmungshafen der Bodmereireise angekommen ist — eine Woche also 
vor Fälligkeit der Schuld, da die Bodmereischuld erst am achten Tage 
nach Ankunft des Schiffes zu zahlen ist HGB. § 691 Abs. 2. Die 
Gefahr aber, daß der Schuldner in Zahlungsschwierigkeiten gerät oder 
seine Zahlungen einstellt, genügt für sich allein noch nicht, um einen 
Arrest zu rechtfertigen. 

Eine wichtige Einschränkung hat die Möglichkeit, ein Schiff zu 
arrestieren, dadurch erfahren, daß ein segelfertiges Schiff mit Arrest nur 
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in dem Falle belegt werden darf, wenn die Schuld, wegen deren der 
Arrest stattfinden soll, zum Behufe der bevorstehenden Reise ein- 
gegangen ist. Für andere Verbindlichkeiten darf ein Schiff, sobald es 
zum Abgehen fertig ist, nicht an die Kette gelegt werden. HGB. § 482. 
Vgl. oben § 45. 

Es würde zu weit führen, hier zu erörtern, wie der Gläubiger, 
nachdem er einen vollstreckbaren Titel erlangt hat, zu seinem Rechte 
kommt Hierfür mag auf die einschlägigen Stellen der Zivilprozeß- 
ordnung im achten Buche daselbst und des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes im zweiten Abschnitte daselbst verwiesen werden. 

§ 206. BealisieruDg des Pfandreehtes auf Gnind eines Toll- 
streckbaren Titels. — Gegen wen muß geklagt werden? Wenn 
der Gläubiger klagen muß, um zu einem vollstreckbaren Titel und da- 
durch zur Realisierung seines Pfandrechtes zu gelangen, so entsteht die 
Frage: gegen wen ist die Klage zu richten? 

Actio in rem. Will der Gläubiger nichts weiter, als sich für 
seine Forderung aus dem Pfände selbst befriedigen, so kann er gegen 
jeden klagen, der im Besitze seines Pfandes ist Befindet sich Schiff 
oder Ladung im Besitze eines Dritten oder sind Forderungen an Fracht 
bzw. Havari^frossebeiträgen oder Entschädigungsansprüche einem Dritten 
zediert worden, so ist die Klage gegen diesen Dritten zu richten — 
vorausgesetzt natürlich, daß das Pfandrecht noch besteht. Der Ladungs- 
pCandgläubiger muß den Schiffer verklagen, solange die Güter noch in 
seinem Gewahrsam sind; nach der Auslieferung kann der Schiffer als 
Beklagter nur erscheinen, wenn seine persönliche Haftung auf Ghrund 
des oben § 202 Erörterten geltend gemacht wird. HGB. § 696 Abs. 2, 
Der Besitz des Pfandes entscheidet allein über die Passivlegitimation 
des Beklagten, wenn der Gläubiger nur die Realisierung sdnes Pfand- 
rechtes begehrt 01 H. 20 OLG. IL 

Der Gläubiger muß seine Klage so formulieren, daß er beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen, die Zwangsvollstreckung in das in seinem 
Besitz befindliche Pfand zu dulden. Beantragt der Gläubiger einfach, 
den Beklagten zur Zahlung der Schuld zu verurteilen, so müßte die 
Klage abgewiesen werden, sofern nicht die besonderen Umstände des 
Falles es rechtfertigen, das Klagbegehren als eine plus petitio auf- 
zufassen und daher auf das minus, d. h. die Duldung der Zwangs- 
vollstreckung in das dem Pfandrecht unterworfene Verm^en zu er- 
kennen. Wenn z. B. der Reeder sein Schiff einem Ausrüster für ein 
Jahr zur Verfugung stellt und ein Schiffsgläubiger für eine Forderung, 
welche während dieses Jahres entstanden ist, den Reeder nach Ablauf 
des Jahres in Anspruch nimmt, so dürften diese besonderen Umstände 
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vorliegen; „denn, wie das OLG. in 86 H. 28 ausfuhrt, die unterlassene 
Beschränkung der Klagbitte auf den gesetzlichen Umfang der beklag- 
tischerseits zu prästierenden Haftung ändert an dem Charakter der an- 
gestellten Klage nichts, die die Schißsschuld zutreffend gegen den 
Reeder geltend macht, die Verpflichtung des Beklagten mithin aus- 
drücklich und ganz korrekt auf die ihm als Reeder gesetzlich obliegende 
Haftung für solche Ansprüche gründet". Solche besonderen Umstände 
liegen aber nicht vor, wenn der Beklagte zur Zeit der Klagerhebung 
nicht Reeder, sondern lediglich Besitzer des Pfandes ist und als solcher 
in Anspruch genommen wird; in diesem Falle würde der Charakter 
beider Klagen, der beschränkten und der unbeschränkten, rechtlich 
durchaus verschieden sein. 

Voraussetzung dieser auf die Zwangsvollstreckung in das Pfand 
gerichteten Klage ist lediglich das Bestehen des Pfandrechtes; gleich- 
gültig ist, ob der Reeder außerdem fiir die Forderung bei deren Ent- 
stehung oder später zugleich persönlich verpflichtet wird. HGB. § 762. 

Alle auf eine Zwangsvollstreckung in Schiff oder Fracht gehenden 
Klagen können auch gegen den Schiffer gerichtet werden, als den ge- 
setzlichen Vertreter des Fortune de mer. Der Schiffer wird als Ver- 
treter des Vermögens des Reeders verklagt; eine Beschränkung der 
Klagbitte in obigem Sinne ist daher nicht erforderlich. Auch in dem 
Heimatshafen kann die Klage gegen den Schiffer gerichtet werden, 
wenngleich in anderer Beziehung, wie erinnerlich sein wird, die Ver- 
tretungsbefugnis des Schiffers in diesem Hafen eine sehr beschränkte 
ist Das gegen den Schiffer ergangene Urteil ist auch gegenüber dem 
Reeder wirksam. Der Reeder kann aber nicht persönlich aus dem Ur- 
teUe haftbar gemacht werden, denn das Urteil ist gegen das Fortune 
de mer ergangen. 74 H, 186 HG. IV, HGB. §§ 696 Abs. 2, 761 Abs. 2. 

Actio in personam. Macht der Gläubiger die persönliche Haf- 
tung des Schuldners geltend, so kann er die Klage nur gegen diesen 
richten. So kann er z. B. nur den Reeder, und nicht den Schiffer, ver- 
klagen, wenn er seine Klage darauf stützt, daß der Reeder persönlich 
verantwortlich sei, weil durch ihn das Pfandrecht erloschen oder be- 
einträchtigt sei oder weil sonst den Reeder selbst ein Verschulden treffe. 
So kann auch der Schiffsmann seine Heuer nicht gegen den Schiffer 
einklagen, falls mit der Klage die persönliche Verbindlichkeit des Ree- 
ders geltend gemacht wird. Ol H. 20 OLG. II. 

Der Reeder als solcher kann wegen eines jeden Anspruches, ohne 
Unterscjiied, ob er persönlich oder nur mit Schiff und Fracht haftet, 
vor dem Gerichte des Heimatshafens belangt werden. HGB. § 488. 

Ausrüster. Dient das Schiff einem Ausrüster zum Erwerbe durch 
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die Seefahrt, so können persönliche Ansprüche, welche während dieser 
Zeit erwachsen, nur gegen den Ausrüster und nicht gegen den Reeder 
oder besser Eigentümer des Schiffes geltend gemacht werden, weil für 
die Zeit, während welcher der Ausrüster das Schiff in Benutzung hat, 
dieser und nicht der Eigentümer als Reeder angesehen wird (vgl. oben 
§ 7). Betreibt der Gläubiger aber lediglich seine Befriedigung aus dem 
ihm haftenden Pfände, so kann die Klage auch gegen den Schiffer oder 
auch gegen den Reeder (Eigentümer) gerichtet werden, falls zur Zeit 
der Klagerhebung das Schiff sich im Besitze des letzteren befand. 
86 H. 28 OLG. 

Die Frage, ob der Ausrüster oder der Reeder Kls^e erheben muß, 
der Ausrüster also oder der Reeder aktiv legitimiert ist, dürfte sich 
unserer Ansicht nach dahin entscheiden, daß der Ausrüster alle For- 
derungen, welche ihm persönlich zustehen, geltend zu machen hat (For- 
derungen w^[en Fracht, Schadensersatz wegen entgangenen Verdienstes 
u. dgl), daß aber alle das Schiff selbst betreffenden Forderungen, For- 
derungen des Schiffes: z. B. Schadensersatz wegen Beschädigung des 
Schiffes, vom Ausrüster nur dann geltend gemacht werden können, 
wenn er zur Zeit der Klagerhebung noch Ausrüster ist Forderungen 
der letztgenannten Art wird aber auch der Reeder geltend zu machen 
befugt sein, so daß der Dritte durch Zahlung an den einen oder den 
anderen liberiert wird. 

Mitreeder. Mitreeder als solche haften Dritten, wenn ihre per- 
sönliche Haftung eintritt, nur nach dem Verhältnisse der Größe ihrer 
Schiffsparten (vgl. oben § 13). 'Diese anteil weise Haftung greift aber 
nur dann Platz, wenn eine persönliche Haftung bereits bei der Ent- 
stehung der Schuld begründet war, wenn die Mitreeder z. B. die Hand- 
lung des Schiffers, aus welcher die Schuld erwuchs, angeordnet oder 
gewährleistet haben oder wenn es sich um Heuerforderungen der Schiffs- 
besatzung handelt Werden aber die Mitreeder nach Entstehung der 
Schuld, für welche sie nur mit Schiff und Fracht haften, nach Maßgabe 
des oben § 202 Erörterten persönlich haftbar, weil sie das Pfandrecht 
zum Erlöschen gebracht oder beeinträchtigt haben, so haften sie als 
Gesamtschuldner jeder für den ganzen Betrag der Schuld. 94 H, 63 
sub 6 RG. Ob eine solidarische oder anteilweise Haftung anzunehmen 
ist, wenn die bereits mit der Entstehung der Schuld begründete per- 
sönliche Verantwortlichkeit auf einem Verschulden beruht, dürfte zweifel- 
haft sein; das eine Mitreederei beherrschende Majoritätsprinzip spricht 
eher ftir die Zulassung einer nur anteilweisen Haftung in diesem Falle, 

§ 206. Bealisiernng des Pfandrechtes ohne Tolls1a*eekbaren 
Titel. — Pfandrecht des Reeders wegen Fracht und Havarie- 
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grosse, Das Recht, welches nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche einem 
Gläubiger, welchem eine bewegliche Sache verpfändet worden ist, zu- 
steht: sein Pfandrecht durch Verkauf des Pfandes zu realisieren, ohne 
vorher einen vollstreckbaren Titel erlangt zu haben — dieses Recht hat 
im Seerecht nur der Reeder resp. Schiffer. Der Schiffer (als Vertreter 
des Reeders) hat aber nur dnen durch ein Pfandrecht an der Ladung 
geschützten Anspruch auf Fracht, Liegegeld u. dgl. und auf Havarie- 
grossebeitrag; die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches über 
Pfandverkauf kämen daher nur zur Anwendung bei der Realisierung des 
dem Reeder zustehenden Fracht- und Havariegrossepfandrechtes. Die 
Befugnis, das Pfandrecht nach Maßgabe des Bürgerlichen Gesetzbuches 
zu realisieren, ist indessen ausdrücklich dem Schiffer auch für dasjenige 
Pfandrecht verliehen worden, welches dem einen Ladungsbeteiligten an 
den Gütern des anderen wegen der von letzterem dem ersteren zu ent- 
richtenden Havariegrossebeiträge zusteht; diese Befugnis dauert aber nur 
solange, als die Güter sich noch im Gewahrsam des Schiffers befinden, 
und kann nur vom Schiffer ausgeübt werden (hierüber s. weiter unten). 
HGB. § 731 Abs. 3. Die Realisierung änderer seerechtlicher Pfandrechte 
kann nur auf Grund eines vollstreckbaren Titels erfolgen. 

Die Realisierung des Pfandrechtes, welche nicht auf Grund eines 
vollstreckbaren Titels erfolgt, geschieht in folgender Weise. Das Pfand 
muß in öffentlicher Versteigerung verkauft werden; nur wenn es einen 
Börsen- oder Marktpreis hat, darf der Verkauf auch zu laufendem 
Preise aus freier Hand bewirkt werden; doch muß dieses geschehen 
durch einen zu solchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmakler 
oder durch eine zur öffentlichen Versteigerung befugte Person. BGB. 
§§ 1235, 1221. Der Schiffer muß den Verkauf mindestens eine Woche 
vorher dem Empfanger der Güter oder, falls dieser unbekannt ist oder 
die Annahme der Güter verweigert, dem Befrachter androhen; die An- 
drohung muß den Geldbetrag bezeichnen, wegen dessen der Verkauf 
stattfinden soll, und darf nicht vor Fälligkeit der Schuld erfolgen; die 
Androhung kann unterbleiben, wenn sie untunlich ist BGB. §§ 1234, 
1228. Zeit und Ort des Verkaufes änd unter allgemeiner Bezeichnung 
des Pfandes öffentlich bekannt zu machen; außerdem sind, soweit dies 
tunlich ist, noch besonders zu benachrichtigen sowohl der Empfanger 
oder, falls dieser unbekannt ist oder die Annahme der Güter verweigert, 
der Befrachter als auch alle diejenigen Personen, denen Rechte an dem 
Pfände zustehen. BGB. § 1237. Der Kaufpreis muß sofort bar ent- 
richtet werden; Nichteingang des Kaufpreises im steht Risiko des ver- 
kaufenden Gläubigers. BGB. § 1238. Soweit dies tunlich ist, hat der 
Schiffer von dem Ergebnis des geschehenen Verkaufes unverzüglich dem 
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Empfänger resp. Befrachter Mitteilung zu machen. BGB. § 1241, HGB. 
§§ 368, 625 Abs. 3 und 4. Die Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuches 
weichen von den vorstehenden Vorschriften nur insoweit ab, als die 
Androhung des Verkaufes mindestens einen Monat vor dem Verkaufe 
zu erfolgen hat, während der Schiffer berechtigt ist, den Verkauf be- 
reits eine Woche nach erfolgter Androhung vornehmen zu lassen. 

Pfandrecht des Ladungsinteressenten an der Ladung wegen 
Havariegrossebeiträge. Der Schiffer ist kraft ausdrücklicher gesetz- 
licher Bestimmung befugt, in vorstehender Weise auch im Interesse der 
Ladung zu verfahren, um das Pfandrecht, welches d^m einen Empfanger 
an den Grütern des anderen wegen der von diesem zu entrichtenden 
Havariegrossebeiträge zusteht, zu realisieren. Die Ausübung dieses Pfand- 
rechtes abseiten des Schiffers ist aber an den Umstand geknüpft, daß die 
dem Pfandrechte unterworfenen Güter sich noch in seinem Gewahrsam 
befinden. Solange dies der Fall ist, gilt der Schiffer als der gesetzliche 
Vertreter des Ladungsinteressenten, ja, als der allein Bevollmächtigte, 
dessen Rechte gegen die noch im Schiffe befindlichen Güter wahr- 
zunehmen; nicht einmal der Ladungsinteressent selbst darf seine eig^enen 
Rechte wahrnehmen, sondern nur der Schiffer (als Vertreter des Reeders). 
Dies ist klar im Gesetze bestimmt. HGB. § 731 Abs. 3. Über die 
Rechte aber, welche dem Schiffer bzw. Ladungsinteressenten zustehen 
nach der Auslieferung der dem Pfandrechte unterworfenen Güter, sagt 
das Gesetz nichts. Denn die Vorschriften über Geltendmachung sind 
nicht nüt denjenigen über die Dauer eines Pfandrechtes zu verwechseln. 
Wenn es daher auch im § 731 Abs. 3 ganz allgemein heißt, daß die 
Geltendmachung des Havariegrossepfandrechtes nach den Vorschriften 
über die Geltendmachung des Frachtpfandrechtes erfolgt, und der § 623 
Abs. 2 bestimmt, daß das Frachtpfandrecht noch 30 Tage nach der 
Ablieferung vom Schiffer geltend gemacht werden kann, so darf daraus 
nicht geschlossen werden, daß auch das Havariegrossepfandrecht noch 
30 Tage nach der Ablieferung der Güter vom Schiffer geltend gemacht 
werden dürfe. Diese Bestimmung hat vielmehr mit der Geltendmachung 
des Pfandrechtes nichts zu tun, sondern nur mit dessen Dauer. Es 
würde ja sonst die Folge entweder die sein, daß während der 30 Tage 
nur der Schiffer das Pfandrecht verfolgen könnte und nach Ablauf der 
30 Tage das Havariegrossepfandrecht eriöschen würde — was im 
Widerspruch mit HGB. § 725 stände — oder allenfalls die, daß wäh- 
rend dieser 30 Tage sowohl der Schiffer als auch der Empfanger das 
Pfandrecht des letzteren auszuüben berechtigt wären — was ebenso- 
wenig angängig ist Aus § 623 Abs. 2 ist also nichts zu entnehmen. 
Nun ist es an und für sich schon eine durchaus anomale Bestimmung, 
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dafi trotz der Anwesenheit des Ladungsinteressenten der Schiffer befugt 
wird, sogar unter Ausschluß des Ladungsinteressenten selbst, dessen 
Interessen wahrzunehmen. Vgl. oben § 87. Diese Bestimmung recht- 
fertigt sich dadurch, dafi, solange GKiter noch in seinem Gewahrsam 
sind, er derjenige ist, der am ehesten in der Lage ist, den Empfänger 
der Güter zu zwingen, die auf denselben lastenden Verbindlichkeiten zu 
erfüllen. Sind die Güter aber ausgeliefert, so fallt dieser Grund fort 
und damit auch die durchaus anomale Befugnis des Schiffers, den an- 
wesenden Ladungsinteressenten zu vertreten. Nach der Auslieferung 
steht es dem Ladungsinteressenten, und nicht mehr dem Schiffer, zu, 
sein Pfandrecht gegen die ausgelieferten Güter zu verfolgen. 

Nun erhebt sich aber die zweite Frage: hat der Ladungsinteressent 
die Befugnis, wie sie der Schiffer hat, sein Pfandrecht ohne vollstreck- 
baren Titel nach Maßgabe des Bürgerlichen Gesetzbuches zu realisieren? 
Das Gesetz schweigt auch hierüber. Und g^nge man lediglich nach den 
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, so würde, da gesetzliche 
Pfandrechte den vertraglichen durchaus gleich zu behandeln sind, diese 
Befugnis dem Ladungsinteressenten nicht abzusprechen sein. Man muß 
aber folgendes erwägen. Dem Schiffer ist diese Befugnis ausdrücklich 
verliehen worden für das ihm an der Ladung zustehende Fracht- und 
Havariegrossepfandrecht. Die Ausübung der anderen an der Ladung 
bestehenden seerechtlichen Pfandrechte (Bodmerei und Hilfslohn) ist 
ausdrücklich an die vorherige Erwirkung eines vollstreckbaren Titels 
geknüpft worden. Soweit das Havariegrossepfandrecht an der Ladung 
im Handelsgesetzbuche seine Regelung gefunden hat, ist diese durch- 
aus analog derjenigen, welche für das Bodmerei- und Hilfslohnpfand- 
recht an der Ladung maßgebend ist — so z. B. die Bestimmungen 
über das Ersatzpfandrecht und die persönliche Haftung des Schiffers 
und Empfangers. Eine Lücke im Gesetze muß im Sinne der übrigen 
Bestimmungen des Gesetzes ausgefüllt werden; dies geschieht im vor- 
liegenden Falle nur dann, wenn auf die Ausübung des Havariegrosse- 
püandrechtes die für die Ausübung des Bodmerei- und Hilfslohnpfand- 
rechtes geltenden Bestimmungen analog angewendet und nicht Be- 
stimmungen aus dem Bürgerlichen Rechte hinübergenommen werden, 
welche in das seerechtliche Gewand des Handelsgesetzbuches nicht 
hineinpassen. Es liegt nicht der mindeste Grund vor, den Havarie- 
grossegläubiger in einem Punkte besser zu stellen, wo er in allen 
anderen wesentlichen Punkten die gleiche Behandlung erfahren hat, wie 
der Hilfslohn- und Bodmereigläubiger. Zu einer gerichtlichen Ent- 
scheidung hat indessen diese Streitfrage noch nicht gefuhrt. 

§ 807. Yerschledenes. — Pfandrecht an der Ladung wegen 
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Bodmerei und Hilfslohn. Pfandrechte, welche an der Ladung wegen 
eines Bodmerei- oder Hilfslohnanspruches bestehen, können nur auf Grrund 
eines vollstreckbaren Titels realisiert werden; Verkauf der Ladung nach 
Maßgabe der im vorigen Paragraphen angeführten Bestimmungen ist 
unzulässig. Für die Ausübung des Pfandrechtes dieser Ladungsgläubiger 
gelten daher dieselben Bestimmungen wie für die Schiffsgläubiger. Vgl. 
oben § 204. HGB. §§751 Abs. 2, 696 Abs. 2. 

Pfandrecht an der Ladung wegen Schiffsschulden. Ist 
durch eine Handlung des Schiffers, welche nicht im Interesse der 
Ladung, sondern zum Zwecke der Ausfuhrung der Reise erforderlich 
war, ein Pfandrecht an der Ladung entstanden, hat z. B. der Schiffer 
zu diesem Zwecke Ladung verbodmet — oder hat zu eben diesem 
Zwecke der Schiffer Ladung, welche bereits mit einem Pfiauidrechte be- 
lastet war, verkauft und ist daraufhin der Empfanger seinem Pfand- 
gläubiger nach Maßgabe des oben § 201 Ausgeführten wegen Er- 
löschens des Ersatzpfandrechtes persönlich haftbar geworden, so ist der 
Reeder allerdings verpflichtet, den Empfanger vor seinem Gläubiger zu 
schützen und ihn von seiner Verbindlichkeit zu befreien; zur Sicherung 
dieses Anspruches hat der Empfanger auch auf Grrund HGB. § 754 
Nr. 6 ein Pfandrecht an Schiff und Fracht Es versteht sich aber von 
selbst, daß der Gläubiger, ungeachtet dieses Anspruches des Empfangers 
auf Schadloshaltung, seine Rechte gegen den letzteren wahrnehmen 
kann, wenn er nicht rechtzeitig von dem Reeder befriedigt wird. HGB. 
§ 615 Abs. 2. 

Verjährung. Prinzipiell verjährt das Pfandrecht nicht mit der 
Forderung. BGB. § 223 bestimmt: „Die Verjährung eines Anspruches, 
für den ein Pfandrecht besteht, hindert den Berechtigten nicht, seine 
Befriedigung aus dem verhafteten Gegenstande zu suchen." Dieser 
Grrundsatz findet auf die seerechtlichen Pfandrechte (oben §§190 und 
191) aber nur Anwendung für das Pfandrecht, welches an der Ladung 
wegen der Fracht, Liegegelder usw. besteht, und für das der Sceberufs- 
genossenschaft und der Versicherungsanstalt gewährte Pfandrecht (vgl 
oben § 190 sub 7). Das Pfandrecht dieser drei Gläubiger erlischt nicht 
mit der Verjährung der Forderung. Die Geltendmachung aller anderen 
seerechtlichen Pfandrechte ist ausgeschlossen, sobald die Forderung, für 
welche sie bestehen, verjährt ist HGB. §§901, 902, 904. 

Ausländische Pfandrechte. Ein im Auslande erworbenes Pfand- 
recht an Schiff, Fracht oder Ladung wird im Inlande nur anerkannt, 
wenn die Forderung, für welche es besteht, sowohl nach den Gesetzen 
des Auslandes, als auch nach deutschem Rechte ein Pfandrecht gewährt 
Die Rangordnung solcher Pfandrechte^ jedenfalls soweit sie mit inländischen 
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konkurrieren, bestimmt sich ausschließlich nach deutschem Rechte; die 
Form der Entstehung richtet sich dagegen nach den Gesetzen des Ortes, 
wo das Pfandrecht entstand. 99 R 65 OLG. m, 95 H. 19 OLG. I, 
94 H. 32 OLG. in. Streitig aber ist die Frage, ob die Verjährung eines 
auswärts entstandenen PCandrechtes nach denjenigen Gesetzen zu be- 
urteilen ist, welche am Entstehungsorte gelten, oder nach dem Rechte 
des Ortes, wo das Pfandrecht realisiert werden soll. ROHG. 22 Nr. 21 
entschied sich in ersterem, 96 H. 37 OLG. II in letzterem Sinne. Das 
Oberlandesgericht g^ng davon aus, daß die Bestimmungen des Handels- 
gesetzbuches über die kurze seerechtliche Verjährung ganz allgemein 
alle Ansprüche treffen, ob sie nun im Auslande oder im Inlande ent- 
standen sind, und daß auch die Tendenz derselben eine andere Inter- 
pretation nicht zuläßt. Der Wortlaut des Gesetzes allein genügt jedoch 
nicht, um diese Entscheidung zu rechtfertigen, und es dürfte sich doch 
sehr fragen, ob sie mit den Grundsätzen des internationalen Privat- 
rechtes in Einklang zu bringen ist. 
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23. Kapitel. Eine kurze Übersicht der Bestimmungen über 

das Frachtgeschäft zur Beförderung von Reisenden (HGB. 

§§ 664-678). §§ 208-210. 
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§ 908. Im Abgangsbafen. — Das Auswanderungswesen ist durch 
besondere Gesetze geregelt. Soweit diese Regelung nicht im Wege der 
Reichsgeset^^ebung erfolgt ist (vgl. hierüber die Gesetze und Bekannt- 
machungen bei Brodmann unter Nr. 36— 36 c), sind die Landesgesetz- 
gebungen befugt, von dem Inhalte dieses und der beiden folgenden 
Paragraphen abweichende Bestimmungen zu treffen. HGB. § 678. Diese 
Materie soll hier nicht dargestellt werden — sie gehört zu einem großen 
Teile dem öffentlichen Rechte an. Die folgenden Bestimmungen be- 
gehen sich daher nur auf die Beförderung von Reisenden, welche nicht 
Auswanderer sind. 

Abtretung des Überfahrtsvertrages. Ist der Reisende in dem 
Überfahrtsvertrage genannt, so ist er nicht befugt, das Recht auf die 
Überfahrt an einen anderen abzutreten. HGB. § 664. 

Abfahrt Der Reisende muß sich rechtzeitig an Bord begeben. 
Der Schiffer ist nicht verpflichtet, auf ihn zu warten; er darf ohne ihn 
abfahren. Der Reisende hat trotzdem das volle Überfahrt^eld zu be- 
zahlen. HGB. § 666. 

Gepäck. Für die Beförderung des Reisegutes, welches der Rei- 
sende nach dem Überfahrtsvertrage an Bord zu bringen befugt ist, hat 
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er, wenn nicht ein anderes bedungen ist, neben dem Überfahrtsgelde 
keine besondere Vergütung zu zahlen. HGB. § 672. Bringt er mehr 
Gepäck an Bord, als er nach dem Überfahrtsvertrage zu tun befugt ist, 
so hat er, falls sein übriges Gepäck frachtfrei geht, für das Übermaß 
die am Abgangshafen zur Abfahrtszeit übliche Fracht, sonst aber Fracht 
nach den für sein übriges Gepäck vereinbarten Frachtsätzen zu zahlen. 
HGB. §§ 673 Abs. 3, 619. 

In der Regel hat der Reisende sein Gepäck kostenfrei bis an das 
Schiff zu liefern; die Kosten der Einladung in das Schiff dagegen werden 
vom Reeder getragen. HGB. §§ 673 Abs. i, 561. Ohne besondere 
Ermächtigung darf der Reeder das Gepäck nicht in ein anderes als 
das vereinbarte Schiff verladen. Handelt er dieser Vorschrift zuwider, 
so ist er für jeden daraus entstehenden Schaden verantwortlich, es sei 
denn, daß der Schaden auch dann entstanden und dem Reisenden zur 
Last gefallen sein würde, wenn sein Gepäck in das vereinbarte Schiff 
verladen worden wäre. HGB. §§ 673 Abs. 3, 565. 

Befinden sich unter dem Reisegut Sachen, deren Ausfuhr oder Ein- 
fuhr in den Bestimmungshafen verboten ist oder welche das Schiff, die 
Ladung oder das übrige Reisegut gefährden (Explosivstoffe, Kontre- 
bande u. dgl.) oder sonst die Interessen des Reeders, der Ladungseigner 
oder der übrigen Reisenden zu beeinträchtigen imstande sind, so darf 
der Schiffer sich weigern, dieselben an Bord zu nehmen; sind sie be- 
reits an Bord gebracht worden, so darf er deren Wiederausladung ver- 
anlassen, in dringenden Fällen sogar dieselben über Bord werfen. Be- 
hält er sie an Bord, so ist nicht nur der Schiffer, sondern auch der 
Reisende für jeden daraus entstehenden Schaden verantwortlich. Der 
Reisende allein ist verantwortlich, wenn der Schiffer trotz Anwendung ge- 
höriger Soi^alt die schädliche Natur des Reisegutes nicht hat entdecken 
können, wenn z. B. der Reisende unrichtige Angaben über den Inhalt 
seines Gepäckes gemacht hat und der Schiffer keinen Grrund hatte, 
seinen Angaben zu mißtrauen. Dieselbe Befugnis steht dem Schiffer zu 
und dieselbe Verantwortlichkeit erwächst mit Bezug auf Reisegut, 
welches ohne Wissen des Schiffers an Bord gebracht worden ist; hat 
der Schiffer dasselbe an Bord behalten, so ist dafür die höchste am 
Abgangshafen zur Abfahrtszeit für solche Reisen und Güter bedungene 
Fracht zu hezshlen. HGB. §§ 673 Abs. 3, 563, 564. 

Auflösung des Vertrages und Rücktritt Der Überfahrts- 
vertrag tritt außer Kraft, wenn durch einen Zufall das Schiff verloren 
geht. HGB. §§ 668, 628 Abs. i Nr. i. 

Der Reisende ist befugt, von dem Vertrage zurückzutreten, wenn 
das Schiff durch eine Verfügung von hoher Hand aufgehalten wird oder 
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wenn ein Krieg ausbricht, infolgedessen das Schiff nicht mehr als frei 
betrachtet werden kann und der Gefahr der Aufbringung ausgesetzt 
wäre. Auch der Reeder darf in diesen Fällen vom Vertrage zurück- 
treten, falls er die Reise aufgibt HGB. § 669. 

Der Reeder ist auch befugt, vom Vertrage zurückzutreten, wenn 
das Schiff hauptsächlich zur Beförderung von Gütern bestimmt ist und 
die Unternehmung unterbleiben muß, weil die Grüter ohne sein Ver- 
schulden nicht befordert werden können. HGB. § 669 Abs. 2. 

Wird der Vertrag aus einem dieser Gründe aufgelöst, so ist kein 
Teil zur Entschädigung des anderen verpflichtet HGB. § 670 Abs. i. 

Stirbt der Reisende vor Antritt der Reise, oder wird er durch 
Krankheit oder durch einen anderen in seiner Person sich ereignenden 
Zufall zurückzubleiben genötigt, oder erklärt er freiwillig seinen Rück- 
tritt, so wird auch in diesen Fällen der Vertrag aufgelöst; der Reisende 
jedoch bzw. seine Erben sind verpflichtet, die Hälfte des Überfahrts- 
geldes zu bezahlen. HGB. § (^^ Abs. i. 

§ 209. Die Reise. — Schiffsordnung. Der Reisende ist ver- 
pflichtet, alle die Schiffsordnung betreffenden Anweisungen des Schiffers 
zu befolgen. HGB. § 665. 

Tod. Stirbt der Reisende, so ist der Schiffer verpflichtet, in An- 
sehung des an Bord befindlichen Reisegutes des Verstorbenen das 
Interesse der Erben nach den Umständen des Falles in geeigneter Weise 
wahrzunehmen. HGB. § 675. 

Auflösung des Vertrages und Rücktritt Der Überfahrts- 
vertrag tritt außer Kraft, wenn durch einen Zufall das Schiff ver- 
loren geht 

Der Reisende ist befugt, von dem Vertrage zurückzutreten, wenn 
das Schiff durch eine Verfügung von hoher Hand aufgehalten wird oder 
wenn ein Krieg ausbricht, infolgedessen das Schiff nicht mehr als frei 
betrachtet werden kann und der Gefeihr der Aufbringung ausgesetzt 
wäre. Auch der Reeder darf in diesen Fällen vom Vertrage zurück- 
treten, falls er die Reise aufgibt. 

Der Reeder ist auch befugt, vom Vertrage zurückzutreten, wenn 
das Schiff hauptsächlich zur Beförderung von Gütern bestimmt war und 
die Unternehmung aufgegeben werden muß, weil düe Güter ohne sein 
Verschulden nicht resp. nicht weiter befördert werden können. 

Wird der Vertrag aus einem dieser Gründe aufgelöst, so ist kein 
Teil zur Entschädigung des anderen verpflichtet; für die zurüd^elegte 
Strecke muß der Reisende aber das Überfahrtsgeld nach den für die 
Distanzfracht geltenden Grundsätzen bezahlen (vgl. oben § 152). HGB. 
§ 670 Abs. 2 und 3. 
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Stirbt der Reisende nach Antritt der Reise oder wird er durch 
Krankheit oder andere in seiner Person sich ereignende Zufalle ver- 
hindert , die Reise fortzusetzen, oder tritt er freiwillig vom Vertrage 
zurück, so ist das volle Überfahrtsgeld zu zahlen. HGB. § (A^ Abs. 2. 

Aufenthalt wegen Reparatur. Muß das Schiff während der 
Reise ausgebessert werden, so hat der Reisende, auch wenn er die 
Ausbesserung nicht abwartet, das volle Überfahrtsgeld zu zahlen. 
Wartet er die Ausbesserung ab, so hat ihm der Reeder bis zum 
Wiederantritte der Reise ohne besondere Vergütung Wohnung zu ge- 
wahren, auch die nach dem Überfahrtsvertrage in Ansehung der Be- 
köstigung ihm obliegenden Pflichten weiter zu erfüllen. 

Erbietet sich jedoch der Reeder, den Reisenden mit einer anderen 
gleich guten Schiffsgelegenheit ohne Beeinträchtigung der übrigen ver- 
tragsmäßigen Rechte des Reisenden nach dem Bestinmiungshafen zu 
befördern, und weigert sich der Reisende, von dem Anerbieten Ge- 
brauch zu machen, so hat er auf Gewährung von Wohnung und Kost 
bis zum Wiederantritte der Reise nicht weiter Anspruch. HGB. 

§671. 

§ 310. Im Bestimmnngshafen. — Gepäck. In der Regel 
werden die Kosten der Ausladung des Gepäckes aus dem Schiffe vom 
Reeder, alle anderen Kosten der Entlöschung von dem Reisenden ge- 
tragen. HGB. §§ 673 Abs. I, 593. 

Für Reisegut, welches durch einen Unfall verloren gegangen ist, 
ist keine Fracht oder Überfracht, falls solche vereinbart war, zu be- 
zahlen und die etwa vorausbezahlte zu erstatten, sofern nicht das 
Gegenteil bedungen ist. HGB. §§673 Abs. i, 617. 

Der Reeder haftet für jeden Schaden, der durch Verlust oder Be- 
schädigung des Reisegutes in der Zeit von der Annahme bis zur Ab- 
lieferung entsteht, es sei denn, daß der Verlust oder die Beschädigung 
auf Umständen beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Reeders 
nicht abgewendet werden konnten. HGB. §§673 Abs. 2, 606. Der 
Anspruch auf Ersatz wegen teilweisen Verlustes oder wegen Beschädi- 
gung ist jedoch verwirkt, wenn eine Besichtigung des Reisegutes durch 
Sachverständige nicht entweder vor der Ablieferung oder spätestens am 
zweiten Werktage nach der Ablieferung stattgefunden hat, es sei denn, 
daß solche Verluste oder Beschädigungen erweislich durch Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit einer Person der Schiffsbesatzung entstanden sind. 
Für diese Besichtigung gelten die oben § 176 erörterten Regeln. HGB. 
§§ 673 Abs. 2, 608 — 610. 

Für Kostbarkeiten, Kunstgegenstände, Geld und Wertsachen haftet 
der Reeder überhaupt nicht, falls nicht diese Beschaffenheit oder der 
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Wert der Güter bei der Abladung dem Schiffer angegeben worden ist. 
HGB. §§ 673 Abs, 2, 607. 

Pfandrecht Verjährung. Der Reisende hat für seine An- 
sprüche wegen Nichtablieferung oder Beschädigung seines Reisegutes 
ein Püauidrecht an Schiff und Fracht. HGB. § 754 Nr. 7. Seine An- 
sprüche verjähren in einem Jahre, und zwar beginnt die Verjährung in 
Ansehung der Forderungen wegen Beschädigung des Reisegutes mit 
dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Ablieferung erfolgt ist, und 
in Ansehung der Forderungen wegen Nichtablieferung des Reis^^tes 
mit dem Ablaufe des Jahres, in welchem das Schiff den Hafen erreicht, 
wo die Ablieferung erfolgen sollte, und wenn dieser Hafen nicht erreicht 
wird, mit dem Abläufe des Jahres, in welchem der Beteiligte sowohl 
hiervon als auch von dem Schaden zuerst Kenntnis erlangt. HGB. 
§§901,903 Nr. ^. Über die Verjährung der Forderungen w^;en ver- 
späteter Ablieferung s. oben § 74 sub l. 

Der Reeder hat ein Pfandrecht am Reisegut für seinen Anspruch 
auf das Überfahrtsgeld. Dieses Pfandrecht erlischt mit der Auslieferung 
des Reisegutes. Der Anspruch auf Zahlung des Überfahrtsgeldes ver- 
jährt in zwei Jahren; die Verjährung beginnt nüt dem Schlüsse des 
Jahres, in welchem der Anspruch fallig wurde. BGB. §§196 Nr. 3, 201. 
(Vgl. oben § 187 a. E.). HGB. § 674. 

Reis^ut kann ebensowohl wie andere Ladung einem Hilfslohn- 
pfandrecht unterworfen sein — es gelten dann die oben im Kap. XXI 
und XXn erörterten Grundsätze. Einem Bodmereipfandrechte wird 
Reisegut nur dann unterworfen sein, wenn es als Frachtgut unter einem 
Konnossemente fahrt — dann wird es in jeder Beziehung anderem 
Frachtgute gleichzustellen sein. Inwieweit Reisegut in Havari^^rosse 
kontribuiert und dadurch mit einem Havariegrossepfandrecht belastet 
werden kann, ist bereits oben im § 144 besprochen worden. 
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Regel I, 
Seewurf von Deckladung. 

Kein Seewurf von Deckladung soll als große Haverei vergütet 
werden. 

Jeder Aufbau, welcher nicht in das Gerippe des Schiffes eingebaut 
ist, soll als ein Teil des Decks des Schiffes betrachtet werden. 

Regel 2. 
Schaden durch Seewurf und, zum Zwecke der Errettung aus 
gemeinsamer Gefahr, gebrachte Opfer. 
Schaden, welcher dem Schiffe oder der Ladung oder beiden zu- 
gefügt wird durch ein Opfer oder infolge eines Opfers zum Zwecke 
der Errettung beider aus einer gemeinsamen Gefahr und durch Wasser, 
welches durch die Schiffsluken oder andere Öffnungen eindringt, nach- 
dem zum Zwecke eines zur Errettung aus einer gemeinsamen Gefahr 
zu machenden Seewurfes die Luken geöffnet oder andere Öffnungen 
gemacht worden sind, soll als große Haverei vergütet werden. 

Regel 3. 
Loschen eines Feuers an Bord des Schiffes. 
Schaden, welcher dem Schiffe oder der Ladung oder beiden beim 
Loschen eines Feuers an Bord eines Schiffes durch Wasser oder sonstwie 
zugefügt wird, einschließlich des Schadens, welcher dadurch entsteht, daß 
ein brennendes Schiff auf den Strand gesetzt oder angebohrt wird, soll 
als g^oße Haverei vergütet werden, mit der Ausnahme, daß kein Ersatz 
für Schaden an solchen Teilen des Schiffes oder einer geschütteten 
Ladung oder an solchen einzelnen Kolli geleistet werden soll, welche 
selbst vom Feuer ergriffen gewesen sind. 

Regel 4. 
Kappen von Schiffstrümmern. 
Verlust oder Schaden durch Kappen der Trümmer oder Über- 
bleibsel von Rundhölzern oder von anderen Sachen, welche durch 
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Seegefahr vorher gebrochen oder weggeführt worden sind, sollen nicht 
ab große Haverei vergrütet werden. 

Regel 5. 
Freiwillige Strandung. 
Wenn ein Schiff absichtlich auf den Strand gesetzt wird und die 
Umstände derartige sind, daß ohne diese Maßregel dasselbe unvermeid- 
lich sinken oder auf den Strand oder Felsen treiben würde, so soll 
Verlust oder Schaden, welche dem Schiffe, der Ladung und der Fracht 
oder irgend einem dieser Gegenstande durch solches absichtliche auf 
den Strand setzen zugefugt werden, nicht als g^oße Haverei vergütet 
werden. Dagegen soll in allen anderen Fällen, in welchen ein Schiff 
zum Zwecke der Errettung aus einer gemeinsamen Gefahr absichtlich 
auf den Strand gesetzt wird, der dadurch entstehende Verlust oder 
Schaden als große Haverei vergütet werden. 

Regel 6. 
Prangen. — Schaden an Segeln oder Verlust von Segeln. 
Schaden an Segeln oder Rundhölzern oder an beiden, oder Verlust 
derselben, dadurch entstanden, daß ein Schiff zur Errettung von Schiff 
und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr vom Strande abgebracht 
oder höher auf denselben hinaufgetrieben wird, sollen als große Haverei 
vergütet werden. Dagegen sollen Verlust oder Schaden, welche dem 
Schiffe, der Ladung und der Fracht oder irgend einem dieser Gegen- 
stände durch Prangen zugefügt werden, während das Schiff flott war, 
nicht als große Haverei vergütet werden. 

Regel 7. 
Schaden an der Maschine beim Abbringen eines Schiffes. 
Schaden, welcher bei Versuchen, ein an Grund geratenes und in 
gefährdeter Lage befindliches Schiff abzubringen, der Maschinerie und 
den Kesseln desselben zugefugt wird, soll als große Haverei vergütet 
werden, wenn der Schaden nachweislich die Folge eines zur Ausfuhrung 
gebrachten Entschlusses ist, das Schiff zum Zwecke der Errettung aus 
einer gemeinsamen Gefahr abzubringen, auf die Gefahr hin, daß ein 
solcher Schaden entstehe. 

Regel 8, 

Kosten der Ableichterung eines gestrandeten Schiffes und 

die aus der Leichterung entstandenen Schäden. 

Wenn ein Schiff an Grund geraten ist und, um dasselbe wieder 

abzubringen, Ladung, Bunkerkohlen und Teile der Schif&ausrüstung oder 
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einzelne dieser Gegenstände gelöscht werden, so sollen die entstandenen 
Extrakosten der Leichterung, Leichtermiete und der etwaigen Wieder- 
verladung, sowie der dadurch erlittene Verlust oder Schaden als große 
Haverei vergütet werden. 

Regel 9. 
Verbrauch von Ladung, Schiffsinventar und Vorräten als 

Brennmaterial. 
Ladung, Schiffsinventar und Vorräte, bzw. der eine oder andere 
dieser Gegenstände, welche unvermeidlicherweise zum Zwecke der Er- 
rettung von Schiff und Ladung aus einer gemeinsamen Gefahr, während 
der Dauer der Gefahr als Brennmaterial haben verbrannt werden müssen, 
sollen dann, % aber auch nur dann als große Haverei vergütet werden, 
wenn ein reichlicher Vorrat von Brennmaterial an Bord genommen 
war; — doch soll das Quantum Kohlen, welches nach Schätzung statt 
des Ersatzmaterials hätte verbraucht werden müssen — berechnet nach 
dem Marktpreise am letzten Abgangsort des Schiffes zur 2^t der Ab- 
&hrt — , dem Reeder belastet und der großen Haverei gutgebracht 
werden. 

Regel lo, 
Kosten im Nothafen usw. 

a) Wenn ein Schiff durch Unfall, Aufopferung oder andere außer- 
gewöhnliche Umstände genötigt worden ist, zur Vermeidung einer dem 
Schiffe und der Ladung drohenden gemeinsamen GeüsJir einen Nothafen 
oder Zufluchtsort anzulaufen, oder in den Abladehafen bzw. an den 
Abladeplatz zurückzukehren, so sollen die Kosten des Anlaufens als 
große Haverei vergütet werden; und wenn das Schiff von dort mit 
seiner ursprünglichen Ladung oder einem TeÜ derselben wieder gesegelt 
ist, so sollen die entsprechenden Kosten des Auslaufens, welche eine 
Folge des Emlaufens bzw. der Rückkehr sind, ebenüaJls als große 
Haverei vergütet werden. 

b) Die Kosten der Entlöschung der Ladung eines Schiffes sowohl 
im Abladehafen bzw. am Abladeplatz als im Order- bzw. Nothafen sollen 
als g^oße Haverei vergütet werden, falls die Entlöschung zur Vermeidung 
einer dem Schiffe und der Ladung drohenden gemeinsamen Gefahr oder 
zu dem Zwecke geschehen mußte, um die zur sicheren Fortsetzung der 
Reise erforderlichen Ausbesserungen von Schäden zu ermöglichen, welche 
das Schiff durch Opfer oder Unfälle während der Reise erlitten hatte. 

c) In allen Fällen, in welchen die Kosten der Entlöschung eines 
Schiffes als große Haverei vergütet werden, sollen die Kosten des 
Wiederanbordbringens und der Stauung der Ladung an Bord des be- 
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treffenden Schiffes, sowie alle Lagerungskosten auf solche Ladung, 
gldchüalls als große Haverei vergütet werden. Wenn jedoch das Schiff 
kondemniert wird, oder seine ursprüngliche Reise nicht fortsetzt, so 
sollen Lagerungskosten, welche erst nach dem Tage der Kondemnation 
des Schiffes oder des Aufgebens der Reise entstanden sind, nicht als 
große Haverei vergfütet werden. 

d) Wenn ein Schiff sich unter Haverei in einem Hafen oder an 
einem Platze befindet, wo es möglich ist, dasselbe so zu reparieren, 
daß es imstande ist, seine ganze Ladung weiter zu befördern, und 
wenn zur Ersparung von Kosten das Schiff entweder von dort nach 
einem anderen Reparaturhafen bzw. -platz oder nach seinem Be- 
stimmungshafen geschleppt wird, oder die Ladung ganz oder teilweise 
mit einem anderen Schiffe weiterverladen oder auf andere Weise weiter- 
befördert wird, so sollen die durch das Schleppen bzw. die Überladung 
oder Weiterbeförderung entstandenen Extrakosten (bis zur Höhe der 
ersparten Extrakosten) von allen Beteiligten an dem Unternehmen im 
Verhältnis zu dem Betrage der ersparten Extrakosten getragen werden, 

Regel II. 
Heuer und Unterhalt der Schiffsbesatzung im Nothafen usw. 

Wenn ein Schiff unter den in Regel 10 erwähnten Umständen, 
bzw. zum Zwecke der dort erwähnten Reparaturen in einen Hafen ein- 
gelaufen, bzw. einen Platz angelaufen ist, oder dort aufgehalten worden 
ist, so sollen die dem Schiffer, den Schiffsoffizieren und der Schiffs- 
mannschaft für die Zeit des - Extraaufenthaltes in solchem Hafen, bzw. 
an solchem Platz bis zu dem Zeitpunkt, wo das Schiff zur Fortsetzung 
seiner Reise in den Stand gesetzt worden ist oder hätte in den Stand 
gesetzt werden sollen, gebührende Heuer sowie die Kosten ihres Unter- 
haltes für dieselbe Zeit als große Haverei vergütet werden. Wenn 
jedoch das Schiff kondemniert wird oder seine ursprüngliche Reise 
nicht fortsetzt, so sollen die Heuer und die Kosten des Unterhaltes 
des Schiffers, der Schiffsoffiziere und der Schiffsmannschaft, welche erst 
nach dem Tage der Kondemnation des Schiffes oder des Aufgebens 
der Reise entstanden sind, nicht als große Haverei vergütet werden. 

Regel 12. 

Schaden an der Ladung beim Löschen usw. 

Unvermeidliche Schäden oder Verluste an der Ladung wäh- 
rend des Aktes der Entlöschung, Lagerung, Wiedereinladung oder 
Verstauung sollen dann, aber auch nur dann als große Haverei 
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vergütet werden, wenn die Kosten jener betreffenden Mafiregeln als 
große Haverei vergütet werden. 

Regel 13. 

Abzüge von Reparaturkosten. 

Bei der Aufmachung der großen Haverei werden von den zu ver- 
gütenden Reparaturkosten folgende Abzüge wegen des Unterschiedes 
zwischen alt und neu gemacht, nämlich: 

Bei Eisen- oder Stahlschiffen, gerechnet vom Tage der ersten Eintragung 
in das Schiffsregister bis zu dem Tage des Unfalles: 

Bis zu einem Jahre alt (A). 

Alle Reparaturkosten sind voll zu vergüten, mit Ausnahme der- 
jenigen für Malen oder für Anstrich des Schifisbodens, von welchen 
ein Drittel abzuziehen ist 

Zwischen ein und drei Jahren (B). 

Ein Drittel ist abzuziehen von den Reparatur- und Erneuerungs- 
kosten am Holzwerk des Schiffskörpers, der Masten und Rundholzer, 
des Mobiliars, Tapezierarbeit, Geschirr, Metall und Glaswaren, ferner an 
Segeln, Takelage, Tauwerk, Schoten und Trossen (ausgenommen solche 
von Draht und Ketten), Sonnensegeln, Schutzdecken und an Malerarbeiten. 
Ein Sechstel ist abzuziehen von Drahttakelung, Drahtseilen und Draht- 
trossen, Ankerketten und anderen Ketten, Donkeymaschinen, Dampf- 
winden und deren Verbindungen, sowie Dampf kränen und deren Ver- 
bindungen; andere Reparaturen sind voll zu vergüten. 

Zwischen drei und sechs Jahren (C). 

Abzüge wie oben unter B, ausgenommen, daß ein Sechstel ab- 
zuziehen ist vom Eisenwerk der Masten und Rundhölzer und von 
Maschinen (einschließlich der Kessel mit Armaturen). 

Zwischen sechs und zehn Jahren (D). 

Abzüge wie oben unter C, ausgenommen, daß dn Drittel ab- 
zuziehen ist vom Eisenwerk der Masten und Rundhölzer, von den 
Reparatur- und Emeuerungskosten sämtlicher Maschinen (einschließlich 
der Kessel und deren Armaturen) und an allen Trossen, Tauwerk, Schoten 
und Takelage. 

Zischen zehn und fünfzehn Jahren (E). 

Ein Drittel ist abzuziehen von allen Reparatur- und Emeuerungs- 
kosten mit Ausnahme des Eisenwerkes des Schiffskörpers, der 2^men- 
tierung und der Ankerketten, von welchen ein Sechstel abzuziehen ist 
Anker sind voll zu vergüten. 
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Über (iin&ehn Jahre (F). 

Ein Drittel ist abzuziehen von allen Reparatur- und Emeuerungs- 
kosten. Anker sind voll zu vergüten. Ein Sechstel ist abzuziehen von 
Ankerketten. 

Im allgemeinen (G). 

Die Abzüge (ausgenommen bei Proviant, Ausrüstungsgegenständen, 
Maschinen und Kesseln) richten sich nach dem Alter des Schiffes und 
nicht nach dem Alter desjenigen besonderen Teiles desselben, auf 
welchen die Abzüge Anwendung finden. Für Malen des Bodens ist 
nichts zu vergüten, wenn der letzte Anstrich früher als sechs Monate 
vor dem Tage des Unfalles gemacht worden ist Für altes Material, 
welches repariert, aber nicht erneuert wird, und von Proviant und un- 
benutzten Ausrüstungsgegenständen findet kein Abzug statt. 

Hölzerne und Kompositschiffe: 

Wenn ein Schiff zur 2^it des Unfalles weniger als ein Jahr alt ist — 
vom Tage der ersten Eintragung in das Schiffsr^ster gerechnet — , 
so soll ein Abzug „neu für alt" nicht gemacht werden. Nach diesem 
Zeitraum soll ein Drittel abgesetzt werden mit folgenden Ausnahmen: 

Anker sollen ohne Abzug ersetzt werden, Ankerketten mit einem 
Sechstel Abzug. 

Proviant und unbenutzte Ausrüstungsgegenstände sind ohne Abzug 
zu ersetzen. 

Für Metallbeschlag soll ein Quantum gleich dem Bruttogewicht 

des abgenommenen Metalles zum vollen, aber unter Abzug des Erlöses 

aus dem alten Metalle ersetzt werden. Von Nägeln, Filz und den 

Kosten des Abnehmens und des Uml^ens soll ein Drittel abgesetzt 

werden. 

Schiffe im allgemeinen: 

Bei allen Schiffen sollen die Kosten des Richtens verbogener Eisen- 
teile, einschließlich der Kosten des Abnehmens und des Wiederanbringens, 
ohne Abzug ersetzt werden. 

Dockkosten, Kosten des Verholens, Fuhrlöhne und Mieten für 
Kräne, Stellagen und Dockmaterialien sollen ohne Abzug ersetzt werden. 

Regel 14, 

Vorläufige Reparaturen. 

Von den Kosten der vorläufigen Reparatur eines in grosser Haverei 
zu vergütenden Schadens soll ein Abzug w^en des Unterschiedes 
zwischen neu und alt nicht gemacht werden. 
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Regel 15. 

Frachtverlust. 

Frachtverlust, welcher durch Schaden oder Verlust an der Ladung 
entstanden ist, soll als große Haverei vergütet werden, wenn derselbe 
entweder durch eine Haveri^rossemaßregel verursacht worden ist, oder 
der Schaden bzw. der Verlust an der Ladung selbst als große Haverei 
zu vergüten ist 

Regel 16. 

Betrag der Vergütung für durch ein Opfer verloren gegangene 
oder beschädigte Ladung. 

Der als große Haverei für Beschädigung oder Verlust an geopferten 
Gütern zu vergütende Betrag soll dem Schaden gleichkommen, welchen 
der Eigentümer der Güter durch das Opfer erlitten hat, berechnet auf 
Grundlage des Marktwertes am Tage der Ankunft des Schiffes oder 
am Tage der Beendigung des Unternehmens. 

Regel 17. 
Beitragspflichtige Werte. 

Der Beitrag zur großen Haverei soll von dem wirklichen Werte 
der beitragspflichtigen Gegenstände am Ende des Unternehmens, zu- 
züglich des als g^oße Haverei für geopferte Gegenstände vergüteten 
Betrages geleistet werden, wobei jedoch von den noch im Risiko des 
Reeders stehenden Fracht- und Überfahrtsgeldem diejenigen Hafen- 
kosten und Heuergelder abzuziehen sind, deren Aufwendung nicht er- 
folgt sein würde, wenn Schiff und Ladung zur Zeit des HavereiMes 
verloren gegangen wären, und welche auch nicht als große Haverei 
vergütet worden sind; ferner kommen von dem Werte der beitrags- 
pflichtigen Gegenstände alle diejenigen Kosten in Abzug, welche auf 
dieselben nach dem Havereifälle verwendet worden sind, mit Ausnahme 
solcher Kosten, welche als große Haverei vergütet wurden. Reise- 
gepäck und persönliche Effekten von Reisenden, über welche ein Kon- 
nossement nicht ausgestellt ist, sollen nicht zur großen Haverei bei- 
tragen. 

Regel 18. 
Dispachierung. 

Soweit die vorstehenden Regeln keine Bestinunung treffen, ist die 
Dispache in Übereinstimmung mit denjenigen Rechten und Gebräuchen 
aufzumachen, welche für die Dispachierung maßgebend gewesen sein 
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würden, wenn der Frachtvertrag nicht die Klausel enthalten hätte, 
nach welcher große Haverei in Übereinstimmung mit diesen Regeln 
zu bezahlen ist. 

Antwerp-Regel von 1903. 

Antwerp-Regel von 1903, welche in die Frachtverträge auf- 
genommen werden kann. 

Das Recht auf Vergütung in großer Haverei bleibt bestehen, auch 
wenn die Gefahr, welche das Opfer oder die Kosten veranlaßte, auf 
das Verschulden eines der Havereibeteiligten zurückzufuhren ist Dies 
präjudiziert aber nicht den Ersatzansprüchen, welche gegenüber diesem 
Beteiligten aus Anlaß des Verschuldens bestehen.* 



♦ Die Übersetzung ist dem bei Ernst Siegfried Mittler und Sohn, 
Berlin, erschienenen Werke von Rudolf Ulrich: Große Haverei, Bd. DI 
Seite 198 ff. entnommen. 
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Verzeichnis der aufgeführten Entscheidungen. 

Oberappellationsgericht. 

14. Dezember 1854. Marty & Co. •/• Henry Dutton § 85. 

18. Mai 1855. Gibson •/. Schmidt § 168. 

21. Februar 1857. Stinde •/. Merle & Co. § 79. 

5. Juli 1866. Stuelcken •/• Pearson & Langnese § ICXD. 
24. November 1866. Seligmann •/• Refardt § 93. 
27. September 1870. Namien •/• Waetjen & Co. § 79. 

Reichsoberhandelsgericht 

Sievers •/. Cratz §§ 34, 186. 
Robinow '/• Crasemann & Stavenhagen § 172. 
Ahlers /. Noelting & Co. § 63. 

Drummond •/• Hamburg- Amerikanische Paketfahrtaktien- 
gesellschaft § 89. 
Siehe 82 H. 33. 

Perry •/• Wencke §§ 87, 104, 105. 
Hansen •/• Nehlsen § 35. 
Runge 7« Noehlszen § 25. 
Toeplitz 7. Pattie § 34. 
Hollmann /• Kock § 177. 
Balance 7- Helbing § 37. 
Cohn 7- Wittenhagen § 155. 

Dänische Assec. Cie. 7« Steinichen §§ 115, ii8e, g. 
Helene /• Gitana § 92. 
Dyk & Schacht 7. Behrens & Gen. § 105. 
Rüdenberg 7- Soulsby § 176. 
Braun •/. Herrmann & Teilnehmer § 34. 
Barre 7- Spykmann § 176. 
Cohn & Henneberg 7- Seidel § 177. 
Vereinigte Bugsier -Dampfschiffahrtsgesellschaft 7- Union 

§91. 

Goldschmidt 'j. Main- Weser-Bahn § 175. 

Schmidt & Gen. 7- Maria & Gen. §§ 115, 118 c 
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Verzeichnis der au^^efttlirteii Entscheidungen. 

DampfschifTahrtsgesellschaft Kopenhagen '/• Karkusch & 

Migge § 176. 

Kindermann •/• Leitz § 176. 

BaUrues •/• Ohlerich §§ ICX), 105. 

Matchew & Theilmann */• Reinhold § 43. 

Ebbecke •/. Beling & Lamotte §§ 87, 180. 

Internationale Handelsgesellschaft */• Stettiner Dampfmühlen 

Aktiengesellschaft & Quance §§ 34, 184. 

Müller 7- Addicks § 32. 

Simonsen & Co •/• Domscheit §§ 168, 174, 176. 

Paulsen •/• Meyer § 11. 

Dultz 7. Hoffmann § 39. 

Muenster 7- Messerschmidt & Albrecht § 32. 

Matthiessen 7* Droege & Co. § 180. 

Dowell 7- Lemke § 33. 

Waetjen & Co. 7. Unkraut & Sohn §§ 16, 27. 

Kleverstroem 7- Mann & Thirschky & Hoeppner §§ 25, 

32, 184. 

Yangtze Insur. Association 7« Eisenmenger § 22. 

Grundstroem 7- Pieper & Hohorst § 34. 

Wencke Söhne 7« Duncker §110. 

Simon, Evers & Co. 7- Dau § 176. 

Filter 7. Groß § 32. 

Juchter 7- Hahn, Füllhaas & Werner § 187. 

Harvey & Sons 7- Walte § 207. 

Schultz & Dabeistein 7- Helmken §§ 37, 63. 

Sven Svenson 7- Aktiengesellschaft Freihandel § 92. 

Allgemeine Versicherungsgesellschaft 7« Sunshine §110. 

Roosen 7- Aalford § 91. 

Grillespie & Cathcart 7- Naumann § 43. 

Corner 7- Lichtenberg §§ 54, 78, 179. 

Sjaelland 7- Teschendorf § 33. 

Rettmeyer 7- Schroeder Gebr. & Co. § 38. 

Fiskus 7. Wilson & Sons & Cie. § 93. 

Reichsgericht 
M. & Co. 7. K. & Co. § 172. 
R. & H. 7. B., K. & Co. § 43. 
Siehe 80 H. yy, iio. 

S. 7- General Steam Navigation Cie § 102. 
Siehe 80 H. 106. 
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Band 

4. Nr. 24. Siehe 82 H. 33. 

5. Nr. 19. N. & Co. •/. S. & Co. § 164. 
5. Nr. 23. Siehe 82 H. 23, 

7. Nr. 21. Siehe 82 H. 48. 

IG. Nr. 5. Siehe 84 R 27. 

II. Nr. 21. Siehe 84 H. 59. 

13. Nr. 23. Siehe 84 R 55. 

13. Nr. 29. J. 7- Flensburger DampfschifTahrtsgesellschaft § 16. 

13. Nr. 31. Siehe 84 R 141. 
13- Nr. 33. Siehe 85 R 43. 

14. Nr. 2. Danzfuß & Co. •/. Olsen §§ 161, 163, 165. 
14. Nr. 14. Q. 7- Norddeutscher Lloyd § 78. 

14. Nr. 27. O. & Co. 7. M. & M. §§ 161, 177. 

15. Nr. 8. Iverson 7« Gaertner §§42, 165. 

15. Nr. 32. L. & Co. 7- Stadtgemeinde Stettin § 2$. 

19. Nr. 2. Siehe 87 R 25. 

20. Nr. 13, Siehe 88 R 80. 
e. 7. M. & Co. §§ 153, 188. 
Siehe 88 R 27. 
M. und Genossen 7« J« § IQO- 
Reichsfiskus 7- Norddeutscher Lloyd § 92. 
Siehe 93 R 61. 
Siehe 93 R 28. 
B. 7- D. § 4. 

Union 7« Preußischer Staatsfiskus § 4. 
Deutsche Dampfschiffsreederei 7* Norddeutsche Ver- 

sicherungsgesellschaft § 199. 

33. Nr. 18. Siehe 94 R 63. 

34. Nr. 18. Siehe 94 R 95. 
36. Nr. 46. Siehe 96 H. 66. 

38. Nr. I. O. & Z. 7. Deutscher Lloyd § 148. 

38. Nr. 19. Siehe 97 R 89. 

38. Nr. 24. Union 7- Preußischer Staatsfiskus §§ 4, lOO, 104. 

39. Nr. 19. Siehe 97 R 83. 

39. Nr. 37. Siehe 98 R 7. 

40. Nr. 80. H. 7- Stadtgemeinde Königsberg § 25. 

41. Nr. 30. Siehe 98 R 91. 

45. Nr. 2. Siehe 00 R 26. 

46. Nr. 2. B. & Co. 7. V. & M. § 176. 

46. Nr. II. Siehe 00 R 67. 

47. Nr. 43. Union 'j. Preußischer Staatsfiskus §§ 4, 100. 

Sieveking, Seerecht. 27 



20. 


Nr. 15. 


20. 


Nr. 16. 


20. 


Nr. 41. 


21. 


Nr. 23. 


31. 


Nr. 13. 


32. 


Nr. 2. 


32. 


Nr. 28. 


32- 


Nr. 37. 


33. 


Nr. 17. 
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^x8 Verzeichnis der aufgeführten Entscheidungen. 

Band 

51. Nr. 57. Siehe 02 H. 106. 

51. Nr. 84. Siehe 02 H. iii. 

52. Nr.ioi. Aktiengesellschaft Pr. '/• ^Ji. Seeschiffaktiengesellschaft 

§§ 173, 174, 176. 

53. Nr. 51. Siehe 03 H. 30. 

53. Nr. 56. N. •/. K. § 104. 

54. Nr. 5. Siehe 03 H. 124. 

55. Nr. 43. A.^-/. B. §37. 

56. Nr. 4. Siehe 04 H. 66. 

58. Nr. 37. The Dene St. Sh. Cy. Ltd. •/. V. § 187. 

59. Nr. 34. Siehe 05 H. 28. 

59. Nr. 84. Siehe 05 H. 42. 

60. Nr. 97. Siehe 05 H. 86. 

61. Nr. 75. Siehe 05 H. 135. 

62. Nr. 53. Siehe 06 H. 43. 

62. Nr. 102. Old. Gl. Akt. Ges. •/• C. und Gen. § 114 sub 10. 
64. Nr. 18. Aktiengesellschaft L. •/. S. J. J. § 185. 

Nicht abgedruckt: 
I. 179/05. Bureau frferes & Baillergeau •/- Fölsch & Co. § 32. 
I. 64/06. Mentz, Decker & Co. */• Heidmann § 92. 
L 323/06 bestätigt 06 H. 85. . 

Entscheidungen des Handelsgerichts zu Hamburg 
aus den Jahren 1 851 — 1865. 

U. Nr. 20. Wolff & Karpeles •/• Johannes § 19. 

U. Nr. 36. Fetterlein •/. Oswald & Co. § 79. 

U. Nr. 207. UUberg & Cramer •/• Limpricht § 79. 

Sb. Nr. 84. Pflugk '/. von Bergen § 80. 

Sb. Nr. 108. Heyden & Co. •/• Hamb. Brasil Dampfschiffahrt^esell- 

schaft § 79. 

HH. Nr. 103. Pott & Koemer •/. Schnell & Co. § 172. 

HR Nr. 165. Duncan •/. Weber § 32. 

Hanseatische Gerichtszeitung. 

Seite 120, 124. Wortmann & Reimers •/• Fawcus § 32. 

Seite 197, 214. Sloman jr. •/• Pick & Co. § 27. 

1863. 

Seite 84—85. Eimbcke •/. Voß § 162. 

1863. 

Seite 114 — 116. Feuerheerd jun. & Co. '/• Lebedew § 162. 

Seite 305. Storm '/• von Leesen & Sohn § 19. 
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Verzeichnis der aii%ef!lhrten EntscheidimgeiL Aig 

1865. 

Seite 83—84. P<^o •/. Donati & Co. § 162. 

Seite 219. Brodersen •/• Rocnneberg § 19. 

1866. 

Seite 26 — 27, 272. Buhrfeind •/• Hasperg & Schaefer § 32. 

1868. 

Nr. 130 und 153. Westergard •/• Wizel § 79. 

1869. 

Nr. 75. Berenberg,Goßlcr&Co.7.MutzenbecherSohne§i46. 

Nr. 93 und 140. Günther & Behrend •/• Pott & Koemer § 27. 

Nr. 97 und 215. Lintz '/• Helen Mac Grregor § 27. 

Nr. 138. Voigt & Amsinck •/. Gehrekens § 81. 

Nr. 147. Gabe & Sohn •/. Perlbach & Co. § 80. 

Nr. 220. Maurice & Co. •/• Perger & Co. § 179. 

Nr. 326. Roenneberg •/. Pego & Co. § 87 

1870. 

Nr. 7. Gorham '/• Schoen &.Co. § 31. 

Nr. 147. Damlos •/• Eimbcke & Schipmann § 79. 

Nr. 180. Juerß & Crotogino •/• Kracht § 35. 

Nr. 214. Lintz •/• Helen Mac Gregor § 27. 

Nr. 231. Maurice & Co. •/• Perger & Co. § 179. 

Nr. 304. Woodburg •/• Mutzenbecher Söhne §§iio, ii8d,l. 

Nr. 349. Ahlers •/. Noelting & Co. § 152. 

Nr. 352. Christel •/• Hamburg - Amerikanische Paketfahrt 

Aktiengesellschaft § 89. 

Nr. 370. Mutzenbecher Söhne •/• Koehn § 162. 

1871. 

Nr. 30. Schroeder, Borgstedt & Co. •/• Mercur §110. 

Nr. 69, 282. Bolten •/• Timmermann § 155. 

Nr. 88. Christel •/• Hamburg-Amerikanische Paketfahrt 

Aktiengesellschaft § 89. 

Nr. 146. Demphy •/• Cohnheim § 112. 

Nr. 195. Pott 7- Metzendorff, Willmanns & Co. § 77. 

Nr. 259. Sloman jr. /. Enoch & Co. § 155. 

1873. 

Nr. 259. Roever •/• Rumpf & Co. § 32. 

Nr. 26s, 297. Elbrechtz •/. Ehlers .& Bruns §§ 17, 18. 

Nr. 306. Schult 7. Borregaard & Stecher jr. § 83. 

1878. 

Nr. 68. Heynga 7. Riedel § 80. 

Nr. 105. Droege 'j. Breckwoldt § 44. 

27* 
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A20 Verzeichnis der au^eftthiten Entscheidimgeii. 

Nr. 153, 222. Duncan '/• Schauenburg §§ i6, 27. 

Nr. 192. Sharman •/• Krause & Co. §§ 35, 80. 

Nr. 195, 238. Sulis 7- Internationale Handelsgesellschaft § 161. 

Nr. 226. Pontoppidau & Co. '/• Südamerikanische Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft § 7. 

1874. 

Nr. IG. Sloman jr. •/• Paaschburg § 27. 

Nr. 58. Oesterlinck •/. Holten § 45. 

Nr. 66. Bardo •/• Lippert § 79. 

Nr. 144. Josefa •/• Wenonah § 87. 

Nr. 186. Pioch •/. Haase § 205. 

Nr. 254. Anders •/• Perlbachsche DampüschifTsreederei § 103. 

Nr. 262. Mutzenbecher Sohne •/• Koehn § 162. 

Nr. 267. Marcus jr. •/• Hawkinson § 79. 

1876. 

Nr. 33. Renk & Hessenmüller •/• Norddeutsche Versicherungs- 
gesellschaft § 83. 

1876. 

Nr. 60. Wencke Söhne •/• Duncker §§ IIO, 112, Ii8e, 126. 

Nr. 98. Mathei •/. Schulz § Ii8g. 

1877. 

Nr. 150. Roever •/• Uhlmann & Co. § 80. 

1878. 

Nr. 62. Schmidt & Sohn '/. Land & Richertsen § 73. 

Nr. 93. Schroeder & Co. •/• Solcher § 79. 

Nr. 94. Roosen '/• Aalford § 90. 

Nr. 1 20. Hamburg- Amerikanische Paketfiaihrt Aktiengesellschaft '/• 
Jahns & Lund § 23. 

187». 

Nr. 121. Jordahn •/. Pott & Koerner § 87. 

Nr. 136. Bolten •/. Felipe Ugalde § 81. 

1880. 

Nr. II. Wisch •/. Perlbach & Co. § 168. 

Nr. 22. Pedersen •/• Schuette & Sohn §§ iio, 113, Ii8a. 

Nr. 39, 50. Tietz •/. Beckmann §§ Ii8h, 119 Nr. 7. 
Nr. 77, HO (= Rg. 3 Nr. 31). Taflin •/• Wichmann §43. 

Nr. 78. Kalnig •/• Allgemeine Versicherungsgesellschaft für See-, 

Fluß- und Landtransport § 152. 

Nr. 80. Hamburg- Amerikanische Paketfahrt Aktiengesellschaft •/. 

Robinow & Sohn § 164. 
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Nr. 93. Rochow */• Müller & Co. § 112. 

Nr. 106 (= Rg. 3 Nr. 43). Tramborg •/• Warnecke § 34. 
1881. 

Nr. 41. Selb & Huverstuhl •/• Naumann § 17. 

Nr. 72. Schroeder, Michaelsen & Co. •/• Moran Galloway & Co. 

§§ 78, 112, 116, ii8b, iiSf, iiSi. 

Nr. 126. Waetjen & Co. '/• Luermann & Sohn § iio. 

1882. 

Nr. 23 (= Rg. 5 Nr. 23). Pfropfe •/. Schuback & Söhne § iio. 

Nr. 32. Millberg •/• Bachmann § 112. 

Nr. 33 (= Rg. 4 Nr. 24). Rettmeyer & Hessemüller '/• Warenkredit- 
anstalt §§171, 174. 

Nr. 47. Heye •/• Laeisz § 26. 

Nr. 48 (= Rg. 7 Nr. 21). Vereinigte Bugsier Dampfschiffgesellschaft */• 
Bugsiergesellschaft Vulkan § 104. 

Nr. 83. Norddeutscher Lloyd •/• Seckamp & Tewes § 168. 

Nr. 121. Bielefeldt •/• Kirsten § 22. 

Nr. 122. Schiffsversicherungsverein •/• Luetgens §93. 

Nr. 128. Rochow '/• Meyer & Co. § 79. 

1883. 

Nr. 7. Wichhorst •/• Uffen § 79. 

Nr. 32. Reinecke •/• Libau-Lübecker Dampfschiffsgesellschaft § 22. 

Nr. 49. Norddeutscher Lloyd •/• Becker § 168. 

Nr. 64. Norddeutscher Lloyd •/• Bastian Söhne §§ 115, Ii8c. 

Nr. 70. Hughes •/• Schroeder, Michaelsen & Co. § 35. 

Nr. ^^. Burns •/• Dierks §§ 199, 202. 

Nr. 121. Bischoff •/• Siemers & Co. § ii8d. 

Nr. 127. Frankfurter & Liebermann '/• Schlesinger § 177. 

Nr. 135. Eichmann •/• Lazarus § 23. 

1884. 

Nr. 2. Schuette •/• Rheinisch- Westfälischer Lloyd § Ii8e. 

Nr. 9. Hamburg-Amerikanische Paketfahrt Aktiengesellschaft */• 

Warenkreditanstalt § 187. 

Nr. 19. Reinhold & Co. •/• Hunter § 34. 

Nr. 21. Nicolai */• Berenberg, Goßler & Co. §§ iio, in. 

Nr. 27 (= Rg. 10 Nr. 5). Bielefeldt '/. Kirsten §§ 16, 22. 

Nr. 36. Hornstedt & Garthome •/• Naumann § 187. 

Nr. 55 (= Rg. 13 Nr. 23). Wichhorst '/• Uffen § 79. 

Nr. 59 (= Rg. II Nr. 21). Hardt & Co. & Bachmann •/. Nord- 
deutscher Lloyd §§ 174, 180. 

Nr. 115. Koch 7- Gebrüder Lueders § 89. 
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A22 Vendchnif der aafgef&hrten Entscheidungen. 

Nr. 122. Abrahamson •/• Koyemann § 32. 

Nr. 137. Danzfuß & Co. /. Olsen §§ 161, 163. 

Nr. 141 (= Rg. 13 Nr. 31). Hasche •/• Andersen § 179. 

1885. 
Nr. 24. Andemson, Horau & Co. '/• Amthai & Horschitz Ge- 

brüder §§ 23, 174. 
Nr. 28. Rosenbacher & Co. •/• Hamburg-Amerikanische Paketlahrt 

Aktiengesellschaft § 166. 

Tobias •/. Waetjen & Co. § 25. 
43 (= Rg. 13 Nr. 33). Eichmann •/• Sloman & Co. § 105. 

Sandt */• Hesse, Newmann & Co. § 176. 

Bolte 7- Reimers & Jansen § 176. 

Iverson •/• Gaertner § 165. 

Wilson 7. Bachmann §§ 112, 119 Nr. 7. 

Kirsten 7- Hartmann § 187. 

General Steam Navigation Cy 7- Maak § 97. 

Niehaus & Ebsen 7- Naumann § 168. 
Seele 7- von Borries & Webrmann §§44, 57. 
Matthies & Co. 7. Dubbers & Hempell § 185. 
Laemmer 7- Knoehr & Burchard § 73. 
Hamburg-Südamerikanische DampfschifTahrt^^eUschaft 
7. Taylor Cameron & Co. § 205. 
Sautjer 7« Baunach & Koch § 95. 
Harrison 7« Hamburg- Amerikanische Paketfahrt Aktien- 
gesellschaft § 93. 

Sartori & Berger 7- Helvetia § 114. 
Goldworthy 7- Bachmann § 174. 
Schueler 7« Eichmann § 103. 

Allgemeine Versicherungsgesellschaft 7* Norddeutscher 
Lloyd § 150. 

Rießen Gebrüder 7« Paap § 97. 
Sevecke 7- Mueller § 95. 
25 (= Rg. 19 Nr. 2). Harrison 7- Hamburg- Amerikanische Paketfahrt 
Aktiengesellschaft § 93. 
Segebarth 7. Moeller & Söhne § 168. 
Luermann & Sohn 7- Siedenburg, Wendt & Co. § 87. 
Norddeutsche Bank 7- Thun § 190. 
Wienk 7- Woermann-Linie § 16. 
Norddeutsche Bank 7- Frister & Co. § 1 90. 



Nr. 


33- 


Nr. 


43 (= 


Nr. 


56. 


Nr. 


57. 


Nr. 


59- 


Nr. 


72. 


Nr. 


78. 


Nr. 


112. 




1886. 


Nr. 


2. 


Nr. 


21. 


Nr. 


23. 


Nr. 


24. 


Nr. 


28. 


Nr. 


33- 


Nr. 


35. 


Nr. 


39. 


Nr. 


III. 


Nr. 


118. 




1887. 


Nr. 


10. 


Nr. 


13- 


Nr. 


16. 


Nr. 


25 (= 


Nr. 


30. 


Nr. 


106. 


Nr. 


116. 


Nr. 


121. 


Nr. 


129. 
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1888. 

Nr. I, 73. Zizold, Colsmann & G>. •/• Kosmos § 76. 

Nr. 8, 84. Boyes & Ruyer •/• Siemers & Co. § 112, ii8c. 

Nr. 20. von Thaden & lippschütz •/• Carr § 187. 

Nr. 27 (= Rg. 20 Nr. 16). Anglia '/• Holten § 95. 

Nr. 53. Hamburg- Amerikanische Paketfahrt Aktiengesellschaft •/• 
Melchior Gebrüder & Co. §110. 

Nr. 56. Eimbcke '/• Schuback & Söhne § 187. 

Nr. 59- Mibe •/. Erling § 32, 34. 

Nr. 66. Raeburn & Nerel •/. Ehlers & Loewenthal § 186. 

Nr. 80 (= Rg. 20 Nr. 13). Andersen •/• Bachmann §§43, 170, 171. 

Nr. 89. Tyrer •/. Lion § 186. 

Nr. 92. Pauls & Krüß /. Pott § 104. 

Nr. 97. Weber •/• Kirsten § 26. 

Nr. 1 16. Hewett & Co. •/. Suhr §§ 89, 90. 

Nr. 117. Dunlop & Sons •/• Schroeder Gebrüder & Co. § 34. 

Nr. 119. Hugo •/• Oppenheimer & Co. § 198. 

Nr. 120. Union •/• Taylor § 100. 
1889. 

Nr. 35. Sloman jr. •/• Fünt § ICD. 

Nr. 37. Winsor •/• Deutsche Nationalbank § 174. 

Nr. 45. Ostsee •/• Bonnemeyer § 37. 

Nr. 59. Buettner •/• Bischoff § 32. 

Nr. 74, 114 (= Rg. 25 Nr. 23). Wolff •/• Norddeutsche Versicherungs- 
gesellschaft § 76. 

Nr. 78. Schrader •/. Carr § 16. 

Nr. 80. Mitchelsen '/• Großkopf §§ 161, 169. 

Nr. 88. Reed •/. Bachmann § 23. 

Nr. 104. Strengberg •/• Riga-Lübecker Dampfschiffahrtsgesellschaft 

§93. 
Nr. 106. Turnbull Broth. •/• Warenkreditanstalt §§ 32, 34. 

Nr. 108. Leisk •/• Warenkreditanstalt §§ 34, 35- 

Nr. 119. Beyer •/• Bockelmann §§ 34, 185, 

1890. 
Nr. 5. Hine Broth. •/• Cellicr § 150. 

Nr. 14. Vereinigte Bugsierdampfechiffahrtsgesellschaft •/• Amsinck 

§ 100. 
Nr. 15. Hambui^- Amerikanische Paketfahrt Aktiengesellschaft*/. 

Stuelcken Wwe. §§ 89, 90. 
Nr. 28. Glaefcke & Hennings •/• Ehlers & Loewenthal § 19. 

Nr. 46. Milne & Co. '/• Friedemann § 184. 
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A2A Verzetchnis der aufgeführten Entschddimgen. 

Nr. 48. Nordheim jr. & Schoening jr. •/• Hamburg-Südamerika- 

nische Dampfschiüahrtsgesellschaft § 26. 
Adams •/• Warenkreditanstalt § 32. 
Dowie & Co. •/• Schroeder Gebrüder & Co. § i6i, 
Vogel 7- Gebrüder Meyer § 31. 

Vereinigte Bugsierdampfschiffahrtsgesellschaft 7« Hintze 
§ IOC. 



Nr. 


51- 


Nr. 


69. 


Nr. 


93- 


Nr. 


96. 




1891 


Nr. 


I. 54- 


Nr. 


10. 


Nr. 


14. 


Nr. 


17- 


Nr. 


22. 


Nr. 


26. 



Glaefcke & Hennings '/• Wencke Söhne § 105. 
Nordheim jr. & Schoening jr. •/• Hamburg-Südamerika- 
nische Dampfschiffahrtsgesellschaft § 26. 
Glaefcke & Hennings •/• Ehlers & Loewenthal §§19, 179. 
Wallgruen •/. Mund & Fester § 11. 
Lexzau & Scharbau 7« Baunbeck §§ 82, 139, 199. 
Apenrader Aktienbrauereigesellschaft 7* Deutsche Dampf- 
schiffsreederei §§ 23, 174. 
Nr. 29. Shaw Savil & Albion & Co. 7- Hamburg-Südamerika- 

nische Dampfschiffahrtsgesellschaft § 93. 
Vocke & Schmidt 7« Gaertner § 187. 
Dormien & Paap 7* Kock § 3. 
Reinhold 7- Reinecke §§ 34, 35. 
Blumenthal 7- Kube & Kiehn § 97. 
Norddeutsche Jutespinnerei 7« Gebrüder Lüders § 92. 

Gleichmann 7- Mietbrodt § 26. 

Vereinigte Bugsierdampfschiffahrtsgesellschaft 7.Sloman jr. 
§ IOC. 

Simpson 'j. Siemers § 161. 

Deutscher Reedereiverein 7« Nolte & Schroeder § 93. 
Kruse 'j. Pflugk §§ 37, 170, 171. 

Grapow & Wellermann 7- Deutsche Levantelinie § 172. 
Renata 7« Rump § 35. 

Nagel & Cohrs 7- Hamburg-Südamerikanische Dampf- 
schiffahrtsgesellschaft § 174. 
Sloman jr. 7- Schuenemann § 16. 

Wencke Sohne 7- Weber § 174. 
Claußen & Wieling 'j. Addicks § 23. 
Rg. 32 Nr. 2). Hamburg- Amerikanische Paketfahrt Aktien- 
gesellschaft 7- Norddeutsche Versicherungsgesellschaft 



Nr. 


31- 


Nr. 


65. 


Nr. 


79- 


Nr. 


III. 


Nr. 


112. 




1893. 


Nr. 


I. 


Nr. 


11. 


Nr. 


21. 


Nr. 


27. 


Nr. 


47- 


Nr. 


53- 


Nr. 


78. 


Nr. 


89. 


Nr. 


95- 




1893. 


Nr. 


I. 


Nr. 


27. 


Nr. 


28 (= 



§§ 90, 102. 
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Nr. 


29. 


Nr. 


35- 


Nr. 


40. 


Nr. 


52. 


Nr. 


61 


Nr. 


62. 


Nr. 


72. 


Nr. 


n. 9< 


Nr. 


79- 


Nr. 


lOI. 




1894. 


Nr. 


26. 


Nr. 


32. 


Nr. 


42. 


Nr. 


43- 


Nr. 


45. 


Nr. 


48. 


Nr. 


51- 


Nr. 


52. 


Nr. 


63 (= 


Nr. 


64. 


Nr. 


68. 


Nr. 


70. 


Nr. 


72. 


Nr. 


75- 


Nr. 


88. 


Nr. 


90. 


Nr. 


95 (= 


Nr. 


107. 




1895. 


Nr. 


19. 


Nr. 


35- 


Nr. 


47- 


x\r. 


49. 


Nr. 


57- 


Nr. 


58. 
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Arnold •/• Koenig §§ 170, 176. 

Seminario & Co, •/• Norddeutsche Versicherungsgesell- 
schaft § 87. 

Albis 7. Pels §§ 32, 35. 
Kniep & Schulz ./• Cellicr § 100. 
Rg- 31 Nr. 13). Tapscott & Co. •/• Sloman jr. § 92. 
Neue Bugsierdampferkompagnie '/• Vogel §101. 
Blumenthal •/• Kube & Kiehn § 190. 
Vereinigte Bugsierdampfschiffahrtsgesellschaft •/• Fuhr- 
mann §§ 100, 105. 

Nordischer Bergungsverein */• Norddeutscher Lloyd § 106. 
Seminario & Co. •/• Burmester §§ 133, 179. 

Sivewright, Bacon & Co. •/• Nielsen §§ 169, 174. 
Stumore & Co. '/• Laing § 207. 

Frankfurter Transport-, Unfall- und Glasversicherungs- 
Aktiengesellschaft •/• Hamburger Staat § 3. 
Lange & Co. und Genossen '/• Oppenheimer & Co. § 184. 
Clausen & Wieting •/• Addicks § 174. 
Keller '/• Deutsche Dampfschiffsreederei §§ 172, 174. 
Penney '/• Ehlers & Loewenthal § 23. 
Rettmeyer & Hessenmüller •/• Pds § 185. 
63 (= Rg. 33 Nr. 18). Blumenthal •/. Kube & Kiehn §§ 13, 190, 
205. 

Peters & Loewenthal •/* Thomas § 26. 
Nordischer Bergungsverein 7- Norddeutscher Lloyd § 106. 
Finska Angfartygs Actiebolaget •/• Sachse § 30. 
Kallesen •/• Scharf & Kayser § ^6. 
Vereinigrte Bugsierdampfschiffahrtsgesellschaft */• ^^^ 
Gebrüder § 89. 

Reichsmarinefiskus "/• Steinmeyer & Co. § 4. 
Ropner & Co. •/• Bachmann §§ 112, ii8i. 
Rg. 34 Nr. 18). Berenberg, Goßler & Co. •/• Denning § 169. 
Gillison & Chadwich •/• Gebrüder Nielsen %^T. 

Berenberg, Goßler & Co. •/• Denning § 207. 

Sivewright, Bacon & Co. •/• Nielsen § 174. 

Foyle •/• Broehan und Genossen § 104. 

Burchardt •/• Temperley Steamshipping Cy Ltd. § 43. 

Qausen '/. Agrippina § 178. 

Schwoon & Co. •/• Shawyer § 32. 
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A26 Verzeichnis der aafgefilhrten Entscheidungen. 

Ihlder jr. •/. Witt § 197. 

Stockholm City '/• Vogcmann § 31. 

Drynan & Co. 7* Küstendampfschif&hrt^esellschaft 

Lübeck §§7, 207. 

Burchard •/• Berenbcrg, Gofiler & Co. § 188. 

Bode •/. Diederichsen § 79. 

Wolff & Karpeles •/• Hamburg-Südamerikanische Dampf- 

schiffahrtsgesellschaft § 176. 
Nr. 64. Dundee Loch Line Steam Shipping Cy Ltd. */• Allgemeine 

Versicherungsgesellschaft für See-, Fluß- und Land- 
transport § 180. 
Nr. 66 (= Rg. 36 Nr. 46). Glaefcke & Hennings •/, Andr6e & Wilker- 

ling § 32. 

Fondire 7- Maak & Sohn § 94. 

Stephens & Mawson 7- Kuehne & Nagel § 176. 





1896. 


Nr. 


I. 


Nr. 


18. 


Nr. 


37- 


Nr. 


44. 


Nr. 


SS- 


Nr. 


SS. 



Nr. 


68. 


Nr. 


75. 




1897. 


Nr. 


3. 


Nr. 


IS. 



Kluever 7. Albrecht & Co. § 93. 

Dundee Loch Line Steam Shipping Cy Ltd. 'j. Bach- 
mann § 171 Nr. 7. 
Nr. 23. Heineken & Fischer 7* Hambui^er Padficdampfschiffs- 

linie §174. 

GreenshieldsCorvie&Co. 7- Bachmann §§ iio, 171 Nr. 7. 

Sloman jr. 7* Schroeder Gebr. § 177. 
. Linck 7- Hansa §§ 171, 174. 

Hamburg- Amerikanische Paketfahrt Aktiengesellschaft '/. 

Knuth §§ loi, 105. 
83 (= Rg. 39 Nr. 19). Caseboume & Co. 7- Jacoby § 169. 

Burell & Son 7. Musdius & Peine §§ 23, 178. 
89 (= Rg. 38 Nr. 19). Deutsche Levantelinie 7- Neue Fünfte 

Assecuranz Qe § 190. 

Vogemann 7« Ascher und Genossen § 171 Nr. 7. 

Herrmann 7« Glaefcke & Hennings § 176. 

Jante 7. Wehr § 98. 

Krippstaedt 7« Deutsch- österreichische Dampfschiffahrts- 
aktiengesellschaft § 34. 

Gesterding 'j. Hauenschild § 43. 
Nr. 7 (= Rg. 39 Nr. 37). Breckwoldt 7. Perlbach & Co. §§ 163, 

17s, 187. 
Nr. 8. Witt & Fink 'j. Foehrtmann & Behne § 92. 



Nr. 


37. 


Nr. 


53. 


Nr. 


62. 


Nr. 


66. 


Nr. 


83 


Nr. 


87. 


Nr. 


89 ( 


Nr. 


90. 


Nr. 


102. 


Nr. 


104. 


Nr. 


108. 




1898. 


Nr. 


4. 
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Veneichnis der ao^eführten Entscheidungen. ^27 

Schulze 7- Cohrs & Amni6 § 184. 
Norddeutscher Lloyd "/• Clausen § 168. 
Thiele */• Heisterbegk § 34. 

Wandsbeker Lederfabrik */• Hamburg Südamerikanische 
DampfschifTahrtsgesellschaft § 168. 
Vogemann •/• Warenkreditanstalt § 35. 
91 (= Rg. 41 Nr. 30). Salge •/• Silberstein § 164. 
Becker •/• Addicks §§23, 171 Nr. 7. 
Feldt 7. Cohrs & Amm6 § 176. 
Meerjanßen 7» Norddeutsche Versicherungsgesellschaft 

§§ I57i 179. 

Vogemann 7* Gaertner § 168. 

Schluetcr & Maack 7- Österreichische Nordwest-Dampf- 

schiffahrtsgesellschaft § 176. 

Sloman jr. 7« Quaiverwaltung § 26. 

Britanic Steamship Cy Ltd. 7- Amsterdam Tug and Sal- 

vage Cy Ltd. § 104. 

Fiering 7« Neugebauer § 32. 

Fischer 'f. Kosmos §§169, 174. 

Pritzerber Kahnversicherungsgesellschaft 7« Buhr § 97. 

Thomas & Co. 7- Amsterdam Tug and Salvage Cy § 104. 

Vogemann 7- Warenkreditanstalt §§23, 171 Nr. 7. 

Hamburg - Südamerikanische Dampfschiffahrts - Aktien- 
gesellschaft 7- Neben, Schulz & Co. § 168. 

Cory Broth & Co. Ltd. 7. National Bank of Scottland 

§ 207. 

Paulsen & Ivers "/. Quaiverwaltung § 7. 

Düsseldorfer. Allgemeine Versicherungsgesellschaft für 

See-, Fluß- und Landtransport 'j. Scharfe § 199. 

Scheefisch 7« Deutsche Ostafrikalinie § 92. 

Aßmann 7- Nordheim § 43. 

Riga-Lübecker Dampfschiffsgesellschaft 7- Lischau § 176. 
Nr. 104. Fiege 'j. Kuehl & Hocke § 176. 

Nr. 114. Rickinson 7- Gerb und Farbstoffwerke Renner & Co. § 1 86. 

1900. 
Nr. I, 6j (=Rg.46Nr.ii). Erlich 7.Schiffversicherungsverein §§94,95. 
Nr. 8. Ritschel 'j. Knoehr & Burchard Nfl. § 98. 

Nr. 26 (= Rg. 45 Nr. 2). Rhenania 7- Wittenberg & Vogt § 90. 
Nr. 28. Neue Norddeutsche Flußdampfschiffahrtsgesellschaft 7- 

Fischer & Bichel § 182. 



Nr. 


31- 


Nr. 


37- 


Nr. 


63. 


Nr. 


71. 


Nr. 


72. 


Nr. 


91 (= 


Nr. 


95- 


Nr. 


100. 


Nr. 


HO. 


Nr. 


113. 


Nr. 


118. 




1899. 


Nr. 


9, 60. 


Nr. 


II. 


Nr. 


18. 


Nr. 


27. 


Nr. 


29, s8. 


Nr. 


37. 


Nr. 


49. 


Nr. 


59- 


Nr. 


65. 


Nr. 


74. 


Nr. 


84. 


Nr. 


86. 


Nr. 


89. 


Nr. 


92. 
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A2S Verzeichnis der aofgefUhrten Entscheidangen. 

Quaiverwaltung '/. Albis § 190. 

Lübeck -Bremer Dampfschiffahrtsgesellschaft '/• Evers 

. § 163. 

Salge 7- silberstein § 163. 

Hamburg-Amerikanische Paketfahrt Aktiengesellschaft •/. 

Katz § 43. 

Vogemann •/• Gaertner § 171 Nr. 7. 

Kirsten Beschwerde § 112. 

Sloman jr. '/• Commerz- und Discontobank § 19. 

Dunlop & Sons */• Siemers & Co. § 161. 

Flensburger Dampfer Cie '/• Wischhusen & Kimme § 19. 

Wallenstein •/• Schrader & Wrede § 102. 

Deutsche Levantelinie '/• Elkan & Co. §§ 26, 35. 

Thielpape •/• Kuhlmann § 205. 

Charlton Steam Shipping Cy Ltd. •/• Ahlers § 171. 

Scheel •/• Po^^t & Koerner § 16. 
30. Barry & Co. '/. Dehn § 186. 

Schaub & Co. •/• Kirsten §§21, 29. 

Weir & Co. '/. Pego & Co. § 34. 

Christensen •/• Ostafrikalinie § 100. 
1903. 
Nr. 5, 106 (= Rg. 51 Nr. 57). Nordischer Bergungsverein */• Solleveld 

und Genossen §§ 104, 106. 
Nr. 42. Robertson •/• Schrader & Wrede §§ 94, 96. 

Nr. 46. Vogemann "/• Witt § 172. 

Nr. 48. Henrikson •/• Reineke § 3. 

Nr. 80. Perlbach •/. Fuhrmann, Nißle & Guenther Nfl. § 16. 

Nr. III (= Rg. 5 1 Nr. 84). Portland-Cementfabrik Hemmoor •/• Roever 

§ 91. 
1903. 

Nr. 22. Neue Norddeutsche Dampfschiffahrtsgesellschaft '/• Hafen- 

dampfschiffahrts- Aktiengesellschaft § 92. 

Nr. 30 (= Rg. 53 Nr. 51). Banque internationale de Bruxelles •/• 
Berenberg, Goßler & Co. § 163. 
Kryn •/• Kosmos § 169. 

Papayani Steamship Cy Ltd. •/• Hirschberg § 168. 
Dickhuth & Sohn •/. Suhr & Claßen § 29. 
Compania Maritima •/• Hamburg -Amerikanische Paket- 
fahrt Aktiengesellschaft § 3. 

Nr. 102. Jones •/• Verein Hamburger Assecuradeure § 113. 



Nr. 


37. 


Nr. 


39- 


Nr. 


48. 


Nr. 


59- 


Nr. 


60. 


Nr. 


76. 


Nr. 


78. 


Nr. 


100. 


Nr. 


102. 


Nr. 


121, 

1<WI 


Nr. 


1»U 

10. 


Nr. 


20. 


Nr. 


34- 


Nr. 


51. 


Nr. 


56. 


Nr. 


60. 


Nr. 


65. 


Nr. 


86. 



Nr. 


3»- 


Nr. 


35. 


Nr. 


71- 


Nr. 


86. 
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Veneichnis der anfgef&hrten Entscheidungen. ^20 

Nr. 119. Brünette •/• Tiedemann § 3. 

Nr. 124 (= Rg. 54 Nr. 5). Unterweser •/• Berenberg, Goßler & Co. 

§ 93. 
Nr. 128. Scharmberg •/• Freytag § 202. 

1904. 
Nr. 3. de Freitas & Co. •/• Sloman jr. § 162. 

Nr. 7. Nordischer Bergungsverein •/• Nordseelinie § 89. 

Nr. 27. Faerder •/• Sartori & Berger § 93. 

Nr. 32. Blumenthal & Boese '/• Rieckmann § 25. 

Nr. 60. Gordon Steam Shipping Cy Ltd. */• Bachmann § 87. 

Nr. 66 (= Rg. 56 Nr. 4). Holst •/. Hinck § 7. 
Nr. 109. Grapengeter •/• Wagner § 14. 

Nr. 1 1 2. Verjährung in Kollisionssachen § 99. 

Nr. 138. Alsensche Portland -Cementfabriken •/. Pauls & Blohm 

§ IOC. 

1905. 

Nr. 12, 86 (= Rg. 60 Nr. 97). Morducovitsch & Co. •/• Mahn & Co. 

§ 114. 
Nr. 24. Burdick & Cook •/• Amsterdam Tug and Salvage Cy 

§ 104. 
28 (= Rg. 59 Nr. 34). Koppel •/. Cellier § 188. 

Bergh & Heiland '/. Bachmann §§ iio, 113. 
42 (= Rg. 59 Nr. 84). Knoehre & Burchard Nft. '/• Unterweser 

§ 102. 

Sorensen •/• Gumprecht & Co. § 161. 

Wilkens •/• Hoepner § 99. 
135 (== Rg. 61 Nr. 75). Sloman jr. •/• Deutsche Levantelinie 

§ 91. 

Reinecke •/• Deputation für Handel und Schiffahrt Ham- 
burg § 3. 

Francke Erben •/• Vogemann § 171 Nr. 7. 
Harland & Bartlett •/• Guenther § 171 Nr. 7. 

Smit & Co. 7- Wencke Sohne § 104. 

Klingenberg & Co. •/• Papendieck § 26. 

Alsensche Portland-Cement-Fabriken •/• Rowland & Mar- 

wood Steamship Cy Ltd. § § 93, 99. 

Heidmann •/• Mentz, Decker & Co. § 93. 

Runciman & Co. •/• Mueller & Groß § 35. 

Tiedemann •/• Hugo & van Emmerik § 2CX), 

Knoehr & Burchard Nfl. •/. Dello & Borchers §§ 162, 186. 



Nr. 


28 (= 


Nr. 


32. 


Nr. 


42 (= 


Nr. 


52. 


Nr. 


56. 


Nr. 


75, 1 


Nr. 


85. 


Nr. 


101. 


Nr. 


118. 




1906. 


Nr. 


I. 


Nr. 


2. 


Nr. 


5- 


Nr. 


17- 


Nr. 


20. 


Nr. 


32. 


Nr. 


33- 
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A^Q Verzeiclmis der aafgeftlhrten Entscheidungen. 

Nr. 43 (= Rg. 62 Nr. 53). Eueren •/• Appel § 99, 102. 

Nr. 50. Loubrie •/• Kosmos § 99. 

Nr. 53. Vereinigte Bugsier- und Frachtschiffartsgesellschaft •/• 

Klingenberg & Co. § 100. 
Nr. j6. Jonassohn •/• Sloman & Co. § 26. 

Nr. 78. Marwood "/• Schilmailn & Beene § 186. 

Nr. 85. Christiansen */• Lüders § 37. 

Nr. HO. Hamburger Staat •/• Hansa § 93. 

Nr. 113. Ekside Steam Shipping Cy Ltd. •/• Aron und Genossen 

§ na 
Nr. 117. The Hathor Steamship Cy Ltd. •/• Bachmann § 171 Nr. 6. 

Nr. 126. Turner, Brightman & Co. */. Oberlaender §§ 32, 35. 

Nr. 127. Johanßon •/• Evers § 23. 

Nr. 136. Knoehr & Burchard Nfl. •/• Gumprecht & Co. § 174. 

Nr. 137, 7, 148. Vereinigte Bugsier- und Frachtschiffartsgesellschaft '/• 

Freund & Co. §§ loi. 102. 
Nr. 139. Schutzverein Deutscher Reeder •/• Goßmann & Jürgens 

§ 171. 

London & Northern Steamship Cy 7. Grroß § 23. 

Finanzdeputation •/• Deutsche Bank § 107. 
Wolkenhaar •/• Sloman jr. § 16. 
Schuldt •/. Staackmann & Horschitz §§33, 34. 
Schrader&Wrede •/. Wilson Son & Co. Ltd. § 100 Nr. 7. 
Vereinigte Bugsier- und Frachtschiffahrtsgesellschaft •/. 
Neugebauer & Co. § 17. 

Edenhall •/• Nordischer Bergungsverein und Genossen§i04. 
Rohde & Co. '/• Hamburg - Amerikanische Paketfahrt 
Aktiengesellschaft § 23. 

Peareth Steamship Co. Ltd. */. Hedrich § 176. 
Kontinentale Reederei '/• Woermann-Linie § 104. 
The Hathor Steamship Cy Ltd. •/• Aron und Genossen 
§ 171 Nr. 6. 

Manchester Liners Ltd. •/• Goldstück, Hainze & Co. § 169. 
Herskinde & Co. '/. Weber & Guhl § 177. 
69 bestätigt 06 H. 76. 

Nicht abgedruckte Entscheidungen des Hanseatischen 

Oberlandesgerichts zu Hamburg. 

Bf. I. 427/05, 112/06. Mawson •/• Ertel, Bieber & Co. § 152. 

Bf. L 487/05. Blohm&Voß •/. Glaefcke & Hennings & Tiedemanns § 92. 



Nr. 


143- 




1907. 


Nr. 


2. 


Nr. 


II. 


Nr. 


13- 


Nr. 


31- 


Nr. 


33- ■ 


Nr. 


34. 


Nr. 


35. 


Nr. 


41. 


Nr. 


47- 


Nr. 


55. 


Nr. 


58. 


Nr. 


59- 


Nr. 


69 l 
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Verzeichnis der aufgeführten Entscheidungen. A^l 

Bf. I. 175/06. Düsseldorfer Allgemeine Versicherungsgesellschaft •/• 
Ldth, Hüll & Hamburg Steam Packet Cie § 96. 

Bf. I, 262/06. Lundberg •/• Flügge § 9. 

Bf. I. 3/07. Badische Schiffahrts- Assekuranzaktiengesellschaft •/• 
Hamburger Staat § 92. 

Bf. n. 261/05 (zum Teil abgedruckt in 06 H. 75). Goole Steam 
Shipping Cy. Ltd •/• Thoerl § 170. 

Bf. n. 446/05. Corinthian Shipping Cy. •/• Groß §§ 32, 35. 

Bf. IIL 401/05. Muselius & Peine •/• Pott § 168. 

Bf. ni. 406/05. Kosmos •/• von Dam und Genossen § 28. 

Bf. III. 457/05. Heyne & Hessenmüller •/• Drünert § 176. 

Bf. IV. 402/03. G^mpania Maritima "/• Angfartygas Actie Bolaget Trio 
C. L. Larßon und Genossen § i8o. 

Bf. IV. 211/06. Heyser & Eggers "/• Lösche § 98. 

Bf IV. 401/06. New Ruppera Steam Shipping Cie. •/• Veers § 176. 

Bf. IV. 17/07. Uhlmann & Co. und Genossen •/• Vogemann § 167 sub 3, 
§ 171 Nr. 7 sub a. 

Bf. V. 147/05. Stuercken •/• Wille & Christiansen § 61. 

Bf. V. 298/05. Bernhard •/. Ick § 34. 

Bf. V. 324/05. Abilgard und Genossen •/• Wittenberg, Voigt und Ge- 
nossen § 174. 

Bf. V. 352/05. Heyne & Hessenmüller •/. Thewes & Co. § 188. 

Bf. VI. 407/06. Heyne & Hessenmüller •/• Plassmann & Co. § 174. 

Bf. VI. 422/06 (abgedruckt in 07 H. 67). Aktiengesellschaft Westerhavet 
•/. Reedereiaktiengesellschaft von 1896 und Genossen 

§ 104. 
Bf. VI. 63/07. Bendix •/. Mann § 187. 



Urteil der Universität Kiel vom 3. Mai 1850. 
Eichmann •/• von Roy § 19. 



Oberseeamt Bremen V S. 217. unter Nr. 9. § 75. 



Seufferts Archiv 
12 Nr. 292. Sünde •/• Merle & Co. § 79. 
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Quellenregister. 



Handelsgesetzbuch vom lO. Mai 1897 mit den Abänderungen des 
Gesetzes vom 2. Juni 1902. 

Einftthrungsgesetz : 

Art 7. § 89. 

Art. 19 sub 2 and 3. § 176. 



§ 352 Abs. 2. § 189. 

§ 366 Abs. I. § 193- 

§ 366 Abs. 2. §§ 195, 196. 

§366 Abs. 3. §§194—196. 

§368. §206. 

§ 369 Abs. I, 3, 4. § 197. 

§§397,410,421. §194. 

§432. §172. 

§ 440 Abs. 1—3. § 197. 

§443. §«95. 

§§474-477. §12. 

§478. §199. 

§479. §1». 

§480. §5. 

§ 481. § 16. 

§482. §§45» 204. 

§483. §154. 

§484. §§3,4,6. 

§485. §16. 

§486 Abs. I Nr. 1—2. §66. 

§ 486 Abs. I Nr. 3. §§ 16, 

67. 
§§ 486 Abs. 2, 487. § 68. 
§488. §205. 
§§ 489—491, 492 Abs. I. 

§8. 
§§ 492 Abs. 2, 493—499. 

§14. 
§500. §8. 
§501. §9. 



§502. §8. 

§503. §9. 

§ 503 Abs. 2. § 8. 

§504. §9. 

§ 505 Abs. 1—2. § 10. 

§ 505 Abs. 3. § 9. 

§ 506 Abs. I. § 10. 

§ 506 Abs. 2. § 9. 

§ 507 Abs. I. § 13. 

§ 507 Abs. 2. § 9. 

§508. §13. 

§509. §15. 

§5io. §7. 

§5". §§25i27.7i»75.i6i, 

166. 
§512 Abs. I. §§27.88. 
§512 Abs. 2— 3. §75. 
§513. §§23—24,44. 
§514. §§22-24. 
§515 Abs. 2. §28. 
§ 516 Abs. 2. § 45. 
§517. §§22,161. 
§§517 Abs. 3. 518. §75. 
§§519-525. §77. 
§526. §66. 
§ 526 Abs. I. §§ 75, 79. 
§ 526 Abs. 2. § 79. 
§527. §81. 
§ 528 Abs. I. § 81. 
§ 528 Abs. 2. §§ 79, 81. 



§529. §§61.81,106. 
§530. §§81,85,200. 
§531. §§66,82. 
§ 533 Abs. I. § 66. 
§534 Abs. I. §§ 78-79. 

81—82. 
§ 534 Abs. 2. § 77. 
§ 534 Abs. 3. § 82. 
§ 534 Abs. 4. §§ 78, 82. 
§ 534 Abs. 5. § 77. 
§535. §§80-81. 
§ 535 Abs. I. §§ 75, 78. 
§535 Abs. 2. §§78-79. 

87. 
§535 Abs. 3. §§79,81,87. 

200. 

§536. §79. 

§ 536 Abs. 2. § 87. 

§ 537. §§ 81, 87, 106. 

§538. §§81—82,200. 

§§539-540. §§82.200. 

§ 540 Abs. 1—2. § 84. 

§541. §§84,85,200. 

§542. §§81,85-87. 

§544. §28. 

§552. §9. 

§§ 553a Abs. 3, 554 Abs. 2. 

§119 Nr. 5. 
§555. §80. 
§ 555 Satz I. §§ 77, 78. 
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§§556-558. §§i7. 

§559. §§23.188. 

§S6o. §25. 

§561. §26. 

§562. §§53-56.59-60. 

§563. §28. 

§563 Abs. 3— 4. §178. 

§564. §§28,177. 

§ 565 Abs. I. § 19. 

§566. §29. 

§ 567 Abs. 1—2. § 32. 

§ 567 Abs. 3—4. § 31. 

§568. §34. 

§569. §33. 

§570. §36. 

8 571. §§33,36.181. 

§572. §§31, i8i. 

§573. §§35. 

§ 573 Abs. I. § 34. 

§574. §35. 

§575. §§34—35. 

§576. §35. 

§§577-579. §37. 

§ 580 Abs. I. § 47. 

§ 580 Abs. 2. §§ 45, 50. 

§581. §§47,55. 

§582. §§50.151. 

§§583-584. §49. 

§585. §§37,53. 

§ 586 Abs. 3. § 47. 

§ 587 Nr. I Abs. I. §§47- 

48. 
§ 587 Nr. I Abs. 2. § 48. 
§587 Nr. 2. §§50,151. 
§ 587 Nr. 2 Abs. I. § 48. 
§ 587 Nr. 2 Abs. 2. § 47. 
§588. §30. 
§ 588 Abs. 2. § 48. 
§ 589. §§ 32, 48, SO. 151. 
§590. §30. 
§591. §44. 
§592. §§25,161. 
§ 592 Abs. 2. § 32. 
§593. §§26,58,186. 
§ 594. § 181. 
§ 594 Abs. I u. 3. § 32. 
§ 594 Abs. 4—6. § 31. 
§595. §§34,181. 
§596. §§33,181. 

Siereking, Seerecht. 



§ 597. §§ 35, 182. 

§ 597 Abs. I. §§ 34, 181. 

§598. §§35,182. 

§599. §§34—35,181-182. 

§ 600. §§ 35, 182. 

§601 Abs. I. §§32, 182. 

§ 601 Abs. 2. § 165. 

§ 602. § 182. 

§603. §§32,165,181. 

§604. §183. 

§ 604 Abs. 2. § 165. 

§ 605. § 183. 

§606. §§38,173-174,176. 

§607. §§173,176. 

§§608—610. §176. 

§611. §§84,167,175. 

§611 Abs. I. § 125. 

§611 Abs. 2. §§85, 125. 

§612. §§84,175. 

§613. §§167.175. 

§614 Abs. I. §§39,87,187. 

§§614 Abs. 2, 615. §87. 

§615 Abs. I. §197. 

§615 Abs. 2. § 207. 

§ 616. § 180. 

§617. §178. 

§617 Abs. I. § 180. 

§618. §178. 

§619. §177. 

§620. §18,137,177. 

§ 621 Abs. I. § 186. 

§621 Abs.2. §§76,109,112, 

161. 
§ 621 Abs. 3. §§ 76, 109. 
§ 622. § 180. 
§ 623 Abs. I. § 191. 
§ 623 Abs. 2. § 200. 
§623 Abs. 3. §§ 191, 195. 

206. 
§ 623 Abs. 4. §§ 194, 206. 
§§624-627. §187. 
§ 628 Nr. I. 52. 
§ 6a8 Abs. i Nr. 2— 3, Abs. 2. 

§54. 
§ 629. §§ 59, 120 Nr. I. 
§ 629 Abs. I. § 57. 
§630. §152. 
§630 Abs. 2. § 179. 
§631. §§172,179. 



§ 632 Abs. I. §§78,80,87. 
§ 632 Abs. 2. § 87. 
§632 Abs. 3. §§78,87. 
§633. .§153. 
§634Abs.i— 3. §§154,156. 
§634 Abs. 4. §§155—156. 
§634 Abs. 5. §§155,178. 
§634 Abs. 6. §§152,155. 
§ 634 Abs. 7. §§ 75, 87. 
§635. §§58, 120 Nr. 1,155. 
§ 636 Abs. I. § 60. 
§ 636 Abs. 2. §§ 55, 60. 
§636Abs.3. §§55,153,156, 

178. 
§636 Abs. 4. §§ 153, 156. 
§637. §157. 
§ 637 Abs. I Satz I. §61. 
§637Abs.iSatz2— 4. §§62, 

159. 
§637 Abs.2. § 180. 
§638. §158. 
§ 638 Sau 2. § 180. 
§ 639 Satz 2. §§ 59, 156. 
§ 639 Satz 3. §§ 55, 58. 
§639 Satz 4. § 156. 
§ 640. §§ 63, 152. 
§ 641 Abs. I Nr. I. §§ 57, 

59,66,154,156—157, 178. 
§ 641 Abs. I Nr. 2. §§ 56, 

60, 156, 178. 
§ 641 Abs. I Nr. 3. §§ 62, 

159. 
§641 Abs. I Nr. 4. §§ 158. 
§641 Abs. 2. § 158. 
§642 Abs. I. §§38,40—41, 

43, 171. 
§ 642 Abs. 2—4. § 43. 
§642 Abs. 5. §§41, 171. 
§643. §43. 
§ 644 Abs. I. § 40. 
§§ 645-646 Abs. I. § 163. 
§647. §§40-41. 
§§648—649. §164. 
§ 650. § 163. 
§ 650 Abs. I u. 3. § 39. 
§ 651 Abs. I u. 3. § 166. 
§ 651 Abs. 2. § 170. 
§ 652. §§ 167-168. 
§ 653 Abs. 2. §§ 166—168. 
28 
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§654. §171. 

§655. §§ 168, 171. 

§ 655 Satz 2. § i66. 

§656. §177. 

§ 657. §§ 171, 174. 

§658. §171. 

§§659-660. §42. 

§ 661. § 166. 

§ 662. § 188. 

§663. §17. 

§ 664. § 208. 

§665. §209. 

§§ 666—667 Abs. I. § ao8. 

§ 667 Abs. 2. § 209. 

§§ 668—670 Abs. I. § ao8. 

§§ 670 Abs. 2-3, 671—672. 

§209. 
§ 673 Abs. I. §§ 208, 210. 
§ 673 Abs. 2. § 2IO. 
§ 673 Abs. 3. § 208. 
§ 674. § 210. * 
§675. §209. 
§676. §188. 

§677. §§84.199. 
§ 678. § 202. 

§679. §§83.191. 

§ 680 Abs. I Nr. I. § 81. 

§ 680 Abs. I Nr. 2. §§ 82, 

84, 87. 
§ 680 Abs. 2. §§ 81—82, 84, 

87. 
§ 680 Abs. 3—5. § 84. 
§§681 —686 Abs. 1 — 3. 

§83. 
§§ 687—690. § 189. 
§691. §84. 
§ 691 Abs. I. § 198. 
§ 691 Abs. 2. § 204. 
§§692-693. §88. 
§694. §§88,202—203. 
§695. §§88,202. 
§ 696 Abs. 2. §§ 205, 207. 
§ 696 Abs. 3. § 200. 
§697. §203. 
§ 698. § 160. 
§699. §72. 
§§ 700—701. § 109. 
§702. §114. 
:§ 703. § 109. 



Qaellenrcgister. 

§ 704. § 137. 

§ 705. § 127. 

§706. §§115-119. 

§ 707 Nr. I. § 121 Nr. i. 

§ 707 Nr. 2. § 121 Nr. 2. 

§ 707 Nr. 3. § 122 Nr. 3. 

§708. §132. 

§ 709. § 130. 

§ 710. § 129. 

§7" Abs. 1—3. § 131. 

§7" Abs. 4. §§124, 131. 

§§712-714. §131. 

§§715-716. §135. 

§717. §142. 

§717. Abs. 2. §§ 138, 140. 

§718. §143. 

§ 718 Nr. I. § 135. 

§ 719. § 139. 

§ 720. § 140, 143. 

§ 721. §§ 145. 147 

§ 722. § 139. 

§723. §144. 

§ 723 Abs. 4. § 147. 

§ 724. § 141. 

§ 724 Abs. 2. § 137. 

§725. §§150, 191, 206. 

§ 725 Sftt* 1—2. § 198. 

§ 725 Abs. 3. § 200. 

§ 726 Abs. I. §§ 72, 136. 

§ 726 Abs. 2. § 203. 

§727. §148. 

§§ 728, 729 Abs. 1—2. §150. 

§ 730. §§ 150, 202, 204. 

§731 Abs. 1—2. § 202. 

§731 Abs. 3. §206. 

§732. §84. 

§ 732 Abs. 2. §§ 85, 125. 

§ 733. §§ 84. 120 Nr. 1—2. 

§ 734 Abs. I. §§ 89—90. 

§ 734 Abs. 2. § 91. 

§ 734 Abs. 3. §§ 89—90. 

§735. §89. 

§§736-737. §92. 

§738. §93. 

§739. §89. 

§ 740 Abs. I. § loi. 

§ 740 Abs. 2. §§ 100—102. 

§ 741. § 105. 

§§742-745. §104. 



§ 746. § 104, 107. 

§ 747 Satz X. §§ loi, 104, 

107. 
§ 747 Satx 2. § 104. 
§ 748 Abs. 1. § 103. 
§ 748 Abs. 2. § 102. 
§ 749. § 103. 
§ 750 Nr. I. §§ 100, 102. 
§ 750 Nr. 2. § 107. 
§ 751 Abs. I. §§ 106—107, 

191. 
§ 751 Abs. 2. §§ 200. 207. 
§ 752. § 202. 
§753. §204. 
§753 Abs. I. §§72,102,106. 
§754. §190. 
§ 754 Nr. a. § 76. 
§ 754 Nr. 4. §§ 76, 198. 
§754 Nr. 5. §198. 
§ 754 Nr. 6. § 207, 
§ 754 Nr. 7. §§ 175. 210. 
§ 754 Nr. 9. § 150. 
§ 755 Abs. 1. § 199. 
§ 755 Abs. 2. § 200. 
§756. §§198-199. 
§ 757. §§ 83, 190. 
§758. §190. 
§ 759. §§ 83. 190. 
§760. §190. 
§ 761 Abs. 2. § 205. 
§ 762. §§ 190, 205. 
§763. §198. 
§764. §§200—201. 
§§765-770. §190. 
§ 771 Abs. I. § 200. 
§ 771 Abs. 2. § 190. 
§ 771 Abs. 3. § 200. 
§ 771 Abs. 4. § 202. 
§ 771 Abs. 5. §§ 199, 202. 
§ 772. § 202 unter Nr. i. 
§ 773. §§ 201—202. 
§774. §§202—203. 
§ 775 Abs. I. §§ 134, 201. 
§ 775 Abs. 2. § 201. 
§ 775 Abs. 3. § 202. 
§§776—777. §192. 
§ 777 Abs. I. § 191. 
§ 777 Abs. 2. §§134, 200, 

201, 203. 
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§798. §152. 
§ 901. §§ 73. 8if 106. 150, 
176, 189, 207, 310. 

§ 901 Satz I. § 87. 
§ 901 Nr. I. § 76. 



} 901 Nr. 2. §§ 93, 99. 
S 902. §§ 73, 207. 
} 903 Nr. I. § 74. 
} 903 Nr. 2. §§ 150, 176, 
210. 



§ 903 Nr. 3. §§ 74, 93. 
§ 903 Nr. 4. §§ 74, 76, 81, 

87, 106, 150, 189. 
§904. §§87,106,150,189, 

207. 



Hamburger Gesetz, betreffend Ausführung des Handelsgesetzbuches 
vom 29. Dezember 1899: 

§4. § 5. 
§ 8. § 176. 

Bremer Gesetz, betreffend Ausfuhrung des Handel^esetzbuches voni 

i8. JuU 1899: 
§4. § 5. 



Bürgerliches Gesetzbuch vom 18. August 1896: 



§97. §199. 
§138. §20. 
§140. §83. 

§ 196 Nr. 3. §§ 187. 210. 
§ 201. §§ 150, 187, 210. 
§ 223. § 207. 
§§232—233. §194. 
§254. §89. 
§ 273 Abs. 2—3. §§ 194, 

197. 
§ 276 Abs. 2. §§ 20, 173. 
§278. §§ii6, 173. 
§ 323 Ab«. I. § 179. 
§ 367 Ab«. I. § 190. 
§393. §90. 
§§421, 426. § 184. 
§472. §179. 
§§ 560, 561 Ab». 2, 580, 

581 Abs. 2, 590. § 194. 



§§ 611 — 612, 631—632. 

§ 100. 
§638. §99. 
§644. §179. 
§646. §99. 
§ 647. §§ 192, 194. 
§ 683. §§ 100, 103. 

§ 704. § 194. 

§823. §203. 

§841. §16. 

§904. §113. 

§932. §193. 

§ 932 Abs. I Satz 2. § 195. 

§934. §193. 
§ 935. §§ 193, 195. 
§936. §§195-196. 
§§ 996, 1000. § 194. 
§ 1205. §§ 192—193. 
§ 1207. § 193. 



§195. 



§§ 1208— 1209. 
§ 1221. § 206. 
§ 1222. § 198. 
§ 1228. § 206. 
§ 1233. § 204. 
§§ 1234—1235, 1237— 1238, 

1241. § 206. 
§ 1247. §§ 196. 201. 
§ 1252— 1253 Abs. I, 1255 

Abs. I, 1256. § 196. 
§ 1257. §§ 190, 194—196. 
§ 1260. § 192. 
§ 1265 Ab«. I. § 199. 
§ 1268. § 204. 
§ 1274. § 192. 
§ 1277. § 204. 
§§ 1282, 1285. § 201. 



Zivilprozeßordnung für das Deutsche Reich vom 17. Mai 1898: 
§ 804 Abs. I. § 192. 
§ 1002. § 200. 
§§ 1033, 1041. § 104. 

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 5. Mai 1871: 

§ 145. § 92. 

Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

vom 17. Mai 1898: 

§§ 149-151, 153—158. § 150. 

28» 
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Seemannsordnung vom 2. Juni 1902: 
§ 28 Abs. 3. § 190. 
§§ 61 Abs. 3. 64 Abs. 4. §119 Nr. 5. 
§ 69. § 147. 

Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 mit Abänderungen 
vom 30. Dezember 1901: 



14—5» 9-10. § 104. 
I 20^21. § 107. 



§ 25. §§ 107, 200—201. 
§ 36—41. § 104. 



§ 43. § 107. 



Gesetz, betreffend die privatrechtlichen Verhaltnisse der Binnenschiffahrt 
vom IG. Juli 189s in der vom i. Januar 1900 an geltenden Fassung: 



§§2-4. §99. 
§26. §§172, 194. 



§ 92. §§ 94, 99. 

§ 95 Abs. I, 3. § 103. 



117— 118. §§94, 99. 



Gesetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe 
vom 22. Juni 1899: 

§ 25. § 3. 
§ 27. § 5. 

Schiffsvermessungsordnung vom i. März 1895: 
§§ 21, 22. § 5. 

Gesetz, betreffend die Küstenfrachtfahrt vom 22. Mai 1881: 

§ 29. a. E. 

Invalidenversicherungsgesetz vom 13. Juli 1899: 
§ 168. § 190. 

Seeunfallversicherungsgesetz vom 30. Juni 1900: 
§ III Abs. 3. § 190. 

Verordnung über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstoß 

von Schiffen auf See vom 15. August 1876: 

§ 92. 

Bekanntmachung des Bundesrats betreffend die Ausfiihrungsbestimmungen 

ß ^.. j T71 . 22. Juni 1899. 

zu § 25 des Flaggengesetzes vom :rz—^ — ^ — 

10. November 1899. 

§3. 

Seestraßenordnung vom 5. Februar 1906: 
Art. 33. § 22. 
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Bremer Gesetz, betreflfend Loschung der Seeschiffe vom 1 2. Februar 1866 

mit Abänderungen vom 12. Juli 1901: 

§ 6. § 176. 



York Antwerp Rules 1890: 



I. § 132 sub a. 
n. § 116 Nr. I. 

m— IV. § 126. 

V. §§ III Nr. 3, 



Rule 
Rule 
Rule 
Rule 

117. 
Rule VI— Vn. § 121 Nr. 3. 



Rule Vm. § 116 Nr. 2. 
Rule DC. §§ 114, 118. 
Rule Xa— c. § 118. 
Rule Xd. § 112 Nr. 6. 
Rule XL § 118. 
Rule Xn. §116 Nr. 2, Ii8. 



Rule Xm— XIV. § 129. 
Rule XV. § 133. 
Rule XVI. § 131. 
Rule XVn. §§ 135 sub b, 

139c, 140—145. 
RuleXVni. § 149. a. E. 



York Antwerp Rule 1903: 

§ 114 Nr. 10. 

Protokolle der Kommission zur Beratung eines allgemeinen deutschen 



Seite 1890, 1893. § 81. 
Seite 22 II— 2216. § 176. 
Seite 2251. § 25. 
Seite 2260 — 2300. § 167. 
Seite 2412. § 173. 



Handelsgesetzbuches : 

Seite 2644. § 116 Nr. 2. 
Seite 2645—2658. § III. 
Seite 2746. § 145. 
Seite 2886—2887, 2929 bis 
2930. § 199. 



Seite 3647—3648. § 23. 

Seite .3827. § 81. 

Seite 4009— 401 1. § 167. 



Gesetz über die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 
vom 20. Mai 1898: 
§ 169 Abs. 2. § 192. 

Konkursordnung vom 17. Mai 1898: 
§ 53ff. § 90. 
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Zahlen bedeuten Paragraphen. 

Abandon einer ßchiffepart 9. 

Abfährt des Schiffes 45, 

bei Nicht- oder Teillieferung der Ladung 37. 

Abgaben (Hafenabgaben) zu Lasten des Reeders 76, Verjährung 76, 
Schiffepfandrecht 190 sub 2. 

Ablader. Rechte und Pflichten mit Bezug auf den Ladeplatz 25, 32, 
mit Bezug auf die Beladung 26, Anweisung des Ladeplatzes 32, 
Ablader und Quaiverwaltung 26, Ablader und Befrachter 37, liefert 
keine oder nur einen Teil der Ladung innerhalb der Wartezeit 36, 
Ablader ist unbekannt oder weigert Abladung 37, Pflicht zur Liefe- 
rung der Ladungsdokumente 44. 

Abladung wird nicht oder nur zum Teil vor Ablauf der Wartezeit 
bewirkt 37. 
Vgl. Laden, Ladeplatz. 

Ablieferung s. Auslieferung. 

Abstempelung des Konnossementes zwecks Auslieferung der Güter 187. 

Abzug neu für alt in Havariegrosse nach Handelsgesetzbuch und York 
Antwerp Rules 129. 

AdreAkommission 162. 

Amtsgerioht als Schiffsregisterbehörde 5, Behörde für Verklarungen 77, 
Mithilfe bei Dispachierung 150. 

Angariae (ius angariae) und Verzögerung des Reiseantrittes 57, der Fort- 
setzung der Reise 154. 

Antritt einer neuen Reise und Bodmereigläubiger 88, 
und Schifisgläubiger 202. 

Anzeige der Veräußerung einer Schiffepart 9, 
einer stattgehabten Bergung 107 sub 3, 

des Vorhandenseins von Wracks und anderen Verkehrshindernissen 107, 
der Abfahrt bei Stückgutladungen 30, 
der Lade- und Löschbereitschaft 32, 181, 
des Ablaufes der Liegezeit 33, 181, der Wartezeit 36, 
an Befrachter, daß Empfänger imbekannt oder Annahme weigert 165, 
an Befrachter, daß Ablader unbekannt oder Lieferung der Ladung 

weigert 87, 
der Hinterlegung bei Verzögerung der Entlöschung 182, 183, 
der Hinterlegung bei Erscheinen mehrerer Bodmereibriefinhaber 189, 
der Hinterlegung bei Erscheinen mehrerer Konnossementsinhaber 163. 
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Arrest eines (segelfertigen) Schiffes 45, 

zwecks Realisierung des Pfandrechtes 204, 

ist Arrest eine Verfügung von hoher Hand? 57. 

Aufenthalt. Durch das Schiff oder die Ladung verursaditer Aufenthalt 
vgl. Frachtvertrag. 

Aufgebot» Ausschluß von Schiffsgläubigem durch A. 200 sub 6. 

Auflösung des Frachtvertrages vgL Frachtvertrag. 

Auflreohnung bei beiderseitigem Verschulden in KoUisionsffÜlen 90, 
Erlöschen des Pfandrechtes an der Fracht durch A. 200, 
Erlöschen des Pfandrechtes an dem Ersatzpfande durch A. 201. 

Aufwendungen^ welche bei Festsetzung eines Hilfslohnes zu berücksich- 
tigen sind 104. 

Auseisungskosten zu Lasten des Reeders 76, 109. 

Ausfahrverbot und Rücktritt vom Frachtvertrage vor Antritt der Reise 59, 
und Rücktritt vom Frachtvertrage nach Antritt der Reise 156. 

Auslagen vgl. Kosten. 

Ausl&ndisohe Pfandrechte an Schiff, Fracht oder Ladung: Gültigkeit, 
Rangordnung^ Verjährung 207. 

Auslieferung der Ladung nach Ausstellung eines Konnossementes vor Er- 
reichung des Bestimmungshafens 42, 

vor Bezahlung oder Sicherstellung der Ladungsgläubiger 160, ins- 
besondere des Bodmereigläubigers 88, der Havariegrossebeiträge 
160 a. E., 
Einfluß der Auslieferung auf die Rechte aus dem Konnossement 164 a.E., 
auf Grund eines Konnossementes vgl. Konnossement. 

Ausrüster § 7, — insbesondere: Anspruch auf Schatz 7, auf Hil&lohn 7, 
Verhältnis zum Zeitcharterer 7, als Beklagter gegenüber dem An- 
spruch eines Schiffsgläubigers 205 a. E, Aktivlegitimation 206. 

Ausrüstung des Schiffes und Seetüchtigkeit 28, Haftung für Ausrüstung 
des Schiffes 24. 

Baratterie und barratry 169 a. Anf. 

Baüreederei 15. 

Befiraohter (vgl. auch Ablader). Befrachter und Ablader 87, Rechts- 
verhältnis zimi Reeder, wenn keine Charter, sondern nur Konnossement 
ausgestellt 89, 

Pflicht des Befrachters und Empfängers zur Zahlung der Fracht 187, 
persönliche Haftung des Befrachters (als Empfängers) gegenüber Ladungs- 
gläubigern 208, 
schützen Charterklauseln auch den Befrachter? 174. 

Befrachtung vgl. Frachtvertrag. 

Befireiungsklauseln s. Klauseln. 

Behörden ordnen Zerstörung oder Verkauf der Ladung in einem Zwischen- 
hafen an: Einfluß auf Frachtzahlung 178, Einfluß der Zerstörung der 
Ladung auf das Bestehen des Frachtvertrages 54, 158, 
sistieren Löschung der Ladung im Nothafen: sind die Kosten der Ver- 
zögerung in Havariegrosse zu ersetzen? 112 Kr. 6, 118 sub i. 

Beiladung bei Ganzbefrachtungen 17. 

Beladen vgl. Laden. 
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Bemannmig, Haftung für genügende B. 24. 
Bergnuig. Begriff 101, Einzelheiten 107, 

gesetzliches Maximum des Bergelohnes 104 a. £., 

Schiffer darf nicht ausliefern, bevor Ladungsgläubiger bezahlt oder 

sichergestellt 197, 
Fracht für geborgene Güter 179 sub 7, 
Bergung von see- und strandtriftigen Gütern 107» 
Verjährung 106. 
Pfandrecht: 

(Allgemeines vgl. Schiffe-, Ladungsgläubiger), 

Schiffspfandrecht 190 sub 4, Ladungspfandrecht 191, 

Umfang des Pfandrechtes 198, Erlöschen des Pfandrechtes 200, 

Ersatzpfandrecht im Falle der Beschädigung, Zerstörung, Yer- 

äuBerung des Pfandes 201, 
persönliche Haftung des Reeders und Schiffers 202, 
persönliche Haftung des Empfängers (Befhichters) 203, 
Realisierung des Pfandrechtes 204 a. Anf., 207 a. Anf., 
Verjährung des Pfandrechtes 207. 
Zurückbehaltungsrecht 107 sub 2, 197 (vgl. auch Zurückbehaltungs- 
recht). 
Bergungsdampfer, Festsetzung des Hilfslohnes 104, 

Verteilung des Hilfslohnes unter die Besatzung 103. 
Besohädigimg der Ladung. Schadensersatz 175 — 176, Einflufi auf Fracht- 
zahlung 178 a. E., — Schiftspfandrecht wegen B. 190 sub 5, Ersatz- 
pfandrecht am Entschädigungsanspruch 201. 
Besondere Haverei, einzelne Fälle (besondere Havereigelder, Reklame- 
kosten, Prangen) 121, 

im Gegensatz zur großen und kleinen Haverei 109, 
Einfluß auf Bodmereipfandrecht 189, 

Einfluß auf Beitrag und Vergütung in Havariegrosse vgl. Große Haverei. 
Binnenschiff. Anwendung des Handelsgesetzbuches auf in See befind- 
liche Binnenschiffe im allgemeinen 3 sub 2, 
Verjährung bei Zusammenstoß mit einem Seeschiff 94 a. Anf., 
empfängt oder leistet Hilfe in Seenot 100 sub 1. 
Blockade. Verzögerung des Reiseantrittes 57, 59, — der Fortsetzung 

der Reise 154, 156. 
Bodmerei. 

Allgemeine Grundsätze: 

Allgemeine Voraussetzungen der Gültigkeit gegenüber Dritten (Ein- 
gehung einer Bodmerei nach Auflösung des Frachtvertrages 
81 a. E., 82, 
Befugnis des Schiffers gegenüber Reeder 84, 
Verbodmung der Ladung zur Deckung von Havariegrosseausgaben 

81 a. E., 84, 
Bodmereireise und Frachtreise 82, — Prämie, Bodmereibrief, ex- 
ceptio deficientis causae bodmeriae (Einrede aus dem Grund- 
geschäft) 82. 
Gegenstand der Verbodmung: 

Fracht (vorausbezahlte Fracht, Charter- oder Konnossementsfracht) 82, 
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(Bodmerei) 

Ladung 82, hieraus entspringendes Schifispfandrecht 207» 
nachträgliche Änderung des Bodmereirisikos durch Schiffer 88, 
Bodmereigelder: Vergütung und Beitrag in Havariegrosse 147, 
Unterschied zwischen Bodmerei und anderen Kreditgeschäften 82a.E. 
Zahlung: 

Schiffer darf Ladung nicht ausliefern vor Zahlung oder Sicher- 
stellung 197, 
mehrere Bodmereibrieünhaber präsentieren sich 189, 
Fälligkeit, Verjährung 189, 
Einfluß großer und besonderer E[averei 189, 
Auflösung des Frachtvertrages vor Antritt oder Ende der Bod- 
mereireise bzw. vor Erreichung des Bestimmungshafens 160. 
Pfandrecht: 

(Allgemeines vgl. Schiffis-, Ladungsgläubiger), 

Schiffspfandrecht des Bodmereigläubigers 190 sub 2 — 6 und sub 4, 

Schiffspfandrecht des Eigentümers der verbodmeten Ladung 207, 

Ladungspfandrecht 191, 

Umfang des Pfandrechtes 198, Erlöschen des Pfandrechtes 200, 

Ersatzpfandrecht im Falle der Beschädigung, Zerstörung, Ver- 

äußenmg des Pfandes 201, 
persönliche Haftung des Reeders und Schiffers 202, 
persönliche Haftung des Empfängers (Befrachfers) 203, 
Realisierung des Pfandrechtes 204 a. Anf., 207 a. Anf., 
Arrest des Schiffes 204, 
Verjährung des Pfandrechtes 207, 
ein Fall unregelmäßiger Havariegrosse 120 sub 2. 
Bremen. Ausführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch: Grenzen des Heimats- 
hafens 5, 

Verordnung über die Löschung der Seeschiffe: Beschränkung der An- 
sprüche wegen Verlust und Beschädigung 176. 

Canoellingklanflel 61. 

Cesserklausel 39. 

Cession = Zession. 

Chartepartie 17, Bedeutung im Gegensatz zum Konnossement 39, 

wird Charter durch Konnossement modifiziert? 39, 

Rechte des Empfängers bei Widerspruch zwischen Charter und Kon- 
nossement 169, 

Unterschied zwischen Charter- und Konnossementsklauseln 174, 

gesetzliche Freizeichnungsgrenze 20, 173. 

schützen Klauseln auch den Befrachter? 174, 

von welchem Zeitpunkt an sind Klauseln wirksam? 174, 

allgemeine Auslegungsregeln 169 a. Anf., 

einzelne Klauseln vgl. Klauseln. 
Charterfraoht vgl Fracht. 
Clanselii vgl. Klauseln. 
Collision vgL Zusammenstoß. 
Common beneflt und safety prinoiple 113 sub 9. 
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Deadweight oapaoity 19. 

Deokladung. Befugnis, Güter auf Deck zu laden 29, 

Vergütung in Havariegrosse 132 sub a, Beitrag zur Havariegroese 144. 

Diipaohe. Zeit und Ort der Aufmachung 150, durch wen? 150, — nach 
welchem Rechte? 148, Haftung des Schiffers für rechtzeitige Auf- 
machung 150, Mitwirkung der Beteiligten, Heranschaffung der Unter- 
lagen 150, Inanspruchnahme des Gerichtes, gerichtlich bestätigte Dis- 
pache 150, 

Anfechtung der Dispache 150 (bei Ausstellung eines Havariegrosse- 
reverses 186), 
Dispachierung bei mehreren Bestimmungsorten 148 — 149, 
Einfluß der Dispachierung auf die Verjährung 150. 

Distansfraoht bei Auflösung des Frachtvertrages während der Reise durch 
Verlust des Schiffes 152, 

bei Bücktritt vom Frachtvertrage während der Reise 154, 156 — 157, 
Berechnung, insbesondere bei Zureisen in Ballast, zusammengesetzten 

Reisen. Begrenzung durch Wert der Ladung 152, 
Vergütung und Beitrag in Havariegrosse 146, 

wird Distanzfracht oder volle Fracht geschuldet bei Rücktritt wegen 
verlängerten Aufenthaltes (Ladung ist unversehrt, Ladung bt be- 
schädigt durch Unfall, dur.ch inneren Verderb) 157 — 158, 
Teilfracht für unterwegs verkaufte Güter 179 sub 1 — 5, 
Teilfracht für geborgene Güter 179 sub 7. 

Dockarbeiter. Zugehörigkeit zur Schiffsbesatzung 16 a. E. 

Dokumente (Verschiffungsdokumente) 44. 

DarohkoimoBBemente 172. 

Effekten der Mannschaft Beitrag in Havariegrosse 144, 

in Wracks 107. 
Eigentümer eines Schiffes und Reeder 6. 

Eigenttimsübertragimg am Schiff 4 sub 3, 12. Vgl. Veräußerung, Schiffs- 
gläubiger. 
Einfuhrverbot und Rücktritt vom Frachtvertrag vor Antritt der Rebe 59, 

E. und Rücktritt vom Frachtvertrag nach Antritt der Reise 156. 
Einstweilige Löschung bei Verzögerung vor Antritt der Reise 62, 

bei Verzögerung nach Antritt der Reise 159. 
Embargo verzögert Antritt der Reise 57, Fortsetzung der Reise 154. 
Empfänger. 

Empfangnahme (vgl. auch Konnossement): 

Empfänger ist unbekannt oder weigert Empfangnahme 165, 
Rechte aus dem Konnossemente im allgemeinen 170, 
Rechte aus dem Konnossemente, wenn dieses auf die Charter ver- 
weist und der Inhalt beider sich widerspricht 169 a. E., 
Charter ist maßgebend, wenn kein Konnossement gezeichnet 89, 
ist Charter oder Konnossement maßgebend, wenn Empfänger Ver- 
treter des Befrachters ist? 39, 
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Verliältms zur Quaiverwaltung 26, 

Rechte und Pflichten in bezug auf Löschplatz 25, 161, — in bezug 

auf das Löschen der Ladung 26 (vgl. auch Löschen), 
Anweisung des Löschplatzes 32, 161, 165. 
Zahlung der Fracht: 

Pflicht des Empfängers bzw. Befrachters zur Zahlung der Fracht 

187, 
2iablung gemäß Konnossement bzw. Charter, wenn Konnossement 

keine Bestimmung über FrachtzahluDg enthält 177 a. Anf., 
am Abladeplatz erwachsenes Liegegeld 177 a. Anf., 185, 
Gesamthaftung mehrerer Emp&nger für Liegegeld 184. 
Pfandrechtliches: 

Persönliche Haftung gegenüber Ladungsgläubigem (Havariegrosse, 

Hilfslohn, Bodmerei) 208, 
wer hat Beschränkung der persönlichen Haftung zu beweisen? 203, 
Unterschied der persönlichen Haftung des Reeders und des £mp- 

Angers 203, 
EmpfiLnger ist SchifEsgläubiger wegen seines Anspruches auf Be- 
freiung von einem Ladungspfandrecht 207, 
Ersatzpfandrecht 201. 
Empfangnahme ygL Empfänger, Konnossement. 

Empfangsschein und Konnossement 38 (Bedeutung der Ausstellung eines E.). 
Entlösohnng vgl. Löschen, Löschplatz. 

Ersatzfraoht und Yergütungsanspruch der Fracht in Havariegrosse 133. 
Ersatskosten (substituted expenses) 112 sub 6. 

Ersatsladung. Lief enmg vor Antritt der Reise im Falle des Verlustes einer 
Genusladung 53, 

einer zur species gewordenen Grenusladung 54, 
eines Teiles einer Speciesladung bei Ganzbefrachtung 55, 
eines Teiles einer Speciesladung bei Teil- oder Stückgutbefrachtung 56, 
im Falle des Unfreiwerdens einer Genusladung 59, 
im Falle des Unfreiwerdens des Teiles einer Genusladung 60. 
Ersatsopfer (Havariegrosse) 112 sub 6. 
Ersatspfandreoht im Falle der Yeräufierung, Zerstörung, Beschädigung 

des Pfandes 201. 
exceptio defloientis causae bodmeriae (Einrede aus dem Grundgeschäft 
gegen jeden Indossatar) 82. 

Faktoren, beglaubigte, 44. 

Fahrtgesohwindlgkeit ab Yertragsbedingung 19. 

Fautfracht bei willkürlichem Rücktritt vor Antritt der Reise 47. 

bei Teilverlust der Ladung vor Antritt der Reise 55, 

bei zusammengesetzten Reisen 49. 
Feiertage und Liegezeit 34, 181. 

FeuersohifDd, Anwendung des Handelsgesetzbuchs auf, 4 sub 3. 
Fisohdampfer, Anwendung des Handelsgesetzbuchs auf, 4 sub 3. 
Flüssige Waren in Behältern. Frachtzahlung bei Leckage 180 a. Anf. 
FluAsohlff vgl. Binnenschiff. 
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Fracht bei Auflösung des Frachtvertrages während der Reise vgl. Fracht- 
vertrag. 

Vgl. Distanzfracht, Zeitfracht, Frachtvorschuß. 
Chartering en rouche 18. 
Konnossements- und Gharterfracht 17 
als Gegenstand der Verbodmung 82. 

als Gegenstand der Havariegrossevergütung 133, — des Havarie- 
grossebeitrages 146, 
als Gegenstand des Schifbpfandrechtes 199, 
als Gegenstand rechtsgeschäftlicher Pfandrechte 199. 
Vorausbezahlte Fracht als Gregenstand der Bodmerei 82, — und Havarie- 
grosse 133. 
und große Haverei: 

Fracht als selbständiges Mitglied der Havariegrossegemeinschaft 

135 sub b. 
Havariegrossevergütung 122. 

der Fracht für Deckladung, Ladung ohne Verschifhingsdokumente, 

Kostbarkeiten u. dgl. 132, 
der Fracht für geworfene, verkaufte, geborgene Ladung 133, 
Einfluß einer Ersatzfracht auf die Vergütung 133. 
Beitrags wert im allgemeinen 137, 139 c. 
im einzelnen 145. 

der Passagegelder, der Fracht für aufgeopferte Güter 146, 
der Konnossements- oder Charterfracht, bei zusammengesetzten 
Reisen, Zeitfracht, Distanzfracht, Fracht des Ersatzdampfers 
bei Verlust des Schiffes 146. 
Höbe der Fracht bei fehlender Vereinbarung 177. 

Eingenommenes oder abgeliefertes Maß, Gewicht, Quantiun 18, 177, — 
wenn Konnossement Maß, Gewicht, Quantum angibt und Fracht 
nach Maß, Gewicht, Quantum zu bezahlen (Einfluß der Klau- 
seln: Fracht laut Chartepartie, Zahl, Maß, Gewicht unbekannt) 
177, 
Brutto- oder Nettogewicht 18. 
für heimlicl^e Güter 28, 177. 

für beschädigte, beschlagnamte, verlorene, verdorbene Güter 178. 
für unterwegs verkaufte, geworfene, geborgene Güter 179. 
Zahlung der Fracht 187 (Abstempelung des Konnossementes). 
Zahlungspflicht des Empfängers bzw. Befrachters 187, 
Empfänger schuldet Fracht gemäß Konnossement oder Charter 177, 
Empfänger weigert Annahme der Güter 177, 
bei Leckage flüssiger Waren in Behältern 180, 
im Falle der Unterverfrachtung 188, 
Verjährung 187. 
Pfandrecht. Pfandrecht an Fracht vgl. Schi&gläubiger, 
nicht seerechtliche Pfandrechte an der Fracht 192, 
wegen der Fracht an der Ladung 191, Allgemeines vgl. 
Ladungsgläubiger. 
Umfang 198. 

in welchem Umfange ist das Pfandrecht gegenüber dem Emp- 
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fänger wirksam: Rechte des Gläubigers aus Konossement 

oder Charter 177, 
Konnossement enthält keine Bestimmung über Fracht 177, 
im Abladehafen entstandenes Liegegeld 177^ 185, 
Gesamthaftung mehrerer Empfänger für Liegegeld 184. 
Erlöschen des Pfandrechts 200. 
Ersatzpfandrecht im Falle der Zerstörung, Beschädigimg, Veräußerung 

des Pfandes 201. 
Realisierung des Pfandrechtes 204 a. Anf., — ohne vollstreck- 
baren Titel (Pfandverkauf durch Schiffer) 187, 206. 
Verjährung 207, 
Frachtvertrag. Verschiedene Arten, — Form 17. Bedeutung des Wortes 
»Chartepartie* 17. 
Essentialien: Schiff, Schiffsklasse, Tragfilhigkeit, Fahrtgeschwindigkeit 19, 
Befugnis des Schiffers, Frachtverträge abzuschließen oder zu ändern 79. 
Befugnis des Schiffers, den Frachtvertrag aufzulösen durch Verkauf 

des Schiffes 83. 
Befugnis des Schiffers, den Frachtvertrag aufzulösen durch Verkauf der 

Ladung 87, 
Rechte und Pflichten aus dem Frachtvertrag 

Wenn kein Konnossement ausgestellt 39, 167 sub 4, — keine 

Charter ausgestellt 39. 
Haftung des Reeders aus Frachtvertrag 173 — 176. 
Umfang und Grenze der Haftung für Verlust und Beschädigung 

der Ladung 175. 
Untersuchung der Ladung auf Beschädigung und teilweisen 

Verlust 176. 
Frachtvertrag und Konnossement 167 sub 3, 39. 

Rechte des Empfängers, wenn Konnossement auf Charter verweist 

und beide sich widersprechen 169. 
Bedeutung von Konnossement und Charter, wenn Empfänger 
Vertreter des Befrachters ist 170. 
Klauseln (einzelne Klauseln vgl. Ellauseln). 
Gesetzliche Freizeichnungsgrenze 20, 178, 
von welchem Zeitpunkt an sind Klauseln wirksam? 174, 
schützen Klauseln auch den Befrachter? 174. 
Unterschied zwischen Charter- und Konnossementsklauseln 174. 
Allgemeine Auslegungsregeln 169 a. Anf. 
Auflösung des Frachtvertrages vor Antritt der Reise 
durch Verlust des Schiffes (Definition von Verlust) 52. 
durch Verlust der ganzen Speciesladung oder der zur species ge- 
gewordenen Genusladung 54. 
bei zusammengesetzten Reisen 63. 
Auflösung des Frachtvertrages nach Antritt der Reise 

durch Verlust des Schiffes (Distanzfracht: Berechnung insbesondere 

bei Zureisen in Ballast und zusammengesetzten Reisen) 152, 
durch Verlust oder Teilverlust der Ladung (Definition von 
Verlust) 153. 
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Rücktritt vom Frachtvertrage vor Antritt der Reise 
Willkürlicher Rücktritt des Reeders 46, 

der ganzen Ladung (eines Ganz- oder mehrerer Teilbefrachter) 

vor und nach Lieferung von Ladung 47, 
eines Teiles der Ladung bei Ganz- oder Teilbefrachtung vor 

und nach Lieferung von Ladung 48, 
des Stückgutbefrachters 48, 
der Ladung bei zusammengesetzten Reisen 49, 
der Ladung nach Segelfertigkeit des Schiffes 50. 
Rücktritt als Folge von Zufällen. 

Total- oder Teilverlust einer Genusladung 58. 
Teil Verlust der Speciesladung bei Ganzbefrachtung 55, bei Teil- 
oder Stückgutbefrachtung 56. 
Verfügungen von hoher Hand halten das Schiff auf 57, 58. 
Verfügungen von hoher Hand halten die Ladung auf 59. 
Verfügungen von hoher Hand halten einen Teil der Ladung 

auf 60. 
Andere Ereignisse verzögern den Reiseantritt 61. 
bei zusammengesetzten Reisen 63. 
Rücktritt vom Frachtvertrage nach Antritt der Reise. 
WillkürUcher Rücktritt 151. 
Rücktritt als Folge von Zufällen. 

Verfügungen von hoher E[and halten das Schiff auf (Fracht- 
anspruch, Wartezeit, Havariegrosseverteilung, Kosten der 
Entlöschung) 154, 155. 
Verfügungen von hoher Hand halten die ganze oder einen Teil 
der Ladung auf (Frachtanspruch, Wartezeit, Havariegrosse- 
verteilung, Kosten der Entlöschung) 156. 
Andere Ereignisse verzögern die Fortsetzung der Reise (ins- 
besondere Einfluß des Zusammentreffens von Unßülen des 
Schiffes und der Ladung auf die Fracht im Falle des 
Rücktritts) 157. 
Wegen Reparatur des Schiffes 158 (167). 
Auflösung und Rücktritt vom Vertrage und Ende der Havariegrosse- 
gemeinschaft 118k, 110 Nr. 1, 128, 141, 155. 
Auflösung und Rücktritt vom Vertrage und Schiffs- und Ladungs- 
gläubiger 160, 
Frachtvertrag zur Beförderung von Reisenden 208 — 210. 
Fraohtvorsohufi und Bodmerei 82, und Havariegrosse 133. 
Rückgewähr bei nicht verdienter Fracht 180. 
Klauseln, aus denen definitive Vorausbezahlung erhellt 180. 
Freizeiohnung. Vgl. Klauseln. 

Ganzbefraohtung. Umfang 17. Vgl. Liegegeld. 

Gamierong 22, — und Seetüchtigkeit 23, — und negligence Klausel 174. 

Geld. Vergütung in Havariegrosse 182 sub c, — Beitrag zur Havarie- 
grosse 144. 
Haftung des Reeders für Verlust von Geld 173. 
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O-läubiger. Vgl. Schiffe-, Ladungsgläubiger. 

Schiffer als Vertreter der Interessen der Gläubiger 88. 
Gläubiger der Havariegrossegemeinschaft 184, 135 sub c. 
OroAe HsTerei und Frachtvertrag 108. 

Große, besondere und kleine Haverei 109. 

York-Antwerpener Regeln: Entstehungsgeschichte 108, — Bedeutung 

ihrer Vereinbarung 149 a. £. (Für die einzelnen Segeln vgl das 

Quellenregister.) 
Voraussetzungen. 

Gemeinsame Gefahr: Beginn und Ende der Gemeinschaft, insbeson- 
dere Löschung der Ladung im Strandungsfalle (vgl. 117 sub 8), 
bei Verkauf des Schiffes, bei Auflösung des Frachtvertrages 
(vgl 118k, 128, 141, 155). Schiff m Ballast 110 sub 1. 

Unmittelbare (Gefahr; insbesondere Annahme von Schleppern, 
Zurücklassen von Ladung, um dner drohenden Gefahr zu ent« 
gehen. Effektive Gefahr 110 sub 2. (Für den Fall des Not- 
hafens vgl 118L) 

Errettung aus einer Gefahr. Sauve qui peut 111 sub 3. 

Rettung von Schiff und Ladung, insbesondere Löschung der Ladung, 
um diese allein zu retten 111 sub 4. 

Vorsätzlichkeit, insbesondere Aufenthalt infolge behördlicher An- 
ordnungen (vgl. auch 118i) 112 sub 5. 

Außergewöhnliche Maßregeln: substituted expenses (im Fall der 
Strandung vgl 117 sub 8), Reisen- und Telegrammspesen, Schlepp- 
löhne (zwecks Erreichung des Nothafens vgl 118 c), außergewöhn- 
lich in der Zeit, Prangen (vgl auch 121 sub 8) 112 sub 6. 

Rettung von Schiff und Ladung. Muß Havariegrossehandlung 
kausal für Rettung sein? Verlust von Schiff oder Ladung in 
einer späteren Gefahr. Ersatz, wenn Schiff oder Ladung durch 
Havariegrossehandlung total verloren. Begriff des Totalverlustes 
(im Fall der Strandung vgl 117 sub 3) 118 sub 7. 

Schäden und Kosten gehören zur Havariegrosse 118 süb 8. 

Mittelbare Schäden und Kosten. Common safety und benefit prin- 
ciple 118 sub 9. 

Einfluß von Verschulden und Freizeichnungsklauseln 114 sub 10. 
Einzelne Fälle. Bedeutung des § 706 HGB. 115. 

Seewurf, Kappen von Masten u. dgL 116 sub 1. 

Leichterung 116 sub 2. 

Strandung: wann ist Schiff total verloren? Trennung von Schiff 
und Ladung 117 sub 3. 

Nothafen 118 sub 4 a — m. a) Bestimmungshafen als Nothafen, 
b) Abladehafen als Nothafen, c) Deviationskosten (Schlepplohn), 
d) Deviationsschäden, e) Beschädigung beim Löschen oder Wieder- 
einladen (Spillage, Leckage), f) Taucherkosten, g) Lagerungs- 
schaden. Unterhalt von Passagieren, h) Kosten der Bewachung 
des Schiffes, i) Kosten verlängerten Aufenthaltes: verzögerte 
Reparatur, behördliche Anordnungen, k) Ende der Havarie- 
grossegemeinschaft bei Aufgeben der Reise, 1) drohende Gefahr, 
m) York-Antwerpener Regeln. 
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Verteidigung des Schiffes 119 sub 5. 
Loskauf 119 sub 6. 

Kosten und Verluste bei Beschaffung von Havereigeldern, Dispaehe- 
unkosten. (Der Boeder selbst schießt das Geld vor, Prozeß- 
kosten.) 119 sub 7. 
Aufenthaltskosten infolge einer Verfügung von hoher Hand 120 sub 1, 
— insbesondere vor Beiseantritt 58, 69, — nach Antritt der 
Beise 155. 
Insolvenz des Fortune de mer bei Verbodmung oder Verkauf von 
Ladung 120 sub 2, insbesondere im Falle der Verbodmung 82, 
im Falle des Verkaufes 85, 125. 
Befugnis des Schiffers, für Havariegrossezwecke Ladung zu 

verbodmen oder zu verkaufen 84 (und 81 a. E.). 
Liegt, falls der Boeder auch persönlich haftet, Havariegrosse 
vor, wenn das Fortune de mer insolvent, der Boeder aber 
solvent ist? 85. 
Prangen, Beklamekosten 121. 
Die Vergütung. Allgemeine Grundsätze. 

Vergütet wird bei Havariegrosseschäden der Wert am Bestimmnngs- 

ort Seewurf und Fracht für geworfene Ladung 122 sub 1. 
Vergütet wird bei Havariegrossekosten die effektive Auslage 
123 sub 2. 

Deckung der Havariegrossekosten durch Verkauf von Ladung 
124 (Verkauf mit Verlust, mit Avance). Vgl. auch 180 a.E., 
181, 135 sub c 
Deckung von Havarieparticuli^ekosten durch Verkauf von 
Ladimg und Insolvenz des Fortune de mer 125. 
Vergütet wird nur der Schaden, welcher durch die Havariegrosse- 
handlung verursacht ist. Insbesondere Löschen brennender, 
Werfen beschädigter Ladung, Kappen eines gebrochenen Mastes 
126 sub 3. 
Finfluß nachfolgender besonderer Havereien 127 sub 4a — c und 
zwar: 

a) auf voraufgegangene Havariegrosseopfer, 

b) auf voraufgegangene Havariegrossebeschädigungen. 

c) auf voraufgegangene Havariegrossekosten (Verlust des Schiffes 
nach Havariegrossereparatur des Mastes). 

Zeitpunkt für Bemessung der Vergütungswerte: Beginn der Ent- 
löschung (auch bei Auflösung des Frachtvertrages während der 
Beise?) 128 sub 5. 
Die Vergütung. Einzelheiten. 

Die Vergütung für das Schiff. Abzug neu für alt 129, — Taxe 
oder effektive Auslage? Ist Fehlen einer Taxe präjudizierlich? 
180. 

Die Vergütung für die Ladung: für geworfene, in Havariegrosse 
verkaufte, beschädigte Ladung 131; für geworfene und gebor- 
gene Ladung 140; für Deckgüter 132 sub a; für Güter 
ohne Verschiffungsdokumente 132 sub b; für Kostbarkeiten, 
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Kunstgegenstände, Geld und Wertpapiere 132 sub c; für 
Mund- und Kohlenvorräte 144. 
Die Vergütung für die Fracht für geworfene Deckgüter, Güter 
ohne VerschifiUngsdokumentey Kostbarkeiten u. dgl. 182 sub a 
und c a. E., — für geworfene, verkaufte, geborgene Güter 133. 
Vergütung der Konnossements- oder Charterfracht, von freight 

prepaid 183. 
Vergütung, faUs der Schiffer Ersatzfracht geftinden 138. 
Vergütung bei Zeitcharter, zusammengesetzten Keisen. Distanz- 
fracht 146. 
Die Vergütimg für Bodmereigelder und Heuer 147. 
Der Beitrag. Allgemeine Grundsätze. 

Es tragen bei nur Mitglieder der Havariegrossegemeinschaft zur 
Zeit des Havariegrosseunfalles: a) Schiff und Ladung (geleich- 
terte, gelöschte oder noch nicht abgeladene Güter), b) Fracht, 
c) Havariegrosseausgaben. 135 sub 1. 
Es besteht keine persönliche Beitragspflicht. Havariegrosserevers 

136 sub 2. 
Der Beitragswert (Marktwert am Bestimmungsort), insbesondere 
Einfluß erlittener besonderer Havarien, Abzüge vom Markt- 
wert 137 sub 3. 

Nachfolgende Verbesserungen von Schiff und Ladung 138 
sub a. 

Nachfolgende Belastungen (sukzessive Havariegrossen) 139 subb. 
Nachfolgende Ausgaben auf Fracht, Ladung, Schiff. Zusammen- 
treffen nachfolgender Verbesserungen und Belastungen (vgl. 
auch 142) 189 sub c. 
Es trägt bei der Vergütungsanspruch. Beitragspflicht geworfener 
und später geborgener Güter. Tragen in Havariegrosse zu 
vergütende Auslagen bei? 140 sub 4. 
Zeitpunkt für Bemessung des Beitragswertes: Beginn der Ent- 
löschung (auch bei Auflösung des Frachtvertrages während der 
Reise?), — im Fall des Verlustes des Schiffes 141 sub 5. 
Der Beitrag. Einzelheiten. 

Beitragswert des Schiffes. Wenn Ladung zur Deckung von Havarie- 
grossereparaturen des Schifles verkauft ist. Zusammentreffen 
nachfolgender Verbesserungen und Belastungen 142. 
Beitragswert der Ladung und zwar: 

Unbeschädigte, beschädigte, in Havariegrosse beschädigte, in 
Havariegrosse geopferte Ladung 143. 
Passagiergut, Effekten der Mannschaft, Kriegsvorräte, Mund- 
vorräte, Kohlen Vorräte, Reisegut unter Konnossement, 
Schiffskasse, Deckgüter, Ladung ohne Verschiffungsdokumente, 
Geld, Kostbarkeiten, Wertpapiere 144. 
Beitragswert der Fracht und zwar: 

Passagegelder, Fracht für aufgeopferte Güter 145. 
Konnossements- oder Charterfracht, Fracht bei zusammengesetzten 
Reisen, Zeitfracht, Distanzfracht, Fracht des Ersatzschiffes 

Sievekins, Seerecht. 29 
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(wenn der Reeder nach Verlust seines Schiffes die Ladung 
auf seine Kosten weitersendet) 146. 
Beitrag der Bodmereigeber, der Heuer 147. 
Dispachierung, Zeit und Ort der Aufmachung 150, durch wen? 150, 
— nach welchem Rechte? 148, Haftung des Schiffers für recht- 
zeitige Aufmachung 150, Recht eines Beteiligten, die Aufmachung 
zu betreiben 150, Mitwirkung der Beteiligten und des Gerichts bei 
Aufmachung, Heranschaffung der Dokumente; gerichtlich bestätigte 
Dispache 150, Anfechtung der Dispache 150 (bei Ausstellung eines 
Havariegrossereverses 136). 

Dispachierung bei mehreren Bestimmungssorten 148 — 149. 
Verjährung (Einfluß der Dispachierung auf die Verjährung) 150. 
Umfang der Geltung der York- Antwerpener Regeln, falls diese ver- 
einbart sind 149 a. E. 
Pfandrecht Einfluß einer Havariegrosse auf das Bodmereipfandrecht 
189. 

Pfandrecht wegen der Havariegrossebeiträge. 
(Allgemeines vgl. Schiffs-, Ladungsgläubiger.) 
SchifEspfandrecht 190 sub 4, Ladungspfandrecht 191. 
Schiffer darf Ladung nicht ausliefern vor Zahlung oder Sicher- 
stellung 197. 
Schiffer darf eine neue Reise nicht antreten vor Zahlung oder 

Sicherstellung 202. 
Umfang des Pfandrechts 198, Erlöschen des Pfandrechts 200. 
Ersatzpfandrecht im Fall der Beschädigung, Zerstörung, Ver- 
äußerung des Pfandes 201, 
Persönliche Haftung des Schiffers und Reeders 202. 
Persönliche Haftung des Empfängers (Befrachters) 203. 
Realisierung des Pfandrechtes 204 a. Anf., — ohne vollstreck- 
baren Titel im Fall des Pfandrechtes eines Ladungsinter- 
essenten an der Ladung eines anderen 206. 
Verjährung 207. 
Güter vgl. Ladung. 

Hafenabgaben zu Lasten des Reeders 76, 109, — Verjährung 76, — Schiffs- 
pfandrecht 190 sub 2. 

Hamburgisohes Ausführungsgesets zum Handelsgesetzbuch: Grenzen des 
Heimatshafens 5, — Beschränkung der Ansprüche wegen Verlust und 
Beschädigung 176. 

Handelsgesetsbuoh. Inhalt des vierten Buches 1, 

Ausdehnung auf Nichterwerbsschiffe 4 sub 3 (insbesondere in Fällen 
der Ansegelung 89, der Hilfeleistung 100 sub 1). 

Handelsverbote. Verzögerung des Reiseantrittes 57, 59, — der Fort- 
setzung der Reise 154, 156. 

Harter Act 171 sub 7. 

Havariegrosse vgl Große Haverei. 

Haverei vgl Besondere, Große, Kleine Haverei. 
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Heimatshafen und Begisterhafen 5, 

kann mehrere Häfen eines Reviers umfassen 5. 
Heimliohe Güter. Befugnisse und Haftung bei Mitnahme von h. 6. 28, 

Fracht für heimliche Güter 28, 177. 
Heuer vgl. Schiffsbesatzung, — Vergütung und Beitrag in Havarie- 
grosse 147. 
Hinterlegung der Ladung, wenn Empfänger Entlöschung verzögert 
182—183, 

wenn Empfänger unbekannt oder Annahme weigert 165, 
wenn sich mehrere Konnossementsinhaber präsentieren 163, 
wenn sich mehrere Bodmereibriefinhaber präsentieren 189, ^ * 
der Fracht, wenn Betrag streitig 187. 
Hilfeleistung in Seenot. 
Begriff: 

Seeerwerbsschiff. Insbesondere wenn Nichter werbsschiffen (z. B. Kriegs- 
schiffen) oder Binnenschiffen (z. B. auf hoher See) Hilfe ge- 
leistet wird 89, 100 sub 1, — wenn von Nichterwerbsschiffen 
Hilfe geleistet wird 100 sub 1, 
Seenot 100 sub 2. Begriff der Seenot vgl auch 100 sub 3 und 4, 
drohende Gefahr 100 sub 3, 
eigene Hilflosigkeit 100 sub 4, 
erbetene Hilfe 100 sub 5, 
Erfolg. Liegt Hilfeleistung in Seenot vor, wenn Lohn auch bei 

Erfolglosigkeit zugesichert? 100 sub 6, 
Hilfeleistung und Bergung 101. 
Anspruch auf Hilfslohn 

des Ausrüsters oder Zeitcharterers 7, 

des kollidierenden Schiffes 102, 

der Besatzung des geretteten Schiffes 102, 

zwischen Schiffen desselben Beeders 90, 102, — zwischen Schlepper 

und Schleppschiff 102, 
bei Rettung von Menschenleben 102, 
für aufgedrungene Dienste 102. 
Festsetzung des Hilfslohnes. Kompetenz des Strandamtes 104, 
nach Anfechtung eines Hilfslohnvertrages 105, 
was gehört zu den zugunsten des Reeders zu machenden Vor- 
abzügen? 103, 
Hilfskosten 104 a. E., 

was ist bei der Festsetzung zu berücksichtigen (insbesondere Auf- 
wendungen, auch Vertragsstrafen?) 104, 
gesetzliches Maximum 104, 105 sub 2 a. E. 
Hilfslohn vertrag: 

Befugnis des Schiffers zum Abschlufi auf See und im Heimats- 
hafen, nach geleisteter Hilfe 100 sub 5, 
Anfechtung (Voraussetzung: Zwang, Übermaß) 105, was ist bei 
Feststellung des Übermaßes zu berücksichtigen? (z. B. Penalty- 
klausel) 105 sub 2, 
Verzicht auf Anfechtung 105 a. E., — Rücktritt 100 a. E., 

29* 
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liegt in der vertraglichen Festsetzung des Hilfslohnes eine persön- 
liche Verpflichtung zur Entrichtung desselben? 106. 
Verteilung des Hilfslohnes 

zwischen Reeder und Besatzung und unter die Besatzung eines 

Seeerwerbsschiffes 103, 
wenn Hilfe nicht von einem Seeerwerbsschiff oder vom Lande aus 

geleistet ist 100 sub 1, 103, 
Verteilung unter die Zahlungspflichtigen 106, 
trägt Hilfelohn zur Havariegrosse bei? 140 a. E., 
Verjährung des Hilfalohnanspruches 106. 
Pfandrecht: 

(Allgemeines vgl. Schiffs-, Ladungsgläubiger), 
Schifispfandrecht 190 sub 4, Ladungspfandrecht 191, 
Schiffer darf Ladung nicht ausliefern vor Zahlung oder Sicher- 
stellung 197, 
Umfang des Pfandrechtes 198, — Erlöschen des Pfandrechtes 200, 
Ersatzpfandrecht im Falle der Beschädigung, Zerstörung, Ver- 
äußerung des Pfandes 201, 
persönliche Haftung des Schiffers und Reeders 202, 
persönliche Haftung des Empfängers (Befrachters) 208, 
Realisierung des Pfandrechtes 204 a. Anf., 207 a. Anf., 
Verjährung 207. 

Journal 77. 

Kai vgl. Quai. 

Kaplaken und Schiffspfandrecht 199 a. E. 

Kastengeld 186. 

Klarierungsattest 44. 

Klasse des Schifies als Vertragsbedingung 19. 

Klauseln. 

Allgemeines. Gesetzliche Freizeichnungsgrenze 20, 173, 
allgemeine Auslegungsregeln 174, 169 a. Anf., 
von welchem Zeitpunkte an sind Klauseln wirksam im Konnosse- 
ment? 171 sub 1, 174, in Charter? 174, 
Unterschied zwischen Charter- und Konnossementsklauseln 174 (ins- 
besondere die negligence- Klausel, enemies and restraints of 
princes), 
as per charter, laut Chartepartie 169, 

Einfluß von Freizeichnungen auf die Haftung aus einem Zusammen- 
stoße 91, 
Einfluß von Freizeichnungen auf Havariegrosse 114 sub 10, 
schützen Freizeichnungsklauseln auch den Befrachter? 174. 
Empfangsbekenntnis des Schiffers im Konnossement 166 — 168, 
shipped und received for shipment 171 sub 1, 
Verladen in gutem Zustande und guter Beschaffenheit (in good 

Order and condition) 171 sub 2, 
Beschaffenheit unbekannt (quality unknown) 171 sub 3, 
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Inhalt, Zahl, Maß, Gewicht unbekannt (contents number weight 

measure unknown) 171 sub 4, 
marks unknown 166 — 168, 
negligence-Klausel s. am Schluß. 
Transport Verpflichtung 

per , Dampfer* zu verladen 172, 

frei von Beschädigung, Bruch, Leckage (free from particular 

average, breakage, leakage) 171 sub 5, 174, 
not liable for the obliteration, error, insufficiency or absence of 

marks numbers address or descript 171 Nr. 6, 174, 
Gefahren der See (perils of the sea). Gefahren der Schiffahrt 

(perils of navigation) 174, 
thieves 174, Baratterie und barratry 169 a. Anf , 
not responsible for negligence committed by master, mariners or 

„others in the service of the owner" 16, 
enemies and restraints of princes 174, 
not responsible for broken bags 174, 
negligence-Klausel s. am Schluß. 
Vorgänge im Ablade- und Bestimmungshafen, insbesondere 
Liegegeld, Liegezeit, Liegeplatz: 
Mit Freiheit, Güter auf Verdeck zu laden 29, 132 sub a, 
Klauseln, welche den Schiffer von seiner Pflicht entbinden, Beginn 

und Ende der Liege- und Überliegezeit anzuzeigen 32, 33, 
the cargo to be received as fast as steamer can deiiver immedia- 

tely on arrival, otherwise ... 32, 
the goods to be applied for within 24 hours after ship's arrival 

and reporting at the Gustom House, otherwise ... 82, 
Liegegeld wird erhoben von allen denjenigen Gütern, die nach 

Ablauf von drei Tagen, nachdem das betreffende Dampf boot 

angefangen hat zu entlöschen, nicht abgenommen sind 32, 
the goods to be taken from alongside by the consignee immedia- 

teiy the vessel is ready to discharge or otherwise they will be 

landed by the master at the expense of the consignee 32, 
goods to be discharged 24 hours after' arrival of ship 32, 
cargo to be received as soon as available and as fast as steamer 

can deiiver 32, 34, 
should the steamer be ordered to discharge at a port where there 

is no sufficient water for the steamer lo enter the first tide 

after arrival, lay days are to count from 24 hours after arrival 

off the port and any lighterage to be at the expense and risk 

of the consignee 32, 
lay days to be reckoned from the day after the master gives notice 

in writing that the vessel (being clean of all inward cargo 

or/and bailast and being well cleaned by the crew) is ready 

to receive cargo at port of loading 32, 
die Ladung wird dem Kapitän ohne Aufenthalt, so schnell der 

Dampfer fortstauen kann, geliefert 33, 
to discharge as fast as the custom of the port will admit 33, 34, 
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Laden und Löschen so schnell der Kapitän übernehmen resp. 
löschen kann 34, 

to discharge with all customary despatch 34, 

eine Garantie hinsichtlich Einhaltung der gesetzlichen bzw. usance- 
mäßigen Beladungsdauer wird nicht übernommen 34, 

für etwaige Überschreitung der Lösch- und Ladezeit ist der Be- 
frachter nicht verantwortlich 84, 

sundays excepted 34, 

to be loaded and discharged as fast as the vessel can receive 34, 

for loading 30 working days and for discharging 20 working days 
to be reversible 34, 

cargo to be received as fast as steamer can deliver 35, 

the vessel to be loaded and discharged as fast as she can receive 
and deliver 85, 

to be loaded as fast as steamer can receive und zu&llige Ver- 
zögerungen in der Beladung 35, 

the ship to proceed to X or as near thereunto as she may safely 
get (and there to deliver the cargo) 161, 

lighterage, if any, at risk and expense of consignee 161, 

freight and other conditions as per charter party und am Ablade- 
platz entstandenes Liegegeld 185. 
Zahlung der Fracht. 

^Fracht laut Charterpartie* (freight as per charterparty) und An- 
gabe im Konnossement von Maß, Gewicht, Menge der Güter 
177 a. E., 

,Zahl, Maß, Gewicht unbekannt* und 2^hlung der Fracht laut 
Angabe im Konnossement von Zahl, Maß, Gewicht der Güter 
177 a. E., 

freight eamed ship lost or not lost 180, 

freight less insurance, subject to insurance 180, 

the outward cargo to be delivered freightfree, it being understood 
and agreed that the vesseFs claim for freight is on the home- 
ward cargo only and after having delivered the same at final 
port of destination 63. 
Verschiedene Klauseln. 

Cancellingklausel 61, 

Cesser- und Lienklausel 39, 

ship's responsibility ceases when goods leave the ship's deck 
174, 

Harter Act 171 Nr. 7, 

Penaltyklausel, Berücksichtigung bei Bemessung des Hilfslohnes 
104, 105 sub 2, 

contributions to general average to be paid according to Statement 
136, 

the Captain although appointed by the owners shall be under the 
Order and direction of the charterer 7, 

negligence- Klausel und Havariegrosse 114, — und Empfangs- 
bekenntnis des Schiffers im Konnossement 166, — und See- 
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tüchtigkeit 174, — und Gramierung 174, — und Diebstahl 
174, — und Ansprüche aus einem Zusammenstoße 91, 
Umfang der in der negligence-EJausel enthaltenen Freizeichnung 
174. 
Eleine Haverei und besondere und große Haverei 109. 
Kohlenvorrat. Beitrag zur Havariegrosse 144. 
Kollision vgl Zusammenstoß. 
Kondemnation eines Schiffes 11. 
Konnossement (Haftung des Schiffers vgL Schiffer). 
Inhalt: 

Ausstellung des K., insbesondere: Voraussetzungen, vorzeitige Aus- 
stellung (Verschiffungs- und Konnossementsdatum) 41, 
Inhalt im allgemeinen 48 (insbesondere: Name des Schiffes, Datum, 

Unterschrift des Schiffers), 
das Empfangsbekenntnis des Schiffers. Haftung des Schiffers und 
Rechte des Empfängers 166 — 168, 
Haftung des Schiffers und Reeders 166, 

Rechte und Pflichten des Empfängers: Empf^ger weigert An- 
nahme 167 sub 1, — Empfänger empfängt konnossements- 
mäßige Ladung 167 sub 2 a, — Empfänger empföngt kou- 
nossementswidrige Ladung (H6B. §§ 652 — 658) 167 sub 2 b 
und c, — Rechte des Empfängers aus Konnossement und 
receptum 167 sub 8, 
Schlodtmanns Abhandlung (Schiffers Sorgfalt, HGB. §§ 652 

bis 653) 168, 
Judikatur 168, 
Auslegung: Allgemeine Auslegungsregeln 169 a. Ant, 174, — Klau- 
seln in fremder Sprache (z. B. barratry), — verschiedene Be- 
deutung im Ablade- imd Bestimmungshafen, — Verweisung 
auf imd Widerspruch mit Charter 169, 
Klauseln, die sich auf das Empfangsbekenntnis beziehen 171 (vgl. 

Klauseln), 
Klauseln, die sich auf die Transportverpflichtung beziehen 174 

(vgl. Klauseln), 
von welchem Zeitpunkt an sind Klauseln wirksam? 171 sub 1, 174. 
Konnossement und Ghartepartie: 

Bedeutung des K. im Gegensatz zum receipt 38, im Gegensatz zur 
Charter 39, — Inhalt abweichend von Charter 39, — Ver- 
weisung auf und Widerspruch mit Charter 169, — Empfänger 
ist Vertreter des Befrachters 170, — Unterschied zwischen 
Konnossements- und Charterklauseln 174. 
Ablieferung: 

Übergabe des Konnossementes gleich Übergabe der Ware 40, 
Haftung für Ablieferung an den Konnossementsinhaber nach Aus- 
stellung eines K. 42, 
wer ist gegenüber Schiffer legitimierter Konnossementsinhaber? 168, 
wann darf Schiffer Auslieferung an legitimierten Konnossements- 
inhaber weigern? 163, 



Digitized by 



Google 



456 Sachregister. 

(Konnossement.) 

Auslieferung an nicht legitimierten Konnossementsinhaber (Haftung 

des Schiffers) 163, 
es präsentieren sich mehrere legitimierte Konnossementsinhaber 168 

(164), 
Verhältnis mehrerer legitunierter Konnossementsinhaber unter- 
einander (Prokuraindossament, Einfluß erfolgter Auslieferung 
an einen derselben) 164, 
Empfönger ist unbekannt oder weigert Annahme 165, 
vorbehaltlose Quittung des Empfängers imd Ansprüche wegen Be- 
schädigung und teil weisen Verlustes 176, 
Einfluß der Konnossementsangabe über Maß, Gewicht, Menge der 

Güter auf Bemessung der Fracht 177, 
Abstempelung des Konnossementes imd Frachtzahlung 187, 
maßgebend ist das Recht des Bestimmungsortes 169, 
Durchkonnossemente 172. 
Konnossementsfiraoht vgl Fracht. 

Kontrebande. Befugnisse des Schiflers, betreffend Beförderung von K. 
28, — Frachtzahlung, wenn imterwegs geworfen oder konfisziert 178. 
Konventionalstrafe (penalty clause). Berücksichtigung bei Festsetzung 
des Hilfslohnes 104, im Fall der Anfechtung eines Hilfelohnvertrages 
105 sub 2. 
Korrespondentreeder 14. Bestellung, falls nicht Mitreeder 8, 14. 
Kostbarkeiten. Vergütung in Havariegrosse 132 sub c, — Beitrag zur 
Havariegrosse 144, — Haftung des Reeders für Verlust von K. 173. 
Kosten. Vom Reeder zu tragende Reisekosten 76, 109, 

Hilfskosten 104 a. E. (vgl. Hilfeleistung), — Havariegrossekosten vgl. 
Große Haverei, — Entlöschungskosten vgl. Löschen, bei Auflösung 
oder Rücktritt vom Frachtvertrage vgl. Frachtvertrag. 
Kreditgeschäfte des Schiffers 81 ff. (vgl. auch Schifler), — Schiffepfand- 
recht 190 sub 4. 
Krieg verzögert Antritt der Reise 57, 69, — verzögert Fortsetzung der 

Reise 154, 156. 
ElriegssohifTe. Anwendung des Handelsgesetzbuches 4 sub 3, — Haftung 
bei Zusammenstoß 89, — es wird Kriegsschiffen oder von Kriegs- 
schiffen Hilfe geleistet 89, 100 sub 1. 
Kubikmeter und Registerton 5. 

Kunstgegenstände. Vergütung in Havariegrosse 132 sub c, — Beitrag 
zur Havariegrosse 144, — Haftung des Reeders für Verlust von K. 173. 
KüBtenfraohtfahrt. Begriff, deutschen Schiffen vorbehalten 29. 
Küstenschifflalirt und Deckladung 29. 

Ladebereitsohaft 32, Anzeige des Schiffers 32. 

Laden (vgl. auch Ladeplatz). Art und Weise 26, — Kosten 26, — Laden 
über Quai 26, — Verzögerungen beim Laden 35, — gleichzeitiges 
Laden imd Löschen 182. 

Ladeplatz 25, — und Ladebereitschaft 32, — Anweisung eines Lade- 
platzes 32. Vgl. auch Liegeplatz. 

Ladezeit vgl. Liegezeit 



Digitized by 



Google 



Sachregister. acj 

Ladung (vgl. Deckladung, Veräußerung). Ungesetzliche, gefährliche, heim- 
liche Ladung 28, — Ladung ohne Verschiff ungsdokumente: Vergütung 
in Haveriegrosse 132 sub b, Beitrag zur Havariegrosse 144. 
Ladongsglänbiger. 

Die einzelnen seerechtlichen Ladungspfandrechte und ihre Bangordnung 

untereinander 191, 
Verhältnis seerechtlicher zu nichtseerechtlichen Pfandrechten 192, 
Umfang des Pfandrechtes 198 (Versicherungesumme 201), — Erlöschen 

200, 
Ersatzpfandrecht im Falle der Beschädigung, Zerstörung, Veräußerung 

des Pfandes 201, 
persönliche Haftung des Schiffers und Reeders 202, — des Empfängers 
203, 
Unterschied zwischen persönlicher Haftung des Reeders und des 

Empfängers 203, 
wer hat Grenze der persönlichen Haftung zu beweisen? 203. 
Realisierung des Pfandrechtes. 

Schiffer darf Ladung nicht vor Zahlung oder Sicherstellung aus- 
liefern 197, 
Realisierung im allgemeinen 204 a. Anf., — ohne vollstreckbaren 

Titel 206, 
gegen wen hat sich die auf Zwangsvollstreckung in das Pfand ge- 
richtete lOage zu richten? 205, 
gegen wen hat sich die die persönliche Haftung geltend machende 
Kllage zu richten? 205. 
Vorzeitige Auflösung des Frachtvertrages und Ladungsgläubiger 160, 
Verjährung 207, 

ausländische Ladungspfandrechte: Gültigkeit, Rangordnung, Verjährung 
207. 
Ladungsmanifest 44. 
Ladnngspfaiidreoht vgl. Ladungsgläubiger. 
Ladongstüohtigkeit 23. 

Leckage beim Löschen und Wiedereinladen im Nothafen: Havariegrosse- 
vergütung 118 sub e, 

flüssiger Waren in Behältern und Frachtzahlung 180 a. Anf. 
Leiehterung. Große Haverei oder zu Lasten des Reeders 116 sub 2, 
Leichterschaden im Nothafen: Havariegrossevergütung 118 sub g, 
Beitragspflicht geleichterter Güter 135 sub 1 a, 

the ship to proceed to X or as near thereunto as she may safely get, 
lighterage if any at risk and expense of consignee 161. 
Leuchtfeuergelder zu Lasten des Reeders 76, 109, — Schiflspfandrecht 
190 sub 2, 
Verjährung 76. 
Liegegeld. Natur des Anspruches auf Liegegeld 31, — Verjährung 187. 
Liegegeldanspruch und Verschulden 184, — und Schadensersatz 31, 

182, 
Berechnung bei fehlender Vereinbarung 181, 
Einfluß zufälliger Verzögerungen 35, 182, 
bei Verzögerung in Erreichung des Liegeplatzes 32, 
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bei Verzögerung der Anweisung eines Liegeplatzes bei mehreren 

Ladungsinteressenten 25, 
bei Anweisung eines besetzten Liegeplatzes 32, 
bei Überschreitung der Wartezeit im Abladehafen 86, 37, 
bei Überschreitung der Löschzeit 182, — bei Entlöschung von Stück- 
gütern 183, 
im Falle der Unterverfrachtung 188, 
Gesamthaftung mehrerer Emp&nger 184, 
Empfinger und im Abladehafen entstandenes Liegegeld 177 a. Anf., 

185, 
Pfandrecht der Schiffsgläubiger am Liegegeld vgL Schiffsgläubiger, 
Pfandrecht wegen Liegegeld an der Ladung vgl Fracht 
Liegeplats 25, — und Lade- bzw. Löschbereitschaft 32, — und Sicher- 
heit des Schiffes 25, 32, — Anweisung eines (besetzten) Liegeplatzes 
82, — Anweisung mehrerer Liegeplätze 25, — Verzögerung in Er- 
reichung des Liegeplatzes 32. 
Liegeseit. Beginn 32, 181, — Ablauf und Beginn der Überliegezeit 
33, 181, — Dauer 34, 181, — Berechnung 34, 181, — Ende 36, 182. 
Berechnung einer ungeteilten Frist für Laden und Löschen, wenn 

Ablader unbekannt oder Abladung weigert 37, 
Einfluß zufälliger Verzögerungen 35, 182, 
Verzögerung bei Erreichung des Liegeplatzes 32. 
Verschuldetes Überschreiten der Wartezeit im Abladehafen 36, 37, — 

im Entlöschungshafen 182, 
Lauf der Liegezeit bei gleichzeitigem Laden und Löschen 182. 
Lien- und oesser-ElatiBel 39. 

Lösohbereitsohaft 32, — Anzeige des Schiffers 32, 181. 
Lösohen (vgl auch Löschplatz). Art und Weise 26, — Löschen über 
Quai 26, 

Verzögerung beim Löschen 35, 182, 
Kosten 26, 186, insbesondere: Kastengeld, Wiegekosten 186, — beim 

Rücktritt vom Frachtvertrage vgl. Frachtvertrag, 
Gleichzeitiges Laden und Löschen: Einfluß auf Liegezeit 182, 
Recht der einstweiligen Löschung bei Aufenthalt vor Antritt der 

Reise 62, während der Reise 159, 
im Strandungsfall und Havariegrossegemeinschaft 110 sub 1, 111 sub 4, 
117 sub 3. 
Lösohplatz 25, 161, — und Löschbereitschaft 32, — Anweisung eines 
Löschplatzes 32, 161, — Anweisung eines unzulässigen Platzes bedeutet 
Weigerung der Empfangnahme 165. Vgl. auch Liegeplatz. 
LÖBchzeit vgl Liegezeit. 
Loskauf des Schiffes und der Ladung und Havariegrosse 119 sub 6, — 

und Schiffepfandrecht 190 sub 4. 
Lotsen gehören zur Schiffsbesatzung? 16, 98, — Begriff des Zwangslotsen 

98, — Befugnisse (insbesondere zu Vertragsabschlüssen) 80. 
Lotsengelder zu Lasten des Reeders 76, 109, — Verjährung 76, — 
Schiffspfandrecht 190 sub 4. 
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IiOt86n8ohifD9 sind Seeerwerbsschifie? (Anwendung des Handelsgesetz- 
buchs.) 4 sub 3. 

Lustyaohten. Anwendung des Handelsgesetzbuchs 4 sub 3, — insbeson- 
dere bei Zusammenstoß und Hilfeleistung 89. 

Maxüfest 44 

Mannsohaft vgl Effekten, Schiffsbesatzung. 

Mensohenleben, Kettung von, und Hilfslohn 102. 

MeAbrief 5. 

Mitreeder. Wann ist einstimmiger Beschlufi erforderlich? 8 — Einzel- 
rechte gegenüber Reederei 8, — Beitragspflicht zur Reederei 8, — 
Ausscheiden aus Reederei 9, — Übernahme der Schiffsparten des 
Schiffers 9, — und Korrespondentreeder 14, — Haftung Dritten 
gegenüber 13, — Solidarhaftung gegenüber Schiffsgläubigern 205 a. E., 

— Gerichtsstand 13. 

Mundvorräte. Beitrag zur Havariegrosse 144. 

Nationalflagge, Recht zur Führung der, 5. 

Natürliche BeBohaffenheit, Verderb infolge von: Begriff — Zusammen- 
treffen von innerem Verderb und Seeunfall, — Einflufi auf Fracht- 
zahlung 178. 

Negligenoe-Klausel und Havariegrosse 114, — und Empfangsbekenntnis 
des Schiffers im Konnossement 166, — und Seetüchtigkeit 174, — 
und Gamierung 174, — und Diebstahl 174, — und Ansprüche aus 
einem Zusammenstoß 91, — Umfang der in der Negligence- Klausel 
enthaltenen Freizeichnung 174. 

Nettoraumgehalt eines Schiffes 5. 

Kiohtlieferung von Ladung innerhalb der Wartezeit 37. 

Nothafen 118 (vgl. Große Haverei). 

Partenreederei 8 ff., — Begriff 8, — Rechtsverhältnis nach innen 8 ff., 
nach außen 13, — Beschlußfassimg 8, — Einzelrechte der Mit- 
reeder 8, — Verteilung von Gewinn und Verlust 8, — Beitragspflicht 
der Mitreeder 8, — Verkauf und Abandon einer Schiffspart 9, — 
Mitreederschiffer 9, — Auflösung 10, — Verkauf des Schiffes 10, 11, 

— Verhältnis zum Korrespondentreeder 14. 
Partikularhavarie vgl. Besondere Haverei. 

Passagegelder. Beitragspflicht zur Havariegrosse 145, — Schiffspfand- 
recht 199 a. E. 
Passagiere. Unterhalt im Nothafen und Havariegrosse 118 sub g, — 

Frachtvertrag zur Beförderung von Passagieren 208 — 210. 
Penalty-Klausel und Bemessung des Hilfslohnes 104, 105 sub 2. 
Pfandrecht vgl. Ladungsgläubiger, Schiffsgläubiger. 

Nichtseerechtliche (gesetzliche, richterliche, vertragliche) Pfand- 
rechte an Schiff und/oder Fracht und ihre Entstehung 192. 
Verhältnis seerechtlicher zu nicht seerechtlichen Pfandrechten 192. 
Nichtseerechtliche Pfandrechte an beweglichen Sachen. 

Gesetzliche, richterliche Pfandrechte und ihre Entstehung 194. 
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Rechtsgeschäftliche Pfandrechte und ihre Bestellung 193. 
Rangordnung 196, — Erlöschen 196. 
Umfaßt rechtsgeschäftliches Pfandrecht am Schi£[ das Zubehör 199 a.E. 
Erlöschen der Pfandrechte an der Ladung durch Verkauf 200 a. E. 
Pfandrecht und Zurückbehaltungsrecht 197, — Verjährung 207. 
PoBtverwaltang. Beförderung von Gütern zur See durch die Post: Vor- 
bemerkung zum ersten Buche. 
Prämie vgl. Bodmerei. 
Prangen 112 sub 6, 121 sub 3. 
Primage imd Schif&pfandrecht 199 a. E. 
Prisengerichtaverfahren. Vertretung durch Schiffer 79, — Kosten und 

Havariegrosse 121 sub 2. 
Proviant. Beitrag zur Havariegrosse 144. 

Prozeßführung» Legitimation des Schiffers in Ausführung des Fracht- 
vertrages 79, in Vertretung der Ladung 87. 
ProzeDkosten. Persönliche und beschränkte Haftung des Reeders 190 a. E., 
— und Havariegrosse 119 sub 7. 

Quai. Laden und Löschen über Quai. Ist Quai Vertreter des Schiffes 

oder der Ladung? 26. 
Quaigebühren in Hamburg sind öffentliche Abgaben 190 sub 2. 
Qnarantftnekosten 76, 109, — Schiffspfandrecht 190 sub 2. 
Quittung. Vorbehaltlose Quittung auf Konossement und Ansprüche des 

Empfängers wegen Beschädigung und teil weisen Verlustes 176. 

Baumgehalt (Brutto-, Netto-) 5. 

Receipt und Konnossement, — Bedeutung der Ausstellung eines Receipts 38. 
Receptum vgl. Frachtvertrag. 
ReohtsanwaltBkoBten vgl. P^ozeßkosten. 
Reeder und Schiffseigentümer 6, und Ausrüster 7. 
Haftung im allgemeinen 6, 64 — 65. 

Fälle beschränkter Haftung (insbesondere für Rechtsgeschäfte des 
Schiffers) 66, 

Fälle, in denen der Schiffer und nicht der Reeder haftet 66, 
Fälle persönlicher und beschränkter (kumulativer) Haftung 
(eigenes Verschulden, Grarantie, Heuerforderung) 68, — gegen- 
über Schiffegläubigern 190 sub 6, 
Fälle nur persönlicher Haftung 69, 

Persönliche oder beschränkte Haftung für Prozeßkosten 190 a.E., 
Haftung für Schiffsbesatzung und andere Angestellte 16, — für 
Verschulden der Schiffebesatzung 67, 89, 80, — für Stauer 
16, 27, 
Haftung für Seetüchtigkeit 22, 23, — für Signalapparate 22, 
Einschränkung der Haftung durch Freizeichnungen vgl. KJauseln, 
Haftung aus Frachtvertrag und Konnossement vgl. Fracht- 
vertrag, Konnossement, Schiffer, 
Haftung gegenüber Schiffsgläubigern vgl. Schiffsgläubiger. 
Anteil am Hilfslohn 103. 
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Reeder oder Ausrüster als Beklagter bei Geltendmachung eines Schüfs- 

pfandreehts 205 a. E., Reeder oder Ausrüster als Kläger 205. 
Gerichtsstand 18. 
Pflicht zur Mitwirkung bei Bchiffsvermessung 5. 

Beederel. Verschiedene Gesellschaftsformen 8. Vgl. im übrigen Parten- 
reederei. 

Beeder-Sohifför 72. 

Registerhafen und Heimatshafen 5. 

Begisterton und Kubikmeter 5. 

Begolar tum 32. 

Beiohsflagge, Recht zur Führung der Reichsflagge 5. 

Beise. Bodmerei- und Frachtreise 82, — Reise im Sinne der Vorschriften 
über das Sohiffspfandrecht 190 sub 2 — 6. 

Antritt einer neuen Reise vor Bezahlung oder Sicherstellung der Bod- 
mereischuld 88, der Beiträge zur großen Haverei 150 a. £., 202, 
der Forderungen der Schiffsgläubiger 202. 

Belseänderung. Befugnis des Schiffers, die Reise zu ändern 79, — 
gegenüber dem Bodmereigläubiger 88. 

Beisende. Unterhalt im Nothafen und Havariegrosse 118 sub g, — 
Frachtvertrag zur Beförderung von Reisenden 208 — 210. 

Beisegut. Beitrag zur Havariegrosse 144, — in Wracks 107, — Schiffs- 
pfandrecht wegen Verlust oder Beschädigung von Reisegut 190 sub 5. 

Beklamekosten als besondere oder große Haverei 121 sub 2, — Schiffs- 
pfandrecht 190 sub 4. 

Beparatur des SohiflTes. Befugnis des Schiflers zwecks Erhaltung des 
Schiffes 79. 

Schiffer muß, falls angängig, nur notdürftig reparieren 78, 112 sub 6. 
Unterliegt eine vorläufige Reparatur dem Abzüge neu für alt? 129 a.E. 
Ist zwecks Vergütung in Havariegrosse Sachverständigentaxe erforder- 
lich? 130, 
während der Reise und Rücktritt vom Frachtvertrage 158 (157). 

Beparaturunfähigkeit 11. 

Beparaturunwürdigkeit 11. 

Bettungsdampfer, ein Erwerbsschiff? 4 sub 3, — Festsetzung des Hilfs- 
lohnes 104, — Verteilung des Hilfslohnes unter die Besatzung 103. 

Bevers (Havariegrosserevers) 136. 

Büoktritt vom Frachtvertrage vgl. Frachtvertrag, 
vom Hilfslohnvertrage 100 a. E. 

Sauve qui pent 111 sub 3. 
Schadensersatz (vgl. auch Zusammenstoß). 

und Liegegeldanspruch 31, 182, 

wegen Ablieferung konnossementswidriger Güter 167 sub 2 b und c, 

wegen Verlust oder Beschädigung der Ladung 175, 176, 

Ersatzpfandrecht am Entschädigungsanspruch 201. 
Sohatz fällt an Ausrüster oder Zeitcharterer 7. 
Schiff. Begriff 3 sub 1, — Anwendung des Handelsgesetzbuches, wenn 

ein Schiff zur See- und Flußschiffahrt verwandt wird 3 sub 2. 
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als Essentiale des Frachtvertrages 19. 

Veräußerung vgl. Veräußerung, Erhaltung des Schiffes vgl. Reparatur, 
Pfandrecht am Schiff vgl. Pfandrecht, Pfandrecht an Schiff und 
Fracht vgl. Schiffegläubiger. 
SohifDEihrty Freizeichnung von Grefahren der Schiffahrt 174. 
Sohiffer. 

Haftung, Rechte und Pflichten des Schiffers im allgemeinen. 
Pflicht der Anwesenheit an Bord im Verschiffungshafen 22, — auf 
der Reise 75, — im Entlöschungshafen 161, — Befugnisse 
des Vertreters des Schiffers während seiner Abwesenheit 22. 
Haftung des Schiffers im allgemeinen 71. 
Befugnisse des Schiffers im Heimatshafen 66. 
Befugnisse des Schiffers außerhalb des Heimatshafens im allgemeinen 
66, 75, 78, 

in bezug auf Ausfühnmg des Frachtvertrages, und zwar gegen- 
über Dritten 79 — 88, — gegenüber Reeder 84, 85, — 
gegenüber Ladung 86, 
als Vertreter des Reeders 77, 78, 84, 
als Vertreter der Ladung 87, — der Gläubiger 88. 
Haftung gegenüber Dritten in Befolgung der Anweisungen des 

Reeders 71, 75. 
Ist bei Überschreitung der Befugnisse das ganze Geschäft nichtig? 85. 
Fälle, in denen der Schiffer und nicht der Reeder haftet 66. 
Rechte und Pflichten des Schiffers im Abladehafen und im 
Bestimmungshafen. 

Haftung für See- und Ladimgstüchtigkeit 22, 23, — für Lade- 

und Löschgerätschaften 22, — für Gamierung 22, — Rechte 

und Pflichten mit Bezug auf den Lade- und Löschplatz 25, — 

Laden und Stauen 27, — Laden und Löschen 26. 

Mitnahme gefährlicher, ungesetzlicher Güter 28. 

Befugnisse bei Überschreitung der Wartezeit im Abladehafen 36, 

37, im Entlöschungshafen 182. 
Haftung für Vorhandensein notwendiger Schiffe- und Ladimgs- 

papiere 44. 
Verhinderung des Schiffers bei Abfahrt des Schiffes 45. 
Rechte und Pflichten, falls Empfänger imbekannt oder Annahme 
weigert (Hinterlegung, Verkauf, Mitteilung an Befrachter) 165. 
Rechte und Pflichten aus dem Konnossement: Ausstellung 
des Konnossementes 39, 

Haftung aus dem Inhalt des Konnossements: Haftung des 
Schiffers und Rechte des Empfängers aus dem Empfangs- 
bekenntnis des Schiffers im Konnossement 166 — 171. 
(Näheres vgl. Konnossement.) 
Unterschrift des Schiffers oder anderer Personen 43. 
Haftung des Schiffers aus dem Ablieferungsversprechen 43, 
insbesondere: Auslieferung der Güter vor Erreichung des 
Bestimmungshafens 42, Schiffer liefert an nicht legitimierten 
Konnossementsinhaber aus 163, Wann darf Schiffer Aus- 
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lieferuDg an legitimierten Konnossementsinhaber weigern? 163, 
es präsentieren sich mehrere legitimierte Eonnossements- 
inhaber 163. 
Anzeigen des Schiffers. 

der Abfahrt bei Nichtlieferung von Stückgütern 30, 

der Lade- und Löschbereitschaft 82, 181, — des Ablaufes der 

Liegezeit 33, 181, — des Ablaufes der Wartezeit 36, 
an Befrachter, wenn Ablader unbekannt oder Lieferung weigert 87, 

— wenn Empfönger imbekannt oder Annahme weigert 165, 
der Hinterlegung bei Verzögerung der Entlöschung 182 — 183, 

— wenn mehrere Eonnossementsinhaber sich präsentieren 163, 

— wenn mehrere Bodmereibriefinhaber sich präsentieren 189. 
Bechte und Pflichten des Schiffers auf der Beise. Im all- 
gemeinen 66, 76, 78. 

Ausführung der Beise. 

Vollmacht gegenüber Dritten 79—83. 

Anstellung der Schiffsmannschaft, Abänderung der Heuer- 
verträge, — Abschluü und Abändenmg von Fracht- 
vertrilgen, — Prozeßführung, Verzichte, Vergleiche, An- 
erkenntnisse, Prisengerichtsverfahren, — ITmstauung, Um- 
ladung^ — Beiseänderung — Erhaltung des Schiffes, — 
Anschafinngen 79. 
Nach Verlust des Schiffes 80. 

Kreditgeschäfte: Voraussetzimg der Gültigkeit 81, — liegt 
ein Kreditgeschäft vor, wenn Schiffer ohne Kreditgewährung 
abfährt 81, — Verjährung 81, 
Bodmerei. Voraussetzung der Gültigkeit 81, — Abschlufl 
nach Auflösung des Frachtvertrages, — Verbodmung der 
Ladung allein 81^ — Verbodmung der Ladung ein 
Kreditgeschäft gegenüber Ladimg (daraus resultierendes 
Schiffspfandrecht 207) 82. Vgl. im übrigen Bodmerei 
Verkauf des Schiffes 83, 200 sub 3, — von Teilen des 

Schiffes 83. 
Verkauf der Ladung oder von Teilen der Ladung 83, — 
ein Kreditgeschäft gegenüber Ladung 85, — daraus 
folgendes Schiffspfandrecht 207. 
Vollmacht gegenüber Boeder 84, — in bezug auf Kredit- 
geschäfte (Bodmerei), Verkauf von Schiff imd Ladung 84, — 
Verkauf von Ladungsteilen 85, — Beschränkuug auf not- 
dürftige Schiffsreparaturen 78 (vgl. auch 112 sub 6), — 
Bechnungslegung und Berichterstattung 77, — nach Ver- 
lust des Schiffes 78, — ist Schiffer an die Anweisungen 
des Beeders gebimden? 71, 75. 
Vollmacht gegenüber Ladung (insbesondere Verkauf, Verbod- 
mung der Ladung) 86, — nach Auflösung des Fracht- 
vertrages 78. 
als Vertreter der Ladung, insbesondere: Verkauf, Verbodmung, 
Kreditgeschäfte 87, — Sorge für die Ladung auf der Beise 
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und nach Auflösung des Frachtvertrages 87, — Entgeltlichkeit 
der Dienste des Bchiffers im alleinigen Interesse der Ladung 87. 
als Vertreter der Gläubiger (insbesondere des Bodmerei- 
gläubigers) 88. 
Zusammenstoß, Hilfslohn und große Haverei. 

Verletzung der Seeetraßenordnung und der Verordnung über das 
Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstoße von Schiffen 
auf See 92, — Schiffer und Zwangslotse 93. 
Anteil am Hilfslohn 108, — Befugnis zum Abschluß von Hilfs- 
lohnverträgen 100 sub 5, — zum Verzicht auf Anfechtung von 
Hilfalohnverträgen 105 a. E. 
Verletzung bei Verteidigung des Schiffes und Belohnung in Havarie- 
grosse 119 sub 5, — Haftimg für rechtzeitige Aufmachung der 
Dispache 150. 
Pfandrecht. 

Schiffspfandrecht aus Rechtsgeschäften des Schiffers 190 sub 4 

und 6. 
Schiffer darf Ladung nicht ausliefern, bevor Ladungsgläubiger 

bezahlt oder sichergestellt 197 — 198. 
Persönliche Haftung des Schiffers bei Beeinträchtigung von Schifis- 

oder Ladungsgläubigerrechten 202. 
Schiffer als Beklagter bei Geltendmachung eines Schiffs- oder 

Ladungsgläubigerrechtes 205. 
Ausübung des Pfandrechtes durch den Schiffer 204 a. Anf., 206, — 
Befugnis zum Verkauf der Ladung zwecks Realisierung des 
Pfandrechtes wegen der Fracht 187, 206. 
Schifferreeder 72. 
Schiffer als Mitreeder 9. 

Pflicht zur Mitwirkung bei Vermessung des Schiffes 5. 
Schifferreeder 72. 

SohifflBbesatzung. Dazu gehörige Personen 16, — gehört der Lotse da- 
zu? 93, — Begriff der Schiffsbesatzung beim Schleppzug 95, 
Anstellung durch Schiffer 66, 79, — Änderung des Heuervertrages 
durch den Schiffer 79, — gegen wen richtet sich der Anspruch 
auf Heuer, wenn das Schiff imterwegs verkauft wird? 12, — Ver- 
jährung aus Heuerverträgen 74, — Schiffspfandrecht wegen Forde- 
rungen aus Dienst- und Heuerverträgen 190 sub 8 und 2 — 6, 
Anspruch auf Hilfslohn der Besatzung des geretteten Schiffes 102, — 
der Besatzung des rettenden Schiffes und Verteilung des Hilfslohnes 
unter dieselbe 103, 
Belohnung für Verteidigung des Schiffes: Havariegrossevergütung 119 
sub 5. 
Sohiff^direktor vgl. Korrespondentreeder. 
Sohiffisdisponent vgl. Korrespondentreeder. 

Sohiffbeigentümer und Boeder 6, — Haftung für Signalapparate 22. 
Schiffsgläubiger. 

Die einzelnen Schiffsgläubiger und ihre Rangordnung 190, — Pfand- 



Digitized by 



Google 



Sachregister. 465 

(Schiffsgläubiger.) 

recht der Ladung au Schiff und Fracht wegen Befreiung von 
einem Ladungspfandrecht 207, « 
Verhältnis der Schiffsgläubigerrechte zu andern Pfandrechten an Schiff 

und Fracht 102, — Schutz des guten Glaubens 190 a. £., 
Umfang des Pfandrechts 198; insbesondere: 

des Pfandrechts am Schiff: Abzüge wegen Aufwendungen des 

Beeders, Pfandrecht am Zubehör 199, 
des Pfandrechts an der Fracht: vorausbezahlte Fracht, Fracht für 
Güter des Beeders, Konnossements- oder Charterfracht, Liege- 
geld, Auslagen, Primage,. Kaplaken, Passagegelder 199, 
ergreift das Pfandrecht die Versicherungsumme? 201 a. E., 
Erlöschen des Pfandrechtes 

am Schiffe; Verkauf des Schiffes 200, 
an der Fracht; Zession der Fracht 200, 

Ausschluß von Schiffsgläubigern durch Aufgebotsverfaliren 200 
sub 6, 
Ersatzpfandrecht im Falle der Beschädigung, Zerstörung, Veräußerung 

des Pfandes 201, 
Persönliche Haftung des Schiffers bei Beeinträchtigung des Havarie- 

grossegläubigerrechtes 202, 
Persönliche Haftung des Beeders bei Erlöschen oder Beeinträchtigung 
eines Schiffsgläubigerrechtes 202; insbesondere: 
Verkürzung vorstehender durch Bezahlung nachstehender Gläubiger 

202, 
Antritt einer neuen Beise 202, 
Unterschied zwischen persönlisher Haftung des Beeders und des 

Empfängers gegenüber Schi&- bzw. Ladungsgläubigem 203, 
Wer hat Grenze der persönlichen Haftung zu beweisen? 203, 
Bealisierung des Pfandrechts im allgemeinen 204 a. Anf., 

Gegen wen hat sich die auf Zwangsvollstreckung in das Pfand 

gerichtete Klage zu richten? 205, 
Gegen wen hat sich die die persönliche Haftung geltend machende 
Klage zu richten? 205, 
Verjährung des Pfandrechts 207, 
Auflösung des Frachtvertrages während der Beise und Schiffsgläubiger 

160, 
Ausländische Schiftsgläubigerrechte: Gültigkeit, Bangordnung, Verjäh- 
rung 207. 
Sohiflbkasse: Beitrag zur Havariegrosse 144. 
SohifEbmakler. Vertreter des Schiffers 187. 
SohifflimaimBohaft vgl. Schiffsbesatzung. 
Sohifbofflzier. Befugnisse als Vertreter des Schiffers 22, — insbesondere 

bei der Abladung 21. 
JBohifGspart: Veräußerung imd Abandon 9, — Veräußerung an Nicht- 

reichsangehörige 9. 
SohifGspfandreoht vgl. Schiffsgläubiger. 

Sohififisregister. Bedeutung der Eintragung für See- oder Flußschiff 3 
sub 2, — für den Erwerb von Hypotheken 5, 

SieYeking, Seerecht. 30 
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von wem geführt? 5 — Verpflichtung zur Eintragung 5, — Inhalt 

der Eintragung, 
und Heimatshafen 5. 
SohifDBvermessung: vollständiges und abgekürztes Verfahren 5, 

Anerkennimg ausländischer Vermessungen 5. 
SohiflDivermesaungsbehdrden 5. 
SohiffluertifLkat 5. 
SohifOisettel 21. 
Schlepper vgl. Schleppschiffahrt. 
Sohleppkosten vgl. Schlepplohn. 

Sohlepplohn: zu Lasten des Reeders oder in Havariegrosse zu vergüten 
76, 112 sub 6, — zwecks Erreichung des Nothafens 118 sub c, — 
trägt Havariegrosse-Schlepplohn zur Havariegrosse bei? 140 a. £. 
SohleppBchiff vgl. Schleppschiffahrt. 

SohleppsohiiSüirt. Zusammenstoß zwischen Schlepper und Schleppschiff 
unterliegt den §§ 734ff. des HGB.? 89, 

Nautische Einheit des Schleppzuges 94; insbesondere: Begriff der 
Schiffsbesatzung 95, 96; Einfluß rechtlicher Beziehungen zwischen 
Schlepper und Schleppschiff 95, 
Haftung für 

fehlerhafte Navigierung: Haftung des Schleppschiffes 95, des 

Schleppers 96, 
fehlerhafte Schlepptrossen oder Verbindung durch Schlepptrossen 97, 
fehlerhafte Formierung des Schleppzuges (insbesondere bei Bug- 
sierung von Seeschiffen) 98, 
zu tiefe Beladung des Schleppschiffes 98, 
Einwand des Mitverschuldens des Schleppers (Schleppschiffes) bei Klage 

des Schleppschiffes (Schleppers) gegen drittes Schiff 98 a. E., 
Einwand des Mitverschuldens des Schleppers bei Klage des einen 
gegen das andere Schleppschiff wegen Zusammenstoßes 99 a. Anf., 
Verjährung der Ansprüche aus Schleppvertrag 99, — der Ansprüche 

zwischen Schlepper und Schleppschiff aus Zusammenstoß 99, 
Hilfslohnanspruch zwischen Schlepper imd Schleppschiff 102, 
Verteilung des Hilfslohnes unter die Besatzung eines Schleppdampfers 103. 
See. Freizeichnung von Gefahren der See 174. 

SeeberufsgenoBsensohaft. Verjährung und SchifEspfandrecht 190 sub 7. 
SeeerwerbsBohifEl Begriff 4 sub 8. 
Seefahrt. Grenzen der S. 3 sub 2. 

Seemannsamt. Zuständig für Verteilung des Hilfslohnes 103, — für 
Festsetzung einer Belohnung für Verteidigung des Schiffes 119 sub 5. 
Seenot (Hilfeleistung in). Begriff 100 sub 2—4. 
Seeschiff: Begriff 8 sub 2. 

Seesohifflüirt. Verwendung zur S., und Begriff eines Seeschiffes 3 sub 2. 
Seetriftige Güter. Bergung 107, — Zurückbehaltungsrecht 197. 
Seetüohtigkeit. Absolute und relative 23, — imd negligence-Klausel 174. 
Seewurf 116 sub 1, 

Wert der Havariegrossevergütung im allgemeinen 122, — im beson* 
deren 181, — Vergütung für geworfene beschädigte Ladimg 126, 
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Beitragspflicht geworfener Ladung im allgemeinen 140, — im beson- 
deren 143, 
Seewurf und Auflösung des Frachtvertrages 153, — und Frachtzahlung 
179 sub 6. 

Segelfertig^eit 45. 

Signalapparate. Haftung des Schiffseigners für S. 22. 

Sonntage. Einfluß auf Liegezeit 34. 

Spillage im Nothafen. Havariegrossevergütung 118 sub e. 

Stauer und Schifisbesatzung 16, — und Schiffer 27. 

Stauung und Seetüchtigkeit 23, — Haftung für St. 27, — nach Seemanns- 
brauch 27. 

Staunngsinspektoren 16, 27. 

Steuermann. Befugnisse als Vertreter des Schifiers 22, — insbesondere 
bei der Abladung 21. 

Strandamt. Kompetenz bei Festsetzimg des Hilfslohnes 104, — nach 
Anfechtung eines Hilfslohnvertrages 105 a. £. 

Strandtriftige Güter. Bergung 107, — Zurückbehaltungsrecht 197. 

Strandnng imd sauve qui peut 111 sub 3^ — als große Haverei 117 sub 3. 

Streik verzögert Antritt der Reise 61, Fortsetzung der Beise 157, Be- 
ladung 35, Entlöschung 182. 

Stückgutbefraohtung 17^ — Wartezeit bei Abladung von Stückgütern 30, 
bei Entlöschung von Stückgütern 183, — gerichtliche Bestimmung des 
Abfahrtstermines 30. 

Substituted expenses 112. 

Tagebuch 77. 

Tauoherkosten im Nothafen, in Havariegrosse zu ersetzen? 118 sub f. 

Teübefiraohtong 17. VgL auch Liegegeld. 

Teilfraoht für unterwegs verkaufte Güter 179 sub 1 — 5, — für geborgene 
Güter 179 sub 7, — Berechnung nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
oder dem Handelsgesetzbuch 179 sub 2. 

Teillieferung von Ladung innerhalb Wartezeit 37. 

Teilweiser Verlust. Begriff im Sinne der §§ 608—610 HGB. 176. 

Time oharter vgl. Zeitcharterer. 

Totalverlust im Havariegrosserecht 113 sub 7. 

Tonnengelder zu Lasten des Reeders 76, — Verjährung 76, — Schiffs- 
pfandrecht 190 sub 2. 

Tragfähigkeit eines Schiffes als Vertragsbedingung 19, — sind Bunker- 
kohlen eingeschlossen? 19. 

Überfahrtsgelder. Beitrag zur Havariegrosse 145, — Schiffspfandrecht 

199 a. E. 
Übergabe vgl. Veräußerung, Konnossement. 
Überliegeseit. Beginn 33, 181, — Dauer 34, 181, — Berechnung 34, 

181, — Ende 36, 182. 
Übernahme der Güter zu Wasser im Sinne § 8 Hamburgisches AHGB. 

176. 
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Übertragung des Eigentumes eines Schiffes 4 sub 8, 12 (vgL auch Ver- 
äußerung), — des Eigentumes eines Schiffes und Schiffspfandrecht 
200, — der Frachtforderung und Schiffspfandrecht 200, — der an 
die Stelle eines Pfandobjektes getretenen Ersatzforderung und Pfand- 
recht 201 a. E. 

Unterbe(ver)fraohtung 188, — und Liegegeldanspruch 188. 

Unterstiohung der Ladung zwecks Feststellung von Beschädigung und 
teil weisem Verluste 176. 

Ursprungsattest 44. 

Verftufierung der Ladung oder von Teilen der Ladung durch den 
Schiffer 

in Ausführung des Frachtvertrages 88 — 85, und zwar: 

Vollmacht des Schiffers Dritten gegenüber 88, — gegenüber 
dem Reeder 84, — zum Verkauf für HavMriegrossez wecke 84, 
— die Veräußerung ist ein Kreditgeschäft gegenüber den 
Ladungsinteressenten 85, 
als Vertreter der Ladung 87, 

zur Deckung von Havariegrosseausgaben: Havariegrosseanspruch der 
Ladung 124, 180 a. E., 185 sub c, — der Vergütungsanspruch 131. 
ein Fall unregelmäßiger Havariegrosse 120 sub 2, 125, 
und Auflösung des Frachtvertrages 158, — und Frachtzahlung 179 

sub 1 — 5, 
wenn Empfänger unbekannt oder Empfangnahme weigert 165, 
und Erlöschen von Ladungsgläubiger> und sonstigen Pfandrechten 

200 a. E., 
Pfandrecht am Verkaufserlös 201. 
/^Veräußerung des Sohifllas. Form 4 sub 8, 12, — Anwendung des 
^ Handelsgesetzbuches auf Nichterwerbsschiffe 4 sub 8, 
C_ und Auflösung der Beederei 10 — 11, — Veräußerung einer Schiffspart 9, 
Eigentumsübertragung 12, — Verkauf eines auf der Reise befindlichen 

Schiffes 12, 
Befugnis des Schiffers zum Verkauf 200 sub 8, — zum Verkauf von 
Teilen des Schiffes 83. Vollmacht des Schiffers gegenüber Dritten 83, 
gegenüber dem Reeder 84, 
und Schiffspfandrecht 200, — Ersatzpfandrecht am Verkaufserlös 201. 
Verbodmung vgl. Bodmerei. 
Verderb, innerer, und Frachtzahlung (insbesondere bei Zusammentreffen 

von Unfall und innerem Verderb) 178. 
Verfrachter. Haftung für Seetüchtigkeit 28. 

Verfügung von hoher Hand, Begriff 57, — und Rücktritt vom Fracht* 
vertrage vor Antritt der Reise 57, 59; nach Antritt der Reise 154, 
156, — ein Fall unregelmäßiger Havariegrosse 58, 59, 120 sub 1, 
155. 
Verjährung seerechtlicher Ansprüche im allgemeinen 78, 74 a. E. 

Welche persönlichen Ansprüche gegen den Reeder unterliegen der 

seerechtlichen und welche der gewöhnlichen Verjährimg? 73, 
der Ansprüche der Schiffsbesatzung aus den Dienst- und Heuer- 
verträgen 74, 
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ans einem Verschulden der SchiSsbeeatzung 74, 

wegen öffentlicher Abgaben 76, 

aus Kreditgeschäften des Schiffers 81, — aus Kreditgeschäften 

des Schifters im alleinigen Interesse der Ladimg 87, 
aus Zusammenstößen 93, 94 a. Anf., 
zwischen Schlepper und geschlepptem Schiffe 99, 
aus Hilfeleistimg und Bergung 106, 
aus der großen Haverei 150, — auf rechtzeitige Aufmachung der 

Dispache 150, 
wegen Verlust und Beschädigung von Gütern 176, 
auf Liegegeld und Fracht 187, 
aus Bodmereigeschäften 189, 
der Forderungen der Seeberufsgenossenschaft und der Versicherungs- 
anstalten 190 sub 7. 
des Pfandrechtes 207. 
Verkauf vgl. Veräußerung. 
Verklarung 77. 

Verlust. Auflösung des Frachtvertrages imd Verlust des Schiffes (was 
bedeutet »Verlust*?) 52 (152), — und Verlust der Ladung (was be- 
deutet .Verlust*?) 54, 168, 

Begriff des Total Verlustes im Havariegrosserecht 113 sub 7, 
Begriff des teilweisen Verlustes im Sinne der §§ 608 — 610 HGB. 176, 
Begriff des Verlustes der Ladung für den Verlust der Fracht 178, 179, 
Schadensersatz wegen Verlust der Ladung 175, 176, — Schiffspfand- 
recht 190 sub 5. 
Vermessung ygl. Schiffivermessung. 

Versohulden (vgl. Liegegeld, Reeder , Schiffibesatzung, Schleppschiffahrt, 
Zusammenstoß), 
verschuldete Überschreitung der Wartezeit im Abladehafen 86, 37, — 

im Entlöschungshafen 182, 
Einfluß von Verschulden auf Havariegrosse 114, 
der Schiffsbesatzung: Haftung des Reeders eines Nichterwerbsschiffes 4 
sub 8, — Schiffspfandrecht 190 sub 6. 
Versicherungsanstalt, Forderungen der: Verjährung und Schiffspfand- 
recht 190 sub 7. 
Versicherungssumme und Schiffs- bzw. Ladungsgläubigerrechte 205 a. E. 
Verteidic^ung des Schiffes und der Ladung, eine Havariegrossehandlung 

119 sub 5. 
Versögerung beim Laden 85, beim Löschen 182 (vgl. Laden, Löschen, 
Liegegeld), — des Antritts oder der Fortsetzimg der Reise vgl. Fracht- 
vertrag, Verfügung von hoher Hand. 

Warteseit bei Abladung von Stückgütern 30, — bei Entlöschung von 
Stückgütern 183, 

Ende der Wartezeit im Abladehafen bei Granz- und Teilbefrachtungen 86, 
Nichtlieferung oder Teillieferung von Ladimg innerhalb der Warte- 
zeit 37, 
Verzögerung der Entlöschung über Wartezeit hinaus 182, 



Digitized by 



Google 



Ayo . Sachregister. 

(Wartezeit) 

bei Aufenthalt durch Verfügung von hoher Hand vor Erklärung des 
Bücktritts 154, 156. 
Wasser, Übernahme der Güter zu Wasser im Sinne des Hamburgischen 

AHGB § 8 176. 
Wertpapiere: Havariegrossevergütung 132 sub c, — Havariegrossebeitrag 

144, — Haftung des Reeders für Verlust 173. 
Wiegekosten bei Entlöschung 186. 
Wracks, Entfernung von 107. 

Yachts: Anwendung des HGB auf, 4 sub 8, — insbesondere bei Zu- 
sammenstoß und EUlfeleistung 89. 

York- Antwerpener Begeln. Entstehungsgeschichte 108, — Bedeutung 
ihrer Vereinbanmg 149 a. E. (Für die einzelnen Begeln vgl. das 
Quellenregister.) 

Zeitoharterer imd Ausrüster 27, — hat der Zeitcharterer oder der Beeder 

Anspruch auf den mit dem Schiffe verdienten Hilfslohn oder einen im 

Schiffe gefundenen Schatz 7, 

Zeitcharter und andere Befrachtungsarten 17, 18, — partizipiert der 
Beeder am Bisiko der Beise? 180, — verspätete Bückgabe des 
Schiffes 180. 
Zeitftraoht. Havariegrosse Vergütung und Beitrag 146, — Berechnung 

und Zahlung 180, — Einfluß des Verlustes der Ladung 180. 
Zession der Frachtforderung: Einflufi auf Pfandrecht an der Pracht 200, 

der an die Stelle eines Pfandes getretenen Ersatzforderung: Einfluß 
auf das Ersatzpfandrecht 201 a. E. 
Zollbehörde verhindert Abfahrt des Schiffes: ist dies eine Verfügung von 

hoher Hand? 57. 
Zollkutter. Anwendung des Handelsgesetzbuches 4 sub 3. 
Zubehör des Schiffes 199, — und Schiffspfandrecht 199, — und rechts- 
geschäftliches Pfandrecht 199. 
Zufall. Verzögerung beim Laden und Löschen 35, 182, — was ist em 

zufälliger Verlust von Schiff bzw. Ladung, welcher die Auflösung des 

Frachtvertrages zur Folge hat? 52 bzw. 54, 153. 
Zurüokbehaltuiigsreoht im allgemeinen 197, 

Zurückbehaltungsrecht des Bergers 107 sub 2, 197, — des Schiffers 
wegen der Fracht 198, 

Schiffer darf Ladung nicht ausliefern, bevor Ladungsgläubiger bezahlt 
oder sichergestellt sind 197, 

Zurückbehaltungsrecht und Pfandrecht 197. 
Zurücklassen von Ladung unterwegs wegen drohender Gefahr: eine 

Havariegrossehandlung? 110 sub 2, — und Frachtzahlung 178. 
Zusammengesetste Beisen vgl. Distanzfracht, Fracht, Frachtvertrag. 
Zusammenstoß von Schiffen. Anwendung des Handelsgesetzbuches auf 

Binnenschiffe 3 sub 2, auf Nichterwerbsschiffe 4 sub 8, 89, 

wann liegt ein Zusammenstoß im Sinne der §§ 734 ff. HGB. vor? 89. 
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Haftung. Allgemeine Grundsätze 89, 90 a. Anf., 

Haftimg des Reeders nach Bürgerlichem Gesetzbuch und Handels- 
gesetzbuch 89, 
Haftung des Reeders inhaltlich identisch mit Haftung der An- 
gestellten 90, 
Haftimg für Zwangslotsen 98, 

Zusammenstoß zwischen Schiffen desselben Reeders 90, — Be- 
freiungsklauseln und Ersatzansprüche des Gegenschiffes 91, 
— Reeder klagt eigenen Ladungsschaden vom anderen Schiffe 
ein 91, — Aufrechnung bei beiderseitigem Verschulden 90, 
Haftung der Ladung 91, 
Beweis. Was hat Kläger zu beweisen? 92, 

Präsumtionen, insbesondere Vermutung der Kausalität bei Beweis 
ordnungswidrigen Verhaltens: Verletzung der Seestraßenordnung, 
Anrennen eines stillliegenden Schiffes, ordnungswidriges Verhalten 
nach einem Zusammenstoße 92, 
Beweis der Kausalität von Schuld und Schaden 93, 
Zusammentreffen von Schuld und Zufall 98, 
Schadensersatz nach dem Grade, nicht nach der "Wirkimg des Ver- 
schuldens 93, — bei Verletzung der Verpflichtung, den Schaden 
zu mindern 98, 
Verjährung 98, — bei Zusammenstoß zwischen See- und Binnen- 
schiff 94, 
Hilfslohnanspruch zwischen kollidierenden Schiffen 102, 
Zusammenstoß von imd mit Schleppzügeu vgl. Schleppschiffahrt. 
ZwangBlotse. Begriff; Haftung des Reeders 98, — Zwangslotse imd 

Schiffer 98. 
Zwangsstauer 16, 27. 

Zwangsversteigerung eines segelfertigen Schiffes 45. 
Zwangsvollstreckung in ein segelfertiges Schiff 45, — Kosten der Zwangs- 
vollstreckung und Schiffspfandrecht 190 sub 1. 
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©tto JtTcifjttcts Vcvla^ in ^amhnv^. 



fiixaian^ Dr. ^üuL 9{e))€ttoriunt ber l^nfeatifd&ett SRed^tfpre^ung auf bem 
@c6tctc bc8 ^anbct«*«, ©crfid^crunflS*, SBwi^fct* uno ©ccred^tö ncbft ben jugc^ 
ftörigcn ®ntf (Reibungen bcr |öc^ftcn ®cri^tö^öfc. I. Sanb: Säinncn^anbel^, 
Scrfid^ctung^* unb SBcc^fdrcd^t JBrofcfi. 20.—. 3n §al6(cbcr flcb. 24. — 

IL Sanb: ©ccrc^t. JBrof4 16-— • 3« ßolMcbcr geb. 20.— 

'gtittet, Dr. ;p^. ^ntburgifd^e S[u8ffi^rungSgefe^e unb Serotbnungen. 3)lit 
Slnmcrt unb ©ad^rcgtfter. ©cbunben 4.50 

'Sträubte. Dr. ^ito. pie <$aiit0iir0et ^irtute in ^iniffiu^en. ©^ftematifc^ 
flcoronctc 9icc^töfäfec aug bcn öcröffcntlid^tcn UrteUcn Hamburger ©crid^tc. 
2.?lufI.bcarb.t)onDr.'8faitf JlJwJaiti. 8rofc^.44.— . Sn^atblcbcrgcb. 50. — 

^otbfetby Dr. S^it(iii5. ^iireitfrogeii ans bem bnttf^^» ftBire^i I. p.e9tt 
oen f^txb htt ^0f4aft unb bie 9f{ec^töfteIIung beiS @rben, indbefonbere 
nad^ famburgifd^em Steigt U. ^0et ^e^aineiifovoir^eAeir nac^ gemeinem 
unb gamburgifc^em SScd^t, fotoic nad^ bem ®nttourf bei^ beutfc^en bürger* 
liefen ©efefebuc^S. 3. — 

^o(bfe(b^ Dr. S^ntitt^. JKiitbetiiiigeii be5 ^atnint^tt t^cR^m ^itfetre^t^ 
^infic^ttic^ ber am 1. 3an. 1900 beftel^enben @^n. 1.60 

^amHxiif^t ^efe|e unb ^nothnnn^cn* @^ftematifd^ georbnete ßufammeu' 
fteßung mit anmcrfungen, herausgegeben öon Dr. jUBen ^ntff. — Qmitt 
Sluflage bearbeitet l)on Dberlanbei^geric^tgrat ^. <^itiiett0{e|et, 9te^tdanma(t 
Dr. ^attin Jic0, Sanbrid^ter Dr. jt. ^ilbeke, SRe^tdanmtt Dr. jlfBeirf 
:pfit(f. I. brof^. 16.—, geb. 18.—. II. brof^. 12.—, geb. 15.—. 
IIL brof^. 14.—, geb. 17.—. IV. (ergänjungSbanb) brofd^. 8.— , geb. 11.— 

<$aiifff . Dr. ^. S)ad SSerorbnungSred^t beS ^amburgifd^en ©enated. ^ne 
5iftorifd^*bogmatifc^e ©fijje. 2. — 

^^anfeotiMe ^ni^tncitnn%. ^anptbiatt: ^nbetöred^tUc^e SäQe. S3eib(att: 
©iöilre^tlic^c gälle. 5ßro Sa^rgang (52 $Wrn.) fompt. m. Siegifter. 20. — 
©njelne Quartale »erben ni^t abgegeben. 

^ettmannsietht^ 5* |)amburgif(|e« ©erid^tiSfoftengefeft öom 29. 12. 1899. 
Segtaudgabe mit STnmerfungen, ©ebü^rentabeÖen unb ©ad^regifter. ®eb. 1.20 

^e|, Dr. |l. pie §^xe nnh bie ^efeibionito beS § 185 @t.®.a 2.— 

— Slb^anbtungen au^ bem 6e0iete bei» §{«i(- unb §txafxe^i5. 2.— 

— $0er <^aiifa(}itfitiititieit|aii0 unb nnkoxptxti^c ^tukfntftxate. l. $eft 

I. Urfac^e unb Sebingung. 11. Serurfac^ung bur^ Unterlaffung. 3. — 

— 'gtefllett $ei|t %efi^m fein. St^ema unb Senjeiö. 6.— 

— Irene ^^efrn. - 2.— 

— Pas ;^&r^eit vom <^aiifa()iifaitiiiieii9aiig ober im S3anne beg 3^edd- 

©ne Äritil bc« faufalen ©enfcnö. 2.— 

;^arir^ ^atf. Pa$ <^itiiital^ Äritif ber t)otitifd^en Dcfonomie. L Jöanb. 

1. f8\xä): S)er 3?robuftion8procc6 bei^ Äapitafe. 6. Auflage, herausgegeben 

öon gr. engelS. JBrofc^. 9.—. 3n §al6tcber geb. 11.— 
n. S3anb. 2. SBu^: S)er ©irfutationgprocefe beS Äa^)itatö. 8. Auflage. 

lierauSgegeben öon ^r. ©ngelS. JBrofd^. 8. — 3n ^albtcber geb. 10.— 
IIL JBanb. 3. Suc|: S)er ©efammtproceß ber fapitaliftif^en 5ßrobuftion. 

2 Seile. 2. Auflage. Srofc^. 10.—. Sn §albteber geb. 14.— 

i^ts^anfcn, <$. ^auvotxitiiefe% hex $iabt ^amHx% wm 83. S^uni 1882 

nebft Sln^ang brofc^. 3.20, geb. 3.80 

Dr. ju ^anbHd^ be5 ^afl- itiib §^ankn>ixlf^aitsimntei^ ®cb. 2.— 

n rr Pie ^ttaletwtbiiititg vom 10. ^nfl 1903. 3.—. ®e6. 4.— 



$>vud t)on ^effe A fßtdtx tn Sei^^sig. 
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